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Kinleifung. 


I. Abſchnitt. 
Das dDeutfde Neid.*) 


Kapitel 1. 
Gntfießung, Berfafung und Gebiet. Meiismitglieder. 
Aeichsaugehörige. 
81. 
Gründung und Eutſtehung des Reiches.) 


. Die Gründung de deutſchen Weiches, welches durch Die 
Schöpfung des Norddeutichen Bundes von 1867 fchon vorbereitet 
war, erjcheint als der gewaltige Erfolg, als die herrliche Frucht des 
glorreichen Krieges, welchen der NRorddeutiche Bund im Vereine mit 
den vertragstreuen füddeutfchen Staaten zur Abwehr des franzöſiſchen 
Angriffes im Jahre 1870/71 zu. führen geziwungen war. 

Die Initiative zur Gründung dieſes mächtigften Staatenbundes 
ging von Bayern aus. Und fo ift es in dem Jahre, in welchem 
die 25jährige Wiederfehr dieſes weltbedeutenden Ereignijjes in allen 
deutſchen Gauen gefeiert wurde, wohl erflärlih, daß — felbit über 
ben Zweck dieſes Buches hinaus — in Kürze bes biftoriichen Her⸗ 
gungen ber Neugründung des deutſchen Reiches Erwähnung gejchieht. 

ied um jo mehr, als ja das gemeindliche Leben ſich im Leben des 
Staates und des Neiches aufbaut und die reichgrechtlichen Berti 
niffe in vielfacher Beziehung einen Einfluß auf gemeindliche Verhält- 
niſſe, ſowie ſpeziell auf die Thätigfeit der Gemeindebehörden ausüben, 
jo daß auch aus diefem Grunde Veranlaſſung befteht, in Kürze Ver⸗ 
faſſung fowie Entftehung und Entwidlung des Reiches, feiner Einrichtung 
und feiner Gejegebung auch in diefem Buche zu betrachten. 
in Laband, Staatsrecht des deutfchen Reiches 3. Aufl. Bd. 1 ©. 36 
abgedrudten, in der Sitzung des Norddeutichen Reichstages vom 
5. Dezember 1870 erftatteten diesbezüglichen Berichte des damaligen 
Präfidenten des Bundesfanzleramtes, Staatsminifters Delbrüd, ent- 
nehmen wir hierüber Soigenbes ; 

Die tgl. bayer. Regierung gab im Laufe des September 1870 
dem Präfidium des Norddeutichen Bundes zu erkennen, daß die Ent- 


— 





*) Laband: Das Staatsrecht des deutſchen Neiches. 83. Auflage. 1896. 
) Rab. I, 86 ff. 
Pohl, Handbuch. 1. 1 


2 8 1. Gründung und Entſtehung des Reiches. 


wicklung der politiſchen Verhältniſſe Deutſchlands, wie ſie durch die 
kriegeriſchen Ereigniſſe herbeigeführt ſei, nach ihrer Ueberzeugung es 
bedinge, von dem Boden der völkerrechtlichen Verträge, welche bisher 
die ſuͤddeutſchen Staaten mit dem Norddeutſchen Bunde verbanden, 
ab zu einem Berfaflungsbündniffe überzugehen. Sie verband mit 
diefer Mitteilung den Ausdruck des Wunſches, mit einem Bevoll- 
mächtigten Des Bräfidiuma über die Vorfchläge in Beſprechung zu 
treten, welche fie zur Ausführung ihres Gedankens vorbereitet hatte. 
Das Präjidium beeilte fich, diefem Wunſche zu entiprechen, und 
ed murde dem Staatöminifter Delbrüd der Befehl erteilt, fich zu 
diefem Zwecke nah München zu begeben. Die Befprechungen in 
München fanden ftattl. An denjelben nahm auch die gl. württem- 
bergiiche Regierung teil. Während das Ergebnis dieſer Beiprechungen 
der Erwägung des Bundespräſidiums unterlag, wurde von Stuttgart 
der Wunſch ausgejprochen, die in München eingeleiteten Beiprechungen 
in Verſailles fortzujegen und zu ergänzen, namentlich nach ber mili- 
tärifchen Seite hin. Gleichzeitig mit diefer Anregung erfolgte der 
offizielle Antrag Baden? auf Eintritt in den Norddeutfchen Bund. 
Endlich erflärte auch die großhberzogl. Heſſiſche Regierung ihren Ent- 
ſchluß, mit dem füdlichen Teile ihres Gebietes dem Bunde beizutreten. 
So geichah es denn, daß in der zweiten Hälfte des Oktobers 1870 
Vertreter der fämtlichen jüddeutichen Staaten in Berjailles zulammen: 
traten, um über die Gründung eines deutihen Bundes 
zu verhandeln. Die Reſultate diefer Verhandlungen find in folgenden 
Urkunden niedergelegt: 
1) Vertrag zwiſchen dem Norddeutichen Bunde, Baden und 
Heſſen, abgeichloffen zu Verſailles am 15. November 1870. 2) 
2) a. Vertrag zwilchen dem Norddeutihen Bunde, Baden und 
Heilen einerfeit3 und Württemberg andrerſeits, abge- 
ſchloſſen am 25. November 1870 zu Berlin, ®) 
b. Schlußprotofoll hiezu von Berlin 25. November 1870, *) 
c. die Militärtonvention zwifchen dem Norddeutichen Bunde 
und Württemberg von Verſailles 21. November 1870 
reſp. Berlin 25. November 1870, 5) 
3) a. Vertrag des Norddeutichen Bundes mit Bayern d. d. 
Verjailles 23. November 1870), deflen Art. I bejtimmt: 
Die Staaten des Norddeutichen Bundes und das König: 
reih Bayern fchließen einen ewigen Bund. Dieſer 
Bund heißt „der deutiche Bund“, 
b. dag Schlußprotofoll hiezu d. d. Verſailles 23. November 


) Bundesgejeßblatt 1870 ©. 650. 
3) n 1870 ©. 654. 
* " 1870 ©. 657. 
) 1870 ©. 658. 
* Neichd-Gef.-Bl. 71 ©. 9. 
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18707), deſſen Art. XVI den Beitimmungen diejes Proto⸗ 

folle3 diejelbe verbindliche Kraft beilegt, wie dem vor: 

ſtebend genannten Vertrage von Verſailles vom gleichen 
age. 

4) Vertrag von Berlin d. d. 8. Dezember 1870, nach welchem 
Württemberg, Baden und Heſſen dem zwiſchen dem Nord— 
deutichen Bunde und Bayern geichloffenen Bertrage und 
Bayern, joweit dies noch erforderlih war, den zwilchen dem 
Korddeutichen Bunde und Baden, Heflen und nn hritemberg 
abgejchlojjenen Verträgen nebſt Anlagen, Protofollen un 
Militärkonvention zuftimmt.®) 

5) Auf Anregung des Königs von Bayern wurde ein- 
jtimmig vereinbart, daß der deutſche Bund den Namen 
„Deutſches Reich” erhalte und daß die Ausübung der Bräfi- 
Dialvechte des Bundes mit Führung des Titels eines 


„Deutſchen Kaifers” 
verbunden werde. ?) 


Die wirflide Gründung des deutſchen Reiches er- 
folgte am 1. Januar 1871 und zwar auch in Beziehung auf 
Bayern. Denn wenn auch der bayer. Landtag erit drei Wochen 
jpäter deu Vertrag genehmigte, jo enthielt doch der Vertrag ſelbſt die 
Beitimmung, daß er am 1. Januar 1871 in Wirkſamkeit treten foll, 
und dieſe Beitimmung wurde mit genehmigt. 19) 

Am 18. Januar 1871 erfolgte im Spiegellaale des Schlofies 
zu Verſailles die mweltbefannte Kaifer-Proflamation vor den 
verjammelten deutichen Fürjten und Heerführern und erließ Wilhelm IV., 
König von Preußen, die Proflamation an das deutſche Voll, in 
welcher er die Annahme des Titel eines Ddeutichen Kaiſers erklärte. 
Als Wilhelm L war er der erite Kaijer im neugegrün: 
deten Deutſchen Reiche. | 

Das neue deutſche Reich ging fofort an eine ordnungsmäßige 
Redaktion feiner Verfaſſung. Es wurde daher jchon dem eriten, am 
21. März 1871 eröffneten Neichötage der Entwurf der Reichsver⸗ 
faffung vorgelegt. Derjelbe wurde am 14. April 1871 vom Reichs⸗ 
tage genehmigt und am 16. April 1871 als Reichsgeſetz verkündigt. 

Lestgenanntes Neichögeje zerfällt in zwei von einander ge⸗ 
trennte Teile: 

a. das Geſetz, betr. die Berfaflung des deutichen Reiches oder 

das fog. Bublilationggefegt), 


) Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 71 S. 23. 
®) Lab. 1, 39 Rr. IV. 
9 Lab. 1, 39 Nr. V. 
20) Lab. 1, 48. 
39 Lab. 1, 46. Pröbft, Comm. zur Reichsverfaſſung 1895 ©. 4 ff. Seydel, 
Comm. zur NReichöverfaffung S. 1 f. Web. 8, 744. Bamb. 11, 84. 
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b. die Reichsverfaſſung ſelbſt. 12) 
j Die Reichsverfaſſung in diefer neuen Redaktion ift mit dem 
4. Mai 1871 in Wirkſamkeit getreten. 

Der Wortlaut der Reichsverfaſſungsurkunde vom 16. April 
"1871 Hat nachträglich folgende Veränderungen erfahren 12): 

a. Durch das Gefeb vom 24. Februar 187314) wurde der 
Art. 28, Abi. II aufgehoben. 

b. Art. 4, Nr. 9 erhielt einen Zuſatz durch Geſetz vom 3. März 
1873 15): : „desgl. die Seeichiffahrtszeichen“. 

c. Art. 4, Nr. 13 wurde abgeändert Durch Geſetz vom 20. De⸗ 
zember 187316) und heißt jetzt: „Die gemeinſame Geſetz⸗ 
gebung über das geſamte bürgerliche Recht, das Strafrecht 
und das gerichtliche Verfahren.“ 

d. Art. 59, Abf. I ift abgeändert durch Gele vom 11. Februar 
1888, betr. Aenderungen der Wehrpflicht Art. 117). 

e. Art. 24 abgeändert durch Geſetz vom 19. März 1888 18) 
„Die egislaturperioe dauert fünf Jahre zc.“ 

f. Art. 53, Abf. V abgeändert durch das Geſetz vom 26. Mai 
1893, betr. die Erjatverteilung 19) 30) 21), 

| Außerdem wurden in materieller Beziehung im Laufe der Jahre 
vielfache Veränderungen des Reichsverfaſſungsrechtes durch die ſpätere 
Reichs⸗Geſetzgebung herbeigeführt. 


Anhang: Die Erwerbung von Eljaß-Lothringen und von Helgo- 
land und der Schußgebiete 22). 

Durh den zwilhen dem Deutichen Reiche und Frankreich 
abgeschloffenen Präliminar-Triedensvertrag vom 26. Februar 1871 
(Art. 1) Hat Frankreich auf Elſaß-Lothringen „zu Gunſten des 
Deutſchen Reiches“ verzichtet und wurde in dieſem Vertrage aus⸗ 
geſprochen: daß „das Deutſche Reich dieſe Gebiete für immer mit 


u) Kat. 1, 44. Pröbft 6.2 ff.; Web. 8, 745. Bamb. 11, 87. Seybel, 


Comm. *8 
6.1, 47. PBröbft ©. 3 
) — Bl. 73, ©. 45. Web. 8, 752 Anm. 
n „ 73,64. „ 8,747 Anm. 11. 
ı 70, 7,6.379. „ 8,747 Anm. 12. 
* 0, „ 8,6.11. „18, 709 


00,88, &. 110. . 18, 770 
93, ©. 186. 
*— In Hirdbſt, TConin. 1895 ſind im te bie betr. Abänderungen Tenntlic) 


Hin Zierher gehört auch ala Verfaffungsnovelle das Geſetz vom 17. März 
1878 „bie Stellvertretung bes Neichätanzlers”, Web. 12, 247. 

") Lab. 1, 47 ff, Pröbft 8. Bel. d. Heichöl. wegen Rebaltion des Gef. 
betr. die Giechtöverhältr ie ber deutſchen —— am 19. Mär; 1888 auf 
Grund des Gel. vom ib März 1888. Web 
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vollem Souverenitäts- und Cigentumsrecht befigen wird.“ Durd) 
den definitiven Friedenzfchluß von Frankfurt a. M. am 10. Mai 1871: 
wurden dieſe Abtretungen beftätigt. 

Staatsrechtlich gehört Elfaß - Lothringen zum Deutſchen 
Neich auf Grund des Neichdgefebes vom 9. Juni 1871; durch 
Neichsgefeg vom 25. Juni 1873 ift die Reichsverfaſſung als Ganzes 
vom 1. Januar 1874 ab in Eljaß-Lothringen eingeführt 29). 

Die Injel Helgoland ift durch Staatövertrag vom 1. Juli 1890 
von England an das Deutiche Reich abgetreten worden. Durch Reich- 
geijeß vom 15. Dezember 1890 wurde fie ins Reichsgebiet aufgenommen 
und dem preußiichen Staate einverleibt ?4). Lauenburg tft durch 
Geſetz vom 23. Juni 1876 mit Preußen vereinigt worden.) Ueber 
die deutjchen Schußgebiete: Angra-Bequena, Kamerun, Togo (Weit: 
Afrika), Oſt⸗Afrika, Kaifer-Wilhelms-Land, Bismard-Ardhipel und 
Salomons-Infeln; die Marſchall⸗ Brown⸗ und Providence⸗Inſeln, ſo⸗ 
wie die ſog. Intereſſenſphären, beſonders auch das Deutſch-Engliſche 
Uebereinkommen vom 1. Juli 1890 und reſp. vom 6. April 1886 
über die Abgrenzung der beiderſeitigen Intereſſenſphären in Afrika 
und in Neu-Guinea und in der Südſee ſiehe Laband I, ©. 739 ff. 

Diefe Schutgebiete gehören wohl dem Reiche und erftredt jich 
Die Gebiet3hoheit des Reiches ganz ausfchließlich über diefelben; fie 
find aber nicht inkorporierte Beftandteile desfelben, feine Gebiets⸗ 
erweiterungen, fondern nur Zubehörungen zum Neichögebiete. Sie 
find daher im Sinne der Reichsverfaſſung und der Reichsgeſetze in 
Der Regel als „Ausland“ zu betrachten). Jedoch Hinfichtlich des 
Berluftes der Staats: und Reichsangehörigkeit durd) 10 jährigen un- 
unterbrochenen Aufenthalt im Auslande und Hinfichtlich des Verbotes 
der Doppelbeiteuerung gelten die Schußgebiete kraft ausdrücklicher 
er Anordnung ald Inland?) Die Schutzgewalt in ben 

eutichen Schußgebieten übt der Kailer im Namen des Reiches aus ?7). 
Ueber Umfang und Art diefer Ausübung, desgl. über Die Behörden- 
organifation im Schußgebiete fiehe Laband I, S. 760-767. 


82. 
Die rechtliche Natur des Reiches. 


Nach Laband ift das Reich ein Bundesſtaat. Nach Seydel, 
Commentar zur Neichsverfaffung 1873, Einl. S. XVI und ©. 3 ff. 


2) Lab. 1, 49. Reichsgeſ.Bl. 73, ©. 161. Web. 10, 46. 

29 Web. 20, 483, 31 1.c.: Die Inſel Helgoland nebit Yubehörungen tritt 
dem Bunbesgebiete hinzu. Bas Neich erteilt feine Zuſtimmung dazu, daß bie 
Inſel dem preußifchen Staate einverleibt wird. 

29 Lab. 1, 765. Pröbft 10. 

29 8 6, Ubi. 3 des Reichsgeſ. vom 15. März 1888, reip. Bel. vom 19. 
März 1888, Web. 18, 769. 

*, Reichsgeſ. vom 17. April 1886, 8 1 (Reichögej.-Bl. 75 und Web. 17, 
708) bezw. vom 15. März 1888, Web. 18, 767. 
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ift dasſelbe ein Staatenbund und zwar ein „tonftitutioneller Staaten⸗ 
bund“. Seydel hält — und nad) unjerer Meinung mit Recht — an 
dem Grundfab feit, daß es ohne Souverenität feinen Staat giebt, fo 
daß alfo die Unterordnung eines Staates unter eine andere höhere 
Staatsgewalt mit der Eriftenz des Staates unvereinbar ift. Wird 
daher das Reich als Staat aufgefaßt, jo künnen die zum Weich ge: 
hörigen Staaten feine Staaten mehr fein. Sind aber die lebteren, 
wie durch die Reichsverfaſſung ausdrüdlich anerfannt, Staaten: 
dann kann ihre Vereinigung zum Neiche nur ein Bund von Staaten, 
aljo das Reich ein Staatenbund fein??). Nach den Eingangsworten 
zur Berfaffung des Deutfchen Reiches ijt das lebtere: ein emwiger 
Bund zum Schuhe des Bundesgebietes und des innerhalb desfelben 
giltigen Nechtes, ſowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutichen Volkes. 
Diefer Bund führt den Namen „Deutjches Reich” und ift abgejchloffen 
bon den in der Einleitung der Reichsverfaſſung angegebenen Fürjten 
und reip. Staaten. 

Die Mitglieder des Bundes „Deutfches Reich“ find in Art. 1, 
deögl. in Art. 6 der Reichs- Verf. aufgeführt. — Das Deutſche Reich ift 
feine Monarchie. Nach Fürft Bismarcks Ausfpruch im Reichstag ruht 
„Die Souverenität des Reiches nicht beim Kaifer, fondern bei der Ge- 
lamtheit der verbindeten Regierungen“ und „findet die Souverenität 
einer jeden Regierung innerhalb des Bundesrates ihren unbejtrittenen 
Ausdrud. 29) 

Die Landesherren der zum Deutichen Reiche gehörigen Einzel- 
ftaaten haben nad) wie vor ihre perfönliche Souverenität und 
alle mit derjelben verbundenen ftaatlihen und völferrechtlichen Ehren⸗ 
rechte beibehalten. Auch die Einzelftaaten jelbjt üben diefe Rechte 
der ſouveränen Staaten aus. Demgemäß ericheinen diefe Einzeljtaaten 
auch als jouverän. 

88. 


Das Berhältnis des Reichs zu den Einzelftanten ?0). 


Das Verhältnis der Einzelitaaten zum Neiche erhält prinzipiell 
feine Geftaltung durch Art. 4 mit Art. 2 der Reichsverfaſſung in der 
Art, daß die in Art. 41. c. aufgeführten Gegenjtände und Ungelegen- 
heiten „der Beauflichtigung Seitens des Neiches und der Geſetzgebung 
Seitens desfelben unterliegen”. Andrerfeit3 haben aber die Einzelitaaten 
als Reichs- oder Bundesglieder wieder gewilje Rechte gegenüber dem 
Neiche, ſowie in und zu demjelben und zwar: 


*%, Bol. Lab. 1, 80—92, und für unfere Anſicht: Seydel, bayr. Staats⸗ 
recht, 2. Aufl. 1, . Mit Unterfuhung von Eontroverfen fünnen wir uns 
jelbftverftändlich bier nicht befafien. Siehe weiter unten „Berhältnis des Konig⸗ 
reichs Bayern zum Weiche”. 8 3335. 

) Sten. Ber. bed Reichstags, I. Sip.-Per. 1871, S. 299 und 388. 

*) cfr. Lab. 1, 99 ff. 
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D Mitgliederredhte, welche 
a. jedem Mitgliede, d. h. jedem Staate des Bundes 
zuitehen, welchem aber wieder gewiſſe Mitgliedspflichten 
entiprechen und 
b. Sonderredite einzelner Bundesmitglieder. 
n Direft unberührt durch die Stellung in und zum Reiche find 
agegen 
DI) die Rechte der Bundesstaaten ala Einzelner, d.h. 
die Nechte, welche den Einzelitaaten an fi) ohne Rückſicht 
auf ihre Angehörigfeit zum Neiche zuftehen und bezüglich 
deren fie auch weder der Geſetzgebung noch der Auflicht des 
Reiches unterworfen find. 
ad Ia. Zu den allgemeinen Mitgliedzrechten jedes Staates, 
der Mitglied des Bundes ift, gehört vor Allem der durch die Ein- 
gangsworte zur Neichsverfaffung gemährleiftete Anſpruch auf den 
Schub des Bundesgebietegs — alſo auch des Gebietes eines jeden 
Bundezftantee — gegen Nechtöverlegungen jeder Art, ſowohl 
Seiten? des Auslandes, al® Seiten? anderer Bundesjtaaten; ferner 
der Anſpruch, daß Seiten? des Neiches das innerhalb des Reichs⸗ 
gebietes giltige Recht geihüßt und die ihm obliegende Pflege der 
Wohlfahrt des Deutichen Reiches und Volkes in allen zum Weiche 
gehörigen Zeilen gleichmäßig geübt und bezw. gewährt werde. 
Außerdem ſtehen jedem Einzelitaate noch folgende Rechte zu: 
Anfpruch auf die nad Art. 6 der Neichsverfallung ihm zu⸗ 
ftehende Zahl von Stimmen im Bundesrat, Anſpruch auf die von 
der Verfaſſung gewährleiftete verhältnismäßige Vertretung feiner Be: 
völferung im Reichstage, ferner dag Recht, daß feine Angehörigen in 
gleicher Weife und unter den gleichen Bedingungen wie Diejenigen der 
anderen Staaten des Deutichen Reiches zu Neichsämtern berufen 
iwerden. 
Diefen Rechten ftehen als allgemeine Pflichten entgegen: 
Die Verbindlichkeit eines jeden Einzelſtaates zur gleichmäßigen Trag- 
ung der militärifchen Laften des Neiches (Art. 58, Reichöverfalfung), 
jowie zur Beſtreitung der gemeinfchaftlidyen Ausgaben — joweit dieſe 
nicht durch andere Reichdeinnahmen gedeckt werden — durch Beiträge 
nad) Maßgabe ihrer Bevölkerung (jog. Matrikular- Beiträge, Art. 701.c.). 
ad Ib. Bon den fog. Sonderredhten einzelner Mitglieder 
des Reiches kommen für ung bier nur die dem Königreiche Bayern 
zuftebenden in Betracht: Diefe Sonderrechte oder Reſervatrechte 
können injofern als Beſchränkungen der Zutandigren des Reiches er⸗ 
achtet werden, als einzelnen Staaten „Rechte beſonders vorbehalten 
bleiben (reſer viert) werden“, welche in Bezug auf die übrigen nicht 
ſolcher Art beſonders behandelten Einzelſtaaten durch die Verfaſſung 
dem Reiche mit übertragen find 3!). 


*) ofr. Lab. 1, 102 f. 
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In der That Handelt es ſich um Solche Rechte, deren Aus- 
übung von dem betr. Bundesjtaate in dem Vertrage, durch welchen er 
dem Reiche beigetreten ift, nicht — tie die anderen dem Reiche über: 
gebenen — mit übertragen, fondern nach wie vor für fich behalten 
wurden, obwohl andere Bundes-Staaten dieſe Rechte, vielmehr ihre 
Ausübung, ganz oder teilweife gleichfall3 dem Reiche überlafjen haben. 

Die dem rejp. vom Königreihh Bayern nun in dieſem Sinne: 
vorbehaltenen fog. Rejervatrechte find unten in Abſchnitt II: Ver⸗ 
hältni® Bayern? zum deutichen Reich zur näheren Aufzählung gebradit. 
Diefe Sonderrechte fünnen nur mit Zuftimmung des betreffenden 
Staates aufgehoben werden und ift dies 3. B. für Bayern im 
Berfailler Schlußprotofofl Ziff. IV in einem Falle, nämlich bezüglich 
der Regelung des Immobiliarverſicherungsweſens ſogar noch bejonders 
anerfannt; außerdem allgemein durch Art. 78 Ab. I der Reichs.-Verf. 
Dieſes Erfordernis der Zuftimmung des berechtigten Staates bezieht 
fi) überhaupt darauf, daß „beitimmte Rechte einzelner Bundes- 
Staaten in deren Verhältnis zur Gejamtheit feitgejtellt find“ 
(Art. 78 Abſ. II Reich3:Berfaffung) und nun verändert oder befeitigt . 
werden jollen, gleichviel ob dieſe Speziell beitimmten Sunderrechte 
in der Neichsverfaffung Aufnahme gefunden haben oder nicht.32) 
Sind fie allerdingd in der R.-Verfaſſung felbft begründet, jo iſt zu 
ihrer Aufhebung oder Veränderung nicht blos die Zuſtimmung des 
berechtigten Staates8) Sondern aud die Erfüllung der durch Art. 78 
Abi. I 1. c. noch für DVerfaflungsänderungen ſpeziell vorgejehenen 
Borausfegungen erforderlich). 

ad D: Die Rechte der Bundesstaaten al? Einzelner 
beitehen in allen jenen Rechten, welche der Kompetenz des Reiches 
entzogen find und daher den Staaten, weldye Mitglieder des Reiches 
find, als felbitändigen Staaten nach wie vor zuftehen. 

ieher gehört vor allen Dingen das Souverenitätsrecht 
der Einzeljtaaten mit den Hoheitsrechten feiner Fürſten, das Selbit: 
gejeßgebungsrecht der einzelnen Bundesſtaaten bezüglich aller nicht zur 
Kompetenz der Neichögefebgebung gehörigen Angelegenheiten, ſowie 
alle fisfaliichen Rechte derjelben nach $ 2, 3, 6 ıc. des Reichsgeſetzes 
vom 25. Mai 187384), endlih die eigenen Verwaltungs -Befug- 
niffe der Bundesstaaten bezüglich der zur Zuftändigfeit der Reichs⸗ 
gefesgebung nad) Art. 4 der Reichs-Verf. gehörigen Gegenjtände. 

Die Eriftenz der einzelnen Bundesstaaten iſt durch die Reichs⸗ 
verfallung garantiert. Denn nad) dem Wortlaute der Einleitung 
Ichließen die beteiligten Fürften einen ewigen Bund zum Schuge nicht 
blos des Bundesgebietes, fondern auch des innerhalb desfelben giltigen 
Nechtes: aljo auch des Verfaſſungsrechtes der Kinzelitaaten. 


29) Rab. 1, 106 und unten 8 85a Anm. 101 zu Art. 78 der Reichd.-2. 
*®) Ueber die Form dieſer Buftimmung cfr. Lab. 1, 108 f. 
*) Meichögei.- Bl. 1873 ©. 113. Web. 9, 766 f. 





8 4. Die Neichdangehörigen, deren Rechte unb Pflichten. 9 


Durch die Verfafjung der Einzeljtaaten ift aber auch deren Eriftenz 
gemwäßrleiftet und diefe Eriftenz wollte in feiner Weife durch Ans 
nahme des Art. 78 der Neichöverfafjung geopfert werden. Wie jede 
Beitimmung der deutichen Neichöverfaflung, fo ift auch die letzt⸗ 
genannte des Art. 78 nur im Zuſammenhange mit den Einleitungs- 
worten diefer Verfafjung und nad) dem Sinne und dem Zwecke der- 
jelben auszulegen und anzumenden. Hiedurch ift aber natürlich nicht 
ausgefchloffen, daß auf Grund von Thronfolgerechten oder von rechts⸗ 
giltigen Verträgen, welche immer wieder nur auf verfaflungsmäßiger 
Grundlage ftehen dürfen, Verſchmelzungen deutfcher Staaten mit 
einander und zwar ohne Zuftimmung des Reiches ftattfinden fünnen. 85) 


8 4. 
Die Neihsangehörigen,:®) deren Rechte uud Pflichten. 

Die Angehörigen eines jeden einzelnen zum Weiche gehörigen 
Bundesftaates find infolge der Zugehörigkeit dieſes Bundesstaates 
zum Reiche zugleich auch Angehörige oder Bürger des deutſchen Reiches. 

Art. 3 der Reichäverfaftung beitimmt: 

Für ganz Deutichland bejteht ein gemeinfames Indigenat mit 
der Wirkung, dab der Angehörige (Untertfan, Staatsbürger?”) 
eines jeden YBundesftaates in jedem anderen Bundesftaate als In⸗ 
länder zu behandeln und demgemäß zum feiten Wohnfib, zum Gewerbe: 
betrieb, zu Öffentlichen Aeıntern, zur Erwerbung von Grundftüden, 
zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes und zum Genuß aller fonftigen 
bürgerlichen Rechte unter denjelben Borausfetungen wie der 
Einheimiſche zuzulaffen, auch inbetreff der Nechtsverfolgung und 
des Rechtsſchutzes demfelben glei) zu behandeln it. Näheres fiehe 
unter $ 6: Das deutiche Indigenat. 

Kein Deutfcher darf in der Ausübung diefer Befugniffe durch 
die Obrigkeit feiner Heimat oder durd) die Obrigfeit eines anderen 
Bundesftaates beichränft werden. 

Es kann aber in der Regel Niemand ein deuticher Reichgangehöriger 
fein, ohne daß er einem deutjchen Einzelſtaate angehört. ®9) 

°) 2ab, 1, 112—117. 

se, cfr. Zab. 1, 118—140. 

2 Durch die Beifügung diejer PBarantheje „Unterthdan, Staatsbürger” 
find „juriſtiſche Perſonen“ von der Anwendung des in Art. 3 d. R.-Berf. aus. 
geiprochenen Grundfages ausgeſchloſſen. cfr. Pröbft Anm. 3 zu Art. 3 ©. 14. 

ah ſtaatsrechtl. Grundſätzen gehören „juriſtiſche Perſonen“ — melde nad 
v. Sicherer „Nichts anberes find, als eine Horn de vermögensrechtlichen 
Verkehres“ — überhaupt nicht zu den Staatdunterthanen. Seydel, Comm. ©. 52 f., 
Anm. IV zu Urt. 3. 

*) cfr. jedoch hieher auch 8 6 d. Geſ. v. 15./19. März 1888 betr. bie 
deutichen Schußgebiete über Verleihung der Neichdangehdrigfeit an Wusländer, 
welche in Schußgebieten ſich nieberlaffen, und an Eingeborne. Web. 18, 769; 
ferner Gefeg vom 25. Juni 1873 über Einführung der Reichs-Verf. in Eljaß- 
Rothringen. Web. 10, 45. 
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Nah 81 des Reichsgeſetzes über die Bundes- und Staatsangehörigfeit 
vom 1. uni 1870 wird die Bundes- oder die Reichsangehörigkeit 
durch die Staatzangehörigkleit in einem Bundesſtaate eriworben und 
erlifcht mit deren Verluft. Es hört alſoss) für denjenigen, welcher auf: 
gehört hat, Angehöriger eines deutſchen Bundesftaates zu fein, auch 
die Neichdangehörigfeit auf. Durch Meberwanderung aus einem 
deutichen Bundesftaat in den anderen wird jedoch die Reichs— 
angehörigfeit nicht berührt. Es fann Jemand auch gleichzeitig mehreren 
deutfchen Staaten angehören. 

Die Neichdangehörigen haben gegenüber dem Reiche allgemeine 

Nechte und Pflichten: 

I. Zu den Pflichten gehört:89) 

a. die Pflicht zur Tragung der vom Neiche feinen Ange- 
börigen auferlegten Laſten, 

b. die Pflicht des Gehorſams nicht blos gegen den betr. 
Bundezftaat fondern auch gegen das Neid) und gegen 
feine Gejebe, ſoweit das erjtere innerhalb feiner verfaljungs- 
mäßigen Kompetenz ſich bewegt und die Gebote und Ver- 
bote desfelben in einer dem Rechte entiprechenden Weiſe 
erlaffen werden, 

c. die Pflicht der Treue, durch welche der Neichgangehörige 
verbunden ift, Handlungen zu unterlajlen, welche eine 
Schädigung der Bundesſtaaten oder des Neiches herbei: 
zuführen vermögen. Gegen das deutfche Reich kann aud) 
Hoch⸗ und Landesverrat begangen werden, deögleichen 
Majeftätsbeleidigung gegen den deutfchen Kaifer als jolchen, 
jowie Beleidigungen gegen andere deutfche Bundesfürften 
ebenfo wie gegen den eigenen Staat und rejp. den eigenen 
Landesfüriten. 0) 

Diefen Pflichten unterliegen auch Nicht-ReichBangehörige, welche 

im Reichsgebiete wohnen, joweit diefelben nicht naturgemäß (wie 3. B. 
bie Militärpflicht) Fremden gegenüber ausgeichlofien find. 

I. Die Rechte*!) der Neichsangehörigen entiprechen ihren 

Pflichten. Sie gliedern fi) in drei Teile: 

a. Recht auf Schub im Auslande. Nah Art. 3 Abi. 6 der 
Neichöverfaffung haben „dem Auslande gegenüber alle Deut- 
ſchen gleihmäßig Anſpruch auf den Schuß des Neiches“ 
und nad Art. 4 Ziff. 7, ſowie nach Ziff. 1 und 14 1. c. 
unterliegt der Beauffichtigung Seiten? des Reiches und der 
Gefeßgebung desjelben „Die Organijation eines gemeinfamen 
Schutzes des deutfchen Handel im Auslande, der deutſchen 
Schiffahrt und ihrer Flagge zur See und Anordnung ge- 

*a) Abgeſehen von den Reichdangehörigen in Eljah-Lothringen und in ben 

Sauparbieten (nm. 88, ferner unten 8 4ba Im. 2 und 3.) 
aa 


“) Rot. Neich3-Str.-Befepb. 88 30-101. 
) gl. Lab. 1, 133 ff. 
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meinjamer fonjularijcher Vertretung, welche vom Reiche aus- 
geftattet wird”, ferner „die Kolontjation und die Auswan⸗ 
derung nach außerdeutichen Ländern”, endlich „das Militär- 
wejen de3 Reiches und die Kriegsmarine." Die Organe des 
Neiches: Gefandtichaften, Konfulate und Auswärtiges Amt 
find jedem Deutichen allenthalben zugänglich. 42) 

b. Das Recht an den Wohlthaten und den gemeinnügigen Ein- 
richtungen des Reiches, ſowie an den Wirkungen des deutfchen 
ar nad) Art. 3 der Reichsverfaſſung teilzunehmen 
(}. oben). 

Kein Neichgangehöriger fann aus dem Neichögebiete aus⸗ 
gewiefen werden) und nad) $ 9 des Reichsſtrafgeſetzbuches 
„darf ein Deuticher einer ausländischen Regierung zur Ber: 
folgung oder Deftrafung nicht überliefert werden“. Eine 
Dose des Rechtes, an den Einrichtungen, alfo auch an der 

ejeßgebung des Reiches Anteil zu nehmen, ift auch der 
Anipruh auf Rechtsſchutz nach Maßgabe der Einleitung 
zur Reichsverfaſſung ſowie nad) Art. 77 derjelben. 

c. Das Recht auf Anteilnahme an den fog. politiichen Rechten 
des Reiches im engeren Sinn d. h. auf Ausübung des 
aktiven und palfiven Wahlrecht? zum Neichstage nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes. 

Ueber Staatsbürgerrecht im Einzelftaat |. Laband 1, 140 fi. 

und unten bei Verhältnis Bayerns zum Reiche $ 33 f., ſowie Seydel, 
bayer. Staatsrecht 2. Aufl. I, 303. 


85. 
Erwerb und Berluft der Neichſ⸗ (nud der Staats)⸗ 
angehörigkeit. 


Infolge des außerordentlich engen Verhältniſſes zwiſchen 
Reichs⸗ und Staatsangehörigkeit iſt der Erwerb und der Verluſt der⸗ 
ſelben vom Reiche und zwar durch Geſetz vom 1. Juni 1870 (Web. 8, 
580; Bamb. 11, 226) geregelt worden. Das letztere ift in Bayern 
durch Neidjsgefeb vom 22. April 1871 (Web. 8, 767) eingeführt 
und feit 13. Mai 1871 in Geltung. 

Nach diefem Geſetze wird die Staat? und reip. Reichsange- 
hörigfeit teil3 durch familienrechtliche Verhältniſſe: Geburt, Legiti- 


) cfr. Geſ. 0.8. November 67 (in Bapern gültig jeit 13. Mai 71) über bie 
Bundestonfulate Web. 7, 123 (fpeziell 8 1: Die Bundeslonfulate find berufen, 
das Intereſſe des Bundes ꝛc. 2c. thunlichſt zu ſchützen und zu fürbern zc. zc. und 
den Angehörigen der Bundesftaaten 2c. in ihren Ungelegenheiten Rat und Bei- 
ftand zu gewähren) fowie die allg. Dienftesinftr. für die Stonfuln des Deutſchen 
Reichs v. 6. Juni 71 Web. 9, 38. 

+, 810. Freizügigl.-Gef. dv. 1. November 67 Web. 7, 119: Feder Reichs⸗ 
angebhörige hat da3 Recht, innerhalb bes Meichögebietes an jedem Ort ſich 
aufzuhalten oder niederzulafien, wo er eine eigene Wohnung oder ein Unter- 
fommen ſich zu verichaffen im Stande if. — 
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mation und Berebelichung, teil3 durch ftaatliche Verleihung erworben. 
Ueber die einzelnen Bejtimmungen diejes Geſetzes fiehe unten: König⸗ 
reich Bayern $ 41 -452 und Lab. 1, S. 144—159, ſowie Seydel bayr. 
Staatsrecht 2. Aufl. I, 271-308. 


8 6. 


Daß dentiche AIndigenat na Art. 3 der Reichsverfaſſung. 
(efr. oben 8 4, Lab. 1, 159 ff.) 


Der Art. 3 der Neichiverfafjung gewährt fein eigentliches poji- 
tives Recht, fondern nur den negativen Rechtsanſpruch für jeden 
Deutichen: daß er in feinem deutichen Bundesitaate in rechtlicher 
Beziehung bezüglich der im Art. 3 der Reichöverfaflung aufgeführten 
Gegenftände ungünftiger behandelt werden dürfe, als der Angehörige 
des betreffenden Staates ſelbſt. Es haben: demgemäß alle in den 
einzelnen deutſchen Staaten gültigen Beitimmungen, nad welchen 
Fremde ungünftiger als die eigenen Staatsangehörigen behandelt werden, 
auf Angehörige eine anderen deutjchen Bundesstaates feine Anwen- 
dung und dürfen auch in Zukunft in feinem Bundesſtaate gejetliche 
oder jonftige Beſtimmungen getroffen werden, welche deutfche Reichs⸗ 
angehörige im Vergleiche zu den eigenen Landesangehörigen einer 
ſolchen ungünftigeren Behandlung unterwerfen. Cine völlig gleich— 
mäßige Behandlung und gleiche rechtliche Stellung aller Reichsan⸗ 
ehörigen in allen Einzelftaaten des deutfchen Reiches ift aber dadurch 
B-(bftverftänbfich nicht herbeigeführt, weil die Partikulargeſetzgebung, 
ſoweit fie nicht gegen den Art. 3 der Reichsverf. verftößt, ja unbe- 
rührt weiter fortbefteht (vergl. 3. B. unten dag bayr. Staatsbürger- 
recht und das bayr. Indigenat). Gleiches Recht für Alle wird nur 
allmählich durch die immermehr fortfchreitende Neichsgefebgebung +) 
geichaffen, da nach Art. 2 der Reichsverf. Reichsgeſetze vor den 
Landesgejegen gehen. 


87. 
Das Neichsgebict. 
(tab. 1, 170-182). 

Das Neichögebiet bejteht nad) Art. 1 d. Neichverfaflung aus 
den Staaten d. h. aus den Gebieten der Staaten: Preußen mit 
Lauenburg, Bayern, Sachen, Württemberg, Baden, Heilen, Medlen- 
burg: Schwerin, Sachſen⸗Weimar, Medlenburg-Strelig, Oldenburg, 
Braunſchweig, Sachſen-Meiningen, Sadjjen-Altenburg, Sachſen⸗Coburg⸗ 


) 8. B. durch die Geſetze über: Freizügigkeit, Bundes- und Gtaatd- 
angehörigfeit, Rechtshilfe, Beſeitigung der Doppelbeſteuerung, Strafgeſetzbuch, 
Eivil- und Strafprozeßordnung, die Reichsgewerbeordnung und vor allen das 
1900 in Kraft tretende neue bürger!. Geſetzbuch und das revid. deutiche Handels⸗ 
gejegbuch mit Wechielrecht ꝛc. ıc. 
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Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolitadt, Schwarzburg-Sondershaufen, 
Walde, Neuß ältere Linie, Reuß jüngere Linie, Schaumburg-Tippe, 
Lippe, Tübed, Bremen und Hamburg. Bezüglich Elfaß-Lothringens, 
Helgoland und der deutjchen Schußgebiete j. oben $ 1 Anhang. 


Praktisch und faftifch bildet das gefamte Reichsgebiet inner- 
halb der um die Gejamtheit der vertragamäßig verbundenen Einzel: 
jtaatent**) gezogenen Grenzlinie ein ununterbrochenes Gebiet, in welchem 
dem Reiche — der getroffenen Vereinbarung gemäß — die Au2- 
übung der den einzelnen Bundesftaaten zuftehenden Gebietöhoheit 
(nicht aber dieſe ſelbſt) zulommt: und zwar injoweit als 
nah verfaljungsmäßiger Kompetenz die Berwaltung 
des Reiches ſich erftrect; dagegen kommt die an fich niemals 
und nirgends aufgegebene Gebietshoheit der Einzeljtaaten 
ſelbſt auch bezüglich ihrer Ausübung zu voller Geltung, ſoweit 
die eigene Verwaltung diefer Einzeljtaaten reiht). Da 
nun aber nach Art. 1 der Neichsverfaffung dag gejamte Staat?- 
ebiet der einzelnen Bundesftaaten zugleich als Reichs gebiet erfcheint, 
m folgt daraus, daß fein Staat von feinem Gebiete irgend Etwas 
ohne Genehmigung des Reiches an einen außerdeutichen Staat ab- 
treten fann. Dagegen ift aber auch das Reich nicht befugt, ohne 
Zuftimmung der einzelnen Bundesjtaaten deren Grenzen zu verändern. 


Das Neichögebiet muß nach der Einleitung zur Reichsverfaſſung 
vom Reiche gefchügt werden, und zwar in allen jeinen Zeilen. Dieſer 
Pflicht des Neiches zum Schutze des ganzen Reichsgebietes müſſen 
naturgemäß aber auch wieder weitgehende Rechte entiprechen, welche 
dag Reich in den Stand feten, diefen Schub zu verwirklichen. Daher 
ind auch dem Weiche und dem Kaifer durch die Reichsverfaſſung 
d. h. durch die Annahme derfelben Seiten der paktierenden Bundes: 
jtaaten die hiezu nötigen Befugniffe zur Ausübung desjenigen 
Teiles der Gebiet3- und Landeshoheit eingeräumt, welcher erforderlich 
it, um einerjeit8 dem Auslande gegenüber diefen Schub trägt 
handhaben, andrerfeit3 aber auch im Innern des Reiches alle An⸗ 
ordnungen treffen zu können, welche zur Verteidigung des gelamten 
YBundesgebietes nötig erfcheinen. cfr. Art. 11, 41, 53, 65, überhaupt 
57—68 der Reichöverfaffung. . 

Außer dem Schub des Reichsgebietes gegen auswärtige Staaten 
fommt noch der Schuß von Kaiſer und Neich gegen verbrecherifche 
Unternehmungen inbetracht. Vergl. hiezu die 88 80 bis 93 Des 
Reichsſtrafgeſetzbuches, desgl. $ 94 und 95, auh 8 88 f. 1. c. 

Ueber Einteilung des deutjchen Reichsgebietes in Gerichtsbezirke 
ſ. Web. Anhangband 1894 ©. 180-193. 


4) und Elſaß⸗Lothringen. 
*) cr. Lab. 1, 168 f. u. Seydel, Comm. zu Art. 1 ber R.Verf. S. 28. 
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Rapifel 11. 
Die Reichsgewalt und die Organe zur Ausũbung derfelden. 


8 8. 
1. Der Kaiſer. 
. (2ab. 1, 182—203.) 


Nach Art. 11 Abſ. 1 der Reichsverfaſſung fteht das Präfidium 
des Bundes (Deutichen Reiches) dem Könige von Preußen zu, welcher 
den Namen „Deuticher Kaiſer“ führt. 

Gegenüber dem früheren Bundespräfidium des „Norddeutichen 
Bundes" ift nah Lab. 1, 186 „durch die Wiederherjtellung der 
Kaiſerwürde eine neue ftaatsrechtliche Imftitution nicht geichaffen 
und ift der Begriff des Bundespräſidiums durch die Verknüpfung 
desfelben mit dem Kaifertitel nicht verändert tworden.” 


Durch Art. 11 der Reichöverfaffung wird dem Kaiſer lediglich 
das Präfidium des Deutichen Bundes, nicht die Souveränität des 
Reiches beigelegt und konnte ihm auch eine folche nicht beigelegt 
werden, da das Reich felbft fein Staat und nit ſouverän ift. 
Doch wenn der Kaifer auch nicht Souverän des Reiches iſt, jo ift er 
doch andrerfeit? auch nicht Präſident, analog dem Präfidenten 3. B. 
der franzöfifhen Republik, jondern er iſt unverantwortlicher, un: 
abfeßbarer Inhaber aller Bräfidialbefugnifje Kraft des Nechtes zur 
Ausübung derfelben, welches er aus dem unter den Bundesſtaaten 
vertraggmäßig vereinbarten und auf verfafjunggmäßigem Wege zu 
Stande gelommenen Reiche reſp. deilen Berfaffung ſelbſt ableitet. !) 
Und fo erjcheint der Kaifer ala Inhaber des Bundespräſidiums als 
ein mit weitgehenden Sonderrechten ausgejtattetes und bevorzugtes 
Mitglied des Reiches. Das Sonderreht aber auf das Bundes- 
präfidium fteht dem Könige von Preußen zu. Es erſcheint aljo 
diejes Präfidium ala ein Sonderrecht Preußens innerhalb des deutjchen 
Bundes und ijt mit der Krone Preußens, d. h. mit dem Träger 
derfelben verbunden. Die Rechte des Kaifers als ſolchen find jedoch 
nicht Rechte des Königreich Preußen, fondern Rechte des deutjchen 
Ft Diefe mit dem Präfidium des Reiches verbundenen Rechte 
ind teils 

a. perſönliche Ehrenrechte, teils 
b. Regierunggredhte. 

ad a. Das Hauptlächlichite perfünliche Hecht ift die Führung 

des Titeld: „Deuticher Kaiſer“ und ift diefe Führung beichränft auf 


') Dabei wirb aber immer wieder betont, daß dem Kaiſer durch Die ver- 
tragamäßig acceptierte und durch die Einzelftaaten — unter Beobachtung der 
von ihren eigenen Landesverfalfungen vorgejchriebenen Form — genehmigte 
Reichdverfaſſung nicht die betr. Hoheitsrechte der deutſchen Staaten und 
Fürften felbft, fondern nur deren Ausübung namens der genannten Staaten 
und Fürſten übertragen werden wollte und Kaftifch übertragen worden ift. 
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die Beziehungen und Angelegenheiten des Reiches und auf die Aus: 
übung der Befugniffe als Inhaber des Bundes-(Neichs-)Präfidiums. 
Mit dem faiferlihen Titel ift die Kaiferfrone, die Führung des 
failerl. Wappen? und der kaiſerlichen Standarte (f. Web. 9, 108) 
verbunden. (Hiezu Laband 1, 197 Anm. 3.)1°) Die Kaifermürde be- 
zeichnet fich dur” den Gebrauch der Worte „von Gottes Gnaden“ 
als erblih mit der Krone Preußens d. h. mit dem Zräger ber 
Krone Preußen? verbunden und führt daher auch der Kronprinz von 
Preußen den Titel „Kronprinz des deutichen Reiches" mit dem 
Prädikat „Kaijerliche Hoheit“. Die vom Kaijer als ſolchen ernannten 
Behörden und Beamten führen den Titel „kaiſerlich“. Erlaß vom 
3. Auguft 1871 Web. 9, 108. Das Taiferlihe Wappen ift durch 
8 360 Biff. 7 des R.Str.⸗Geſ.⸗B. gegen unbefugte Nachahmung geichübt. 

Durch Allerhöchiten Erlaß vom 16. März 1872 —— l. 
S. 90 und Web. 9, 346) hat jedoch der Kaiſer den „deutſchen 
Fabrikanten“ den Gebrauch und die Abbildung des kaiſerlichen 
Adlers in der durch Erlaß vom 3. Auguſt 1871 befchriebenen Form 
erlaubt; aber nach Bel. des Reichs⸗K. vom 11. April 1872 (Reichs⸗ 
Geſ.⸗Bl. S. 93) nit in Form eines Wappenfchildes (f. Web. 9, 
108 und 346 Anm. 2). Bergleiche hiezu $ 4 Ziff. 2 des Marfen- 
ichußgeieges vom 12. Mai 1894 (Web. 22, 574, Bamb. 31, 374). 
Eine Civilliſte ift für den Kaiſer nicht gegeben, doch wird ihm aus 
Reichsmitteln ein „Dispoſitionsfond“ alljährlich zur Verfügung geftellt. 

ad b. Regierungsrechte des Kaiferd. Zu diefen gehören im 
allgemeinen: 

1) das Recht der ausſchließlichen völfer-, ſtaats⸗ und privat- 

rechtlihen Vertretung des Reiches. 

Demgemäß beftimmt Art. 11 Abi. 1 d. Reichs-Verf.: 
„Der Raiter hat das Reich völferrechtlich zu vertreten, im 
Namen des Reiche Krieg zu erklären und Frieden zu 
ſchließen, Bindniffe und andere Verträge mit fremden 
Staaten einzugehen, Gefandte zu beglaubigen und zu 
empfangen.“ abei ijt der Kailer bezüglich der Faſſung 
feines Willens in der Regel vollftändig unabhängig und er: 
Härt dieſen feinen aus freien Erwägungen ftamınenden 
Willen namens des Reiches d. h. der Gejamtheit der zum 
Neiche vereinigten YBundesftaaten reſp. Bundesfürften. ©. 
jedoch Art. 11 Abi. 3 d. Reichs-Verf. 

Diefe Bertretung gilt auch bei privatrechtlichen Er- 
werbungen für das Heid und bei Belaftungen des Reiches 
desgl. bei den ftaatsrechtlichen Beziehungen des Reiches zu 
den Einzelitaaten ebenjo wie zu denjenigen des Auslandez. 
Per bei der Ernennung der Neichsbeamten handelt der 
Kaiſer als Vertreter des Reiches. Laband 1, ©. 200. 

'a) Ueber Führung ber Reichskriegsflagge auf ben Privatfahrzeugen ber 
deutichen —E Ei. bom Au Min — Ben, 17, Es ſahrzeus 
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- 2) Der Kaifer hat die Regierung des Reiches zu führen. 
Bei einem Teile der Negierungsgejchäfte iſt aber der Kaiſer 
durch die Verfaſſung oder durch fonftige Gejehe an Die 
Mitwirkung anderer Organe, nämlich des Bundesrates und 
des Neichtages oder auch an die einzelnen Bundesjtaaten 
ebunden. Die Negierungsgefchäfte find genau nach der 

erfaflung oder nach den fonttigen gemäß derjelben erlajjenen 
Geſetzen zu bethätigen. Beſonders fteht dem Kaijer die Be- 
fugnis zu, den Bundesrat und den Reichstag zu berufen, zu 
eröffnen, zu vertagen und zu fchließen. (Urt. 12 d. R.-Verf.) 
Im Uebrigen richten ſich die Befugniſſe und Pflichten des 
Kaifers reip. des Bundespräfidiums nach der Reichsverfaſ⸗ 
fung. Siehe: Art.7 Abſ.2, 8 Abi. 2, 10, 11, 14,16, 17, 
24, 36 Abi. 2, 37, 50, 53, 56, ferner 19 und 68 derfelben. 
Nach Art. 15 der Reichs⸗Verf. ernennt der Kaifer endlich den 
Reichskanzler, desgl. nach Art. 18 1. c. die Reichsbeamten. 
Siehe hiezu: Geſetz vom 31. März 1873 über die Nechts- 
verhältniffe der Neichsbeamten. Web. 9, 717 ff. und 717 
Anm. 1 und Pröbft, Comm. ©. 65 Anm. 4, Bamb. 14, 500. 

3) Der Kaijer ift der Inhaber der militärischen Macht Des 
Neiches, ferner der Vollitreder der Exekutionsgewalt des⸗ 
felben nach Art. 19 d. R.Verf. Er bat den Oberbefehl 
über das gelamte deutſche Heer im Kriege, desgl. über die 
Kriegsmarine. (S. Art. 57-68 d. R.V.) Er hat aud) 
das Recht, im Namen des Reiches Krieg zu erklären — 
leßtereg jedoch in der Negel nur mit AZuftimmung des 
Bundesrates (Art. 11 Abſ. 1 und 2 der Reichs-⸗Verf.). 

4) Auch hat der Kaiſer namens des Reiches die Ausübung der 
Staatzgewalt in Elfaß-Lothringen nach 8 3 des Geſetzes vom 
9. Juni 1871 Web. 9, 49. (Lab. 1, ©. 203 u. 678 ff.) Schliek- 
lich vollzieht der Kaiſer auch noch namens des Reiches die Schub- 
gewalt in den deutichen Schußgebieten. (Laband 1, ©. 739 ff.) 


89. 
2. Der Bundesrat. 
(Lab. 1, 203—255.) 


Nach Art. 6 der Reichs⸗Verfaſſung beiteht der Bundesrat 
„aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes“ d. h. aus 
den Vertretern der zum Weiche gehörigen einzelnen deutichen Bundes⸗ 
ftaaten. Er ift demgemäß geioitiermapen eine Konferenz der bevoll⸗ 
mächtigten Vertreter der einzelnen Bundesftaaten, welche jedoch in 
ihrer Geſamtheit und Kontinuität, ſowie nah Inhalt ihrer Befug⸗ 
ur und nad) den ihr zuftehenden Kompetenzen, ganz bejonder® aber 
auf Grund und infolge ihrer Abftimmung zugleih auch als 
Organ des Reiches ericheint und folchergeftalt einerjeits die 
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. Rechte der Einzelitanten als Mitglieder des Reiches, andrerfeits die 

Machtbefugniffe des Reiches felbit als eines Ganzen ausübt und Air 
Geltung bringt. Erſteres geht daraus hervor, daß die Mitgfie 
des Bundesrates nach den ihnen von ihrer eigenen Staatäregierung 
erteilten Inſtruktionen ihre Stimmen abzugeben Haben und dem— 
gemäß ihrer Regierung für diefe Abftimmung verantwortlid find. 
Nach dem Ausſpruche des Fürften Bismard in der Sitzung des 
Eonftituierenden Norddeutſchen Neichstages vom 27. März 1867 
(Stenogr. Bericht S. 388) „findet innerhalb des Bundesrates 
die Souveränität einer jeden Regierung ihren unbejtrittenen 
Ausdrud." Dies gilt auch für die Verfaffung des deutfchen Reiches. 
Jeder deutfche Bundesstaat hat als Mitglied des deutichen Reiches 
einerfeit3 und infolge diejer feiner Mitgliedichaft andrerfeit3 das un⸗ 
entziehbare Recht auf Anteilnahme am Bundesrat. Die Mitglieder 
des Bundesrates werden demgemäß von den betreffenden Bundes⸗ 
ftaaten ernannt. 

Eljaß-Lothringen Hat jelbitverftändlich feine Stimme im Bun⸗ 
deörat, da es nicht Mitglied des deutichen Reiches, fondern Reichs⸗ 
land it.) — Während nun der Kaifer als Vertretungs⸗ und 
Negierungsorgan des Neiches erfcheint, ift der Bundesrat anderer- 
ſeits Gejeggebungsorgan des Reiches und übt feine Gefeb- 
gebungsthätigfeit teils unter Mitwirkung des Neichstages (Reichs— 
geſetzgebung) durch die Sanktionierung der vom Reichstage beichloffe- 
nen Geſetze, teils felbjtändig durch eigene Verordnungen aug®); in 
gewiſſer Beziehung ift er aber auch Verwaltungsorgan: Organ der 
Suftizverwaltung und der Nechtöpflege, der aktiven Verwaltung und 
der Bermwaltungsrechtöpflege, indem er nah Art. 7 Abi. I Ziff. 3 
über Mängel zu beichließen bat, welche „bei der Ausführung der 
(alſo: aller) Neichsgefee oder der in Art. 7 erwähnten Verwaltungs⸗ 
borjchriften und Einrichtungen hervortreten, mit Ausnahme jedoch) 
des Urt. 3 Abſ. 3 d. R.V. — Er ift aber andrerieits feine Reichs⸗ 
behörde, fondern eine politifche Körperichaft (laut Entſcheidung des 
Reichsgerichts in Straffachen Bd. VII ©. 382). 

Nach Art. 6 der Reichsverfaſſung Hat der Bundesrat 58 Stimmen. 
Hievon entfallen auf Bayern 6 Stimmen; auf Preußen 17, Sachſen 
und Württemberg je 4, Baden und Heflen je 3, Mellenburg- Schwerin 
und Braunjchweig je 2, die übrigen Bundesftaaten je 1 Stimme. 
Jedes Mitglied des Bundes kann fo viel Bevollmächtigte zum Bundes⸗ 
rate ernennen, wie es Stimmen bat; doch kann die Gejamtbeit der 
aultändigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. So fann 
aljo z. B. Bayern ſechs Mitglieder zum Bundesrate ernennen. Diele 
fönnen aber nicht einzeln vertchieden ftimmen, jondern die Geſammt⸗ 


9 Bgl. Lab. 1, 208. Pröbft, Anm. 2 zu Art. 6 b. R.-Berf. ©. 54. 
3) Art. 7 Abf. I 8. 1 au 2 und Art. 5 d. Reihd-Berf. 


Pohl, Handbuch. 1. 2 
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heit der ſechs bayeriſchen Stimmen ift einheitlic” entweder für oder 
gegen den betreffenden Antrag oder die betreffende Vorlage abzugeben. 


Es ergiebt fich dies daraus, daR im Bundesrate nicht der Wille 
. des betreffenden Vertreters, fondern derjenige de8 Staates, welchen 
er zu vertreten bat, zum Ausdrud zu bringen ift. Es ftimmen eben 
nicht die bevollmächtigten Vertreter der Staaten, fondern die Staaten 
ſelbſt. Der Bundesrat wird vom Kaiſer berufen, wie auch ber 
Kaiſer den Mitgliedern des Bundesrates den üblichen diplomatifchen 
Schub zu gewähren hat (Art. 10 und 12 der Neichöverfaflung). 
Ueber den Wirkungskreis, den Gejchäftegang und die Jonftigen Be- 
fugniffe des Bundesrates und der Bundesrats-Ausſchüſſe, jowie über 
die Bildung und er der letteren, fiehe Art. 5 und Art. 
7 bis 9, ferner Art. 11, Ablah 2 und 3, Urt. 19, 24, 36 Abſatz 
2 und 3, 39 Abſatz 2, 72, 76 der Reichsverfaſſung und Commentar 
hiezu von Pröbſt, ferner Laband 1, ©. 207 bis 255, fpeciell ©. 230. 
Bemerkt fei nur noch, daß die einzelnen Mitglieder des Bundes⸗ 
rates feine Reichsorgane find, fondern nur der Bundesrat als folcher, 
ala Ganzes, ferner daß nach Art. 78 Abſatz 1 der Reichsverfaffung 
Anträge auf Verfaflungsänderungen abgelehnt find, wenn fie im 
Bundesrate 14 Stimmen gegen fich haben, endlich, daß die ſüddeutſchen 
Staaten, jpeziell auch Bayern, ſelbſtverſtändlich inſoweit von der 
Beſchlußfaſſung im Bundesrate ausgejchloffen find, als andrerjeits 
das Reich infolge der diefen Staaten eingeräumten Reſervat⸗ ober 
Sonderrechte — und zwar auf Grund der Berfaffung — von 
der Ausübung des Sefepgebun s⸗ oder fonjtigen Hoheitsrechtes bezüg⸗ 
lich diefer Staaten außseichloffen ericheint, vergl. Art. 7, Abſatz 4 
der Reichsverfaſſung. 


Näheres hierüber fiehe unten: DI. Abfchn., Verhältnis Bayern's 
zum Reiche, 88 33—35. 


Außer den in der Verfafjung jelbit enthaltenen Sätzen über Die 
formelle Erledigung der Bundesrats⸗Geſchäfte find Die Negeln Hier- 
über in der Gejhäftsordnung für den Bundesrat niedergelegt. 
Eine ſolche ift vom Bundesrat am 27. Februar 1871 befchloffen und 
durch Beichluß desjelben vom 26. April 1880 neu revidiert worden. 
Letztere Faſſung ift die jebt giftige. 


Wie die Berufung, fo fteht auch die Eröffnung, Vertagung und 
Schließung des Bundesrates dem Kaiſer zu (Art. 12 der Reichs⸗ 
verfaffung; cfr. auch weiter Art. 13 und 14 1. c.). Den Borfig im 
Bundesrate und die Leitung der Gefchäfte führt nach Art. 15, Abſatz 
Il. c. der Reichskanzler. Der Reichskanzler kann fich durch jedes 
andere Mitglied des Bundesrates vermöge jchriftlicher Subftitution 
vertreten faffen. Hier ift aber das bayerifche Sonderrecht zu 
nennen, daß der Vertreter der bayerijchen Regierung im Falle der 
Verhinderung Breußens den Borfi im Bundesrate zu führen Hat. 
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Ueber die Art der Gejchäftsleitung ſelbſt, über die Situngen bes 
Bundesrates und den fonftigen Geſchäftsgang ſiehe die revidierte Ge- 
fchäftsordnung vom 26. April 1880*%). Speziell über die Bundes⸗ 
ratsausfchüfje, welche als Kommiſſionen des Bundesrates zur Vor: 
bereitung der Bundesratsbeſchlüſſe ericheinen, jiehe Laband 1, Seite 
248— 255; Pröbft, Commentar zu Art. 8 der Reichs-Verf., ©. 57. 


8 10. 
Der Neihätag und feine Zuftändigkeit. 
(2ab. 1, 255-320.) 


Im Neichstage findet die bdeutiche Bevölkerung ala Gelamt: 
Heit eine einheitliche Vertretung; er ift die Vertretung des Mi 
famten deutichen Volles. Art. 29 der Neichd-Berf.: „Die Mit 
glieder des Neichdtages find Vertreter des gelamten Volles" und 
Daher ift auch nach $ 1 des Neichötagswahlgeletes „Wähler für den 
Reichstag jeder Deutiche (welcher das 25. Lebensjahr zurüdgelegt 
hat).“ Der Reichstag ift — wie der Bundesrat — Geſetzgebungs⸗ 
organ infofern, als zu jedem Neichögefeg ein Beſchluß des Reichs⸗ 
tages, Durch welches jedes Geſetz feitgeitellt wird, nötig ericheint. Da- 
bei reicht die Kompetenz des Reichstages joweit, als Diejenige des 
Neiches jelbft geht. Art. 5, Abſatz I der Reichsverfaſſung at: „Die 
Reichsgeſetzgebung wird ausgeübt durch Den Bundesrat und den 
Neihstag. Die Uebereinftimmung der Mehr heitsbeſchlüſſe beider 
Berfammlungen ift zu einem Neichögejege einerſeits erforderlich, andrer- 
ſeits aber auch in der Regel ausreichend.” Eine Ausnahme von 
dieſer Regel beiteht — abgeleben von den Fällen des Abſatzes II. c. 
— nur bezüglich der Berfaffungsänderungen nad) Art. 78, Abſatz I 
und der Aufhebung der Sonderrechte nach Art. 78, Abſatz II der 
Reichs⸗Verf. 

Nah Art. 23 der Reichsverfaſſung hat der Reichsſtag nicht nur 
die vom Bundesrate vorgejchlagenen Geſetze feiner Beratung und Be- 
Ichlußfaffung zu unterziehen, fondern er hat auch „das Recht, inner: 
halb der Kompetenz des Neiches Geſetze ſelbſt vorzufchlagen.“ Dieſe 
Kompetenz des Neiches ift durch die Reichsverfaſſung beſtimmt. Ab⸗ 
geliehen von den in Art. 4 berjelben bezeichneten Angelegenheiten, 
melde der Gejehgebung des Reiches unterliegen, ſowie von den in 
Art. 78 benannten Berfafjungsänderungen find durdy bejondere ge- 
jegliche Beftimmungen der Gejebgebung durch den Reichstag noch 
folgende Gegenftände vorbehalten : 

a. Rah Art. 69 der Reichsverfaflung wird der Reichshaushalts⸗ 

Stat alljährlich Durch ein Gejeh feitgeftellt. 





*) Lab. 1, 239—248, 
98% 
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b. Rad) Art. 73 der Reichsverfaſſung kann in Yällen eines 
außerordentlichen Bedürfniffes im Wege der Reichsgeſetz⸗ 
gebung die Aufnahme einer Anleihe, ſowie die Lebernahme 
einer Garantie zu Laften des Reiches erfolgen. 

c. Hieher gehören auch noch die Beitimmungen des Art. 41, 
Abf. I und 76, Abſatz II der Reichsverfaſſung; ferner 

d. die Fälle, in welchen in einem Reichsgeſetze Die weitere 
Regelung der betreffenden Materie wieder „durch Reichsgeſetz“ 
vorbehalten: ift. 


Berfchieden von der Gejeggebung des Reichstages iſt die in 
einzelnen Fällen vorbehaltene (meift nachträgliche) Genehmigung 
desfelben. Ein folcher Fall ift durch Art. 11, Abſatz 3 der Reichs⸗ 
verfaljung bezüglich der Verträge mit fremden Staaten gegeben, welche 
ſich auf ſolche Gegenftände beziehen, die nad) Art. 4 der Reichsver⸗ 
faſſung in den Bereich der Neichögefehgebung gehören. Ferner ijt 
bieber zu zählen die in mehreren Reichsgeſetzen vorfommende Beſtimm⸗ 
ung, daß ſog. Ausführungsverordnungen vorbehaltlich der Genehmig- 
ung Seitens des Neichsiages vom Kaiſer oder vom Bundesrate er- 
laſſen werden dürfen. 


Weiter ift dem Neichstage in mehrfachen Fällen das Recht ein- 
geräumt, von der Thätigfeit der anderen Neichsorgane Kenntnis zu 
erhalten, jo daß dementiprechend die Reichsregierung verpflichtet ift, 
an den Reichstag Bericht zu erftatten: doch beiteht eine ſolche Pflicht 
zur Berichterftattung nur, wo diefelbe durch Geſetz vorgefchrieben ift. 


Endlich ift noch der Reichstag dur Art. 23 der Reichsver⸗ 
faffung befugt, „an ihm gerichtete Petitionen dem Bundesrate reſp. 
Reichskanzler zu überweifen.“ 


Zu dieſen ftaatsrechtlichen Befugniſſen der Geſetzgebung, der 
Genehmigung, der Kenntnisnahme und des Betitionsrechtes kommt 
für den Reichstag noch das ihm durch Art. 27 der Reichsverfaſſung 
garantierte Recht: die Legitimationen feiner Mitglieder zu prüfen, feinen 
Seichäftsgang und feine Disziplin durch eine Gefchäftsordnung zu 
regeln und feinen Präfidenten, Vicepräfidenten und Schriftführer zu 
wählen, ferner die Beſtimmung des Art. 26 der Reichöverfaflung. 


Nah 8 156 des Geſetzes vom 31. März 1873, die Rechts⸗ 
verhältniffe der Reichsbeamten betreffend (Reichsgeſetz⸗-Blatt S. 90 
und Web. 9, 744) ftellt der Reichstagspräfident die Reichstagsbeamten 
auf und ift die vorgeſetzte Behörde derjelben. 


Im Uebrigen fiehe über den Geſchäftsgang des Reichstages und 
feine Befugniſſe ꝛc., ſowie die Rechte zc. der Reichstagsmitglieder 
Art. 20 bis 32 der Reichsverfaſſung und die Geſchäftsordnung für 
den Reichstag, letztere abgedruckt in Pröbſt's Commentar zur Reichs⸗ 
verfaſſung 1895, ©. 174—191. 
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Eine Zufammenftellung der auf Grund des Art. 4 der Reichs: 
verfaſſung erlaſſenen Reichsgeſetze ®) und reip. vom Reiche abgejchloffenen 
Verträge findet ſich ebenfall® in dem vorerwähnten Kommentar von 
Pröbft zur Reichsverfaffung, S. 17—51, desgl. in Born „die Ver: 
fafjungsurfunde des Deutichen Reiches" 1895, S. 16-36. Ferner 
iſt auch eine Ueberſicht der bis jetzt ergangenen Reichsgeſetze enthalten 
in dem vom Schweitzer'ſchen Verlag in München herausgegebenen 

„Terminkalender für die bayeriſchen Juriſten“ 1896, zweiter Teil, 
&. 1-18 6), Wir werden auf die betreffenden Gefehe bei der Be- 
ng ber einfchläginen Materien vermeifen oder fie auch, je nach 
edürfnis, ganz oder teilweiſe dem aoortlaut nad) anführen und reip. 
näher erörtern (jiehe auch unten $ 27 a. E.). 


Beidstagswaßlen.”) 
8 11. 


Rad) Urt. 20 Abſ. I d. Reichs-Verf. geht der Reichstag aus 
allgemeinen und direkten Wahlen mit geheimer Abftimmung hervor. 

Nah Art. 24 1. c. dauert die Legislaturperiode des Reichs⸗ 

tages fünf Jahre, jo daß alſo — abgeſehen vom alle der uf 

löſung Korn einer Erſatzwahl) — alle fünf Jahre die Reichsta 
wahlen tattfinden. Im Falle der Auflöfung des Neichstages lien 
nad Art. 25 1. c. innerhalb eines Zeitraumes von 60 Tagen nad) 
derfelben die Wähler und innerhalb 90 Tagen nach der Auflöfung 
der Reichstag wieder verfammelt werden. 

Die näheren Beitimmungen über Wahlen und Wahlrecht find 
im Treo aelet vom 31. Mai 1869 enthalten. 

In Bayern ift dagjelbe auf Grund der Ziff. III $ 8 de DVer- 
trag® vom 23. November 1870 eingeführt worden. (Pröbſt ©. 15) 
ee auch Reichsgeſetz $ 2 vom 16. April 1871. Web. 8, 7 

röb 

De na 8 15 des Wahlgefeges zugelaflene Wahlreglement 
(Web. 8, 140 ff. bezw. 8, 553 ff.) Bat der Bundesrat unterm 
28. Mai 1870 erlaſſen. Wahlgefeg und Wahlreglement find Hr 
jeden Staatsbürger, ob Juriſt oder Laie, fpeziell aber auch für die 
Gemeindebehörden von jolcher Wichtigkeit, daß wir es für nötig 
ri , Weiter unten den Wortlaut dieſer Beſtimmungen aufzuts 
nehmen 


Send f * Siehe auch Weber, Bejep- und Berorbnungd-Sammlung: Anhangs⸗ 
an 
n S 684646: die in Bahern geltenden Civilgefepe inkl. ar 
b. ©. 674—6%: bie in Bayern geltenden 3 — und re Ir. geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen ſtrafrechtlichen Inhaltes i eichsgeſet 
* Dieſe Ueberſicht wird mit jedem Sabre neu ergänzt, ift alfo Gets bis 
zum betreffenden Jahrgang voll eviden 
*) Geydel, bay taatsrecht Aufl. 1, 487 ff. Lab. 1, 271-801. 
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Das Wahlrecht iſt ein zweifaches: 
a. aftives, 
b. paſſives. 

ad a. Das aktive Wahlrecht. 

Nah 8 1 des Wahlgeſetzes ift „Wähler für den Reichs— 
tag ri Deutiche, welcher das 25. Lebensjahr zurüdge> 
legt Bat. 

Die Erforberniife des aktiven Wahlrechtes find alfo: 

1) Reich8angehörigkeit, 
2) Männliches Geichlecht, 
3) Vollendetes 25. Lebensjahr. 
Die an fi) vorhandene Berechtigung zum Wählen ruht 
1) Nah) 8 2 des Wahlgejehes für Perfonen des Soldaten- 
—* des Heeres und der Marine ſo lange, als dieſelben 
ich bei der Fahne befinden. 

Nach 8 49 des Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 ſind 
unter Perſonen des Soldatenſtandes zu verſtehen „Die zum 
aktiven Heere (cfr. $ 38 dieſes Geſetzes) gehörigen Militär- 
perfonen, mit Ausnahme der Militärbeamten und desgl. der 
Civilbeamten der Militärverwaltung infl. der Veterinäre. 
(Seydel 1, S. 417.) Näheres f. weiter unten. 

Nah 5 7 des Wahlgeleges für Perjonen, welche ſich zur 
Zeit der Wahl nit in einem Wahlbezirke aufhalten, in 
welchen fie ihren Wohnfit Haben. 

Ein Wohnfit im Sinne des Civilrechtes wird jedoch 
nicht erfordert, e8 genügt vielmehr der im $ 21 der Civil» 
prozekordnung bezeichnete „Aufenthalt an einem Orte unter 
Berhältniffen, welche ihrer Natur nad) auf ein Verbleiben 
von längerer Dauer Hinmweifen, insbeſ. als Dienftboten, 

and» und yabrifarbeiter, Gewerbegehilfen, Studierende, 
chüler oder Lehrlinge.” 

Laband 1, ©. 273; Seydel 1, ©. 419. ©. au $ 7 
bes bürgerlichen Gejeß- Buches.) 

3) Nah 8 8 Abſ. UI des Wahlgefehes für diejenigen Perjonen, 

welche nicht in die Wahlliften aufgenommen find. 

Ueberhaupt ausgejchlojfen von der aktiven und pajfiven 
Reichstagswahl, d. 5. von der Berechtigung zum Wählen und zum 
Gewähltwerden (8 4 1. c.) find lediglich die im 8 3 des Wahlgejehes 
bezeichneten Kategorien von PBerfonen. 

In 8 3 Ziff. 4 1. c. ift Folgendes zu bemerfen: Nachdem — 
ganz abgejehen von der Beitimmung des $ 20 des R.Str.⸗Geſ.“B. — 
der — ** :aud) bei Verurteilung zur Zuchthausſtrafe eine Aberken⸗ 
nung der bürgerlihen Ehrenrechte (da neben derſelben eine folche nur 
erfolgen fann, nicht aber erfolgen muß, $ 32 des R.Str.⸗-Geſ.) 
im Urteile nur dann ausfprechen wird, wenn nach feiner richterlichen 
Ueberzeugung nicht politifche Gründe, fondern ehrloje Gefinnung den 


2 


— 
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Thäter zur That veranlaßten, jo ericheint es praftiich, daß die mit 
der Herjtellung der Wählerliften Betrauten einfah jeden, welchem 
die bürgerlichen Chrenrechte zur Zeit der Atenauftelung rechts⸗ 
kräftig aberkannt ſind, ohne jede weitere Prüfung aus der Wahlliſte 
weglaſſen. Hiezu ſind die betreffenden Behörden um ſo mehr berech⸗ 
tigt, als 8 34 Ziff. 4 des R.⸗Str.⸗“G.⸗“B. ohnedies mit der Aber⸗ 
fennung der bürgerlichen Ehrenrechte — während der im Urteile be- 
ftimmten Zeit — die Unfähigkeit verbindet, „in öffentlichen Ungelegen- 
heiten zu ftimmen, zu wählen ober gewählt zu werden” und das 
Neichsftrafgefeg ale jpäteres Geſetz alle etwa entgegenjtehenden 
Beitimmungen des früheren Wahlgejeges ohnedies aufheben würde. 
(Laband 1, ©. 276. Bergl. auch Seydel 1, ©. 418 und Art. 46 
d. bayer. Gef. vom 26. Dezember 1871, „ben Vollzug der Einführung 
des Str.⸗Geſ.⸗“B. für das deutfche Reich in Bayern“ betr., ferner 
BI. f. admin. Br. 21, 8.) 

ad b. Die paſſive Wahlfähigfeit. 

Nah 8 A 1. c. ift wählbar zum Reichstagsabgeordneten im 
ganzen deutſchen Reiche jeder Deutiche, welcher das 25. Lebenzjahr 
zurüdgelegt und einem zum deutſchen Reiche gehörigen Staat jeit 
mindeſtens einem Jahre angehört Hat, fofern er nicht gemäß 83 1.c. 
von der Berechtigung zum Wählen ausgeichloffen ift. 

Dieje einjährige Friſt ift vom Zage des Wahlakte® an zurüd 
zu berechnen. Aufenthalt oder Wohnſitz im Neiche ift nicht erforder: 
lih, fondern nur die Reichſsangehörigkeit, männliches Gejchlecht 
und zurücgelegte® 25. Lebensjahr. Zu berüdfichtigen ift aber die 
Beitimmung des Art. 9 der Neichöverf., nach welcher niemand gleich 
zeitig Mitglied des Bundesrates und des Neichdtages fein kann. 

Jeder Abgeordnete wird in einem befonderen Wahlkreiſe gewählt. 
Die legteren find räumlich abgegrenzt. Bis zur Abgrenzung der 
Wahlkreife Durch Reichsgeſetz werden die gegenwärtigen Wahlfreife 
beibehalten ($ 6 1. c.). Zu den 382 Bahttreiten des Urt. 20 Abſ. I 
der Neichöverf. fommen nad) 8 3 des Geſetzes vom 25. Juni 1873 
(R.G.⸗Bl. ©. 161) noch 15 Abgeordnete für Elſaß⸗Lothringen. 

Helgoland wurde auf Grund des S A des Geſetzes vom 
15. Dezember 1890 (R.-G.:Bl. 207, Web. 20, 482) dem preußilchen 
rei Schlesmwig-Holftein zugeteilt (vergl. Bel. d. Reichsk. R.: 
G.⸗Bl. 1891 ©. 111). 


Im Königreihe Bayern find 48 Reichstagsabgeordnete zu 
wählen. 

Die einzelnen der 48 bayer. Reichstagswahlkreiſe find nach 
Maßgabe der Min.Bel. vom 27. Februar 1871 abgegrenzt, |. Web. 
8, 720—722 Anlage C zum Wahlreglement. 

Demgemäß ergeben fich folgende Wahlkreiſe: 

a. für Oberbayern: Münden I, Minden II, Aichach, Ingol⸗ 

jtadt, Wafjerburg, Weilheim, Rojenheim, Traunftein, 
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b. für Niederbayern: Landshut, Straubing, Paſſau, Pfarr: 

tirchen, Deggendorf, Kelheim, 
c. für Rheinpfalz: Speyer, Landau, Germerdheim, Ziweibrüden, 
Homburg, Katjerslautern, 
a. für aha: Negensburg, Amberg, Neumarkt, Neuenburg 
‚ Neuftadt a. W. N., 

e. für —— Hof, Bayreuth, Forhheim, Kronach, 
Bamberg, 

f. für Mittelfranten: Nürnberg, Erlangen: Fürth, Ansbach⸗ 
Schwabach, Eichitätt, Dinkelsbühl, Rothenburg o. T., 

g. für Unterfranken: Aſchaffenburg, Kigingen, Lohr, Neuftadt 

a. ©., Schweinfurt, Würzburg, 

h. für Schwaben: Augsburg, re , Dillingen, Iller⸗ 

tiſſen, Kaufbeuren, Immenſtadt. 

Der Tag, an welchem die Ausle —* der Wählerliſte zu be: 

innen bat, wird vom tgl. Stactbmind an) des Innern feftgejebt. 
Ka Anlage D zum Wahlreglement, Web. 8 

Den Semeindebehörden oölieat am vor allen Dingen 
die Herftellung der Wahlliſten; find die Semeindebehörden unmittel- 
bare Magiftrate, aljo zugleich Diſtriktsverwaltungsbehörden, jo haben 
fie außerdem noch in dieler ihrer letzteren Eigenſchaft: 

a. die einzelnen Wahlbezirke abzugrenzen und zu beſtimmen, 

b. I Wahllokale für jeden Diejer einzelnen Wahlbezirke feit- 

zujeßen, 

c. die Wahlvorfteher und deren Stellvertreter zu ernennen und 

d. gegebenen Falles über allenfallfige egen die bergejtellten 

Wahlliften erhobene Einjprüche zu entjcheiben. 

Diefe Enticheidung hat durch Magiſtratsbeſchluß nach follegialer 
Beratung in ber engıltratefigung zu erfolgen. ©. Anlage D zum 
Wahlreglement: Web. 8, 

Das Formular ber Wähferlifte ſ. Anl. A zum Wahlreglement, 
Web. 8, 560. 

In die Wählerlifte ift alfo aufzunehmen jeder Deutſche, 
welcher bis zum Wahltage (nicht blos bis zum Momente der 


Bol. hiezu Min.-Entihl. vom 12. September 1881, Web. 15, 426, in 
tueicher onfatiert ift, daB die im Jahre 1879 eingetretenen Veränderungen in 
nen erwaltungäbezirfen feinerlei Einfluß auf den VBeitanb der Reichstags⸗ 
—2 geübt haben; ferner die in der Anlage zu dieſer Entſchließung ent- 
Baftene Meberficht über den Beſtand der bayer. Reichätagdwahlfreije nebit genauer 
Angabe aller einzelnen zu denſelben gehörigen Dermaltungäbegirte (eb. AR 
428 ff). ©. ferner M.-E. vom 7. Mai 1893, Web. 32, 1 M.⸗A.⸗Bl. 109 f. 
und Win.-Entihl. vom 10. Januar 1890, M.- AB. 1 und nen. 30, 66. Beiter 
ift in ber cit. tihließung vom 12. September 1881 auögeiprochen, dab aud 
Ir den Yall, daß die a einem Verwaltungsbezirke vereinigten Gemein- 
en verfhiedenen ahlfreifen angehören jollten, doch das betr. Bezirksamt 
— jämt liche Gemeinden feines Bezirkes die in Wahljachen zuftändige Be⸗ 
de 
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vollendeten Herjtellung der Wählerlifte) das 25. Lebensjahr vollendet 
hat und in der Gemeinde in obenerwähnter Weife feinen Wohnfit 
bat, foferne er nicht unter $ 3 des Gejehes fällt oder fein Wahlrecht 
nach $ 2 des Geſetzes ruht. 

Bezüglich der Wahlberechtigung der Militärperfonen bei Reichs⸗ 
tagswahlen und refp. deren Aufnahme in die Wählerliften haben die 
Gemeindebehörden nad) der Min.-Entichl. vom 27. Januar 1883 
(Web. 16, 100 f.) Folgendes zu beachten: 

In die Wählerliften für den Reichstag find von Militärperjonen 
aufzunehmen : 

a. ohne weitere Prüfung des einzelnen alles die 
ſämtlichen Beamten der Militärverwaltung , gleichviel ob 
Militär oder Eivilbeamte, einſchließlich der Veterinäre, 

b. die Offiziere, Sanitätsoffiziere und Mannjchaften des Be⸗ 
urlaubtenftandes, dann die (mit oder ohne Penſion) verab- 
Ichiedeten Offiziere und Sanitätdoffiziere, bie nicht zum 
Friedensſtande gehörigen, zur Dispofitton ftehenden Dffiziere 
und Sanitätsoffiziere, die nicht zum Friedensſtande gehörigen 
Dffiziere und Sanitätsoffiziere A la suite — Die Un« 
gehörigen aller diefer Kategorien sub b jedod 
nur, wenn fie zur Zeit der Reihstagswahl, für 
welche die Lifte hergeftellt wird, nicht zeitweilig 
zumaltiven Heere gehören. Welche nun von den im 
8 49 des Neichsmilitärgefebes vom 2. Mai 1874 (Web. 10, 
287) gedachten Militärperjonen und auf welche Dauer bie- 
jelben zum aktiven Heere gehören, beſagt 8 38 bes eben 

enannten Geſetzes; über die Angehörigfeit „der zur Dispo: 

tion und à la suite ftehenden Offiziere und Sanitäts⸗ 
offiziere” zum Friedensſtande beitimmt die Verfügung vom 
2. Dezember 1882, abgedruckt Web. 16, 100.9) Auch die 
Dffiziere der Gengdarmerie find für die Neichstagswahlen 
nicht wahlberechtigt, wohl aber dagegen die Mannjchaften 
der Gensdarmerie und find daher Die leteren (nicht aber die 
eriteren) in die Wahllifte aufzunehmen. ?) 

Nah 8 17 des Reichstagswahlgeſetzes haben die Wahlberech- 
tigten da8 Recht, zum Betriebe der den Neichstag betreffenden Wahl- 


®, Nach berjelben gehören von den Dffizieren unb Sanitätdoffizieren à la 
suite und gu Dispofition folgende „zu den Militärperfonen des Friedensſtandes“: 
a. à la suite ftehende, wenn fie aus einer etatömäßigen Friedensſtelle 
Gehalt beziehen oder unter Stellung à la suite auf beſtimmte Zeit — 
mit oder ohne Gehalt — beurlaubt ſind; 
b. zur Dispoſition ſtehende, wenn ſie auf einer etatsmäßigen Friedens⸗ 
elle verwendet ſind. 
ME. vom 9. Februar 1871, Web. 8, 707: „Die Eigenſchaft eines 
Gensdarmen nad der gegenwärtigen Organijation ber ®ensdarmerie fteht der 
Ausübung des Wahlrechted für die Neichdtagswahlen nicht entgegen.“ 
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angelegenheiten Vereine zu bilden und in geichloffenen Räumen un: 
bewaffnet öffentliche Verfammlungen zu veranitalten. Nah M.⸗E. 
vom 22. April 1874 (Web. 4, 85, Anm. 17) findet Art. 26 Abf.1 
des bayer. Vereinsgejeges vom 26. Februar 1850 auf ſolche Bor: 
verjammlungen für den deutfchen Reichetag Anwendung, Nach oberit- 
richterlihem Erkenntnis vom 27. September 1878 (M.⸗Bl. ©. 334) 
iſt daher auch eine vorgängige Anzeige folcher Verfammlungen an die 
PVolizeibehörde nicht geboten. | 

Die Art. 12 und 13 des bayer. Ausf.Geſ. vom 18. Auguft 
1879 zur Strafprogehorbmung (Beb. 13, 201) finden auch Anwen⸗ 
dung auf Wahlaufrufe und Wahl-Plalate zc. für die Reichstagswahl. 
S. auch Entſch. d. Oberl.-G. München vom 19. Dezember 1889 über 
„Wahlaufrufe” (Ungabe des Namens und des Wohnorts des Druckers 
und des Verleger auf denſelben und Haftbarfeit des Druders). 
Neger 10, 472. 

Nach Reichsgeſetz vom 12. März 1884 (Bamb. 21, 93) „gelten 
Stimmzettel, welche im Wege der Vervielfältigung hergeftellt find und 
nur die Bezeichnung der zu wählenden Perſonen enthalten, nicht ale 
Drudichriften im Sinne der Neich3- und der Landesgefebe.” 

Nach 8 43 Abſatz III der Gewerbe-Drdnung ijt zur Vertei- 
lung von Stimmzetteln und Drudichriften zu Wahlzwecken bei ber 
Wahl zu gejeglichen Körperichaften eine polizeiliche Erlaubnis in der 
Beit von der amtlichen Bekanntmachung des Wahltages bis zur Be⸗ 
endigung des Wahlaftes nicht erforderlich. Dasſelbe gu auch nad) 
abi. IV 1. c. beaiglich der nicht geiverbamäßigen erteilung von 
Stimmzetteln und Drudichriften zu Wahlzweden. 

(Siehe audy Reg. 5, 130, ferner Landmann, Comm. zu 8 43 
der R.⸗G.⸗O. Nr. 9, ©. 365 f.) 

Bezüglich der Porto: und Gebührenfreiheit für Poftfendungen 
und Zelegramme der Wahlfommifjäre für die Neichstagswahlen 
in Ausübung ihrer öffentlichen Funktion an eine Behörde oder an die 
Gemählten, liebe M.-E. vom 9. Februar 1871, Web. 12, 322, 

nm. 5 


Das Wahlreht und die freie Ausübung bdesfelben ift gejchütt 
durch $ 107, 108 und 109 des R.-Str.-G. Hiezu fiehe folgende Ent: 
jcheidungen in der Reger'ſchen Sammlung über 

a) Wahlbehinderung nad) $ 107 des R.-Str.-G.: II, 403; 

b) Wahlfälſchung oder vorfähliche Herbeiführung eines un⸗ 
richtigen Ergebniffe® der Wahlhandlung nach $ 108 des 
NR.-Str.-G.: II, 44; II, 175; IV, 423; VI, 64; 

c) Wahlbeſtechung oder Kauf bezw. Verlauf von Wahlſtimmen 
nah 8 109 des R.-Str.-©.: II, 403; V, 350; IX, 71. 

Ueber den Unterschied zwiſchen „Herbeiführung eines unrichtigen 

Ergebnifjeg der Wahlhandlung” und „Berfälihung des Ergebniſſes 
der Wahlhandlung“ fiehe Neger, Erg.:Bd. I, 333. 
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Ein Verein, welcher bei einer Reichstagswahl die Wahl einer 
beftimmten Berfon bezwedt, fann als Perbindung im Sinne ber 
88 128, 129 des R.⸗Str.⸗Geſ.⸗B. aufgefaßt werden nad) Enticheidung 
des Neichögerichts vom 8. November 1887, Neger 9, 73. 

Durch R-M.E. vom 31. Januar 1890 (8.-M.:Bl. 35) 
wurde an ben Tagen, an welchen die Wahlen zum Reichstage, ſowie 
etwaige Stichwahlen desgleihen Nachwahlen ftattfinden, der Unterricht 
an den UnterrichtZanftalten ausgefetzt, damit das Lehrperjonal in ber 
Ausübung feines Wahlrechtes nicht behindert wird. 

Ueber alles das, was bei der Durchführung des Wahlgeichäftes 
beſonders zu beachten ift, fiehe fpeziell die M.⸗E. von 19. Juni 1877, 
Web. 12, 117/18, ME. vom 13. Juni 1878, Web. 12, 318 und 
ME. vom 15. Juni 1878, Web. 12, 320 f. 

Es erjcheint als dringend angezeigt, daß die Vorjtände ber 
Diftriftsverwaltungsbehörden (alfo auch die VBürgermeifter unmittel- 
barer Städte) einige Tage vor dem Wahltermine die ernannten Wahl- 
vorſteher im Wege mündlicher Befprehung auf die einzelnen 
Beitimmungen in den 88 9—13 des Wahlgefeges und den 8 5, Ab⸗ 
ja 2, 9—22 und 25 des Wahlreglements bejonder® aufmerkſam 
machen. Hiebei ift namentlicy auch darauf hinzumweifen, daß bei der 
Reichstagswahl Die Wahlzettel nicht zu unterfchreiben find. 

Eine praftifche Zufammenftellung alles deſſen, mas die Wahl- 
vorfteher bezüglich der Wahlbandlung —* — vor dem Wahltermine, 
in und nach demſelben — beſonders zu beachten haben, findet ſich 
ferner in Stadelmann's Handbuch 1895 (11. Aufl.) S. 139—144. 


Weiter verweilen wir bezüglich der Reichstagswahlen auf folgende 
Abhandlungen: 

a. Bayerifche Gemeindezeitung: Jahrgang 1891, ©. 235 f.: 

Das aktive und paflive Wahlrecht der Offiziere und Mili- 
tärbeamten. 

b. Blätter für admin. Praxis: XXI, 8: Das Neichdtagswahl- 

gefeh und der Vollgenuß der ftaatsbürgerlichen Rechte. 

Im Uebrigen beziehen wir ung auf den nachitehend abgedrudten 
Wortlaut des Reichstagswahlgeſetzes und des hiezu vom Bundesrat 
erlaffenen Wahlreglements nebit den zu den einzelnen Paragraphen 
beigefügten Anmerkungen; fiehe auch die diesbezügliche Behandlung 
dieher Materie bei Krais 1, 182 ff., Bechmann-Brettreich 1, 148 ff., 
Stadelmann-Wadter S. 137 ff., Grill, Staatsbürger S. 25—34, 
endlich den Abdrud von Wahlgefeg und Wahlreglement in Bamb. 
11, 65 bezw. 69 ff. und der oben citierten M.-&. vom 27. Januar 
1883 „die Wahlberechtigung der Militärperjonen bei Landtags: und 
Reichstagswahlen“, Bamb. 22, 22. 

Die Beftimmung über den Geichäftsgang im Reichstag, d. 5. 
„die Geſchäftsordnung für den Reichstag des Deutichen Weiches“ 
vom 10. Februar 1876 findet fich abgedrudt bei Pröbft Com⸗ 
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mentar S. 174 ff. (j. oben ©. 20); hiezu Laband 1, 304 ff., 
Grill, bayr. Staatsbürger S. 34.—44 und Pröbft, Kommentar ©. 70: 
Anm. 2 zu Art. 27 der Reichs-Verf. 


I. Reichätagswahlgefek. *) 1) 


NB. Dasselbe führt die Bezeichnung: „Wahlgeſetz für den Reich?» 
tag des Norddeutichen Bundes vom 31. Mai 1869.” 


Auf Grund bes $ 2 des Neichägeleges vom 16. April 1871 
betreffend „die Verfaſſung des Deutfchen Reiches“ (Publikationsgeſetz), 
Web. 8, 744 ift Hieher zu bemerken, daß, „mo in dem obengenannten 
Wahlgefege von dem Nordbeutichen Bunde, deſſen Verfaſſung, Gebiet, 
Mitglieder oder Staaten, Indigenat, verfafjungsmäßigen Organen, 
Angehörigen, Beamten u. ſ. w. die Nede ift“, das Deutihe Neid 
und deſſen entiprehende Beziehungen zu verftehen find. So 
3.2. ift Statt „Norddeutich” immer zu ſetzen „Deutſch“; ftatt „Nord- 
deuticher Bund“ ift zu leſen „Deutiches Reich“ zc. 


81. 
Wähler für den Neichstag des Norddeutichen Bundes ift jeder 
Norddeutiche, welcher das fünfundzwanzigfte?) Lebensjahr zurüdgelegt 
bat in dem Bundesftaate, wo er feinen Wohnfik Hat. 


*) Das Reichstagswahlgeſetz ift gemäß Geſetz vom 25. Juni 1873 in Elſaß⸗ 
Lothringen feit 1. Januar 1874 giltig. 


) Diez fiehe: Das Reichſstagswahlgeſetz nebſt Wahlreglement und 
Anlagen, fowie den für Bayern ergangenen Vollzugsvorſchriften, mit Erläuterungen, 
herausgegeben von 8.Ra3p, Münden 18% (Sit. Rasp); ferner: Tert bed Wahl- 
siehe eb. 8, 140 ff. und des Wahlreglements mit Anlagen, Web. 8, 5683 ff. 
adıtrag zn leßterem vom 27. Februar 1871 80 riihe Reichstagswahlkreiſe), 
Web. 8, 720 ff. und Rasp 65 ff. und bezw. Web. 15, 428; fowie folgende Boll- 
zugsvorſchriften: 
a. M.-E. vom 22. Juni 1874, Web. 10, 368, Rasp 78. 
b. M.-E. vom 19. Juni 1877, Web. 1%, 117, Rasp 81. 
c. M.-E. vom 13. Juni und 15. Juni 1878, Web. 13, 818 bezw. 320. 
Rasp 82 und 86. 
d. ME. vom 1. November 1878, Web. 13, 480, Rasp 9. 
e. M.-E. vom 12. September 1881, Web. 15, 426, Rasp 95 (Bayrilche 
Wahlkreiſe) und Rasp 125, 
f. M.-E. vom 27. Januar 1883, Web. 16, 100, Rasp 113 (Wahlberechtig- 
ung der Militärperfonen). 
x. M.-E. vom 15. Januar 1887, Rasp 117. 
h. M.-E. vom 29. Januar 1887, Web. 18, 269, Rasp 119. 
i. M.-E. vom 10. Januar 1890, Web. 30, 65, Rasp 120, M.Bl. 1. 
X. M.-E. vum 7. Mai 1898, Web. 32, 162, M.Bl. 110. 


”) Perſonen, weldye das 25. Jahr in ben Tagen zwiichen der Auslegung 
der Lifte und dem Wahltermin erreichen, find wahtfähig, aljo in die Lifte ein- 
—X Ren. 8, 181. Die Steuerzahlung bildet feine Vorbedingung bes 

a tes, 
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8%. 

Für Perſonen des Soldatenftandes, des Heeres und der Ma- 

rine ruht die Berechtigung zum Wählen folange, als diejelben fich bei 
der sahne befinden. ®) 88 


Bon der Berechtigung zum Wählen find ausgefchloffen: 

1) Berjonen, welche unter VBormundichaft oder Kuratel ftehen ; 

2) Perfonen, über deren Vermögen Concurs- oder Fallitzuftand 
gerichtlich eröffnet worden ift, und ziwar während der Dauer 
diejeg Concurs⸗ oder Fallitverfahrens; 

3) Berjonen, welche eine Armenunterftügung aus öffentlichen oder 
Gemeindemitteln 4) beziehen, oder im letzten der Wahl vorher- 
gegangenen Jahr bezogen haben; 

4) Berjonen, denen infolge rechtskräftigen Erkenntniſſes ber 
Bollgenuß der ftaatsbürgerlichen Rechte entzogen ift, für Die 
Zeit der Entziehung, ſofern fie nicht in diefe Rechte wieder 
eingeſetzt find. 

Iſt der Vollgenuß der ftaatsbürgerlichen Rechte wegen poli- 
tiſcher Vergehen oder Verbrechen entzogen, fo tritt die Berech- 
tigung zum Wählen wieder ein, jobald die außerdem erkannte 
Strafe vollitredt, oder durch Begnadigung erlafjen iſt. 


8 4. 

Wählbar zum Abgeordneten ift im ganzen Bundes-Gebiete jeder 5) 
Norbdeutiche, welcher das fünfundzmwanzigfte Jahr zurüdgelegt und 
einem zum Bunde gehörigen Staate feit mindeftens einem Jahr an- 
gehört hat, fofern er nicht Durch die Beitimmungen in dem $ 3 von 
der Berechtigung zum Wählen ausgejchlofjen it. 


*) Hiezu fiehe M.-E, vom 27. Januar 1883, M.-Bl. S. 56 und Web. 16, 
100 f. „die Wahlberechtigung der Milttärperjfonen” betr.; desgl. M.-E. vom 13. 
Juni 1878 „Reichätagswahlen” betr., Web. 1%, 319 und 8 49 ſowie 8 38 und 
61 mit 56 des Reichsmilitärgeſetzes vom 2. Mai 1874, Web. 10, 291 und 287, 
endlih Rasp, Eommentar S. 2 ff. und oben Tert ©. 22 und 26. 

*) Nicht ausgejchloffen find Berfonen, welche wegen ihrer Urmut irgend 
woher Unterftügung beziehen, fondern nur foldhe, welche aus öffentlichen oder 
Gemeindemitteln Unterflügung genießen (Rap, Commentar ©. 8f.). Auch ift 
Bulei ung zum Armenrechte im Prozeſſe keine Armenunterjtügung im 

inne biejed 8 3, Ziff. 3 des Wahlgel. Endlich fiehe noh M.-E. vom 22. Juni 
1874, ®eb. 10, 868: Die eringfügige Gewährung von Lehrmitteln an Schul« 
finder, deren Eltern die Bekhaffung tiefer Lehrmittel durch ihre Bermögensver- 

Itniffe erſchwert ift, kann nicht als ein Umstand betrachtet werden, mweldyer die 

äter jener Kinder jelbft ald arm und die Gewährung ber Lehrmittel als 
Armenunterfiägung erfcheinen laffe; auch Reg. 7, 76: Nichtbeitreitung der 
Lehrmittel und ded Schulgeldes erjcheint nicht ala Armenunterflügung (Bad. Erl. 
vom 25. Januar 1886). 

Auch die Perjonen des Soldatenftandes befigen die paſſive (nicht aber 
die altive) Wahlfähigfeit, können aljo zum Reichsſstagsabgeordneten gewählt 
werben. Bundesratämitglieder find wählbar, doch müſſen fie, wenn fie die Wahl 
annehmen, mit Rüdficht auf die Beitimmung des Urt. 9 ber Reichsverfaſſung aus 


30 8 11. I. Reichstagswahlgeſetz. 


85. 
In jedem Bundesftaate wird auf durchſchnittlich 100,000 Seelen 
. derjenigen Bevölferungs-Bahl, welche den Wahlen zum verfafjungs- 
gebenden NReichötage zu Grunde gelegen bat, Ein Abgeordneter ge- 
wählt. Ein Ueberſchuß von mindeſtens 50,000 Seelen der Gejamt- 
bevölferung eines Bundesstaates wird vollen 100,000 Seelen gleich 
gerechnet. In einen Bundezitaate, deſſen Bevölferung 100,000 Seelen 
nicht erreicht, wird Ein Abgeordneter gewählt. Demnach beträgt die 
Zahl der Abgeordneten 2979) und kommen auf Preußen 235, Sachen 
23, Heilen 3, Medlenburg:Schwerin 6, Sachſen⸗Weimar 3, Medlen- 
hurg-Strelig 1, Oldenburg 3, Braunjchweig 3, Sachſen⸗Meiningen 2, 
Sachſen⸗Altenburg 1, Sadjfen-Coburg-Gotha 2, Anhalt 2, Schwarz- 
burg-Rubolftadt 1, Schwarzburg-Sondershaujen 1, Waldeck 1, Reuß 
ältere Linie 1, Neuß jüngere Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Lippe 1, 
Lauenburg 1, Lübeck 1, Bremeu 1, Hamburg 3. Eine Vermehrung 
der Zahl der Abgeordneten infolge der fteigenden Bevölkerung wird 
durch das Geſetz bejtimmt. 86 


Seder Abgeordnete wird in einem bejonderen Wahlkreiſe gewählt. 

Seder Wahlkreis wird zum Zwecke der Stimmabgabe in fleinere 
Bezirke geteilt, welche möglichjt mit den Ortsgemeinden zujanımen- 
fallen follen, jofern nicht bei volfreichen Ortsgemeinden eine Unter- 
abteilung erforderlich wird. 

Mit Ausfchluß der Exclaven müffen die Wahlfreife, ſowie die 
Wahlbezirke räumlich abgegränzt und thunlichit abgerundet fein. 

Ein Bundesgefeb wird die Abgrenzung der Wahlkreiſe be» 
Stimmen”). Bis dahin find die gegenwärtigen Wahlfreife beizubehalten, 
mit Ausnahme derjenigen, welche zur Zeit nicht örtlich) abgegrenzt und 
zu einem räumlich zujammenhängenden Bezirke abgerundet find. Diefe 
müffen zum Zwecke der nächſten allgemeinen Wahlen gemäß der Bor: 
Ichrift des dritten Abſatzes gebildet werden. 


dem Bundesrat austreten. Die einzelnen Bundesfürften dagegen und der Kaiſer 
find nicht wählbar. — Zur pafliven Bahlfähigteit get ebenjo wie zur aktiven: 
männliches Geſchlecht. Ofr. hieher auch bie Beſtimmung von 8 6 Wbjah 2 
Des Bel. vom 15 und 19. März 1888 über die beutichen Schubgebiete bes glich 
Des Wahlrechtes der in den Schupgebieten naturalifirten (früheren) Ausländer u 
Eingeborenen. Web. 18, 769, ferner 8 2 des Geſehes vom 25. Juni 1873 über 
Elſaß⸗Lothringen Web. 10, 46. 

*) Hiezu kommen nun nody: für Bayern 48, Württemberg 17, Baden 14, 
Helen füblih des Mainz 6, Elfah-Lothringen 15 Abgeordnete, jo daß die jeßige 
Gelamtzahl der Reichdtagsabgeorbnneten 397 ift. 

Ein ſolches Geſetz noch nicht erlaſſen. Die norddentſchen Reichſtags⸗ 
wahlkreiſe find zur HZeit noch beſtimmt, wie im Anlage © zum Wahlreglement an⸗ 
gegeben, abgedrudt in Web. 8, 564 ff. und Rasp, Comm. ©. 388 - 68 

Die bayriſchen Neichätagsmahltreife find enthalten in der Bel. vom 
27. Sebruar 1871 (B. 81. 35) bezw. M.-E, vom 1. Februar 1871, teil⸗ 
weife geändert durch M.E. vom 12. September 1881, abgedrudt in Web. 8, 720 
bis 722, Rasp ©. 65—70 (f. oben Text ©. 23 u. 24 und die Anmerfung 7 hiezu) 


8 11. I. Reichstagswahlgeſetz. 3l 


87. 
Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, muß 
in demjelben oder, im Falle eine Gemeinde in mehrere Wahl-Bezirke 
eilt N in einem bderjelben zur Zeit der Wahl feinen Wohnfit®) 
n9). 
Seder darf nur an Einem!) Orte wählen. 


88 

In jedem Bezirte find zum Zwecke der Wahlen Liften an 
zulegen, in welche die zum Wählen Berechtigten 9) nach Zu⸗ und Bor- 
namen, Alter, Gewerbe und Wohnung eingetragen werden.1!) 

Dieje Liften find fpäteften? vier Wochen 12) vor dem zur Wahl 
beftimmten Tage zu Jedermanns Einficht auszulegen), und ift Dies 
zuvor unter Pinmeilung auf die Einjprachefrift öffentlich befannt zu 
machen. Einſprachen 14) gegen die Liften find binnen acht Tagen nach 
Beginn der Auslegung bei der Behörde, welche die Bekanntmachung 
erlaſſen Hat, anzubringen und innerhalb der nächften vierzehn Tage zu 
erledigen 14), worauf die Liften geichlofien werden. Nur diejenigen 
find zur Teilnahme an der Wahl berechtigt, welche in die Liften auf- 
genommen find. 

Bei einzelnen Neuwahlen, welche innerhalb Eines Jahres nad) 


und beziv. Web. 15, 428-435, desgl. Radp ©. 99 ff. und 125; Anlage zur 
M.-E. vom 12. September 1881, in welcher alle zu den betreffenden bayriſchen 
Reichstagswahlkreiſen gehörigen einzelnen Verwaltungsbezirke angegeben find; 
ferner ſ. bezüglich einiger Abänderungen in digen Verwaltungsbezirken M.-E. vom 
10. Januar 1890 (Web. 30, 66 und M.⸗A.⸗Bl. ©. 1) und M.-E. vom 7. Mai 
1893 (Web. 23, 162 und M.-U.-BI. 109). 

Die Wahlfreife in Württemberg, Baden und Großherzogtum Heſſen find 
abgedrudt: Web. 8, 722 f. und Rasp ©. 70— 78, 

®) Weber Begriff des Wohnfites ſiehe Labanb 1, 273, Anm. 7, Seydel I, 
419; R.-Eiv.-Br.D. 821, Rasp S. 14 a und b; alfo Wohnſitz = Aufenthalt von 
längerer Dauer (fiehe oben Tert ©. 22). 

) Wer in die Lifte eines Bezirkes eingetragen ift, ift auch befugt, in diefem 
Bezirke ie wählen, wenn er auch am Tage der Wahl faktiſch nicht mehr in dieſem 


Bezirke jeinen Wohnfig d. 5. dauernden Aufenthalt haben ſollte. Für jede ſpätere 
—— weiche auf Grund ber nämlichen Wählerlifte vorzunehmen iſt, wird aber 
ie 


ahlberechtigung in dem Wahlbezirle mit Uufgabe bes Wohnſitzes in dem⸗ 
ſelben anögefchloffen 
10) Hat ein Wahlberechtigter mehrere Wohnfige reſp. Wohnfig in mehreren 
Bahlbegirten, jo darf das Wahlreht nur an bezw. in einem derſelben aus—⸗ 
geübt werben. 
29 Wal. 81 des unten abgedrudten Wahlreglements, und oben Text ©. 24 f. 
’*) Die Auslegung der Wählerfiften darf nicht nach, foll aber auch nicht 
vor dem Beginn bes viermöchentlicden Termines erfolgen. 
»®) Siehe 8 2 des Wahlreglements. 
29) Siehe 8 3 bed ehahregiement?. Die unmittelbaren Stabtmagiftrate 
bethätigen diefe Erledigung der „Einſprachen“ durch kollegiale Sitzungsbeſchlüſſe. 
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ber legten allgemeinen Wahl ftattfinden, bedarf es einer neuen Auf⸗ 

ftellung und Auslegung der Bahl-Lifte nicht. 15) 16) 
8 9, 
Die Bahlhandlung, ſowie die Ermittelung des Wahl-Ergebniffes, 
find a ion wi der Vorſteher 1), Beifiger und Protofollführer 
N) i 

bei der —— in den Bahıl-Begirten und der Beifiter bei 

der Ermittelung des Wahlergebnifjes in den Wahlfreifen ift ein un- 

tliches und Tann nur von Perjonen ausgeübt werden, 

welche fein unmittelbares Staatsamt befleiden. 


8 10. 
Das Wahlrecht wird in Perſon18) durch verbedte2%), in eine 
Wahlurne niederzulegende Stimmzettel ohne Unterfchrift außsgeibt.*1) 
Die Stimmzettel müſſen von weibem Papier und dürfen mit 
feinem äußeren Kennzeichen verjehen fein.22) 


8 11. 

Die Stimmzettel find außerhalb des Wahllokals mit dem Namen 
des Kandidaten, welchem der Wähler feine Stinmme geben will, hand- 
Ichriftlich oder im Wege der Vervielfältigung zu verjehen. 29) 

8 12. 


Die Wahl ift dire. Sie erfolgt durch abfolute Stimmen- 
mehrheit aller in einem Wahlkreiſe abgegebenen?*) Stimmen.®) Stellt 


m Die Bählerlifte Mi. für jebe ——— neu aufzuſtellen; ausge⸗ 
nommen ift nur ber Fall des 88 Abſatz III: wenn innerhalb Fabresfrik er 
Der legten allgemeinen Wahl eine Neuwahl ftattfindet, findet dieſe Neuwahl auf 
Grund ber für bie legte allgemeine Wahl gefertigten ählerfiften ka. 

”*) gälichung der Bählerlifte macht den Wahlaft ungiltig. Ratp ©. 16a. 





berecht Ye *) Eiche 10 bes Wahlreglements. 
14, Abſatz 2 des Wahlreglements. 

», Siebe — 3 und 4 des lreglements. 

2) In bi 1 Bablbeiedunn fabnad 8407 Im beeinträchtigt werben. 
Bahlbehinderung, ——— behehung find nac nad KA und 109 R.-Str.Bei.-B. 
frafbar A oben Tert S sp 16b 

*) Siehe 8 15, Erfah 4 Des Bahl-Begl. bedgt. 619 baf 

22) (Eine Abgabe von Bahlzetteln im Wahllofale, die mit dem Namen bes 
Kandidaten verjehen find, Seitens bed Wahlvorftehers bewirkt Ungiltigleit ber 
as ı Im Wahllokale ſelbſt dürfen Stimmzettel micht geſchrieben werben. 

p . 5. giltigen Stimmen, vgl. hiezu 8 20, Abſatz 2 und 8 28, Ab- 

—* Stine 


1 ded Wahl. ebenen 
w —— Bl gebgegebenen giligen — fiehe 88 26 und 27 bes 


" Wabl-Regl., auch r 28 bei. 
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bei einer Wahl eine abfolute Stimmenmehrheit fich nicht heraus, fo 
it nur unter den zwei Standidaten zu wählen, welche die meiften 
Stimmen erhalten haben. 2°) 

Bei Stimmengleichheit entfcheidet das 2o3.27) 


8 13. 

Ueber die Gültigfeit oder Ungültigfeit der Wahlzettel2®) ent- 
fcheidet mit Vorbehalt der Prüfung 28) des Neichstage allein ber 
Borjtand29) des Wahlbezirks nach Stimmenmehrheit feiner Mitglieder. 

Die ungültigen 3) Stimmzettel find zum Zwecke der Prüfung 
durch den Reichstag dem Wahlprotofoll beizufügen.) Die gültig 
befundenen bewahrt der Vorfteher der Wahlhandlung in dem Wahl- 
bezirte jo lange verfiegelt, bis der Reichſstag die Wahl definitiv gültig 
erflärt hat.31) 

8 14. 


Die allgemeinen Wahlen find im ganzen Bundesgebiete an dem 
von dem Bundespräfidium 2) beftimmten Tage vorzunehmen. 


8 15. 

Der Bundesrat ordnet das Wahlverfahren, ſoweit dasfelbe nicht 
Durch das gegenwärtige Geſetz feitgeitellt worden ift, durch ein ein- 
heitliches für das ganze Bundesgebiet gültiges Wahlreglement. 3%) 

Dasjelbe Tanıı nur unter Zuſtimmung des Reichstages abge- 
ändert werden. 

8 16. 


Die Koften für die Drudformulare zu den Wahlprotofollen und 
für Die Ermittelung des Wahlergebnifjeg in den Wahlkreiſen werden 
von den Bundezftaaten, alle übrigen Kojten?*) des Wahlverfahrens 
werden von den Gemeinden getragen. 

») Hiezu 8 28, Abſatz 2 des Wahl-Megl., ferner 88 29-32 dal. 

«7 Sr : 32 bes Babl-Begl. aud) $ 30, Bfar 2 bai. 

*) Die Gültigkeit oder Ungültigfeit der Wahl jelbft prüft nad) Art. 27 
der Reich3-Berf. der Reichstag. 

+, Der Wahlvorfteher Hat bei diefen — durch den gelamten Wahl⸗ 
vorftand vorzunehmenben — Abſtimmungen gleichfalls volles Stimmrecht, vergl. 
2, ia I des Wahl-Regl. und unten Anm. 60 zu 8 13, Abla 2 Des 

ahl⸗Regl. 
* Ueber die „Ungültigkeit“ fiehe 8 19 des Wahl⸗Regl. 

sh) Siehe 8 20 und 21 des Wahl-Regl. und 8 27, abſatz 4 dai. 

») Der Tag für bie allgemeinen Wahlen wird durch den Kaiſer beftimmt, 
Dagegen berjenige die Erfag- und Nachwahlen (in Bayern) dur die königl. 
Kreiöregierungen, 8.b.8. 

*, Dasielbe wurde vom Bundesrate ımterm 28. Mai 1870 erlafien. 
Siehe 2) Bf andy d für die Herftellung der Wählerlift Ueberhaupt 

y v iejenigen ie ung ber erfiften. erha 
find alle Koſten für bie Reihstagswahlen — fofern fie nad; $ 16 bes Wahlgeſ. 
nicht vom Staate getragen werden — von ben Gemeinden zu beitreiten, ſo 
auch die für Juferate; vgl. M.-E. vom 15. Juni 1878, Nr. II, Ziffer 1 und 6, 
Web. 12, 321 und Raip ©. 86 f. 

Boy1, Handbuch. 3 
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8 17.85) 

Die Wahlberechtigten haben das Recht, zum Betrieb der den 
Neichdtag betreffenden Wahlangelegenheiten Vereine zu bilden und in 
en Räumen unbewaffnet öffentliche Verfammlungen zu ver: 
anjtalten. 

Die Beitimmungen der Landesgefege über die Anzeige der Ver— 
fammlungen und Vereine, fowie über die Ueberwachung derjelben, 
bleiben unberührt. 


I. Das Wahlreglement.*) 


Das auf Grund des 8 15 des Wahlgejeges zur Ausführung 
desjelben erlaffene Reglement vom 28. Mai 1870 enthält nachjtehende 
Beitimmungen : 81 


Für jede Gemeinde (Ortscommune, ſelbſtändigen Gutsbezirk 
u. ſ. w.) iſt gemäß 8 8 des Geſetzes und nad) Anleitung des unter 
lit. A anliegenden Formulars von dem Gemeindevorjtande 3%) Com⸗ 
munevorftande, Ortsvorſtande, Inhaber eines ftändigen Gutsbezirks, 
Magiftrate u. |. w.) die Wählerlifte doppelt aufzuftellen. In der⸗ 
jelben find alle nach den 88 1, 3 und 7 des Gejebes Wahlberechtigte 87) 
in alphabetijcher Ordnung zu verzeichnen. Jedoch dürfen in Den 
Städten die Wählerlijten auch in der Art angefertigt werden, daß 
die Straßen nad) der alphabetischen Reihenfolge ihrer Namen, inner- 
halb derfelben die Häufer nach ihrer Nummer und nur innerhalb 
jedes Saule die Wähler alphabetijch geordnet werden. 
n Gemeinden, die zum Zwecke des Stimmabgebeng in mehrere 
Bezirke geteilt find ($ 7 des Neglements), erfolgt die Aufſtellung der 
Wählerliſten nach den einzelnen Bezirken. 


) Yu diejem 8 17 fiehe Raſp, S. 18b bis 19b. Nach dem bayrijchen 
Vereinsgeſ. Urt. 26 Abi. 1, beiteht für ſolche Wählerverjammlungen Teine Ber- 
pflichtung zur Anzeige derjelben bei der Polizei. Siehe weiter oben Tert ©. 26 
(ſpez. oberitr. Erf, vom 27. September 1878, M.⸗Bl. 334.) 

*) Web. 8, 553 ff.; Bamb. 11, 69 ff.; Verzeichnis der in den einzelnen 
Bundesftanten nad) den 83 2, 3, 6, 8, 24, 25 und 35 des Wahl⸗Regl. zuftändigen 
Behörden: Rajp, Comm. ©. 74; Web. 8, 724 (ſpez. für Bayern); ferner; Seydel I, 
488 ff. ME. vom 13. Juni und 15. Juni 1878, Web. 12, 318 und 320 ff. 

29 Siehe oben Tert ©. 24 und M.-E. vom 13. uni 1878, I, 3.1 
(Web. 12, 319): Die Aufftellung der Doppelt zu fertigenden Wählerliften hat 
unter Beachtung des 8 8, Abſatz 1 des Wahlgeſetzes nad Anleitung de3 dem 
Wahl⸗Regl. beigefügten Formulars A (Web. 8, 560; Bamb. 11, 74) in Gemeinden 
mit ftädtiichen Berfaffungen durch die Magiftrate, in den übrigen Gemeinden 
duch die Bürgermeiſter oder deren geſetzliche Stellvertreter zu erfolgen. 

7) Siehe die oben citierten M.-E. vom 13. Juni 1878, I 3. 2 und 3, 
ferner M.-E. vom 27. Januar 1883 (Web. 16, 101 und Raſp 116 (mit Reichs⸗ 
Mil.⸗Geſ. vom 2. Mai 1874 (Web. 10, 276) und die M.-E. vom 22. Juni 1874 
(Web. 10, 368), endlich oben Tert ©. 25 und Reg. 8, 181: In die Wahllifte 
iſt auch derjenige einzutragen, welcher bi8 zum Wahltage da3 gejegliche 
Alter erreicht. 
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Die dem Beurlaubtenitande angehörigen Militärperjonen (88 12, 
13 Nr. 4 Abſ. 2 und $ 15 des Selekes, betreffend die Verpflichtung 
zum Kriegsdienite, vom 9. November 1867 — Bundes-Geſ.Bl. 
©. 131) werden in die Wählerlijten eingetragen. 87) 


8.2. 

Die Wählerlifte ift zu Jedermanns Einſicht mindeſtens acht 
Tage lang auszulegen. 8°) 

Der Tag, an welchem die Auslegung beginnt, ift nah Maß- 
gabe des 8 8 des Geſetzes von der zuftändigen Behörde 39) feitzujeßen 
und von dem Gemeindevoritande unter Hinweiſung auf $ 3 des Re- 
glements, jowie unter Angabe des Lofals, in welchem die Auslegung 
Itattfindet, noch vor dem Anfange der letzteren in ortSüblicher Weile 
befannt zu machen. %0) 

Die Wählerlifte it von dem Gemeindevoritande mit einer Be⸗ 
Icheinigung darüber zu verſehen,“i) daß und wie lange die Auslegung 
geſchehen, ſowie daß die vorjtehend und im 8 8 des Neglements vor- 
geichriebenen ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgt find. *1) 


88. 

Mer die Lifte für unrichtig oder unvollftändig Hält, kann Dies 
innerhalb acht Tagen nad) dem Beginn der gemäß $ 2 des Regle— 
ments befannt gemachten Auslegung derjelben bei dem &emeindevor- 
ftande oder dem von demfelben dazu ernannten Kommiſſär oder der 
dazu niedergefegten Kommiſſion fchriftlich anzeigen oder zu Protokoll 

eben, und muß die Beweismittel für feine Behauptungen, falls die— 
—* nicht auf Notorietät beruhen, beibringen. 


”, S. 88 Abſ. 2 d. Wahl⸗Geſ. Die Auslegung hat in acht auf ein- 
ander folgenden Zagen ohne Unterbrechung zu erfolgen, Sonn- und Feier⸗ 
tage, welche in dieſe Friſt hineinfallen, werden mitgerechnet, dagegen nicht Die- 
jenigen Sonn» und Feiertage, welche auf den legten Tag der Auslegefriſt fallen. 

*) zu Bayern das k. Staatäminifterium des Innern. 

) Nach Ziff. Id. M.-E. v. 15. Juni 78 (Web. 13, 320; Rafp. 86) hat 
bie in 8 2 Abf. 2 d. Wahl⸗Regl. vorgeichriebene Belanntmahung jpätefteng 
am Tage dor dem Anfange der Auslegung der Wählerliften zu erfolgen. 

de Bor der Auslegung muß die Wählerliſte folgendermaßen unterfertigt 
iverden: 

Abgeichloffen X den . . . (Datum). 

Stadtmagiftrat Br Gemeinbeverwaltung) 


Bürgermeifter. 

Dasjenige Exemplar, welches der Wahlvorfteher erhält, Hat noch den Bei⸗ 
ſatz zu erhalten: Abgeſchloſſen mit der amtlichen Beſtätigung, Daß Das gegen- 
wärtige Exemplar mit dem Haupteremplare der Wählerlilte übereinjtimmt. Um 
22. Tage nach dem Beginne der Auslegung find die beiden Eremplare ber 
Wäplerlifte mit der Beftätigung, daß fie nad vorgängiger ortSüblicher, unter 
Hinweis auf 8 2 u. 3 des Wahl⸗Regl. erfolgter Belanntmadhung vom ... bid... 
(Datum) gu Jedermanns Einficht öffentlich aufgelegen find, ferner daß nad 8 8 
d. Wahl⸗Regl. Wahlvorfteher und Stellvertreter, desgl. Wahllofale, die Abgrenzung 

3% 


36 .8 11. II. Das Wahlreglement. 


Die Entſcheidung darüber erfolgt, wenn nicht die Erinnerung 
fofort für begründet erachtet wird, durch die zuftändige Behörde. 42) 
Sie muß längſtens innerhalb drei Wochen, vom Beginne der 
Auslegung der Wählerliſte an gerechnet, erfolgt und durch Bermitte- 
fung des Gemeindevorftandes den Beteiligten +3) befannt gemacht fein. 


8 4. 

Im Falle einer Berichtigung der Wählerlifte find die Gründe 
der Streihungen und Nachtragungen am Rande der Lifte und unter 
Angabe des Datums kurz zu vermerfen.*) Die etwaigen Belagd- 
ftüde find dem Haupteremplar der Wählerlifte beizuheften. 

Beide gleihmäßig berichtigte Exemplare der Wählerlifte find 
am 22. Tage nach dem Beginne der Auslegung unter der Unterjchrift 
des Gemeindevorftandes abzufchließen, das zweite Exemplar unter 
Hinzufügung der amtlichen Beicheinigung völliger Uebereinftimmung 
mit dem Haupteremplare. 41) 45 

Nachdem auf diefe Weile die Wählerliſte abgeichloffen worden, 
ift jede jpätere Aufnahme von Wählern in diefelbe unterfagt. *) 


8 5. 


Das Haupteremplar der Wählerlifte nebjt den Belagsſtücken 
hat der Gemeindevoritand jorgfältig aufzubewahren, das zweite Exem⸗ 
plar dagegen dem Wahlvorjteher behufs Benußung bei der Wahl zu= 
zujtellen. *7) 


der Wahlbezirte und Tag und Stunde der Wahl acht Tage vor dem Wahltermine 
ort3üblich befannt gemadyt wurden, vom Bürgermeilter bezw. Magiftratsvorftand 
in borftehend angegebener Yorm abzuſchließen und zu unterzeichnen. Hiebei ift 
leichfall8 beim zweiten Exemplar (telches der Toahlvorftcher erhält) deſſen voll- 
Fänge Vebereinftimmung mit dem Saupteremplar zu beftätigen. Die Nachweiſe 
er nad) 8 2 und 8 db. Wahl⸗Regl. Fr bethätigenden Belanntmachungen find 
den Wahlakten beizufügen, f. cit. M.E. v. 15. Juni 1878 II, 18 u. 4. 

N) d. i. in Bayern: kgl. Bezirksamt bezw. unmittelb. Stabtmagifirat |. 
oben Anm. 14 und cit. M.-E. v. 15. Juni 78 II, 2. Zur Reklamation ift jeder 
ner bed Wahlkreiſes, nicht bloß der in feinen Nechten fpeziell Beeinträchtigte 


gt. 

‚**) Betheiligt find: a) derjenige, welcher Die Beanftandung gemacht Hat, 
b) derjenige, inbezug auf welchen bieje Beanftandung erhoben wurde. 

) cit. M.-E. v. 15. Juni 1878 II, 3. 

9) cit, M.-E. v. 15. Juni 1878 Il,4 aud) 5, weiter |. Anm. 41; u. M.E. 
v. 19. Juni 1877 Web. 12, 118, Rasp. 81. 

+9, Es darf überhaupt nad dem Abſchluß eine Aenderung der Wählerlifte 
d. h. der Hauptlifte oder des Driginales nicht mehr vorgenommen werben unb 
zwar weder durch Hinzufügung eines Wählerd, noch durch Streijung eines 
bereitd aufgenommenen. Dagegen ift es zuläffig, einen im Originale der 
Wäphlerlifte ftehenden, in der Äbſchrift aber mweggelafienen nachträglich d. 5. 
nach dem Abſchluſſe in diefe Abſchrift einzufegen: es muß dies fogar gefchehen, 
da Abſchrift und Original übereinitimmen müfjen. 

) eit. M.-E. v. 16. Juni 1878 II, 6. 
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Die Wählerliften für diejenigen Wahlbezirfe, welche aus mehr 
ala einer Gemeinde beitehen ($ 7 des Neglements) bilden die Wahl- 
vorfteher durch BZufammenheften der ihnen zugehenden Wählerliften 
der einzelnen zu dem Bezirke gehörigen Gemeinden. 


86. 
Die Wahlbezirfe zum Zwecke des Stimmabgebens ($ 6 des 
Geſetzes) werden von den zujtändigen Behörden abgegrenzt.*®) 


87. 
Jede Ortjchaft bildet der Negel nach einen Wahlbezirk für ich. +9) 
Jedoch können einzelne bewohnte Befigungen und Kleine, fowie 
ſolche Ortichaften, in welchen Berjonen, die zur Bildung des Wahl- 
vorſtandes geeignet find, fich nicht in genügender Anzahl vorfinden, 
mit benachbarten DOrtichaften zu einem Wahlbezirfe vereinigt, große 
Ortichaften in mehrere Wahlbezirfe geteilt werden. 50) 
Kein Wahlbezirk darf mehr als 3500 Seelen nach der lebten 
allgemeinen Volkszählung enthalten. 51) 


88. 

Die zuftändigen Behörden 42) Haben für jeden Wahlbezirk den 
Wahlvorfteher, welcher die Wahl zu leiten hat und einen Stellver: 
treter desjelben für VBerhinderungsfälle zu ernennen, ſowie das Lokal, 
in welchem die Wahl vorzunehmen ift, zu beftimmen. 

Alles Dies, ſowie die Abgrenzung der Wahlbezirfe und Tag und 
Stunde der Wahl (8 9 des Neglements), ift mindeſtens acht Tage 
vor dem Wahltermin durch die zu amtlichen Publikationen dienenden 
Blätter zu veröffentlichen und von den Gemeindevorjtänden in orts⸗ 
üblicher Weiſe befannt zu machen. 59) 


89. 
Der Tag der Wahl wird von dem Bundespräfidium feſtgeſetzt. 
Die Wahlhandlung beginnt um 10 Uhr vormittags und wird 
um 6 Uhr nachmittags gefchloffen. 58) 


“) d. H. in Bayern die k. Bezirksämter bezw. ummittelbaren Stadtmagi- 
ftrate und zwar Seitens ber leßteren durch Sitzungsbeſchlüſſe. cit. M.-E. v. 
15. Juni 1878 II, 6. 

) Bol. 8 6 Abi. 2 d. Wahl-Gei. 

*, cit.M.-E. v. 15. Juni 1878, II,18 lit. bu. bei. M.-E. v. 13. Juni 1878 
Nr. II Web. 12, 319. 

*, Borftehend cit. M.-E. v. 13. Juni 1878, II, ferner M.-E. v. 7. Mai 
93 M.Bl. 110: Der Bildung der Wahlbezirfe ift Die ort3anmwefjende Bevöl— 
ferung zu Grunde zu legen. 

*) Der Tag der Wahl jelbft darf in die Stägige Frift nicht mit einge 
rechnet werben (verb.: 8 Tage vor dem Wahltermin); |. auch M.-E. v. 15. Juni 
1878 Nr. U, 6. ’ 

°”, cit. M.-E, 15. Juni 1878, II, 7; vgl. 8 17 Abſ. 1 d. Wahl⸗Regl. 
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8 10. 


Der Wahlvorfteherdt) (5 8 des Reglement?) ernennt aus Der 
Bahl der Wähler feines Wahlbezirfs einen Protofollführer und drei 
bis ſechs Beifiger und ladet Diefelben mindejten® zwei Tage vor dem 
Wahltermine ein, beim Beginne der Wahlhandlung zur Bildung des 
Wahlvorjtandes zu erjcheinen. 54) 

Die ——— Beiſitzer und Protokollführer erhalten keine 
Vergütung. Sie dürfen fein unmittelbares Staatsamt bekleiden 5°). 
(6 9 des Geſetzes.) 


g 11. 


Der Tiih, an welhem der Wahlvorftand Pla nimmt, ift jo 
aufzuftellen, daß derjelbe von allen Seiten zugänglich tft. 5%) 

Auf diefen Tiſch wird ein verdedtes Gefäß (Wahlurne) zum 
Hineinlegen der Stimmzettel geftellt.5%) Vor dem Beginne der Ab— 
jtimmung hat fih der Wahloorftand davon zu überzeugen, daß das⸗ 
jelbe Teer ift. 

Ein Abdrud des Wahlgeſetzes und des gegenwärtigen Negle= 
ments ijt im Wahllofale auszulegen. 57) 


8 12, 


Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorfteher 
den Brotofollführer und die Beifiger mittelft Handfchlages an Eides- 
ſtatt verpflichtet und jo den Wahlvorſtand fonjtitniert.5*)5°) 


) cit. M.-E. v. 15. Juni 78, II, 8 Wahlvorfteher und Prototollführer 
dürfen niemal3 eine Berfon fein. Ein bejonderer Protofollführer muß unter 
alfen Umftänden ernannt werden. Der Wahlvorfteher hat auch die Aufrechthaltung 
der Ordnung im Wahllofale während der ganzen Wahlhandlung zu bethätigen. 
Hiezu ift er gegebenen Falles fogar befugt, Perjonen, welche die Ordnung ftören 
und trog Verwarnung zc. nicht zur Ruhe gebracht werden können, aus dem Wahl- 
lokale Feibt entfernen zu laſſen; dieſe Befugnis erſtreckt ſich gegebenen Falles auf 
alle im Wahllokale anweſenden, die Ruhe und Ordnung des Wahlgeichäftes 
Hörenden Perſonen und wird baher durch eine derartige Häumung des Wahl- 
Iofale3 das in 8 9 des R.-Wahlgef. aufgeftellte Prinzip der Deffentlichleit Der 
Wahlhandlung nicht verlet. 

») Bemeindbebeamte (au Bollsichullehrer) find dagegen zur Ueber- 
nahme befähigt, da fie fein unmittelbare Staatsamt befleiden. 

s°, cit. M.-E. vom 15. Juni 1878, II, 9. 

) cit. M.E. vom 15. Juni 1878, II, 10. 

*) Kann in einem Wahlbezirfe aus ivge nd einem Grunde ein Wahl⸗ 
vorſt and nicht gebildet werben, jo kann dies die Ungiltigleit der Wahl herbei- 

hren. Durch eine nach 8 107 des R.Str.⸗G.⸗B. ftrafbare Verhinderung von 

ahlberechtigten an der Ausübung ihres Wahlrechtes kann gleichfall3 Ungiltig- 
feit ber Wahl berbeigeführt werben, nicht aber dadurch, daß durch Naturereignifie 
3. 8. Wolkenbruch, Ueberſchwemmung 2c. 2c. einzelne Wähler an der Wahl ver- 
hindert worden find. (©. hierüber auch Lab. 1, 293.) 

Die firenge Beachtung der Beltimmungen des 8 12 Abi. 2 und B bes 
—— ift bei Vermeidung der Nichtigkeit des ganzen Wahlverfahrens dringend 
geboten. 
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Zu feiner Zeit der Wahlhandlung dürfen weniger als drei 
Mitglieder des Wahlvorſtandes gegenwärtig fein. 59) 

Der Wahlvorjteher und der Brotofolführer dürfen ſich während 
der Wahlbandlung nicht gleichzeitig entfernen. Verläßt einer von 
ihnen vorübergehend das Wahllofal, fo ift mit feiner zeitweiligen 
Vertretung ein andere® Mitglied des Wahlvorſtandes zu beauf- 
tragen. 58) 59) 

8 18. 


Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllofale weder Dis- 
kulftonen itattfinden, noch Anfprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt 
iverden. 

Ausgenommen hievon find die Disfuffionen nnd Beſchlüſſe des 
u) ana, welche durch die Leitung des Wahlgejchäftes bedingt 
ind, 60) | 

8 14. 


Zur Stimmabgabe find nur Diejenigen zuzulaflen, welche in die 
Wählerlifte aufgenommen find.) ($ 8 des Geſetzes.) 

Abweſende können in feiner Weiſe durch Stellvertreter oder 
fonft an der Wahl teilnehmen. ©2) 


8 15. 


Der Wähler, welcher feine Stimme abgeben will, tritt an den 
Tiſch, an welchem der Wahlvorjtand figt, nennt feinen Namen und 
gibt, wenn der Wahlbezirt aus mehr ala einer Ortſchaft bejteht, feinen 
Wohnort, in Städten, in welchen die Wählerlifte nad) Hausnummern 
aufgejtellt ift, feine Wohnung an. 

Der Wähler übergibt, jobald der Protofollführer feinen Namen 
in der Wählerlifte aufgefunden Hat, feinen Stimmzettel dem Wahl: 








*) Dabei ift aber immer zu berüdfichtigen, daß Wahlvorfteher und 
Protokollführer niemals, alfo auch nicht vorübergehend, ein und dieſelbe 
Perſon fein können. 

), Alle Beichlußfaffungen werden vom Wahlvorfteher geleitet. Der nn 
tere ift ftimmberedhtigt. Die Beichlüffe werben dur Stimmenmehrheit gefaßt 
und gelten auch Deal biefer Abftimmungen die allgemeinen Regeln. (gl. 
8 13 Ubi. 1 des Wahl-Gei.) 

62) Nah Abſchluß der Wählerlifte dürfen felbft Wahlberechtigte nicht mehr 
in diefelbe aufgenommen, demgemäß auch nicht Eingetragene zur Wahl nicht zu- 
gelaffen werden, wenn fie auch an ſich mwahlberechtigt wären. 

In der abfichtlihen Zulaſſung nicht eingetragener Wahlberechtigter Tann 
unter Umftänden eine Fälſchung des Wahlergebniffes nach 8 108 des R.Str.⸗ 


Geſ.⸗B. liegen. 

 Abftimmung durch Stellvertreter bewirkt Ungittigfeit ber Wahl. cfr. 
auch Neg. 6, 64: Wahlfälihung nad) 8 108 R.⸗Str.⸗Geſ.⸗B. begangen dadurch, 
baß der Vetreffende beim Reichstagswahlakt für den im betreffenden Bezirk als 
Wähler in die Lifte eingetragenen Sch. aufgetreten ift und fälſchlich als biejer 
Wähler Sch. einen Wahlzettel abgegeben hat. ©. u Raſp ©. 16b zu 8 10 
bes Geſetzes und ©. 24b Anm. 1 und 2 zu 8 14 des Begl. 
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voriteher oder deſſen Vertreter ($ 12 des Reglements), welcher den- 
jelben uneröffnet in das auf dem Tiſche ftehende Gefäß legt. 68) 

Der Stimmzettel muß derart zufammengefaltet fein, daß der 
auf ihm verzeichnete Name verbedt ift. 

Stimmzettel, bei welchen biergegen verftoßen iſt, oder welche 
nicht von weißem Papier, oder welche mit einem äußeren Kennzeichen 
verjehen find (8 10 Abſ. 2 des Geſetzes), Hat der Wahlvorfteher 
zurüdzumeifen. 4) Insbeſondere hat derjelbe auch darauf zu achten, 
daß nicht ftatt eines mehrere Stimmzettel abgegeben werden. ®5) 


8 16. 


Der Protokollführer vermerkt die erfolgte Stimmabgabe jedes 
Wählers neben dem Namen desfelben in der dazu beitimmten Rubrik 
der Wäbhlerlifte. 80) 


8 17. 


Um 6 Uhr nachmittags erflärt der Wahlvorjteher die Abſtim⸗ 
mung für gejchloffen. Nachdem dies geſchehen iſt, Dürfen feine 
Stimmzettel mehr angenommen werden. 87) 








*) Mit der Niederlegung bed Wahlzetteld im Wahlgefäße ift der betref- 
fende Abſtimmungsalt vollendet. Es darf daher der einmal dort niedergelegte 
Wahlzettel von niemand, nicht einmal vom Wahlvorſteher (abgejehen vom 
Halle des 8 17 Abi. 2 des Wahl:Regl.) mehr herausgenommen werben. In einer 
bien Derauönahme kann Wahlfälfhung nad 8 108 R.-Str.-Bef.-B. Tiegen, |. 

eg. 8, . 

*, Der Wahlvorfteher hat vorzugsweiſe die Aufgabe, darüber zu wachen 
und dafür zu forgen, daß von jedermann und allenthalben die Beftimmungen des 
Wahlgeſetzes und des Wahlreglements ftrenge beachtet werden und Daß alles vermieden 
wird, was eine Beanftandung oder gar eine Ungiltigfeitderflärung der Wahl her- 
beiführen könnte. Erheben Ni bezüglich biefer feiner Thätigleit oder im Voll⸗ 
duge diejer feiner Pflichten Differenzen, fo ift ihm IE zu empfehlen, über alle 

erartige Differenzpunkte, fpeziell auch bei jolchen über Zurüdweilung von Stimm- 
getteln die Beſchlußfaſſung des Wahlvorftandes herbeizuführen. gl. Raſp 2ba 
nm. 2, desgl. unten Anm. 72. 

*, Dies kann er durch Befühlen jedes einzelnen abgegebenen Stimmzettels 
fontrollieren und zwar durch leichtes Reiben desſelben ziviihen Daumen und 
Zeigefinger, wodurch fofort erfannt wird, ob etwa zwei oder mehr Zettel in 
einander gejchoben find. Kommt ja die Abgabe mehrerer (in einander gejchobener) 
Bettel vor, fo find die mehreren Stimmzettel alle ungiltig, wenn fte nicht alle 
auf den gleichen Namen lauten; ift letzteres der Fall, jo gelten alle zujammen 
für eine Stimme. 

*, Dies geichieht am Beten durch Beifegung eines Kreuzes in der betr. 
Rubrik bei dem Namen des Wählerd, der feinen Zettel abgibt und zwar mit 
Buntftift; etwa rot bei der erften und blau bei einer allenfallfigen Stich- ober 
einer Neuwahl nah) & 8 Abſ. 3 des Wahl⸗Geſ. Die Unterlafjung der Bermer- 
Ka — Stimmabgabe in ber Wählerliſte kann Ungiltigkeit der Wahl zur 

olge haben. 

7) nacdem um 6 Uhr abends die Abftimmung für geichloffen erflärt iſt 
— und Diefe Erflärung muß um 6 Uhr präzis erfolgen — barf der Wahl- 
vorſteher feinen Wahlzettel mehr annehmen, aucd von denen nicht, welche ſchon 
vor 6 Uhr im Wahllofale eingetroffen find. 
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Die Stimmzettel werden aus der Wahlurne genommen und 
uneröffnet gezählt.) Ergibt fich dabei auch nad wiederhofter Zählung 
eine Berjchtedenheit von der ebenfalls feitzuftellenden Zahl der Wähler, 
bei deren Namen der Abſtimmungsvermerk in der Wählerlifte gemacht 
iſt (5 16 des Reglements), jo ijt Diejes nebit dem etwa zur Auf: 
Härung Dienlichen im Protokolle anzugeben. 


g 18. 


Sodann erfolgt die Eröffnung der Stimmzettel. 

Einer der Beifiger entfaltet jeden Stimmzettel einzeln und 
übergibt ihn dem Wahlvorjteher, welcher denfelben nach lauter Vor: 
leſung an einen anderen Beifiter wmeiterreicht, der die Stimmzettel 
bis zum Ende der Wahlhandlung aufbewahrt. 6°) 

Der Protokollführer nimmt den Namen jedes Kandidaten in 
das Protokoll auf, vermerkt neben demfelben jede dem Kandidaten 
zufallende Stimme und zählt diefelbe laut. Im gleicher Weiſe führt 
einer der Beiſitzer eine Gegenlifte,70) welche ebenjo wie die Wähler- 
Iifte (8 16 des Reglement) beim Schluffe der Wahlhandlung von 
dem Wahloorftande zu unterjchreiben und dem Protokolle beizu- 
fügen ijt. 70) 

8 19. 

Ungiltig 71) find: 

1) Stimmzettel, welche nicht von weißem 2) Bapier oder welche 

mit einem äußeren ’2) Kennzeichen verjehen find; 


** Auch die in 8 17 Abſ. 2—18 1. c. dargeftellten Verhandlungen zur 
Ermittlung des Wahlrejultates find öffentlich, wie überhaupt das ganze Wahl- 
verfahren, d. h. es muß allen Wahlberechtigten der Zugang, rejp. die Anweſenheit 
bei demjelben geftattet fein. (8 9 Abſ. 1 des Wahl-Ge).) 

) Jeder Stimmzettel geht auf folche Urt durch drei verichiebene Hänbe 
und wird baher von drei Mitgliedern des Wahlvorſtandes, d. h. vom Vorſteher 
und zwei Deifipern durchgejehen und dabei auf feine Nichtigfeit geprüft. Gibt 
diefe Prüfung Beranlaffung zu Beanſtandungen, jo wird bezüglich berfelben die 
Beſchlußfaſſung des gefamten Wahlvorftandes in ber oben Anm. 60 angebeuteten 
Weiſe herbeigeführt. 

”) Dad Formular dieſer Gegenliſte ift mitgeteilt in der M.-E. vom 
22. Mai 1871. Web. 8, 556 Anm. 3 und Rasp ©. 26a. Die Gegenlifte iſt 
wie Die Wählerlifte vom gejamten Wahlvorjtand: Vorſteher, Protofollführer 
und Beifigern zu unterzeichnen. 

”') Weber die Giltigkeit reſp. Ungiltigfeit ber Wahlzettel nah $ 19 1. c. 
hat ber gelamte Wahlvorftand dur Stimmenmehrheit zu enticheiden. ©. hiezu 

Sog (bfich- und bläulich-weißer Farbe gilt als 

) Sog. Konzeptpapier von gelblich" und bläulich-weißer Farbe gilt a 

„weißes“ Papier im Sinne bieler Beftimmung. ©. Raſp 26b Anm. 2. Die 
Verwendung von zu dünnem Papier, bei welchem der Name durdyicheint, Tann — je 
nad Auffaſſung des Reichſstages — zur Ungiltigleit der Wahl führen, weil eben 
die Wahl eine geheime ift, nach 8 15 Abi. 3 1. c. der Name verbedt fein muß, 
und Das Quryfheinen des Namens als ein Äußeres Kennzeichen erachtet werden 
fann. Der Wahlvorfteher wird daher gut thun, ſolche Wahlzettel zurüdzumeiien, 
event. die Beſchlußfaſſung des Wahlvorftandes hierüber herbeizuführen. (S. Anm. 64.) 
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2) Stimmzettel, welche feinen oder feinen lesbaren Namen 
enthalten ;73) 

3) Stimmzettel, aus welchen die Berfon des Gemwählten nicht 
unzweifelhaft zu erfennen ift;?*) 

4) Stimmzettel, auf welchen mehr ala Ein Name”?d) oder der 
Name einer nicht wählbaren?) Perſon verzeichnet iſt; 

5) Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 


8 20. 


Die Stimmzettel, über deren Gültigfeit e8 nach $ 13 des Geſetzes 
einer Beichlußfaflung?”) des Wahlvorftandes beburft hat, werden, 
mit fortlaufenden Nummern verjehen, dem Protokolle beigeheftet, in 
welchem die Gründe kurz anzugeben find, aus denen die Ungiltigfeits- 
erklärung erfolgt oder nicht erfolgt ijt. 78) 

Die ungiltigen Stimmen kommen bei eititellung de Wahl: 
reſultats nicht in Anrechnung. 7°) 


g 21. 


Alle abgegebenen Stimmzettel, welche nicht nad 8 20 des 
Reglements dem Protokolle beizufügen‘) find, Hat der Wahlvoriteher 


Bufälligerweije an den Stimmzettel gelommene Fleden, 3. B. Tett- oder 
Zintenfleden werden in der Regel nicht al3 äußere Kennzeichen zu erachten fein. 

Da bezüglich der Größe der Stimmzettel nirgends Beftimmungen getroffen 
find, fo wird auch diefe in ber Regel ala Merkmal für den Begriff des äußeren 
Kennzeichens außer Betracht fommen. 

19 Stimmzettel, auf welchen der Name des Gewählten deutlich) ausge» 
ftrichen ijt, ericheinen als ungiltig, wenn nicht ein anderer Name Darauf gejchrieben 
ift. Ueber die Lesbarkeit oder Nichtlesbarleit des Namens hat gegebenen alles 
der Wahlvoritand zu enticheiben. 

19 Ob bie Bezeichnung der Perſon des Gemwählten unzweifelhaft ift, läßt 
fih wohl nur von Fall zu Fall enticheiden. Bei engeren Wahlen wirb z. B. wohl 
durchgehend® auf Angabe von Vornamen, Stand und Wohnort verzichtet werden 
fönnen. Auch hier wird der Wahlvorftand in jedem einzelnen Falle der Bean- 
ſtandung durch Mehrheitsbeſchluß Beſtimmung treffen. ©. Raſp, 27a Anm. 2. 
») Sit auf einem Zettel Derfelbe Name mehrmals verzeichnet, jo ift 
derjelbe giltig für eine Stimme, denn es find dies ja nit mehrere Namen. 

ft auf dem Bettel ein Name ausgeftrihen und ein anderer barauf ge- 
ſchrieben, fo gilt der letztere, foferne die Streichung des erjteren deutlich, auch Der 
Name 2c. bes letzteren unzweifelhaft ift (j. Anm. 73). Der Wusftreihung kommt 
das Ueberkleben eines Namens gleich, wenn dadurch der überflebte Name wirklich 
unleöbar wird. 

Die Beifügung der Geſchäftsfirma ber Druderei, in welcher die Zettel her- 
geftellt find, macht die Zettel nicht ungiltig; dagegen find Stimmzettel ungiltig, 
welche vom Wählenden unterichrieben Find oder jonftwie deilen Namen erfennen 
lafien. Raſp, 27b Anm. 

129 Nicht wählbar ift ein Bundesfürft ober ber Kaifer. ©. oben Anm. 5 
zu 8 4 bed Wahl-Gef. und den gen. 8 4 jelbft. 

") Vgl. M.-E. vom 1. Oktober 1878 Web. 1%, 480. ©. aud Anm. 86 
zu 8 27 bes Wahl⸗Regl. 

19) cfr. M.-E. vom 19. uni 1877 Nr. 4. Web. 12, 118 und Raſp 82. 

S. 8 28 des Wahl-Regl. verb. „abgegebenen giltigen Stimmen.” 

) © M.⸗E. vom 15. Juni 1878, II, 11b. Web. 12, 321. 
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in Papier einzujchlagen und zu verfiegeln und fo lange aufzubewahren, 
bis der Reichstag die Wahl definitiv für giltig erklärt Hat. 


8 22, 
Ueber die Wahlhandlung ift ein Protofoll nach dem unter lit. 
B anliegenden Formular aufzunehmen. 81) 


g 28. 


Die Wahlkreiſe ($ 6 des Geſetzes) weiſt das unter lit. C an- 
liegende Verzeichnis 82) nad). 
In jedem derjelben ift Ein Abgeordneter zu wählen. 


8 24. 
Die zuftändige Behörde 8%) hat für jeden Wahlkreis einen Wahl- 
fommiffär zu ernennen und dies Öffentlich befannt zu machen. 8%) 


8 25. 

Die Wahlprototolle ($ 22) mit fämtlichen zugehörigen Schrift: 
ftüden 85) find von den Wahlvorftehern ungefäumt, jedenfall® aber fo 
zeitig dem Wahlkommiſſär einzureichen, daß fie fpäteften® im Laufe 
des dritten Tages nach dem Wahltermine in deilen Hände gelangen. 85) 

Die Wahlvorjteher find für die pünftlihe Ausführung dieſer 
Vorſchrift veranttwortlich. 

8 26. 


Behufs Ermittelung des Wahlergebniffes beruft der Wahl- 
kommiſſär auf den vierten Tag nah dem Wahltermine in ein von 
ihm zu beftimmendes Lofal mindeſtens fech® und höchſtens zwölf 
Wähler, welche ein unmittelbares Staatsamt nicht befleiden, aus dem 
Wahlfreife zufammen und verpflichtet diefelben als Beiſitzer mittelft 
Handſchlags an Eidesitatt. 

Außerdem ift ein Protofollführer, welcher ebenfalls Wähler fein 
muß, aber Beamter fein darf, zuzuziehen und in gleicher Weife zu 


verpflichten. 
Der Zutritt zu dem Lokale fteht jedem Wähler offen. 


2,6, M.E, vom 15. Juni 1878, II, 12 und —A des Formulars 
des Protokolles Anl. B des Wahl⸗Regl.: Raſp S. 34 und Web. 8, 661. 

) ©. oben 8 6 bes Wahl⸗Geſ. Anm. 7. 

e2) D. h. in Bayern die Kgl. Kreißregierung, 8. d. J. 

s*, Der Wahlkommiſſär ift nicht zu verwechſeln mit dem Wahlvoriteber. 
Bu Bahllommilfären können auch Staatsbeamte ernannt werden. 

©. auch M.-E. vom 15. Juni 1878 II, 13 und 15. 

25) S. M.-E. vom 15. Juni 1878 II 3.17 und 18, Ibegiel 8. 18 benügt. 
ber zu ben Wahlakten „gehörigen fämtlichen Schriftftüde“. Web. 12, 323. Raſp 
93. Beſonders gehören zu diefen Schriftftüden aud die Duplilate der Wähler- 
liften, welche den Wahlvorftehern ausgehändigt find. 

Für diefe Einjendung ift Portofreiheit gewährt. M.⸗E. vom 9. Februar 
1871. Web. 12, 322 Anm. 6. 
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g 27. 


In diefer Verfammlung (8 26) werden die Protokolle über die 
Wahlen in den einzelnen Wahlbezirfen durchgejehen und die Refultate 
der Wahlen zufammengejtellt.8®) 

Das Ergebnis wird verkündet und demnächſt durch Die zu amt- 
fihen Bublifationen dienenden Blätter befannt gemacht. 

Ueber die Handlung ift ein Protofol aufzunehmen, aus welchem 
die Zahl der Wähler, —* der giltigen und ungiltigen Stimmen 
und die Zahl der auf die einzelnen Kandidaten gefallenen Stimmen 
für jeden einzelnen Wahlbezirk erjichtlich fein uk ,‚ und in welchem 
die Bedenken zu erwähnen find, zu denen die Wahlen in einzelnen 
Bezirken etwa Veranlaſſung gegeben haben. 

Zur Befeitigung jolcder Bedenken ift der Wahlkommiſſär befugt, 
Die von den Wahlvorftehern aufbewahrten Stimmzettel ($ 21 des 
Neglements) einzufordern und einzufehen. 


8 28. 

Hat ſich auf einen Kandidaten die abfolute Mehrheit der in 
dem Wahltreife abgegebenen giltigen Stimmen vereinigt, fo wird 
berjelbe als gewählt proffamiert. 

Hat fi eine abjolute Stimmenmehrheit nicht herausgeſtellt, fo 
hat der Wahlfommifjär die Vornahme einer engeren Ball zu ver⸗ 
anlaſſen ($ 12 des Geſetzes). 


829. 

Der Termin für die engere Wahl ift von dem Wahltommiffär 
feitzufegen 7) und darf nicht länger binausgefchoben werden, als 
höchſtens 14 Tage nach der Ermittelung des Crgebnifjeg der erſten 
Wahl (85 26 und 27 des Neglements). 


8 30. 
Auf die engere Wahl kommen nur diejenigen beiden Kandidaten, 
welche die meisten Stimmen erhalten haben (8 12 des Geſetzes). Sind 


“Nah 8 13 bed —8 hat über Giltigkeit und Ungiltigkeit der 
Wahlzettel alleın der betreffende Wahlvorſtand (ev. der Reichstag) zu ent- 
ſcheiden. Es können daher in diefer Verfammlung des 8 26 und 27 des Regle⸗ 
ment3 derartige Enticheidungen nicht getroffen werden. ©. M.-E. vom 1. Novem⸗ 
ber 1878 Web. 12, 480. 6. auch Rafp S. 29a und 29b Anm. 

2 M.E. vom 7. Mai 1893 3. 5 (M.-Bl. 110) bezw. 29. Januar 1887 
Web. 18, 269: Die Termine für die engeren Bahlen find, foweit nicht außer⸗ 
gewöhnliche Verhältniſſe eines Wahlfreijes eine Ausnahme abfolut notwendi 
machen, auf ben fünften Tag, bei außergewöhnlichen Derhättnifien womögli 
nicht ſpäͤter als auf ben fiebenten Tag nach Ermittlung des Ergebniſſes der 
erften Wahl feſtzuſetzen. 

Bei Nachwahlen im Sinne des 8 34 des Wahl-NRegl. find die Termine 
—* von den k. Regierungen nicht ſpäter als auf ben elften Tag nach Feſt⸗ 

ellung der Notwendigkeit einer folhen Wahl anzuberaumen. 
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auf mehrere Kandidaten gleichviele Stimmen gefallen, fo entjcheidet 
das Los, welches durch Die Hand des Wahlkommiſſärs gezogen wird, 
darüber, welche beiden Kandidaten auf die engere Wahl zu bringen find. 

In der wegen Vornahme der engeren Wahl nach Vorfchrift des 
8 8 des Neglement3 zu erlaflenden Bekanntmachung find Die beiden 
Kandidaten, unter denen zu wählen ift, zu benennen, und es tft aus⸗ 
drüdlich darauf hinzuweiſen, daß alle auf andere Kandidaten fallen- 
den Stimmen ungültig feien. 


8 81. 


Die engere Wahl findet auf denjelben Grundlagen und nad 
denjelben Vorſchriften ftatt, wie die erfte. 

Insbeſondere bleiben die Wahlbezirfe, die Wahllofale und die 
Wahlvorfteher unverändert, foweit nicht eine Erſetzung der letzteren 
oder eine Verlegung der Wahllofale nad) dem Ermeſſen der zur Be⸗ 
ftimmung hierüber nach den 88 6 und 8 des Reglements berufenen 
Behörden geboten ericheint. 

Dergleichen Abänderungen find nad Vorjchrift des 8 8 des 
Reglements befannt zu machen, ohne daß jedoch Hiefür oder für die 
rüdfichtlic) der engeren Wahl ſonſt erforderlichen Bekanntmachungen 
(SS 8 und 30 des Neglements) die dort feitgejegte Friſt eingehalten 
zu werden braucht. 

Auch ift die Beicheinigung darüber, daß die erwähnten Be- 
fanntmachungen in ortsübficher Weile erfolgt find, nicht auf der 
Wählerliſte zu erteilen, jondern von den Semeindenorftänben den 
Wahlvoritehern noch vor dem Wahltermine bejonders einzureichen. 

Bei der engeren Wahl find diefelben Wählerliften anzumenden, 
wie bei der erften Wahlhandlung. Sie find zu diefem Zwecke von 
den Wahlakten zu trennen und den Wahlvorftehern zuzuftellen. Eine 
wiederholte Auslegung und Berichtigung derfelben findet nicht ftatt. 88) 


g 832. 


Tritt bei der engeren Wahl Stimmengleichheit ein, jo ent- 
ſcheidet das 208, welches durch die Hand des Wahlkommiſſärs ge- 


zogen wird. 
8 33 


Der Gewählte ift von der auf ihn gefallenen Wahl durch den 
Wahlkommiſſär in Kenntnis zu ſetzen 8e) und zur Erklärung über die 
Annahme derjelben, jowie zum Nachweile, daß er nad) 8 4 des 
Geſetzes wählbar ift, aufzufordern. 90) 


* Es können alfo auch neue Zugänge feit der erften Wahl in biejelbe 
nicht aufgenommen werben. 

⸗2) Weber das hiebei zu verwendende Formular |. M.-E. vom 15. Juni 1878 
II, 15 (mit M.-E. vom 25. Sebruar 1871). Web. 12, 322 Anm. 4. 

») ©. cit.M.-E. vom 15. Yuni 1878 IL, 8.19 und M.-E. vom 22. Juni 
1874 Nr. IV. Web. 10, 369: Die Unnahme-Erflärung des Bewählten und bie 
Beicheinigung über feine Wählbarkeit find den Wahlakten einzuverleiben. 
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Annahme unter Proteft oder Vorbehalt, ſowie dag Ausbleiben 
der Erflärung binnen acht Tagen, von der Zuftellung der Benad)- 
richtigung, gilt als Ablehnung. 

8 34. 

Im Falle der Ablehnung, oder wenn der Reichstag die Wahl 
für ungiltig erklärt, hat die zuftändige Behörde!) fofort eine neue 
Wahl zu veranlajlen. 

Für diejelbe gelten die VBorfchriften des 8 31 des Neglements 
mit der Maßgabe, daß bei den zu erlaffenden Belanntmachungen Die 
im $ 8 des Reglements bejtimmmte achttägige Friſt einzuhalten ift. 

In gleiher Weile ift zu verfahren, wenn fir ausgejchiedene 
Mitglieder des Reichstages während des Laufes derjelben Legislatur- 
periode Erſatzwahlen ftattfinden. Zritt diefer Gall jedoch ſpäter als 
ein Sahr 2) nad) den allgemeinen Wahlen ein, jo müſſen die gefamten 
Wahlvorbereitungen, mit Einjchluß der Aufftelung und Auslegung 
der Wählerlijten ernenert werden. 

8 35. 

Sämtlihe Verhandlungen, ſowohl über die Wahlen in den 
Wahlbezirken, als über die Zufammenjtellung der Ergebniffe, werden 
von dem Wahlkommiſſär unverzüglich) der zujtändigen Behörde %) ein- 
gereicht, welche diejelben der Centralverwaltungsbehörde zur weiteren 
Mitteilung an den Neichdtag Des Norddeutichen Bundes vorzulegen hat. 


8 36. 


Die in Gemäßheit der in den einzelnen Bundezitaaten beftehen- 
den Vermwaltungsorganifatton nach den 88 2, 3, 6, 8, 24, 34 und 
35 zur Beit zuftändigen Behörden weiſt das unter lit. D anliegende 
Verzeichnis nad). 9) 


8 12. 


Shut der Neihstagsmitglieder. 
(2ab. 1, 313 ff.) 


Zum Scuße der Neichstagsmitglieder d. h. zur vollitändig 
freien und unbefchränkten Ausübung der denjelben ala Mitgliedern 
des Reichstages zujtehenden Rechte find mehrfache gejegliche Be— 
jtimmungen erlaffen. Auf die Hiedurh dem Reichstagsmitgliede ge= 
Ichaffenen Rechte kann dasfelbe nicht verzichten. 


*) D. h. bie kgl. Sreisregierung, 8. d. J. 
29 D. h. es muß von dem Tage, an welchem die allgemeinen Wahlen 
are baben, bis zu dem Tage, an welchem bie fragliche Neuwahl ftatt- 
ndet, ein volles Jahr perſloſer fein. Vgl. Raſp 31b. 
»») D. h. der kgl. Kreisregierung, d. J. 
»+) ©. dieſes Verzeichnis ſpez. für Bayern. Web. 8, 274; Raſp ©. 74. 


8 13. Die Diätenlofigteit. 47 


Hieher gehört vor allem die Beitimmung des Art. 30 der 
Neih3-Berf., nach welcher fein Deitglied des Neichdtages zu irgend 
einer Zeit wegen feiner Abſtimmung oder wegen der in Ausübung 
feined Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinariich 
verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verfammlung zur Verantwortung 
gezogen werden darf. — Auf die JZeugnispflicht bezieht fich jedoch 
dDiejer Art. 30 nicht. 

Ferner gehören Hieher : Art. 31 Abf. 1 der Neich2:Berf. In—⸗ 
folge diefer Beſtimmung ruht aber nach Geje vom 26. März 1893 
(Reichs⸗Geſ.⸗“Bl. S. 133) die Verjährung während der Zeit, in 
welcher auf Grund gefeglicher Vorſchrift die Strafverfolgung nicht 
begonnen oder nicht fortgejegt werden fann. 

Terner Art. 31 Abſ. 2 und Abf. 3 1. c. Dal. hiezu 8 785 
Ziff. 1 und 8 786 Ziff. 1 der Civilprozeßordnung. 

Weiter Art. 74 1. c. im BZujammenhang mit 8 106, desgl. 
8 105 und $ 339 Abſ. 3 des Reichsſtrafgeſetzbuches. 

Endlidy fünnen bieher noch gezählt werden die Beitimmungen 
des 8 35 Ziff. 1 und $ 85 Abſ. 2 des Gerichts⸗Verf.“Geſ. „Ab: 
lehnung des Amtes eines Schöffen und Geſchworenen“, 

$ 49 Abſ. 2 und 72 der Str.: Broz.:Ordn., ſowie 8 347 
Abf. 2 und 367 der Liv.-Proz.-Drdn. über Bernehmung der Reichs⸗ 
tagsmitglieder ala Zeugen oder Sacdhveritändige. 


g 18. 


Die Diätenlofigkeit. 
(Zaband 1, 318 f.) 


Nach Art. 32 der Neich3- Verf. dürfen die Mitglieder des 
Reichstages ala ſolche feine Bejoldung oder Entichädigung beziehen. 
An die Verlegung dieſes Artikels ijt jedoch Feine ſtaats- oder ſtraf⸗ 
rechtliche Folge geknüpft; felbitverjtändlich aber find die civilrecht- 
lichen Folgen nicht ausgeichloffen, welche ſich an die Verlegung dieſes 
Geſetzes knüpfen. Auf jeden Fall fann aus einem Bertrage oder 
fonftigem Rechtsgeichäfte, welcher gegen Art. 32 der Reichs⸗Verf. 
verjtößt, nicht geklagt, überhaupt fein Recht erworben werden. (Bal. 
Urteil des Reichs-Ger. vom 25. November 1886, Enticheidung in 
Civilfachen, Bd. XVI ©. 89.) 

Doch Haben die Reichstaggmitglieder während der Sitzungs⸗ 
periode, fowie 8 Tage vor Beginn und nad) Schluß derjelben freie 
Eifenbahnfahrt zwiſchen ihrem Wohnſitz und Berlin. (Stenograph. 
Bericht 1884/85 ©. 17 ff. und 434 en) 
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Rapifel III 
: Die Reichsbehörden und die Reichsbeamten. 


g 14. 


Die Reichsbehörden. 
(Raband 1, 321/382.) 


Allgemeines. 


Neichsbehörden find nad) Laband (Bd. 1, ©. 324) „diejenigen 
Behörden, welche Gejchäfte des Reiches führen und ihre Autori- 
tät unmittelbar von der Neihögemwalt ableiten”, oder „Diejenigen 
Aemter, welche ausfchließlih und unmittelbar dem Reiche ala 
folhem angehören und Diejenigen Gejchäfte des Reiches erledigen, 
welche nicht zur Selbftverwaltung der Einzeljtaaten gehören, bezw. 
diefen vorbehalten find.” Selbitverftändlich werden, — wie 3. 2. 
auf dem Gebiete des Militärweſens — Reichs gejchäfte vielfach auch 
von Landesbehörden bejorgt, bejonder8 in Preußen, aber auch in 
Bayern. 

Da nah Art. 17 der Reichs-Verf. dem Saifer die Weber- 
wachung der Ausführung der NReichdgejege zuſteht, er alfo auch die 
(innern) Negierungsgeichäfte des Reiches führt, fo erjcheinen die 
Neichsbehörden, welche für ihn diefe Ausführung bethätigen, wohl als 
faiferliche Behörden, allein Die Amtsgewalt diefer Behörden leitet fich 
vom Reiche ab, fie iſt nicht Faiferliche Gewalt, fondern Reichsgemalt. 
Der Kaiſer ift ja nicht Souverän des Reiches, wie der Landesfürft 
der Einzelftaaten Souverän feines Staates ift, jondern einerjeit3 als 
König von kg Mitglied des Reiches wie jeder andere Bundes— 
fürft, andrerjeit? al3 Inhaber des Bundespräfidiums laut Verfaffung 
Drgan des Reiches, deſſen Befugniffe fi) aus der Verfaffung ebenjo 
ergeben wie die der anderen Organe. 

Es find daher auch alle fompetenzmäßig erlaffenen Verord— 
nungen des Bundesrates zu vollziehen, und zwar ohne kaiſer⸗ 
liche Genehmigung oder Santtion. 


Der Kaiſer kann ferner wohl nach Art. 18 der Reichs-Verf. 
Reichs beamte ernennen und entlaflen, nicht aber Reichsämter 
ichaffen oder aufheben. Letzteres gehört nach Art. 7 Abi. I Ziff. 2 
der Reicha-Verf. zur Kompetenz des Bundesrates; „joferne nicht durch 
Reichsgeſetz etwas anderes beftimmt iſt.“ Neich3ämter werden daher 
auf Grund von Reichsgeſetzen oder auf Grund von Bundesrats⸗ 
bejchlüffen gejchaffen, verändert oder aufgehoben, vom Kaifer nur 
dann und injfoweit, wenn und ala die gefebliche Grundlage biezu 
gegeben ift und es jich daher nur um die Aus: und Durchführung 
der betr. geſetzlichen Bejtimmung handelt. 

Die Reichsbehörden teilen fich in zwei Klaſſen und Hievon Die 
zweite wieder in vier Unterflafjen. 
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A. Der Reichskanzler. 

B. Die unter ihm ſtehenden oberſten Reichsbehörden: 
a. Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden, 
b. Finanzbehörden, 
c. Juſtiz- oder Gerichtsbehörden, 
d. Juſtizwerwaltungs⸗ und Disziplinarbehörden. 


8 15. 


ad A. Der Reichskanzler. 
Caband 1, 332 ff.) 


Der Neichslanzler ift — abgejehen vom Statthalter von Elſaß⸗ 
Lothringen — der einzige Minifter des Kaifers, welcher die volle 
Verantwortung für alle Laiferlichen Anordnungen und Verfügungen 
trägt und daher aud) jede diejer Anordnungen und Verfügungen 
gegenzuzeichnen hat. (Art. 17 der Reichs-Verf.) Daneben ift aber 
der Reichskanzler auch dasjenige Organ, durch iwelches der König von 
Preußen feine Mitgliedsrechte im Bunde ausübt. Nach Urt. 15 der 
Reichs⸗Verf. muß der Reichskanzler zugleich preußifcher Bevoll⸗ 
mächtigter im Bundesrate fein, da er ja den Borfig im Bundes- 
rate und die Leitung der Geſchäfte desfelben zu führen Hat. Im 
feiner Eigenſchaft als Vorfigender und ala Mitglied des Bundes- 
rates ift Keibftverftändfich der Reichskanzler nicht NeichSbehörde oder 
Neichsbeamter. (Andrerfeit3 ift es aber auch nicht notwendig, daß 
der Reichskanzler preußiicher Beamter oder preuß. Staatsminifter ift.) 

Ueber die Funktionen des Reichskanzlers als Reichsminiſter des 
Kaifers fiehe Laband 1, S. 336—339. Als Hauptfab für dieſelben 
gilt, daß, — ſoweit nad) der Verfaſſung die Befugnifje des Kaifers 
reihen —, der Reichskanzler als Gehilfe des Ratlers für ihn und 
in feinem Ramen thätig zu fein legitimiert ift. 

Für eb otdringen find durch das Reichsgeſetz vom 4. Juli 
1879 8 2 (Reichs-Geſ.⸗“Bl. S. 165, Web. 13, 71) die dem Reichs⸗ 
fanzler in eljaß=lothringifchen Landesteilen überwieſenen Befugnifie 
und Obliegenheiten auf den Statthalter übergegangen. 

Die Berantwortlichleit des Reichskanzlers nad) Art. 17 der 
Neich3- Verf. bezieht fich felbftverjtändfich nur auf feine Thätigkeit als 
Neichsminiiter. Durch Rachogeſen vom 17. März 1878 (R.G.⸗Bl. 
Seite 7, Web. 12, 247; Bamb. 16, 1) ift auch die Stellvertretung 
des Reichskanzlers in feiner Stellung als Reichsminiſter geregelt. 
Nach demſelben ($ 2) kann auch ein Stellvertreter allgemein für 
den gefamten Umfang der Gejchäfte und Obliegenheiten des Reichs⸗ 
fanzler8 ernannt werden. Auch können für die einzelnen Amtszweige, 
welche fi) in der eigenen und unmittelbaren Verwaltung des Neiches 
befinden, die Vo Hände ber dem Reichskanzler untergeordneten 
oberſten Reichsbehörden mit der Stellvertretung desfelben im ganzen 


Pop, Handbuch. I 4 
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Umfang oder in einzelnen Zeilen ihres Geſchäftskreiſes beauftragt 
werden. 

So kam es, daß aus dem Bundes⸗ oder Reichskanzleramt eine 
Anzahl von oberſten Reichsbehörden ſich herausgebildet hat, deren 
Vorſtände die betr. Verwaltungsgeſchäfte unter eigener Verautwort⸗ 
lichkeit aber unter dem Neichslanzler führen. Laband 1, ©. 342. 


8 16. 
adB.a. Reichsverwaltungs⸗ und Berwaltungsgerichtsbehörden. 


Das unterm 12. Yuguft 1867 gegründete norddeutiche Bundes- 
Er führte feit 12. Mai 1871 (Web. 7, 85; Reich8-Gef.- BL. 
©. 102) den Ramen 

NReihsfanzleramt. 

Nachdem vielfache Geſchäftsſparten von demjelben unter Zuweiſun 
an felbftändige oberſte Reichsbehörden abgezweigt waren, ſo daB 
ſchließlich ihm nur noch verblieb, was zum Reſſort Des Minifteriums 
de Innern gerechnet wird, wurde Dasjelbe durch Erlaß vom 
24. Dezember 1879 (Reichs-Geſ.“Bl. 321 Web. 7, 85) mit dem 
offiziellen Titel „Reichdamt des Innern“ verjehen. Wir haben nun, 
wie im vorjtehenden 5 erwähnt, im deutſchen Reiche (— während 
der norddeutiche Bund anfangs nur die einzige oberjte Behörde: 
„das Bundeskanzleramt” hatte —) jet eine Größere Anzahl felbftän- 
Diger oberſter Fa Ha deren Borftände in ber Pegel den 
Titel „Staatsſekretär“ führen und welche mit den Minifterten der 
Einzelftaaten zu vergleichen find, Die fich andrerſeits aber von letz⸗ 
teren wieder dadurch unterfcheiben, daß über ihnen als oberfter ge- 
meinjchaftlicher Chef der Reichskanzler fteht. 

Demgemäß gibt e3 zur Beit im Weiche folgende oberſte Ber- 
waltungsbehörden : 

1. Das Reichsamt des Innern (Laband 1, 345 ff.). 

Dasjelbe hat zwei Abteilungen : 

a. die Gentralabteilung, 

b. F Abteilung für wirtſchaftliche Angelegen— 

eiten. 

ada. Die Gentralabteilung ift das eigentliche frühere Reichs⸗ 

fanzleramt und bat alle diejenigen Gejchäfte zu beforgen, melche 
nicht ausdrüdlich einer anderen oberiten Reichsbehörde zu- 
geiviefen find. 

ad b. Die wirtichaftliche Abteilung bat die geiehgeberiichen 

Vorarbeiten für wirtichaftliche Angelegenheiten 3. B. 
werbeweien, Armenweſen, Arbeiterverficherung ꝛc. ꝛc. 
Zum Reichsamt des Innern gehören: 
1) Das ſtatiſtiſche Amt (ſeit 21. Juli 1872) — Getrennt 
Devon befteht feit 1. Er 1892 die Kommilfion für 
ebeitertaifit (Laband 1, 347) — 
2) Die ah unostommilfion (feit 16. Februar 
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1869 errichtet auf Grund des Art. 18 der Maß⸗ und 
Gewichtsordnung vom 17. Auguft 1868 Web. 7, 447). 

Für Bayern ift eine befondere bayer. NRormalaichungstom- 
milfion gejchaffen nach Reichs.“Geſ. vom 22. November 1871 8 3. 
(Reichs⸗Geſ.“Bl. S. 397 Bamb. 11, 363). Es Hat jedoch die bayer. 
Normalaichungskommiſſion die von ihr anzumwendenden Rormale von 
der Normalaichungskommiſſion des deutichen Reiches zu beziehen. 

3) Die phufitafisch-techniiche Reichsanſtalt. 

4) Das Reichsgeſundheitsamt (Seit 1876). Bergl. Reichs⸗ 
Geſ.⸗Bl. no ©. 330. Ueber dejlen Beröffentlichungen 
ſ. ®eb. 11, 761. 

5) Das Schiffevermeffungsamt, vergl. Web. 9, 463. Zur 
gi an ai Sqhiffsvermeſſungsordnung vom 20. Juni 1888 

118 
⸗ 

6) Die Gentrafdireftion ber Nonumenta Germaniae historica 
in Berlin. (Seit 1875.) 

7) Mehrere Reichskommiſſariate, 3. B. Reichskommiſſariat 
zur Verhütung und Unterdrüdung der Rinderpeſt (Gel. 
vom 7. April 1869 $ 12. Web, 7, 664); ferner Reichs⸗ 
kommiſſariat für Auswanderungsiweien in Hamburg; 

Die Reichsſchulkommiſſion behufs Bezeichnung und 
Kontrolle der zur Ausſtellung der Qualifikationszeugniſſe 
für Die Berechtigung zum Einjährigen-Dienſt befugten 
höheren Lehranftalten. Zu dieſer Kommiſſion ernennt 
auh Bayern ein Mitglied. 

Zum Reichsamt des Innern gehören ferner nachjtehende Ver⸗ 
waltungs ger ich t s behörden, welche auf dem Gebiete de3 Verwaltungs⸗ 
rechtes als Gerichtsbehörden funktionieren, in gleicher Weife wie der 
tgl. bayer. Berwaltungsgericht3hof für das Königreich Bayern. Hieher 

zählen ald Reich3:Berwaltungsgerichtshöfe : 

8) Das Bundesamt Hr dag Heimatweſen, errichtet auf Grund 
des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗Wohnſitz vom 
6. Juni 1870 8 42 ff. (cfr. Reichsbeamten⸗Geſetz vom 
31. Mär; 1873 8 158 

Für Bayern und Elſaß⸗ Lothringen iſt die Kompetenz 
dieſes Bundesamtes nicht gegeben. Seine Kompetenz 
richtet ſich nad 8 41 und 8 52 des genannten Geſetzes 
vom 6. Juni 1870 bezw. FR neuer Faſſung vom 12. März 
1894 Web. 8, 585 reip. 22 

9) Die entfcheibenben Dig siplinarbehörben (Geſetz vom 
31. März 1873 über die Reihabeamten, jpec. 5 80 
ff. und 8 94 ff.) fiehe unten ad B. d. 81 

10) Das Oberſeeamt. Reichsgeſetz vom * Juli 1877 
betr. die en von Seeunfällen 88 1, 6, 13, 
27—29 (Reich3-Gef.-Bl. S. 549 Web. 12, 147 f. ſpec. 
152). Die Seeämter find nah 86 1. c. Sundesbehörden 


4* 
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unter Dberaufficht des Reiches. Vergl. auch 8 66 des 
Geſetzes über die Seeunfall-Berficherung vom 13. Juli 
1887. (Web. 18, 473.) 

11) Das Patentamt. Errichtet auf Grund von $ 13 ff. 
des Patentgefeges vom 25. Mai 1877 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 
S. 501 Web. 12, 102.) Bezüglid) der Mitteilungen der 
auf Grund von 8 5, 34—40 des Pat.:Gef. ergangenen 
Ürteile bayer. Gerichte |. Min.-Bel. vom 11. Oktober 
1877 Web. 12, 181. 


12) Das Reihsverfiherungsamt. Errichtet auf Grund 
8 87 bis 91 des Unfoflverficherungsgefebes bom 6. Juli 
1884 (Web. 16, 602) zur Beauffichtigung der Genofien- 
Ichaften in Bezug auf die Befolgung dieſes Geſetzes und 
zur Entjcheidung Ddiesbezüglicher Streitfragen (8 88 1. c.). 

Ueber Geſchäftsgang und — des Verfahrens beim 
Neich3-Berj.-AUmt und feine Zuſtändigkeit ſiehe 88 88—90 
des Unf.⸗Verſ.⸗Geſ. und kaiſerl. Verordnung vom 5. Auguft 
1885 (Reichs⸗Geſ.⸗“Bl. S. 255) reſp. abändernde Ver⸗ 
ordnung vom 13. November 1887 Reichs⸗Geſ.⸗Bl. ©. 523 
und Web. 17, 362 mit Anmerkungen, ferner kaiſerl. Ver⸗ 
ordnung vom 20. Dezember 1890 Web. 20, 497 fowie 
Näheres unten im „Speziellen Zeil” bei der Verficherungs- 
geſetzgebung. 


I. Das auswärtige Amt (Laband 1, ©. 351). 


Errichtet feit 1. Januar 1870. 
Es zerfällt in A Abteilungen: 

1. Abt. bejonders für Bolitit und diplomat. Verkehr, 

2. Abt. für Handel und Verkehr, Konjulatsweien, Auswanderung, 

3. Abt. die ſog. Rechts⸗Abteilung, für Juſtiz-⸗, Polizei-, Poſtweſen, 
ſtaats⸗ und civilrechtliche Geſchäfte; Kirchen- und Schul⸗ 
angelegenheiten; Kunſt- und Wiſſenſchaft; Grenzſachen, 
Privatſachen von Deutſchen im Auslande. 

Die 4. oder die Kolonial⸗Abteilung: für Kolonialweſen, Verwal⸗ 
tung der Schutzgebiete inkl. Behörden und Beamte der 
letzteren. 

Zum auswärtigen Amte gehören beſonders: 


1) Die Geſandtſchaften des deutſchen Reiches im Aus— 
lande: Botſchafter, Geſandte, Miniſterreſidenten und Ge⸗ 
ſchäftsträger, 

2) die Reichskonſulate, 

3) der Kolonialrat (auf Grund des f. Erlaſſes vom 10. Dftober 
18% Web. 20, 375 f. bei der Kolonialabteilung des aus 
wärtigen Amtes errichtet). 
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I. Das Reichsmarine⸗Amt und die kaiſerliche Admiralität. 


Die Trennung des Oberfommandos von der Verwaltung bei 
der Kriegsmarine erfolgte durch kaiferl. Erlaß vom 30. März 1889 
Web. 19, 458. Zum Neichgmarineamt rejjortiert unter vielem anderen 
auch die deutſche Seewarte zu Hamburg, errichtet Durch Gele vom 
9. Januar 1875 (Web. 10, 551 Reichs⸗-Geſ.⸗Bl. S. 11), über deren 
Sitz, Geichäftsfreis, Errichtung |. Verordn. vom 26. Dezember 1875. 
Web. 11, 301. 
IV. Das Reiöpoftamt *) 
mit drei Abteilungen für: 
1) Boftangelegenbeiten, 
2) Zelegraphen= und Telephonangelegenbeiten, 
3) Verwaltungsangelegenheiten, (Kaiſerl. Verordnung vom 21. 
Dezember 1875: Web. 11, 285 und Erlaß vom 23. Februar 
1880: Web. 11, 284 Anm. 1). 
Unter ihm ftehen 40 Oberpoftdireftionen (Web. 11, 285 
Anm. 2) nebjt den dazu gehörigen Poft- und Telegraphen- 
ämtern, ſowie Die Reichsdruckerei. 


V. Das Reichseiſenbahnamt 


errichtet auf Grund des Geſetzes vom 27. Juni 1873 (Web. 10, 46) 
zum Vollzuge des Art. 41—47 der Reichs-Verf. und das ver- 
jtärfte Reichseiſenbahnamt nad $ 5 Ziff. 4 des vorftehenden 
Geſetzes. Reichs-Geſ.⸗“Bl. S. 165 und NRegulativ hiezu vom 13. März 
1876 Centr.⸗Bl. S. 197. 

Ueber die Kompetenz des Neichzeifenbahnamts |. $ 4 und 5 
des cit. Geſetzes. 


VI. Die Berwaltung der Reihseifenbahnen mit der General-Direltion 
der Eifenbahnen in Elfaß-Lothringen zu Straßburg. 


Ueber die Errichtung eines Neichgamtes für die Verwaltung 
ber Neichzeilenbahnen fiehe Erl. vom 27. Mai 1878, Web. 12, 290; 
und über die Bildung eines Eijenbahurates für die bayerijche Staats⸗ 
eijenbahnvertwaltung BD. vom 16. März 1881, Web. 14, 729. 


8 17. 
ad B.b. Reichsfinanzbehörden. 
J. Das Reiheihatamt. *) 


Zur Führung der Finanzverwaltung des Reiches fpeziell er- 
richtet auf Grund des Erlaffes vom 14. Juli 1879 (Web. 13, 116; 
Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 196). 


*) Lab. 1, 355. 


DA 8 17. Reichsfinanzbehbrden. 


zu ihm gehören: 
1) Die Reichshauptkaſſe. 
2) Die Verwaltung des Kriegsſchatzes. 

3) Die Reichsbevollmächtigten für Zölle und Steuern. 

4) Das Boll- und Steuerrehhnungs-Bureau. 

5) Das Münzweſen. 

Hieher gehört auch die Reichs⸗Rayon⸗Kommiſſion, eingerichtet 
auf Grumd des 5 29 des Feſtungsgeſetzes vom 21. Dezember 1871, 
Web. 9, 185; Bamb. 11, 425 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. ©. 459). 


II. Die Reichsbaukbehörden. *) 

Die Reichsſsbank ift auf Grund des Geſetzes vom 14. März 
1875, 8 12 ff. (Reichs-⸗Geſ.Bl. S. 177, Web. 10, 645 f., Bamb. 
13, 332 f.) errichtet. 

Die NReichsbankbehörden find: 

1) Das Bankkuratorium, dad aus dem Reichskanzler 
als Vorſitzenden und vier Mitgliedern bejteht und welches 
„Die dem Reiche zuftehende Aufjicht über Die Reichsbank 
auszuüben Hat“. it. Bankgeſ. $ 25, Abſatz 1. 

2) Das Bankdireftorium. 

Dasfelbe übt die dem Reiche zuftehende Leitung der 
Bank unter dem Reichskanzler aus ($ 26, Abſatz 1 1. e.) 
und ift die vermwaltende, ausführende, ſowie Die Die Reichs⸗ 
bank nach außen vertretende Behörde. Bankgeſetz 8 27, Abi. 1. 

Der Neichslanzler leitet die gelamte Bankverwaltung 
innerhalb der Beitimmungen des Bankgeſetzes vom 14. März 
1875 und des nach 8 40 desfelben unterm 21. Mat 1875 
erlaffenen Bankſtatuts (Web. 10, 754 ff., Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 
203). Nah 8 36 des cit. Geſetzes find außerhalb des 
Hauptfites der Bank an den vom Bundesrate zu beftim- 
menden größeren Plätzen Reichsbankhauptſtellen zu errichten. 
Desgleichen erfolgt nad) 8 37 1. c. die Errichtung anderer 
Bweiganitalten, Inferne fie dem Reichsbankdirektorium un⸗ 
mittelbar untergeordnet find (Reichsbankſtellen) durch den 
Reichskanzler und foferne fie einer anderen Zweiganſtalt 
untergeordnet werden (Reichsbanknebenſtellen, Kommanditen, 
Agenturen) durch das Reichsbankdirektorium (cfr. Belannt- 
machung bes Reichskanzlers vom 17. Dez. 1875 Web. 11, 263.) 

Die Beamten der Reichsbank Haben die Rechte un 
Pflichten der Reichsbeamten 8 28 des Gejehes Web. 10, 
649 und Anmerk. 10 daſelbſt; ferner fiehe über Reichsbank⸗ 
beamte Verordn. vom 19. Dez. 1875 Web. 11, 273; Verordn. 
vom 23. Dezember 1875: Web. 11, 285 und Verordn. vom 
8. Juni 1881: Web. 15, 222 und Bamb. 23, 520. 

Weiter fiehe über Reichsbank das cit. Bankgeſetz und Statut. 


*) Lab. 1, 866 ff. 
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II. Die Reichsjchuldeuverwaltung. 

Diefelbe Hat unter Überleitung des Reichskanzlers: 

a. Die Hauptverwaltung der Reichsſchulden (cfr. Geſetz vom 
19. Zuni 1868 Web. 7, 331 und Anm. 1); Gele vom 
30. Mai 1873: Neichsfeftungsbaufonde, Web. 10, 16, 

b. die Ausfertigung der Reichskaſſenſcheine 5 6 des Geſetzes 
vom 30. April 1874 Web. 10, 274, 

c. Führung des Reichsſchuldbuches, 8 2 Abſ. 1 des Geſetzes 
vom 31. Mai 1891 betr. das Reichſsſchuldbuch Web. 20, 622. 


IV. Verwaltung des Reichs-Invaliden-Fonds. 

Geſetz vom 23. Mai 1873 Web. 9, 762 f. ferner Web. 10, 
16 und 10, 365 (Geichäftsanmweilung für die Verwaltung des Reichs⸗ 
Inp.⸗Fonds).“) 

V. Die Reichsſchulden-Kommiſſion. 

Errichtet durch $ 4 des Geſetzes vom 19. Juni 1868 Web. 7, 
331, übt die Aufficht auf die Reichsfchuldenverwaltung, auf die Ber- 
waltung des Reichskriegsſchatzes, Gejet vom 11. November 1871, 8 3. 
Web. 9, 152, des Neichsinvalidenfondg, Gefeh vom 23. Mai 1873, 
8 4: Web. 9, 762 und des Reichs⸗Feſtungs⸗Baufonds, Gejeh vom 
30. Mai 1873 Urt. TH, Web. 10, 16, fowie nad 8 7 des Reichs⸗ 
kaſſenſcheingeſetzes vom 30. April 1874, Web. 10, 274 „die Kontrolle über 
die Ausfertigung und Ausgabe der Reichskaſſenſcheine.“ — 


VI. Der Rechnungshof des dentihen Reiche. 

Derjelbe übt die Kontrolle des gefamten Haushaltes des Deutichen 
Reiches durch Prüfung und Feititellung der Rechnungen über Ein- 
nahmen und Ausgaben von Reichsgeldern, über Zugang und Abgang 
von Neichgeigentum und über die Verwaltung der Weichsjchulden, 
des Reichsinvalidenfonds, des Reichsfeſtungsbaufonds, des Reichs⸗ 
friegsfchages, der Reichsbank, endlich die Kontrolle des Landeshaug- 
haltes für Elſaß⸗Lothringen und nun aud) des Haushaltes der Schuß: 
ebiete |. Gele vom 4. März 1896 (Reichs⸗Geſ.⸗“Bl. 59), ferner 
jeg vom 4. Juli 1868 Web. 7, 386; Geſetz vom 11. Februar 1875 
und 22. Mai 1877 Web. 10, 589; Injtruftion für den Rechnungs 

hof ſ. Web. 10, 540. Bergl. auch unten $ 25 am Ende. 


8 18. 
AdB. c. Die Reichs⸗Juſtizbehörden. 
(Zaband 1, 868 ff.) 
I. Das Reichsgericht. 
Das Reichsoberhandelsgericht, 1870 gegründet und feit 1871 
fo genamnt, ging mit der Einführung der Reichs juſtizgeſetze (1879) 


*) ©. hiezu Mbänderungdgefeg vom 22. Mai 1895 (Reichs⸗Geſ.Bl. 237) 
und bayer. Vollz⸗Bek. vom 24. Juli 1896 (M.-A-Bl. ©. 253 f.). 
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im Reihsgericht in Leipzig!) auf. Das NReichdgericht übt num 
namens des Reiches die Livil- und Strafrechtöpflege nad) Maßgabe 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes rejp. der Livil- und Straf-Prozeß- 
Ordnungen in oberjter und lebter Inſtanz aus.2) Die beim Reichs⸗ 
gerichte eingefegte Staatsanwaltſchaft, beftehend aus dem Ober⸗ 
Reichsanwalt und mehreren Reichsanwälten, ſteht unter dem Reichs⸗ 
fanzler. 
D. 

Ferner gehören zu den Neichsjuftizbehörden noch die Reichs⸗ 
fonfulargerichte, (Gejeb vom 10. Juli 1879 Reichs-Geſ.“Bl. S. 197 
über die Konjulargerichtsbarfeit), die Gerichte in den Schubgebieten 
und die Marinejtrafgerichte. 

Das oberſte Militärgeriht in Marinejuftizfachen it Das 
„Seneralauditoriat der Kaiferlidien Marine‘. Erlaß vom 
23. Mai 1876 Reichs-Geſ.Bl. ©. 165 und Web. 9, 58 Anm. c. 


8 19. 
Ad B. d. Juftizverwaltungs- und Disziplinarbchörden. 


I. Die oberfte Juſtizverwaltungsbehörde des Reiches ift: 

Das Reihsjuftizamt, errichtet 1874 und im Jahre 1876 
vom Reichskanzleramt abgelöft. Demjelben liegt unter anderem be- 
ſonders auch die Ueberwachung der Ausführung der Reichsjuſtizgeſetze 
in den Einzelftaaten, ſowie die Ausarbeitung der Juſtiz-Geſetzentwürfe 
ob. Zu feinem Vermwaltungsbereiche gehören: Das Reichsgericht und 
die Reichganmwaltichaft. 

U. Die Disziplinargerichtsbehörden find auf Grund des Geſetzes 
über die Neichabeamten vom 31. März; 1873 (85 86—93) eingerichtet 
und richtet fich ihr Verfahren nad) 8 80 ff. und beſonders — bezüg- 
lich der prozejjualen Prozedur — nad) 8 94 ff. dieſes Geſetzes. Die 


') Reichsgeſetz vom 11. April 1877. Neich3-Gef.-Bl. ©. 415. BGer.-Berf.- 
Gel. vom 27. Januar 1877 8 12 und 125—141. Web. 11, 733—737 und 
S. 734 Unm. 48. 

9 Rad 8 8 Abi. 2 des Einf.-Gei. zum Ger.-Verf.-Gef. vom 27. Januar 
1871 Web. 11, 749, find Diejenigen bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten, welche zur 
Buftändigfeit des (früheren) Reichsoberhandelsgerichtes gehören oder durch beion- 
dere Reichsgeſetze dem Neichögerichte zugewielen find, der Kompetenz des baye- 
riſchen —* Landesgerichtes entzogen. Es ſind dies: Handels⸗ und Wechſel⸗ 
ſachen und bie bei Laband 1, 369 Anm. 3 aufgeführten, durch beſondere Reichs⸗ 
geſetze dem Reichsgericht überwieſenen Gegenſtände, ſ. ferner Geſetz vom 16. Juni 
1879 „Uebergang von Geſchäften auf das Reichsgericht. Web. 13, 48; Geſetz 
vom 15. März 1881: Begründung der Reviſion in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
feiten Web. 14, 729 und hiezu Verordnung vom 28. September 1879 (bei. 8 6) 
gleichen Betreffs Web. 14, 83; Bekanntmachung vom 8. April 1880: Geſchaͤfts⸗ 
ordnung des Reichsgerichts, Web. 14, 404 f.; Min.-Bel. vom 15. Oftober 1879, 
Einhebung der Koften des Reich3:Ger. nebſt Dienftweifung vom 21. uni 1879 
Web. 14, 220; endlich Min.-Bel. vom 12. Auguft 1880: Behandlung der Straf- 
alten behufs Borlage and Reichsgericht, Web. 14, 557 f. 
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Geſchäftsordnung dieſer Disziplinarbehörden _ iſt hegtimmt durch das 
Regulativ vom 18. April 1880 Centr.⸗Bl. S. 203 


Ihre Kompetenz erſtreckt ſich fefbftverftändfich. nur auf Reichs: 
beamte, nicht auf die Beamten der Einzelftaaten. Im Uebrigen fiehe 
Saband 1, ©. 371—-376 und die obengitierten 85 des Neich3beamten- 
geſetzes. (Web. 9, 732 ff.) 


g 20. 
Die Neihsbeamten.®) 


In praktiſcher Beziehung ift für die Frage, wer als Reiche: 
beamter zu gelten hat, dag Verzeichnig der Reichsbeamten zu 
Grunde zu legen, welches durch die Verordnung vom 30. Juni 1873 
(Reichs⸗Geſ.⸗ a6 . 169 ff. und 349 und vom 3. Februar 1874 
Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 8* 13) veröffentlicht worden iſt. Siehe hiezu auch 
Geſetz vom 30. Juni 1873 „Wohnungsgeldzuſchüſſe an Reichsbeamte“ 
Fa 8 2: Web. 10, 48 f. und Bel. vom 5. Juli 1873: Web. 


Im rechtlichen Sinne erfcheint als Neichabeamter jeder, welcher 
zum Reiche in einem öffentlichsrechtlichen Dienſtverhältniſſe fteht, vergl. 
& 359 de3 Straf-&ef.-B. 

Nach 8 1 deö Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März; 1873 
(Web. 9, 718; Bamb. 14, 500) iſt: „Neichsbeamter im Sinne 
dieſes Geſetzes jeder, welcher entweder vom Kaiſer angeſtellt oder 
nach Vorſchrift der Reichsverfaſſung den Anordnungen des Kaiſers 
Sog zu leijten hat.” Hienach gehören zu den Reichsbeamten aud) 

die nicht vom Kaifer, ſondern von den betreffenden Einzelitaaten an: 

geſtellten deutjchen Poſt- und Telegraphen-, ſowie die Deutjchen 
Militärbeamten: nicht aber die Volt: und Zelegraphenbeamten in 
Bayern und Württemberg und die Militärbeamten in Bayern 
(cfr. die bayer. Reſervat- oder Sonderredte). 

Die Rechte und Pflichten der Neichgbeamten haben ferner aud) 
Die NeichStagsbeamten nach $ 156 des Gejehes vom 31. März 1873 
Desgleichen die Beamten der Reichsbank nad) 8 28 des Gejebes vom 
14. März 1875 (}. oben bei Reichsbank) und die eljaß-Lothringischen 
Zandesbeamten nach Geſetz vom 23. Dezember 1873.) Siehe auch 
noch die Beitimmung des $ 157 des NReich&beamtengejeges bezügl. 
ver Perſonen des Soldatenftandes. 

Nach Art. 18 der Reichs-Verf. werden die Neich&beamten an- 

ejtellt oder ernannt vom Kaiſer. Derjelbe läßt dieſe Beamten auch 

Fir dag Neich vereidigen und verfügt erjorderlichenfalles deren Ent- 
fajjung. Ueber Die Beeidigung fiehe $ 3 des a Reichsbeamten⸗Geſ. 
und Verordnung vom 29. Juli 1871: Web. 9, 99 (Eidesformel). 


2) Zaband 1, ©. 3838—488. 
* Gejegbtatt für Elfaß-Lothringen 1873 ©. 479. 
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Ueber die Staatdangehörigfeit der im Reichsdienſte angeftellten 
Ausländer f. Geſetz vom 1. Juni 1870 8 9 und vom 20. Dezember 
1875: Web. 8, 582 und 582 Anm. 6 betr. Erwerb der Bundes⸗ 
und Staatzangehörigkeit. Reichsbeamte werden als „kaiſerlich“ be- 
zeichnet, Erlaß vom 3. Auguft 1871: Web. 9, 108; bezüglich der 
Beftenerung der Dienſtwohnungen der Reichöbeamten |. Geſetz vom 
31. Mai 1881 (Reichs⸗Geſ.⸗“Bl. 99 und Web. 15, 216). Im übris 
gen f. über Neichsbeamte, deren Anstellung, Penftonierung, echte 
und Pflichten zc.2c. dag mehrgenannte Reichsbeamtengeſetz und Laband 
‚383 —488. — 


Rapitel IV. 
Das Heidis-Finanzwefen. 
(Laband 2, 801-988.) 
8 21. 
Der Reichsfiſskus, Neichsvermögen und Reichsſchulden. 


Die Reichöverfaffung felbft fpricht nicht von einem Reichsfiskus. 
In Art. 38, 39, 49, 53 ift nur von der „Reichskaſſe“ Die Rede, 
desgl. in Art. 70 von „gemeinschaftlichen Einnahmen” und „gemein- 
fchaftlihen Ausgaben“. E3 wollte dadurch offenbar das rechtliche 
Verhältnis des deutichen Neiches als Staatenbundes bejonder® zum 
Ausdrud gebracht werden. Im Laufe der jpäteren Entwidlung der 
. Reichsgefebgebung wurde aber auch in Neichögejegen vom „Fiskus“ 
geſprochen. So heißt e8 3.8. in $ 116 des Militärpenſionsgeſetzes 
vom 27. Juni 1871 (Be, 9, 99): „In Ermangelung einer anderen 
landesgejeglihen Beitimmung wird der Militärfistug durch Die 
oberfte Militär-Verwaltungsbehörde, der Marine fiskus durch das 
Marineminifterium vertreten.” Jetzt ift das Vorhandenſein eines 
bejonderen „Reichsfiskus“ (gegenüber dem fpeziellen Staatsfigfus eines 
jeden einzelnen Bundesstaates) als felbjtändigen Nechtsfubjeltes des 
Reichsvermögens wohl allenthalben anerfannt.!) 


’) Vgl. hiezu bie Ausführungen eines Urteild des Reichsgerichts 4. Eiv.-Sen. 
vom 9. April 1884: Reg. 5, 379 f.: „Das deutiche Reich hat vermögensrechtlicdh 
die Natur und Stellung einer juriftiihen Perfon und bedarf im Prozefle ber 
Vertretung. Die Vertretung im Prozeſſe ift ein Beſtandteil der allgemeinen 
Vertretungsbefugnis Dritten gegenüber, und letztere, foweit Abe nicht vom Kaifer 
perjönlich ausgeübt wird, fteht den mit der Verwaltung der Reichsangelegenheiten 
betrauten oberften Reichsbehörden, b. i. dem Reichskanzler, bezw. dem Rei 
fanzleramt und den innerhalb desfelben beftehenden Reichgämtern zu; denn bie 
Bertretungsbefugnis ift ein Attribut ber oberften Leitung bes Staatzsweſens“ — 
„Daraus, daß das Deutiche Neich feine eigenen Behörden zur Einziehung und 
Verwaltung der Reichsſteuern (hier: Reichsſtempelabgaben) bat und bie betr. Ver⸗ 
richtungen den einzelnen Bunbesftaaten auferlegt find, läßt fich nicht der Schluß 
ziehen, daß die eima erforderliche Bertretung des Reiches ebenjalld auf bie betr. 
Zandesbeamten übergegangen ift; es folgt daraus nur, dab die Lanbesbeamten 
ihre Thätigfeit behurs Einziehung der Reichsſtempel nach Vorſchrift der Geſetze 
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Durch das Vorhandenfein des Reichsfiskus wird jelbitverftänd- 
{ih die vom Neiche vollftändig unabhängige, felbjtändige juriftifche 
Berfönlichleit des Fiskus der Einzelitaaten, ſpeziell des baye- 
riſchen Staatsfiskus in feiner Weiſe alteriert. Es gilt vielmehr im 
Gegenteil für eine Anzahl von Wermögensbeziehungen, bezüglich 
welcher der Neichafisfus als Nechtsjubjelt gegen andere Bundes» 
Staaten ericheint, auf Grund von Nefervatrechten der baberijche 
Landesfiskus als Rechtsſubjekt. So ift 3. B. der Poſt- und Eifen- 
babnfisfus, desgl. der Militärfisfus in Bayern Staats- oder Landes- 
fisfug, da Bayern fi Poſt, Eijenbahn und Militär bejonders vor» 
behalten hat. Siehe hierüber Dr. Becher, bayer. Landescivil- und 
Landescivilprozeßrecht S. 272 f. 

Nach Laband 2, 804 gehören zum Reichsfiskus „alle un⸗ 
mittelbaren NReichöverwaltungen, insbeſondere diejenigen des aktiven 
Reichsvermögens und der Reichsſchulden, der auswärtigen Angelegen- 
heiten und Konfulate, der Marine, des Reichdgerichtes und der anderen 
Neichabehörden hHinfichtlich der vermögensrechtlichen Ber- 
bältnifje.“ 

Im Uebrigen |. über Reichsfiskus, deſſen Vertretung, progeilunte 
und privatrechtliche Vorrechte, Gerichtsſtand 2c. zc. Laband Z, 801 
—815 und die in Anm. 1 angeführten reichsgerichtl. Erf. in Reg. 3, 
411 und 5, 379 und 84. 


Das wirkliche Reichsvermögen befteht teild aus dem unmittel- 
bar zur Erfüllung des Reichszweckes dienenden Verwaltungsvermögen 
(Inventar), teils aus dem eigentlichen Grundftod- oder Finanz⸗ 
vermögen. 

Die Rechtsverhältniſſe bezüglich” de Reichsverwaltungsver⸗ 
mögeng oder des Reichsinventars find geregelt durch das Geſetz vom 
25. Mai 1873 „die Nechtsverhältniffe der zum dienftlichen Gebrauche 
einer Neichsverwaltung beftimmten Gegenftände" Web. 9, 766 ff., 
deſſen 8 1 beftimmt: „An allen dem dienftlihen Gebrauche einer 
verfaffungsmäßig aus NeichSmitteln zu unterhaltenden Verwaltung 
gewwidmeten Gegenftänden ftehen Das Eigentum und Die jonjtigen 
dinglichen Rechte, welche den einzelnen Bundesſtaaten zugeftanden 
haben, dem Reiche zu zc. 

Hinfichtlich der Befreiung von Steuern und fonftigen dinglichen 
Raften find die im Eigentume des Neiches befindlichen Gegenftände 
den im Eigentume des einzelnen Staates befindlichen gleichartigen 
Segenftänden gleichgeftellt. 2) 


einzufegen haben, unb zu dieſer rein abminiftrativen Dienftleiftung gehört nicht 
bie Bertretung des Reiches als juriftifcher Perſon in Prozeſſen gegenüber Dritten.” 
— Ferner: Reg. 5, 84 und 8, All: Erf. des Neichd-Ger. 2. Ein. Sen. vom 
13. Juni 1882. 

Für die Gemeinden von befonderem Sutereffe wegen ber event. Hiemit 
zulammenhängenden Befreiung von Gemeindeumlagen. 
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Auch unterliegt das Reich bezüglich der ihm zugehörigen Gegen⸗ 
ſtände der nämlichen Gerichtszuſtändigkeit, welcher der Staat, in 
deſſen Bereich ſich jene Gegenſtände befinden, bezüglich der ihm zuge- 
hörigen gleichartigen Gegenftände unterworfen ift. 8) 

Bu dieſem Neichsverwaltungsvermögen ift beſonders auch bie 
Reichsdrucke rei zu zählen, welche auf Grund des Geſetzes vom 
15. Mai 1879 (Web. 13, 23) für das Reich erworben wurde und durch 
eine dem kaiſ. Generalpoftmeifter unterftellte Reichsbehörde „die Diref- 
tion der Reichsdruckerei“ verwaltet wird. 

Weiter über dieſes Neich3-Verwaltungsvermögen ſ. das cit. 
Geſetz vom 25. Mai 1873 und Laband 2, 825—834. 

Bu dem eigentlichen Reichs-Finanzvermögen gehören folgende 
Vermögensmaſſen und refp. Gewerbebetriebe: 

1) Die Reichgeifenbahnen in Eljaß-LTothringen, Yaband 2, 817f., 

2) Der Reichs-Kriegsſchatz (120 Millionen Mark) Laband 2, 
818 f. Gejeh vom 11. November 1871, Web. 9, 152 und 
Verordnung vom 22. Januar 1874, Web. 10, 181. Der 
Reichs-Kriegsſchatz iſt im Auliusturme der Citadelle von 
Spandau verwahrlid) niedergelegt, 

3) Der Reiche Invalidenfonds (561 Millionen Marl). Die 
Zinſen desjelben dienen zur Bezahlung derjenigen Koften, 
welche dem Weiche aus den Militärpenſionsgeſetzen vom 
27. Zuni 1871, 4. April 1874, 21. Wpril 1886 und 
22. Mai 1893, auch Gejeb vom 22. Mai 1895: Web .9, 69; 
10, 236; 17, 711 und 22, 168, desgl. Reichs-Geſ.⸗Bl. von 
1895 ©. 237, erwachlen, jowie zur Bejtreitung anderer diefem 
Fond zugemwiefenen Ausgaben. Laband 2, 820 f., 

4) Der gemäß Geſetz vom 30. Mai 1873 begründete Feſtungs⸗ 
baufond und die Baufonds für die Feſtungen in Elfaß- 
Lothringen find beftimmungsgemäß verwendet und fommen 
daher nicht mehr in Betracht, 

5) Die gewerblichen Betriebe find: 

a. die Herausgabe des „Deutichen Reichs⸗“ und „preußiichen 
Staatsanzeigers”, 
b. die Reich&druderei: |. oben und Lab. 2, 824; 

6) Die Betriebsfondg für die Reichshauptkaſſe, für die Legations⸗ 
fafle, die Reichsdruckerei, die Reichspoſt- und Telegraphenver- 
twaltung und für die Ausftattung der Truppenkaſſen. Lab. 2,825. 


Die Reichsſchulden. Laband 2, 834—844. 


Dem Unterjchiede zwiſchen Verwaltungs: und Finanzvermögen 
entjpricht derjenige von Verwaltungs⸗ und Finanzſchulden. Die erite- 


°») Hiezu |. 820 der Civ.Proz.Ordu.: „Der allgemeine Gerichtsſtand bes 
Fiskus wird durch den Sig der Behörde beſtimmt, weiche berufen ift, den Fiskus 
in dem Nechtöftreit zu vertreten.” Hiezu bemerkt Seuffert in jeinem Lommentar: 
„Unter Fisfus im Sinne des 8 20 ift auch der Reichsfiskus zu verſtehen,“ fiehe 
ferner 8 89 des bürgerl. Geſetzbuches. 
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ren ergeben ſich durch die Laufenden Koften der Verwaltung und 
werden bis zum Anfall entjprechender Einnahmen und zur Dedung 
durch diejelben innerhalb der Etatsperiode in der Regel durch Schatz⸗ 
anmweilungen, zu deren Verausgabung bis zu einer gewillen Höhe der 
Reichskanzler im Etatsgefeg ermächtigt wird, gemacht. ©. 3. 3. 
Etatsgejeß vom 29. März 1896 (Reichs-Geſ.⸗Bl. 96), in deſſen $ 3 
„der Reichskanzler ermächtigt wird, zur norlübergebenben Beritärfung 
des ordentlichen Betriebsfonde der Reichs-Haupt⸗Kaſſe nach Bedarf, 
jedoch nicht über den Betrag von 175 Millionen Marl hinaus, 
Schatzanweiſungen auszugeben,“ ferner Laband 2, 836. Diefe Schul- 
den find feine Schulden im wahren Sinne ded Wortes. Wirkliche 
Reichsſchulden, von denen der Art. 73 der Reichsverfaſſung handelt, 
find die fog. Finanzſchulden, das find die Neichsanlehen und die 
Neichsgarantien. +) Nach Art. 73 der Reichs-Verf. kann in Yällen 
eines außerordentlihen Bedürfniffes im Wege der Reichsgeſetzgebung 
die Aufnahme einer Anleihe, fowie die Mebernahme einer Garan⸗ 
tie zu Laſten des Reiches erfolgen. 

Unter diejen Art. 73 fällt auch die Ausgabe von Papiergeld 
oder von fog. Reichskaſſenſcheinen, welche gleihfalls nur auf Grund 
eine? Reichsgeſetzes erfolgen kann. ©. hiezu Fe vom 31. Mai 
1891 das Reichsſchuldbuch betr. Web. 20, 622 }. mit Bollzug8- 
beftimmungen vom 27. Januar 1892, Web. 21, 128 ff.; M.-E. vom 
5. März 1892 Web. 21, 157 f. und M.:E. vom 7. April 1892 
Web. 21, 236; ferner Gefeb vom 30. April 1874: Ausgabe von 
Neichslaffenfcheinen Web. 10, 274 f. und 274 Anm. 1 und 2, ferner 
Min.-Bel. vom 17. Januar 1875 gleichen Betreff Web. 10, 559 f. 
und 559 Anm. 

Ueber Verwaltung der Reichsſchulden und Aufſicht auf Diele 
Verwaltung feitend der Reichsſchuldenkommiſſion f. oben unter 
Neiche- Finanzbehörden. Im Uebrigen |. über Reichsjchulden und 
Neichsbürgfchaften Laband 2, 834—844 und jpez. über Reichs⸗ 
faifenjcheine Laband 2, 171. 

ieher fei aber noch bemerft, daß das Neich prinzipiell fich 
dahin Ichlüffig gemacht Hat, nun auch an die Wiederheimzahlung der 
gemachten Reichsanlehen zu gehen, indem zugleich durch Reichsgeſetz 
vom 16. April 1896 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 103) beitimmt wurde: „Ueber: 
fteigen im Etatsjahr 1896/97 die den Bundesſtaaten zuijtehenden 
Ueberweifungen aus den Erträgen an Zöllen, Tabaliteuer, Brannt- 
weinverbrauchgabgabe und Bufchlag zu derfelben, ſowie an Reichs⸗ 
ftempelabgaben für Wertpapiere zc. ꝛc. die aufzubringenden Matri- 
tularbeiträge, jo ift die Hälfte des Ueberſchuſſes zur Verminderung 
der Neichathulb zurüdzubalten. 

Die Verminderung der Reichsanleihe erfolgt durch ent|prechende 
Abjegung vom Anleiheholl Soweit geeignete Anleihefredite nicht 


*) 8. 8. Garantie der Agyptiichen Anleihe burch Gejeh vom 14. Rovem- 
ber 1886. 
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mehr offen ftehen, wird über die Art der Schuldentilgung durch den 
Reichshaushalts-⸗Etat Beltimmung getroffen. Außerdem wird Die 
Summe, welche gemäß 8 8 des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 
(Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 207*) der Neichslaffe von dem Ertrage der Bölle 
und der Tabakſteuer verbleibt, für das Ctatsjahr 1895/96 behufs 
Verminderung der Reichsſchuld von 130 Millionen auf 143 Milli- 
onen Marf erhöht.” 


g 22. 


Die Reichseinuahmen und die Reichdansgaben. 
(Laband 3, 847 ff.) 

Nah Art. 70 der Reichs-Verf. dienen zur Beſtreitung aller 
emeinschaftlichen Ausgaben des Neiches zunächit die etwaigen Weber- 
chüffe der Vorjahre, ſowie die aus den Zöllen, den emeintehaftlichen 
Verbrauchsſteuern und aus dem Poſt⸗ und Telegraphenmwefen fließen- 
den „gemeinschaftlihen” Einnahmen. Soweit nun die Ausgaben der 
Gemeinschaft „deutiches Reich“ nicht Durch die Einnahmen dieſer 
Gemeinjchaft gedeckt werden, wird der Reſt durch Die bereits einge: 
führten Reichsſtenern und in letter Linie durch Beiträge der einzelnen 
Bundesſtaaten (Matrifularbeiträge) aufgebracht. 

Es ergeben ſich demgemäß als Einnahmen des Reiches: 

A. Die ettvaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre, 

B. Die „gemeinschaftlihen Einnahmen“ des Art. 7O und reip. 

des Art. 35 (mit Art. 38, 49 und 52) der Reichs⸗Verf. 
Dies find 1) die Zölle5) Laband 2, 849906. 
2) Die Verbrauchsſteuern von: 

a. Salz 6) (Zaband 2, 871), 


*) Das Geſetz vom 15. Juli 1879 wurde durch fpätere Belege mehrfach 
geändert und erhielt ſodann auf Grund gefeglicher Ermächtigung mit Belannt- 
machung jr * Mai 1885 eine neue Faſſung: Web. 17, 178 ff., ſpez. 183. 

) Zollgeſetze: 

a. Vereinszollgejeb vom 1. Zuli 1869, in den bayer. Geſetzen mit Datum 
vom 26. September 1869 Web. 8, 217 und bei. 290 ff., ſ. auch Boll- 
vereindvertrag vom 8. Juli 1867, Web. 7, 39 ff., 

b. Bolltarif vom 15. Juli 1879 ReichsGeſ.⸗Bl. 207, durch die 
jpätere Gefeggebung mehrfach abgeändert, in neuer Faſſung ver- 
öffentlicht durch Belanntmachung vom 24. Mai 1885 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 
112; Web. 17, 178 ff.) Die wieder Zufäte und Wenderungen durch 
Geſetz vom 18. Upril 1886 (Reichs⸗Geſ. Bl. 123, Web. 17, 10; 
Geſeß vom 21. Dezember 1887 (Reichs⸗Geſ.Vl. 533, Web. 18, 645 

enderung der Getreidezdlle); 
Gejeg vom 22. April 1892 (Meich3-Gei.-Bl. 601); 
Geſeß vom 14. April 1894 (Reichs⸗Geſ.⸗Vl. 335, Web. 32, 461; Ein- 
Inbricheine, Zranfitiager für Getreide 2c.) und Ausf.-Beft. hiezu mit 
egulativ vom 27. April 1894 (Web. 25 ff.) 
Geſetz vom 18. Mai 1895 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 233). 
9) Salzfteuergefeg vom 16. Novenıber 1867 Web. 7, 143 ff. mit Art. 18 
und 19 des Audt.-Bef. zur Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn. Web. 13, 202 
und Vollzugs-Borfchriften vom 20. November 1867, Web. 7, 150; 
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b. Zabaf 7, (Laband 2, 874), 
c. Branntwein 8) (Raband 2, 875), 
d. Bier 9) (Laband 2, 880), 
e. Zuder (und Syrup) 10) (Laband 2, 872). 
C. Die Einnahmen aus den geswerblichen Betrieben. 
a. aus dem Poſtweſen (Laband 2, 39—103), 
b. aus dem Telegraphenweſen, 
c. aus der Reichsdruckerei und Herausgabe des Reichs⸗ und 


Staatdanzeigers, und 
. au8 dem Betrieb der Neichseifenbahnen, jowie der vom 
Reihe gepachteten Bahnen. Laband 2, 103 ff. 

Zu diefen Einnahmen gejellen ſich noch die aus Binfen 
der Reichsfonds (3. B. Invalidenfond zc.) und die Ein- 
nahmen aus der Verwaltung der Reichsbehörden, (Ge⸗ 
bühren zc.) und des Reichsvermögens, ferner aus Bus 
ſchüſſen einzelner Staaten ꝛc., endlich auch noch der Anteil 
am Gewinne der Reichebant und der Gewinn aus der 
Münzprägung. 

D. Die Einnahmen aus den Reichziteuern. 
Hierher zählen (— abgejehen von den bereit3 oben sub B 
Nr. 2 lit. a—e genannten VBerbrauchsfteuern und die sub B 
Nr. 1 angeführten Zölle —) 


D, 


Bruch ee Ausführungsbeftimmungen von 18. Juli 1888, 
e 
Speziell über Denaturierung M.-B. vom 22. Dezember 1868, 
Web. 7, 557; über abgabefreie Berabfolgung von Bieh», Dung- 
und Geiwerbeſalz M.⸗B. vom 17. Auguſt 1872, Web. 9 ‚498: hie⸗ 
zu ae der Kontrolle des Bezugs und der Bermenbung denat. 
«B. vom 15. Juni 1880, Web. 14, 494 (zu dieſer Eon- 
vor haben ſämtliche Boligeibehörden intt der Drtspolize betorden 
mitzuwirken, Berechtigungsſcheine zum Bez F e denat. Salzes 
find dagegen nunmehr von den Zoll- und Aufſchlagsbehörden, net 
mehr von den Drtöpolizeibehörben zu erholen). 
”) Te 15 bom 16. zul 1879 und Abänderungsgejeg vom 5. April 
117 ff.; Bolla.-Borjchr. vom 25. März 1880, Web. 
it, 385 ff. ber 385 Anm. 2; Dienftvorichriften vom 29. Mai 1880, 
eb. 14, 468 und vom 7. Yuni 1880 (Statiftiiche Ueberfichten) 
rg 14, 480; Reg. vom 27. November 1879, Surrogate betr. 
Web. 14, 271; vom 29. Mai 1880, über Niederlagen Web. 14, 
474; vom 16. gJuni 1880, über Kreditierung Web. 4, 495; vom 
27. Au guft 1888 über Ausfuhrvergütung eb. 19, 293; "ferner 
Bel. vom 12. ‚sul 1888 nebſt Nachträgen zu obigen Boll; -Borichr. 
Web. 19, 225 ff. Weiteres fiehe unter 8 85. 
*) Siehe unter R 83 und Seydel 2%, 528 f. 
®) Reiche Bel. vom 31. Mai 1872 (Reichs⸗Geſ.VBl. 153) und vom 28. 
ezember 1876 (Reichs⸗Geſ.Bl. 237). In Bayern nicht giltig. 
26) guter vom 31. Mai 1891, Reichs⸗Geſ.Bl. 295, Web. 30, 
ff. und vom 27. Mai 1896. (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 109), Ausf. ‚Be- 
—— vom 7. April 1892 in der Bek. vom 30. April 1892, 
eb. 21, 829 ff. Das nach in neuer Tertierung vom 
27. Mai 1896, publiziert im Reichs Geſ.Bl. 1896, ©. 117 * 
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a. Die Wechlelftempelfteuer 11), | 
b. Der Spielfartenjtempel 12) (Lab. 2, 906), 
c. Die ſonſtigen Reichsſtempelabgaben und die Börfenfteuer 18). 


Die Inhaberpapiere mit Prämien wurden bereit3 durch Reichs⸗ 
Gel. vom 8. Juni 1871 (Web..9, 45 f.) einer Stempelabgabe unter: 
worfen. Ueber die Beichränfung des Verkehrs mit ſolchen Papieren 
fiehe 88 2 und 3 1. c. Ada und c fiehe Lab. 2, 908—918. 


E. Als weitere Einnahmen find anzuführen die nach Art. 73 
der ne aufzunehmenden Neichsanleihen (Laband 2, 
837 ff.). 


F. Er ge Matrikularbeiträge. Ueber dieſe fiehe Laband 
‚931 ff. 

Die Reihsausgaben find im Principe ebenfo „gemein 
Ihaftlih" wie die NReichgeinnahmen. Selbitverftändlich ift aber, daß 
die einzelnen Bundesstaaten, welche durch den Bündnisvertrag fich 
ewiſſe Materien oder Rechte, welche die übrigen Bundesftaaten gleich 
—* dem Reiche zur Regelung reſp. Ausübung übertrugen, zur eigenen 
Regelung und Ausübung vorbehalten haben, auch nicht verpflichtet 
find, zu den betr. Ausgaben beizutragen (Lab. 2, 927—931). 


Ueber die diesbezüglichen Befreiungen Bayerns fiehe unten „Ver- 
hältnis des Königreich Bayern zum Reiche" $ 34. 


i) Geſetz vom 10. Juni 1869 und vom 4. Juni 1879, Web. 8, 154 ff. 
Nach 8 21 des Geſetzes haben außer den Steuerbehörden alle Diejenigen 
Staatd- oder Kommunalbehörden und Beamten, denen eine richterliche oder 
Polizeigewalt anvertraut ift zc. die Beſteuerung der bei ihnen vorfommenden 
Wechſel und Anmeifungen von Amtswegen zu prüfen und die zu ihrer Kenntnis 
fommenden Zumiderhandlungen gegen das Wechielitempeliteuergefeg bei ber zu- 
ftändigen Behörde d. h. beim kgl. Rentamte (vergl. B.-O. vom 8. Mai 1871, 
Web. 9, 2 f.) zur Anzeige zu bringen; fiehe noch Bel. vom 22. November 1881 
und vom 15. und bezw. 29. März 1886, Web. 15, 492 und vom 10. Juli 1882, 
Web. 15, 746 über die nunmehrigen Stempelmarfen und Wechielblanfets, enblich 
vom 13. Dezember 1869 Web. 8, 460. 
2) Geſetz vom 3. Juli 1878, Web. 13, 379 und 380 Anm. 1 lit. b. und 
c., desgl. Vollz.⸗Vorſchr. vom 6. Juli 1878, 2. November 1878, 11. November 
1878, Web. 12, 386, 480, 496. Reg. über Spielfartenfabrifen, Bekanntmachung 
vom 6. Juli 1878, und 7. Auguft 1879, Web. 1%, 391 und 18, 172. 
18, Geſetz vom 1. Juli 1881 in neuer Tertierung vom 29. Mai reip. 8. 
uni 1885, Web. 17, 269 ff. und Ausf.-Borichr. vom 15. September 1885 und 
D. vom 19. September 1885 und Bel. vom 21. September 1885 (leßtere beide 
für Bayern fpec.), Web. 17, 392 ff. 436 f. und 489 f.; desgl. die ältere allge- 
meine B.-O. vom 16. Auguft 1881, Web. 15, 407, endlich Gejeb vom 27. April 
1894 und die Hiezu eialen Bel. vom 27. April 1894: „Die Redaktion des 
Reichsſtempelgeſetzes betreffend”, Web. 22, 469 ff., durch welche dad Reichsſtempel⸗ 
gelet in neuer Tertierung veröffentlicht wird; ferner die Ausf.⸗Vorſchr. Hiezu vom 

. April 1894, Web. 2, 486 ff. und Abänderung berjelben, Bel. vom 8. Juli 
1896 (Gej.- und V.⸗Bl. 373). Das vorftehend erwähnte Gejeh vom 29. Mai 
1885 wurde Ipegiell „das Boͤrſenſteuergeſetz“ genannt. (Siehe auch Börjengefeh 
vom 22. Juni 1896, Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 157 ff. Näheres hierüber unten im fpeziellen 
Teil bei Volfswirtichaft.) 
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828. 
Die Erhebung nnd Berwaltung der Reichseiunahmen durch 
die Einzelfinnten. 14) 


Die Zölle ſowohl als die im vorfjtehenden $ genannten Reichs⸗ 
fteuern werden gemäß Art. 36, Abſatz 1 der Reichs-Verf. von den 
Behörden der Einzelftaaten erhoben und zwar für Rechnung des 
Reiches, da nad) Art. 38 der Reichs⸗Verf. der Ertrag der Zölle und 
der anderen in Art. 35 bezeichneten Abgaben, letterer, joweit fie der 
Reichsgeſetzgebung unterliegen, in die Reichskaſſe fließt. 

Demgemäß erhalten die Einzeljtaaten für die diesbezüglich ihnen 
erwachlenden Koften eine entiprechende Entihädigung im Verhältnis 
zu dem Umfange der von ihnen präftierten Leiſtungen und gemachten 
Ausgaben, während fie im Uebrigen die Kojten der Zoll- und Steuer- 
Erhebung und -Verwaltung ſelbſt tragen. 15) 

Veber die nähere Regelung diejer Angelegenheit ſiehe Laband 2, 
919 — 927. 


8 24. 


Das Reichsbudget. 
Laband 3, 938—1009. Art. 69—73 ber Reich3-Berf. 


Nach Art. 69 der Reichs-Verf. wird der Reichshaushalts⸗Etat 
d. 5. der Voranſchlag für alle im nächſten Etatzjahre zu machenden 
Ausgaben und zu erwartenden Einnahmen vor Beginn des Etats⸗ 
jahres durch ein Geſetz, alſo ganz auf dem Wege, auf welchem die 
übrigen Reichsgeſetze zu Stande kommen, feitgeitellt. Es bedarf dem- 
gemäß das Reichsbudget für jedes Etatsjahr — da die gemein- 
Ihaftlihen Ausgaben nad Art. 71 der Reichs-Verf. in der Regel 
nur für ein Jahr bewilligt werden — der Genehmigung des Reichs- 
tages und das betreffende Geſetz (Etatzgejeh) der Sanktionierung des 
Bundesrates (Art. 5, Abſ. 1 und Art. 7, Abi. 1, Ziff. 1 der Reichs⸗ 
Verf.), jowie der Ausfertigung und Verfündigung desjelben durch den 
Kailer und Publikation nach Art. 2 der Reicha-Berf. (Art. 17 1. c.). 

Es gelten aber auch afle fonftigen Beitimmungen der Reichs⸗ 
Berf., welche für Reichsgeſetze überhaupt gelten, aljo auch die für 
ewiſſe der Reichsgeſetzgebung unterliegende Materien gegebenen 
peziellen Verfafjungs-Borichriften, wenn etwa in einem Etatsgeſetze 
diesbezügliche Ungelegenheiten geregelt werden. Vergl. Art. 5, Abf. 2 
und Art. 78 der Reichs-Verf. 


'*) Meber die Brocehvertretung des Reiches (in Bezug auf Neichgeinnahmen 
und Reichdausgaben, welche durch die Behörden den Einzelftaaten beforgt werben) 
fiehe oben Anm. 1 zu 8 21 d. h. Enticheidungen bes Reichsgerichts, mitgetheilt 
Reg. 5, 378 ff., 6, und 3, 411. 

20) Bezüglich der Ueberwachung des bei diefer — und Verwaltung 
zu beobachtenden geſetzlichen Verfahrens ſiehe Art. 36, Abſatz 2 und 3 der Reichs- 
Verf. und Seydel 2, h3l. 


Pohl, Handbuch. 1. 5 
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Es iſt felbjtverftändlich, daß über Etatsgeſetze ſämtliche Mit⸗ 
glieder des Bundesrates abzuſtimmen haben und zwar ſowohl über 
die einzelnen Beſtandteile desſelben wie über das ganze Geſetz, da der 
Etat alle Einnahmen und Ausgaben des Reiches zu enthalten hat, 
demgemäß das Reichsbudget ein Ganzes iſt, welches aber andrer⸗ 
ſeits nur durch die Feſtſtellung der einzelnen Teile ſich ergiebt, an 
deren Feſtſetzung alle Bundesglieder gleichmäßig intereſſiert ſind, ſo 
daß ſie auch hiezu gleichmäßig berechtigt ſein müſſen. Näheres über 
„die Bedeutung und Feſtſtellung“ des Reichsbudgets ferner über bie 
„Wirkungen des Etatsgeſetzes.“ Lab. 2, 938 - 962. 


8 25. 
Die Rechnungskoutrolle. 

Ebenfo dringend geboten, wie die Aufitellung des Etats, ift im 
eordnneten Staatsweſen die Kontrolle der Finanzverwaltung und die 
Brüfung aller Staatsrechnungen. Demgemäß ift auch im Reiche eine 
ſolche Kontrolle bezüglich der gelamten Finanzwirtichaft des Reiches 
eingerichtet tworden, mit Ausschluß jedoch derjenigen Zeile derjelben, 
welche — wie dies bezüglich der Erhebung der Zölle und der Reichs⸗ 
fteuern der Fall ift — wohl reichögejeglich geregelt, aber der Selbit: 
verwaltung der einzelnen Bundesitaaten auf ihre eigenen Koſten bezw. 
gegen Entihädigung (cfr. $ 23) vorbehalten worden find. Für 
Bayern gilt diefe Ausnahme auch für die Rechnungen der Militär: 
verwaltung, da nah Schlußbejtimmung zu Abjchnitt XII der Reiche: 
Verf. dem Bundesrate und dem Reichdtage nur „Die Ueberweiſung der für 
das bayrifche Heer erforderlichen Summe an Bayern nachzuweiten iſt“. 

Dieſe Kontrolle wird nun geübt durch den „Rechnungshof des 
deutſchen Reiches“. Ueber dieſen ſiehe oben $ 17, VI und Laband 2, 
973 ff. und I, 365 ff., ferner Reichs-Geſ. vom 4. März 1896 (Reich? = 
Geſ.⸗Bl. 59): betr. Die Kontrolle des Reichshaushalts, des Landeshaus- 
halt3 von Eljaß-Lothringen und des Haushalts der Schußgebiete für 
das Etatsjahr 1895/96, nach deilen 5 1 diefe Kontrolle von der preußiſchen 
Ober-Rechnungstammer unter der Benennung „Rechnungshof des 
deutſchen Reiches” nach Maßgabe der im Geſetz vom 11. Februar 1875 
(Reichs-Geſ.“Bl. 61 und Web. 10, 589 mit Anm. **) enthaltenen 
Borichriften geführt wird. 


Rapitel V. 
Die Heihisgefeßgedung. 
(Qab. 1, 488-597.) 
8 26. 
Allgemeines. 


Reiche ejet ift im Allgemeinen: „jede vom Reiche ausgehende, 
nad) den kimmungen der Reichs-Verf. bezw. in der von ihr vor: 
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geichriebenen — zu Stande gekommene rechtsverbindliche Anordnung 
einer Rechtsregel 

Doch ie die Aeihägelehgebung wi nicht auf den Erlaß von Rechts⸗ 
regeln beichränft, fie kann auch fon rein thatlächliche Verhältniſſe 
behandeln (3. B. die reichsgeſegliche —— bob irgend ein 
Reichsamt an irgend einem beitinnnten Orte errichtet wird xc.), desgl. 
auch bloße Bollzugsbeftimmungen betreffen. 

Die Reichsverordnungen dagegen beziehen fich gewöhnlich 
nicht anf Rechtäregeln, fie find vielmehr in der Regel Anordnungen 
auf dem Gebiete der Verwaltung oder der augübenden ierungs⸗ 
thãtigleit und des Bollzuges der Geſetze. Sie bewegen ſich faft aus⸗ 
Katie auf dem Felde der flaatlichen Fürſorge, welches vom Seite 

den Berwaltungs⸗ und Regierungsbehörden eingeräumt worden tft. 
Doch gibt es neben den reinen Verwaltungsverordnungen ausnahms⸗ 
weiſe auch Rechtsverordnungen, wie z. B. die in den einzelnen Ge⸗ 
ſetzen vorgeſehenen Ausführungsverordnungen oder das in den 
Art. 39, 53 und 63 der Reichd- Berf. ftatuierte Berordnungsrecht des 
Kaiſers bezw. die kraft deſſelben erfolgten Grlafte. 

Ein in Geſetzes form erflärter Wille des Reiches, d. 5. ein 
Reihsgefeg kann vom Momente jeiner Serfünbigung (Publikation 
nach Art. 2 der Verf.) an wieder nur in Form des Reichs geſetzes 
abgeändert oder aufgehoben werden. Diefer Grundſatz gilt übrigens 
nur für alle diejenigen Angelegenheiten, welche durch Gejek geregelt 
ind und nur jo weit, als dieſe gejegliche Regelung ſich eritredt, 
und zwar auch dann, wenn die regelnden Süße nicht zu den Rechts⸗ 
regeln bezw. deren Anordnung gehören, vielmehr außerhalb der Rechts = 
ordnung liegen und fih ausschließlich nur auf faktiſche Verhältniſſe 1) 
oder nur auf den einfachen Vollzug beziehen. Andrerjeit3 gilt aber 
auc für das Reid als Regel, dat Verordnungen, welche ſich nicht 
mit allgemeinen Berwaltungsvorihriften und Einrichtungen befallen, 
ſondern Rechtsnormen enthalten, rechtögiltig nur auf Grund bejonderer 
in einem Reichsgeſetze fpeziell ausgeiprochener Befugni® und von dem 
hiebei gejeglich bejtimmten Organe erlajjen werden können. Wird die 
Erlafjung ſolcher Berordnungen von dem betreffenden Reichsgeſetze 
den Einzelftacten übertragen, ſo gehen ſolchen Falles die obengenannten 
Berordnungen, da fie im Reichsgeſetze tourgeln, den Landesgejeßen, 
alſo auch fogar den Berfaffungsgefegen des betreffenden Einzel⸗ 
ftaates vor. 

8 27. 


Beſondere Beſtimun en der Reichsverfaſſung über die 
eichsſsgeſetzgebung. 

Nach Art. 5 der eine Verf. wird „die Reichsgeſetzgebung aus⸗ 

ı) So Tönnte zum Beilpiel ber Sig des Neichögerichtes, welcher durch 


Geſetz nach Leipzig verlegt wurde, wieder nur Durch Geſetz anders wobin trans» 
feriert werden. 


&* 
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11. Geſetz vom 6. suguit 1896 über die Abänderung der Reichs⸗ 
Gew.-Drdn. (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. S. 685) (und die Bekanntmachung betr. 
den Betrieb von Bädereien und Konditoreien vom 4. März 1896 
[Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 55)). 

12. Das bürgerlihe Gejegbud vom 18. Auguſt 1896 
(Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 195 ff.). 

13. Das Einführungsgefe zum bürgerl. Geſetzbuch vom 18. 
Auguft 1896 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 604 ff.). 

14. Geſetz vom 12. YAuguft 1896 betr. die Abänderung des 
Geſetzes über die Erwerbs⸗ und Wirtichaftsgenofjenjchaften, ſowie den 
Geichäftsbetrieb der Ronjumanitalten (Reich-Geſ.⸗Bl. 695). 


Rapitel VI. 


ãltuis d b d Hei altu 
Fe Sanbesgefehgedung und Sanbesverwaltung. 
Die Htaatsverträge. 


8 28. 
Neichegefehgebung und Nandesgeletgebung.*) 


Nah Art. 2 der Reichs-Verf. gehen die nach Maßgabe diefer 
Verfaſſung erlaffenen Reichsgeſetze den Landesgeſetzen vor. 

Das find alfo die Reichegeleße welche verfaſſungsmäßig er- 
laſſen find zur Regelung derjenigen Angelegenheiten, die nach Art. 4 
der Reichs⸗Verf. der Beauflichtigung ſeitens des Neiches und der 
Geſetzgebung desſelben unterliegen, und bezw. derjenigen Gegenjtände, 
welche nach anderweitigen Beitimmungen der Reichs⸗-Verf. durch die 
Reichs geſe tz gebung zu ordnen find (vgl. 8 27). 

Gleiches gilt jolchen Falles audy für die Reichs verordnungen, 
welche zur Ausführung von Geſe be 3 beftiunmungen auf Grund der 
von einem Reichs geſetze ausdrüdlich erteilten Delegation oder Be⸗ 
fugnig — fei es vom Kaiſer, Bundesrat, Reichskanzler oder von 
einem zum Neiche gehörigen Einzelſtaat — erlajjen worden jind, da 
diefe Verordnungen auf dem Reichsgeſetze fußen und daher als inte- 
grierender Beitandteil desfelben erjcheinen (vgl. $ 26). 

Alle Iandezgefeglichen Beitimmungen, welche mit einer kompe⸗ 
tenzmäßig erlafjenen reichsgejeglichen fich im Wideripruch befinden, 
find ungiltig. Nur wenn das Reichsgeſetz feine Beitimmungen als 
jubfidiär erflärt oder auf die Landesgeſetzgebung verweift, kann der 
Einzelſtaat die betreffende Materie oder das fpeziell bezeichnete Rechts⸗ 
verhältnis Durch eigene Nechtsnormen, Geſetz oder Verordnung, regeln. 
Ebenjo ift eine Ergänzung der Reichsgeſetze durch die Landesgeſetze 

2 Lab. 1, 586-597. 

gl. zu dieſem Kapitel VI fomwie zu Abſchn. II 8 32—34 auch die inter- 
effante Abhandlung in Niebel’3 Kommentar zur Reichd-Berf.-Unktunde 1871 
S. 46-57: „Einfluß des Bundesrechts auf das Landesſtaatsrecht.“ 
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in der reichsgeſetzlich behandelten Materie unzuläſſig — ſoweit nicht die 
betreffenden Reichsgeſetze eine ſolche Ergänzung durch die Landes- 
geſetzgebung ſelbſt 65.6 zulaſſen —. Gleiches gilt von der Er- 
laffung einzelftaatlicher Ausführungsgeleße zu Reichsgeſetzen. 
Diefe müſſen ebenfo twie die Ausführungsverordnungen in der 
Regel im betreffenden Reichsgeſetze den Einzelitaaten beſonders vor- 
behalten fein. 
Ueberhaupt ergibt fih für Die Gejebgebungsfompetenz des 
Reiches und reip. der Einzelftaaten eine dreifache Untericheidung :?) 
a. Es ift entweder die ausſchließliche AZuftändigfeit des 
Reiches gegeben oder 

b. Es liegt eine gemijchte Kompetenz in der Art vor, daß Die 
Zandesgefebgebung jo lange ftatt hat, bis das Weich die 
gzhepliche Regelung der betreffenden Materie übernimmt 
oder 

c. Es iſt die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Einzel- 

ſtaates vorhanden. 
ad a. Hieher gehören alle eigentlichen Reichsangelegenheiten: 
d. h. diejenigen über Feichoeraſſung, Reichsbehörden 
und »Beamte, Wahlrecht, Reichsanſtalten und organiſche 
Einrichtungen des Reiches zc., desgl. alle jene Gegenstände, 
welche durch die Verfaſſung der ausſchließlichen Regel⸗ 
ung durch das Reich überwielen find: 3. B. Urt. 3 
Ab}. 5; 35 Abf. 1; 54 Abi. 2, 56, 61 (mit Reichs⸗ 
militärgefe vom 2. Mai 1874, Reichs-Geſ.⸗Bl. ©. 45), 
69 x. Wo die ausſchließliche Kompetenz des Reiches 
gegeben ift, erfcheint die Geſetzgebung der Einzelftaaten 
vollftändig und zwar auch bezüglich derjenigen Punkte 
ausgejchloffen, welche noch nicht im Neiche gejehlich ge- 
regelt find. 

ad b. Hieher gehören alle übrigen zu vorftehender lit a. nicht 
gehörigen Gegenftände des Art. 4 der Reichs-Verf. Be: 
züglich diefer Angelegenheiten, für welche die Regelung 
durch Reichsgeſetz nicht abjolut eintreten muß, aber jeder- 
zeit eintreten ann, bleiben die Landesgefege und Die 
Verordnungen der Einzelftaaten fo ‚lange in Kraft, reſp. 
können noch weitere Landesgejehe und Verordnungen von 
den einzelnen Bundesſtaaten fo lange erlaffen werden, bi2 
das Reich durch Reichsgeſetze oder — foweit dies zuläffig 
— durch Neichsverordnungen die betr. Materien regelt. 
Letzteren Falles werden dann, injoweit, als die reich?» 
gejegliche Regelung ftattgefunden Hat, die landezgejeglichen 
Normen aufgehoben. 


) — hiezu Seydel, Commentar zur Verf.⸗Urkunde des deutſchen Reiches 
zu Art. 2 ©. 35 ff. 
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ad c. Alles was nicht der ausschließlichen oder gemäß lit b. der 
fafultativen Zuftändigleit des Neiches auf Grund der 
Reichs⸗Verf. reſp. der Bündnisverträge überlaffen ift, 
ehört und verbleibt nad) wie vor der ausfchließlichen 
ompetenz der Einzelſtaaten. Diejelbe ift alſo aud 
überall da gegeben, wo nicht durch eine bejondere rechts⸗ 
verbindliche Beitimmung die Zuftändigleit des Neiches 
normiert iſt. Eine Einfchräntung des Hier in Rede 
ſtehenden Wirkungskreiſes der Einzelftaaten kann nur 
durch Reichsgeſetz, welche unter Beachtung der Form 
des Art. 78 Abſ. I und (foferne es ſich um ein Sonder: 
recht Handelt) Abf. II der Reichs-Verf. erlajjen werden 
muß, erfolgen. 

Endlich fei noch hier erwähnt, daß nach Urt. 17 der 
Neichd-Verf. dem Kaiſer die Ueberwachung der Aus—⸗ 
führung der Reichsgeſetze zufteht und daß nad Art. 4 
l. c. die in diefem Artikel aufgeführten Angelegenheiten 
der Beauffihtigung jeiten® bes Reiches unterliegen. 
Sollten ſich biebei Differenzen zwiſchen dem Reiche und 
den betr. Einzelftaaten oder bezw. Mängel bei der Aug- 
führung der Reichsgeſetze ergeben, jo hat hierüber gemäß 
Art. 7 Abſ. I Ziff. 3 der Bundesrat zu beichließen und 
auf dieſe Weife derartige Mängel oder jonjtige Uneben- 
heiten zu bejeitigen. 


8 39. 
Die Staatsverträge. 
(Lab. 1, 597-640.) 


Soweit die Kompetenz der Reichsgeſetzgebung geht, ebenfoweit 
fann das Reich aud) vertragsmäßige Abkommen treffen, Staatöver- 
träge mit vöfferrechtliher Wirkung abichließen. Die fachliche Zu: 
jtändigkeit für den Abſchluß von Staatöverträgen ift alfo ganz die 
nämliche wie die zur Erlaffung von Gefegen und bezw. Verordnungen. 

Doch hat der Staatövertrag nicht wie das Geſetz eine Rechts⸗ 
wirkung gegen die Unterthanen, fondern er ift ein Rechtsgeſchäft, durch 
welches nur zmilchen den Kontrahenten d. 5. zwifchen den verein- 
barenden Staaten Rechte und Pflichten begründet werden. Es hat 
auch nur der Staat als jolcher den Staatsvertrag zu erfüllen. Doc) 
kann diefe Erfüllung in vielen Fällen nicht anders gefchehen, ala durch 
beftimmte Aufträge feitens der fontrahierenden Regierung an Unter: 
thanen oder Behörden oder auch durch Erlaß von Geſetzen oder Ber: 
prönungen. 

ah Art. 11 Abi. I der Reichs-Verf. hat nun der Kaiſer 
das deutſche Reich völferrechtlich zu vertreten, Bündniffe und andere 
Berträge mit fremden Staaten einzugehen. 
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Nach Abf. II dieſes Art. 11 aber ift, injoweit die Verträge 
mit fremden Staaten fich auf folche Gegenftände beziehen, welche nach 
Art. 4 in den Bereich der Reichs geſe tz gebung gehören, zu ihrem 
Abſchluß die Zuftimmung des Bundesrates und zu ihrer Giltigkeit 
die Genehmigung des Reichstages erforderlih. Bei dieſer einſchrän— 
fenden Beitimmung ift der Art. 4 offenbar nur beifpielsweife ange 
führt und follte nach den Worten „nad Art. 4* ein ꝛc. ꝛc. oder 
vor denjelben ein 3. B. ſtehen. Der Ton bei Art. 11 Abi. 3 1. c. 
ift ganz bejonder® auf das Wort Geſetz gebung gelegt und dadurch 
ausgedrüdt, daß überall da, wo zur Regelung der zur Kompetenz Des 
Reiches gehörigen Angelegenheiten die Form des Reichsgeſe tzes 
nötig ift, Die vom Kaiſer abgeichlofjenen Staatsverträge an die Zu- 
ftimmung vom Reichstag und Bundesrat gebunden find, während in 
allen anderen zur Zuſtändigkeit des Reiches gehörigen Fällen der 
Kaiſer allein zum Bertragsabichluß berechtigt it. Beim Abſchluß 
von Staatöverträgen felbft ijt aber der Neichdtag ebenfowenig twie 
der Bundesrat thätig: Die völferrehtliche Vertretung des 
Reiches fteht vielmehr einzig und allein dem Kaifer zu. 


Eigentlich im juriftiihen Sinne vollendet ift der Abichluß 
eines völferrechtlichen Vertrages erjt mit der Natifizierung d. h. mit 
der Auswechslung der Driginalurfunden, welche vom Kaiſer bezw. 
Dem Souverän des mit ihm paftierenden Staates ſelbſt unterjchrieben, 
mit dem Neichd: reſp. Staatsfiegel verfehen und vom Reichskanzler 
reſp. Staatsminifter Eontrafigniert find. Vor der Katifizierung be» 
fteht im rechtlihen Sinne nur ein Vertragg entwurf. Zwiſchen 
Zeititellung des definitiven Entwurfes und der Natifizierung kann nun 
unter Vorlage des Entwurfes an den Bundesrat und bezw. an den 
Neichdtag da, wo es nach dem oben Gejagten nötig ift, die Zuſtim⸗ 
mung diefer Körperichaften erholt und hierauf der Vertrag ratifiziert 
werden. 

Die Beltimmung des Art. 78 Abſ. I und II der Reichd-Berf. 
gilt jelbitverftändlih auch für Staatöverträge. Die Aufhebung 
der völferrechtlichen Geltung eine Staatsvertrages fteht gleichfalls 
nad Urt. 11 nur dem Kalter zu und zwar ohne Mitwirkung von 
Bundesrat und ‚Reichstag. 

Die Befugnis der Einzelftaaten zum Abſchluß von Staats: 
verträgen ift durch die dem Kaifer nad) Art. 11 der Reichs-Verf. 
zuftehende völkerrechtliche Vertretung des Neiched jelbitverjtändlich 
nicht aufgehoben. Die Berechtigung aber der Bundesftaaten zu 
foldyen Bertragsabichlüffen erleidet dadurch eine Beichränfung, daß die 
Einzelftaaten über Gegenftände, welche ihrer Kompetenz durch die 
Reichs⸗Verf. oder durch Reichsgeſetze entzogen find, auch feine Staats: 
verträge abjchließen können. 

Soweit aber die Kompetenz eines Staates zur Gejebgebung und 
Berwaltung reicht, foweit hat er aud) die Zuftändigfeit zum Abſchluß 
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von Staatsverträgen: alfo fpeziell bezüglich der in Art. 4 1. c. auf 
eführten Ungelegenheiten jo lange und fo weit, als das Weich von 
Feiner Zuſtändigkeit noch feinen Gebrauch gemacht hat. Sobald aber 
und foweit als letzteres ſeitens des Reiches geichieht, fallen Die betr. 
entgegenftehenden Staatsverträge der Einzeljtaaten oder bezw. Die 
diesbezüglichen einzelnen Beftimmungen derjelben hinweg. Die Ein- 
zelftaaten dürfen ferner eingedenf ihrer Bundestreue auch in den ihrer 
Kompetenz vorbehaltenen Gegenständen feine Staatzverträge abjchließen, 
durch welche fie fich mit dem Reiche in Widerſpruch fegen würden. 
Alle durch Staatöverträge ſeitens der einzelnen Bundesftaaten 
erivorbenen Rechte finden endlich ebenfo wie die vom Neiche jelbit 
erworbenen ihren Schub ausſchließlich durch das Reich nad) 
Art. 76 Abſ. 1 und Art. 11 Abſ. 1 und 2 der Reichs-Verf. ſowie 
ipez. nach der Einleitung zu derjelben verb.: „zum Schuße Des 
Bundesgebiete® und des innerhalb desfelben giltigen Rechtes.“ 


8 80. 
Die Reichs⸗Verwaltung.?) 


Unter „Reich8-Berwaltung” verftehen wir: 

„Die auf die Erfüllung der Reichdaufgaben, die Erzielung der Neich$- 
zwede gerichtete Ausübung der Gefamtheit aller Machtbefugniſſe des 
Kaiſers und der Reichsregierung, welche unabhängig find von der 
Mitwirkung der geſetz gebenden Organe ſowie von der Ausübung der 
Rechtspflege und der Gerichtsbarfeit.“ 

Ausgeübt wird Diefe Macht vom Kaifer auf Grund des Art. 17 
der Reichs⸗Verf. und zwar insbejondere durch die Ernennung des 
Reichskanzlers, deſſen Anordnungen die Reichöbehörden zu gehorcdhen 
verpflichtet find. 

Eine Schranfe findet diefe Vertvaltungsbefugnis ftet3 im Bud⸗ 
getrecht des Reichstages: ohne Die Genehmigung der nötigen Mittel 

nn eben einfach Nicht? durchgeführt werden, foferne nicht ander- 
weitig die Mittel vorhanden find. 

Zur Verwaltung gehören auch die Verwaltungs⸗-Entſcheidungen 
a im weiteren Sinne die Enticheidungen der Verwaltungsgerichts⸗ 

ehörben. 

Nah dem Reichs-Staatsrecht (Art. 2 der Reichs⸗Verf.) haben 
Geſetze und auf folche fi) gründende Verordnungen rechtsverbindliche 
Kraft nach Außen nur, wenn fie im Reichsgeſetzblatte publiziert find, 
aljo haben alle Verordnungen, (jelbft die Recht 3 verordnungen) nur 
die Kraft von einfachen DBerwaltungsverfügungen, wenn ihre Publi- 
kation im Reichsgeſetzblatte nicht erfolgt ift. 

.Auch im Reiche gelten die im Nechtsftaate herrichenden Prin- 
zipien. 


®) Laband 1, S. 640678. 


8 31. Berhältnis der NMeichöverwaltung zur Verwaltung der Einzelftaaten. 75 


Es Tann daher au von Kailer und Reich reip. von den 
Neichsbehörden in der Regel Nicht? verboten oder befohlen werben, 
wenn nicht das Verbot oder der Befehl durch eine Nechtöregel be⸗ 
gründet ift (cfr. Laband 1, ©. 653). 

Die Verwaltung des Reiches ift ferner ebenjo wie jede Ver⸗ 
waltung einfach Geichäftsführung. Dieſe wird bethätigt entweder 
dur Handlungen faktiſcher oder rechtlicher Art. Lebtere, Die ſog. 
Nechtögeichäfte, find entweder einfeitige (Verfügungen) oder zweifeitige 
(Verträge). 

Die zweileitigen Nechtsgejchäfte oder die Verträge find entweder: 

a. völferrechtliche (von Staat zu Staat) (j. oben unter Staats» 

verträge), 

b. oder ftaatsrechtliche (Staat zu feinen Beamten 3. B. Ans 

jtellung derfelben oder zu feinen Unterthanen als folchen 
3. 3. Naturalifation), 

c. oder privatrechtliche (Staat zu Privatperjonen 3. B. Ueber: 

tragung einer Lieferung ꝛc. 2c.) 

Berfügungen follen nur erlafien werden, wenn und foweit 
fie einerfeit3 rechtlich begründet, andrerjeit3 aber auch zwedmäßig find. 


Die Reichdverwaltungsgeichäfte find aber nicht blos ſolche der 
aktiven Geichäftsführung, ſondern auch folche der Leitung und der 
Kontrolle feitens der Oberbehörden ꝛc. zc. 

Diefe Kontrolle iſt auch im Neiche eine dreifache und zwar 
zunächft eine Finanzkontrolle, dann eine Kontrolle bezüglich der 
Rechtmäßigkeit der von den Neichsbehörden vorgenommenen Hand- 
lungen, endlich die Aufficht darüber, daß die Thätigfeit der Reichs⸗ 
behörden nicht eine dem Neiche fchädliche und gefährliche werde, indem 
fie Berwaltungsgrundfäße verfolgen, welche nicht im Sinne der Reichs⸗ 
verfaflung oder im Intereſſe des Reiches liegen. 

Die erftgenannte Aufficht wird in letzter Linie von dem oberften 
Rechnungshofe des Neiches, die zweiterwähnte durch die oberften Ver⸗ 
waltungs⸗ und Juftizbehörden, Die legte durch den Reichskanzler und 
den Reichstag, beſonders auch durch die Verantwortlichleit des erfte- 
zen, geiht Sm Uebrigen verweilen wir hieher auf Laband 1, 


g 81. 
Berhältnis der Beighverweitung zur Berwaltung der Einzel- 
aaten. 


(Laband 1, 670-678.) 


Bezüglich des Verhältniſſes zwijchen der Reichsverwaltung zur 
Berwaltung der einzelnen Bundesftaaten find ähnlich wie oben $ 28 
bei Reichögejeggebung und Landesgefeggebung zu unterjcheiden: 

1) Diejenigen Beige der Verwaltung, welche den Einzelitanten 
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vollftändig überlaffen find, ſowohl bezüglich der Gefchäfts- 
führung als der Beauffichtigung. 

2) Diejenigen, welche zwiſchen den Einzelftaaten und dem Reiche 
in der Art geteilt find, daß den Einzelftaaten die unmittel- 
bare Sefgäftaführung oder die Selbjtverwaltung, dagegen 
dem Neiche die oberite Leitung und Beauffichtigung zuge: 
wieſen ift. 

3) Diejenigen, welche das Reich vollftändig, ſowohl in Bezug 
auf —— als auf Kontrolle ſelbſt verwaltet. 

ad 1) Alle Angelegenheiten, welche der Selbſtgeſetzgebung der 

Einzelſtaaten anheim gegeben ſind, unterliegen auch der 
vollen und freien Verwaltung derſelben, ſelbſtverſtändlich 
jedoch innerhalb des Rahmens der einſchlägigen Reichs⸗ 
geſetze, ſoferne und ſoweit als etwa dieſe Verwaltung von 
Reichoe ſeten (z. B. Strafrecht oder Prozeßrecht) berührt 
wird. 


ad 2) Die Zuſtändigkeit der Verwaltung des Reiches erſtreckt 
ſich auf dieſelben ſtaatlichen Angelegenheiten, welche der 
Geſetzgebung des Reiches unterſtehen. (Art. 4 ⁊c. x. 
der Reichs-Verf., ſ. oben 8 27 und 28.) 

Diefe Verwaltungs » Zuftändigfeit erjtredt fich aber 
nad Art. 4 1. c. — in der Regel und abgejehen von 
bejonderen Ausnahmen — Tediglih auf die Beauffid- 
tigung ſeitens des Reiches, nicht auf die eigentliche 
und unmittelbare Gefhäftsführung. 

Nah Art. 7 Abi. 1 Ziff. 2 beichließt aber ber 
Bundesrat „über die zur Ausführung der Reichs— 
geſetze erforderlichen allgemeinen Berwaltun g3-Vor- 
Ichriften und Einrichtungen, ſoferne nicht Durch Reichs— 
geſetz (z. 3. Reichs-Verf. Art. 50, 53, 63 und 68) etwas 
anderes bejtimmt if. Der Bundesrat ift fomit wohl 
allgemein zuftändigeg Verordnungsorgan, allein nur für 
die zur Ausführung von Neichsgejegen nötigen Ver⸗ 
waltungsverordnungen und Verwaltungseinrichtungen, 
nicht aber für Nechtsverordnungen oder fogenannte 
Ausführungsgeſetze. Die Kompetenz desſelben zur Er- 
laſſung der letzteren muß fich ftets auf ausdrückliche 
geſetzliche Ermächtigung gründen und kann dieſe Durch 
da3 betreffende Gejeß auch dem Kailer oder dem Reichs⸗ 
fanzler oder einer anderen Reichsbehörde oder auch den 
Einzelitaaten erteilt werden. 

Auch find die nah Art. 7 Abſ. I Ziff. 2 vom 
Bundesrate erlaffenen Verwaltungsvorfchriften Tediglich 
Inſtruktionen für die Regierungen der Einzelftaaten und 
deren Behörden. 
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Die „Ueberwachung der Ausführung der —— 
ſteht nach Art. 17 der Reichs-Verf. auch auf dem Gebiete 
der Verwaltung dem Kaifer zu. Diejem kaijerlichen Rechte 
entiprechend, find die Regierungen der Einzelftaaten zur 
Berichterftattung an die Reichsregierung verpflichtet. Bei 
allenjall3 fich ergebenden Beanftandungen refp. bieraus 
folgenden Differenzen enticheidet auch bier nach Urt. 7 
Abſ. I Ziff. 3 der Reichs-Verf. der Bundesrat. 

Die unmittelbare Verwaltung ift ad 2 ebenfo 
wie ad 1 Sache der Einzelftaaten, von welchen fie fraft 
eigenen Rechtes geführt wird.) Daraus folgt: 

a. daß Verträge, welche die Behörden der Einzelitaaten 
aus Anlaß dieſer Verwaltung abſchließen, nicht das 
Neich, fondern den betreffenden Einzeljtaat berechtigen 
und verpflichten. 

b. daß die behufs Durchführung diefer Verwaltung er- 
gehenden behördlichen Verfügungen als Ausfluß der 
Regierungsgewalt der betreffenden Bundesſtaaten, nicht 
des Reiches erfcheinen. 

c. daß die Kontrolle und die Leitung der Verwaltung den 
Centralſtellen des betreffenden Einzeljtaates, nicht den 
oberiten Reichsbehörden zulommt. 

d. daß für die Geſetz- und Zweckmäßigkeit der aftiven 
Verwaltung die Minifter der Einzelftaaten ihrem 
Landesherrn und ihrer Yandtagsfammer gegenüber ver: 
— find, nicht aber dem Reichstage oder dem 

aifer. — 

ad 3) Die volle Verwaltung d. h. Geichäftsführung und Kon: 
troffe fteht dem Reiche nur ausnahmsweiſe und nur in 
denjenigen Angelegenheiten zu, welche, wie 3. B. Die Ber: 
waltung des Reichs vermögens nach der Natur der Sache 
dem Reiche ausschließlich zufallen oder in denjenigen, welche 
ihm durch beſondere Geſetze fpeziell zugewieſen find. 

Soweit dem Reiche dDiefe volle und unmittelbare 
Verwaltung zufteht, gelten folgende Sätze: 

a. Das Reich hat das Recht zur Gejehgebung, ſowie zur 
Erlaffung von Verwaltungsverordnungen und fonftigen 
Bermwaltungsvorfchriften, desgleichen die Befugnis zur 
Erlafjung der erforderlichen polizeilichen Verfügungen. 
Soferne die letzteren Tompetenzmäßig erlaffen find, 
baben ſowohl die einzelnen Reichgangehörigen, als auch 
die Behörden der Einzeljtaaten ihnen Folge zu leijten. 


% Bezüglich ber Brozef- Vertretung bed Neichafistus in Fällen, in 
welchen gemäß Art. 86 Abſ. 1 der Reichs⸗Verf. und nach anderen VBeftimmungen 
den Yandesbehörden die Erhebung und Verwaltung von Reich Seinnahmen 
überwiefen ift, |. oben 8 21 Anm. 1. 


178 


8 32. Anhang. Elſaß⸗Lothringen. Schußgebiete. 


b. Dem Weiche fteht das Recht zur Abſchließung von 
Verträgen zu. Dieſe Verträge berechtigen und ver- 
pflihten das Neich reſp. den Neichafizfus. 5) 

c. Die Leitung der amtlichen Thätigkeit der Reichsver⸗ 
waltungsbehörben fteht dem Neiche, namens desſelben 
dem Reichskanzler zu. 

d. Der Reichskanzler iſt für die geſamte unmittelbare 
Reichöverwaltung dem Neichdtage und dem Kaiſer ver- 
antworilich. 

gie die einzelnen Verwaltungszweige rejp. ober- 
ſten Berwaltungsbehörden können, wie auch bereitö ge= 

Ichehen, verantwortliche Stellvertreter des Reichskanzlers 

ernannt werden. Dieje Stellvertretung führen zur Zeit 

die meilten Vorftände der oberften Reichsbehörden (ala 

Staats: oder Unterſtaatsſekretäre). (Laband 1, 340.) 


8 31a. 
Aubang. 


a. Eine ganz bejondere Stellung nimmt Eljaß-Lothringen 


im Neiche ein. 

Dasselbe ift Reichsland, nicht Bundesmitglied; ift dem⸗ 
gemäß nicht im Bundesrate, wohl aber im Reichstage ver: 
treten und zwar mit 15 Abgeordneten. Im Uebrigen fiebe 
hierüber: Laband 1, S. 678—738, Zorn, Comm. zur 
Neicha- Verf. 1895 ©. 6 f.; ſpec. das Vereinigungsgeſetz 
vom 9. uni 1871 Web. 9, 48 und 49 Anm. 2 und 3, 
ferner fiehe Anhang III „die Verhältniſſe des Reichslandes Eljaß- 
Lothringen“ und den Wortlaut der bezüglichen Gejege vom 
25. Juni 1873 (Reichs-Geſ.⸗Bl. 161; Web. 10, 45), 2. Mai 
1877 (Reichs-Geſ.⸗“Bl. 491; Web. 12, 93), 7. Juli 1887 
Reichs⸗Geſ.⸗“Bl. 377, Web. 12, 94 Anm. 2), 4. Juli 1879 
(Reichs⸗Geſ.“Bl. 165; Web. 13, 71) betr. die Verfafiung 
und die Berwaltung in Elfaß-LXothringen, in Pröbit, Com: 
mentar zur NReichd- Verf. 2. Aufl. 1895 S. 152—168. 


. Ueber die Rechtsverhältniffe der deutfhen Schub gebiete 


fiehe Laband 1, S. 739—767. Born, Comm. ©. 7 umd 8. 
Pröbft, Commentar zur Reichs-Verf. 1895 ©. 10, 194, 217 
und 219— 236: Reichsgeſetze betr. 

1) die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schubgebiete vom 
17. April 1886 bezw. 15. März; 1888 (Reichs-Geſ.⸗Bl. 
88 ©. 75 Web. 18, 767), 

2) Gele vom 22. März 1891: Die kaiſerl. Schußtruppe 
für Deutfh-Oft- Afrika (Reichs-Geſ.⸗Bl. 53 Web. 20, 559), 


*) Bgl. vorftehende Anm. 4 und Anm. 1 zu 8 21. 
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3) Gejeg vom 9. Juni 1895: Die kaiſerl. Schubtruppen für 
Südweltafrifa und Kamerun (Reichs⸗-⸗Geſ.⸗Bl. 258), 

4) Gele vom 30. März 1892: Die Einnahmen und Auss 
gaben der Schubgebiete (Reichs-⸗Geſ.⸗Bl. 369). 

Endlid) noch) das Reichs-Geſ. vom 29. März 1896 
(Reichs-Geſ.⸗“Bl. 87): die Feftftellung des Etat für die 
Schutzgebiete pro 1896/97, jowie das Gejeg vom 7. bezw. 
18. Juli 1896 über Die deutſchen Schugtruppen in Afrika 
(Reichs⸗Geſ.⸗“Bl. 187, 653, 669). 

Aus dem Geſetze vom 15. März 1888 über Die Rechts⸗ 
verhältniffe der deutichen Schußgebiete heben wir die Be⸗ 
ftimmungen über den Erwerb der Reichsangehörigkeit durch 
Eingeborne und Ausländer, die in den Schußgebieten Ir 
niederlafien, gemäß 8 6 dieſes Geſetzes (Web. 18, 769) au 
hier bejonders hervor. 

c. Die Infel Helgoland iſt nach dem Geſetz vom 15. De- 
zember 1890 (8 1) dem preußiichen Staate einverleibt und 
gilt daſelbſt (nah 8 2 1. c.) die VBerfaffung des Deutjchen 
Reiches mit Ausnahme des Abichn. VI (Web. 20, 483 und 
482 Anm. 1.) Helgoland gehört zur Oberpoftdireftion und 
m Seeamt in Hamburg, ferner zum Wahlfreife Schleswig: 

olftein. 


II. gbſchnitt. 


Das Berhältnis Vayern’s zum Reiche.) 
8 32. 
Aligemeines. 


In der Einleitung zur deutichen Reichsverfaſſung ift befonders 
zum Ausdrude gebracht, daß die in derjelben genannten deutſchen 
Fürften für die von ihnen vertretenen Staaten veib. in deren Namen 
einen ewigen Bund fchließen. Dieſer Bund führt den Namen 
„Deutſches Reich“ und enthält Die in Art. 1 der Reichs-Verf. auf: 
geführten Staaten. Das deutiche Reich ijt alfo ein Bund von 
Staaten d. h. ein Staatenbund. Es wollte nicht eine ftaatsrecht- 
liche Corporation oder juriftiiche Perjon: „Bundesftaat”", nicht ein 


*) Bgl. hiezu auch die jchon oben bei Abſchn. I Gap. VI 8 28 angeführte 
Abhandlung in Riedel's Comment. zur Reichs⸗Verf. ©. 46 ff. ſpeziell S. 51 bis 
57: „Einfluß des Bundesrechtd auf das Landesſtaatsrecht“, befonders auch Seydel, 
bayr. Staatsrecht, 2. Aufl. 8b. I S. 263 ff. 
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Bundesitaat beſtehend aus mehreren Einzelitaaten geichaffen, fondern 
ein völferrechtlicher, vertraggmäßiger Bund ver beteiligten Einzel- 
ſtaaten geichloffen werden. 

In der ganzen Neichsverfafjung ift nicht ein einziges Mal 
das Wort „Bundesſtaat“ in dem Sinne gebraucht, daß mit Demjelben 
das deutjche Reich ala „Selamtbundesitaat" oder „Einheitsbundesſtaat“ 
bezeichnet werben jullte; im Gegenteil, überall wo der Ausdrud 
„Bundesftaat” vorkommt, meint derjelbe nur den oder die einzelnen 
deutfchen Staaten, welche zum deutihen Bund (deutfchen Reich) 
ehören und in dieſer Bugehörigfeit zu Diefem Bunde als 

itglieder desſelben bezeichnet werden. Der Wortlaut des 
Art. 3, Abf. I. Art. 6; 7 Abſ. 4; 8 Abf. 2 und 3; 19, 33, 35, 
36, 38, 39, 41, 42, 51, 54, 56, 58, 62, 66, 67, 70, 76, 77, 
78 Ubi. 2 beruht auf der Vorausſetzung, daß das „Deutiche 
Reich” ein Bund von Staaten it. 

Speziell wird in Art. 3 das allgemeine deutfche Indigenat nicht 
dahin beitimmt, daß der Angehörige eines Einzelſtaates zugleich 
Neichsangehöriger in dem Sinne ift, daß er dem Weiche als einem 
Geſamtſtaate oder EinheitSbundesftaate angehört, jondern nur dahin, 
daß der Angehörige eines jeden deutfchen Staates in jedem anderen 
deutichen Staate ala Inländer zu behandeln fei. So fpricht auch die 
Berfaflung nirgendg von einer bejonderen Reichdangehörigfeit, einem 
Reichsſtaatsbürgerrecht zc. 2c., jondern ebenfall® nur davon, daß jeder 
Angehörige eines Bundezftaates in jedem anderen Bundesftaate 
zur Crlangung des Staatsbürgerrechted (nämlich des betreffenden 
Einzelftaates) und zum Genuſſe aller fonftigen bürgerlichen Rechte 
unter denfelben Vorausſetzungen wie der Einheimifche d. h. der 
Angehörige diefe8 anderen Bundesstaates zuzulaſſen ift. 


Endlich fpricht Art. 11 der Reichs-Verf. nur von einem PBrä- 
ſidium des Bundes, ferner davon, daß dieſes Präſidium dem 
Könige von Preußen zufteht, welcher — al® Bundespräfident — den 
Namen „Deuticher Kaiſer“ führt. Hätte die deutiche Reichs-Verf., 
hätten die den Bund „Deutiches Weich“ jchließenden deutſchen 
Fürften nicht einen Staatenbund, jondern, wie Laband an⸗ 
nimmt, einen Einheitsbundesftaat „Deutiches Reich“ ggrunden wollen, 
dann mußte fich die Reichsverfaſſung einen anderen Wortlaut ſowohl 
in ihrer Einleitung als in faſt allen den genannten Artikeln geben. 


Insbeſondere wäre es ſolchen Falles das erſte Erfordernis der 
Verfaſſung geweſen, zu beſtimmen, daß ein Einheitsſt aat geſchaffen 
werden, daB das deutſche Reich ein Einheitsftaat beſtehend aus den 
kontrahierenden Staaten ſein ſolle, daß dieſer neue Staat eine 
„Monarchie“ ſei, an deren Spitze ein Kaiſer ſtehe und zwar als 
Monarch und Souverän. Dies war aber von den kontrahierenden 
Fürften weder beabfichtigt, noch ift e8 irgendwo oder irgendwie in 
der Reichsverfaſſung ausgeſprochen oder auch nur angedeutet. Gerade 
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das Gegenteil ijt, wie oben gezeigt, der Fall. Die Bezeichnung 
„Deutſcher Kaiſer“ ift nur ein Ehrentitel des Königs von Preußen 
in feiner Eigenjchaft als Präfident des Bundes „Deutiches Reich“ 
(fiehe oben 8 8). 

Die vom Kaiſer als Inhaber des Bundespräfidiums ausgeübten 
Smuveränitätzrechte find nicht folche des Reiches oder des Kaiſers, 
fondern folche der Fürſten des deutichen Bundes. Diefe deutfchen 
Fürſten — und zwar der König von Preußen, ebenfo wie die übrigen 
— haben bei der Eingehung de3 Bündnisvertrages in keiner Weife 
auf ihre Hoheit3- oder Souveränitätsrechte ſelbſt verzichtet. Sie haben 
vielmehr nur die teilweife Ausübung derſelben im Intereſſe der 
Einheit und der Einigfeit des deutfchen Reiches und des deutſchen 
Volkes dem Präfidium des Bundes oder dem deutjchen Kaifer (quasi 
per delegationem) auf Grund vertraggmäßigen Uebereinfommeng 
überfaflen. 

Es iſt dies ſogar wortdeutlich zum Ausdruck gefommen in Art. 
11, Abi. I der Neich3-Berf., wo gefagt it, daB der deutſche Kaifer 
„im Namen des Reiches d. h. des Bundes der deutichen Staaten, 
Krieg zu erflären, Frieden zu fchließen, Bündniffe und andere Ver- 
träge mit fremden Staaten einzugehen, Gefandte zu beglaubigen und 
zu empfangen hat“. 

Wenn aljo der Kaijer als Inhaber des Bundespräfidiums 
Souveränitätzrechte, joweit die Reichsverfaſſung fie gewährt, au3- 
übt, jo find dag, wie bereits gejagt, nicht eigene Souveränitäts⸗ 
rechte, die er direft von der Kaiferwürde oder direft vom Reiche felbit 
ableiten fünnte, fondern Souveränitätsrechte des Königs von Preußen, 
von Bayern, von Württemberg, Sachſen und aller anderen deutichen 
Bundezfürften, deren Ausübung ihm auf Grund vertraggmäßigen 
Mebereinfommen? durch Schließung de ewigen Bundes „Deutiches 
Reich“ unter Zugrundlegung der deutichen Reichsverfaſſung als Baſis 
und Inhalt dieſes Vertrage® von den vertragichließenden deutjchen 
Fürften nah Maßgabe dieſer Verfaſſung übertragen worden find. 
Die deutichen Fürften find demgemäß ebenfo wie vor Errichtung des 
deutjchen Reiches noch volljtändig ſo uver än, Souveräne ihres Landes 
mit allen SHoheitsrechten, welche die Verfaſſung ihres Landes mit 
ihrer Krone verbindet. Wollte man das deutjche Reich als Bundes- 
ftaat auffafjen (Laband 3. Aufl., Bd. 1, 50 ff.), jo könnte dieſe Auf- 
faſſung in letter Conſequenz nichts anderes bedeuten, als allen deutſchen 
Fürften inkl. dem Könige von Preußen ala ſolchem ihre Souveränität 
— da e3 Teilung des B egeiffes Souveränität nicht gibt — ab- 
zuerfennen und fie zu Vaſallen des Deutichen Kaiſers zu erklären. 

Das ift nie und nimmermehr der Fall und dag wollte auch 
Keiner der deutfchen Fürften, welche fich zum deutihen Bunde 
freiwillig und auf dem Wege freiwilliger Vertragsvereinbarung mit 
dem Norddeutichen Bunde vereinten. Und daraus ergibt fi) Die 
vohl, Handbud. 1. 6 
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er unferes engeren Vaterlandes Bayern zum deutichen Reiche 
von jelbit. 

Der König von Bayern ift Souverän in feinem Lande 
mit der gleichen Machtvollfommenheit als fouveräner Fürſt wie der 
König von Preußen und jeder andere Bundesfürft in feinem Reiche. 2) 

Das Verhältnis Bayernd als felbitändigen Königreiches zum 
Reiche beftimmt fich Tediglic} nad) dem Inhalte der Reichsverfaſſung 
und des Berjailler Vertrages nebft Schlußprotofoll vom 23. No= 
vember 1870. 

Bayern wurde nicht durch Gewalt der Waffen geziwungen, ing 
deutfche Reich einzutreten und Die deutſche Neich3verfaflung zu ac= 

tieren, es erfolgte vielmehr diefer Beitritt zum ewigen Bunde 
„Deutſches Reich” durch freiwillige vertragamäßige Vereinbarung und 
zwar durch den obenerwähnten Vertrag d. d. Berfaille® 23. No- 
bember 1870. 

Diefer Vertrag wurde mit den betreffenden Beftimmungen der 
Reichsverfaſſung von den bayerifchen Geſetzgebungsfaktoren in der durch 
die bayriſche Verfaſſung vorgejchriebenen Form genehmigt, demnach 
zum bayriſchen Berfaffungägeteb gemacht und als folches vom Könige 
von Bayern durch die fol. Erklärung vom 30. Januar 18712) fanf- 


) Durch 8 5 Abf. II des Neichämilitärgejekes vom 2. Mai 1874 (eb. 
10, 978! ift auch dieſe Souveränität der Bunbdesfürften reichsgeſetzlich an- 
erfannt, indem dajelbft ausgeſprochen ift: „Unbeihadet der Souveräni— 
tät8rechte der einzelnen Bundedftaaten jind die fommandierenden Ge- 
nerale die Militärbefehlähaber in den Armeelorps-Bezirken”. 

Auch Art. 41 Abſ. 1 der Neich3-VBerf. erkennt diefe Landbeshoheitsrechte 
ausbrüclic an. ferner |. unten 8 35 Anm. 9 Abi. 3 auf ©. 91. 

) Web. 8, 704f.; Bamb. 11, 3f. Vgl. die Worte diefer kgl. Dellaration : 
„Nachdem zu Dielen Verträgen, injoweit durch deren Anhalt der verfaffungsmäßige 
Wirkungskreis des Landtags berührt wird, durch Geſamtbeſchluß der beiden 
Kammern unter Beobachtung ber in Tit. X 8 7 der Berfaffungs-Urkunde vor. 
geigriebenen Hormen die Zuftimmung des Landtages erfolgt ift, Haben Wir zu 

njelben Unſere Natififation erteilt, und nachdem am 29. Januar 1871 zu 
Berlin die Auswechslung der Ratifilationen jtattgefunden hat, erteilen Wir 
hiermit allen darin enthaltenen Beftimmungen, welde den verfaffungsmäßigen 
Wirkungskreis des Landtages berühren, gejegliche Kraft und Geltung und ver- 
fügen, daß bieje Verträge ofort durch das Gejeßblatt und durch das Kreisamts⸗ 
blatt der Pfalz verfündigt und ihrem ganzen Inhalte nach zum Vollzuge ge- 
bracht werden." — 

Es ift alfo in diefer kgl. Deklaration nur von „Berträgen“ bie Rebe, 
welche nunmehr ald Landesgeſetz auch in Bayern gelten follen, nachdem bie 
bayriſchen Gejehgebungsfaltoren das durch dieſe Verträge geichaffene (alſo ver- 
tragamäßige) Verhältnis, d. 5. den durch dieſe Verträge geichaffenen Bund 
„Deutſches Reich“ und rejp. die erfteren felbft ihrerjeit3 in der Durch bie bayrijche 
Verfaſſung vorgefchriebenen Yorm genehmigt haben. — Die deutſche Reichsver⸗ 
faffjung gilt bemnad im fouveränen Bayern nicht ala Geſetz des Reiches, 
jondern als ein von den bayrijchen Geſetzgebungsfaktoren genehmigtes bayriiches 
Landesgeſetz und ijt Daher in Tonfequenter Folge dieſes Sabes dad Nämlide auch 
bezüglih aller auf Grund dieſer Verfaſſung weiter erlaſſenen Reichsgeſetze ber 
en — eine auch unten Anm. 4 zur Einleitung der Reichsverfaſſungsurkunde 

a S. 9. 
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tioniert: gilt alfo als bayriſches Verfaſſungsgeſetz ebenfo wie 
die bayriiche Verfaſſungsurkunde und die zu ihr und nach ihrer Vor⸗ 
ſchrift erlaffenen übrigen bayriſchen Verfaſſungsgeſetze. 

Das bayriſche Verfaſſungsrecht hat demgemäß ſeit Eintritt 
Bayerns ins Reich eine doppelte Quelle: die ſpezielle bayriſche Ver⸗ 
faſſung und die allgemeine deutſche Reichsverfaſſung. 

Und wenn nun die deutſchen Reichsgeſetze, welche nach Maßgabe 
des Inhaltes der Reichsverfaſſung vom Reiche erlaſſen find, nach 
Art. 2 dieſer Verfaſſung den bayriſchen Landesgefeßen vorgehen und 
in Bayern fchon durch ihre Verfündigung von Reichswegen im ha A 
gelenblatie verbindliche Kraft erhalten, h Hal die in und für 

ayern nur kraft des bayriichen Verfaſſungsgeſetzes, durch welches 
die Reichsverfaſſung, alſo auch Artikel 2 derfelben mit dem Bertrage 
von Verſailles von Bayern? Bolt und König freiwillig angenommen 
und reip. fanktioniert worden ift, wie dieſe —— auch nur 
in der Ausdehnung und in der Art und Form in Bayern gilt, in 
welcher fie durch die genannten bayrijchen Geſetzgebungsfaktoren 
fraft der ihnen alleın und ausfchließlich zuftehenden Competenz 
auf Grund freier Beitimmung angenommen wurde.?) 


2) Siehe über dieje Frage auch Seydel, Bayr. Staatsrecht, 2. Aufl. 3b. I, 

©. 263 f. Dagegen andere Meinung bei Laband 3. Aufl. Bd. 1, S. 50 ff. und 
. 80-85, welcher den Begriff eined Bundes ſtaates „Deutiches Reich“ mit 
allen hieraus fich ergebenden Eonjequenzen Tonftruiert. Der Zweck dieſes Buches 
verbietet uns, weiter in dieſe Eontroverje einzutreten, doch glauben wir, daß bie 
Anmahme eines „Staaten bunbes“ für den ewigen Bund „Deutiches Reich“ in 
feiner Weiſe hindert, alle Veftimmungen der Reichsverfafſung und reip. alle In⸗ 
ftitutionen des Reiches nötigen oder gegebenen Falles juriftiich zu Tonftruieren. 
Der klare Wortlaut der Reichöverfaflung, ſowie Zweck und Abſicht der einzelnen 
füddeutichen Bundesfürſten bei ihrer Annahme fprechen übertwiegenb für die An- 
nahme eines „Staatenbundes“. — Höchſtens Lönnte man für den früheren 
Rorbdeutichen Bund „einen Bundesftant“ annehmen, welcher mit den fübdeutichen 
Bundesftaaten fih zu einem Staatenbund vertragsmäßig zufammengeichlofien 
hat, wenn man mit Laband Bd. 1, S. 16 ff. und ©. 80, 81 annehmen wollte, daß 
durch die wirkliche richtung bes Rorbbeutichen Bundes auf Grund des zu biefer 
Errichtung verpflichtenden Bündnisvertrage® vom 18. Auguft 1866 (geſchloſſen 
wiichen den Staaten des nachmaligen Rorddeutichen Bundes) ber Teßtgenannte 
—2* erfüllt worden, daher dieſer Vertrag durch Erfüllung in Wegfall gekommen 
und demgemäß fortan für den neuerrichteten Norddeutſchen Bund die ſtaats⸗ 


rechtliche — an Gtelle der bisherigen völferrechtlichen (vertragsmäßigen) — 


DOrganifation getreten fei: alfo der Norddeutſche Bund“ als ein „Bundesftaat” 
erfcheine. Der Wortlaut ber Einleitung der Reichsverfaſſung (verb.: Se. Mai. 
der König von Preußen im Namen des Norbdeutichen Bundes) ſtünde wenigſtens 
ſolchen Falles der weiteren Unnahme nicht entgegen, daß der bereit3 vorhan⸗ 
dene Bunbesftaat „Rorbbeutfcher Bund“ mit den dafelbft weiter genannten 
füddeutichen Bundesftaaten vertragemäßig einen Staatenbunb hat eingehen 
wollen. Bayern aber ift auf feinen Sal Teil des Bundesftaates, fondern 
Mitglied Des Staaten bundes „Deutihes Reich“. — 


Siehe hiezu weiter Unm. 4 und 9 zu 8 35a ©. 93 und ©. 9 fi. 
6* 
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g 38, 


Hieraus ergeben fich noch weiter im Speziellen für das Ver⸗ 
hältnis Bayern? zum Weiche folgende Sätze: 


1) Die Bundesregierung, alſo die faktiſche Ausübung 


2) 


der Bundesgewalt ift ebenjo wie die lehtere eine allen Bundes- 
itaaten gemeinfchaftliche und wird namens der Einzelitaaten 
und Einzelfürften nad) Maßgabe der NReichöverfaffung aus- 
geübt durch den Kaifer und den Bundesrat. Der Bundes- 
rat bejtehbt nach Art. 6 der Reichs⸗Verf. aus den Ver- 
tretern der Mitglieder des Bundes, alfo aus Vertretern 
der Bundesstaaten, welche Mitglieder des Bundes find 
und im Bundesrat ihren gemein Famen Willen bezüglich 
der Ausübung der Reichäregierungsgewalt in reichsverfaſſungs⸗ 
gemäßer Weile zum Ausdrud bringen. 

Bayern hat 6 Stimmen im Bundesrate nad) Art. 6 
Abſ. Il. c. Alſo Hat Bayern nach Art. 6 Abſ. II 1. c. das 
Necht, ſechs Vertreter in den Bundesrat zu fchiden und 
haben dieje Vertreter ganz und ausschließlich jo zu ſtimmen, 
wie fie von der bayriichen Regierung inftruirt werden. Sie 
erflären nur den Willen der —— Regierung. 

Wie der Kaiſer als Bundespräſident Souveränitäts⸗ 
rechte der Bundesfürſten nach Maßgabe der Reichsverfaſſung 
ausübt, ſo üben die zum Bundesrate entſandten Vertreter des 
betreffenden Bundesſtaates denjenigen Teil der Reichsregier⸗ 
ungsgewalt, welcher dieſem Bundesſtaate laut Reichsver⸗ 
—38 zuſteht, im Bundesrate aus. 

Die Souveränitätsrechte oder ſtaatsrechtlichen Herrſchafts⸗ 
befugniffe fiehen jedem der zum deutichen Reiche verbundenen 
Einzelftaaten je für fein Gebiet felbit zu, aljo auch dem 
Königreich Bayern und refp. deifen Könige für das gejamte 
bayriiche Staatsgebiet, und zwar ungeihmälert und un: 
geteilt. Daran wird durch die Thatſache nichts geän- 
dert, daß 

a. einerjeitö durch den Kaifer als Bundespräfidenten gewilje 

Souveränitätsrechte ausgeübt werden: dies gejchieht — 

wie bereit3 oben näher erörtert — nur auf Grund ver- 

tragamäßigen Uebereinkommens und infolge Der ver: 
faflungsmäßigen Genehmigung des Ietteren durch bie be: 
teiligten Qandesvertretungen, und daß 

b. andrerfeit8 die Nechte der Reichsregierungsgewalt im 

Bundesrate gemeinschaftlich ausgeübt werden: Die bay- 

riſchen Mitglieder des Bundesrates find Vertreter ber 

bayrifchen Regierung reſp. der bayrischen Landesfürften, 
haben nach deren Inſtruktion zu verfahren, werden aus⸗ 
ſchließlich vom bayrifchen Zandesfürften ernannt und ift 
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der Letztere bezüglich des Inhaltes der an diefe Bundes- 
ratSmitglieder zu erteilenden Inſtruktionen vollitändig frei 
und unabhängig. Insbeſondere ijt er nad) diefer Richtung 
auch nicht an eine Beichlußfaffung oder — des 
Landtages gebunden; jedoch müffen dieſe Inſtruktionen 
nach Art. IV des Geſetzes vom 4. Juni 1848 über „die 
Berantiwortlichleit der Minifter" 4) vom betreffenden 
Staatsminifter fontrafigniert fein, weil fie zu den „Regier- 
ungs-Anordnungen” im Sinne diefed Artikels gehören. 
3) Eine Ausübung bayrifchen Souveränitätsrechtes durch das 
Reich reſp. das Bundespräfidium kann und darf nicht weiter 
ftattfinden, al3 von Seite Bayern? durch die vertraggmäßige 
Annahme der deutfchen Neichsverfaffung diefe Ausübung 
freiwillig an das Reich delegiert oder übertragen worden ift. 


4) Die Vertretung im Bundesrate geht jelbitverjtändlich nur fo 
weit, ala es fich darum handelt, Den Teil der Neichsregier- 
ungsgewalt auszuüben, welcher gegebenen Falles dem Einzel- 
ftaate zufteht. Dieſe Vertretung fällt daher da weg, wo die 
Buftändigfeit des Neiches bezüglich der einfchlägigen An⸗ 
gelegenheit oder Materie an fich für das Gebiet des be= 
treffenden Bundesftaates durch die Reichsverfaſſung ſelbſt 
ausgeſchloſſen iſt (Art. 7 Abſ. IV der Reichs-Verf.). 

Demgemäß bat Bayern im Bundesrate nicht mitzu⸗ 

Itimmen: 

a. Nah) Art. 35 Abi. 2 und 38 Abi. 4 der Reichs⸗Verf. 
in allen die Bierfteuer betreffenden aingetegerheiten (auf 
Branntweinjteuer finden die genannten Artikel keine An- 
wendung mehr, fiehe Branntweinfteuer unten $ 83), ferner 
in den Gegenständen, welche 

b. die Verwaltung der Reichs⸗Poſt- und Telegraphenanitalt 

(Art. 52 der Reichs-Verf.), 
. die Beauffihtigung der Geſetzgebung des Neiches über 
Deimat- und Niederlaſſungsver ältnifte (Urt. 4 Nr.1 der 
eichs⸗Verf.), 

d. das Reichseiſenbahnweſen nad) Art. 42 bis 46 Abſ. I 
der Reichs⸗Verf. betreffen (cfr. oben $ 9: der Bundesrat). 

Nachdem Bayern nach Ziff. II 8 5 Abi. II sub Nr. III des 

Bündniövertrages vom 23. Nov. 1870 betreffs feines Heeres 

verpflichtet ift, „in Bezug auf Drganifation, Formation, Ausbil⸗ 

dung und Gebühren, dann Hinfichtlich der Mobilmachung volle 

Uebereinftimmung mit den für das Bundesheer beitehenden 

Normen berzuftellen” und nachdem der Neichsmilitär-Etat 

wenigſtens in einer Gefamtjumme auch die für das bayrifche 


O 


) Web. 8, 690. 
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Heer zu verwendenden Beträge feſtſetzt und für die Ver⸗ 
wendung derfelben die Anfäge des Reichs⸗Etats maßgebend 
find, Hat Bayern auch in Angelegenheiten der Heeresverwaltung 
ein Stimmrecht im Bundesrate. 

5) Gemäß des in vorftehender Nr. 3 ausgeiprochenen Grund- 
ſatzes übt Bayern alle diejenigen Hoheitsrechte ſelbſt aus, 
beren Ausübung nicht ausdrüdlich durch die Verfaſſung dem 
Neiche übertragen find. Prinzipiell find beim Reiche wie 
bei jeder Societät Rechte und Pflichten der Mitglieder die 
gleihen und fo Haben auch die meiften Bundesſtaaten die 
nämlichen Materien dem Reiche gleichmäßig und vollitändig 
übertragen. Demgemäß ergab ſich auch für Bayern bezüg- 
ih der nicht in gleicher Weife wie von den übrigen Bundes- 
ftaaten an das Reich übertragenen Competenzen die Form 
des bejonderen Borbehaltes und daher fam dann (ebenfo wie 
im Verhältniffe des Reiches zu Württemberg und Baden) 
der Name Sonder- oder Reſervatrechte. Ueber Die fpeziell 
bayriihen Reſervatrechte fiehe den nächſten 8 34. 

6) Nah Art. 78 Abſ. II der Reichs⸗Verf. können die unter 
vorftehender Nr. 5 erwähnten, im 8 34 näher bezeichneten 
bayriichen Reſervat⸗ oder Sonderrechte nur mit Zujtimmung 
Bayerns abgeändert werden. 

Die Erklärung diefer Zuftimmung erfolgt durch den Ver⸗ 
treter Bayerns im Bundesrat. Da nun dieſer Vertreter 
jeine Inſtruktion (fiehe oben Ziff. 2) einzig und allein von 
der bayrifchen Negierung db. 5. dem Könige von Bayern 
(oder dem Negenten) erhält und genau diefer entiprechend im 
Bundesrate zu ftimmen bat, fo fann ein bayrijches Reſervat⸗ 
recht überhaupt nicht ohne Buftimmung oder rejp. nur mit 
Buftimmung der bayrijchen Krone aufgegeben oder aufgehoben 
werden. Eimer Zuſtimmung des Landtages bedarf es zu den 
desbezüglichen Inftruftionen an ben (oder die) bayriſchen 
Bundesratsbevollmäcdhtigten auch dann nicht, wenn der Auf. 
gebung eines ſolchen Reſervatrechtes zugeftimmt werden foll: 
doch auch ſolchen Falles die Contraſignierung ſeitens 
des betreffenden Miniſters nötig (efr. Seydel, Bayr. Staats⸗ 
recht Bd. I S. 266 und Pröbſt, Commentar zur Reichs⸗ 
Berf. S. 118/119). 

7) Ueber das Staatsbürgerrecht und deſſen Ausübung im Einzel- 
ftaat und fpeziell in Bayern fiehe Laband 1, 140 ff. und 
unten Buch I, „Königreih Bayern” 8 45. 

8, Schließlich ift Hier noch Hervorzuheben, daß die oben (unter 
8 8 bei den Kaiſerlichen Rechten) beiprochene Befugnis bes 
Kaiſers, nach Art. 11 der Neicha-Berf. namens bes Neiches 
Verträge mit anderen Staaten einzugehen und Gejandte zu 
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beglaubigen 2c., das Necht eines jeden einzelnen Bundes⸗ 
ftaateg — alſo fpeziell auch des Königreichs Bayern —, 
feine eigenen Angelegenheiten durch Berträged) mit anderen 
deutichen oder augländifchen Staaten und durch Entjendung 
oder Beglaubigung von diplomatiichen Vertretern zu ordnen, 
in feiner Weiſe aufgehoben oder alteriert ift. (Vergl. hiezu 
Pröbſt, Commentar zu Art. 11 der Reichs-Verf. ©. 60, 
Anm. 5.) Und Hievon madıt auch Bayern felbitverftändlich 
vollen Gebrauch. — 


g 34. 
Die ſpeziell bayeriſchen Reſervatrechte.“) 


. Wie oben unter cap, I $ 3 „Verhältnis des Reiches zu den 
Einzelftaaten” und 8 33 Ziff. 5 ausgeführt wurde, hat auch Bayern 
und zwar in wmeitergehendem Umfange die Ausübung gewifler Rechte, 
welche von anderen Bundesftaaten dem Neiche übertragen worden ift, 
in dem Vertrage, in welchem es dem Reiche beigetreten ift, nicht mit 
an das Reich übergeben, fonbern nad) wie vor vollitändig für ſich 
behalten. Die in —* Sinne beſonders vorbehaltenen bayeriſchen 
ſog. Reſervatrechte ſind nun folgende: 

1) Nach Art. 4 Ziff. 1 der Reichs⸗Verf. unterliegen in Bayern 
nicht der Beaufſichtigung ſeitens des Reiches und der ei 
ebung desſelben: „Die Heimats- und Niederla)- 
Fungsverhältniffe”, demgemäß auch nicht das Hierauf 
bezügliche Verehelichungs weſen (cfr. Schlußprotofoll 
d. d. Berfailleg 23. November 1870 Ziff. I; Pröbſt S. 136). 

2) Vach Art. 35 Abf. II der Reichs⸗-Verf. bleibt in Bayern, 
Württemberg und Baden die Beitenerung des inländifchen 
[Branntweins}) und] Bieres der Landesgejeßgebung vor⸗ 
behalten. (cfr. auch Urt. 38 Abſ. IV 1. c.) 

3) Nah Art. 46 Abf. II der Reichs-Verf. find die in den Art. 
42 bis 45 und 46 Abſ. I der Neichd-Verf. über das Eijen- 
bahnweſen getroffenen Beitimmungen auf Bayern nicht an- 
wendbar. Dem Reiche Steht jedoch nach Art. 46 Abi. IV.c. 
auch Bayern Gegenüber das Recht zu, im Wege der Geſetz⸗ 
gebung einheitliche Normen für die Konftruttion und Aus⸗ 


*) Bl. Hiezu Urt. 56 des Einf.Geſ. zum burgert Geſ.⸗Buch. 
*) Riedel, Commentar zur Reichs⸗Verf. 1871 ©. 11—19. 
+) VBezügl. des Branntweins ift eine Aenderung eingetreten, indem Bayern 
(ebenfo wie Württemberg und Baden) auf Grund des Branntweinſteuergeſetzes 
vom 24. uni 1887 ber Branntweinfteuergemeinichaft beigetreten iſt. Daraufhin 
ift durch die Faiferliche Verordnung von 27, September 1887 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 
. 491, Web. 18, 896 Anm. 40) die Branntweinfteuergejehgebung des Reihe 
vom 1. Dftober 1887 auch in Bayern in Sraft getreten. Wröbft © 11; 
f. unten Buch I, 8 83. 
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rüftung der für die Landesverteidigung wichtigen Eiſen⸗ 
bahnen aufzustellen. 

4) Nach Art. 52 der Reichs⸗-Verf. ift dem Königreich Bayern 
auch die Einrichtung und Verwaltung des Poſt- und Tele- 
graphenweſens, desgl. die Einnahme bierauß rejerviert; 
ferner die Feſtſetzung der reglementarifhen und Tarifbe- 
jtimmungen für den internen Verkehr innerhalb Bayerns, 
ſowohl bezüglich der Poſt als auch der telegraphiichen Cor⸗ 
reſpondenz; desgl. die vertraggmäßige Regelung des un- 
mittelbaren Poft- und Telegraphenverfehr8 Bayern? mit 
feinen dem Reiche nicht angehörigen Nachbarftaaten. 

5) Nah Ziff. IV des Ber. Schlußprotofolles Tann in Bayern 
eine reichsgeſetzliche Regelung des Immobiliar-Berficherungd- 
weſens nur mit Buftimmung der bayerifchen Negierung 
Geltung erlangen. 

6) Nach der Schlußbeitimmung zum XI. Abfchnitt der Reichs⸗ 
Berf. reip. nah Ziff. HI S 5 des bayer. Vertrages vom 
23. November 1870 „betr. den Beitritt Bayerns zur Ver: 
faffung des deutſchen Reiches“ finden die Art. 61—68 der 
Neicha-Verf. über das Reichafriegswefen für Bayern 
ger feine Anwendung, die Art. 57, 59 und 60 haben für 

ayern Geltung, der Art. 58 mit dem im genannten Ver⸗ 
trage Ziff. IT $ 5 Abſ. 1 aufgeführten Zufage und treten 
an Stelle der 8 61—68 1. c. die in der erwähnten Ziff. IU 
85 Abſ. 2 des Bündnisvertrages vom 23. November 1870 
aufgeführten Bejtimmungen. ) 

7) Nach der Schlußbeftimmung zum XI. Abſchnitt der Reichs⸗ 
Verf. (über die Reichsfinanzen) finden bezügl. der Ausgaben 
für dag bayeriſche Heer (Militär-Etat) die Art. 69 und 
71 der Reichs-Verf. nur nah Maßgabe der in vorftehender 
Biff. 6 angeführten Beftimmungen des Bündnisvertrages vom 
23. November 1870, und der Art. 72 der Reichs-Verf. nur 
injomweit Anwendung, als dem Bundesrate und dem Reichs⸗ 
tage die Ueberweifung der für das bayerische Heer erforder: 
lihen Summe au Bayern nachzumeifen ift. 

8) Die Thätigkeit bezw. Zuftändigfeit der Normalaichungs- 
fommiffion des Neiches iſt in Bayern durch 8 3 des 
Reichsgeſetzes vom 26. November 1871 ausgejchloffen. ©) 

9) Nach 8 47 Abſ. II des Bankgeſetzes vom 14. März; 18757) 
ift die bayer. Regierung berechtigt, bis zum Höchſtbetrage 


+) Abgedrudt bei Bröbft, Comm. ©. 132—135. 
Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 1871 ©. 397, Web. 9, 159. Nah 8 3 des oben cit. 
Geſetzes bleiben Art. 11 und 12 des bayer. Geſetzes über die Maaß⸗ und &e- 
wichtsordnung vom 29. April 1869 in Kraft. 
) Reichs⸗Geſ.⸗VBl. 177, Web. 10, 657. 
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von 70 Millionen Mark die Befugnis zur Ausgabe von 

Banknoten für die in Bayern beitehende Notenbank zu er- 

weitern oder dieſe Befugnis unter der dort angegebenen 

Bedingung einer anderen Bank zu erteilen. 

Ferner bat Bayern noch bezüglich der inneren Organi- 
fation des Reiches und der Vertretung desfelben nach außen 
folgende Sonderrechte: 

10) Nach Art. 6 der Reichs-Verfaſſung bat Bayern ſechs (Statt 
der ihm eigentlih nur zukommenden vier) Stimmen im 
Bundesrate. 

11) Nah Urt. 8 Ubf. II der Reichs⸗Verf. hat Bayern im Aus⸗ 
Ihuß für das Landesheer und die Feitungen einen ſtän⸗ 
digen Sitz. 

12) Nach Urt. 8 Abi. II 1. c. bat Dog nicht blos einen 
ftändigen Sit, fondern auch den Borfig im Bundesrats⸗ 
Ausſchuſſe für die auswärtigen Angelegenheiten. 

13) Nah Schlußprotofull vom 23. November 1870 Ziff. VO 
fol — mit Zuſtimmung des Königs von Bayern — den 
kgl. bayer. Gejandten an den Höfen, an welchen ſolche be= 
glaubigt find, Vollmacht erteilt werden, die Gejandten des 
Reiches in Verhinderungsfällen zu vertreten. 

14) Durch Schlußprotofoll Ziff. IX wird es als ein Recht der 
bayerischen Regierung anerkannt, daß ihr Vertreter im Falle 
der Verhinderung Preußens den Vorſitz im Bundesrate führe. 

Außerden gibt e8 auch noch einzelne minder wichtige 
Sonderrechte, „welche in gewiſſen finanziellen Begünftigungen 
beitehen” ; foferne überhaupt die Bezeichnung „Sonderrechte“ 
auf fie Unwendung finden kann, da fie eigentlich feine bejon- 
deren Rechte, jondern vielmehr ganz naturgemäße Befreiungen 
von Verpflichtungen oder ebenſo felbitwerjtändliche Vergüt⸗ 
ungen für Auslagen find, zu denen neigufragen Bayern eben 
infolge jogenannter „Rejervatrechte” nicht verbunden fein kann. 
Bon diefen letztgenannten finanziellen Begünftigungen können 
folgende bier angeführt werden: 

1) Zu den Ausgaben des Reiches auf das „Bundesamt für 
dag Heimatweſen“ hat Bayern Nicht? beizufteuern. 

2) Die Koſten des Neichseifenbahnamtes werden nur mit 
250%), von allen deutichen Staaten getragen; an den 
übrigen 75°/, hat Bayern Nicht? zu leiten. 

3) Zu den Koften der Kontrolle der Bierfteuer und der 
Uebergangsabgaben von Bier hat Bayern Nichts beizu- 


tragen. 

4) Bezüglich) Polt: und Zelegraphenverwaltung hat Bayern 
Pre einen Beitrag zur Gentralverwaltung zu leiſten, 
ebenfo 
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5) nur einen geringen Beitrag zu den Koften für den Nech- 
nungshof des Reiches, desgleichen 
6) genießt Bayern bezüglich des Beitrages zu den Ausgaben 
für den dipfomatischen Dienft des Reiches weitgehende 
Berüdfichtigungen. 
(Näheres hierüber |. Zaband 2, 928 f.)7*) 


8 35. 
Reichsbudget und bayeriiches Etaatsbudget.) 


Bayern Fi ald Mitglied des deutſchen Staatenbundes neben 
feinem eigentlichen Staatshaushalt auch noch einen meiteren Haushalt, 
gemeinschaftli” mit den übrigen Mitgliedern des deutichen Reiches: 
den Reichshaushalt. 

(cfr. Urt. 69—73 der Reich: Verf.) 

Bur Beitreitung aller gemeinjchaftlichen Ausgaben des Reiches 
dienen zunächſt die in Art. 70 der Neich3:Berf. angegebenen Ein- 
nahmen. Someit nun Diele Einnahmen und die Erträgniffe der 
vorhandenen Reichsſtenern nicht ausreichen, find die Reichsausgaben 
durch Beiträge der einzelnen Bundesstaaten nad) Maßgabe ihrer Be- 
völferung aufzubringen (fog. Matrifularbeiträge). Diet Matrifular- 
beiträge bat alfo auch Bayern zu leiften. Dagegen gelangen aber 
auch wieder einzelne gemeinjchaftliche Einnahmen, 3. B. aus Zöllen, 
aus der Tabaffteuer, Branntmweinfteuer, NReichsftempelabgaben 2c. zur 
Berteilung an die einzelnen Bundesmitglieder, alfo auch an Bayern 

Näheres hierüber |. oben: Reichsſteuern, Reichs-Budget. Be⸗ 
fonder3 hervorgehoben fei hier nur das Verhältnis des Reichgmilitär- 
budget3 zum bayerischen Deilitärbudget. Nach dem Berjailler Bünd- 
niövertrag vom 23. November 1870 (8 5 Ziff. II) verpflichtet fich 
Bayern, für fein Kontingent und die zu demjelben gehörigen Ein- 
rihtungen einen gleichen Gelobetrag zu verwenden, wie nach Ber: 

ältnis der Kopfitärfe durch den Meifitäretat des deutfchen Bundes 
it die übrigen Zeile des Bundesheeres ausgeſetzt wird. Diefer 
Geldbetrag wird im Neich&budget für das f. b. Kontingent in einer 
Summe ausgeworfen. Seine PVerausgabung wird durch Spezial- 
Etat geregelt, deren Aufftellung Bayern überlaffen 
bleibt. Hieher werden im allgemeinen diejenigen Etatsanſätze nad) 
Verhältnis zur Richtichnur dienen, welche für das übrige Reichsheer 
in den einzelnen Titeln ausgewiejen find. Die Feſtſetzung des baye- 
riſchen Heeresetats richtet fich demnach innerhalb der vom Neiche ge- 
dogenen Grenzen nad) den Beitimmungen der bayerischen Verfaffung. 
Ebenſo gelten die Ießteren bezüglich der Rechnungslegung und Rei 
nungsprüfung für Die Ausgaben auf bayerische Heer und ift dem 
Bundesrate und dem Reichstage nach der Schlußbeftimmung zum 


'a) Siehe auch noch Ziff. XIII des Berjailler Schlußprotokolls. Pröbſt 138. 
®) Seydel 2, 620 f. 
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XI. Abſchnitt der Reichs⸗Verf. mur „die Ueberweifung der für das 
bayeriiche Heer erforderlichen Summe an Bayern nachzuweiſen.“ 

Im übrigen verweilen mir beugin des Verhaltniſſes Bayerns 
zum Reiche auf alles, was oben in Abſchn. I über die rechtliche Ratur 
und das Verhältnis des Reiches zu den Einzelftaaten, ſowie über die 
Drgane des Meiches, ferner im allgemeinen über feine Gejebgebung, 
Berwaltung und Finanzwirtſchaft ſowie deren Verhältnis zu den 
Einzelitaaten gejagt worden ift und das ja — abgejehen von einzelnen 
befonderen Beitimmungen — wie für alle übrigen Bunbesftaaten, fo 
auch für Bayern gilt; weiter fiehe auch Seydel, bayer. Staatsrecht 
2. Aufl. Bd. I ©. 263—268: „Das Verhältnis Bayern’3 zum 
deutfchen Reiche.“ 

Desgleichen über die Auffafjung des Verhältnifjes der deutichen 
Einzelitaaten zum deutichen Reiche: Sarwey: das Staatärecht des 
Königreihd Württemberg. Bd. J S. 32 ff.) — 


Anhang. 
8 30a. 
Die Keidsverfaffung.*) 


A. Geſetz (Publikationsgeſetz) 
betreffend die Verfafſung des Deutſchen Reiches v. 16. April 1871 (Web. 8, 744; 
Bamb. 11, 3 f.). 


81. 
An die Stelle der zwifchen dem Norddeutihen Bunde und 
den Großherzogtümern Baden und Helfen vereinbarten Verfaſſung 
des deutichen Bundes (Bundes-Gef.-Bl. vom Jahre 1870 ©. 627 ff.), 


) Rad) Sarwey Bd. I ©. 32 ift das deutiche Reich „weder ein Einheitd- 
ſtaat nod ein Staatenbund, fondern eine zwiſchen beiben Formen liegende eigen- 
artige Staat3bildung“. — Doch fcheint auch für ihn das „Element des Staaten» 
bundes“ das vorwiegende zu fein. ©. 36 und 87, 

Auch nah Sarwey ©. 88 find nach der Errichtung bed bdeutichen Reiches 
die deutihen Bundesfürſten „Souveräne in ber vollen Nantö- und völferrecdht- 
lichen Bedeutung des Wortes“; allein bie Ausübung ihrer Souveränität habe 
durch das deutſche Reich eine tiefgreifende Aenderung erfahren. — 

Huch in einem Erlaſſe bed Kaiſers jelbft von 2. März 1886 (Web. 17, 
666) über die Führung ber Rriegäflogge auf ben Privatfahrzeugen ber Deutichen 
Fürften find letztere ald „die Souveräne der Deutichen Staaten” bezeichnet. 

Giehe auch oben $ 32 Anm. 1. (G. 82.) 


*) Litteratur: Zabanb: Das Staatsrecht des deutſchen Meiches. 8. Aufl. 1896. 
2 Bände (cit. Lab. 1 od. Lab. %. Die hiezu beigefügten Biffern be. 
beuten die Seite des betr. Bandes). 

v. Seydel: a) Bayriſches Staatsrecht 2. Auflage 189596. IV Bände. 
(eit. Seydel 1 ıc. ıc. mit Seitensehi); ) Comm. zur Verf. Urf. f. d. 
deutſche Meich 1873 (cit. Seydel, Comm. mit Angabe ber Seitenzahl). 

röbft: Comm. zur Verf. d. deutſchen Reichs 2. Aufl. 1895 (cit. 

Probſt mit Seitenzahl). 
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jowie der mit den Königreichen Bayern und Württemberg über den 
Beitritt zu dieſer Verfaſſung geichloffenen Verträge vom 23. und 25. 
November 1870 (Bundes-Gef.-Bl. vom Jahre 1871 ©. 9 ff. und 
vom Sabre 1870 ©. 654 ff.) tritt die beigefügte 


Berfaffungs-Urkunde für das deutiche Reich. 


82. 

Die Beitimmungen in Artikel 801) der in 8 1 gedachten Ver: 
fafjung des deutichen Bundes (Bundes-Gef.-Bl. vom Jahre 1870 
©. 647), unter III $ 8 des Vertrages mit Bayern vom 23. No> 
vember 1870 (Bundes-Gej.:Bl. vom Jahre 1871 ©. 21 ff), in 
Artikel 2. Nr. 6 des Vertrages mit Württemberg vom 25. November 
1870 (Bundes⸗Geſ.⸗“Bl. vom Jahre 1870 ©. 656), über die Ein- 
führung der im Norddeutfchen Bunde ergangenen Gefete?) in dieſen 
Staaten bleiben in Kraft. 

Die dort bezeichneten Gefehe find Reichsgeſetze. Wo in den⸗ 
jelben von dem Norddeutichen Bunde, deſſen Verfafjung, Gebiet, Mit- 
gliedern oder Staaten, Indigenat, verfaflungsmäßigen Organen, 
Angehörigen, Beamten, Flagge u. |. w. die Rede ift, find das 
deutjche Reich und deſſen ent|prechende Beziehungen zu verſtehen. 

Daßjelbe gilt von denjenigen im Norddeutſchen Bunde ergangenen 
Geſetzen, welche in der Folge ın einem der genannten Staaten ein= 
geführt werden. 


Die Bamberger Sammlung ber im Königreich Bayern geltenden 

Bejege Bayerns u. d. deutichen Reiches 1864 refp. 1 i8 1896. 32 

Bde. u. 8 Erg.-Bde. (cit. Bamb. 1 zc. ꝛc. u. Seitenzahl, bei Ergänzungd- 

band Bamb. €. B. 1ꝛc. ꝛc.). 

Neger: Entiheidungen der Gerichte u. Verwaltungsbehörden 1881 

—1896. 16 Bände u. 1 Erg.⸗B. (eit. Reg. 1 ıc. ꝛc.). 

Reichs⸗Geſetz⸗Blatt (cit. Reichs⸗Geſ.⸗Bl. mit Jahrgang u. Seite). 

Den Wortlaut diefed Art. 80 ſ. Web. 8, 671, fowie Riedel, Comm. 
©. 67 f. Für Bayern gilt die Uebergangsbeftimmung des Art. 80 I. c. nur be- 
site bes Reichstags⸗Wahl⸗Geſ. v. 81. Mai 69 gemäß Abſchn. III g 8 des 

erj. Vertr. v. 23. November 70; im Uebrigen gilt für Bayern der Ya 
biejed Siehe p. 16. April 71 mit dem in nachſtehender Anm. 2 genannten el 
v. 22. April 71. 

*) cfr. Reichsgeſ. v. 22. April 71 (8. G.⸗Bl. 87) „betr. die lese 
Norddeutſcher Bundesgeſ. in Bayern“ Web. 8, 767; Bamb. 11, 128, vöbh 
142 f., in welchem die betr. Reichsgeſ. angegeben find, die in Bayern eingefünet 
wurden unter Angabe des Einführungstermines u. der fonftigen näheren Mobifi- 
fationen. Vorſtehendes Geſetz am 18. Mai 1871 in Kraft getreten. Vergl. 
hiezu Abſchn. III 5 8 mit Abſchn. II 8 26 des Werjailler Vertrag vom 23. 
zonember 70; ®eb. 8, 678 u. bezw. 671; Bamb. 11, 16 u. 12 f. u. vorftehende 

nm. 1. 
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Die Vereinbarungen in dem zu DVerfailleg am 15. November 
1870 aufgenommenen Protokolle (Bundes:Gef.-Bl. vom Jahre 1870 
©. 650 ff.), in der Verhandlung zu Berlin vom 25. November 1870. 
(Bundes⸗Geſ.⸗Bl. 1871 ©. 23 "s jomwie unter IV des Vertrages mit 
Bayern vom 23. November 1870 a. a. D. ©. 21 ff. werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. ®) 

Gegeben Berlin 16. April 1871. Wilhelm. Fürft v. Bismarck. 


B. Berfaflung des dentichen Reichs. 
(Web. 8, 745 ff.; Bamb. 11, 87 ff.) 


Seine Majeität der König von Preußen im Namen des Nord: 
Deutichen Bundes, Seine Majejtät der König von Bayern, Seine 
Majeität der König von Württemberg, Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Baden und Seine Kgl. Hoheit der Großherzog von 
geilen und bei Rhein für die ſüdlich vom Main belegenen Teile des 

roßberzogtums Hefjen, fchließen einen ewigen Bund?) zum Schuße 


4 ©. den Berfailler Bertrag dv. 23. November 1870: Beitritt Bayerns 
ur Be fung des deutſchen Reiches nebft Schlußprotofoll hiezu vom gleichen 
age: Web. 8, 674 ff.; Bamb. 11, 5 ff.; Pröbft S. 132—140; u. fgl. bayr. 
Deklaration v. 30. Januar 1871 „die deutichen Bündnisverträge betr." Bamb. 
1, 3; ®eb. 8, 704 f. 
) Deutichland ift alfo ein „Bund“ und zwar ein Bund der in der Ein- 
leitung und in Urt. 1 der Reichs⸗Verf. genannten Staaten, demgemäß ein 
Stantenbund, kein Bundesſtaat. Diele Faſſung der Einleitung und der hier 
gewählte Wortlaut „Bund“ bemeift, daß durch die Thatſache, daß nad) 8 1 des 
vorftehenden Publikationsgeſetzes v. 16. April 1871 die „Berfafjungsurkfunde für 
das deutfche Reich“ an Stelle der von den bafelbft genannten Staaten abgeichlof- 
jenen Derträge v. 23. u. 25. Nov. 1870 tritt, Nichts an den Bundesverhältnifien 
eändert werden folle. Dieſer Wortlaut tritt auch ber Wuffaffung entgegen, daß 
ieje Verträge durch die Schaffung des deutichen Meiches in der Art erfüllt 
worden feien, daß fie durch Erfüllung in Wegfall gefommen und an Stelle des 
bertragämäbigen Berhältniffes zwiſchen den paftierenden Staaten ein ftaatsrecht- 
liches: die Neugründung eined Einheitäftaates rejp. dieſer felbft getreten wäre. 
Es ift vielmehr der Inhalt diefer Verträge — und mit ihm alfo auch bie 
Reichs⸗Verf. — von den Gejepgebungsfaftoren der einzelnen paktierenden Bundes- 
Kader angenommen und genehmi t, daher zum Bertaffungögeieh biejer Einzel. 
aaten erhoben worden. Ber Snbait biefer Verfaſſungsgeſetze dedt fih nun mit 
dem Inhalte der in 8 1 Abi. 1 des Publikationsgeſetzes v. 16. April 1871 ge⸗ 
nannten Verträge und in dDiefem Sinne tritt die durch die leßtermähnten 
Landesgejege in ben einzelnen Bundesſtaaten angenommene, ben Inhalt Diejer 
Verträge wiebergebende Reichs⸗Verf. formell „an die Stelle” diejer Verträge, ohne 
den materiellen ern und bie Abſicht der lehteren zu alterieren. Es find eben, 
um e8 fur; zu fagen, bie betr. Verträge, ebenjo mie andere Staatöverträge, 
welche der Zuſtimmung des Landtages ꝛc. bedürfen, ihrem ganzen Inhalte nach 
durch Landgeſetz angenommen und daducch felbjt zum Landgejeh erhoben worden 
und zwar fpeziell in Bayern — mo im gegebenen alle diefe Form von der 
Verfaffung vorgeichrieben iß — zu einem durch Geſamtbeſchluß der beiden Kam⸗ 
mern „unter Beobachtung der in Tit. X 8 7 ber Verfaſſungsurkunde vorgeſchrie⸗ 
benen formen” vom Landtage genehmigten und demgemäß erlaffenen Berfafjungs- 
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des Bundesgebieted®) und des innerhalb desfelben gültigen Rechtes ®), 
fowie zur Pflege der Wohlfahrt”) des deutichen Volkes. Diejer Bund 
wird den Namen „Deutihes Reich“) führen und wird nach- 


ſtehende 
Verfaſſung 
haben: 
I. Bundesgeßief.”) 
Art. 1. 


Das Bundesgebiet befteht aus den Staaten?) Preußen mit 
Lauenburg, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heſſen, Medlen: 
burg- Schwerin, Sacdjjen - Weimar, Medlenburg- Strelig, Oldenburg, 
geſetz Leit. g Deklaration, bie beutichen Bündnisverträge beir., v. 80. Januar 

e ’ 


1871 704 f.; Bamb. 11, 1 u. 2). 
Diefe mehrgenannten Bündnisverträge find daher nicht Hi Erfüllung in 








Wegfall gekommen, fie beftehen vielmehr ald Berträge, welde auf eine 
dauernde Leiftung gerichtet find, nad ihrem materiellen Inhalte — und 
giar nunmehr in Die arm des Berfaffungdgeieged gelleivet — Yo lange fort, 
is fie wieder aufgelöft werben. Da aber nad) der Verfaſſungsurkunde des 
deutſchen Reiches ein „ewiger“ Bund gefchloffen iſt, jo ift die Dauer desſelben 
b. h. dieſes Bertragsverhältnifjes eine ewige, das Vertragsverhältnis aljo von 
den Kontrahenten ſelbſt nicht einfeitig auflösbar. Und hiemit ſtimmt vollitändig 
die Auffafſung überein, daß das deutſche Reich nur eine (— in ftärlere Träftigere 
Form gefaßte —) Yortießung bes früheren (1866 aufgelöften) deutſchen Bundes 
fein joll, welcher Fit ismarck in der Meichdtagsfigung vom 1. Upril 1871 
mit den Worten Ausdrud verlieh: „ES ift alfo eine Yortdbauer des Bun- 
deöverhältniffes gedacht.“ Weiter ift von bejonderer Bedeutung bie 
Heußerung Bismards im Beichdtage über den Wusdrud „Bundesgebiet“ in Art. 1 
der Reich3-Berf.: „Bei den Worten „Heichdgebiet” und „Bundesgebiet“ gebe ich 
erne zu, daß der Uinterjchied ſich nicht notwendig und jcharf fühlbar madt. Es 

mmt aber auf den ſprachlichen Begriff an, den man mit „Reich“ und „Gebiet“ 
verbindet. Wir haben geglaubt, daß auch da, weil Die Souveränität, Die 
Zandeshoheit, die Territorialhoheit bei den einzelnen Staa- 
ten verblieben ift, bei Wezeihnung bed Geſamtgebietes der Begriff des 
Bunde 8 verhältniffes in den Vordergrund zu ftellen ſei.“ cfr. hieher: Seydel, 
Comm. ©. 3 ff. und das oben in 8 33 Gejagte. Dagegen Riedel, Comm. ©. 5 
(nad) Niebel ift das deutiche Reich ein Bundesftaat), ferner Born ©. 2 (da8 
deutiche Reich ift „Der gejamtdeutiche Bundesſtaat d. i. die ftaatliche Einheit von 
* dzutſchen Einzelſtaaten“). — ©. auch unten Anm. 80 zu Art. 41; ferner oben 


) ©. unten Anm. 9. 

*) Alfo auch des Verfafjungsrechtes, demgemäß auch ber durch die Ber- 
faffung gemwährleifteten Eriftenz und Souveränität eines jeden einzelnen Bundes- 
ſtaates reip. ſeines Fürſten. 

Durch die im Rahmen des Art. 4 d. R.⸗V. erlaſſenen Geſetze, Verord⸗ 
nungen u. getroffenen od. zu treffenden Einrichtungen. 

*), Die Bezeichnung „Deutiches Reich“ bebeutet feinen fraatsrechtlichen 
Begriff, jondern wirflid nur einen Namen (cfr. Anm. 9). 

) Dadurch, dag der Wortlaut gewählt ift, das Bundesgebiet befteht aus 
den „Staaten” Breußen zc. zc. ift in glüdliher Weile das Bundesverhältnis 
ald das völferrehtlihe Vertragsverhältnis zwiſchen felbftänbigen, fouveränen 
„Staaten” zum Ausdrud gebradt. Die Reichd-VBerf. fpricht nicht von einem 
einheitlichen Heichögebiet, von einem Staatsgebiet des Bundesftaates „Deutiches 
Reich“, fondern von einem Bundesgebiet, beftehend aus den vertragichließenden 
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Braunſchweig, Sachjen-Meiningen, Sachjien-Altenburg, Sachjen⸗Koburg⸗ 
Gotha, Yıihalt, Sämargburg-Bubofftebt, Schwarzburg-Sondersha uſen, 

Waldeck, Reuß älterer Linie, Neuß jüngerer Linie, Schaumburg- 
Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg. *) 


IL. Reidisgefeggedung. 
Art. 2. 
Innerhalb dieſes Bundesgebietes übt 10) das Neih das Recht 
der Deiebgeumg noch Maßgabe des Inhalts dieſer Berjaflung und 
mit der Wirkung ans, daß die Reichsgeſetze den Landesgejegen vor- 


Staaten, reip. and den @ebieten derjelben, deren äußere Grenzen d. h. deren 
Grenzen nad dem Auslande demnach mit ben Grenzen des Bundesgebietes zu⸗ 
fammentallen. Das innerhalb diejer Grenzen liegende Gebiet aller Bundesftaaten 
unb reip. and ber jog. Reich8iande (Helgoland und Lauenburg gehören er 
Fi — führt wohl ben Kamen: ——— Reich“ nad den 
—— der —— iſt aber Reich“ in dem Sinne, welcher 
„Staat“ wäre. Dez den Namen „Deutiche Rei“ wird 
der rechtliche ——— des deutjchen Rei nicht ausgedrückt, ſondern durch 
die das ande ee ef rise - von Grauen wigegebend 
Bezeichnung undesgebiet“ der . l. bie 
beionbers Sexbel, Comm. zu Art. 1 ©. 28 fi., !omie Er in vorftchenber Kam 4 
@rörterte. Sehr treffend jagt hiezu Seybel 5. 28: „Es will das Wort Bundes 
gebiet nichts Auderes bezeichnen, Als Die räumliche ð tenzung, innerhalb welcher 
Die verbündbeten Staaten die Souveränitätsreihte, Hinjichtlid Deren fie den 
Bund geihloijen haben, gemeinjam aufüben.“ Inſoſern jagt aller- 
Dingd Art. 33 (d. R.-Berf.) ganz richtig: Deutihland bildet ein Yol- und 
Handelsgebiet. umgeben von gemeinichaftlidyer Zollgrenze.” — Andrerſeits 
Ei durch die Fafſung des Art. 1 auch die Eriftenz der in demſelben genannten 
als „Staaten“, ſowie das Gebiet derjelben in feinem ganzen 
—2 durch Die Reichs⸗Verf. garantiert und iſt insbeſondere cine Mediati- 
des einen oder des anderen diejer Staaten vollftändig ausgeichloffen; dieſe 
25 Staaten find vielmehr nad dem faltiichen Beitande vom 1. Januar 1871 
mit ihrem ganzen Gebiete dem Schnee des Reiches im Sinne der Einleitung 
ber Berfajlung anvertraut bezw. haben diejelben ein Recht darauf, dieſen Schuß 
gu beriangen. Daher ift aber aud jede Abänderung dieſes Sebictes, alſo au 
Regulierung der Landesgrenze gegen einen ausländiichen Staat der Genehmigung 
be Reiches unterworfen. Bergi. Staatsvertr. zwiichen Baden und Sgzpei über 
venzregulierung © v. 24. Jum 1879 (Nei —— «BL. 307. Web. 8, 
undes-)@ebiet gehört aud —— die ſog. 
Reihklane Dieiben nd nit Bundesftaat im Sinne des Art. 1, fondern 
„Reichöland“. Hierüber, ſowie über Die deutſchen Schupgebiete und —F 
am j. oben im Text 5.78. In Bezug auf das Cwilrecht beſtimmt ferner ber 


d. Einführungdgeieges zum deutichen bürgerlichen Geſetzbuch: Als Sundesfiaat 
im Sinne bes bürgerli 5 und dieſes Geſetzes gilt auch das Reichs⸗ 
land —— — 35. Juni 1873, betr. die Einführung d. 
Berfafl deutichen Reiches in Eliah- Rothringen (Web, 10, 45), lautet: 


Dem I Se 1 der Berfafiung bezeichneten Bundesgebiet tritt das Webiet des 
Reichslandes Elſaß⸗Lothringen Hinzu. 

10) Uebt das Recht der —— aus: Dieſer Wortlaut beweiſt, daß 
das zu den Hoheitsrechten gehörige Oriepae ungsrecht nicht ſel bſt dem Reiche 
übertragen iſt, ſondern nur feine Ausübung. Wir verweilen bier auf das in 
8 32 (Berhältnis des Königreichs Bayern zum Reiche) näher tterte, desgl. 
auf Seydel, Comm. ©. 86, 
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gehen. 11) Die Reichsgeſetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch 
ihre Verkündigung von Reichswegen, welche vermittelt eines Reichs⸗ 
geſetzblattes gejchieht. 1) Sofern nicht in dem publizierten Gefege ein 
anderer Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft beitimmt ift, beginnt 
die lestere mit dem vierzehnten Tage nad) dem Ablauf desjenigen 
Tages, an welchem das betreffende Stüd des Reichsgeſetzblattes in 
Berlin ausgegeben worden ijt. 1%) 


Art. 3. 


Für ganz Deutichland befteht ein gemeinfames Indigenat 14) 
mit der Wirkung, daß der Angehörige (Untertban, Staatsbürger 15) 
eines jeden Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate ala Inländer 19) 
zu behandeln und demgemäß zum feiten Wohnjig 17), zum Gewerbe: 


) Siehe hiezu die Ausführungen oben 8 28 (Heichägefehgebung und 
ae a ang), ferner 8 26, deögleichen Seydel, Comm. zu Art.2 ©. 35 ff., 
td .11. 


2) Bor der Verkündigung — die nach Art. 17 dem Sailer zufteht — er- 
folgt gleichfalls durch den Kaiſer die Ausfertigung der Neichögejepe. Ueber Aus 
fertigung und Vertundigung der Reichsgeſetze ſ. 8 27. 

13) Ueber die Publikation und die durch dieſelbe erzeugte Priorität eines 
Geſetzes ſ. oben 8 27. Für diefe Priorität ift die formelle Nechtäfraft d. 
die faltiiche Publikation bes betr. Geſetzes im Reichsgeſetzblatte enticheidend. 
Denn erſt mit diefer Berfündigung ift das betr. Geſetz formell recht3verbindlich. 
Cfr. auch Lab. 1, 535 fi. 

14) Das „Deutihe Indigenat“ begreift feine „Reichdangehörigkeit” an 
fi, kein „Reichsſsbürgerrecht“ als ſolches in fich, fondern fteht und fällt mit 
der Bugehörigfeit zu einem der deutſchen Bundesftaaten (bezw. zu Eljaß-Lothringen). 
Da eben das deutiche Neich kein „Staat“ ift, fo kann es auch Fein eigentliches, 
felbftändiges Neichsindigenat unabhängig von der dem Reichdangehörigen in einem 
Bundesftaate oder in den Neichdlanden zuftehenden Reicheangehö igen geben. 
Die Angehoͤrigen der deutſchen Einzelſtaaten find Daher auch eine Reichsunter⸗ 
thanen, jondern Staatsunterthanen ihres eigenen Staates und nur, weil fie Ieh- 
teres find, den aud in diefem Staate giltigen und für fie rechtöverbindlichen 
Geſetzen, aljo auch den betr. Reichsgeſetzen unterworfen. Siehe Weiteres hierüber 
oben 8 6: Das deutiche Indigenat nach Art. 3 der Reichäverfaffung, ſowie 8 1 
des Gef. über Erwerb und Verluft der Staatdangehörigfeit vom 1. Juni 1870; 
ferner Seydel, Comm. zu Art.3 ©.83 ff.; Riedel, Comm. ©. 88 ff.; endlich 
unten 8 45a Anm. 2 und 3 zu 8 1 und nachſtehende Anm. 16 Satz 2. 

* Für „juriftiiche” Perjonen gibt es feine Neichsangehörigkeit reſp. fein 
beutiches Indigenat im Sinne des Urt. 3 d. R.-Berf., fondern nur für natür- 
liche Perfonen, für Menſchen, welche nicht blos Subjekte des PBrivatrechtes, 
fondern auch bes öffentlichen Nechtes find und refp. wirklich fein Lönnen; vergl 
Seydel, Comm. 52 f. und Pröbft ©. 14, ferner oben 8 4 Anm. 37 ©. 9. 

*, Ausländer ift Daher im Deutichen Reiche nur der Richtdeutiche, nicht 
aber der Nichtangehörige des betr. Bundesitantes, welcher einem anderen Deutichen 
Staate angehört. Auch die in den Schußgebieten wohnenden naturalifierten ehe- 
maligen Eingebornen oder Ausländer find Deutihe nach 8 6 d. Bei. vom 19. 
März 1888 über die Schupgebiete (Web. 18, 769). 

ın Durch diefe Beſtimmung ift auch das bayeriihe Gemeindeweſen 
nicht unbedeutend berührt. Die Gemeinden find nun angefihte diefes Urt. 3, 
desgl. bes Freizügigleitögeleges oder anderer gleichfalld in Bayern gültigen Reichs⸗ 
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betriebe 17), zu öffentlichen Aemtern 18), zur Erwerbung von Grund: 
ſtücken 17) 19), zur Erlangung des Staatsbürgerrechte® und zum Ge⸗ 
nuſſe aller fonftigen bürgerlichen Rechte 17) unter denfelben Voraus⸗ 
fegungen twie der Einheimifche zuzulaffen, 20) auch in Betreff der 
Rechtsverfolgung und des Rechtsſchutzes2) demjelben gleich zu be- 
handeln ift.22) 


Kein Deutjcher darf in der Ausübung diefer Befugnis durch 
die Obrigkeit feiner Heimat, oder durch die Obrigkeit eines anderen 
Bundesstaates beichränft werden. 


Diejenigen Beitimmungen, welche Die Armenverjorgung 28) und 
die Aufnahme in den Lokalen Gemeindverband 24) betreffen, werden 
duch den im erjten Abſatz ausgeiprochenen Grundſatz nicht berührt. 


geſetze nicht mehr befugt (auf Grund des ihnen biöher zugeftandenen Rechtes), 
auch noch weiterhin den Angehörigen des Deutichen Reiches die Erwerbung der 
Heimat oder des Bürgerrechtes, den Aufenthalt, ben Gewerbebetrieb, die Erwerbung 
von Eigentum zc. mehr zu erichiweren ala ben Angehörigen bed eigenen Staates. 
So 3. B. erſcheint es als unzuläffig, von einem nichtbayrifchen Deutichen eine 
höhere Heimatd- oder Bürgerrechtögebühr zu erheben, ald von einem Bayern. 


», Hier ift auf 8 5 d. Gef. vom 1. Juni 1870 über Erwerb und Berluft 
der Staatdangehörigfeit zu verweiſen bezüglich der Folgen der Anftellung im un⸗ 
mittelbaren oder mittelbaren Stantadient oder in dem Kirchen⸗, Schul» oder 
Eommunal-Dienft in Bezug auf Erwerb der Staatsangehörigkeit; ſ. unten 8 45a 
Anm. 29—33 zu 8 9 dieſes Gef. 

29 cfr. die diesbezüglichen Regelungen durch das bürgerliche Gefegbuch in 
8 873 und 88 925—927 mit 313 desſelben. 

2e) Bol. hiezu 8 2 Ubi. 1 8. 4, 8 6 und 7 des in Anm. 18 ger. Gef. 
vom 1. Juni 1870. (©. unten 8 45a Anm. 7 und 19—22a.) 

21) ©. hiezu Art. 4 3. 13 d. Reichs⸗Verf. und Seydel, Comm. ©. 50 f. 

22), In Riedel's Comm. ©. 85 f. find die ſog. Rechte und Pflichten des 
Deutichen Indigenates (12 verfchiedene Rechte und dreierlei Pflichten) aufgeführt, 
auf ae Zuſammenſtellung wir hier einfach verweifen; |. oben $ 4: Die Reichs⸗ 
angehörigen. 

9 Dieſe Beſtimmung hat Bedeutung für diejenigen Staaten, in welchen 
das Reichsgeſetz vom 6. Juni 1870 über den Unterſtützungswohnſitz nicht einge⸗ 
führt ift, alfo au für Bayern, wo die Armenverjorgung ſelbſtändig Durch fol- 

ende bayeriiche Geſetze geregelt ift: Geſetz vom 29. April 1869 über die öffent!. 
rmen- und Krankenpflege und die Novellen hiezu vom: 15. April 1875; 3. Fe⸗ 
bruar 1888 und 17. Juni 1896 (f. 153—171). 

29) Die Beſtimmungen der beiden bayeriichen ®emeinbeorbnungen vom 
29. April 1869 find daher durch die Reich3-Berf. unberührt, ſoweit fie nicht mit 
Abi. 1 des Art. 3 derſeiben in Widerjpruch ftehen. GBiltig find demnach die Be- 
fiimmungen des Art. 11 der rechtörhein. — nach welcher „be- 
fähigt zur Erwerbung bes Bürgerrechte nach erreichter Volljährigkeit felbftändige 
Männer find, welche ſich im Befipe des bayeriichen Indigenates befinden ıc.” 
und des Art. 14 1. c., nad) wel „die nah Art. 12 und 13 1. c. zuläjlige 
Verleihung des VBürgerrechtes an Nicht bayern (aljo auch an nicht bayerijche 
Deutiche) erft wirtjam wird, wenn diefe Die bayeriſche Staatsangehörigfeit 
erlangt haben”. 

Dagegen darf mit Rüdfiht auf Abſ. 1 des Art. 3 der Reichs⸗Verf. von 
nichtbayr. Deutichen keine Hö Heimatd- oder Bürgerrechtögebühr erhoben 
werden al3 von Bayern; vgl. Anm. 17. 


Pohl, Handbach. L 7 
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Ebenſo bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche 
zwiſchen den einzelnen Bundesſtaaten in Beziehung auf die Ueber- 
nahme von Auszuweiſenden, die Verpflegung erfrantter und die Be⸗ 
erdigung verftorbener Staatsangehörigen beitehen. 25) 

Hinfihtlih der Erfüllung der Militärpfliht im Verhältnis zu 
dem Heimatzlande wird im Wege der Neichägejeggebung das Nötige 
geordnet werden. 2°) 


Dem Auslande gegenüber haben alle Deutichen gleichmäßig 
Anſpruch auf den Schuß des Reiche. 97) 


Art. 4. 
Der Beauflichtigung 23) ſeitens des Neiches und der Geſetz⸗ 


29) Hiezu S. für Bayern: 3. III des Schlußprotofoll® d. d. Berfailles 
23. November 1870 (Pröbft ©. 136 f.), nach welchem „der Gothaer Vertrag vom 
15. Zuli 1851 wegen gegenfeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen und Heimat- 
loſen (nebft den hiezu gehörigen Protoftollen vom 15. Juli 1851; 25. Juli 1854 
und 29. Juli 1858), dann die fog. Eijenacher Konvention vom 11. Juli 1853 
wegen Verpflegung erfrankter und Deerbigung veritorbener Unterthanen für das 
oben Hol Bayerns zu dem übrigen Bundesgebiete fortdauernd Geltung 

aben joll”. 

**, Es ift jelbftverftändlich, daß den fog. Rechten des beutichen Indigenates 
auch Pflichten entſprechen. Zu dieſen lepteren gehört beſonders die Militärpflicht, 
deren Nung nunmehr durch das Neichsmilitärgejeg vom 2. Mai 1874 und 
bezw. 6. Mai 1880; 31. März 1885; 11. März 1887; 11. Yebruar 1888; 27. 
Januar 1890; 15. Juli 1890; 26. Mai 1893 und 3. Auguſt 1893 geregelt ift. 
Dieje Geſetze gelten auch in Bayern, jedoch nur nad) Maßgabe der Beitimmungen 
in Nr. III, 3 5 d. Berf.-Vertrages. 

Nah 8 12 des genannten Gejeged vom 2. Mai 1874 ift jeder Militär- 
pflichtige in der Negel in dem Aushebungdbezirke, in welchem er feinen dauernden 
Pre oder, in Ermangelung eines ſolchen, feinen WoHnfig hat, geftellungs- 
pflichtig. 

In dem Aushebungsbezirke, in welchem die Militärpflichtigen fich zu ge- 
ftellen haben, werden fie auch zum Meilitärdienft herangezogen. 

Weiteres hierüber f. unter „Militärwejen” 88 491—498, 

N Diefer Shut wird gleichfalls nur den phyſiſchen Berjonen, nicht 
ben juriftiichen durch die Veftimmung des Art. 3 Abf. 6 gemwährleiftet („Allen 
Deutihen“, d. h. allen Menſchen, welche beutihe Reichsangehörige find). 
Diefer Schuß iſt, natürlich nur für Friedenzzeiten, durch die Reichsgeſetzgebung 
über die Organijation des Konſulatweſens und der Seeihiffahrt für immer ein» 
gerichtet. ©. Hiezu Art. 4 3. 7 und 3. 14 (Kriegdmarine). 

9) Bezüglich diefer Benuffichtigung ift durch Art. 7 Abſ. 1 3. 3 der 
Reichs⸗Verf. beftimmt, dab der Bundesrat über Mängel beichließt, weldye bei der 
Ausführung ber Neichögejege oder der zur Ausführung derſelben erforderlichen 
allgemeinen Berwaltungsvorjchriften und Einrichtungen hervortreten, ferner durch 
Art. 17, daß dem Katjer die Ueberwachung der Ausführung der Reichsgeſetze zu- 
fteht. Die hiebei gemadten Beobadhtungen und Erfahrungen werden dann dem 
Bundesrat zur event. VBeichlußfaflung mitgeteilt. Vergl. hiezu noch Art. 36 Abſ. 2, 
50, 56 Abſ. 1 und 63; ferner Lab. 1, 673-677. Beſonders |. hierüber Seydel, 
Comm, zu Art. 4 ©. 67 f. 
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— 20) desſelben unterliegen die nachſtehenden Angelegen⸗ 
iten: 80\ 802 
1) Die Beſtimmungen über die Freizügigkeit, —* und 
Niederlaſſungsverhälmiſſe, Staatsbürgerredit, aßweſen und 
Sremdenpolizei und über den Gewerbebetrieb, einichließlich 
des Verſicherungsweſens, jomweit Dieje Gegenstände nicht ſchon 
durch den Art. 3 dieſer Verfafjung erledigt find, in Bayern 
jedoch mit Ausſchluß der Heimatd- und Niederlafjungs- 
verhältniffe, dezgleichen über die Koloniſation und die Aus⸗ 
wanderung nach außerdeutichen Ländern; 

2) die Zoll: und Handelögejeggebung und "die für Die Zwede 
des Reichs zu verwendenden Steuern; 

3) die Drdnung des Maß⸗, Münz⸗ und Gewichtsſyſtems nebit 
geititellung der Grundfäge über die Emiſſion von fun 
dierten und unfundiertem PBapiergelde ; 

4) die allgemeinen Beitimmungen über das Bankweſen; 

5) die Erfindungspatente; 

6) der Schuß des geijtigen Eigentums ; 

7) Drganijation eines gemeinjamen Schußes des deutichen Hans 
del3 im Auslande, der deutfchen Schiffahrt und ihrer 
Flagge 3!) zur See und Anordnung gemeinjamer konjularijcher 
Vertretung, welche vom Reiche ausgeitattet wird; 

8) das Eiſenbahnweſen, in Bayern vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mung im Artikel 46, und die Herſtellung von Land⸗ und 
Waſſerſtraßen im Intereſſe der Landesverteidigung und des 
allgemeinen Verkehrs; 


Das Wort „Geſetzgebung“ iſt bier im weiteſten Sinne und in ber Art 
aufzufafien, daß das Reich überhaupt die Befugnis zur Negelung der in Art. 4 
aufgeführten Ungelegenheiten hat, jei ed durch Eh oder Verordnung od. kaiſ. 
—— in einer anderen durch die Reichsverfaſſung vorgeſehenen Weiſe. Vgl. 
oben . 69, 

», 8* Aufzahl ung des Art. 4 ift nicht erſchöpfend. Es gibt noch andere 
Sachen, weiche ber Pa a ra Bea ar durch die Verfaſſung übermwiejen 
find, z. VB. U 1, 45, 62, 54 Ubi. 2, 68, 69, 75 
Abi. 2, 76 Ai. r . 78 d. eier che Unm. 62 und oben 88 27 u. 
28: die Reichsgeſetzgebung. S. 69 

a) Die zu den einzelnen iffern de3 Art. 4 erlaffenen Reihdgele e hr 
Reichsverordnungen, abgeichloffenen ri e |. Pröbſt S. 16—51; 

—36; und oben 8 10 a. E. u. 8 27, a eberficht der Reichsgeſetze alein 
in hronolog. Ordnung, ergänzt in jedem neuen Jahrgang: |. Termin⸗Kalender 
für die „bayer. Yuriften, J. weiter Verlag, München.) 

u Biff. 7: Vgl. Geſ. v. 26. Oft. 1867 betr. die Nationalität der 
Kauffahrteilchiffe und ihre Befugnis zur Führung der Bundes⸗(Reichs⸗)Flagge 
Web. 7, 105 f. u. BD. hiezu v. 25. Dt. 1867: die Bundesflagge für Kauf 
fahrteiichiffe Web. 7, 108; ferner Gel. v. 28. Yuni 1873 betr. die Negiftrierung 
und Bezeichnu ng de der Bauffagrteifite Web. 10, 47 f. nebft B. O. hiezu vom 
13. Nov. 1878 154 f.; endlich Geſ. v. 16. April 1885 betr. Befugnis 
von Seefahrzeugen, Dee der Gattung ber Raufiehrteiibife m richt angehören, 
aur lo der Reichäflagge Web. 17, 113 f. u 51 8. Nov. 1892 


7% 
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9) der Flößerei- und Schiffahrtsbetrieb auf den mehreren 
Staaten gemeinfamen Waſſerſtraßen und der Zuftand ber 
legteren, jowie die Fluß⸗ und jonftigen Waflerzölle; des⸗ 
gleichen die Seeichiffahrtszeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, Baken 
und fonftige Tagesmarfen) ; 

10) das Poſt- und Telegraphenweſen, jedoch in Bayern und 
Württemberg nur nach Maßgabe der Beitimmungen im 
Artikel 52; 

11) Beitimmungen über die wechjelfeitige Vollſtreckung von 
en in Givilfachen und Erledigung von Requifitionen 
überhaupt; 

12) fowie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 

13) die gemeinfame Gefetgebung über das gejamte bürgerliche 
Necht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren; 

14) dag Militärweien des Reichs und die Kriegsmarine; 1) 

15) Maßregeln der Medizinal- und Veterinär-Bolizei ; 

16) die Beitimmungen über die Preſſe und dag Vereinsweſen. 


Art. 5. 


Die Reichsgeſetzgebung wird ausgeübt durch den Bundesrat 82) 
und den Neichstag.8) Die Uebereinftimmung der Mehrheitsbeſchlüſſe 
a ungen ift zu einem Reichögelehe erforderlich und aus⸗ 
reichend. 

Bei Geſetzesvorſchlägen über das Militärweien, die Kriegs⸗ 
marine und die im Urt. 35 bezeichneten Abgaben gibt, wenn im 
Bundesrate eine Meinungsverfchiedenheit ftattfindet, Die Stimme des 
Präſidiums 8%) den Ausſchlag, wenn fie fich für die Aufrechthaltung 
der beftehenden Einrichtungen ausfpricht. 


Bu 8. 14: Renüglich ber Kriegöflagge: Urt. 55 b. Reichs⸗Verf.; 
ferner 8. Erl. v. 2. März 1886 über Yührung der Kriegöflagge auf ben Privat- 
fahrzeugen der deutjchen F ürften Web. 17, 666 unb 8 2 ber B.-D. v. 8. Nov. 
1892 über die Führung der Neichäflagge Web. 21, 740. 

Bezügl. der Reihebienftflange . 83. ebengen. 8.08. v. 8. Nov. 
1892, deögl. über Boftflagge 8 4 I. c. 

2) Siehe hiezu oben 8 9: der Bundesrat S. 16—19 u. Art. 7 bis 10 
d. Reichd-Berf. 

.d ©. oben 8 10—13: der NReichdtag u. Art. 20—82 d. Neichd-Berf. 
Bol. auch Seydel, Comm. S. 82 ff. 

s, Ber Verfafiungsänderungen fommt noch die Beftimmung bes Art. 78 
in Betracht ; ſpeziell können Beſtimmungen über jog. Sonderrechte eined Einzel» 
ftaated nur mit Zuftimmung des beteiligten Bundesſtaates abgeändert werden. 
(Art. 78 Abſ. IL) ©. unten Anm. 100—102. 


“ ‘ 
® - . . 
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III. Buubdesrat.*) °») 
Art. 6. 

Der Bundesrat befteht aus den Vertretern ber Mitglieder des 
Bundes, unter welchen die Stimmführung ſich in der Weiſe verteilt, 
Daß Breußen mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurheſſen, 
Hofftein, Naffau und 

ranffurt . . . » . . 17 Stimmen führt 


VEN 2 eb " " 
Sadien . . 4 n " 
Württemberg . 4 n i 
Baden . . .. 3 n n 
Helfen . » 2.2... 3 n n 
Medlenburg- Schwerin . 2 n n 
Sahlen-®eimar . 1 „ n" 
Medlenburg-Strelit 1 n n 
Oldenburg . 1 n n 
Braunihweig . . . 2 ’ n 
Sadjen-Deeiningen . 1 ’ n 
Sachſen⸗Altenburg 1 n n 
Sadjfen-Koburg-Gotha . 1 n n 
Undalt . . . ... 1 n n 
Schwarzburg-Rudoljtadt 1 n n 
Schwarzburg-Sondershaufen 1 n n 
Wilded . 2. 22.2. 01 " " 
Neuß älterer Linie . 1 n n 
Neuß jüngerer Linie 1 n " 
Schaumburg⸗Lippe 1 n n 
op . 2... 1 " n 
Lübeck 1 n n 
Bremen 1 n n 
Hamburg 1 n n 


zulammen 58 Stimmen. 9°) 

Jedes Mitglied des Bundes kann foviel Bevollmächtigte 3%) zum 
Bundeßrate ernennen, wie es Stimmen hat, doch kann die Gejamt- 
heit der zujtändigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. 9°) 


a Ueber die Organe der Neichdgewalt |. Seydel, Comm. 84 ff. 
”*) Die verbündeten Souveräne in ihrer Vereinigung ‚find zur gemein- 
jfamen Ausübung des Neichögefebgebungsrechtes berechtigt. Dieſes gemeinfchaft- 
liche Geſetzgebungsrecht üben fie im Bundesrate in der Urt aus, daß fie ihre, 
von ihnen ſelbſt inftruierten Vertreter in der von ber Meichöverfaflung beftimmten 
hl in den Bundesrat entfenden und in demſelben durch bieje ihre Vertreter 
ihren (d. h. der fouveränen NBunbesfürften) eigenen gejeßgeberiihen Willen er- 
klären laſſen. Diefe Vertreter oder Bevollmächtigten der Souveräne im Bunbed- 
rate find bezugli der Abſtimmung im Bundesrate ausſchließlich an die Inſtruk⸗ 
tionen der betr. Souveräne gebunden. Sal oben 88 9 u. 88; ferner Anm. 102. 
) Praktiſch liegt die Sache ſo, daß jeder Staat eigentlich nur eine 
Stimme hat, daß aber dieſe Stimme ſo vielfach gerechnet wird, als dem betr. 
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Art. 7. 

Der Bundesrat beſchließt: 

1) über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen ®%) und die 
bon demfelben gefaßten Beſchlüſſe; 0) 

2) über die zur Ausführung der Heichögefege erforderlichen 
allgemeinen Berwaltungsvorfchriften und Einrichtungen, #0) 
Infecs nicht Durch Reichsgeſetz etwas Anderes beifimmt 
ift; 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichsgeſetze 

oder der vorjtehend erwähnten Vorfchriften oder Einrich- 
tungen bervortreten. 42) 

Jedes Bundesglied ift befugt, Vorfchläge zu machen und in 
Vortrag zu bringen, und das Bräfbium ift verpflichtet, dieſelben der 
Beratung zu übergeben. 

Die Beſchlußfaſſung erfolgt, vorbehaltlich der Beſtimmungen in 
den Art. 5, 37 und 78,%®) mit einfacher Mehrheit. Nicht ver: 
tretene oder nicht inftruierte Stimmen werden nidyt gezählt. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Präfidialftimme den Ausichlag. 

Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welche nach 
den Beitimmungen dieſer Verfaffung nicht dem ganzen Neiche ge- 
meinschaftlich ift, werden die Stimmen nur derjenigen Yundesftaaten 
gezählt, welchen die Angelegenheit gemeinichaftlich ift. *°) 


Bunbezftaate nad) Art. 6 Stimmen zuftehen; fo 3. B. wird die bayerifche Stimme 
jechäfach gerechnet, bie preußifche 17fach ꝛc. ıc. 

) Der Bundesrat bat aljo das Hecht ber Initiative; dieſes fteht auch 
dem Reichstage zt Bgl. Urt. 23 d. Reichs⸗Verf. u. Anm. 62. 

**) Das Recht der Sanktionierung bezüglich aller vom Reichstage ihrem 
halte nad) feftgeiegten und genehmigten Geſetze; ferner gehbren hieher die 
ndesratöbeichlüffe, weiche auf Anregung ober Beſchluß bed Reichsſstags gefaßt 

und reip. erlafien tworden find. Diejelben werben dem Neichätage bei der nächften 
ee Fr NEAR mitgeteilt. Das Recht der Sanltionierung fteht dem Bundesrate 
ausſchließlich zu. 

“) Der Bundesrat ift aljo das (regelmäßige) Werorbnungsorgan bes 
Meiches und Hat diefe Berorbnungsbefugnis foweit auszuüben, als nicht bie Bu- 
ſtaͤndigkeit der Reichs geſe tz gebung in ben zur Competenz des Reiches verfafjungd- 
mäßig gehörigen Angelegenheiten gegeben it. 

I. auch als bejondere Beltimmung Art. 86 Abi. 8 d. Reichs⸗Verf. 

Die Bublilationen bed Bundesrates erfolgen in ber Regel in dem (feit 
2075) vom eichsamt des Innern herausgegebenen „Gentralblatt bed beutichen 

©. hiegu Seybel, Somm. ©. 102 f. 
7h Bgl. . Art. 50 Abſ. 2, 68 Abſ. 1, 63, 68, durch welche dem 

Kaiſer der Erlaß von Verordnungen zc. verfafiungsmäßi äugewiefen ift. 

) Bgl. Anm. 28 zu Urt. 4; ferner Art. 36 ab und 3. Wudgenon- 
men von ber Beitimmung bed Art. 7 Abi. 1 8. 3 find die Fälle des Art. 68 
Abi. 8 d. Reichs⸗Verf. 

“a, Meber Entiheibung ber Borfrage, ob ein Fall des Art. 5, 87 u. 78 
vorliegt, yr Anm. 101 a. E. zu Urt. 78 d. Reichs⸗Verf. 

Hiezu ſ. *83 Comm. 105 und oben Text im ©. 87 und 833 ©. 86, 

—*— des Militär-Etat3 hat Bayern mitzuſtimmen. 
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Art. 8. 

Der Bundesrat bildet aus feiner Mitte dauernde Ausſchüſſe 

1) für das Landheer und die Feſtungen; 

2) für das Seeweſen; 

2 für Zoll- und Steuerweſen; 

4) für gambel und Verkehr; 

5) für Eifenbahnen, Poft und Telegraphen; 

6) für Juſtizweſen; 

7) für Rechnungswefen. +) 

In jedem diefer Ausfchüffe werben außer dem Präfidium 
mindeftens vier Bundesſtaaten vertreten fein, und führt innerhalb 
derfelben jeder Staat nur Eine Stimme. In dem Ausſchuß für das 
Landheer und die Feftungen hat Bayern einen ftändigen Sig, die 
übrigen Mitglieder desfelben, ſowie die Mitglieder des Ausſchuſſes 
für das Seeweſen werden vom Kaifer ernannt; die Mitglieder der 
anderen Ausfchüffe werden von dem Bundesrate gewählt. Die Zu- 
fammenfegung diefer Ausſchüſſe ift für jede Seffion des Bundesrates 
tejp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die ausfcheidenden Mit- 
glieder wieder wählbar find. 

Außerdem wird im Bunbesrate aus den Bevollmächtigten der 
Königreihe Bayern, Sachen und Württemberg und zwei, bom 
Bundesrate alljährlich zu wählenden Bevollmächtigten anderer Bundes- 
ftaaten ein Ausihuß für die auswärtigen Angelegenheiten gebildet, 
in welchem Bayern ben Vorfig führt. 

Den Ausichüffen werben die zu ihren Arbeiten nötigen Beamten 
zur Verfügung geftellt. 


Art. 9. 


Jedes Mitglied des Bundesrates hat das Recht, im Neichstage 
zu erfcheinen und muß daſelbſt auf Verlangen jeberzeit gehört werden, 
um die Anfichten feiner Megierung zu vertreten, auch dann, wenn 
biefelben von der Majorität des Bundesrates nicht adoptiert worden 
find. Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Bundesrates und des 
Reichstages fein. 


Art. 10. 


Dem Kaiſer liegt es ob, den Mitgliedern des Bundesrates den 
üblichen dipfomatifchen Schuß zu gewähren. 


Nicht gemeinfdaftliche Oingelegenbeiten im Sinne dieſer Beltinmur 
find enthalten in Art. 4 if. 1; (6f. 2 mit 88 Abf. 4 (aber nur in Bezı 
auf Bier); 46 Abi. 2 und 52 Abf. 1 der Reichs⸗Verf. und Nr. IV bes Verjaill 
Schlußprotofolls vom 23. November 1870. DBgl. hiezu au 8 33 3. 4 ©. Bl 

9) Hiezu ift jeßt noch ber beſondere —X rElſaß · Lothringen 
getreten. 
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IV. Yräfbdium. *) 
Art. 11. 


Das Präfidium des Bundes fteht dem Könige von Preußen 
zu, #) welcher den Namen Deutſcher Kaiſer führt. Der Kaiſer 
hat das Reich völferrechtlich zu vertreten, im Namen des Reich? 
Krieg zu erflären und Frieden zu fchließen, Bündniffe und andere 
Berträge mit fremden Staaten einzugehen, Geſandte zu beglaubigen 
und zu empfangen. ) 4) 

Bur Erflärung des Krieges im Namen des Reichs ift die Zu- 
ftimmung des Bundesrates erforderlich, es fei denn, daß ein Angriff 
auf das Bundesgebiet oder deſſen Küften erfolgt. 45) 


Inſoweit die Verträge mit fremden Staaten fi auf folche 
Gegenſtände beziehen, welche nad) Art. 4 in den Bereich der Reichs⸗ 
ejeßgebung 47) gehören, ift Air ihrem Abfchluß die Zujtimmung des 
undesrates und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichs⸗ 
tages erforderlich. 


*) Siehe oben 8 8: „Der Kaiſer“. ©. 14—16. Bgl. hiezu Seydel, 
Comm. zu Urt. 11 ©. 112 ff. 
9) a Das Präfidium ift erblicy mit der Krone Preußen verbunden. 


b. indeijertitel wird offiziell nur in Angelegenheiten des Reiches 
geführt. 

Orden und Ehrenzeichen werden von Reichswegen nicht ver- 
liehen. Eine Ausnahme wurde nur bezüglich der Kriegsdenfmünze 
für die Feldzüge 1870/71 gemacht, meldde vom Kaijer ald Oberbefehld- 
haber durch Statut vom 20. Mai 1871 geftiftet wurde. 

Raiferliher Erlaß vom 20. Mai 1871, vom 22. Mai 1871, 
vom 14. März 1872 über die Verleihung der Kriegsdenkmünze und 
bayer. Kriegs⸗M.⸗E. vom 29. Zuni 1871 über Annahme und 
Zragen dieſer Kriegsdentmünze von bayer. Kombattanten und Nicht⸗ 
fombattanten; ferner Reihögeleh vom 24. Mai 1871 (Web. 9, 22 f. 
und 22 Anm. 1 lit. a—d). 


c. Außer den in Art. 11 genannten faiferl. Nechten find noch andere 
in ber Reichsverfaſſung fowie in anderen Reichsgeſetzen enthalten. 
So 3. 8. dad Begnadigungsreht, weldhes nah 8 484 der 
R.⸗Str.⸗Proz.Ordn. dem Kaijer „in Sachen, in denen das Reichs⸗ 
eriht in 1. Inſtanz erkannt hat“ zufteht, d. h. aljo in den 
Fällen des 8 136 Abſ. 1 Ziff. 1 des Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſ.; ferner 
8 42 des Geſetzes über die Konfulargerichtöbarleit vom 10. Juli 
1879 (Web. 18, 113) und 8 2 des Geſetzes vom 17. April 1886 
reip. 15. März 1888 über die Rechtsverhältniſſe ber beutfchen 
Schußgebiete (Web. 18, 767). 
Bgl. auch die Bemerkung oben $ 33 Ziff. 8. 
d. Die Mobilifierung ober „die friegäbereite Aufftellung“ eines jeden 
Zeiled des Reichsheeres hat nad) Urt. 68 Abi. 4 der Reichs.⸗Verf. 
ber Kaiſer anzuordnen. 
) Der Ton ift hier auf Reichs gefehgebung zu legen, die Anführung 
des Art.4 ift nur eine beiſpielsweiſe und gehört hieher alle, was überhaupt 
durch Reihdgefeh zu regeln if. Vgl. Anmerkung 30 und 62. 
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Art. 12. 


Dem Kaiſer fteht es zu, den Bundesrat und den Neichätag zu 
berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu fchließen. *8) 


Art. 13. 


Die Berufung des Bundesrates und des Reichstages findet all 
jährlich ftatt und kann der Bundesrat zur Vorbereitung der Arbeiten 
ohne den Reichstag, letterer aber nicht ohne den Bundesrat berufen 
werden. 


Art. 14. 


Die Berufung des Bundesrates muß erfolgen, jobald fie von 
einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 


Art. 15. 


Der Borjig im Bundesrate und die Leitung der Geichäfte ſteht 
dem Neichstanzler 49) zu, welcher vom Kaiſer zu ernennen ift. 

Der Reichskanzler kann fich durch jedes andere Mitglied des 
Bundesrates vermöge jchriftficher Subftitution vertreten Lafjen. 50) 


Art. 16. 


Die erforderlihen Vorlagen werden nah Maßgabe der Be— 
fchlüffe des Bundesrates 51) im Namen des Kaiſers an den Reichstag 
gebracht, two fie durch Meitglieder des Bundesrates oder durch bejon- 
dere von lebterem zu ernennende Kommiljarien vertreten werden. 


Art. 17, 


Dem Kaiſer fteht die Ausfertigung und Verfündigung der 
Reichsgeſetze 52) und die Ueberwachung der Ausführungd3) derjelben 
zu. Die Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers werden im 
Namen des Reichs erlaffen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit ber 
Gegenzeichnung des Reichskanzlers, 5%) welcher dadurch die Verantwort⸗ 
lichleit übernimmt. 


“*) Hiezu |. Art. 13 und 14, fowie Art. 24, 25 und 26 ber Reichs⸗Verf. 

“°) Siehe oben 8 15 ©. 49: „Der Reichskanzler“; ol Art. 17 der Neichd- 
Berf. und Stellvertretungs-Gefeg vom 17. März 1878 (Web. 12, 247). Der 
Neichäfanzler ift zugleich Bevollmächtigter Preußens im Bundesrate. 

so, Hiezu |. Ziff. IX des Verſailler Schlußprotofolls vom 23. Novem- 
ber 1870. Pröbft 138. 

*) Bol. Art. 7 Abſ. 1 8. 1 der Reichs⸗Verf. 

) Vgl. Anm. 12 und oben $ 27. 

29) Hiezu dgl. Urt. 7 Ubi. 2 und 3, Art. 36 Abſ. 2 und 8, Art. 60, 56 
Abſ. 1, Art. 63 Abſ. 3 der Reichs⸗Verf. 

*) Der Reichskanzler ift der verantwortliche Reichsminiſter. S. oben 8 15 
©. 49: Der Reichskanzler; ferner 8 13 des Reichsbeamten⸗Geſ. vom 31. März 
1878: „Jeder Reihsbeamte ift für die Geſetzmäßigkeit feiner amtlichen Hand» 
lungen verantwortlid.” — 





106 8 3ba. Reichsverfaſſungsurkunde. V. Reichstag. 


Art. 18. 


Der Kaiſer ernennt die Reichsbeamten, 55) läßt dieſelben für das 
Reich vereidigenS®) und verfügt erforderlichen Falles deren Entlafjung. 

Den zu einem Reichsamte berufenen Beamten eine® Bunbes- 
ftaates ftehen, fofern nicht vor ihrem Eintritt in den Neich8dienft im 
Wege der Gefeggebung etwas anderes beitimmt ift, dem Reiche gegen: 
über iejenigen Nechte zu, welche ihnen in ihrem Heimatslande aus 
ihrer dienſtlichen Stellung zugeftanden hatten. 57) 


Art. 19. 


Wenn die Yundesmitglieder ihre verfaffungsmäßigen Bundes⸗ 
pflichten nicht erfüllen, können fie dazu im Wege der Erelution an⸗ 
gehalten werden. Diele Erelution ift vom Bundesrate zu bejchließen 
und vom Kaiſer zu vollitreden. 


V. Beidstag. ®) 
Art. 20. 


Der Reichstag geht aus allgemeinen und Direften Wahlen mit 
geheimer Abjtimmung hervor. 59) 

Bis zu der gejehlichen Regelung, welche im 8 5 des Wahl- 
* vom 31. Mai 1869 (Bundes⸗Geſ.⸗Bl. 1869 ©. 145) vor- 
ehalten ift, werden in Bayern 48, in Württemberg 17, in Baden 14, 
in Hellen ſüdlich des Main 6 Abgeordnete gewählt, und beträgt 
demnad) die Gejamtzahl der Abgeordneten 382. 90) 


Art. 21. 
Beamte ®1) bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag. 


.® 
beamten Beh. 9 
25. Mai 1887; * FR 1805 und Geſetz vom 20. April 1881: Fürſorge für bie 
Witwen und Waiſen ber Neichäbeamten bei der Eivilverwaltung mit Nov. vom 
21. April 1886 (Web. 17, 713), und zu Kr 1 desfelben das Geſetz vom 5. März 
1888, — Bollzugs-orjchr. vom 25. Mai 1881 und Berorbn. vom 8. Juni 
1881: Web. 15, 58 ff.; 18, 348 und 767; 15, 206 und 222; 22, 168; Bamb. 


18, 814. 
Ferner oben 8 20: die Meihöbeamten und Lab. 1, 883-488: ferner 
Probſt ni Ai N Urt. 43 und 48 des Einf.-Gef. zum ‚nürger!, —8 


l. hiezu Der Pe vom 81. März 1878: Nechtöverhältnifie der Reichs⸗ 
14, 500 mit Novellen vom 21. Upril 1886; 


Ueber Eidesformel Verordn. vom 29. Juni 1 Web. 9, 99 und 
Bamb. A: Ueber Suspenfion Neger 10, 97 f. 
I. hieher auch Die Beſtimmung des Reichs⸗Geſ. vom 20. Dezember 
1875 bie ? Katurlaton von Ausländern, welche im Reichsdienſte angeftellt find“, 
e nm 
de) Siebe ie 
zu oben 8 10 ©. 19 ff.: Der Reichſtag unb feine Zuſtän⸗ 
bigfeit. Ve En 
gl. iegn oben 8 11 ©. 21 f: Die NReichstagswahlen, Reichstags⸗ 
matt m un 


ahlreglement. Lab. 1, 
Hiezu fommen noch weitere I Abgeordnete für Elfaß-Lothringen, ſodaß 
bie Beim al jetzt 397 beträgt. 
er ind nicht bloß die Heichd- und die Landes⸗ (ober Staatd-)Beamten, 
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Bern ein Mitglied bed Reichsſtags ein befolbetes Reichsamt 
oder in einem Bundezitaat ein Staatsamt annimmt oder im Reichs⸗ 
oder Staatödienfte in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang 
oder ein höheres Gehalt verbunden ift, jo verliert es Sig und 
Stimme in dem Reichstag und kann feine Stelle in demfelben nur 
durch neue Wahl wieder erlangen. 


Art. 22. 


Die Berbandlungen des Reichstages find öffentlich. 
Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen 
Sigungen des Neichstages bleiben von jeder Berantwortlichkeit frei. 


Art. 23. 


Der Reichstag hat das Recht, innerhalb der Kompetenz *2) des 
Neiches Geſetze vorzuichlagen®?) und an ihn gerichtete Betitionen dem 
Bundesrate reſp. Reichskanzler zu übermweilen. 


Art. 24. 


Die Legislaturperiode des Neichstage® dauert fünf Jahre. 6%) 
Zur Auflöfung des Neichstages während derjelben iſt ein Beichluß 
bes Bundesrates unter Zuftimmung des Kaiſers erforderlich. 


Art. 25. 


Im alle der Auflöfung des Neichstages müſſen innerhalb 
eines Zeitraumes von 60 Tagen nach derjelben die Wähler und inner- 


fondern auch die Beamten ber Gemeinden ſowie bie Geiſtlichen, überhaupt 
jeber öffentliche Beamte, nicht aber Brivatbeamte, gemeint. 

Vgl. Riedel, Somm. ©. 112: Der Ausbrud „Beamte muß bier im wei⸗ 
teten Sinne genommen werben, ferner Seybel, Comm. S. 144 f. Lab, 1, 297: 
„Es wird nad) der Behördenverfafjung und dem öffentlichen Rechte der einzelnen 
Staaten zu enticheiden fein, wer ald Beamter derſelben anzufehen ift.” — Die 
Beer ob die Beamten die Koften für ihre Stellvertretung zu tragen haben, richtet 
ih nach ben Beſtimmungen in den betr. Einzelftaaten. In Bayern waren ber- 
artige Verpflichtungen der Beamten nie gegeben. 

Für die Neichöbeamten werben nad 8 14 Abſ. 2 ded Reichsbeamtengeſetzes 
diefe Koften von der Neichslafle getragen. (Web. 9, 720.) In analoger An⸗ 
wenbung biefer Praxis und bezw. Beitimmungen find allenfallfige Koften für 
Stellvertretung für ®emeindebeamte von der Gemeindelafje zu tragen, (dies um 
fo mehr, ala der &emeindebeamte faktiſch ohme oder gar gegen ben Wunſch der 
gemeindl. Vertretung ficherlich Tein Reichſstagsmandat annehmen wird). 

en Der Reichstag hat alfo bad Hecht ber Initiative, ebenfo wie der 
Bundesrat. Vgl. Urt. 7 Abi. 1 Eu 1 und Urt. 16 der Reichs⸗Verf. Die 
Kompetenz des Meiches ift durch Die Reihe-erf. ſelbſt gegeben ‚ befonders 
Art. 4, dann Urt. 3 Abi. 5, 5 Abi. 2, 11 Abſ. 3, 35 mit 37, 41, (46), 46 
abi. 3, (48), 52 Abi. 2 und 3, (88), (64), 60 (überhaupt 57—65), 68, 69, 73, 
75 Abi. 2, 76 Abſ. 2 und ganz fpeziel auch Art. 78. S. oben Anm. 80, vgl. 
auch Anm. 38 und 47. 

ei) Die Berechnung ber Legislaturperiode geht vom Tage ber Hauptwahl an. 
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halb eines Zeitraumes von 90 Tagen nach der Yuflöfung der Reichs⸗ 
tag verfammelt werden. 


Art. 26. 
Ohne Zuſtimmung des Reichstages darf die Vertagung des— 
ſelben die Friſt von 30 Tagen nicht überſteigen und währen der: 
ſelben Seſſion nicht wiederholt werden. 


Art. 27. 

Der Reichstag prüft die Legitimation feiner Mitglieder und 
entjcheidet darüber.) Er regelt feinen Geichäftsgang und feine Dis- 
ziplin durch eine Geichäfts-DOrdnung®) und erwählt feinen Präfiden- 
ten, feinen Bizepräfidenten und Schriftführer. 


Art. 28. 
Der Reichstag beichließt nach abjoluter Stimmenmehrheit. Zur 
Gültigkeit der Beichlußfaflung ift die Anweſenheit der Mehrheit der 
gefeglichen Anzahl der Mitglieder erforderlich. 


Art. 29. 


Die Mitglieder des Neichstages find Vertreter des gefamten 
Volkes und an Aufträge und Inftruftionen nicht gebunden. 


Art. 30.0) 


Kein Mitglied des Neichstages darf zu irgend einer Zeit wegen 
feiner Abftimmung oder wegen der in Ausübung feines Beruf ge- 
thanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinariſch verfolgt oder fonft 
außerhalb der Verfammlung zur Verantivortung gezogen twerden. 


Art. 31.69) 


Ohne Genehmigung des Reichstags Tann fein Mitglied des⸗ 
jelben während der Sigungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten 
Handlung zur Unterfuhung gezogen oder verhaftet werden, außer 
wenn e8 bei Ausübung der That oder im Laufe des nächitfolgenden 
Tages ergriffen wird. 

Gleiche Genehmigung ift bei einer Verhaftung wegen Schulden 
erforderlic). 


**) Bgl. Hiezu auch oben 8 11 ©. 33 und 44 Anm. 28 und 86 zu 8 18 
bes Reichstagswahlgeſ. und 8 27 des Wahlreglements. 

*s Die jept giltige Geichäftsordnung trägt das Datum vom 10. Februar 
1576, und ift abgedrudt: Pröbſt 174—191; f. auch Grill, bayer. Staatsbürger 


**), Siehe —J— oben 8 12 S. 46: Schutz der Mitglieder des Reichstages, 
Lab. 1, ©. 313 ff.; ferner Reg. 14, 193: Was iſt „Zur Unterſuchung ziehen“ 
eines Reichstagsabgeordneten? 

Bgl. hieher auch 8 69 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. 
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‚ „Auf Verlangen des Reichstags wird jedes Strafverfahren gegen 
ein Mitglied desjelben und jede Unterfuchungs- ober Civilhaft für die 
Dauer der Situngsperiode aufgehoben. 


Art. 32.) 


Die Mitglieder des Neichstages dürfen als folche feine Be- 
joldung oder Entſchädigung beziehen. 


VI. 3of- und Sandelswefen.*:) 
Art. 33. 


Deutfchland bildet ein Zoll- und Handelägebiet, umgeben von 
gemeinschaftlicher Zollgrenze. 6) Ausgeſchloſſen bleiben die wegen ihrer 
Lage zur Einſchließung in die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen 
Gebietsteile. 

Alle Gegenſtände, welche im freien Verkehr eines Bundesſtaates 
befindlich ſind, können in jeden anderen Bundesſtaat eingeführt und 
dürfen in letzterem einer Abgabe nur inſoweit unterworfen werden, 
als daſelbſt gleichartige inländiſche Erzeugniſſe einer inneren Steuer 


unterliegen. 69) 
Art. 34. 


Die Hanfeftädte Bremen und Hamburg mit einem dem Zweck 
entjprechenden Bezirke ihres oder des umliegenden Gebietes bleiben 
als Freihäfen außerhalb der gemeinfchaftlichen Zollgrenze, bis fie ihren 
Einſchluß in diefelbe beantragen. 


Art. 35. 
Das Reich ausfchlieplich hat die Gefeßgebung über das gefamte 


) Verbot des Bezuges von Entihädigungen (auch aus PBrivatmitteln) für 
die Mitglieder des Neichdtages. Meg. 7, 457 f.; |. auch oben 8 18 ©. 47: Die 
Diätenlofigfeit. 

e) Vergl. hiezu Art. 35 Abſ. 1, burch welchen den Einzelftaaten die Geſetz⸗ 
gebung in Bezug A das Bollweien ausdrüdlich entzogen ift, indem dort beftimmt 
ve J das Reich ausſchließlich die Geſetzgebung über das geſamte Zoll- 

en hat. 

Siehe hiezu Seydel, Comm. 163—166. Lab. 2, 849—902. 

Die Zollgefege |. oben 8 22: Die Neichdeinnahmen, Unm. 5. Zollgeſetz 
und Handelsverträge Pröbft 23 und 32 f. (Handeld-, Zoll⸗ und Sciffahrtäver- 
träge und Konfular-Konventionen bis Mitte 1895, Hiezu fommen pro 1895 und 
1896 noch folgende: Spanien und ſpaniſche Kolonien (Berzollung von Honig) 
80. Juni 1895 (Reichs⸗Geſ.Bl. 863), Yufatvereinbarung zum Snternationalen 
Uebereintommen über den Eijenbahnfrachtverlehr vom 14. Ofltober 1890, 16. Juli 
1895 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 1895 S. 465—520 nebft 441, 451 unb462, und pro 1896 
©. 7, 13, 106). 

ee hiezu LBollvereinsvertrag vom 8. Juli 1867 Art. 4 und 6. 
Bröbft 202. 
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Zollmejen, 7%) über die Beftenerung des im YBundesgebiete gewonnenen 
Salzes und Tabaks, bereiteten Branntiveins und Biere und aus 
Rüben oder anderen inländifchen Erzeugniffen dargeftellten Zuckers 
und Syrups, über den gegenfeitigen Schuß der in den einzelnen Bundes⸗ 
ftaaten erhobenen Verbrauchgabgaben gegen Hinterziehungen, ſowie 
über die Maßregeln, welche in den Zollausfchüflen zur Sicherung der 
gemeinjamen Zollgrenze erforderlich find. 

In Bayern, ?!) Württemberg und Baden bleibt die Befteuerung 
des inländischen Branntmweins 7!) und Bieres der Landesgejeßgebun 
vorbehalten. Die Bundesstaaten werden jedoch ihr Beitreben daran 
richten, eine Uebereinftimmung der Gefehgebung über die Beſteuerung 
auch diefer Gegenſtände herbeizuführen. 72) 


Art. 36. 


Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchsteuern 
(Art. 35) bleibt jedem Bundesſtaate, foweit verjelbe fie bisher aus⸗ 
geübt Hat, innerhalb feines Gebietes überlafjen. 73) 


Der Kaifer überwacht die Einhaltung des gefeglichen Verfahrens 
durch Reichsbeamte, welche er den Zoll: oder Steuerämtern und den 
Direftivbehörden der einzelnen Staaten, nad) Vernehmung des Aus⸗ 
ſchuſſes des Bundesrates für Zoll- und Steuermwejen, beiordnet. 7*) 


Die von diefen Beamten über Mängel bei der Ausführung der 
gemeinfchaftlichen Gejebgebung gemachten Anzeigen werden dem 
undesrate zur Bejchlußnahme vorgelegt. 7°) 


Dr) 


’*) Siehe Anm. 68 und oben 8 22: Die Reichseinnahmen. 


") Die Branntweinfteuer ift auf Grund des Geſetzes vom 24. Juni 1887 
(Web. 18, 377 ff.) aufs Neich übergegangen (8 47 desſ.). Siehe hierüber unten 
8 83 und Branntweinfteuergejeß in neuer Faſſung vom 16./17. Juni 1895 (Reichs⸗ 
Geſ.Bl. S. 276-300). Es fällt alfo bezüglich des Branntweins diejer Vorbehalt 
des Abj. II für Bayern hinweg. Ueber bayer. Bierfteuer |. 8 82: Der Malz 
aufichlag. 

") Vergl. hiezu Schlußprotofoll von Verſailles vom 23. November 1870 
8. X und Art. 5 8. II 88 1—7 des Bollvereind-Wertrage® vom 8. Juli 1867 
(ipeziell 8 7 in Bezug auf das Beſteuerungsrecht der Gemeinden. Ausführ- 
licheö hierüber ſ. unten 3 100 und 101: Die gemeindlicdhe Finanzgewalt und die 

emeindlichen Berbrauchäfteuern). Abdruck ded genannten Bollvereind-Bertrages 
peziell Art. 5. Siehe Pröbft 202 ff. und Web. 7, 39 ff. eiter vergl. Seydel, 
Eomm. ©. 1W f. 

"*) Siehe hiezu oben $ 23: Die Erhebung und Berwaltung ber Reichs⸗ 
einnahmen un die Einzelftaaten. 

Ferner Lab. 2, 919 ff. und Seydel 2, 531. 

’*, Hierüber |. Art. 20 des Bollvereins-Vertraged: „Die den Hauptämtern 
beigeordnneten Controleure haben von allen Geſchäften derſelben und den Neben- 
Amin in soesiehung ꝛc. Kenntnis zu nehmen ıc. 2c." Abgedrudt: Pröbft 214; 

eb. 7, 65. 


") Siehe Art. 7 Ubf. 1 3. 3 und Art. 17 der Reichs⸗Verf. und oben 
Anm. 42 und 53. 
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Art. 37. 


Bei der Beichlußnahme über die zur Ausführung der gemein- 
fchaftlichen Geſetzgebung (Art. 35) dienenden Verwaltungsvorfchriften 
und Einrichtungen gibt die Stimme des Präfidiums 7%) aladann den 
Ausschlag, wenn fie ſich für Aufrechtbaltung der bejtehenden Vor⸗ 
fchrift oder Einrichtung ausſpricht. 


Art. 38. 


Der Ertrag der Zölle und der anderen in Urt. 35 bezeichneten 
Abgaben, letzterer, ſoweit fie der Reichsgeſetzgebung unterliegen, fließt 
in die Neichafaffe. 77) 

Diefer Ertrag beiteht aus der gelamten von den Zöllen und 
den übrigen Abgaben aufgefommenen Einnahme nach Abzug: 

1) der auf ©elegen oder allgemeinen Verwaltungsvorſchriften 

beruhenden Steuervergütungen und Ermäßigungen, 

2) der Rüderftattungen für unrichtige Erhebungen, 

3) der Erhebungs- und Verwaltungskoſten, und zwar: 

a. bei den Zöllen der Koften, welche an den gegen das Aus⸗ 
land gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirfe für den 
Schuß und die Erhebung der Zölle erforderlich find, 

b. bei der Salzjteuer der Koften, welche zur Beloldung der 
mit Erhebung und Controlierung diefer Steuer auf den 
Salzwerfen beauftragten Beamten aufgewendet werden, 

c. bei der Rübenzuderiteuer und Tabafzjteuer der Vergütung, 
welche nach den jeweiligen Beſchlüſſen des Bundesrates 
den einzeluen Bundesregierungen für die Kojten der Ver» 
waltung diefer Steuern zu gewähren it, 

d. bei den übrigen Steuern mit fünfzehn Prozent der 
Sejamteinnahme. 

Die außerhalb der gemeinjchaftlichen Zollgrenze liegenden Ge⸗ 
biete tragen zu den Ausgaben des Weich durch Zahlung eines 
Averſums bei. 

Bayern, ?®) Württemberg und Baden haben an dem in die Reichs⸗ 
kaſſe fließenden Ertrage der Steuern von Branntwein und Bier und 
an dem diefem Ertrage entiprechenden Zeile des vorjtehend erwähnten 
Averſums feinen Zeil. 79) 

Art. 39. 


Die von den Erhebungsbehörden der Bundesſtaaten nad) Ab- 
lauf eines jeden Vierteljahres aufzujtellenden Duartal- Ertrafte und 


'*) Ebenjo wie bei Art. 5 Abſ. 2 fo ift ah bier unter der „Stimme de3 
Präſidiums“ die Stimme von Breußen, mit deſſen Krone dad Präfidium un- 
zertrennlich verbunden ift, zu verſtehen. Siehe oben Anm. 3. 

’n Siehe Urt. 70 der Neich3-Berf., ferner Anm. 94. 

", Für Bayern bezüglich der Branntmweinfteuer nicht mehr anwendbar; 
j. oben Anm. 71 und unten 8 83: Die Branntweinfteuer (Bayern). 
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die nach dem Jahres⸗ und Bücherjchluffe aufzuftellenden Finalabjchlüffe 
über die im Laufe des Vierteljahres beziehungsweife während des 
Nechnungsjahres fällig gewordenen Einnahmen an Zöllen und nad) 
Art. 38 zur Reichskaſſe auiebenden Verbrauchsabgaben werden von 
den Direftivbehörden der Bundesitaaten, nach vorangegangener Prü⸗ 
fung, in Hauptüberfichten zufammengeftellt, in welchen jede Abgabe 
gefondert nachzumweilen tft, und es werden dieſe Ueberfichten an den 
Ausſchuß des Bundesrates für dag Rechnungsweſen eingejandt. 


Der letztere ftellt auf Grund diefer Ueberfichten von drei zu 
drei Monaten den von der Kaſſe jedes Bundesstaates ber Neichstaffe 
ſchuldigen Betrag vorläufig feit und fett von diefer Feſtſtellung den 
Bundesrat und die YBundesftaaten in Kenntnis, legt auch alljährlich 
die ſchließliche Feititellung jener Beträge mit feinen Bemerkungen 
Pa Bundesrate vor. Der Bundesrat bejchließt über dieſe Feſt⸗ 
tellung. 


Art. 40. 


Die Beitimmungen in dem Bollvereinigungsvertrage vom 8. Juli 
1867 bleiben in Kraft, ſoweit fie nicht durch die Borisriften dieſer 
Verfaſſung abgeändert find und fo lange fie nicht auf dem in Art. 7 
beziehungsweiſe 78 bezeichneten Wege abgeändert werden. 79) 


YO. Gifendaßumwefen. 


Art, 41. 


Eifenbahnen, welche im Intereffe der Verteidigung Deutſchlands 
oder im Intereſſe des gemeinfamen Verkehrs für notwendig erachtet 
werden, fünnen fraft eines Reichsgeſetzes auch gegen den Widerſpruch 
der Bundesglieder, deren Gebiet die Eifenbahnen durchichneiden, un: 
befchadet der Landeshoheitsrechte, 8%) für Rechnung des Reichs angelegt 
oder an Privatunternehmer zur Ausführung konzeffioniert und mit 
dem Erpropriationgrechte ausgeftattet werden. 81) 


1) Die noch giftigen Beſtimmungen dieſes Bollvereindvertr. nebft Schluß- 
prototoll v. 8. Juli 1867 find abgedrudt in Web. 9, 39-64, wobei das nicht 
mehr Giltige im Kleindruck beigefügt ift unter Ungabe der aufhebenden Beftin- 
mungen, ferner in Bamb. 8, E.⸗B. ©. 25 ff., desgl. Pröbft, Anhang VI ©. 200 
— 216, wobei gleichfall3 die durch die Reichs⸗Verf. zc. eingetretenen Aenderungen 
u ben einzelnen Beftimmungen bemerkt find. Für die Gemeinden und deren 
Kinanzmweien ift befonders wichtig Neich3-Gef. v. 27. Mai 1886 Web. 7, 42 Anm. 
13, Bamb. 32, 249. Näheres ſ. unter 88 100 u. 101. 

*) Bu bemerfen ift, daß bier dur den Wortlaut der Verfaſſung ſelbſt 
die Landeshoheitsrechte der Einzelitaaten, alſo die Souveränität derſelben aus- 
drücklich anerkannt iſt (oben Anm. 4). 

ei) Reichs eiſenbahnen gibt es in den einzelnen beutichen Bundesftaaten 
nicht, nur die eljaß-lothring. Eifenbahnen find Neichdeilenbahnen unb werden vom 
Reiche unmittelbar verwaltet. 
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Jede beitehende Eifenbahnverwaltung ift verpflichtet, fich den 
ne neu angelegter Eifenbahnen auf Koften der letzteren gefallen 

allen. 

Die gejeglichen Beitimmungen,, welche beitehenden Eifenbahn- 
Unternehmungen ein Widerjpruchsrecht gegen die Anlegung von 
Barallel- oder Konkturrenzbahnen einräumen, werden, unbeſchadet 
bereit3 eriworbener Rechte, für das ganze Neich hiedurch aufgehoben. 
Ein ſolches Widerfpruchgreht kann auch in den künftig zu erteilenden 
Konzeſſionen nicht weiter verliehen werden. 


Art. 42, 

Die Bundesregierungen 82) verpflichten fich, die deutſchen Eifen- 
bahnen im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches 
Net verwalten und zu dieſem Behuf auch die neu herzuftellenden 
Bahnen nach einheitlihen Normen anlegen und ausrüften zu laſſen. 


Art. 43. 

Es follen demgemäß in thunlichiter Beichleunigung übereinftim- 
mende Betriebseinrichtungen getroffen, ingbejondere gleiche Bahn⸗ 
polizei-Reglements eingeführt werden. Das Neich hat dafür Sorge 
zu tragen, daß die Eifenbahnverwaltungen die Bahnen jederzeit in 
einem Die nötige Sicherheit gemwährenden baulichen Zuftande erhalten 
und dieſelben mit Betriebsmaterial jo ausrüften, wie das Verkehrs⸗ 


bedürfnis es erheilcht. 
Art. 44, 


Die Eifenbahnverwaltungen find verpflichtet, die für den durch⸗ 
gehenden Verkehr und zur Heritellung ineinander greifender Fahrpläne 
nötigen Berionenzüge mit ent|prechender Fahrgeſchwindigkeit, desgleichen 
die zur Bewältigung des Güterverkehrs nötigen Güterzüge einzuführen, 
auch direfte Expeditionen im Perſonen⸗ und Güterverfehr, unter Ge- 
ftattung des Ueberganges der Transportmittel von einer Bahn auf 
die andere, gegen die übliche Vergütung einzurichten. 


Art. 45. 


Dem Reiche fteht die Kontrole über dag Tarifweſen zu. Das⸗ 
jelbe wird namentlich dahin wirken: 


es” nad rt. 46 Abſ. 2 d. Reichs⸗Verf. finden die VBeftimmungen in den 
Art. 42-46 Abſ. 1 auf Bayern feine Anwendung; |. jedoch Urt. 46 Abi. Bl. c. 
Es gilt für Bayern alſo auch nicht bie vom Bundesrat erlafjene „Betriebdorbnung 
für Die Hanpteijenbahnen Deutſchlands“ v. 5. Juli 1892 (Web. 21, 677 f.), ſon⸗ 
bern vielmehr „die Betriebsordnung für die Haupteifenbahnen Bayerns“ v. 10. 
Dez. 1892 (Web. 32, 20 ff.), welche übrigens faft durchaus mit Der deutſchen 
Betriebsordnung v. 5. Juli 1892 übereinftimmt. Die in der bayer. Betriebs- 
ordnung 88 5462 für dad Publikum enthaltenen eltimmungen gelten als 
oberpolizeiliche Vorſchriften zu Urt. 88 Abſ. 1 u. 2 db. Pol.StrGeſ⸗VB. ( NE 
über unter 8 358 bet Eifenbahnpolizei, desgl. Pröbft, Comm. 3. Pol.⸗Str.⸗Geſ.B. 
1894 ©. 217). " 

Pohl, Handbuch. I. 8 
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1) daß baldigſt auf allen deutfchen Eifenbahnen übereinftim- 
mende Betrieböreglements eingeführt werden; 

2) daß die möglichite Gleichmäßigfeit und Herabſetzung der 
Tarife erzielt, insbefondere, daß bei größeren Entfernungen 
für den Transport von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, 
Salz, Roheifen, Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenftän- 
den ein dem Bedürfnis der Landwirtichaft und Juduſtrie 
entiprechender ermäßigter Tarif, und zwar zunächſt thunlichit 
der Einpfennig-Tarif eingeführt werde. 


Art. 46. 

Bei eintretenden Notſtänden, insbejondere bei ungewöhnlicher 
Teuerung der Lebensmittel, find die Eijenbahnverwaltungen ver: 
pflichtet, für den Transport, namentlich von Getreide, Mehl, Hüljen: 
früchten und Kartoffeln, zeitweife einem dem Bedürfnis entiprechen- 
den, von dem Kaifer auf Vorſchlag des betreffenden Bundesrat3- 
Ausſchuſſes Feitzuftellenden, niedrigen Spezialtarif einzuführen, welcher 
jedoh nicht unter den niedrigften auf der betreffenden Bahn für 
Rohprodukte geltenden Sat herabgehen darf. 

Die vorjtehend, jowie die in den Art. 42 bis 45 getroffenen 
Beitimmungen find auf Bayern nicht anwendbar. 

Dem Neiche fteht jedoch auch Bayern gegenüber das Recht zu, 
im Wege der Gejeggebung einheitliche Normen für die Konftruftion 
und Ausrüſtung der für die Landesverteidigung wichtigen Eifenbahnen 
aufzustellen. 83) 

Art. 47. 


Den Anforderungen der Behörden des Neich® in Betreff ber 
Benügung der Eilenbahnen zum Zmed der Verteidigung Deutſchlands 
haben jämtliche Eifenbahnverwaltungen unweigerlich Folge zu leiften. 
Insbeſondere iſt dag Militär und alles Kriegsmaterial zu gleichen 
ermäßigten Säten zu befördern. 8*) 


VIIL Xof- und Belegrapfenwefen. ©) 
Art. 48. 
Das Poſtweſen und das Telegraphenwefen werden für das 





*») ©. vorft. Anm. 82 zu Art. 42 1. c. 
10 et cfr. Geſ. über Kriegdleiftungen v. 13. Juni 1878 88 28—31 Web. 
iezu Kriegstransportordnung d. 26. Januar 1887 (Web. 18, 260). 
j. über gsriedensleiftungen v. 13. Februar 1875 8 15 (Web. 10, 604) 
n. hiezu Militär-Tarif v. 28. Januar 1887 (Web. 18, 262), ferner Friedens⸗ 
transportordnung v. 11. Februar 1888 für Deutſchland Web. 18, 719 ik ſpeziell 
für Bayern eingeführt durch B.O. v. 9. März 1888 Web. 18, 761 f., ferner bie 
abändernden bayer. 8.-D. v. 14. Auguſt 1889 u. 12. Zuni 1890 Web. 18, 733 
Anm. 13 u. 14. 

+) Die Beitimmungen bes Art. 48—561 finden auf Bayern feine Anwen⸗ 
dung. cfr. Art. 52. 
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gejamte Gebiet des deutfchen Reiches als einheitliche Staatsverkehrs⸗ 
Anjtalten eingerichtet und verwaltet. 

Die im Art. 4 vorgeiehene Geſetzgebung des Neich in Bolt- 
und Telegraphen⸗Angelegenheiten erjtredt fich nicht auf diejenigen 
Gegenjtände, deren Regelung nach den in der Norddeutſchen Poſt⸗ 
und Telegraphen-Berwaltung maßgebend gewejenen Grundfäben der 
reglementarifchen Feſtſetzung oder adminiftrativen Anordnung über: 
laſſen ift. 

Art. 49. 

Die Einnahmen des Poſt⸗ und Telegraphenweſens find für das 
anze Reich gemeinjchaftlih. Ausgaben werden aus den gemein- 
hattfichen Einnahmen beftritten. Die Ueberichüffe fließen in Die 
Reichskaſſe. (Abſchnitt XU.) 


Art. 50. 


Dem Kaiſer gehört die obere Leitung der Poſt- und Telegra⸗ 
phenverwaltung an. Die von ihm beſtellten Behörden haben die 
Pflicht und das Recht, dafür zu ſorgen, daß Einheit in der Organiſation 
der Verwaltung und im Betriebe des Dienſtes, ſowie in der Quali⸗ 
fikation der Beamten hergeſtellt und erhalten wird. 

Dem Kaiſer ſteht der Erlaß der reglementariſchen Feſtſetzungen 
und allgemeinen adminiſtrativen Anordnungen, ſowie die ———— 
liche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltungen zu. 

Sämtliche Beamte der Poſt- und Telegraphenverwaltungen find 
verpflichtet, den Kaiferlichen Anordnungen Folge zu leiften. Dieje 
Verpflichtung ift in den Dienjteid aufzunehmen. 

Die Anftellung der bei den Verwaltungsbehörden der Poſt und 
Telegraphie in den verfchiedenen Bezirken erforderlichen oberen Be⸗ 
amten (3. B. der Direltoren, Räte, Oberinfpeftoren), ferner die 
Anftellung der zur Wahrnehmung des Auffihte- u. |. w. Dienſtes 
in den einzelnen Bezirten al® Organe der erwähnten Behörden 
fungierenden Boft- und Telegraphenbeamten (3. B. Inſpektoren, Kon: 
troleure) gebt für das ganze Gebiet des deutichen Reich vom Kaiſer 
aus, welchem diefe Beamten den Dienjteid leiten. Den einzelnen 
Zandesregierungen wird von den in Rebe ftehenden Ernennungen, 
foweit diefelben ihre Gebiete betreffen, behufs der Landesherrlichen 
Beitätigung und Publikation rechtzeitig Mitteilung gemacht werden. 

Die anderen bei den Verwaltungsbehörden der Poſt und Tele⸗ 
graphie erforderlichen Beamten, ſowie alle für den lofalen und tech⸗ 
niſchen Betrieb beitimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebsftellen 
fungierenden Beamten u. |. m. werden von den betreffenden Landes- 
regierungen angeftellt. 

Wo eine felbitändige Landespoſt⸗ reſp. Telegraphenvermwaltung 
nicht befteht, entjcheiden die Beſtimmungen der bejonderen Verträge. 

8* 
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Art. 51. 


Bei Uebermweifung des Weberjchuffes der Poftverwaltung für 
allgemeine Reichszwecke (Art. 49) fol, in Betracht ber bisherigen 
Berjchtedenheit der von den Landes-Boftverwaltungen der einzelnen 
Gebiete erzielten Neineinnahmen, zum Bmede einer ent|prechenden 
Ausgleihung während der unten feſtgeſetzten Uebergangszeit folgendes 
Verfahren beobachtet werben. 


Aus den Poſtüberſchüſſen, welche in den einzelnen Poſtbezirken 
während der fünf Jahre 1861 bis 1865 aufgefommen find, wird ein 
durchichnittlicher Jahresüberſchuß berechnet, und der Anteil, welchen 
jeder einzelne Bojtbezirt an dem für das gefamte Gebiet des Reichs 
fih darnach herausſtellenden Poſtüberſchuſſe gehabt Hat, nach Pro: 
zenten feſtgeſtellt. 


Nah Maßgabe des auf diefe Weile feitgeftellten Verhältniſſes 
werden den einzelnen Staaten während der auf ihren Eintritt in die 
Reichs⸗Poſtverwaltung folgenden acht Jahre die fich für fie aus den 
im Neiche auffommenden Boftüberjchüffen ergebenden Quoten auf 
ihre fonftigen Beiträge zu Reichszwecken zu Gute gerechnet. 


Nach Ablauf der acht Jahre hört jene Unterfcheidung auf, und 
fließen die Poftüberfchüffe in ungeteilter Aufrechnung nad) dem im 
Art. 49 enthaltenen Grundſatz der Reichskaſſe zu. 


Bon der während der vorgedadhten acht Jahre für die Hanfe- 
ftädte fich herausſtellenden Quote des Poftüberjchujjes wird alljährlich 
vorweg die Hälfte dem Kaifer zur Dispofition geftellt zu dem Zwecke, 
daraus zunächit die Koften für die Herftellung normaler Bofteinrich- 
tungen in den Hanfejtädten zu beftreiten. 


Art. 52. 


Die Beitimmungen in den vorftehenden Artifeln 48 bis 51 
finden auf Bayern und Württemberg feine Anwendung. Un ihrer 
Stelle gelten für beide Bundesitaaten folgende Beitimmungen. 


Dem Reiche ausfchließlich fteht die Geſetzgebung über die Vor- 
rechte der Poſt und Telegraphie, über die techtlichen Berhältnifie 
beider Anjtalten zum Bublitum, über die Portofreiheiten und das 
Poſttaxweſen, jedoch ausschließlich der reglementariichen und Tarif⸗ 
beftimmungen für den internen Verkehr innerhalb Bayerns, beziehungs- 
weile Württembergs, jowie, unter gleicher Beſchränkung, die Feſt⸗ 
ftellung der Gebühren für die telegraphifche Korrejpondenz zu. 
Ebenſo fteht dem Weiche die Regelung des Poſt⸗- und Tele—⸗ 
graphenverfehrs mit dem Wuslande zu, ausgenommen ben eigenen 
unmittelbaren Berfehr Bayerns, beziehungsmweife Württembergs mit 
feinen dem Reiche nicht angehörenden Nachbarftaaten, wegen deſſen 
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Regelung e8 bei der Beitimmung im Art. 49 des Pojtvertrages vom 
23. November 1867 bewenbet. *) 

Un den zur Reichskaſſe fließenden Einnahmen des Poft- und 
Telegraphenweſens haben Bayern und Württemberg feinen Teil. 


IX. Marine und 5chiffahrt. 


Art. 53. 

Die Kriegsmarine?e) des Reichs ilt eine einheitliche unter dem 
Dberbefehl des Kaiſers. Die Organifation und Zuſammenſetzung 
derjelben Tiegt dem Kaiſer ob, welcher die Offiziere und Beamten der 
Marine ernennt, und für welchen diefelben nebit den Mannichaften 
eidlich in Pflicht zu nehmen find. 

Der Kieler Hafen und der Jadehafen find Reichskriegshäfen. 

Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte und der 
damit zufammenhängenden Anſtalten erforderliche Kuhmand wird aus 
der Reichskaſſe beitritten. 

Die gefamte feemännifche Bevölkerung des Reichs einfchließlich 
des Maſchinenperſonals und der Schiffshandwerker, ift vom BDienfte 
im Landesheere befreit, dagegen zum Dienfte in der Kaijerlichen 
Marine verpflichtet. 


Art. 54.97) 


Die Kauffahrteifchiffe aller Bundesstaaten bilden eine einheit- 
lihe Handelsmarine. 

Das Neich hat das Verfahren zur Ermittelung der Ladungs- 
fähigkeit der Seeichiffe zu bejtimmen, die Ausstellung der Meßbriefe, 
ſowie der Schiffscertifitate zu regeln und Die Bedingungen feitzu: 
ftellen, von welchen die Erlaubnis zur Führung eines Seeichiites 
abhängig ift. 

In den Seehäfen und auf allen natürlichen und künſtlichen 
Waſſerſtraßen der einzelnen Bundesftaaten werden die Kauffahrtei- 
Ichiffe ſämtlicher Bundesftaaten gleichmäßig zugelaffen und behandelt. 
Die Abgaben, welche in den Seehäfen von den Seejchiffen oder deren 
Ladungen für die Benützung der Schiffahrtsanftalten erhoben werden, 
dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herſtellung Ddiejer 
Anftalten erforderlichen Koften nicht überfteigen. 

Auf allen natürlichen Wafferftraßen dürfen Abgaben nur für 
die Benügung befonderer Anjtalten, die zur Erleichterung des Ver⸗ 
kehrs beitimmt find, erhoben werden. Dieſe Abgaben, fowie Die 


*) ©, hiezu Pröbſt, Comm. 98 f., wo der Wortlaut dieſes Urt. 49 des 
hier erwähnten Boftvertranes abgebrudt ift. 
20) Hiezu fiehe Anmerkungen bei Pröbft S. 95. Die gejepliche Regelung 
ber En der Kriegsmarine ift den Einzelftaaten völlig entzogen; vgl. aud) 
rt. 


8 S. Probſt S. 97, ferner oben Anm. 31 zu Ziff. 7 des Art. 4 d. 
Reichs⸗Verf. 
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Abgaben für die Bejahrung folcher fünftlicher Waſſerſtraßen, welche 
Staatseigentum find, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen 
Herftellung der Anftalten und Anlagen erforderlihen Koften nicht 
überfteigen.. Auf die Flößerei finden diefe Beftimmungen injomweit 
Anmendung, als diejelbe auf ſchiffbaren Wafferftraßen betrieben wird. 

Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere 
Abgaben zu legen, als von den Schiffen der YBundesftaaten oder 
deren Ladungen zu entrichten find, fteht feinem Einzelftaate, jondern 
nur dem Reiche zu. 


Art. 55. 
A Flagge der Kriegs: und Handelsmarine ift ſchwarz⸗weiß⸗ 
t. 


X. Koufslatwefen. 


Art. 56. 


Das gejamte Konſulatweſen des deutichen Reichs ſteht unter 
der Aufficht des Kaifers, welcher die Konjuln, nach Vernehmung des 
Ausſchuſſes des Bundesrates für ra und Verkehr, anftellt. 89) 

In dem Amtsbezirk der deutichen Konfuln dürfen neue Landes: 
konſulate nicht errichtet werben. Die deutfchen Konfuln üben für die 
in ihrem Bezirk nicht vertretenen Bundesftaaten die Funktionen eines 
Landeskonſuls aus. Die fämtlichen beftehenden Landeskonſulate 
werden aufgehoben, fobald die Drganifation der deutſchen Konſulate 
dergeftalt vollendet ift, daß die Vertretung der Einzelintereffen aller 
Bundesftaaten als durch die deutichen Konfulate gefichert von dem 
Bundesrate anerkannt wird. 


XI. Beidshriegswefen. *) 


Art. 57. 
Jeder Deutſche iſt wehrpflichtig und kann fih in Ausübung 
diefer Pflicht nicht vertreten laſſen. 


ee, aeoöit ©. 98 und oben Anm. 31 zu Art. 4 Ziff. 7 und 14. 

*), Das Geſetzgebungsrecht berg bes Konjulatswejens ift ben Einzel- 
ftanten vollftändig entzogen. ©. au Art. 4 3. 7. Die in Bezug auf die Orbd- 
nung des Konſulatsweſens erlafienen Reichsgeſetze |. Pröbſt S. 31 f., bei. Geſ. 
über Organifation der Bundesfonjulate v. 8. September 1867, in Bayern giltig 
jeit 13. Mai 1871 Web. 7, 128 u. Dienftesinftr. f. die Konfuln v. 6. Juni 1871 

eb. 9, 38; desgl. Geſ. v. 10. Zuli 1879 über die Konfulargerichtäbarfeit 
Web. 18, 108 u. Geſ. über die Konjulats-Webühren v. 1. Juli 1872 Web. 9, 456. 

*) Hierüber |. Militärweien 88 491—510. 

Hieher ift zu bemerken, daß ber Reihg-Militärfistus nach Urteil d. 
Reichögerichtd dv. 24. September 1889 in Prozeſſen durch die Landeskontingents- 
verwaltung vertreten wird. Welche Behörde innerhalb der Landeskontingentsverw. 
für diefe den Prozeß zu führen pet, richtet ſich nach der betr. Sandeögelehgebung, 
ofern nicht in der Reichsgeſetzgebung bieferhalb fpezielle Anorbnungen getroffen 

nd. Weg. Erg.-®. I ©. 886. 


8 35a. Reichsverfaſſungsurkunde. XT. Reichskriegsweſen. 119 


Art. 58. 


Die Koften und Laften des gefamten Kriegsweſens des Reichs 
find von allen Bundesstaaten und ihren Angehörigen gleichmäßig zu 
tragen, jodaß weder Bevorzugungen noch Prägravationen einzelner 
Staaten oder Klaſſen grumdfäglich zuläffig find. Wo die gleiche Ver: 
teilung der Laften fich in natura nicht herjtellen läßt, ohne die öffent⸗ 
liche Wohlfahrt zu Ichädigen, ift die Ausgleichung nad) den Grund- 
fägen der Gerechtigkeit in Wege der Geſetzgebung feitzuftellen. 


Art. 59. 

Jeder wehrfähige Deutfche gehört fieben Jahre lang, in der 
Negel vom vollendeten zwanzigften bis zum beginnenden achtund⸗ 
zwanzigften Lebenzjahre, dem ftehenden Heere — und zwar die erjten 
drei Jahre bei den Fahnen, die lebten vier Nahre in der Reſerve —, 
die folgenden fünf Lebensjahre der Landwehr erſten Aufgebot3 und 
jodann bis zum 31. März desjenigen Kalenderjahres, in welchem 
das neununddreißigfte Lebensjahr vollendet wird, der Landwehr zwei⸗ 
ten Aufgebot? an. In denjenigen Bundezjtaaten, in denen biöher 
eine längere als zmölfjährige Gelamtdienftzeit gejeglich war, findet Die 
allmähliche Herabjegung der Verpflichtung nur in den Maße ftatt, 
ale ai die Rückſicht auf die Kriegsbereitſchaft des Reichsheeres 
zuläßt. 

In Bezug auf die Auswanderung der Reſerviſten follen ledig: 
lich Diejenigen Beitimmungen maßgebend fein, welche für die Aus- 
wanderung der Landwehrmänner gelten. 


Art. 60. 


Die Friedens: Präfenzjtärfe des deutſchen Heeres wird big zum 
31. Dezember 1871 auf ein Prozent der Bevölferung von 1867 
normiert und wird pro rata derfelben von den einzelnen Bundes⸗ 
jtaaten gejtellt. Für die fpätere Zeit wird die Friedens-Präſenzſtärke 
des Heeres im Wege der Reichsgeſetzgebung feitgeitellt. 


Art. 61. | 
. NMach Publikation diefer Verfaffung ift in dem ganzen Reiche 
Die gejamte Preußifche Meilitärgejeßgebung ungefäumt einzuführen, 
foroßl bie Gejege ſelbſt als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung 
oder Ergänzung erlafjenen Reglements, Inſtruktionen und Refkripte, 
namentlih aljo das Militär-Str.-Gel.:B. vom 3. April 1845, Die 
Eine Reich s militärverwaltung gibt es nicht, ſondern nur Landes⸗ 
kontingentsverwaltungen, wohl aber gibt es einen Reichsmilitärfiskus, der aber 
— in Ermangelung eined Reichätriegsminifterium3 — von den Landeskontingents⸗ 
verwaltungen vertreten wird. S. Entſcheidung d. Reichsger. vom 9. März 1888 
Reg. Bd. 9, ©. 348 f. cfr. Art. 68 der Reichs⸗Verf. 
Ferner ift für die Zeit vom 1. Oktober 1893 bis 31. März 1899 bezügl. 
der —— räſenzzeit auf Art. II des Geſetzes vom 3. Auguſt 1898 betr. 
die Tpriedenspräfenzftärle des Heeres hinzuweiſen: Pröbft 101 und Web. 2%, 273 f. 





120 8 85a. Reichsverfaſſungsurkunde. XI. Reichskriegsweſen. 


Mil.-Str.-Öer.-Ordn. vom 3. April 1845, die Verordnung über Die 
Ehrengerichte vom 20. Zuli 1843, die Beitimmungen über Aus⸗ 
bebung, Dienftzeit, Servis- und Verpflegungsweſen, Einquartierung, 
Erſatz von Flurbeſchädigungen, Mobilmachung u. |. w. für Krieg und 
Frieden. Die Militär-irchenordnung ift jedoch ausgeſchloſſen. 

Nach gleihmäßiger Durchführung der Kriegsorganifation des 
deutichen Heeres wird ein umfallendes Neichemilitärgeieh dem Reichs⸗ 
tage und dem Bundesrate zur verfafjungsmäßigen Beichlußfaflung 
vorgelegt werben. 

Art. 62. 


Zur Beitreitung des Aufwandes für das gejamte Deutjche 
Heer und die zu demfelben gehörigen Einrichtungen find bis zum 
31. Dezember 1871 dem Kaiſer jährlich fovielmal 225 Thaler, in 
Worten zweihundert fünf und zwanzig Thaler, als die Kopfzahl der 
—— des Heeres nach Art. 60 beträgt, zur Verfügung zu 
ſtellen. Vergl. Abſchnitt XII. 

Nach dem 31. Dezember 1871 müſſen dieſe Beiträge von den 
einzelnen Staaten des Bundes zur Reichskaſſe fortgezahlt werden. 
Zur Berechnung derſelben wird die in Art. 60 interimiſtiſch feſtge⸗ 
ſtellte Friedenspräſenzſtärke ſo lange feſtgehalten, bis ſie durch ein 
Reichsgeſetz abgeändert iſt. 

Die Verausgabung dieſer Summe für das geſamte Reichsheer 
und deſſen Einrichtungen wird durch das Etatsgeſeß feſtgeſtellt. 

Bei der Feſtſtellung des Militär-Ausgabe-Etats wird die auf 
Grundlage dieſer Verfaſſung geſetzlich feſtſtehende Organiſation des 
Reichsheeres zu Grunde gelegt. 


Art. 63. 

Die geſamte Landmacht des Reichs wird ein einheitliches Heer 
bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle des Kaiſers ſteht. 

Die Regimenter ꝛc. führen fortlaufende Nummern durch das 
ganze deutſche Heer. Für die Bekleidung ſind die Grundfarben und 
der Schnitt der Königlich preußiſchen Armee maßgebend. Dem be- 
treffenden Kontingentsherrn bleibt es überlaflen, die äußeren Abzeichen 
(Kokarden zc.) zu beftimmen. 

Der Kaiſer hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu 
tragen, daß innerhalb des Ddeutfchen Heeres alle Truppenteile voll» 
zählih und friegstüchtig vorhanden find und daß Einheit in ber Or- 
ganharion und Formation, in Bewaffnung und Kommando, in der 

usbildung der Mannfchaften, ſowie in der Dualififation der Offi⸗ 
giere Hergeitellt und erhalten wird. Zu diefem Behufe ist der Kaiſer 
erechtigt, fich jederzeit durch Inſpektionen von der Verfaſſung der 
einzelnen Kontingente zu überzeugen und die Abftellung der dabei 
porgefundenen Mängel anzuordnen. 

Der Kaiſer betimmt den Präſenzſtand, die Gliederung und Ein- 
teilung der Kontingente des Reichsheeres, ſowie die Organifation der 
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Landwehr, und hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Garni- 
fonen zu beftimmen, ſowie die friegsbereite Aufftellung eines jeden Teils 
des Neichsheeres anzuordnen. 

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der Admini⸗ 
ftration, Verpflegung, Bewaffnung und Augrüftung aller Truppenteile 
des deutſchen Heeres find die bezüglichen fünftig ergebenden Anord⸗ 
nungen für die preußifche Armee den Sommandeuren der übrigen 
Kontingente, durch den Art. 8 Nr. 1 bezeichneten Ausſchuß für das 
Zandheer und Feitungen, zur Nahachtung in geeigneter Weiſe mitzu- 


teilen. 
Art. 64. 


Alle deutichen Truppen find verpflichtet, den Befehlen des 
Kaiſers unbedingte Folge zu leilten. Dieje Verpflichtung ift in den 
Tsahneneid aufzunehmen. 

Der Höcjftlommandierende eines Kontingents, ſowie alle DOffi- 
ziere, welche Truppen mehr ala eines Kontingents befehligen, und 
alle Seftungsfommandanten werden von dem Kaifer ernannt. Die 
von demſelben ernannten Offiziere leiften ihm den Fahneneid. Bei 
Generalen und den Generalftellungen verjehenden Offizieren innerhalb 
des Kontingents ift die Erneuerung von der jedesmaligen Zuftimm- 
ung des Kaiſers abhängig zu machen. 

Der Kaiſer ift berechtigt, behufs Verſetzung mit oder ohne Be⸗ 
förderung für die von Ihm im Neichsdienfte, ſei es im preußiichen 
Heere oder in anderen Kontingenten zu bejeßenden Stellen aus den 
Offizieren aller Kontingente des Reichsheeres zu wählen. 


Art. 60. 


Das Recht, Feſtungen innerhalb des Bundesgebietes anzulegen, 
fteht dem Kaifer zu, welcher die Bewilligung der dazu erforderlichen 
Mittel, ſoweit das Drdinarium fie nicht gewährt, nach Abſchnitt XII 


beantragt. 
Art. 66. 


Wo nicht befondere Konventionen ein Anderes beitimmen, er- 
nennen die Bundesfürften, beziehentlich die Senate die Offiziere ihrer 
Kontingente, mit der Einfchränfung des Art. 64. Sie * Chefs 
aller ihren Gebieten angehörenden Truppenteile und genießen die 
damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlich das Recht der 
Inſpizierung zu jeder Zeit und erhalten außer den regelmäßigen 
Rapporten und Meldungen über vorkommende Veränderungen, behufs 
der nötigen landesherrlichen Publikation, rechtzeitige Mitteilung von 
den die betreffenden Truppenteile berührenden Avancements und Er: 
nennungen. 

Auch Steht ihnen das Necht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht 
blos ihre eigenen Truppen zu verwenden, fondern auch alle anderen 
Truppenteile des Neichsheeres, welche in ihren Ländergebieten dis⸗ 
[ociert find, zu requirieren. 
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Art. 67. 


Erſparniſſe an dem Militär-Etat fallen unter feinen Umftänden 
einer einzelnen Regierung, jondern jederzeit der Reichskaſſe zu. 


Art. 68. 


Der Kaiſer kann, wenn die Öffentlihe Sicherheit) in dem 
Bundesgebiete bedroht it, einen jeden Zeil desfelben in Kriegs: 
zuftand erflären. Bis zum Erlaß eines die Vorausſetzungen, Die 
Form der VBerfündigung und die Wirkungen einer ſolchen Erklärung 
regelnden Reichsgeſetzes gelten dafür die Vorjchriften des Preußiichen 
Geſetzes vom 4. Juni 1851. (Gejeg-Samml. für 1851. ©. 451 ff.) 


Schlußzbeſtimmung zum XI. Adfänitt. 


Die in dieſem Abichnitt enthaltenen Vorſchriften kommen in 
Bayern nad) näherer Beftimmung des Bündnisvertrage® vom 23. 
November 1870 (Bundes-Gef.-Bl. 1871 ©. 9 unter II. $ 5), in 
Württemberg nach näherer Beitimmung der Militärfonvention vom 
21./25. November 1870 (Bundes:Gef.-Bl. 1870 ©. 658) zur An⸗ 
wendung. 


XU. Reidsfinauzen.?!) 
Art. 69. 

Alle Einnahmen und Ausgaben des Reiches müſſen für jedes 
Jahr veranfchlagt und auf den Neichehaughalts- Etat??) gebracht 
werden. Lebterer wird vor Beginn des Etatsjahres nach folgenden 
Grundfägen durch ein Gefeß feitgeftellt. 9°) 


Art. 70. 


Zur Beitreitung aller gemeinjchaftlichen Ausgaben dienen zunächſt 
Die etwaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre, jowie die aus den Zöllen, 
den gemeinjchaftlichen Verbrauchziteuern und aus dem Poſt- und 





”* Siehe hiezu Nr. VI der Ziff. III 8 5 bes Berl. Vertr. vom 23. 
November 1870 und 8 7 Ubi. II des Reichs⸗Geſ. vom 22. Aprit 1871 über bie 
Einführung norddeutſcher Bundesgeſetze in Bayern, nad welchem e3 in Bayern 
(an Stelle des 8 4 des Einf.⸗Geſ. zum R.-Str..Gei.-B.) bis auf weiteres bei den 
einfchlägigen Beltimmungen des Militärftrafrechts (ein. —* des Mil.Str.Geſ.B. 
vom 20. Juni 1872, b. 9, 418) ſowie bei onftigen gefeblichen Vor⸗ 
fhriften über das Standredht jein Bewenden hat. ©. biezu Anm. 97. 

) Siehe oben 88 21—25: das Neichäfinanzweien. ©. 58 ff. 

» Durch Geſeß vom 29. Februar 1876 (Web. 11, 443) ift beitimmt: 
„Das Etatsjahr für den Reichshaushalt beginnt (vom 1. April 1877 ab) mit dem 
1. April und jchließt mit dem 31. März jeden Yahres.“ 

9 Bezüglich des Militär-Etats für Bayern |. Schlußbeftimmung gum 
XII. Abſchn. der Reichs⸗Verf. 

998 gneber bie Feſtſetzung des Reichöbudget3 im Wege der Geſetzgebung |. Lab. 3, 
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Zelegraphenweien fließenden gemeinfchaftlidden Einnahmen. Inſo⸗ 
weit diejelben durch diefe Einnahmen nicht gededit werden, find fie, 
jo lange Neichfteuern®s) nicht eingeführt find, durch Beiträge 9) der 
einzelnen Bundesftaaten nad) Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, 
welche bis zur Höhe des budgetmäßigen Betrages durch den Reiche: 
fanzler ausgefchrieben werden. 


Art. 71. 


Die gemeinschaftlichen Ausgaben werden in der Regel für ein 
Sahr bewilligt, können jedoch in befonderen Fällen auch für eine 
längere Dauer bewilligt werden. 

Während der in Art. 60 normierten Webergangszeit iſt der 
nad Titeln geordnete Etat über die Ausgaben für das Heer dem 
Bundesrate und dem Reichstage nur zur Kenntnisnahme und zur 
Erinnerung vorzulegen. 


Art. 72. 


Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Reichs ift durch 
den Reichsfanzler dem Bundesrate und dem Reichstage zur Ent- 
laftung jährlich Rechnung zu legen. 


Art. 73. 


In Fällen eines außerordentlicdyen Bedürfniſſes kann im Wege 
der Reichsgeſetzgebung die Aufnahme einer Anleihe, ſowie die Ueber- 
nahme einer Garantie zu Laften des Reiches erfolgen. 


Shlußdefimmung zum XII. Abſchunitt. 


Auf die Ausgaben für das bayeriſche Heer finden die Art. 69 
und 71 nur nad) Maßgabe der in der Schlupbeitimmung zum XI. 
Abſchnitt erwähnten Beitimmungen des Vertrages vom 23. November 


») Durch 8 8 bes Bolltarifgeieped vom 15. Zuli 1879 reip. 24. Mai 1885 
(eb. 17, 183) ift beitimmt, daß derjenige Ertrag der Zölle und ber Tabatffteuer, 
welcher die Summe von 130 Millionen Marl in einem Sabre überfteigt, den 
einzelnen Bundesftaaten nad) Maßgabe der Bevölkerung, mit welcher fie zu den 
Datrilularbeiträgen herangezogen werden, zu überweilen if. Hiezu |. Geſ. vom 
16. April 1896 (M.⸗G.⸗Bl. 103) Berwendung überjchüffiger Reichseinnahmen zur 
Schuldentilgung, durch welches Die Verminderung der Reichsſchulden angeitrebt und 
behufs befierer Ermöglihung einer —— — derjelben die erwähnte Summe von 
130 Mil. für bas Jahr 1896,96 auf 143 Mill. erhöht wird. ©. oben 821 ©. 61f. 

Siehe ferner bezüglich foldyer u eberweifungen an die Einzelitanten auch 
das Reichöitempelgejeg vom 3. Juni 1885 8 44 (eb. 17, 279) unb das Brannt- 
weinfteuergejeg vom 24. Juni 1887 bezw. 17. Juni 1895 8 39 (R.Geſ.⸗Bl. 
von 1895 ©. 290). 

»9) Ueber Reichsſteuern ſ. oben 8 22: „Die NReichdeinnahmen“ und Lab. 2, 


**) Yeber Matrifularbeiträge |. Lab. 2, 931-938. 
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1870 und der Art. 72 nur infoweit Anwendung, als dem Bundes- 
tate und dem Reichstage die Uebermweifung der für das bayerifche 
Heer erforderlihen Summe an Bayern nachzuweiſen ift. 


XIII. Schlichtung von Htreitigkeiten und Strafbeſtimmungen. 


Art. 74.) 

Jedes Unternehmen gegen die Eriftenz, die Integrität, die 
Sicherheit oder die Verfaſſung des deutſchen Reichs, endlich die Be⸗ 
leidigung des Bundesrates oder des Neichstages, einer Behörde oder 
eines öffentlichen Beamten des Reich, während dieſelben in der 
Ausübung ihres Berufes begriffen find oder in Beziehung auf ihren 
Beruf, durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, bildliche oder andere 
Darftellung, werden in den einzelnen Bundesitaaten beurteilt und be- 
ftraft nad Maßgabe der in den letteren beftehenden oder künftig in 
Wirkſamkeit tretenden Gejeße, nach welchen eine gleiche gegen den 
einzelnen Bundezftaat, feine Verfaſſung, feine Kammern oder Stände, 
feine Kammern⸗ oder Ständemitglieder, feine Behörden und Beamten 
begangene Handlung zu richten wäre. 


Art. 75.98) 


Für Diejenigen in Art. 74 bezeichneten Unternehmungen gegen 
das deutſche Reich, welche, wenn gegen einen der einzelnen Bundes- 
ftaaten gerichtet, als Hochverrat oder Landeöverrat zu qualifizieren 
wären, ift Das gemeinichaftliche Dber-Apellationsgericht der Drei 
freien und SHanfeftädte in Lübeck die zuftändige Spruchbehörde in 
eriter und letter Inſtanz. 


) Un die Stelle des Art. 74 find jept die Beſtimmungen be3 II. Teils 
Abſch. I, II, III, V (88 80 ff), XIV (88 196 und 197 mit 38 186 f.) 2c. des 
Neich3-Str.-Gej.-B. getreten und fann daher diejer Artikel nunmehr als gegen- 
ſtandslos gelten. Ofr. auh 8 4 des Einf.-Gel. zum Neich3-Str.-Gej.-B. vom 
31. Mai 1870, welcher jedoch gemäß 8 7 Ubf. 2 bes Geſetzes vom 22. April 
1871 „die Einführung norbdeuticher Bundesgeſetze in Bayern“ im Königreiche 
Bayern nicht gilt. In Bayern gelten ftatt des Tebtgenannten 8 4 die Beitim- 
mungen des Militärftrafgejegbuches vom 20. Juni 1872, bei. 88 165—158 und 
160 (Web. 9, 417 ff.) und des Standrechtes (cfr. & 16 des Neichd-Ger.-Berf.-Gei. 
und Art. 441—456 des bayer. Str.-Gei.-B. von 1813 Teil II, Web. 1, 413 ff., 
desgl. Hiezu Art. 2 Nr. 1, Art. 3 Nr. 12 und Art. 6 des Ausf.Geſ. zur Strafe 
Proz.Ordn. vom 18. Auguſt 1879, Web. 18, 194 f.) 


©. auh Anm. 9%. 

») Auch Urt. 75 Hat feine Giltigleit mehr. Cfr. i 136 Abf. 1 Ziff. 1 
des Reichs⸗Ger.⸗Verf. Geſ. vom 27. Januar 1877, (Web. 11, 735), nach welchem 
„in Straffahen das Reihsgericht zuftändig iſt für die Unterfuhung und 
Enticheidung in erfter und letzter Inftanz in den Fällen des Hochverratd und bes 
Landesverrats, infoferne dieje Verbrechen gegen den Kaiſer oder das Neich gerichtet 
find.” Ebenſo ift nah) 8 12 des Geſetzes vom 3. Zuli 1893 gegen den Berrat 
militärischer Geheimniſſe (Web. 22, 198) „für die Unterfuhung und Enticheidung 
in erfter und legter Inſtanz in den Fällen der in den 88 1 und 3 (dieſes Geſetzes) 
vorgeſehenen Yällen das Keihsgericht zuftändig.” — 
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Die näheren Beftimmungen über die Buftändigfeit und das 
Verfahren des Über-Appellationsgerichts erfolgen im Wege der 
Reichsgeſetzgebung. Bis zum Erlaſſe eines Reichsgeſetzes bewendet 
es bei der ſeitherigen Zuſtändigkeit der Gerichte in den einzelnen 
Bundesſtaaten und den auf dag Verfahren dieſer Gerichte ſich be= 
ziehenden Beftimmungen. 

Art. 76. 


Streitigkeiten zwiſchen verfchiedenen Bundesftaaten, ſofern Die= 
jelben nicht privatrechtlicher Natur und daher von den kompetenten 
Gerichtsbehörden zu entjcheiden find, werden auf Anrufen des einen 
Zeild von dem Bundesrate erledigt. 9) 

Berfafungsftreitigkeiten in ſolchen Bundesſtaaten, in deren Ver- 
fafjung nicht eine Behörde zur Enticheidung folcher Streitigkeiten be- 
jtimmt iſt, Hat auf Anrufen eines Teiles der Bundesrat gütlich aus⸗ 
zugleichen oder, wenn das nicht gelingt, im Wege der Reichsgeſetz⸗ 
gebung zur Erledigung zu bringen. 


Art. 77. 


Wenn in einem Bundesitaate der Fall einer Juſtizverweigerung 
eintritt, und auf geſetzlichen Wegen ausreichende Hülfe nicht erlangt 
werden kann, fo liegt dem Bundesrate ob, erwieſene, nad) der Ber- 
faffung und den beitehenden Gejeßen des ketreffenden Bundesſtaates 
zu beurteilende Bejchwerden über verweigerte oder gehemmte Rechts⸗ 
pflege anzunehmen, und darauf die gerichtliche Hülfe bei der Bundes⸗ 
regierung, die zu der Beſchwerde Anlaß gegeben hat, zu bewirken. 


XIV. Allgemeine Befimmungen. 
Art. 78.100) 


Veränderungen der Verfaſſung erfolgen im Wege der Geſetz⸗ 
gebung.101) Sie gelten als abgelehnt, wenn fie im Bundesrate 
14 Stimmen gegen jich haben. 


»*) Siehe hiezu Seydel, Comm. ©. 253 f. 

Nicht Hieher gehören die Streitigfeiten über den Vollzug bed Gothaer Ver⸗ 
trages vom 15. Juli 1851, welcher nad Biff. III des Zerfailler Schlußprotokolls 
vom 23. November 1870 in allen jeinen Zeilen fortdauernde Geltung hat. Es 
hat demgemäß auch bei der Beſtimmung des 8 12 desjelben (Web. 4, 272) über 
Die ſchiedsrichterliche Entſcheidung fein weiteres Verbleiben. 

Cfr, au Art. 3 Abſ. 4 der Reichs⸗Verf. 

3200) Bu Urt. 78 |. die ausführlichen lichtvollen Erörterungen in Seybel, 
Comm. ©. 257 ff., ſpeziell ©. 267 f. und ©. 276 ff.: „Ver Urt. 78 in ber 
bayerijchen Abgeordnetenlammer”. 

1) Berfaffurgsänderungen im Sinne dieſes Artikels find ſowohl die- 
jenigen Aenderungen ber Reichöverfafjungdurfunde, durch welche die Zuftändigfeit 
des Neiches und reip. feiner Geſetzgebung überhaupt geändert — fei e8 er- 
weitert ober beichräntt — wird, als auch diejenigen, Durch welche fpeziell Sonder- 
rechte der Einzelftanten, welche in der Neichsverfaflung Aufnahme gefunden haben, 
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Diejenigen Vorfchriften der Neichsverfaffung, durch welche be- 
ftimmte Rechte einzelner Bundesftaaten in deren Verhältnis zur Ge- 
famtheit fejtgeftellt find, können nur mit Zuftimmung 102) des berech- 
tigten Bundesſtaates 102) abgeändert werden. 








eine Uenderung (jet es Aufhebung, Einſchränkung oder aud Erweiterung) erfahren 
follen. Bezüglih aller diejer Ubänderungen — ſowohl derjenigen nach Abſ. 1 
als der nach Abi. 2 des Art. 78 — gilt die Beftimmung, daß fie ald abgelehnt 
zu betrachten find, wenn fie im Bundesrate 14 Stimmen gegen fi) haben. Be- 
üglich der Abänderung von Sonderrechten gilt aber außerdem nod die 
— Vorſchrift des Abſ. 2 1. c., daß dieſelbe nur mit Zuſtimmung des 
berechtigten Bundesftaates erfolgen darj. (Aus dem Wort „berechtigt“ ift endlich 
noch erſichtlich, daß fich letzteren Falles dieſe Abänderungd-Abjicht auf eine Auf- 
hebung oder Einſchränkung des betr. Sonderredhtes beziehen muß.) 


Sind Sonderrechte nicht in die Reichsverfaſſung aufgenommen, fo ift ihre 
etwaige Abänderung feine NAenderung der Berjaffung, unterliegt daher folchen 
Falles der Beſtimmung des Art. 78 Abi. I der Reich3-Berf. nicht, wohl aber ift 
zu ihrer Abänderung oder Bejeitigung in gleicher Weile die Zuſtimmung des be- 
rechtigten Bundesftaates erforderlich in analoger Anwendung des Art. 78 Abſ. II 
l. c. Es dürfte fich die aus der Natur des Vertragsverhaͤltniſſes ergeben, auf 
Grund befien diefe Sonderrechte ftatuiert wurden und welches nur mit Zuftimmun 
des Berechtigten eine Abänderung des diesbezüglichen Uebereintommend und der durd 
legtere8 gewährten Berechtigungen geftattet. Vergl. hiezu Pröbſt 118, Anm. 3 
u it, 78 der Reich3-Berf.; —* oben 8 8 zu Ib, ©. 8 und Lab. 1, 106, 

nm. 3. 

Die Enticheidung der Bor frage, ob eine Angelegenheit unter Art. 78 falle oder 
nicht, dürfte infoferne und infomweit in gleicher bezw. analoger Weiſe zu behandeln fein, 
als in dieſer Enticheidung über die Borfrage zugleich eine ſolche über die Angelegen- 
heit jelbft im Erfolge gegeben wäre, alfo die Enticheidung diefer Borfrage zugleich als 
ein weſentlicher Zeil der Entioebung in der Hauptfrage erjcheint. Denn anderen 
Falles, d. H. wenn man eine jolche Vorfrage ftet3 und ausnahmslos lediglich ala 
eine einfache „Frage der Gejchäftäbehandlung” betrachten und demgemäß durch 
einfachen Mehrheitsbeſchluß erledigen würde, fönnte die Beltimmung des Urt. 78 
vielfah umgangen und fpeziell Abſ. II desjelben für die Berechtigten illujorifch 
gemacht werden, ficherlich jedenfalls daun, wenn die Borfrage, ob Verfaſſungs⸗ 
änderung 2c. vorliege, verneint und demgemäß bie Beobadtun der Sautelen des 
Art. 78 bei der Beichlußfaffung über die Sache jelbft in Wegfall kommen würde. 


Vergl. hiezu Pröbſt ©. 118 Anm. 2 zu Art. 78 und ©. 55 Anm. 7 zu 
rt. 7. 


om Diefe Zuftimmung wird ausichließlih nur im YBundesrate von dem 
Bertreter des betr. Staates, d. h. dem Bertreter des Lanbesfürften dieſes Staates 
als ded Inhabers aller Rechte der Stantdgewalt erteilt. Da diefer Vertreter den 
Fürften de3 betr. Landes in der gemeinfamen Ausübung der Landeshoheitärechte 
im Qundesrate vertritt, jo ift er au nur an die Jnftrultion dieſes Fürſten ge- 
bunden und nur ihm verantwortlid. Einer Genehmigung diefer von dem Nandes- 
fürften an den Vertreter erteilten Infteultion feitens des Landtages bedarf es in 
Bayern nicht, jedoch ift hiezu nach Art. IV des BRinifterverantworstichteite.Beiepes 
vom 4. Juni 1848 (Web. 3, 690) die Gegenzeichnung des betr. Miniſters er- 
forderliid. ©. oben ©. 84 f. und ©. 86. 

Dabei ift zu betonen, daß der Art. 78 der Neich3-Berf. von Aenderungen 
der Berfafjung des Reiches (nicht der einzelnen Bundesftaaten) jpricht und daß, 
wenn nah Vorſchrift des Art. 78 Abi. 1 Hiezu der Weg ber Gejepgebung 
einzuſhlagen ift, dieſe Tegtere nur die Reſich Sgeſetzgebung jein kann. Die Geſetz⸗ 
gebung des Reiches wird aber nicht durch die Gejepgebungsfaltoren der Einzel- 
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ftaaten, jondern nad) Art. 5 der Neichö-Berf. Durch den Bundesrat unb den 
Neichdtag ausgeübt. 

Nach Art. 6 1. c. beftehbt nun der Bundesrat aus den Vertretern der 
Mitglieder des Bundes; Mitglieder des Bundes im Sinne diefes Artikels 
find aber die Bundesfürften, als die Zräger der Krone und die Inhaber ber 
Hoheitsrechte ihres Landes, nicht aber die Zandesvertretungen oder die Landtage 
ber Einzelftaaten: alfo hat die Landeögejeßgebung reip. Die Zuftimmung ber Land- 
tage der einzelnen Bundesftaaten auf diefem @ebiete, d. h. bei der Geſetzgebung 
im Sinne des Art. 78 der Reichd-Berf., feinen Platz. — Webrigend haben bie 
Zandtage der Einzelftaaten mit der Annahme der ganzen Reichsverfaſſung auch 
den Art. 78 derjelben angenommen und genehmigt, demgemäß auch ihre Zuftunmung 
dazu erteilt, daß die im Bundesrate abzugebende Erflärung nach Abi. 2 des ge- 
nannten Artikels ohne ihr eigenes Zuthun erfolgt. 

Endlich ericheint und durch die Notwendigkeit der oben erwähnten Minifter- 
Gegenzeichnung und die hieraus fließende Minifter-VBerantwortlichkeit ein genügender 
verfaffungdmäßiger Schuß dafür gegeben, daß Sonderredhte — ganz abgejehen von 
der eigenen fräftigen und forgjamen Wahrung berjelben burch die Lanbdesfürften 
ſelbſt — nicht ohne die triftigften Gründe ganz oder auch nur teilweije aufge 
geben werden. 


Zum Schluſſe möchten mir bezüglich der bier beiprodhenen Trage auch 
noch auf den Tit. II 81 der baye riſchen Verfaſſung hinweifen, welcher lautet: 


„Der König iß das Oberhaupt des Staates, vereinigt in ſich 
alle Rechte der Staatsgewalt und übt fie unter den von Ihm ge⸗ 
gebenen in der gegenwärtigen Berfaffungsurfunde feftgejebten Beitimmungen 
aus,” 

Der Wille des Landesfürften in einem Tonftitutionellen Staate wie Bayern 
ift wohl in gewiſſer Beziehung dadurch beſchränkt, daß er in den durch die Ver⸗ 
foffung ſelbſt bezeichneten Angelegenheiten an die Zuftimmung der Bolfövertretung 
ober de Zandtages gebunden iſt. Allein ſoweit dieſe verfafjungsmäßige Ein- 
ſchränkung nicht gegeben ift, ericheint der Landesfürſt völlig frei in der Ausübung 
aller ihm gebührenden Rechte der Staatögemwalt. 


In der bier erörterten Riguns kennt die bayeriſche Verfaſſung feine Ein- 
ſchränkung des landesfürſtlichen Willens, ein nach dieſer Richtung zu Art. 78 der 
Reichsverfaſſung in der bayeriſchen Abgeordnetenkammer ſeinerzeit geſtellter An⸗ 
trag fand feine Mehrheit. Alſo ſteht der vorerwähnte Satz (Tit. II 8 1) der 
bayeriihen Verfaſſungsurkunde nicht nur nicht im Widerjpruche mit der hier auf« 
eitellten Behauptung (de3 Nichterfordernijjies der Buftimmung der bayerijchen 
Aandeövertretung zu der nad Art. 78 Abſ. II der Reichs⸗Verf. abzugebenden 
Erllärung „bes berechtigten Bundesftaates“ im Bundesrate), jondern beitätigt viel- 
mehr diejelbe erſt recht in ihrer Anwendung auch auf die bayeriiche Verfaſſung. 

Giehe hierüber Näheres in der bereit bei Anm. 100 erwähnten Abhand- 
fung von Seydel, Comm. S. 263—287. 

Vergl. auch Riedel, Comm. ©. 163 und 164. 


Gerner oben 8 9: Der Bundesrat und 8 33 Biff. 6 der jpeziellen Be⸗ 
engen für Bayern in Bezug auf das Verhältnis ber Einzeljtaaten zum 
eiche. 
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III. Ibſchnitt. 


Das KHönigreih Bayern*) 
g 36. 
Ginleitung: 1) 


Wie wir im Jahre 1896 das 25jährige Jubiläum der Wieder- 
aufrichtung des deutſchen Reiches gefeiert haben, jo giebt dieſes Jahr 
auch noch Beranlaffung zur Feier der Erinnerung an ein anderes 
Jubiläum: an die neunzigſte Wiederkehr des Geburtstages des 
Königreihes Bayern. 

30 Sahre find e8 am 1. Januar 1896 geweſen, ſeitdem unfer 
erlauchtes Haus Wittelsbach die bayerifche Königs krone trägt. 

Wir önnten daher dieſem Abjchnitte feinen befferen Eingang geben 
ala den Hinweis auf dieſes hochwichtige Ereignis in unferer vater- 
ländiſchen Geſchichte. 

Auf Grund des Art. VII des zwiſchen Frankreich, Bayern und 
Deſterreich abgeſcheſſenen Friedens von Preßburg vom 26. Dezember 
1805 (Web. 1, 111 Anm. **) nahm der Kurfürſt Marimilian IV. 


*) Litteratur: dv. Seydel: Bayeriſches Staatsrecht (große Ausgabe) 2. Auflage, 
3 Fe A n gesiſterband 1895/96 (cit. Seyd. 1, 2 ꝛ⁊c. mit Seiten⸗ 
iffer, z. B. ). 

⸗ v. Bar" a) Lehrbuch des bayeriichen Bertaflung Bi, — Auflage 
cit. Bdz 


Verf.) 
b) " „ n Berwaltungsrechtes 
(eit. Pozl Verw.) 
c) Sammlung der bayeriſchen Verfafſungsgeſetze 
(cit. Bözl 8.-G.) 
Brater: Berfaffungs-Urkunde von Bayern (cit. Brater 8.-U.). 
Eitoty: Serfoffungs-Arhinde Bayerns. 1894 (cit. Piloty 8.-U.). 
tengel: Die Berfaflungs-Urfunde des Königreichs Bayern. 1893 
(eit. Stengel 8.-U.). 


Bayerifhe Verfaſſungs⸗Urkunde mit Anhang. Bamb. 1879 
(cit. V.U. B.). 
Weber: Neue Gejet- und Verordnungen-Sammlung für das König⸗ 
rei Bayern, 22 Bände und 1 Anhangband (cit. Web. 1, 2 ꝛc.). 
Bamberger Sammlung: Bayerns Geſetze und Geſetzbücher, Buchner- 
{he Buchhandlung, 32 Bände und 8 Ergänzungs⸗Bde. (cit. Banıb. 1 :c.) 
Brill: Handbuch des bayerifhen Staatäbürgerd. 1895/96. 
18978 gis: Handbuch der inneren Verwaltung im diesrhein. Bayern. 
Behmann-Brettreih: Wirkungskreis der bayerischen Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörden 1892, 2 Bde. (cit. B.-Br. 1 zc. und Seitenzahl). 
' S ab) Imann: Handbuch für Landgemeindeverwaltungen. 1895 
cit. Stad.). 
U. Geib: Handbuch für die Semeindebehörden der Pfalz zc. zc. 


1) Seyd. 1, 93 ff. und 97 ff. Pözl Verf. 8 12 ff. ©. 21 ff. 
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Sojeph von Bayern den Königstitel an und in der königlichen 
Proflamation vom 1. Januar 1806 murde dem baverifchen Lande 
verfündet, daß „der bayeriſche Staat ich zu feiner urjprünglichen 
Würde emporgehoben habe”.2) 


Diefe Erhöhung des bayerifchen Kurfürjten zum fouveränen 
König blieb aud) nicht ohne Einfluß auf die innere Verfaſſung; fie 
war das Grab der damaligen landftändiichen Verfaſſung. Am 
25. Mai 1808 wurde „die Konftitution für das Königreich Bayern 
vom 1. Mai 1808" publiziert,®) welche am 1. Oktober desfelben 
Jahres zur Einführung gelangen follte. Nach berjelben wurde eine 
„Rationalrepräfentation” zur Vertretung des ganzen Königreiches ein- 

eſetzt; überall im Staate follte nach gleichen Geſetzen Recht ge= 
rochen, nach gleichen Grundſätzen verwaltet und überall follten 
gleihe Steuern erhoben werden ꝛc. ıc. 


Die erwähnte Landesvertretung ift aber niemals ing Leben ge- 
rufen worden, aud) im Webrigen genügte die Konftitution von 1808 
den Bedürfniflen und den Wünfchen im Lande in feiner Weife. Doch 
ruhte angeficht3 der friegerifchen Lage der damaligen Zeit jede des— 
bezügliche gejeßgeberifche Thätigkeit bi8 zu dem im Jahre 1814 er- 
folgten Sturze Napoleons. 


Schon im September 1814 erging eine Anordnung des 
Könige auf Durchficht der mehrgenannten Konjtitution von 1808 
unter gleichzeitiger Einfegung eines fogenannten Reviſionsausſchuſſes, 
welcher feine Arbeit nad) den ihm vom Könige gewordenen Diref- 
tiven im Januar 1815 vollendete. Diefer erſte Entiwurf wurde von 
dem damaligen Kronprinzen Ludwig (ipäteren König Ludwig I.) 
eigenhändig mit eingehenden Bemerkungen verjehen, welche den König 
veranlaßten, den Entwurf mit diefen Bemerkungen nochmals der Re⸗ 
viſionskommiſſion zur „Revifion und Diskuſſion“ unter Berückſich⸗ 
tigung diefer Bemerkungen zu übergeben. Nach zirka zweijähriger 
Pauſe wurde Anfangs 1818 die Frage über die Weiterführung 
der Berfaflungsverhandlungen vom Könige wieder in den Vorder: 
grund gefchoben. Die diesbezüglichen Beratungen wurden nun von 
einer aus den Miniftern und aus Staatsräten bejtehenden Kom— 
million am 26. Februar 1818 begonnen. In 30 Sigungen wurden 
die betreffenden Verhandlungen durchgeführt. In der leten (30.) 
Sitimg vom 22. Mai 1818 führte der König jelbit den Vorfig, lauch 
waren die beiden Prinzen Ludwig (Kronprinz) und Karl zugegen], 
und erteilte den 10 Titeln der Verfaſſung durch Unterjchrift des 
Protofolles die fönigliche Santtion. *) 


Web. 1, 160 
Seyd. 1, 104. 


Pohl, Sandbad, I. 9 


Reg. Bl. on 8. Web. 1, 111. 
4 ” 





130 8 37. Der König. 


Die Berfaffungsurfunde wurde nun — mit Fertigung d. d. 
Münden 26. Mai 1818 — durch das Gefeßblatt (S. 101 ff.) ver- 
fündet. 5) 

Unterm 30. Mai 1818 erklärte Kronprinz Ludwig öffentlich, 
daß er „die neue Verfaſſung ala ein bindendes Staatsgrundgejeh an⸗ 
erkenne.“ Run erfolgte auch die Veröffentlihung der zu ihr gehörigen 
Beilagen und Anhänge. Sp war ein Wert geichaffer das — ganz 
befonder8 Dank dem Eingreifen des damaligen Kronprinzen Ludwig — 
die unbeftreitbare Grundlage der ſpäteren verfaſſungs- und ftaatsrecht- 
lihen Entwidlung Bayerns geworden ift und zu dem herrlichen Bau 
führte, in welchem jetzt das bayerische Volt — in Treue feit und 
unentwegt zu feinem erlauchten —*— Wittelsbach ſtehend — geſchützt 
nach Außen und Innen in behaglicher Zufriedenheit wohnt, unter 
fortwährendem Anwachſen ſeines Wohlſtandes ruhig fortbauend an 
ſeinem unabänderlichen Ziele: der ſtetigen Mehrung des Ruhmes und 
des Glanzes des baperilchen Baterlandes und des von feinem Wolfe 
aufrichtig geliebten bayerijchen Königshauſes, nicht minder wie am 
mächtigen Emporblühen des gemeinjamen deutichen Vaterlandes. 


Kapitel L 


der König, die Shronfolge, die Reichsverweſung und bas 
Staatsgebiet. 


837. 
Der König.“) 


Das Königreich Bayern iſt ein ſouveräner monarchiſcher 
Staat nad) den Beitimmungen der VBerfaffungzurfunde vom 26. Mai 

.9) 

Der König iſt das Oberhaupt des Staates, vereinigt in ſich 
alle Rechte der Staatsgewalt und übt ſie unter den von Ihm 
gegebenen in der Verfaſſungsurkunde feſtgeſetzten Beſtimmungen aus. 


.„Seine Perſon iſt heilig und unverletzlich.) An all 
dieſen Beſtimmungen des Tit. I und Tit. I {8 1 der Veifaſſungs⸗ 


*) ®eb. 1, 578—710: die Verfaffungdurfunde mit Beilagen zc. und Web. 
1, 733: Modififation für die Pfalz vom 5. Oktober 1818. 

Bamb. 7. Erg.-Bb. 21. Kgl. Familienftatut und fonftige Ver⸗ 
faffung3novellen Bamb. 7, Erg.-Bb. 625 ff. 

Bei. das iogen. Berfaffungsverftändni3 von 1843: 

Bamb. 7. Erg.-Bb. 665 unb Web. 8, 477 ff.; ferner die Erläuterungen 
zur Verf.-Urk. im Landtagsabſchied vom 22. Juli 1819: Web. 3, 7 f. 

x db. 1, 169 fi. Bözl, Verf. 8 148 a ©. 389 ff. Eine Ueberſicht 
jämtlicher Regenten Bayernd aus dem Haufe Wittelsbach |. Web. Anhangband 
ER Sei. TI 181 

‚Urt, Lit. . 

d „ 1181. 
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urfunde wurde, wie oben ausführlicher erörtert worden ift, durch den 
Beitritt Bayerns zum Deutſchen Reiche Nicht geändert; der König 
von Bayern ift nach wie vor Souverän. ®) 


Die an und für fi) unteilbare Souveränität ift dem 
Könige von Bayern um fo mehr geblieben, ala ja der deutſche Kaifer 
nicht „Souverän” des Deutjchen Reiches ift, fondern nur der Inhaber 
des Bundespräfidiums. %) 


Als Souverän ijt der König von Bayern unverantwortlich, da 
niemand über ihm jtebt. 


Seine Heiligkeit und Unverletzbarkeit bringt es mit fi, daß 
nad) $ 80 des Neich3-Str.-G.-3. nicht blos der Mord, fondern auch 
der am König verübte Mordverſuch als Hochverrat mit dem Tode 
beitraft wird, wie auch durch 88 81—86 und 8 94 des Reichs⸗Str.⸗ 
Geſ.⸗B. andere Unternehmungen gegen des Königs Leben, Gefundbeit, 
Freiheit oder Herrichaft ala Hochverrat mit fchweren Strafen bedroht 
find, auch Beleidigungen gegen den Souverän mit härteren Strafen 
belegt werden. 5) 


Die Herrſcher-Rechte des Königs als foldden find dreierlei. 
1) Hoheitsrechte, 
2) Ehrenrechte, 
3) Vermögensrechte. Zu diefen Herricher-Nechten kommen auch 
4) die Familienrechte al3 Oberhaupt des tgl. Haufes. 


ad 1) Hoheitsrechtefind alle diejenigen Rechte und Befugnifje des 
önigs, welche ihm kraft Beſitzes der Krone als Inhaber 
der Staatögemwalt zuftehen, welche alfo Ausfluß der Staats⸗ 
ewwalt find und nur in diefer ihren Urſprung, ihre Duelle 
Baben. Die detaillierte Aufzählung aller diejer einzelnen 
Hoheitzrechte würde zu weit führen: ihrer find jo viele, als 
e8 Aufgaben gibt, welche der Staat zu erfüllen hat. Sie 
laſſen fi) im Großen und Ganzen unterbringen in folgenden 
fieben Gruppen :*) 
a. Rechte der Vertretung des Staates (3. B. anderen Staaten 

gegenüber, überhaupt nach Außen), 

b. Rechte der Geſetzgebungshoheit, 
c. Rechte der Juſtizhoheit, 


®) Bal. oben 88 32—34: Verhältnis Bayerns zum Deutihen Reich, und 
8 35 Anm. 9 Ubi. 3 ©. 91. 

*) Vgl. oben 88 „Der Kaifer” ©. 14 ff., ferner 8 32 jowie 8 36a Anm. 4, 
6, 9 und 10 zu Urt. 1 und 2 der Reichs⸗Verf. ©. 95—95. 

9) Dal. 88 95-101 auch 8 94 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. 

*) jleber die „Regierungsrechte des Königs" (formelle und materielle Re⸗ 
gierungsrechte) |. au Pozl 88 158—179: gejepgebende Gewalt, Regierungdgewalt 
reip. Juſtizgewalt, Bolizeigewalt, Kirchenhoheit, Finanzgewalt, Milttärgewalt, Re⸗ 
präfentationdgewalt. 
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d. Rechte der (inneren) Vermaltungs-5*) und Polizeihoheit, 

e. Rechte der Finanzhoheit, 

f. Rechte der Militärhoheit, endlich 

g. das Recht zur Verleihung von Orden und Titeln. 

ad 2) Ehrenrechte®) des Königs find: 

a. Führung des Beimorte® „von Gottes Gnaden“ und des 
Titels „Majeftät" umd der jogenannten großen Zitulatur 
„König von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein, Herzog von 
Bayern, Franken und in Schwaben ꝛc. 2c. 2c.” 

b. Führung des fol. Wappens und Siegels, ſowie der kgl. 
Abzeichen. 

Ueber das fol. Wappen und Siegel |. Verordn. vom 
18. und 31. Dftober 1835. Web. Bd. 3, ©. 40 und 
41 Anm. und vom 5. März 1836 Web. 3, 56, endl. 
Bel. vom 28. Februar 1889 (G.⸗V.⸗Bl. 193 Web. An⸗ 
hangband 1894 ©. 579 Anm. 3). 


M.:E. vom 30. Januar 1837 über die Anbringung 
und Aufftellung fol. Wappen an den Gebäuden mit kgl. 
Amtzfigen. Web. 3, 92, ferner über Titulatur und 
Wappen (nebft einer Tafel mit Abbildungen) Web. An⸗ 
hangband 1894 ©. 576-579; M.:E. vom 27. Zuli 
1837: Hoheitszeichen an den Landesgrenzen Web. 3, 103; 
endlich über Strafe des Mißbrauchs von Wappen Str.⸗ 
Geſ.“B. 8 360 3. 7. 

c. Die kgl. Farben find — wie die Landesfarben — weiß 
und blau (nicht umgefehrt). 

d. Am fchriftlichen Verkehr find die in der Inſtruktion 
vom 1. Januar 1806 (Weber Bd. 1, ©. 111) vorge- 
fchriebenen Formen zu gebrauchen: 

Die Anrede an ©. 8. Meajeftät in Berichten und 
Vorſtellungen beißt: 

„Allerdurchlaucdhtigfter großmädhtigfter König! 
WUllergnädigjter König und Herr!” 

Im Kunterte jchreibt man : 

„Euer königlichen Majeftät" und „Allerhöchſt Diefelbe”. 

Am Schluffe bedient man fich der Subjektionsformel: 

„Allerunterthänigft treu gehorſamſt“. 


’“) Bözl, Verf. ©. 390 und 395 zählt „außer ben aus dem Begriffe ber 
Staatögewalt fliegenden eigentlihen Regierungsrechten“ noch bejonderd die von 
ihm jo genannten „zufälligen Rechte” des StaatSoberhauptes auf, d. h. gewiſſe Rechte, 
welche der König aus bejonderen geihichtlihen Gründen hat, die ihre formelle 
Anerfennung in der beftehenden Geſetzgebung gefunden haben. Als ſolche zufällige 
Nechte benennt er a.den Episkopat für die proteftantiiche Kirche in Bayern (jus 
in sacra) und b. die Lehenherrlichkeit. 

*) Seyd. 1, 173 ff. Pözl, Berf. 8 149 ©. 391 ff. 
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Die Aufichrift Tautet: 

„an Seine Königliche Majeſtät von Bayern“. 

Nah 8 1 der Min.⸗Bek. vom 6. April 1874 (Weber 
Bd. 10, ©. 240) bleiben diefe Formen in Kraft. 

Die Eingaben an den Prinz-Regenten find nad) 
Min.-Bel. vom 12. Juli 1886: Web. 18, S. 121 zu 
formulieren : 

Ueberſchrift: 

„Allerdurchlauchtigſter Prinz und Regent! 
Allergnädigſter Regent und Herr!“ 

Im Konterxte: 

Euere Königliche vohen ... Allergnädigſt ... 


lllerhöchſt ꝛc. ꝛc.“ 
Am Schluſſe: 


„In tiefſter Ehrfurcht 
Eurer Königlichen Hoheit 

allerunterthänigſt treu gehorſamſter“. 
Bezüglich der Eingaben von Bittſchriften an das tg 
Kabinet |. Kab.-Reſtr. vom 25. November 1825, Web. 2, 
254 und Verordn. vom 2. Februar 1826, Web. 2, 339, 
dezgl. Verordn. vom 15. November 1848 Abi. II (Web. 
4, 7): 8. Rabinet3-Sefretariat betr., fiehe auch noch 
Bel. vom 16. März 1808 (Web. 1, 157) und vom 
24. Auguft 1830 (Web. 2, 541) über anonyme Eingaben. 
Endlid |. A.“H.⸗Schr. vom 29. Juli 1886 über Auf- 

hebung des Kabinetz - Sefkretariates Web. 18, 190. 


. Rad) Berordn. vom 27. Yebruar 1806 (Web. 1, ©. 112) 


und 11. Dezember 1811 (Web. 1, ©. 377) ift das 
Kirchengebet für den König zu verrichten und werden die 
Geburt: und Namensfeſte des Königs und der Königin 
gefeiert. Nah Diin.-E. vom 26. März 1853 (Web. 4, 
©. 564 und 565 Anm.) haben die Staatsbeamten und 
Gemeindebehörden dem Gottesdienjte und zwar in 
Orten gemifchter Konfeffion in der Kirche ihrer Konfeſſion 
anzuwohnen. 

Nah Min.-Bek. vom 18. September 1886 (Web. 18, 
©. 217) finden die für die eier der kgl. Geburts⸗ und 
Namenstage geltenden Vorſchriften auch Anwendung auf 
die Geburts⸗ und Namenstage des Prinz-Regenten. 
Ueber Empfangzfeierlichteiten bei Reifen Ihrer Kgl. Maje- 
jtäten |. Döl. Bd.2, ©. 118 und Br. 21, ©. 78, 

Min.:E. vom 23. Mai und 9. Juli 18657: Web. 5, 
©. 61 ff. und ©. 61 Anm. 1, 2 und 3 (ferner: Die 
Normen vom 28. Mai 1857 über das Verhalten der 
Behörden bei den Reiſen von Brinzen und Prinzeſſinnen 
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des fol. Haufes, dann zuewariger Allerhöchſter und 
Höchſter Herrfchaften. Web. 5, ©. 64 f.) 

Die Reihenfolge der Beamten bei derartigen Gele en: 
heiten Fi 2. beſtimmt fich nach der Min.-E. vom 24. 

eb. ©. 300. Den kgl. Behörden reiht ſich der 
—328 mit den Gemeindebevollmächtigten 
an; ferner Min.E. vom 15. Oktober 1866 Web. 6, 
©. 301 Anm. 4 über die Rotare, welche ſich den Bor- 
ftänden der fol. Behörden anſchließen und M.⸗E. vom 
26. Mai 1869 Web. 6, ©. 301 Anm. 5 über die Be⸗ 
irkskommandeure; enblich Min.-E. vom 6. Juni 1871: 
(Beh, 9, 31) über die Regierungspräfidenten und Die 
Oberlandesgerichtöpräfidenten. 


Nah Min.-E. vom 14. September 1872 (Web. 6 
©. 301 Anm. 6) haben außerhalb der Kreishauptftäbte 
die Bezirksamtsvorſtände zu ſämtlichen politifchen Feier⸗ 
lichkeiten einzuladen und zwar jowohl die fgl. Beamten 
wie Die Gemeindebehörden, desgl. kommt ihnen nach Min. 
E. vom 6. Juni 1871 (Web. ö, 31) auch die Einleitung 
bezüglich der den Allerhöchiten Herrichaften anzubietenden 
Aufwartung fämtlicher Behörden (auch der Gemeindebe- 


börden) zu. 
g. Beim Tode des Königs tritt Landestrauer ein; Pa Zrauer- 
ordnung vom 20. Juli 1827. Web. 2, 7 ff., 


Min-E. vom 29. November 1841 Web. 2, S 208 Anm. 
bezüglich der Theater außerhalb Münchens, welche eine 
—* geld ektalen bleiben, und Min.E. vom 5. Februar 
1890 0, S. 90 bezügl. Einftellung der Muſik und 
der Samfoiee im Königreihe auf eine Woche, zivei 
Boden Foftheaterſchluß und Beſtimmung über Trauer⸗ 
geläute, 7 

h. Der König ift vom fol. Hofe d. h. den Mitgliedern des 
Kgl. Haufes, feinem eigenen Hofitaate ſowie den Hof- 
ftaaten der letteren umgeben. Die Hofämter find feine 
Staatsämter. 

i. Der König verleiht die jogen. Mannlehen der Krone. Das 
find die Kronämter: Kronoberſthofmeiſter⸗, Kronoberft- 
fämmerer:, Kronoberſtmarſchall⸗ und Kronoberftpoftmeifter- 


[7 


) Nach Entid. d. B.G.H. vum 17. Februar 1888 Bd. IX ©. 411 if 
die Sorge für ben Bollzug des Trauergeläutes beim Ableben des Könige oder 
eines Mitgliedes der Töniglihen Familie Aufgabe ber einichlägigen irchen> 
emeinfchaften. Die von der Kirchenvorftandihaft mit der Bornahme des Ger 
äutes betrauten Kirchendiener find im Allgemeinen als heregtigt zu erachten, für 
au ng eine Vergütung aus den Mitteln der betr. Kirchenftiftung zu be» 
anipruchen. 


|] 
[) 


f. Min.-E. vom 13. Juli 1809 (We 
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Amt. Diele Aemter find die oberften Würden Des 
Reiches. — 

Web. 1, S. 176: Lehenedilt vom 7. Juli 1808 und 
biezu Neglement vom 28. Juli 1808 über die Kron- 
würden des Reichs, Web. 1, 198, endl. Tit. V8 1 der 
Berf.-Urf. 


. Der König hat die Leibgarde der Hartichiere und feine 


Adjutantur. 

Weiter iſt hieher noch zu bemerfen: 

Berboten find: Dedikationen von Werfen an den König 
oder die Königin ohne befondere Genehmigung: Erlaß vom 
5. Yuguft 1803 Web. 1, 70, desgl. die Qulenbung ſolch 
literariſcher Werke, von Manuſtkripten, Kunſtſachen und 
anderen Gegenſtänden an den König ohne vorherige Ge⸗ 
nehmigung, M.-E. vom 28. Mai 1856 (Web. 4, 741). 
©. auch die bei Pechm. Bd. 1, 125 angeführte Min.-E. 
vom 31. Auguſt 1886. Verboten ift ferner: Abordnung 
von Gemeinde-Deputationen an das kgl. Hoflager ohne 
allerhöchfte Bewilligung 3. 48 der Bollz. » VBorjchr. 
3. Gem.:-Ed. vom 31. Oktober 1837. Web. 3, 119 und 
©. 119 Anm. 35; desgl. überhaupt Abfendung von 
Deputationen ang Hoflager ohne vorher ſchriftlich erbetene 
und erhaltene Erlaubnid. Min.-E. vom 30. Yuguft 1852. 
Web. 4, 539 f. und 539 Anm. 

©. auch Min.-E. vom 17. Juni 1853 (Web. 4, 577) 
über Abordnung von Gemeindedeputationen, welche laut 
Min.-E. vom 25. Juni 1853 auch für Kirchen- und 
Schulgemeinden, desgl. für Kultus: und Unterrichteftif- 
tungen gilt. Für die politifchen Gemeinden iſt jedoch 
na Wegfall der Gemeindekuratel die Min.-E. vom 17. 
Suni 1853 nicht mehr anwendbar, da für politifche Ge⸗ 
meinden die Grundjäge der Gemeindeordnung von 1869 
zu gelten haben. (Web. 4, 577 Anm. **) 

Nah Min.-E. vom 18. Januar 1813 und 20. Januar 
1834 (DöN 2, 135) ift feinem Pfarrer geitattet, die Kol. 
Majeitäten oder einen Prinzen oder eine Prinzejjin des 
tgl. Haufe ohne nachgejuchte und wirklich erhaltene Er- 
laubnis als Paten eines zu taufenden Kindes anzunehmen 
und ins Kirchenbuch einzutragen. 

Verboten find ferner: 

Adreſſen an den König feiten® des Militärs (Web. 2, 
654, Min.-E. vom 28. November 1832) und Adreſſen 
von Schulen (Min.-E. vom 20. April 1833. Web. 2, 
665). Ueber die Berechtigung zum aragen des Poſthorns 

‚1, 292) desgl. 
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zur Tragung der Poftillong-Uniform Min.:E. vom 13. 
Juli 1809, Web. 1, 292 Anm. **; endlich über Livree 
des kgl. Haujes Art. 25 des Pol.⸗Str.⸗Geſ.⸗B., nad 
welchem ftrafbar ift, mer feiner Dienerjchaft die gleiche 
Lioree wie jene des kgl. Haujes gibt oder wer ſolche 
unbefugt trägt. 


ad 3) Bermögensrechte®) des Königs. 

a. Nach Geſetz vom 1. Juli 1834, die Feitfegung einer 
permanenten Civillifte betr. (Web. 2, 735) genießt der König 
eine Givillifte, welche nach $ 7 des Finanzgeſetzes vom 
29. Zuli 1876 auf 4,231,044 Mark feftgefegt wurde. 
Unter der „Civillifte“ ift die Gefamtheit der Anſprüche 
zu verftehen, welde der König al® folder an die 
Staatskaſſe zu erheben hat. Diejenigen Bermögensrechte 
Dagegen, welche er als Brivatperion befigt, erden 
als „Chatullgut” bezeichnet. Bezügl. des lebteren ſ. 
8 2 und 3 Tit. VII des Familienſtatuts vom 5. Auguft 
1819 (Web. 2, 24) und Tit. II 8 1 Abi. I und $ 2 
8. 7 der Verf.Urk., desgl. Gejeg vom 9. März 1828 
(Web. 2, 399). 

Als Inhaber der Livillifte nimmt der König Recht vor 
den ordentlichen Gerichten. Nah Art. 1 des bayer. 
Ausführungsgeletes zur Neich3-Liv.-Proz.-Ordn. vom 
23. Februar 1879 Hat „die Livillifte ihren allgemeinen 
Gerichtsstand vor den Gerichten der Hauptftadt.” — Siehe 
hiezu noch das cit. Gefeg vom 1. Juli 1834 Art. V und 
VI, desgl. IV und VII; ferner Gele vom 11. April 
1843 Erbauung des fogen. Wittelsbacher Palajtes (Web. 

b. Der König genießt vollftändige Steuerfreiheit bezüg- 
ih aller direkten Staat 3fteuern. 

Da Steuern nur von den Unterthanen zu entrichten 
find, wurde diefe Steuerfreiheit als felbitverftändlich er- 
achtet und daher in den Steuergefegen gar nicht mehr er 
wähnt. Vgl. hiezu Urt. 44 Abſ. I 3. 1 der Gem.Ordn. 
Die indireften Steuern werden aud) vom Könige bezahlt. 

c. Bezüglich der Abgaben für dag Weich ift eine folche Be⸗ 
freiung nicht ftatuiert. 

Nur ift durch das BZollgejeg vom 17. November 1837 
$ 23, welcher für Bayern noch giltig ift, bezügl. des Zolles 
bejtimmt: Won denjenigen Gegenftänden, weldje der 


) Seyd. 1, 176 ff. 
Ueber die Bivillifte, fpeziell auch die Laften, melche aus derielben zu be- 
ftreiten find, überhaupt über Bermögensrechte bes Königs |. auch Pözl, Berf. 8 162. 
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König und die Glieder des kgl. Haufes zum eigenen 
Gebrauch einführen, werden die Eingangszölle zwar bei 
dem Bezuge bezahlt, aber jederzeit aus der Zollfaffe wieder 
rüdvergütet (Web. 3, 218). 

d. Der König ift frei von allen fogen. Staatögebühren (vgl. 
näheres hierüber Seyd. 1, 187 Anm. 9, auch Pfaff, Comm. 
zum Gebührengejeg, 3. Aufl. S. 17 Anm. 4). Bezügl. 
der Civillifte |. Art. 3 3.2 des Gebührengejeges von 1892. 


e. Der König genießt nach reich! und landesrechtlichen Be⸗ 
ftinnmungen für fi) und feinen gi volle Freiheit von 
Poſt- und Telegraphengebühren. Seyd. 1, 187 Anm. 10; 
ferner 8 1 des Geſetzes vom 5. Juni 1869 über die 
Portofreiheiten (Web. 8, 150 und 150 Anm. 1); fiehe 
auch kaiſerl. Verordn. vom 2. Juni 1877 (Web. 12, 110) 
über gebührenfreie Telegramme. 


. Was die Ubgaben an die Gemeinden anbelangt, jo ift zu 
unterjcheiden zwilchen den &emeindeumlagen und den 
übrigen gemeinblichen Abgaben. Bon lebteren ift der 
König und fein Hof (auch das Staatsgut) nicht befreit; 
die Gemeindeumlagen find dagegen vom Könige, vom kgl. 
Hofe, kgl. Eigentum (und vom Staatsgute) nur infoweit 
zu entrichten, ala Direkte Steuern bezahlt werden, da nach 
Art. 43 Abſ. I der Gem.Ordn. „umlagenpflichtig alle 
Diejenigen find, welche in der Gemeinde mit einer Direften 
Steuer angelegt find, auch wenn fie nicht im Gemeinde» 
bezirfe wohnen.” Demnach ift auch die Beitimmung des 
Art. 44 Abi. I Ziff. 1 der Gem.⸗Ordn. eigentlich als 
ganz felbftverftändlich zu betrachten, da ja der König 
feine direkte Haus- und Grundſteuer zu bezahlen hat. (cfr. 
Send. 1, 188 jpez. Anm. 13.) 


ad 4) Die Familienrechte 9) des Königs. 
Diefelben find durch das Familienſtatut vom 5. Auguft 
1819 geregelt.1) Diefe Yamilienrechte entfpringen den 
Berfaffungsbeftimmungen über die Thron- und Erbfolge, aus 
denen fi) naturgemäß ergibt, daß der König als oberſter 


* 


) Seyd. 1, 202 ff. 

10) Kgl. Familienftatut vom 5. Aug. 1819: 

Web. 3, 19 ff.; Bamb. 7. Erg.-Bd. 626. 

Tit. 1 8 1: das königliche Haus begreift: 

a. alle Bringen und Brinzeilinnen, welche von dem Könige oder von einem 
Deicendenten des gemeinfchaftlihen Stammvaterd des Kol. Hauſes 
durch anerlannte ebenbürtige rechtmäßige Ehen in männlicher Linie 
abftammen, 

b. die Gemahlinnen ber kgl. Prinzen und ihre Witwen während ihres 
Witwenftandes. 
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Wächter der Verfaſſung auch das Recht haben muß, über 
die kgl. Familie entiprechende Gewalt auszuüben. 

Dieje Familiengewalt tft im Tit. IS 2 des Familienſtatuts noch 
ganz ausdrüdlich begründet worden. 

Demgemäß fteht nach Tit. IV des Fam.-Statuts dem Könige 
die Befugnis zu, Einficht von der Erziehung aller Bringen und Prin- 
zejlinnen feines Haujes zu nehmen und darf ſich fein Prinz und 
feine Pungeſin des kgl. Hauſes ohne ausdrückliche Genehmigung in 
einen fremden Staat begeben. 

Ueberhaupt ſteht nach Tit. IV 8 3 1. c. dem Monarchen zu, alle 
zur Erhaltung der Ruhe, Ehre, Ordnung und Wohlfahrt des kgl. 
Hauſes dienlichen Maßregeln zu ergreifen. — Auch darf kein bayer. 
Prinz und feine bayer. Prinzeſſin gemäß Tit. U 8 11. c. eine ebe- 
lihe Verbindung eingehen, ohne dazu vorher die Einwilligung des 
Königs erhalten zu Haben. 


8 38. 
Die Thronfolge. 11) 


Nah) $ 2 Tit. I der Verf.Urk. ift die Krone d. h. die Herr- 
ichaft über den Staat erblich in dem Mannzftamme des königl. Haufes 
Witteldbah nah dem Rechte der Erjtgeburt und der agnatijchen 
Erbfolge. 

Zur Succeffionsfähigkeit wird eine rechtmäßige Geburt aus 
einer ebenbürtigen — mit Bewilligung des Königs geichloffenen Ehe 
erfordert. Die Thronfolge tft eine ordentliche oder eine außerordent- 
liche. Unter der ordentlichen Thronfolge verfteht man die vorftehend 
bezeichnete Succejfion eine® aus einer ebenbürtigen rechtmäßigen mit 
Bewilligung des Königs gefchloflenen Ehe jtammenden Agnaten nad) 
88 2 und 3 des Tit. Il der Verf.Urkunde. 


Dagegen die außerordentliche Thronfolge ift die nad) 88 4 bis 6 
des Tit. II der Berf.-Urfunde vorgejehene Nachfolge nach gänzlicher 
Erlöfchung des Mannsſtammes entweder auf Grund einer Fir dieſen 
Fall mit einem anderen fürſtlichen Hauſe geſchloſſenen Erbverbrüder⸗ 
ung oder die Nachfolge der weiblichen Linie, der Cognaten, welch' 
letztere dann eintritt, wenn auch der Fall einer Erbverbrüderung nicht 
gegeben iſt. Letzteres iſt z. 3. in Bayern der Fall, d. h. eine Erb⸗ 
verbrüderung beſteht gegenwärtig nicht. 


Tit. I. 82. Alle Glieder des kgl. Hauſes find der Hoheit und Gerichtsbarkeit 
bes Monarchen untergeben und er übt ald Haupt des Haufes eine beiondere 
Aufſicht mit beftimmten Rechten über fie aus. 

Tit. I. 83. Dieje Rechte find während der Minberjährigteit des Königs oder 
während der Dauer feiner Verhinderung in Ausübung der Regierung dem Reich &- 
vermwejer übertragen. 

ı) Send. 1, 188 fi. Pözl, Verf. 88 139-144, ©. 868 ff. 


8 39. Die Reichsverweſung. 139 


Die Krone fällt dem durch die Berfafjung Verufenen von felbft 
an. Im Negierungsantritt liegt zugleich die Erklärung über die An- 
nahme der Krone. 

Der Thronfolger fuccediert in die Staatsgemalt und in alle 
in berjelben begriffenen und zu ihr gehörigen Rechte. Die Gejamtheit 
diefer Rechte und Güter, in welche der Thronfolger als ſolcher ein- 
tritt, heißt die Staatsverlaffenfhaft (Pözl S. 376), wohl zu 
unterjcheiden von der Privatverlaffenfchaft des lebten Königs, in 
weldye eine eigene Erbfolge gegeben if. ©. oben 8 37 ad 3 Iit. a 
und Pözl S. 377, ferner über „Staatsverlaffenichaft" Pözl S. 376 f. 

Weiter |. über ordentliche Thronfolge: Seyd. 1, 190—193 
Pözl $ 140; und über außerordentliche Thronfolge Seyd. 1, 193 —200 
Pözl $ 141. Ueber Regierungsantritt und Cidezleiftung Seyd. 1, 
200 f. und Pözl 8 143; desgl. über die Entfegung und Abdankung 
Seyd. 1, 201 f., Pözl $ 144; endlich über kgl. Haus- und Fami— 
fiengewalt Ausführfiches Seyd. 1, 202—223, Pözl $ 151. Tit. V 
des fol. Samilienftatut3 vom 5. Auguſt 1819 |. Web. 2, 21 f., 
und Bamb. Erg.:Bd. 7, 627 f. 


g 39. 
Die Neichäverweiung. 12) 


Diefelbe tritt nach $ 9 Tit. I der Berf.-Urf. ein: 

a. während der Minderjährigfeit des Monarchen, 18) 

b. wenn derfelbe an der Ausübung der Regierung auf längere 

Beit verhindert ift und für die Verwaltung des Neiches 
nicht ſelbſt Vorſorge getroffen bat oder treffen kann. 

In diefen Fällen wird nah 8 15 1. c. die Regierung im 
Namen des minderjährigen oder in der Ausübung der Regierung ge: 
binderten Monarchen geführt. Alle Ausfertigungen werden in feinem 
Namen und unter dem gewöhnlichen Kgl. Siegel erlaflen, alle Münzen 
mit feinem Bruftbilde, Wappen und Zitel geprägt. 

Der Regent unterzeichnet als „des Königreich Bayern Verweſer“. 
Der Regent übt nad) $ 17 1. c. während feiner Reichsverweſung 
alle Regierungsrechte aus, welche durch die Berfafjung nicht bejonders 
ausgenommen find (vgl. 8 18 1. c.). rner bat der Regent nad) 
Tit. 18 3 des Fam.⸗Statuts auch die Ausübung der Familienrechte, 
Neben dem König nah $ 2 1. c. als Haupt des kgl. Haufes zu= 

eben. — 

Ueber die wichtige Frage, ob unter der Reichsverweſung 
Berfafjungsänderungen vorgenommen werden Dürfen, fiehe die 
zutreffenden Ausführungen bei Seydel 2. Aufl. Bd. 1, S. 240—248, 


1 b. 1, 223—262. Pbozl, Verf. 88 145—147, 
" ya 8 1 Tit. IX bes Fam.-Etat. tritt die Bolljährigfeit der Prinzen 


und Brinzeffinnen mit dem zurüdgelegten 18. Jahre ein. 
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dur” welche derjelbe zu dem Endergebnis fommt: „daß der 
bayerifche Geſetzgeber den Grundſatz, es ſeien unter der Reichs⸗ 
verweſung Verfaſſ ungeänberungen nicht vorzunehmen, bereit3 ver⸗ 
worfen * Nach dem gegenwärtigen Stande der Verfaſſungsgefeh⸗ 
gebung ſelbſt erſcheinen demnach Aenderungen der Verfaſſungsurkunde 
unter ber Reichsverweſung als möglich (Seyd. 1, 248 und die Ab- 
handlung desſelben Verfaſſers in den Blättern für admin. Pr. BD. 
45, ©.6 ff.). Zu erwähnen ift hier auch noch das Verfaſſungsgeſetz 
vom 26. Dftober 1887 „die Erläuterung und den Vollzug des Tit. 

8 18 der Verf.Urk. betr.” (Gef.- und Verordn.⸗Bl. ©. 625, Web. 18, 
©. 598), nad) welchem die von dem Reichsverweſer proviſoriſch er- 
nannten Beamten während der Reichsverweſung nad) Maßgabe der 
IX. Berf.-Beilage zu behandeln find und insbefondere, joferne Die 
proviſoriſche Ernennung zugleih die erſte Anftellung bildet, nad 
Ablauf einer dreijährigen Dienjtzeit das Dienjtesdefinitivum erreichen. 
Diejenigen proviforiich ernannten Beamten, welche fi) bei Beendigung 
der Neichöverwejung im Beſitze des Definitivums befinden, erhalten 
die hiernach erworbenen Penſions- und Heimatrechte für fi) und ihre 
Angehörigen au für den Fall, daß die von dem Reichsverweſer 
ausgegangenen Ernennungen widerrufen werden jollten. jener: das 
Berbot der Einführung neuer Aemter (nah $ 18 Tit. I 1. c.) ſoll 
fih nach dieſem Geſetze nicht auf Aemter beziehen, welche im Bollzuge 
von Gejegen oder nach vorgängiger Einvernahme des Landtags zu 
errichten jind. 

Offenbar enthält auch dieſes Geſetz nicht blos eine Erläuterung, 
jondern faftifch eine Aenderung der verfaſſungsmäßigen Beltimmung 
des Tit. I 8 18 der Verf.Urk. und wird fonach durch dasſelbe 
gleichfalls die Anficht betätigt, daß folche Verfaflungsänderungen von 
der bayer. Geſetzgebung —5* auch während der Regentſchaft für zu⸗ 
läſſig und möglich erachtet werden. 14) 


8 40. 
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Bayern ijt ein fouveräner, d. 5. ein nach Außen unab- 
hängiger Staat. 

Tit. 18 1 der Berf.-Urf. 

Dur die Gründung des Deutjchen Neiche® bat Bayern am 
diefer Gebietshoheit ſelbſt Nichts verloren. 

Nach Tit. II 8 1 der Berf.-Urf. bildet der ganze Umfang des 
Königreichs Bayern eine einzige, unteilbare, unveräußerliche Selamt- 


14) Im Uebri ER ſiche über Negentichaft 8 10—14, 8 16—22 be3 Tit. II 
der Verf. slirf. und 23—262, ferner über bie Aufftellung eines Vice⸗ 
königs im Falle des Th. H s 6 Abi. IL der Verf.⸗Urk. ebenda S. 262/63. 

15) Send. 1, 334—345: Die Gebietähoheit. Ferner ont, Verf. S. 22, 
28, auch 8, beſ. 49 ff., endlich Web. Anhangband S. 48—11 


8 40. Das Staatögebiet und ba? Staatägut. 141 


Mafje aus fämtlichen Beitandteilen an Ländern, Leuten, Herrichaften, 
Gütern, Regalien und Renten mit allem Zubehör. Auch alle neuen 
Erwerbungen aus Privat-Titeln, an unbeweglichen Gütern, fie mögen 
in der Haupt» oder Nebenlinie geichehen, wenn der erfte Erwerber 
während jeined Lebens nicht darüber verfügt hat, fommen in den 
Erbgang des Mannsitammes und werden als der Geſamtmaſſe ein: 
verleibt angejehen. 16) 

Eine Veräußerung von Staatsgebiet, 3. B. durch völferrechtliche 
Verträge kann nur mit Buftimmung der Kammern in Form eines 
Verfaſſungsgeſetzes erfolgen. 

Durch den Beitritt Bayern? zum deutichen Bunde (deutfchen 
Neiche) ift das bayerische Staatsgebiet ein Beitandteil des deutjchen 
Neichögebietes geworden und kommen daher ihm einerjeit3 alle die 
Borteile zu, welche aus diefem Bundesverhältnig hervorgehen, 3. 3. 
der Schub jeitend des Reiches (nach der Einleitung zur Reichöver- 
faſſungsurkunde ſ. oben 87 ©. 12 f.), andrerfeit3 hat das bayeriſche 
Staatögebiet auch die aus der Reichsverfaſſung und aus den auf ihr 
bafierenden Geſetzen ꝛc. hervorgehenden Laſten zu tragen, z. B. die 
Neich3feftungen Germersheim, Ingolftadt, Neu-Ulm, ferner die Be- 
Ichränfungen, welchen nach 8 1 fi. de auch in Bayern giltigen 
Reichsgeſetzes vom 21. Dezember 1871 (Web. 9, 179 ff.) die DBe- 
nugung des Grundeigentums in der nächiten Umgebung der bereits 
vorhandenen, fowie der in Zukunft anzulegenden permanenten Be- 
feftigungen unterliegt.*) 

In Bezug aut Anlegung neuer Feſtungen in Bayern find durch 
Ziff. V des Abſchn. II 8 5 des Verſailler Vertrags (Web. 8, 677) 
befondere Bejtimmungen getroffen, beſonders dahin, daß Bayern eine 
Joche Anlage immer im Wege jpezieller Vereinbarung zugeitehen 
wird. 

Eine Ausübung von SHoheitsrechten, 3. B. der Juſtizhoheit, 
um bayeriichen Staatögebiete ſteht auch den anderen deutichen Bundes⸗ 
ftaaten nur infoweit zu, ala eine ſolche Ausübung ihnen durch Reichs⸗ 
gejeg ausdrücklich geitattet iſt. Vergl. 8 30 des Gejehes vom 
21. Juni 1869 über die Rechtshilfe (Web. 8, 176), ferner 88 167 
und 168 des Gerichtöverfaflungsgejehes vom 27. Sanuar 1877 
(Web. 11, 741). 

Näheres über das Verhältnis Bayern zum deutichen Reiche 
|. oben 88 32—34. 


’*, Zu ben unveräußerlichen Staatögütern gehören auch bie in & 2 Tit. III 
ber Berf.-Urf. Ziff. 1—9 genannten Segenftände. Hiezu fiehe das Berfaflungs- 
geles u Fa 1828 „Das Staatsgut betr.” (Bej.-Bl. S. 5; Döl. 1, 369; 

. 2, 399). 

Sämtliche Beſtandteile des Stantsgebietes find gemäß 8 3 Tit. III l. c. 
auf ewig unveräußerlich; fiehe weiter 88 4—7 Tit. III Berf.-Urt. 

*) Bgl. hiezu Art. 54 des Einf.Geſ. zum bürgerl. Geſ.VBuch. 
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Das Gebiet des Königreichd Bayern nach feinem jehigen Be⸗ 
ftande wurde am Beginn dieſes Jahrhunderts feitgefegt und zwar: 

durch den Frieden von Preßburg vom 26. Dezember 1805, durch 
die Nheinbundafte vom 12. Juli 1806, durch Vertrag mit Frankreich 
vom 28. Februar 1810, durch den Barijer Vertrag vom 3. Juni 
1814, endlich durch Vertrag mit Defterreih vom 14. April 1816 
und den Frankfurter Territorialreceß vom 20. Juli 1819 (Erwerb 
der Nheinpfalz), ſowie durch Verträge mit Württemberg und Würz- 
burg vom 18. und 26. Mai 1819.*) 

Nach diejer definitiven Feſtſetzung des bayerischen Staatsgebietes 
zerfällt dasjelbe in zwei Teile: Bayern rechts des Rheines und die 
Rheinpfalz. 

Das bayeriiche Staatsgebiet umfaßt: 75864,65 Duadratfilometer 
mit 5,594,982 Einwohner nach Bolfszählung vom 1. Dezember 1890. 17) 

Hievon entfallen auf die 8 Kreife oder Negierungsbezirfe und 
zwar auf: 

. Oberbayern 1,672,501 hal), 1,103,160 Einwohner, 

. Niederbayern 1,075,661 „ 19), 664,798 " 
. Oberfranfen 699,877 „29, 673,320 

. Mittelfranten 757,378 „2, 700,606 n 
. Unterfranfen 840,137 „ 22), 618,489 n 
. Oberpfalz 966,173 „20), 637,954 n 
. Schwaben 981,932 „ 24), 668,316 . 
. die Rheinpfals 592,796 „ 25), 728,339 „ 

Die acht Kreife, in welche Bayern eingeteilt ift, waren bis 
1837: 1. Iſarkreis, 2. Unterdonaufreis, 3. Rheinkreis, 4. Regenkreis, 
5. Obermainfreis, 6. Rezatkreis, 7. Untermaintreis, 8. Oberdonaufreis. 

Dieſe geographijche, den im Kreije befindlichen Hauptflüffen ent- 
nonımene Bezeichnung wurde durch Verordn. vom 29. November 1837 
(Web. 3, 220 f.) geändert und „in der Abficht, die Erinnerung an 
die erhebenbe Vergangenheit der unter bayeriſchem Szepter vereinten 
deutichen Volksſtämme mit der Gegenwart durch fortlebende Bande 
enger zu verfnüpfen,“ hiftorifche Namen an Stelle der geographijchen 
gejeßt, jo daß nunmehr die genannten 8 Kreile die Namen tragen: 
1. Oberbayern, 2. Niederbayern, 3. Pfalz (Mheinpfalz), 4. Oberpfalz 
und Regensburg, 5. Oberfranten, 6. Mittelfranten, 7. Unterfranten 
und Alchaffenburg, 8. Schwaben und Neuburg. 


*) Eine unmejentliche Wenderung ergab fi durch Art. XIV des Friedens 
vertraged mit Breußen vom 22, Auguft 1866 (Web. 6, 654). 

) Die Refultate der Bollszählung von 1895 ftehen noch nicht zur Verfügung. 
.) Darunter 1,293,602 ha landwirtſchaftlich benügt. 
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) ” 530,850 " ” ” 
) m 673,354 „ „ „ 
) m 633,171 „ " n 
) m 769,461 „ " „ 
*) n 744,617 „ n " 
**) ” 349,030 " " ” 
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Für die obere Verwaltung wird nach Art. XI der genannten 
Berordnung in jedem Kreiſe eine Kreißregierung und für die obere 
nſtpllege ein Appellationsgericht — jetzt Oberlandesgericht — 

eſtellt. 

Die Vorſtände der Kreisregierungen, welche bis dahin den Titel 
„General: Kommilfär”" führten, erhalten nach Urt. XII 1. c. den Titel 
„Negierungs-Präfident". 

Durch Verordnung vom 2. April 1879, „die Beitimmung der 
Gerichtsfige und die Bildung der Gerichtsbezirfe betr." (Web. 12, 
759 ff., Bamb. 15, 2. Abt. 150) find die Sitze und reip. Bezirke 
der bayerifchen Gerichte: oberſtes Landesgericht, Dberlandesgerichte, 
LZandgerichte und Amtsgerichte auf Grund des Neichögerichtäver- 
faſſungsgeſetzes vom 27. Januar 1877 und des Ausführungsgejeges 
zu demjelben vom 23. Februar 1879 bejtimmt worden und in Ddiejer 
Verordnung namentlich aufgezählt. 

(Siehe hiezu Näheres unten 8 59 unter Suftizminifterium.) 

Ferner ift mit Rüdficht auf die genannte Verordnung vom 
2. April 1879 durch weitere Verordnung vom 19. Juni 1879 „den 
Beitand der Regierungäbegirfe und Bezirksämter betr.” — Web. 13, 
50 ff.; Bamb. 8. Erg.-Bd. 466 ff. — verfügt worden: 

1) Die Regierungsbezirte beitehen aus den zur Zeit zu 
denfelben gehörigen, den Regierungen unmittelbar unter- 
georbneten Städten und den in der Anlage zu dieſer 

erordnung (Web. 13, 50) Spalte II aufgeführten Be— 
zirfsämtern. 

2) Die Bezirtsämter werden aus den Bezirken der in der 
Spalte IV diefer Anlage aufgeführten Amtsgerichte gebildet. 


Der Umfang der Amtsgerichte ift in der Spalte III der 
Anlage zur obengenannten Verordnung vom 2. April 1879 (Web. 12, 
760 ff.) beitimmt. 

Demgemäß laſſen fi aus den Hier genannten Anlagen zu den 
beiden Hier angeführten Verordnungen in jedem einzelnen Fall die 
Beitandteile der betr. Bezirksämter reſp. Amtögerichte erjehen. 

Näheres |. unten $ 56 unter „Staatsminifterium de3 Innern“, 
wo die zu den einzelnen Negierungsbezirfen gehörigen unmittelbaren 
Städte und kgl. Bezirksämter namentlich) aufgeführt find. 

In Weber’3 Geſetz⸗ und Verordnungen - Sammlung, Anhang: 
band, Anhang II S. 48—63 befindet fich eine ſehr ſchätzenswerte 
„Shronologifche Meberficht über die Vereinigung der das Königreich 
Bayern bildenden Gebietsteile”, in welcher die leßteren nach der Zeit 
ihrer Vereinigung mit Bayern und unter Angabe des Titeld oder der 
Veranlaſſung derfelben genau aufgeführt find. Dieſer Zuſammen⸗ 
ftellung folgt ebenda S. 63—113 eine treffliche, kurzgefaßte Abhand- 
lung über „die einzelnen Beftandteile des Königreichs Bayern”, auf 
welche wir hiemit verweilen. 
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Speyer, Kailerdlautern, Ludwigshafen, Frankenthal, Pirmaſens, Bivei- 

brüden, Dürkheim, Germersheim, Landau, Neuftadt a. 9., St. Ingbert, 

Edenkoben, Homburg, Annweiler, Bergzabern, Blieskaftel, Deidesheim, 

Grünftadt, Hornbach, Kirchheimbolanden, Kufel, Lambrecht, Landftuhl, 

Fer DObermofchel, Oggersheim, Otterberg, Wachenheim, Wolf- 
ein. 

Die Sorge für die Integrität der Landesgrenzen obliegt den an 
der Grenze liegenden Kgl. Bezirkzämtern. 

Mit der Aufficht auf die Landesgrenzen incl. Grenzberichtigung 
zc. fowie Bewahrung des Gebietöhoheitärechtes haben demgemäß die 
Semeindebehörden Nichts zu thun. Wir können daher nad) dieſer 
Richtung lediglich auf die Behandlung diefer Materie in den vor⸗ 
handenen Berwaltungshandbüchern verweisen: 

Krais 1, 127 f. 
A. Geib’3 Handbuh 1, $ 34 ©. 147. 
PBehm.— Br. 1, 102 und 103. 

Doh kommt infoferne eine gemeindebehördliche Thätigfeit in 
Betracht, als die Bürgermeifter derjenigen Gemeinden, welche der Art 
an der Grenze liegen, daß die Gemeindegrenzen mit der Landesgrenze 
zujammenfallen, verpflichtet find, die Aufficht auf die Landesgrenze 
und die an derſelben aufgeitellten Hoheitzeichen?”) mit zu führen. 
Allenfallfige zu ihrer Kenntnis gelangten Beichädigungen oder eine 
etwaige Befeitigung diefer Hoheitszeichen oder Beeinträchtigungen der 
Grenze find von ihnen fofort dem Kal. Bezirksamte anzuzeigen und 
haben fie den Diesbezügl. an fie ergehenden Aufträgen bes leßteren 
entiprechend nachzufommen. 

Nah) Art. 38 der Gem.-Drdn. gehört zu den Obliegenheiten 
der Gemeinden auch die Erhaltung der Flur: und Markungsgrenzen, 
ferner bat der Magijtrat in Städten nach Art. 92 bj. IM, der 
Bürgermeijter in Landgemeinden nad) Art. 138 Ab}. VI der Gem.- 
Drdn. dafür Sorge zu tragen, daß alljährlidy mindeftens einmal die 
Flur- und Markungsgrenzen von den TFeldgeichworenen nah Maß- 
gabe des Urt. 21 des Verm.⸗-Geſetzes vom 16. Mai 1868 umgangen 
und die zur Anzeige gebrachten Mängel abgeftellt werden. Die Bürs 
germeifter der Grenzgemeinden haben demgemäß die Feldgeſchworenen 
eeignet Ki inftruieren, damit ihnen durch dieſelben gleichfalls allen- 
Pllfige eichädigungen zc.2c. der Landesgrenzen und der Hoheits⸗ 
zeichen, welche dDiefelben aus Anlaß diefer Genzumgänge bemerkt haben, 
befannt gegeben werden. 28) 


20) (Eine alphabetifch geordnete genaue Zujammenftellung aller 8019 poli- 
tiihen ®emeinden in Bayern unter Angabe ber Einwohnerzahl, des Pojtbeitell- 
bezirfes und des zugehörigen Amtögerichtes jiche im a ranhener Jahrbuch“ 1896 
©. 337-430, herausgegeben von %. Seiferth und W. Pröbft. 

29 Wezügl. der Aufſtellung diefer Hoheitszeichen an der Landesgr ol: 
Min.-E. vom 27. Yuli 1837 mit Berordn. vom 18. Okltober 1835 Web. 8, 1 
und 40, ferner Min.-E. vom 18. Juni 1840 Web. 8, 103 Anm. *. 

»e, Siehe hierüber das Nähere im Regulativ vom 8. Juni 1851 und vom 
15. Juli 1849 über das Verfahren bei Qandesgrenz-Berichtigungen: Web. 4, 262 
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Eine in A. Geibs Handbuch für die Gemeindebehörden der 
Pfalz mitgeteilte Min.-E. vom 14. Februar 1864 fpricht aus: 

„Da wo die Banngrenzen der Örenzgemeinden mit der Landes⸗ 
grenze zujammenfallen, liegt die Erhaltung der Grenzdemarlation im 
leihmäßigen Intereſſe diefer Gemeinden; es find daher auch die 

ürgermeifterämter anzubalten, einmal im Jahre, womöglich benehm- 
lich mit den Vertretern der angrenzenden Gemeinden, eine Begehung 
der zugleich die Landesgrenze bildenden Banngrenze vorzunehmen und 
die hiebei vorzufindenden Demarkationsgebrechen dem vorgefeßten Kgl. 
Bezirksamte zur Anzeige zu bringen, damit von letzterem ſodann die 
zur Beleitigung jener Gebrechen veranlaßte Verfügung getroffen 
werden fann.“ " 

Ganz die gleihen Grundfäge haben auch im rechtörheinischen 
Bayern zur Anwendung zu kommen und werden die Bürgermeifter 
der Grenzgemeinden am beiten ihre Pflicht dadurch erfüllen fünnen, 
deß ſie die Feldgeſchworenen bei ihren obenerwähnten Grenzumgängen 

gleiten. 

Endlich wird nach 8 135 des Reichs⸗Str.-Geſ.⸗B. beſtraft: 
„Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität des Reiches oder eines 
Bundesfürſten oder ein Hoheitszeichen eines Bundesſtaates böswillig 
meginimmt, zeritört oder befchädigt oder bejchimpfenden Unfug daran 
verübt.“ 

Es haben alſo die gemeindlichen Polizeiorgane, beſonders auch 
die Bürgermeiſter die Verpflichtung, über derartige ergehen Straf: 
anzeige zu erftatten. S. hiezu auch $ 103a des Reichs-Str.-Geſ.⸗B. 
bezüglich der Hoheitszeichen nichtdeuticher Staaten. 

Der Durchmarjch fremder Truppen durch Bayern ift nur „mit 
allerhöchiter Genehmigung und in den darin beftimmten Richtungen“ 
zuläffig (8 27 Ab}. IE der Form. Verordn. vom 17. Dezember 1825; 
Web. 3, ©. 288). 


Rapitel II. 
Die Staatsaugehörigen.) 


8 41. 
Einleitung. 


Durch Beitritt Bayerns zum deutſchen Reich find im Hinblick 
auf Art. 3, beſonders aber gemäß Art. 4 Ziff. 1 der Reichs-Verf. 
im Bufammenhalte mit Ziff. II des Schlußprotofolles zum Verfailler 


und 88 f.; Döl. 83, 145 und 143 fpec. über Grenzberichtigung gegen Sachſen⸗ 
Meiningen, welhem nah Min.-E. vom 5. Auguft 1861 Sachſen⸗Weimar beige- 
treten ift (Web. 4, 262 Anm. 1). 
rner dgl. biezu Stadelmann 8 19 Unm. 1 ©. 118. 
) Seyd. 1, 271-333. 
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Vertrag?) die Beitimmungen der Beilage I zu Tit. IV $ 1 der Ber: 
fafiungsurfunde oder das Edikt über das Indigenat, abgejehen von 
einigen jpäter behandelten Ausnahmen, in gleicher Weile Die auf den 
Erwerb und den Berluft der Staatsangehörigteit bezüglichen früheren 
Beitimmungen über die Eine und Auswanderung nicht mehr anwend- 
bar, und gilt bezüglich der lebtgenannten Materie das Geſetz vom 
1. Suni 1870 „über die Erwerbung und den Verluft der Staats⸗ 
angehörigteit“", welches als Reichsgeſetz in Bayern durch das ſeit 
13. Mai 1871 dafelbit giltige Geſetz vom 22. April 1871 eingeführt 
wurde. (Cfr. Min.-E. vom 9. Mai 1871 Ziff. 1 Web. 9, 6.) 

Bezüglich der noch giltigen Beitimmungen des bayerilchen 
Sndigenatediktes, |peziell bezüglich des bayerijchen Staatsbürgerrechtes 
ſ. unten $ 45. 


8 42. 
Erwerb der Staatsangehörigkeit. 3) 


Die bayeriiche Staatsangehörigkeitt wird nach dem im vor- 
ſtehenden Paragraphen genannten, unten ($ 45a) abgedrudten Gejege 
über die Erwerbung und den Verluft der Bundes- und Staatdange- 
hörigkeit teils mittelbar, teil® unmittelbar begründet: 


a. mittelbar: 
1) durch Abſtammung ($ 3 des Gejebes), 
2) durch Legitimation ($ 4) und 
3) durch DVerheiratung ($ 5). 
b. unmittelbar: 
4) durch Aufnahme eines Deutichen und reſp. 
5) durch Naturalifation eined Ausländers (8$ 6 bis 8, 10 
und 11 des Gefebes), 
6) durch Anſtellung (8 9 des Gejehes). 
Die Aufichlagung des Wohnfiges in Bayern allein genügt nad) 
8 12 nicht zum Erwerb der Staatsangehörigfeit. 

1) duch Abftammung nad $ 3 des Geſetzes erwirbt jedes 
eheliche Kind eines bayerifchen Vaters bezw. jedes uneheliche 
Kind einer bayerifchen Mutter die bayerische Staatsangehörig- 
feit, gleichviel wo dieſe Geburt erfolgt ift; dagegen nicht 
durch die Geburt in Bayern, wenn nicht Vater reſp. Mutter 
Bayern find. 


*) Diejer Paſſus lautet: II. Bon Seite des K. Pr. Bevollmädhtigten wurde 
anerfannt, daß unter der Geſetzgebungsbefugnis des Bundes über Staatöbürger- 
recht nur das Recht verftanden werden folle, bie Bundes- und Staals— 
angehörigleit zu regeln und den Grundſatz ber politiihen Gleichberech⸗ 
tigung aller Konfeſſionen durchzuführen, daß ſich im Uebrigen dieje Legislative 
nicht auf die Frage erftreden folle, unter welchen Borausjegungen jemand zur 
Ausübung politischer Rechte in einem einzelnen Staate befugt fei. 


s) Send. 1, 273—283. 
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Die Adoption hat nicht die Wirkung der Geburt, ver: 
feiht alfo nicht die Staatsangehörigkeit ($ 2 Ab. II d. Gei.). 
2) Durch Legitimation (nicht ſchon durch Anerfennung der 
Baterfchaft) erwirbt unter den in $ 4 des Geſetzes genannten 
Borausfegungen das uneheliche Kind die (bayerische) Staats⸗ 
angehörigfeit des Vaters, fofern nicht etwa die Mutter ohne⸗ 
dies die bayeriiche Staatsangehörigkeit bereit zur Zeit der 
Geburt des Kindes bejeffen und demgemäß das uneheliche 
Kind ſchon durch feine Geburt nah 8 3 des Gejehes 
leichfalls dieſe Staatsangehörigkeit erworben bat. Die 
egitimation muß aber, um gegebenen Falles den Erwerb 
der bayerifchen Staatsangehörigfeit zu erwirfen, den desbe⸗ 
en bayerischen Tandesgejeglichen Beltimmungen ent- 
prechen. 

3) Durch Verheiratung mit einem Bayern erwirbt die bisher 
nicht bayerifche Frau die bayeriſche Staatsangehörigfeit, nicht 
aber ihre Kinder aus einer früheren Ehe, auch nidht ihre 
außerehelihen Kinder, fofern nicht Legitimation erfolgt. 

Durch Scheidung der Ehe — jelbit dem Bande nah — 
wird diefe Staatsangehörigfeit nicht wieder verloren. 
Seyd. 1, 274, 275; Bl. f. adm. Br. Bd. 31, ©. 286. 

4) und 5) Die Verleihung der Staatsangehörigfeit durch Auf⸗ 
nahme oder Naturalifation erfolgt durch eine Urkunde 
und ift mit der Aushändigung diefer Urkunde an die 
betreffende Perſon perfekt, d. H. mit dem Moment, in weldyem 
dieje Perſon die ebengenannte Urkunde wirklich empfängt. 
Mit diefem Empfange ift der Betreffende bayerijcher 
Staatangehöriger jelbft dann, wenn die Ausſtellung der 
Inephmeurtunde auf irrigen Vorausſetzungen beruht. (Seyd.1, 

Ausgeſtellt wird dieſe Urkunde auf Anſuchen und zwar 
durch die kgl. Kreisregierung, Kammer des Innern, welche 
fie an das fgl. Bezirksamt oder den unmittelbaren Magiſtrat 
des Aufenthaltsortes des Nachjuchenden zur Aushändigung 
an bdenjelben jendet. *) 

6) Außer dur) Aufnahme und Raturalifation wird nad) $ 9 
des Geſetzes auch durch Anftellung im mittelbaren oder un- 
mittelbaren Staatsdienft die Staatsangehörigfeit erworben. 
Dies gilt ſowohl von In⸗ ala von Ausländern. Wird ein 
Ausländer im Reichsdienſte angeftellt, jo erwirbt er nad) 
8 9 Abi. II die Staatsangehörigfeit in demjenigen Bundes⸗ 
itaate, in welchem er feinen Dienftfichen Wohnort hat. Hiezu 
wurde das Geſetz vom 20. November 1873 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 

) Min.-E. vom 9. Mai 1871, „den Vollzug des Geſetzes über die Er- 


werbung und ben erluft der Bundes- und Staatdangehörigleit vom 1. Juni 
1870 betr.“ Biff. 2, Web. 9, 6. 
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324) für diejenigen Reichsbeamten (biöherigen Ausländer) 
erlafien, welche im deutſchen Reiche feinen Amtsſitz Haben. 
Diejes lautet: Ausländern, welche im Reichsdienſte angejtellt 
find, ein Dienfteintommen aus der Reichskaſſe beziehen und 
ihren Ddienftlichen Wohnfig im Wuslande haben, darf von 
demjenigen Bundesftaate, in welchem fie die Verleihung der 
Staatsangehörigfeit nachſuchen, die Naturalifationsurfunde 
nicht verjagt werben. 

Nach $ 11 des Geſetzes erftredt ſich die Verleihung der Staat3- 
angehörigfeit, fofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, aud) 
auf die Ehefrau und die noch unter väterlicher Gewalt ftehenden 
minderjährigen Kinder. Nach 8 1 des Reichs⸗Geſ. vom 17. Februar 
1875 (Web. 10, 607), desgleichen nach $ 2 des deutſchen bürger- 
lichen Geſetzbuches beginnt dag Alter der Großjährigfeit im ganzen 
Umfange des deutichen Reiches mit dem vollendeten 21. Lebensjahr. 

Ehefrauen, desgleichen die unter väterlicher Gewalt ftehenden 
minderjährigen Kinder künnen in der Negel (auch abgejehen von den 
Ausnahmefällen des $ 11, 19 und 21 Ab}. II) feine Staatsangehörig- 
feit erwerben und reſp. befiben, welche von derjenigen des Mannes 
bezw. des Vaters verfchieden ift. Hierüber |. Seyd. 1, 276 Anm. 26. **) 

Die Inſtruktion der Geſuche um Aufnahmen (8 7 des Geſetzes) 
und Naturalifation ($ 15), welche entweder fchriftlich eingereicht oder 
zu Protofofl gegeben werden können, fteht den Dijtriftsvermwaltungs- 
bebörden, in den einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten 
Gemeinden mit Entihluß Münchens den Magiſtraten zu. 5) 

Es ift nun zu unterfcheiden zwilchen: 

A. Aufnahme von Reichdangehörigen, 

B. Raturalijation von Ausländern, d. h. Nicht - Reichs: 

oder Bundesangehörigen. 

ad A. Beredtigt, die Aufnahme zu verlangen, find nur die 
Bundesangehörigen. Wer um die Aufnahme nachfucht, 
hat nachzumeifen aljo Zeugnis darüber vorzulegen: 

a. daß er Angehöriger eines deutichen Bunbdesftantes iſt. Dieſer 
Nachweis wird erbracht durch einen legalen Heimatjchein 
oder eine fonftige von der Heimatsbehörde des Geſuchſtellers 
ausgeſtellte Urkunde, 

b. daß er fih in einer bayeriichen ®emeinde niedergelaffen, 
d. h. dauernden Aufenthalt genommen bat. (Ueber „Nieder: 
laſſung“ ſ. &.-38.-©.-9. vom 15. Juni 1882 Bd. IV, 91, 


) Auch duch Urt. 14 Abſ. 2 des Einführungsgejehes zum deutſchen 
bürgerlichen Geſetzbuche ift bie Möglichkeit, dag Ehemann und Ehefrau verjchie- 
bener Staatdangehörigfeit fein oder bezw. werden können, berüdlichtigt: „Die 
deutſchen Bejege finden auc Anwendung, wenn der Mann die Reichgangehörig- 
feit verloren, die Frau fie aber behalten hat.“ 

Bergl. auch 8 45a Anm. 30a, 40, 41 und 42 zu $ 11 bes Geſetzes. 


) Siehe cit. Min.-E. vom 9. Mai 1871 Ziff. 4 Web. 9, 7. 
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unten $ 45a in Anm. 21 zu $ 7; über „Wohnfig“ nad) 
bürgerlichem Geſetzbuch $ 7—11 desielben.) Diefer Nach— 
wei wird erbracht durch ein Zeugnis der Aufenthalts: 
emeinde, welches jedoch mit den übrigen Erflärungen der- 
—5— verbunden werden kann, 

In dem Geſuche bezw. in der hierüber aufzunehmenden 

Verhandlung iſt außer dem Vor⸗ und Zunamen der Stand, 
Gewerbe und Beruf, das Alter und der Geburtsort des Ge⸗ 
ſuchſtellers, dann ſeiner etwaigen Familienangehörigen, näm⸗ 
lich der Ehefrau und Kinder zu konſtatieren und genau an⸗ 
zugeben, auf welche Familienglieder ſich die Aufnahme er: 
jtreden joll und welche hievon ausgenommen werden. (8 11 
des Geſetzes.) 
. Weiter iſt ein Zeugnis der Gemeindeverwaltung der Nieder- 
lafjungsgemeinde darüber vorzulegen, daß diejelbe von dem 
ihr nad) $ 4 und 5 des Freizuügigkeitsgeſetzes zuftehenden 
Abmweilungsrechte keinen Gebrauch machen wolle oder künne. 
Wird dieſes Zeugnis nicht vorgelegt, fo ift das Gefuch fo= 
fort der betr. Gemeindeverwaltung zur Aeußerung hierüber 
mitzuteilen. 

Endlich ift zu den Alten zu konſtatieren, ob nicht fonftige 
Thatiachen vorliegen, auf Grund deren dem Gefuchiteller 
gemäß $ 2 oder 3 des Tsreizügigfeitsgefeges der Aufenthalt 
unterjagt werden könnte. Hierüber find jedoch nur dann 
Zeugniſſe der früheren Aufenthalts- oder Gemeindebehörde 
beizubringen, wenn die Verhältnifie des Geſuchſtellers der 
inftruierenden Behörde nicht genügend befannt find. 

Ueberhaupt haben fich die Behörden aller unnötigen 
Weitläufigfeiten zu enthalten und insbejondere auch von der 
Borlage von Livilftandszeugniffen dann abzujehen, wenn die 
betr. Angaben des Gejuchfteller8 glaubhaft ericheinen. Außer⸗ 
dem, d. 5. wenn die betr. Angaben nicht in anderer Weife 
glaubhaft gemacht werden können, find neben den sub a. b. 
und c. genannten gemeindlichen Beugniffen noch vorzulegen: 
Geburts⸗ und Taufzeugni® refp. ftandesamtliche Geburts- 
urkunde für alle Perſonen bezüglich deren die Staatsange- 
bhörigfeit nachgefucht wird, ferner og. Samilienftandazeugniffe 
d. 5. Beugnifle über den Stand (ob ledig, verheiratet, ver- 
witwet oder gefchieden) der betr. Perſonen, ſowie über deren 
bisherige Heimat und reſp. Staatsangehörigfeit. 

Die aljo vollftändig ergänzten Akten find nach vollendeter 
SInftruftion feiten® der inftruierenden Behörde der vorgejegten 
fol. Regierung vorzulegen, von welcher die Aufnahmzurkunde 
audzuftellen ift. 

Bei Reihsangehörigen darf aber die Aufnahme 
weder von dem Nachweife über den Erwerb der Heimat in. 
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einer bayeriichen Gemeinde, noch von der Beibringung der 
Entlafjung aus dem bisherigen Unterthanenverband abhängig 
gemacht werden. 

Somohl die Sadinftruftion bei der ifteiftaberinarkunge- 

behörde (unmittelbaren Magiftrat) als aud) die Erteilung 
Aufnahmsurfunde und das hierauf gerichtete Verfahren der 
fgl. Kreisregierung ift nad) $ 24 des Geſetzes tar- und 
jtempelfrei. 
Ausländern, d. h. Nicht-Reichsangehörigen, fteht ein 
Necht, die Naturalifation zu verlangen, nicht zu. Diejelbe 
fann daher auch ſelbſt dann verweigert werden, wenn die in 
8 8 Abf. I Ziff. 1—4 des Geſetzes aufgeltellten Vorbeding⸗ 
ungen erfüllt find. 

Nah Ziff. 5a Abſ. II der Vollzugs-Verordnung vom 
9. Mai 1871 (Web. 9, 7) ift demgemäß Ausländern Die 
Naturalifation in Bayern nur dann zu erteilen, wenn fie 
nachweiſen, daß fie für den Fall der Naturalifation fofort 
die Heimat in einer bayerifchen Gemeinde erhalten. 

Eine Ausnahme von diejfer Negel ift nur mit Ge: 
nehmigung des kgl. Staatsminijterium des Innern zuläflig. 

Bezüglich der Inſtruktion derartiger Geſuche um 
Jatnrauiſationg ⸗Erteilung an Ausländer iſt beſonders zu 

emerken: 


. der Antrag iſt gleichfalls beim kgl. Bezirksamte reſp. un⸗ 


mittelbaren Stadtmagiſtrate des Ortes anzubringen, wo ſich 
der Betreffende niederzulaſſen gedenkt oder die Heimat er- 
werben will. 


. Das betr. Geſuch Hat wie beim Neichdangehörigen zu ent: 


halten: die Angabe bezüglich feiner Perſon und feiner 
Samilienangehörigen über Vor: und Zuname, Alter, Stand, 
Gewerbe oder Beruf, Religion, Geburtsort, bisherige Staats⸗ 
angehörigfeit (tejp. Heimat) event. unter Vorlage der betr. 
Geburts⸗, Tauf⸗, PVerehelihungs: und Familienſtandszeug⸗ 
niſſe, ſtandesamtlichen Urkunden oder ſonſtigen desbezüglichen 
amtlichen Nachweiſe. 

Dabei iſt genau anzugeben, auf welche Familienglieder 
ſich die Naturaliſation erſtrecken ſoll und welche hievon aus⸗ 
genommen werden. 


. Amtlicher Nachweis darüber, daß der betr. Geſuchſteller für 


den Fall der Naturalifation für fi und feine mitbeteiligten 
Familienangehörigen die Heimat in einer bayerischen Gemeinde 
erwirbt. 


. Nachweis darüber, daß er nach den Geſetzen feiner bis- 


herigen Heimat Ddispofitionsfähig ift und einen unbeicholtenen 
Lebenswandel geführt bat ($ 8 Abſ. I Ziff. 1 und 2 des 
Geſetzes). Sind jedoch der injtruierenden Behörde die hier 
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in Frage kommenden Verhältniffe in unbedenklicher Weiſe 
befannt, jo genügt eine einfache Konftatierung, daß in dieſen 
beiden Beziehungen fein Hindernis obwalte, außerdem iſt 
ber Sachverhalt durch entiprechende Ermittlungen Far zu 
Stellen. 

e. Nachweis, daß er an dem Orte, wo er fich niederlaſſen will, 
eine eigene Wohnung oder ein Unterfommen findet. 

Diejer Nachweis wird durch ein Zeugnis der betr. Orts⸗ 
gemeinde erbracht; ferner 

f. darüber, daß er an diefem Orte nach den daſelbſt beftehenden 
Berhältniffen fich und feine Angehörigen zu ernähren im 
Stande ift. Zu diefem Behufe find die Erwerbs: und Ber: 
mögenäverbältmilfe des Geſuchſtellers glaubhaft darzuthun, 
wobei übrigen? dem Zeugniſſe der betr. Nicderlarfungs- 
emeinde in der Negel volles Gewicht beizumefjen iſt. 

Weiter ift gemäß 8 8 Abf. II des Geſetzes die Erklärung der 

betr. Gemeinde reſp. Armenpflege über die nad) $ 8 Abf. I Ziff. 2, 
3 und 4 des Geſetzes nötigen Erfordernifje (Unbefcholtenheit, eigene 
Wohnung oder Unterfommen und die Fähigkeit des Betreffenden, fich 
und die Seinigen ernähren zu fönnen,) ftet3 zu den Alten zu bringen. 

Ein Nachweis, daß der Gefuchfteller aus feinem bisherigen 

Unterthanenverbande entlaffen worden fei, ift in der Regel nicht er: 
forderlich. 

Der Nachweis der Entlaſſung aus dem früheren Staats⸗ 

verbande iſt jedoch ſtets zu erbringen: 

a. Seitens der Angehörigen der im öſterreichiſchen Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder der öſterreichiſch— 
ungariſchen Monarchie nah Min.:E. vom 15. Januar 
1878, Web. 6, 761 Anm. * und Web. 9, 8 Anm. 4. 

b. Seitens der perjifchen Unterthanen nad) $ 17 des Handels⸗ 
vertrages mit Berfien vom 11. Juni 1873 (Web. 10, 33). 

c. Seiten? der türkiſchen Unterthanen nah Min.:E. vom 
24. Juli 1884 Abſ. II (Web. 16, 671; Reg. 5, 135, 305 
und 16, 200). 

d. Seitens der marokkaniſchen Untertanen nad) Art. 15 
a aonvention mit Maroffo vom 3. Juli 1880 (Web. 14, 

Bezüglich der Naturalifation ruſſiſcher und galiziicher Polen 

und der übrigen ruſſiſchen Staatsangehörigen, ferner der ruſſiſch⸗ 
polnischen und öfterreich = galizifchen Unterthanen |. Min.E. von 
22. März 1873, 25. Upril 1881 und 12. April 1886 (Web. 16, 
671 Anın. *), dann bezüglich der Naturalijation elfaß : lothringiicher 
Dptanten ſ. Bechmann-Brettreich 1, 112 und BI. f. adm. Pr. 31, 282. 
Im Uebrigen gilt das oben ad A bezeichnete Verfahren. Die 
Verhandlungen über die Erteilung der Naturalilation, jowie die 
Naturaliiationzurfunde find tax⸗ und ſtempelpflichtig. 
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Nah Urt. 180 des Geb.-Gef. vom 18. Auguft 1879 beträgt 
die Gebühr für Naturalifationsurfunden 20 Marl. 

Weiter fiehe bezüglich der Behandlung bei der fgl. Kreisregierung 
die cit. Vollz..Entichl. (Web. 9, 8). 

Siehe auch Bl. f. adm. Br. Bd. 24, 183: Ueber das Ver⸗ 
fahren beim Erwerb einer neuen Staatsangehörigfeit: ferner 24, 269: 
Mehrfache Staatsangehörigkeit; 27, 129—134: Weber den Einfluß 
der Neichögefebgebung auf Die bayeriihe Sozialgeſetzgebung. (Vgl. 
auch unten ©. 169— 171.) 


8 48. 
Berluft der Staatsangehörigkeit.®) 


Die bayerifche Staatsangehörigfeit geht nach 8 13 des Geſetzes 
bom 1. Juni 1870 verloren: 

A. durch Entlafjung auf Antrag ($ 14 f.): 

B. —* Ausſpruch der Behörde gemäß 8 20 und 22 des 
ejebe3; 

C. durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande ($ 21 des Gef.); 

D. durd) Legitimation eines unehelichen Kindes einer bayerilchen 
Drutter bei Berehelichung der lebteren mit einem Nicht- 
ayern; 

E. durch Verehelichung einer Bayerin mit einem Nichtbayern. 

Ad A. Die Entlaſſung erfolgt nur auf Antrag. Dieſer Antrag iſt 

bei der Diſtriktsverwaltungsbehörde (kgl. Bezirksamt oder 
unmittelbarem Magiſtrate) zu ſtellen, von dieſer zu inſtruieren 
und von der kgl. ——— zu verbeſcheiden. Auch hier 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Antragſteller dispoſitionsfähig 
iſt oder daß die Einwilligung des Vaters, Vormundes ꝛc. 
vorliegt. Eine Min.-E. vom 8. April 1873 (Web. 9, 9 
Anm. 6) verfügt: daß in allen Fällen, in welchen eine unter 
Bormundfchaft ftehende Perfon um Entlaffung aus dem 
Staatsverbande nachfucht, nach Maßgabe der Beitimmungen 
des für jie geltenden Civilrechtes außer der Zuftimmung des 
Bormundes auch die Erklärung der einjchlägigen Öber- 
vormundichaftsbehörde einzuholen ift.*) 

Das betr. Geluch ift bei der Diſtriktsverwaltungsbehörde 
der Heimat bes Gejuchitellerd entweder fchriftlich einzu: 
reihen oder zu Protokoll zu geben (Vollz.:VBerordn. vom 
9. Mai 1871 Nr. 7. Web. 9, 8 f.) *) 

In dem Gefuche bezw. der hierüber aufgenommenen 


*), Send. 1, 283—298. 

*, Vergl. biezu & 107 des bürgerl. Geſetzbuches: Der DMinderjährige be» 
darf zu einer Willenserflärung, durd) Die er nicht lediglich einen rechtlichen Vor⸗ 
teil erlangt, der Einwilligung feines gejeglichen Vertreters; fiehe auch unten 
& 4ba Anm. 60a zu 8 14 des Bei. 

”*) ©. unten 8 4ba Anm. 50 zu 8 14 des Gel, 
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Verhandlung iſt Vor: und Zuname, Stand (ledig, vermwitiwet, 
verheiratet, gejchieben), Gewerbe oder Beruf, Alter und 
Heimatsort des Gejuchiteller® fowie feine etwa vorhandenen 
Familienglieder: Ehefrau, Kinder zu fonftatieren und feitzu- 
jtellen, in wie weit ſich die Entlaffung auf die Familien- 
glieder erſtrecken fol. (8 19 des Geſetzes.) 

Werft der Geſuchſteller nach, daß er refp. feine Familie 
in einem anderen Bundesitaate die Staatsangehörigfeit er- 
worben hat (8 15 Ubi. I des Geſetzes) jo bedarf es feiner 
weiteren Ermittelungen. 

Abgeſehen Hievon Hat ſich die Inftruftion nur mit dene 
jenigen Verhältniſſen zu befallen, auf Grund deren gemäß 
8 15 und 17 des Geſetzes die Entlajjung verweigert werden 
könnte. 

Das in 8 15 Abſ. I Ziff. 1 des Geſetzes erwähnte 
Beugnis (der Kreiserſatzkommiſſion) ift in Bayern vom 
Zandwehrbezirtstommando nad) vorgängigem Benehmen mit 
dem betr. fgl. Bezirtsamte oder unmittelbaren Stadtmagi- 
ftrate auszuftellen. Ergeben fich Zweifel über die Dispo 
ſitionsfähigkeit des Geſuchſtellers oder befindet fich derjelbe 
in ftrafrechtfiher Unteriuhung oder im Rückſtande mit 
öffentlichen Leiftungen, fo iſt das Entſprechende vorzufehren 
durch Benehmen mit den einfchlägigen Behörden. Insbe⸗ 
jondere hat die Einvernehmen mit der Bormundichafts- 
behörde im Falle der Miinderjährigfeit des Geſuchſtellers zu 
erfolgen. (Vgl. oben cit. Min.E. vom 8. April 1873.) 
Eine Berüdfihtigung der Intereſſen von Privatgläubigern 
des Gefuchftellers findet durch die VBerwaltungsbehörden nicht 
mehr ftatt, und es ift daher jede Öffentliche Bekanntmachung 
eine? Auswanderungsvorhabens zu unterlaflen. Die Er» 
teilung der Entlaffungsurtunde fann ferner in der Regel 
nicht mehr vom Nachweiſe, daß der Gefuchiteller in den 
Unterthanenverband eine® anderen Staates aufgenommen 
worden jei, abhängig gemacht werben. *) 

Die Entlafjungsurktunde bewirkt mit dem Zeitpunfte 
der Aushändigung den Verluſt der Staatsangehörigfeit. 
($ 18 des Gejeßes.) 7) 


3* Bol. jedoch hiezu Min.-E. vom 15. Januar 1878 (Web. 6, 761 Anm. b) 
bezügl. Auswanderung nad) Defterreih, und Art. 17 des Hanbeldvertrages mit 
Berfien vom 11. Juni 1873 (Web. 10, 33). ©. andy $ 45a Anm. 47a zu 818 
des Geſetzes. 

) Bol. hiezu Min.-E. vom 15. Sanuar 1878 (Web. 6, 761 Anm. b): 
Angehörige des deutichen Reiches erlangen die Aufnahme in Defterreich-Ungarn 
nur gegen Nachweis ihrer Entlajjung aus ihrer bisherigen Bundes⸗ und Staats 
angehörigteit. Weber die Auswanderung von Frauensperſonen nach Defterreich 
(aberhaupt ind Ausland) zum Zwecke der Berehelihung |. Min.-E. vom 10. Mai 

865, 22. November 1855, 26. November 1862 und 10. März 1862. Web. 4,700. 
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In den in 8 15 Abſ. I genannten Fällen ift die Ent- 
laſſung zu verfagen.®) 

Nah 8 24 des Geſetzes erfolgt die Erteilung der Ent- 
lafjungsurfunde koftenfrei, wenn ber Gejuchfteller Fofort nach⸗ 
weiſt, daß er in einem anderen deutſchen Bundesſtaate die 
Staatsangehörigkeit erworben hat. In den übrigen Fällen 
wird für die Erteilung der Entiaflungsurkunben einjchließlich 
der Initruftionsverhandlungen (nach Art. 176 des Gebühren 
ee vom 18. Yuguft 1879) eine Gebühr von 3 Mark 
erhoben. 


Ad B. Die gemäß 8 20 und 22 des Geſetzes gegebenen Falles zu— 
treffende Enticheidung bleibt dem Kal. Staatsminifterium 
des Innern vorbehalten. 


Ad C. Bayern, welche das deutiche NeichSgebiet verlaffen und ſich 
zehn Fahre lang ununterbrochen im Auslande aufhalten, 
verlieren dadurch ihre bayerische Staatsangehörigfeit. (Siehe 
8 21 des Gejehes.)?) 

[— Die Wiederverleihung der alfo verlorenen bayerijchen 
Staat3angehörigkeit nah $ 21 Abf. IV des Geſetzes fteht 
derjenigen Kreigregierung, 8. d. J., zu, in deren Bezirk der 
Betreffende zuletzt heimatberechtigt war. (Vgl. Ziff. 10 der 
cit. Min.E. vom 9. Mai 1871 Web. 9, 9.) E3 ift alio 
das diesbezügliche Gefuch beim Kal. Bezirksamte reip. un- 
mittelbaren Magiſtrate dieſes letzten Heimatsortes einzureichen, 
von dem es in der oben erörterten Weiſe zu inftruieren und 
der Kgl. Regierung vorzulegen ift. —] 

Der Verluft der Staatsangehörigleit durch zehnjährige 
Verjährung erjtredt fih auh auf die Ehefrau und die 
unter väterliher Gewalt ftehenden minderjährigen 
Kinder, foweit fie fih mit -und bei dem Ehemanne 
refp. Bater im Auslande mitbefinden®) ($ 21 Abf. I 
des Geſetzes) Send. 1, 290 f. Für die jelbftändig im Aus—⸗ 
ande ſich aufhaltenden Minderjährigen beginnt nad) der zur 
Beit herrichenden Praris des Kal. bayer. Verwaltungsgerichts⸗ 
Hofes und des Kol. Staat3minifteriumd des Innern Die 
Friſt der Verjährung erſt mit dem Tage der erreichten 
Großjährigkeit.1%) Dagegen f. das reichögerichtliche Erkennt: 

| 


*) Siehe unten 345a, Anm. zu 8 15 Abſ. I 8. 1 und 3 des Geſeßes 
(Web. 14, ©. 650) und 8 499: Auswanderung der Militärpflichtigen. 

) E.⸗V.G.⸗H. Bd. IV 483: Uneheliche bei ihrer Mutter befindliche 
Kinder find in Bezug auf die Beſtimmung des 8 21 Ab. II des Geſetzes vom 
1. Juni 1870 den ehelihen Kindern gleich zu achten. 

Bol. biezu unten 8 45a Anm. 100 zu g 21 bes Geſetzes. 

») Min.E. vom 1. Auguft 1883 Web. 16, ©. 334; E.V.⸗G.⸗H. vom 
12, Oftober 1883 Bd. IV, 576: „Der felbitändige Verluſt der Staatsangehörig- 
feit nach Maßgabe bes 8 21 Abi. I bes Reichs⸗Geſ. vom 1. Yuni 1870 tritt nur 
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nis vom 4. Februar 1895. Meg. 15, 201 f. und Seyd. 1, 
289 vgl. $ 45a Unm. 91 zu $ 21 des Geſetzes. 


Die BVerjährungsfrift beginnt mit dem Momente des 
Austrittes Dezjenigen, gegen welchen die Verjährung läuft, 
aus dem Gebiete de deutjchen Reiches oder — wenn der: 
jelbe fich im Beſitze eines Neifepapieres oder eines Heimat⸗ 
jcheines befindet, nach Ablauf der in dieſen Legitinationg- 
papieren angegebenen Giltigkeitsdauer derſelben. Urbeits- 
bücher, Dienitbotenbücher, Militärpäffe zc., überhaupt Bapiere, 
mit welchen ein anderer mit dem Paßweſen nicht zufamnıen- 
hängender Zwed verbunden iſt, find feine Neifepapiere im 
vorliegenden Sinne, jondern nur die nad) $ 7 des Reichs⸗ 
gejebes vom 12. Dftober 1867 außgeftellten Urkunden. 11) 


Nah 8 21 Abſ. III des Geſetzes kann für Deutfche, 
welche fich in einem Staate des Auslandes mindeftens 5 
Fahre lang ununterbrochen aufhalten und in demfelben zu= 
gleich die Staatsangehörigfeit ertwerben, Durch Staatsvertrag 
die 10jährige Friſt bis auf eine Sjährige vermindert werden, 
obne Unterichred ob die Beteiligten ſich im Befite eines 
Reiſepapieres oder Heimatſcheines befinden. Solche Ber: 
träge bejtehen mit den Vereinigten, Staaten von Nordamerifa 
und zwar 


a. zwiſchen leßteren und Bayern vom 26. Mai 1868 Web. 7, 
302 (abgedrudt unten $ 44 Anm. 20), ferner 


b. zwijchen Wereinigten Staaten und Norddeutſchem Bund 
unterm 22. Februar 1868 (B.-Gef.-Bl. ©. 228) ferner 


c. zwilhen Nordamerifa und Baden: 19. Suli 1868; 
Württemberg: 27. Juli 1868; Hellen: 1. Auguft 1868. 


Nah Urt. 1 dieſes ad a genannten Vertrages jollen 
Angehörige des Königreichs Bayern, welche naturalifierte 
Staatsangehörige der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
geworden find und 5 Jahre lang ununterbrochen in den 
Bereinigten Staaten zugebracht haben, von Seite Bayerns 
al3 ameritanische Angehörige erachtet und als folche behandelt 
werden ꝛc. ꝛc. (S. Seite 165 f.) 


ad D. Werben die Kinder durch Verehelihung ihrer Mutter nicht 


bann ein, wenn die betr. Berjon fich im Ulter der Volljährigkeit 10 Jahre lang 
ununferbroden im Yuslande aufhält.” 

2 &-8.-9.9. vom 23. Juni 1890 Bd. XII ©. 238 unb 245; ferner 
Bd. X, ©. 368. ©. unten 8 45a Anm. 94 und 95 zu 8 21 bes Gejehes. 
Nah Min.-E. vom 1. April 1881 Web. XV ©. 30 werden „Heimatjcheine” für 
ben Zweck des Aufenthaltes im Auslande, ferner nach Min.-E. vom 21. November 
m Web. 15, 492 „Reijepäfle” in feinem Fall für länger ald 5 Jahre aus- 
geſtellt. 
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legitimiert, d. h. alfo nicht ehelich, fo bleibt ihre bisherige 
Staatdangehörigkeit durch dieſe Verehelichung unberührt. 12) 

ad E. Bei der Berehelichung einer Bayerin mit einem Nichtbayern 
wird Deren biöherige Staatsangehörigfeit durch die neu er- 
worbene aufgehoben. 


Diefer Verluſt tritt auch bei einer fogen. Putativehe ein. 
E.:8.:6.-9. Bd. XI ©. 1 fpridt aus: die formell gefeß- 
mäßig geichloffene Ehe einer bayer. Staatsangehörigen mit 
einem Wusländer bewirkt für die Frau den Verluſt ihrer 
bisherigen Staatsangehörigfeit; hieran wird dadurch nichts 
geändert, daß fpäter Durch richterliches Urteil die Che als 
nichtig erflärt wird. 

Die Putativehe Hat in Bezug auf die gutgläubige Frau 
den Verluſt ihrer früheren Heimat zur rechtlichen Syolge. 19) 

Beicheinigungen über Heimat- und Staatsangehörigkeit find von 
den kgl. Bezirksämtern reſp. unm. Magiftraten zu erteilen gemäß 
Min.-E. vom 1. April 1881 (Umtsblatt des kgl. Staats⸗Min. des 
Innern 1881 S. 105 ff.) nah Form. I zum Zwecke des Aufent- 
halte im Auslande d. h. außerhalb des deutichen Reiches, nad) Form. 
II zum Gebrauche innerhalb des Königreiches; für diefelben Urkunden 
„zur Benügung in den übrigen Bundezitaaten" ift durch Min.-E. 
vom 26. Mai 1883 auf Grund Bundesratsbeichluß vom 3. März 1883 
das betr. Formular feitgeftellt: Web. 16, ©. 223, Neg. 3, 443. 
(S. unten $ 45a Anm. 94 a. E. und 95 zu $ 21 des Geſetzes.) 


Die Rechtswirkſamkeit einer Ein» und Auswanderung richtet fich 
nach der Gejeßgebung, welche zu der Zeit giltig war, zu welder 
die betr. Ein: und Auswanderung erfolgte. 1%) 


”,E. d. 3.-8.-9. vom 12. Mai 1890 8b. XII ©. 230: Uneheliche 
Kinder folgen ihrer Mutter in einen von ihr durch Verehelichung erworbenen 
neuen Staatöverband nicht nad), es fei denn, Daß fie Durch dieſe Verehelichung 
legitimiert worden mären. 

is, S. auch Riedel-Bröbft, Comm. zum Deimatögeieh 1892 ©. 158. Bl. 
f. adm. Pr. XXXI ©. 286 ferner 8.-©.-.9. vom 8. Oftober 1886 Bd. 8, 132: 
Der Berluft der bayer. Staatsangehörigleit nad 8 6 Ziff. 3 der 1. Beilage zur 
Verf.⸗Urk. trat für eine Bayerin nur im Falle der Nechtögiltigfeit ber von ihr 
mit einem Ausländer gejchloffenen Ehe ein. Für die Srage der Nedytsgiltig- 
teit der Ehe find in Diefem alle die Geſetze des Staates, welchem der Ehemann 
angehört, maßgebend. 

Bezüglich der Verehelihung von Bayerinnen nad Defterreih |. Din.-E. 
vom 10. Mai 1855: Web. 4, 700 f. und die daſelbſt S. 700 Anm. + angegebene 
Min.-E. vom 26. November 1852, 22. November 1855 und 10. März 1862, 
ferner beach der Beglaubigung der betreffenden Heirat&papiere |. Min.-E. vom 
4. März 1856, 16, Upril 1856 (Web. 4, 737 f.), ſowie Bertrag mit Defterreich 
vom 26. Februar 1880, bei. Urt. 38 Web. 14, 341 f.). 

29 Das bayerifche Indigenat ging nach dem Edilte vom 26. Mai 1818 
durd einen wenn auch noch fo langen Aufenthalt im Auslande ohne recht3förm- 
liche Auswanderung nicht verloren, ebenfowenig dadurch, daß ein bayer. Staats⸗ 
angehöriger ſich feiner gejeglichen Militärpfliht entzog.e Durch heimliche Aus- 
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Ueber Die bieabegüglichen früheren Beftimmungen fiehe außer 
d. BL. für admin. Pr. Bd. 40 ©. 321 ff. und 357 ff. auch Pedh- 
mann«-Brettreih TH. 1, 117; Krais Buch 1, 133/434 und Niedel- 
Bröbit, Comm. zum Heimatgeje S. 148 ff. 

Da den Dijtriftsverwaltungsbehörden (unm. Magiftraten) in 
der Regel auch die Enticheidung über den Beſitz der Staatsange⸗ 
börigfeit, (melche bei Heimatsftreitigfeiten ſehr oft eine wichtige Vor—⸗ 
enticheidung bildet,) zuſteht, jo müſſen fie fich auch über die Beftimm- 
ungen bezüglich der Erwerbung der Staatdangehörigfeit in anderen 
ausländiſchen Staaten orientieren. 

Wir verweilen daher bezüglich des Eintrittes der Naturalifation 
in fremden Staaten 15) auf Krais 1, 140—142. Pechm.Brettr. 1, 
117—119, bejonder8 auf die dort aufgeführten Verträge mit aus- 
ländiihen Staaten und ganz Ipec. auf 3 4da Anm. 136: Anhang. 

Bon Ddiejen Verträgen tft der in der Praxis am meilten zur 
Anwendung kommende bereit3 oben S. 157 genannte Vertrag vom 
26. Mai 1868 mit Nordamerifa. S. den Wortlaut desfelben unten 
8 44 Anm. 20 ©. 165, ferner Bl. für admin. Pr. XIX, 104; 
XXVI, 401. 


8 4. 


Speziell: Die Auswanderung (befonders in überfeeiche Länder). 
Auswanderungs: Agenturen, verbotene Auswanderung. Rüdwanderung. 
Nachiteuer. 


Schon die Berfaflungsurfunde von 1818 gewährt den Bayern 
ein Austwanderungsrecht, indem fie in Tit. IV 8 14 (Web. 1, 586) 


mwanderung wurde nad dem angef. Edikt der Verluſt des bayer. Indigenats nur 
dann bewirkt, wenn der Auswanderer ein fremde3 Indigenat erwarb: 

E. d. 8.-&..9. vom 28. Yunt 1881 Bd. III ©. 126 und E.B.G.⸗H. vom 
15. Juni 1883 (8b. IV, 609). 

E.V.⸗G.⸗H. vom 11. März 1881 Bd. II ©. 582: Das Heimatrecht in 
einer bayeriichen ®emeinde geht Durch die Erwerbung der Staatdangehörigfeit 
in einem anderen deutſchen Bundesſtaate nicht verloren, da dieſe nicht den Ber- 
luſt des bayerüichen Indigenates bewirkt (Reg. 2, 69). &.-8.-9.-9. vom 15. Juni 
1883 Bd. IV, 509 Abi. I: Dur den Eintritt eines bayeriichen Staatsange- 
hd in fremde Sriegäbdienfte ging dad Indigenat für denſelben nad) den Be⸗ 

immungen der I. Berf.-Beilage nicht verloren. 

Ueber die zur Zeit vor dem 13. Mai 1871 d. h. vor ber Giltigkeit bes 
Staatdangehöriglertögefeges in Bayern in Kraft befindlich geweienen diesbezüg⸗ 
lic geieh! ichen Behimmungen j. die auf Seite 171 angeführten Abhandlungen 

. 81. f. admin. Br. 

») &.8.9.9. Bd. IV ©. 509 Abſ. II: Die Buerlennung der Staatd- 
angehörigfeit in einem Staate des Auslandes kann in rechtswirkſamer Weile nur 
durch die juänbigen Behörden bes betr. Staates felbit erfolgen. 

E.V. G. H. vom 8. November 1895 Bd. XVII, 129: Die Legitimation 
durch nachgefolgte Ehe der Eltern konnte auch unter der Herrichaft des Ediltes 
über das Andigenat vom 26. Mai 1818 ſowohl den Erwerb als den Verluſt der 
bayer. Staatsangehörigleit erwirfen. Nach den Beftimmungen des allgem. bür- 
gerlihen Geſetzbuches für das Kaifertum Vefterreich ift zur Legitimation unehe- 
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beftimmt: „Es ift den Bayern geitattet, in einen anderen Bundes⸗ 
ftaat, welcher erweisficdy fie zu Unterthanen aufnehmen will, auszu⸗ 
wandern, auch in Civil» und Militärdienite desfelben zu treten, wenn 
fie den geſetzlichen Verbindlichfeiten gegen ihr bisheriges Vaterland 
Genüge geleiftet haben.” (Seht 8 15 Abi. I des Staatsangehör.⸗Geſ.) 

Weiter fiehe hiezu 88 11 und 12 des Indigenat-Edikts uder 
der I. Berf.-Beil. (Web. I, 599.) 


Ueber die Auswanderung beftimmt nunmehr in erjter Linie dag 
im vorftehenden 8 näher erörterte Gejeß vom 1. Juni 1870 über 
Erwerb und Verluſt der Staatsangehörigfeit (ſ. 88 15, 17, 18, 20 
—23 desſelben). 


Bezüglich der Auswanderung von Bayerinnen durch Verehelich- 
ung mit öfterreichifchen Staatsangehörigen und über die Legalifierung 
der desbez. Urkunden fiehe oben $ 43 Anm. 13 ©. 158. 


Bejonders fiehe Hiezu Vertrag zwiſchen dem deutſchen Reich und 
Defterreich-Ungarn wegen Beglaubigung der von öffentlichen Behörden 
und Beamten auögeftellten oder beglaubigten Urkunden vom 25. Feb⸗ 
ruar 1880: Web. 14, 341 f. fpez. Art. 3 und 4 — , auögedehnt 
auf Bosnien und die Herzogowina durch Vertrag vom 13. Juni 1881 
Web. XV, 255; zu beiden Verträgen die Bekanntmachung vom 2. Feb⸗ 
ruar 1881 und 3. Auguft 1881 Web. 14, 662 ff. und 15, 255 
Anm. 2: Verzeichnis derjenigen oberften und höheren Verwaltungs 
behörden im deutichen Neiche (jpeziell in Bayern: Web. 14, 664 und 
665) und in Defterreich-Ungarn bezw. Bosnien und Herzogowina, 
deren Urkunden einer Beglaubigung nicht bedürfen. 

Durch 8 12 der Bollzugs:Borichr. vom 9. Mai 1871 zum 
Staatsangehörigfeitsgefeg (Web. 9, 10) ift wohl die Min.:&. vom 
2. Februar 1868 über die Behandlung der Auswanderungsgefuche 
aufgehoben, allein die 88 1, 3, 4, Abi. 6 big 10 und 14 derjelben 
find doch noch der Beachtung wert. Web. 7, 188 f. 16) 


licher Kinder der Beweis notwendig, daß fie vom Ehegatten der Mutter erzeugt 
find, und ift diejer Beweis — außer dem Falle eines auf die Vaterſchaft er- 
folgten richterlichen Ausfpruches nur dann ala Hergeitelt anzujehen, wenn der un- 
eheliche Bater des Kindes ſich als folder bei ber Taufe oder fpäter in das Tauf- 
oder Geburtsbuch Hat eintragen laſſen. 

ı*) Dies um jo mehr, als ja die vor der Giltigleit des Geſetzes über 
Erwerb und Berluft der Staatsangehörigkeit erfolgten Ein- und Auswanderungen 
nach den früheren Geſetzen und reſp. Beſtimmungen zu beurteilen find. Bgl. Bl. 
f. admin. Pr. 18, 289. 

Siebe daher auch für die früheren Verhältniffe DEU. 8, 10 ff. und 67, 
22, 3 ff., 22, 12 ff., ſpec. 14. 

Siehe ferner ala noch anwendbar: Berorbn. vom 25. Dezember 1811 
über Ausftellung der pfarramtlichen Urkunden nebft Verordnung vom 15. Dftober 
1804 Web. 1, 378; hiezu Min.-E. vom 20. Zuli 1876 (Web. 11, 579); Min.-E. 
von 21. Juni 1856 Web. 5, 243 Unm.; vom 26. Mai 1861 Web. 5, 242 f., 
bie Verehelichung von bayer. Untertanen im Auslande betr., Enti. d. B.-@.-9. 
vom 8. Oftober 1886: Bd. 8, 132 |. oben 8 43 Anm. 18. 
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Die Borichriften über die Beförderung von Auswan- 
derern in überjeeilche Länder nach Verordnung vom 7. Juni 1862, 
ferner die Min.-E., jowie die Min.-Bel. von 12. Juni 1862 „die 
Auswanderung nad) überfeeiihen Ländern“ und die „Geihäftsführung 
der Auswanderungsagenten“ betr. (Web. 5, 673, 676 und 677) 
werden durch die gen. Vollzugs-Vorſchr. vom 9. Mai 1871 nicht 
berührt. 

Nach den erfteren ift zum Betriebe der Beförderung von Aus- 
twanderern nach überfeeiichen Ländern polizeiliche Bewilligung — welche 
ſtets widerruflich ift — erforderlich (nach 8 6 der Reichs-Gew. Ordn. 
findet die eben genannte Reichs-Gew.⸗Ordn. auf den Gewerbebetrieb 
der Ausmwanderungdunternehmer und Auswanderungsagenten feine 
Anwendung) und find zur Abjchließung von Verträgen für die Leber- 
fahrt nach überjeeiichen Ländern nur die Hauptagenten und ihre mit 
Genehmigung der Kreizregierung K. d. J. aufgejtellten Agenten be- 
fugt. Dieſe Agenten dürfen Ueberfahrtsverträge nur mit folchen Ber: 
jonen abichließen, welche durch Vorzeigung der Auswanderungs⸗ 
bewilligung d. 5. jeßt der Entlafjungsurkunde oder einer giftigen 
een Buimakion über die Zuläffigfeit ıhres Reiſevorhabens fich aus: 
weifen. 

Hieran wurde durch das Paßgeſetz vom 12. Dftober 1867 
Nichts geändert (ſ. Web. 5, 676 Anm. 3, Min.-&. vom 18. Feb— 
ruar 1875.) 

Bol. Hieher auch 8 140 und 360 Ziff. 3 des Reichs⸗Str.⸗ 
Geſ.⸗“B. bezügl. der fog. verbotenen Auswanderung. 

Die Ausmwanderungsagenten haben ein Verzeichnis über jene 
Perjonen zu führen, mit welchen fie Ueberfahrtsverträge abgeichloffen 
haben. Dieſes Verzeichnis ift jederzeit der Bolizeibehörde auf Ver⸗ 
langen zur Einficht vorzulegen. 

Die von den Hauptagenten zu ftelende Kaution (von 10000 M.) 
it bei der Diftriftöpolizeibehörde (fgl. Bezirksamt oder unmittelbaren 
Magiitrat, in München kgl. Polizeidirektion) ihres Wohnortes in 
bayer. Staatspapieren oder in Wltien einer fonzeffionierten bayer. 
Eijenbahngefellihaft aufrecht zu machen und gleich anderen Admini- 
jtrativdepofiten zu behandeln: Min.-E. vom 12. Juni 1862 Web. 5, 
677/78. 

Die Geihäftsführung der Ausmwanderungsagenten ift fortgeſetzt 
polizeilich zu überwachen, gegen Uebertretungen find die erforderlichen 
Einſchreitungen zu veranlajjen, alle Beitrafungen von Ausmwanderungs- 
agenten, desgl. alle nicht zum deutjchen Reiche gehörigen Auswander⸗ 
ungs⸗Agenten und Werbe-Emifjäre dem tgl. Staatsminifterium d. J. 
mitzuteilen, um gegen lebtere nah Maßgabe des Art. 50 Abſ. IT des 
Gelzbes über Heimat, Verehelihung und Aufenthalt (Web. 7, 238 
Arm. 9 vorgehen zu können: Min.E. vom 8. Juli 1874 (Web. 

76). 


' 
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Nah Art. 133 des B.-Str.-Gef.-B. ift der unbefugte Betrieb 
einer Ausw.-Agentur, desgl. die Uebertretung der biefür gegebenen 
polizeil. Vorſchriften mit Strafe bedroht. Gegebenen Falles iſt Der 
Betrieb nad) Art. 20 des B.-Str.-Gej.-3. vorläufig einzuftellen, beziv. 
die Konzeſſion, welche ja ſtets widerruflich it, völlig einzuziehen. 
Desgl. ift nach 5 144 des Reichs-Str.⸗Geſ.«B. ftrafbar, wer es ſich 
zum Geſchäfte macht, Deutfche unter Vorſpiegelung falfcher Thatſachen 
oder wiſſentlich mit unbegründeten Angaben oder durch andere auf 
Täuschung berechnete Mittel zur Auswanderung zu verleiten; weiter 
ſ. 8 141 über verbotene Anmwerbung für ausländiichen Militärdienft. 
Unbefugte Auswanderungen find durch bejondere Sorgfalt bei der 
Ausftellung der Reifelegitimationen thunlichft zu vermeiden. Insbe⸗ 
fondere wurde durh Min.-E. vom 3. Auguſt 1887 (Web. 18, 426) 
den Gemeinde- und Ortsbehörden der ftrenge Auftrag gegeben, ſich 
der Ausfertigung von Beugniffen zu enthalten, durch welche aus- 
mwanderungsluftigen wehrpflihtigen jungen Leuten der Abjchluß 
von Ueberfahrtöverträgen mit Auswanderungsagenten ermöglicht wird, 
ohne daß fie mit einer Entlaffungsurfunde oder einem Reiſepaſſe ver- 
ſehen ind. 

Gegen inländiiche Auswanderungsagenten aber, welche entgegen 
den Beitimmungen der oben cit. Min.:E. vom 12. Juni 1862 Ueber: 
fahrtsverträge mit Perſonen abichließen, die fi) durch eine giltige 
Neifelegitimation nicht ausznweifen vermögen, ift im Hinblide auf das 
Urteil des kal. Oberl.-Ger. Münden vom 5. Auguſt 1884 (Min.⸗ 
Amtsbl. 245) Strafeinichreitung zu veranlaſſen. 

Ueber den Begriff einer richtigen Neijelegitimation ijt außer 
dem genannten Oberlandesger.-Urt. und der cit. Min.-E. vom 3. Juli 
1887 noch Hinzumweijen auf die Min.-E. vom 19. Februar 1882 
(Web. 16, 61 f.), fowie auf Ziffer II und VII der Min.:E. vom 
9. Mat 1871, (Vollz.⸗Vorſchr. zum Baßgeje vom 12. Oftober 1867 
Web. 9, 3), wonach zu den Reifepapieren — abgefehen von Zwang? 
päjlen und Reiferouten — nur die Baßfarten und eigent- 
lichen Reiſepäſſe zu rechnen find und den Ortspolizeibehör- 
den eine en zur Austellung von Neifepapieren nicht ein- 
eräumt ift. Von einer „verbotenen“ Auswanderung feiten® der Nicht- 

ilitärperſonen kann jeßt eigentlich feine Rede mehr fein, da eine 
Strafeinfchreitung oder Vermögenskonfiskation bei einer folchen Aus— 
wanderung ohne Erlaubnis nicht mehr ftattfindet (vgl. Min.-E. vom 
10. November 1862 Web. 6, 104). Eine unerlaubte Auswanderung, 
welche gewiſſe nachteilige Folgen mit fich bringt, Liegt nach dem jegigen 
Stande der Gejehgebung nur vor, wenn eine Luswanderung in den 
Tällen des $ 15 Abi. IL des Staatsangehörigfeitsgejeges erfolgt, ohne 
daß den betr. Plichten genügt und veip. die diesbezügl. Bedingungen 
erfüllt find und demgemäß die Entlaſſungsurkunde erlangt wird, ſowie 
in lem ae Yällen des $ 140 und des $ 360 Ziff. 3 des Reich: 

tr⸗Geſ.⸗B. 
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Eine Beichlagnahme des Vermögens kann jeßt nur mehr in den 
Tällen des $ 140 des Reichs⸗Str.⸗Geſ. bezw. auf Grund eines ge- 
mäß dieſes Paragraphen erlaflenen Urteils und nur bis zu der dort 
(Abſ. II) angegebenen Höhe erfolgen. Die Werbung für fremde 
Militärdienfte wird nach $ 141 und die rechtswidrige Berfeitung jur 
ii nad) $ 144 des Reichs-Str.⸗Geſ.⸗B. beftraft (j. oben 

. 162). 


Die Rüdmwanderung ind deutſche Reich ift nad) Maßgabe des 
Staatsangehörigfeitsgejeges, beſonders 8 21 1. c. (ſ. oben) zu be- 
handeln. 17) 


Ueber die allenfallfige Militärpflicht der Rückwanderer, fowie 
der Neu: Einwandernden und über die Auswanderung Wehr: und 
Militärpflichtiger 18) fpeziell |. Näheres unten bei Militärwejen $ 499, 
jowie die Min.⸗E. vom 5. Juni 1871, „die Auswanderung von 
Wehrpflichtigen und Militärperſonen betr.“, welche wegen ihrer ziem- 
lih häufigen Anwendbarkeit in der Praxis in untenftehender An- 
merfung18) ihrem Wortlaute nach mitgeteilt ift. 


8. f. adm. Pr. 31, 141 und 40, 1 ff., ferner unten 8 45a Anm. 
107 bis 118 zum 8 21 des Staatsangehdrigkeits⸗Geſetzes. 


’®) Reger 1, 291: Rerjährung ber unerlaubten Auswanderung. 
n 5, 59: Berleßung der Wehrpflicht durch Auswanderung; Aus⸗ 
wanderung im jugendlichen Alter als Strafausſchließ⸗ 


ungdgrund. 

„ 4 83: Entiofung übungspflichtiger Referviften aus dem Staat3- 
verbande. 

„ 8 89 und 9, 106: Entlafjung Wehrpflitiger aus dem 
Staatöverbande. 9, 74: Verlegung der Wehrpflicht 
durch unbefugte Auswanderung (zu 8 140 Abſ. 1 8.1 
des Reichs⸗StrGeſ. B.). 

„ 15, 336: Stempelpflichtigkeit der Beſcheinigungen für Wehr⸗ 
pflidytige zum Zwecke der Entlafjung aus der deutichen 
Reichsangehörigkeit. 

„ 16, 219: Nachtragliche Einſtellung von vor dem vollendeten 
17. Lebensjahre audgewanderten, demnächſt nad 
Deutichland zurüdgelehrten Reichsangehörigen in ben 
Militärdienit. 


Bayer. Min.-E. vom 5. Juni 1871: die Auswanderung von Wehrpflichtigen 
und Militärperjonen betr. (Web. 9, 29): 

Bezüglich der Auswanderung von Wehrpflichtigen und Militärperjonen 
ergeht im Hinblide auf die einichlägigen Beſtimmungen des (norb«) deutſchen 
Geſetzes über die Erwerbung und den Berluft der Bundes⸗ und Staatsan⸗ 
gehörigleit vom 1. Juni 1870 nachſtehende Entichließung: 

1) Nach 8 15 Abſ. 1 des allegirten Geſetzes ift jedem Staatsangehörigen 
die Entlaſſung zu erteilen, welcher nachweiſt, daß er in einem anderen Bun- 
desitaate die Stantdangehörigteit erworben hat. 

Dieje Veſtimmung bezieht ſich auch auf jene Staatdangehörigen, welche 
in Bayern bereit3 wehrpflichtig geworden find oder der Armee angehören. 

Die Diftriktävermaltungsbehörden haben die Inſtruktion foldher Ent- 
Laflungögeluche zu pflegen und, nach erfolgter Yusftelung der Entlaffungd- 
Urkunde durch bie vorgeiete Kreisregierung, Die einfchlägige Heeres⸗Abteilung, 


11* 
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Die für Auswanderer nad) Nordamerifa (Vereinigte Staaten) 
wichtigjten Beitimmungen der amerikaniſchen Einwanderungs⸗ 
ejete find in Neger Sammlung Bd. 15, 109 f. zujammengeftellt. 
uch verweifen wir hier nochmals bejonders auf den Wortlaut des in 


— — — — — 


beziehungsweiſe das betreffende Landwehr⸗Bezirls⸗Kommando, behufs der Be⸗ 
richtigung der Liſten und der Fertigung des Militärpaſſes geeignet zu ver- 
ſtaͤndigen. 

2) Bezüglich der Auswanderung von Wehrpflichtigen oder von Militär- 
perfonen, welche den Nachweis bes Erwerbes der Staat3angehörigkeit in einem 
anderen Bundesftaate nicht erbracht haben, gelten folgende Beftimmungen: 

a. Wehrpflichtige, welche fi in dem Alter vom vollendeten 17. bis 
zum vollendeten 25. Lebensjahre befinden, haben nad Anbringung 
ihres Entlaffungsgefuches bei der einſchlägigen Diſtriktsverwaltungs- 
behörde zunächſt ein Zeugnis darüber beizubringen, dab fie Die 
Entlafjung nicht blos in der Abficht nachſuchen, um fich der Dienft- 
pfliht im ftehenden Heere zu entziehen. 

Die Ausftellung diefes Beugnifies fteht Dem Landwehr⸗Bezirks⸗ 
Kommando nah vorgängigem Benehmen mit der Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörde zu. Sind nad) den vorliegenden Verhandlungen 
im Betreffe der Ueberfiedlung in andere Bundesftaaten Teine An— 
Pr gegeben, welche auf eine verftedte Abſicht fchließen laſſen, 
ih dem Militärdienfte zu entziehen, fo hat das Landwehrbezirt3- 
Kommando das Zeugnis audzuftellen, J die Militaͤrdienſtpflicht 
dem Vorhaben nicht —* im Wege ſtehe, und ſind hierüber 
Vormerkungen zu machen, bei begründeten Bedenken dagegen iſt die 
Erteilung des erbetenen Zeugniſſes zu verweigern. 

Nach beendeter Inſtruktion ſind die Verhandlungen durch die 
Diſtriktsverwaltungsbehörde der vorgeſetzten Kreisregierung zur 
Wurdigun⸗ der Frage über die Ausſtellung der Entlaſſungs⸗Urkunde 
vorzulegen. 

b. Unteroffiziere und Soldaten ber altiven Armee und die Erſatzmann⸗ 
ſchaften I. und II. Klafie, dann die Rejerviften und Landwehr- 
männer während der Dauer ihrer Einberufung zum 
altiven Dienfte, haben vor der Anbringung ihres Gefuches um 
Entlaffung aus dem Staatdverbande die Entlaffung aus dem Mili- 
tärdienfte nachzuſuchen. 

Diefe Iegteren Geſuche find der Prüfung und Enticheidung derjenigen 
eeredabteilung unterftellt, bei welcher die Gejuchfteller jich eingereiht be=- 
nden; die Geſuche der Erjabmannjchaften II. Kaffe der aktiven Armee hat 

das Landwehrbezirks⸗Kommando zu erledigen, bei weldem ber Bittfteller in 
Liften fteht. Hiebei können nur militärdienftlihe oder ärarialiide Rück⸗ 
fidten als Anhaltspunkte für die Genehmigung oder Abmweifung dienen. 

Gefuche von Offizieren und Militärbeamten in diejer Richtung find durch 
borherige Entlafjung von der Charge bedingt. 

ach erlangter Genehmigung der Entlaffung aus dem Militärdienfte ift 
das Geſuch bei der Diſtriktsverwaltungsbehörde anzubringen, welche dasſelbe 
zu inftruieren und fodann die Verhandlungen ber vorgejegten Kreisregierung 
behufs der Ausftellung der Entlafjungs-Urkunde vorzulegen bat. 

3) Bei Auswanderungen von ehepflichtigen und Militärperfonen ins 
Ausland, d. 5. in andere al3 in die deutichen Bundesſtaaten, Hat das in 
Ziff. 2 Lt. a und b vorgezeichnete Berfahren in jedem alle, jobin auch dann 
ftattzufinden, wenn ber @ejuchfteller den Nachweis über ben Erwerb ber 
Staatsangehörigteit in dem betreffenden Lande erbracht haben follte. 

4) Die Beſtimmung wegen Einholung einer militärdienftlichen Be⸗ 
willigung zum Zwecke ber Ueberfiedlung, beziw. Auswanderung von wehr⸗ 
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der untenftehenden Anmerkung 2%) abgedrudten Vertrages zwiſchen 
Bayern und den Vereinigten Staaten Nordamerilas vom 26. Mai 
1868 nebit Protokoll hiezu vom gleihen Tage und der hiezu er- 
laſſenen Min.⸗Bek. vom 30. September 1868, wozu wir bemerfen, 
daß ein ganz ähnlicher Vertrag zwiichen den Vereinigten Staaten von 
Nordamerifa und dem Norddeutichen Bunde unterm 22. Februar 1868 
abgeichloffen worden ift, welcher — jedoch ohne Schlußprotokoll — 
im Bundes⸗Geſ.⸗Bl. 1868 ©. 228 ff. publiziert wurde. 


Den Ortsbehörden ift dringend zu empfehlen, Auswanderungs⸗ 
luſtige auf die obenerwähnten amerifaniihen Auswanderungsvorſchriften, 
welche von den Vereinigten Staaten in den Jahren 1880, ferner 1890 
und 1891 erlaljen worden find, Ddesgleichen auf alle fonftigen ein- 
Ihlägigen Beſtimmungen aufmerffam zu machen) und denjelben mit 
Belehrung — fpeziell auch über die Bedeutung und Auslegung des 
mehrgenannten Vertrages mit Nordamerifa vom 26. Dtai 186820 — 


pilichtigen Waffendienft-Unmwürdigen tritt außer Wirkſamkeit. Solche Wehr- 
pflichtige unterliegen in diefer Richtung lediglich den allgemeinen gefeblichen 
Beſtimmungen. Die erfolgte Entlafjung ift jedod in jedem Falle von der 
»Dinteiftävermaltungäbehörbe dem betreffenden Landwehrbezirks⸗Kommando be 
annt zu geben. 
iejed unter Hinmweifung auf die vom kgl. Staatsminifterium des Innern 
zum oollguge des Eingang? erwähnten Geſetzes bereit? unterm 9. vor. Mts. 
an die Tgl. Regierungen, Kammern des Innern erlaffene, in ben Kreisamts⸗ 
blättern veröffentlichte Entichließung Nr. 4756 zur Wiffenihaft und Darnach⸗ 
achtung. — (Letztgen. Entihl. vom 9. Mai 1871 f. Web. 9, 6 ff.) 
Giehe Hiezu weiter 8 27 und 4 110 Ziff. 2 der Wehrordnung vom 
19. Januar 1889; ferner BI. f. adm. Br. 26, 889 fj.: Auswanderung eines 
Wehrpflichtigen. 
m) Reg. 2, 115: Förderung ber Auswanderung durch Zuſchüſſe aus ben Ge⸗ 
meindefaffen. 

„ 4, 249: Mittel gegen wiberrechtlihe Wuswanberung, ſpeziell gegen 
hierauf bezüglicdden Vertragsbruch des Gefindes und 
länblicden Arbeiter. 

„ 6, 147 f.: Auswanderung hilfsbedürftiger Perfonen nad Amerika. 


#°) Vertrag mit Nordamerika 
vom 26. Mai 1868. 


Art. I. 


Angehörige des Königreichs Bayern, welche naturalifierte Staatsangehörige 
der Vereinigten Staaten von Amerika geworben find und fünf Jahre lang un- 
unterbrochen in ben Xereinigten Staaten zugebracdht haben, follen von Seite 
Bayerns ald amerikaniſche Angehörige erachtet und als folche behandelt werben. 

Ebenſo follen Staatdangebörige ber Bereinigten Staaten von Amerika 
welche naturalifierte Angehörige des Königreih8 Bayern gemorden find und fünf 
Jahre lang ununterbrochen in Bayern zugebradht haben, von den Bereinigten 
Staaien ald Angehörige Bayerns erachtet und als ſolche behandelt werden. 

Die bloße ärung der Abſicht, Staatsangehöriger des einen oder des 
andern Teile® werden zu mollen, fol in Beziehung auf feinen ber beiben 
Teile die Wirkung ber Naturalifation haben. 
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thunlichſt zur Seite zu ſtehen. (Siehe über dieſen Vertrag auch Bl. 
f. adm. Pr. 19, 104.) 


Art. II. 


Ein naturaliſierter Angehöriger des einen Teils ſoll bei etwaiger Rückkehr 
in das Gebiet des andern Teils wegen einer nach den Geſetzen des letztern mit 
Strafe bedrohten Handlung, welche er vor ſeiner Auswanderung verübt hat, zu 
Unterſuchung und Strafe gezogen werden können, ſofern nicht nach den bezüglichen 
Geſetzen ſeines urſprünglichen Vaterlandes Verjährung oder ſonſtige Strafloſigkeit 
eingetreten iſt. rt II 

rt. . 


Der Vertrag zwiſchen dem Königreihe Bayern einerjeit3 und ben Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerifa anbererjeit3 wegen ber in gewifien Fällen zu ge 
währenden Auslieferung der vor der Juſtiz Mächtigen Verbrecher, weldher am 
12. September 1853*) abgeichloffen worden tft, bleibt unverändert fortbeftehen. 


Wrt. IV. 


Wenn ein in Umerifa naturalifierter Bayer fi) wieder in Bayern nieber- 
läßt, ohne die Abſicht, nady Amerika zurüdzufehren, fo ſoll er al3 auf feine Na⸗ 
turalifatton in den Vereinigten Staaten Berzicht leiftend erachtet werben. 

Ebenfo fol ein in Bayern naturalifierter Amerilaner, wenn er ſich wieder 
in ben Bereinigten Staaten nieberläßt, ohne die Abficht, nad) Bayern zurüdzu- 
fehren, al3 auf feine Raturalifation Berzicht leiftend erachtet werben. 

Der Berzicht auf die Nüdfehr kann ald vorhanden angefehen werden, wenn 
ber NRaturalifierte bed einen Teil3 ſich länger als zwei Jahre in dem Gebiete bes 
andern Teils aufhält. Art V 


Der gegenwärtige Bertrag tritt fofort nach dem Austaufch der Ratififationen 
in Kraft und Hat für zehn Sabre Giltigkeit. 

enn fein Teil dem andern ſechs Monate vor dem Ablauf dieſer gehn 
Jahre Mitteilung von feiner Abſicht macht, denjelben dann aufzuheben, fo foll er 
ferner in Kraft bleiben bis zum Ablauf von zwölf Monaten, nachdem einer ber 
contrahierenden Teile dem andern von einer ſolchen Abficht Kenntnis gegeben. 


Art. VI. 

Der gegenwärtige Vertrag foll ratifiziert werben von Seiner Majeftät bem 
Könige von Bayern und von dem Präfidenten unter und mit Genehmigung be3 
Senats der Vereinigten Staaten und bie Ratifitationen follen zu München inner- 
ja zwölf Monaten vom heutigen Datum ausgewechjelt werden. Bur Urkund 

effen haben die Bevollmächtigten bieje Uebereintunft unterzeichnet und befiegelt. 

Münden, den 26. Mai 1868. 


Protokoll. 

Berhandelt München, den 26. Mai 1868. 
Die Unterzeichneten vereinigten fi heute, um den in Vollmacht ihrer 
Ey Kommtittenten vereinbarten Vertrag über die Staatdangehörigleit derjenigen 
erfonen, weldye aus Bayern in die Vereinigten Staaten von Amerila und aus 
den Bereinigten Staaten von Amerila nach Bayern auswandern, zu unterzeichnen, 
bei welcher Gelegenheit folgende ben Inhalt dieſes Vertrages näher feftftellende 

und erläuternde Bemerkungen in gegenwärtige Protofoll niedergelegt wurden: 

I. Bu Urt. I des Bertrages. 

1) Nachdem die Kopularive „und“ gebraucht ift, verfteht es ſich von jelbft, 
daß nicht die Naturalifation allein, jondern ein dazukommender tanfläpriger un» 
unterbrochener Aufenthalt erforderlich ift, um eine Perſon ala unter den Bertrag 


*) MWeb. 4, 596 fi. 
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Befonders find die Auswanderungsluftigen auch darauf Hinzu- 
weilen, daß die Reichskonſule nach dem feit 13. Mai 1871 in Bayern 
giltigen Bundesfonfulatsgefeg vom 8. November 1867 (Web. 7, 
122 ff.) und der Dienftesinftruftion für die Konfule des beutjchen 


fallend anfehen a tönnen, wobei übrigens keineswegs erforberlich fein fol, daß 
der fünfjährige Aufenthalt erft nach der Naturaliſation folgen müßte. 

Doch wird Hiebei anerkannt, daß, wenn ein Bayer des bayerifchen Indi⸗ 
genates oder anbererjeitd ein Amerikaner der amerilanifchen Stantsangehörigfeit 
in ber geſetzlich vorgeichriebenen Weife von der Negierung ſeines bisherigen Bater- 
landes entlaflen worden ift, und jobann die Raturalijation in dem anderen Staate 
in rechtlicher Weife und vollkommen giltig erlangt hat, dann ein noch hinzu- 
fommender fünfjähriger Aufenthalt nicht mehr erforderlich fein fol, fondern ein 
jolder Raturalifierter vom Momente feiner Naturalifation an als bayerijcher und 
umgekehrt amerilanifcher Angehöriger erachtet und behandelt werden joll. 


2) Die Worte „ununterbrochen zugebracht“ find jelbftverändiie) nicht im 
törperlicden, ſondern im juriftiichen Sinne zu nehmen und deshalb unterbricht eine 
momentane Abweſenheit, eine Reiſe oder dergleichen keineswegs bie fünfjährige 
Friſt, welche der Urt. I im Sinne hat. 

II. Zu Urt. II des Vertrages. 


1) Es wird anerfanıt, daß eine nach Urt. I als Angehörige des andern 
Staated zu erachtende Perſon bei ihrer etwaigen Rückkehr in ihr früheres Vater⸗ 
land auch nicht wegen des etwa burdy feine Auswanderung felbit begangenen 
Meated einer Strafe unterworfen werben kann und felbft nicht jpäter, wenn fie 
bie neuerworbene Staatdangehörigfeit wieder verloren haben jollte. 


III. Bu Act. IV des Vertrages. 


1) Ran ift beiderjeit übereingelommen, daß die ben beiden Regierungen 
geieglich geitatteten Sicherungsmaßregeln gegen jolcpe in ihrem Territorium ſich 
aufhaltende Fremde, deren Aufenthalt bie Hude und Ordnung im Lande gefährbet, 
dur den Vertrag nicht berührt werben; insbefonbere mwirb die im bayeriichen 
zchrgefete vom 30. Januar 1868, Art. 10 Abſ. 2 enthaltene Beſtimmung, wo⸗ 
nad) denjenigen Bayern, welche vor Erfüllung ihrer Militärpflicht ausgewandert 
find, der ſtän di ge Aufenthalt im Lande bis zum vollendeten 32. Lebensjahre unter- 
jagt ift, durch den Vertrag nicht berührt, body wird Tonftatiert, daB Durch ben 
in Urt. 10 gebrauchten Ausdrud „der ftändige Aufenthalt” ohnehin fchon der- 
artig Uusgewanderten eine türzere und zu beftimmten Biweden unternommene 
vorübergehende Reiſe nach Bayern nicht unterfagt iſt, umd erklärt fich die tgl. 
bayerijche Stantöregierung überdies gerne bereit, in folchen Tällen, in melden die 
Auswanderung offenbar bona fide geſchehen ift, eine milde Prari3 eintreten 
zu laffen.*) 

2) Es wird anerfannt, daß ein in Amerifa naturalifierter Bayer und um⸗ 
geehrt ein in Bayern naturalifierter Amerilaner, wenn er ee bie Abficht, 
ın fein neu erworbenes Vaterland zurüdzulehren, in feinem früheren Waterlande 
wieber niedergelaſſen hat, keineswegs hiedurch allein ſchon die frühere Staatdan- 

ehörigleit wieder erlangt, vielmehr Yangt ed, was Bayern anbetrifft, von Seiner 
ajeftät dem Stönige ab, ob Er in dieſem falle die bayeriiche Staatsangehörig- 
feit wieder verleihen will oder nicht. 

Der Urt. IV foll demnad nur die Bedeutung haben, daß derjenige Staat, 
in welchem ber Ausgewanbderte die neue Stantdangehörigfeit erworben hat, dieſen 
nicht Hindern kann, die frühere Staatsangehörigleit wieder zurüdzuerwerben ; nicht 
aber, daß der Staat, welchem der Ausgewanderte früher angehört hat, benjelben 
auch fofort wieder zurüdnehmen müffe. 


2) Siehe Min. E, vom 18, Degember 1875, 81. Januar 1876 und 8. Uuguft 1896: eb. 11, 
242 und 242 Unm. **b, ferner 18, 196 f. 
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Reiches vom 6. Juni 1871 (Web. 9, 33) ben Reichtangehörigen 

Not und Beiftand zu gewähren haben. Ferner iſt noch zu bemerfen: 

a. daß nah) Min.-E. vom 27. März 1871 (Web. 9, 492 

Anm. *) den Bolizeibehörden zur Pflicht gemacht ift, den 

nad) Amerifa auswandernden Amtsangehörigen in Bezug auf 
Einwechslung von Geld Aufichluß zu geben; 

b. daß durch Min.⸗E. vom 4. November 1868 (Web. 9, 492 
Anm. ®) die Diftrifts-Polizeibehörden aufmerkſam gemacht 
werden auf „den Verein zum Schub der Ddeutichen Aus 
wanderer in Berlin“ zugleich unter Ermunterung zu deſſen 
Unterftügung ; 

c. daß in Hamburg, Bremen und Rotterdam je ein unter ftaat- 
licher Aufficht ftehendes Nachweifungsbureau für Auswanderer 
beſteht. Min.-E. vom 19. Januar 1857, 7. Mär) 1857 
und 17. Januar 1863 (Web. 9, 493 Anm. *o). 

d. Weiter |. Min.E. vom 17. Dftober 1883: „Die zum Zwede 
der Unterftüßung deutſcher Einwanderer gebildete deutſche 
Gejellichaft in New-York betr.” (Web. 9, 492 Anm. *), 
ferner: Min.-E. vom 4. Auguſt 1872, Web. 9, 491 (Be: 
förderung über England), vom 31. März 1855 und 30. April 
1870 über Verlauf von Billet3 zur Weiterbeförderung vom 
überfeeifchen Landungsplag ins Innere und vom 28. Fe⸗ 
bruar 1852 und vom 15. Juni 1855 über Grundanlauf in 
Nordamerika, Reife vom Landungsplag in Amerika in das 
Innere und Abichluß von desbezüglichen Beförderungs-, ſowie 
von Landanlaufs- Verträgen (Web. 4, 693 f. und An- 
merfungen auf ©. 693 und 694.) 

Weiter haben die Orts- und Diftriktsverwaltungsbehörden die 
Beteiligten auf die Länder aufmerkſam zu machen, bezügl. deren vor 
Auswanderung dahin amtlich gewarnt wurde. Es find dies bejonders 
Brafilien und andere füdamerifanifche Staaten (3. B. Chile), auch 
Algier (Krais 1, 143). 

Das Verzeichnis der in Bayern zugelaffenen Auswanderungs⸗ 
agenturen wird vom kgl. Staatsminifterium d. 3. veröffentlicht. 


Es bat — der im andern Staate Naturaliſierte nach den beſtehenden 
Geſetzen und Vorſchriften ſich um Wiederaufnahme in ſein früheres Vaterland zu 
bewerben und dieſelbe wie jeder andere Fremde neu zu erwerben. Doch ſoll es 
in feinem freien Ermeflen liegen, ob er dieſen Weg einfchlagen ober feine bisher 
erworbene Staatsangehörigkeit beibehalten will. 

Die beiden Bevollmächtigten erteilen fich gegemjeitig die Zuſicherung, Daß 
ihre Regierungen mit der Ratifikation des Vertrages zugleich auch Die im gegen- 
wärtigen Protololle enthaltenen Berabrebungen und Erläuterungen ohne weitere 
[örmliche NRatififation derſelben als genehmigt anjehen und aufrecht erhalten 
werden.*) — 


°*) Zum vorerwähnten Verirag T. die weiter unten genannte Söpanblng in den Blättern & 

abmin. Pr. 19, 104: Der Derteag vom 26. Mai 1868 ü die Gtaatßangeh eigteit ber weit 

jeitigen Einwanderer zwiſchen Bayern und NRorbamerifa; ferner 26, 401: Rüdwanberung auß 
merita; 18, 279 Anm. und 40, 882, 
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Sole Beröffentlihungen find erfolgt durh Min.-E. vom 24. März 
1885; 6. April 1885; 6. Auguft 1888; 28. Auguſt 1888; 3. Oftober 
1888. (©. die betr. M.⸗Bl. 1885 und 1888.) 
Die Nachſteuer ijt unten bei den Steuern $ 81 behandelt. 
Zur allenfallfigen weiteren Orientierung über Ein- und Aus⸗ 
mwanderung, Erwerb und Berlujt der Staatsangehörigfeit |. auch noch 
die Behandlung diejer Materie in: 
Krais 1, 138 ff., 
BechmannBrettreih 1, 120—122, 
Stadelmann-Wadter S. 123—128, 
ferner in folgenden Beitfchriften: 
a. Blätter für admin. Praxis: 
Br. 1, „0 f.: Das Heimatrecht zurüdgefehrter Auswan⸗ 
erer, 

3, 177 ff.: Das Auswanderungsreht; 3, 227, 270; 
ferner 3, 337: Zur Lehre vom Verluft des Indi- 
genates und von der Auswanderung, 

4, 85 und 240: Berluft der Anfäjligleit durch Aus⸗ 
mwanderung, 

5, 44 f.: Das Haie der Auswanderung, 

6, 360—416: Vorſchriften über Auswanderung 1856. 

Diefer ausführliche Artikel behandelt zugleich 
auch die bezüglich der einzelnen Staaten, in welche 
oder nach weldyen die Auswanderung ftattfindet, zu 
beachtenden Borfchriften. 

9, 394: Verluft des Indigenates durch Auswanderung, 

18, 78: Berluft des Indigenates durch heimliche Aus⸗ 
wanderung, 

18, 273, 276, 281: Aus- und Einwanderung. All 
gemeine Begriffe, Erfordernifje und Wirkungen, 

18, 289 ff.: Bemerkungen zur Min.⸗Vorſchr. vom 2. 
Februar 1868 über Behandlung der Auswander- 
ungsgeſuche, 

19, 104: Der Vertrag vom 26. Mai 1868 über die 
Staatsangehörigkeit der wechſelſeitigen Einwanderer 
zwiſchen Bayern und Nordamerika, 

21, 137: Einfluß der Reichsgeſetzgebung auf das bayer. 
Verwaltungsrecht in Bezug auf Auswanderung, 

22, * Heimat einer zurückgekehrten Auswanderer: 
amilie, 

25, 349: Uebernahme eines ausgewanderten vormaligen 
Staatsangehörigen nad) dem Gothaer Vertrag, 

26, 389: Auswanderung eines Wehrpflichtigen, 

26, 401: Rüdmwanderung aus Nordamerika, 

30, 70: Heimat eines Kindes bei Auswanderung der 
außerehelichen Mutter, 
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30, 349: Berluft der Heimat durch Auswanderung, 21) 

31, 280 ff.: Staatsangehöriofeit vor dem Indigenats- 
edift vom 6. Januar 1812 und fonftige Staat3- 
angehörigfeitäfragen (3. B. Staatdangehörigfeit eines 
—— 

32, 1 ff.: Staatsangehörigkeitsfragen (italieniſche ©. 1, 
amerikaniſche S. 2, engliihe ©. 3, preußiſche ©. 4), 

32, 65 ff.: Erläuterungen zum Reichsgeſetz über Erwerb 
und Berluft der Staatsangehörigkeit, 

32, 152: Buftändigfeit zur erjtinftanziellen Enticheidung 
von Streitigkeiten, 22) 

36, 395—396: Heimat der Einwanderer, 


38, 217: Heimat der zurüdgebliebenen Familie eines 
Ausgerwanderten, 
38, 249 und 377: Heimat der Einwanderer, 


39, 216: Zum Geſetz über Erwerb und Berluft der 
Staatsangehörigkeit. Heimatſchein. (8 13 Abi. 3 
und 21 des Gejetes vom 1. Juni 1870), 

39, 264: Mehrfache Staatsangehörigfeit und Art. 33 
des bayer. Heimatögejeßes vom 16. April 1868, 

39, 241 und 40, 281: Der Mangel eines Verehelichungs⸗ 
zeugnifjes in feiner Wirkung auf die Staatdangehörig- 
feit der Ehefrau und der ehelichen Kinder; 

ferner über die Frage zur „bürgerl. Fa 
keit” einer Ehe nad) Art. 33 Abſ. 2 des Heimatge).: 

40, 113 ff. und 273. 


1) S. hiezu Entich. des B.G.⸗H. vom 9. April 1880, Bd. I, 237: Bayer. 
Staatdangehörige, welche nad) erlangter Entlafjung aus dem Bayer. Staatöverbande 
auswandern, verlieren ihre bisherige Heimat in Bayern. 

Wenn diejelben in der Folge fich wieder in Bayern nieberlaffen, können 
fie die Yeimat in einer bayer. Gemeinde nur unter der Vorausſetzung erlangen, 
daß fie die bayer. Staatdangehörigleit wieder erworben haben. J 

er E. V.G.H. vom 28. Juni 1881, Bd. III, 126 f.: Das bayeriſche 
Indigenat ging nad) dem Edikte über das Indigenat vom 26. Mai 1818 dur 
einen, wenn auch no jo langen Aufenthalt im Auslande ohne rechtsförmliche 
Auswanderung nicht verloren, ebenjowenig dadurch, daß ein baher. Staatdange- 
böriger fich feiner gefeglichen Militärpflicht entzog. 

Durch heimliche Auswanderung wurde nad) bem angeführten Edikte ber 
Berluft bes bayer. Indigenates nur dann bewirkt, wenn ber Auswandernde ein 
fremdes Indigenat erwarb. 


»N Hiezu ſ. E. V.G.H. vom 28, Juni 1881 Bd. III, 126: Zur erft- 
inftanziellen Enticheidbung von Streitigfeiten über die Berechtigung zur Zeilnahme 
an einem Diftriltärat, auf Grund des Urt. 2 lit. b des Diftriftöratöge) 
vom 28. Mai 1852 ift die einichlägige Kreidregierung, K. d. J., zuftändig, un 
zwar auch dann, wenn dieſe Berechtigung wegen Mangels der bayeriichen Staats⸗ 
angehörigkeit beftritten wird. — 

Näheres über dieje Frage ſ. unten 8 516: Zuftändigkeit im Verwaltungs 
gerichtöverfahren. 
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40, 321 ff. bis 388: Srwerb und Berluft der Staats- 
angebörigteit; Verfahren und Zuftändigfeit, 
a. Beit bis 6. Januar 1812, 
b. vom 6. Januar 1812 bis 26. Mai 1818, 
c. vom 26. Mai 1818 big 13. Mai 1870, 
d. feit 13. Mai 1871 (40, 337 ff.), 
40, 1 ff.: Rüdwanderung nah $ 21 Abf. 4 und 5 
des Staatdangeh.-&el., 
40, 347 und 353 ff.: Erwerb der Staatsangehürigfeit 
durch Anſtellung, 
40, 357: Verluſt des Indigenats 
a. bor bezw. bis 1871, 
b. feit 13. Mai 1871, 
42, 350: Berluft der bayer. Staatsangehörigkeit durch 
Entlaſſung, 
43, 154 ff. und 393 ff.: Die Wiederverleihung der 
Staatsangehörigkeit nach 8 21 Abſ. 4 und reſp. 5 
des Reichs⸗Geſ. vom 1. Juni 1870, 
44, 282: Der Staatsangehörigkeitserwerb in einem 
anderen Bundesſtaate nach erfolgter Entlaſſung, 
aber vor Ablauf der 6 monatlichen Friſt des 8 18 
Ubi. 2 des Staatsangeh.⸗Geſ., Hiezu 
46, 282: Min.-E. vom 24. März 1896 über 5 7 und 8 
des Staatsangeh.-Geſ.; 
b. Bayerifche Gemeindezeitung: 
‚1. 468 ff., 502 ff. und 535 ff.: Ueber bayeriiche Staat2- 
angehörigfeit, Erwerb und Verluft des bayer. Indigenats 
in der Beit bis 6. Januar 1812, vom 6. Januar 1812 
bis 26. Mai 1818, vom 26. Mai 1818 big 13. Mai 
1871 und feit 13. Mai 1871. 
Fälle aus der Praxis über Fragen der StaatZange- 
hörigkeit in 
II. 243, 327, 379, 470, 736, 
II. 723, 726; IV. 84, 397, 483; V. 517; VI. 79, 171, 
237; endlich 
IV. 185 ff. und 209 ff.: Erörterungen zum Bundes⸗ und 
Staatsangehörigfeitö-Gefet ; 


c. Entiheidungen des Verw.⸗G erge ofes und Ent- 
Icheidungen aus Neger? Sammlung ſ. bei den einzelnen 
Paragraphen des Staatsangehörigkeitsgeſetzes $ Ada. 


d. Zuriftifde Monatfchrift zur Vorbereitung auf Die 
Prüfungen für den höheren Juſtiz- und Vermwaltungsdienit 
in Bayern, herausgegeben von Dr. H. Becher (3. Schweißer 
Verlag (of. Eichhichler) in München): 

I. Jahrgang 1891 ©. 75: Staatsangehörigkeit und Heimat 
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der vor dem 13. Mai 1871 in Bayern durch nachfolgende 
Ehe legitimierten Kinder (Staatsfontursaufgabe 1888). 

II. Jahrgang 1893 ©. 114: Zum 8 18 Abſ. II des 
Bundes- und Staatsangehörigfeitägejehes. 

IV. Jahrgang 1894 S. 167: Heimatrecht, Staat3ange- 
hörigkeit; Uebernahme Staatsangehöriger (Staatskonkurs⸗ 
aufgabe 1892). 

V. Jahrgang 1895 ©. 157: Verluſt der Staatsangehörig⸗ 
keit. Aufnahme⸗Naturaliſationsgeſuch (Staatskonkursaufgabe 
1893). Hingegen für die jetzige bayer. Praxis: Min.-E. 
vom 24. März 1896, mitgeteilt in den BL. für admin. 
Praxis 46, 282. 

VI. Jahrgang 1896 ©. 73: Auswanderung, Rüdwan« 
derung, Staatsangehörigfeit, Wehrpflicht (Staatskonkursauf⸗ 
gabe 1894) und Seite 149: Heimat und Staatsangehörig- 
feit (Staatsfonfursaufgabe 1895 aus dem Staatörechte des 
deutichen Reiches und des Königreich Bayern). 

e. Endlich fiehe über Statiftit der Ein- und Auswanderungen 
bezw. der Erwerbung und des PVerfuftes der Bundes- und 
Staatsangehörigkeit unten $ 529; 

ferner die Min.:E. vom 20. Dezember 1871 Nr. I 
(Web. 9, 178) und Min.-E. vom 23. April 1883 (Meb. 16, 
198—200) jowie Bundesratsbeichluß vom 19. Dezember 1882 
(Web. 16, 198 Anm, **) und Reg. 3, 442 ff.). 
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Inhalt uud Wirkungen der Staatsangehörigleit. Bayer. 
Indigenat und Staatsbürgerredht. Der Staatsbürgereid. 


(Seyb. 1, 293303. Pözl, Verf. 8 129.) 


Unter bayer. Staatsangehörigfeit ift zu verftehen: „Das Ver⸗ 
Don der Unterthänigfeit unter die bayer. Staatsgewalt.“ (Seyd. 

Die Staatdangehörigkeit bringt gewiſſe Pflichten mit fich, wie 
fih auch gewiſſe Rechte als Folge derjelben in der Art ergeben, daß 
diejenigen, welche die bayer. Staatsangehörigfeit befiten, dieſe Rechte 
in Bayern und — da fie als Angehörige des Staate® Bayern zus 
gleich Angehörige des deutfchen Reiches find — auch im Neiche aus⸗ 
zuüben vermögen, ſoweit, ala diefe Rechte nach der Reichsverfaſſung 
dem Neichgangehörigen überhaupt zuftehen. In letzterer Beziehung 
ift zunächſt auch hieher zu bemerken, daß nach Art. 3 der Reichs⸗ 
verfaffung 22) für ganz Deutfchland ein gemeinfames Indigenat befteht 
mit der Wirkung, daß der Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) 


**) Meg. 15, 330: Reichsindigenat und Landesindigenat. 
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eine8 jeden Bundesftaates in jedem anderen Bundesftaate ala Inlän- 
der zu behandeln und demgemäß zum feiten Wohnfig, zum Gewerbes. 
betriebe, zu öffentlichen Yemtern, zur Erwerbung von Grundftüden, 
zur Crlangung des Staatsbürgerrecht3 und zum Genuß aller fonftigen: 
bürgerlichen Nechte unter denjelben Vorausſetzungen wie der Ein- 
heimische zuzulaffen, auch in Betreff der Nechtöverfolgung und des- 
Rechtsſchutzes demſelben gleich zu behandeln ift. 

In diefem Art. 3 1. c. ift alſo zugleich auch eine weitgehende 
Aufzählung der aus der Staatsangehörigkeit fließenden Berechtigungen: 
enthalten, welche von demjenigen ausgeübt werden fünnen, der im 
Belige diefer Staatsangehörigfeit in einem deutfchen Bundesſtaate ift.*). 

Doch ſei Hiezu bemerkt, daß dieſe Angehörigfeit zu einem 
Bundezitaate nicht in eine befondere Reichsangehörigkeit als folche, 
in ein NeichSbürgerrecht aufgegangen, bezw. von letterem abforbiert 
torden ift. Die Reichsangehörigfeit hat vielmehr nur die Bedeu-. 
tung und die Wirkungen, welche im Art. 3 Abſ. 1 der Reichs-Verf. 
angegeben find. Es ift daher auch der Angehörige eines deutſchen 
Bundesſtaates — obwohl er kraft und infolge dieſer Staatsange- 
hörigfeit nah Urt. 3 Abi. 1 1. c. Neichsangehöriger ift — doch 
nicht zugleich Angehöriger aller übrigen Bundesitaaten, jondern nur 
Angehöriger Desjenigen Bundesitaates, in weldem er die 
Staatsangehörigfeit auf Grund eines im Gefege vom 1. Juni. 
1870 (über Erwerb und Verluſt der Staatsangehörigfeit) genannten 
Titel erworben hat oder beſitzt (cfr. oben 54: Die Reichganges- 
börigen, au) $ 5).- 

Es kann daher auch derjenige, welcher das Indigenat in dem: 
einen Bundesftaate hat, nicht damit ohne weiteres befugt fein, in. 
einem anderen Bundesftaate diejenigen Nechte auszuüben, welche den 
Beſitz des Indigenates fpeziell in dieſem letzteren vorausſetzen, 3. 2. 
das Recht, zum Landtag zu wählen Reg. 15, 331. 

Als Pflichten der Staatsangehörigfeit ergeben ſich vor allem: 

a. die Pflicht zum Gehorfam und 

b. die Pflicht zur Treue. 

Die Verpflichtung zum Gehorfam und zur Treue gegen die 
bayer. Staatögewalt ſchließt auch Die gegen die Neichdgewalt in fich, 
ebenjo twie mit der bayer. Staatsangehörigfeit die Reichsangehörigkeit 
verbunden ift: und wie der bayer. Staatdangehörige den Seleken und 

ejegmäßigen Anordnungen des Königreich Bayern zu gehorchen und 
led zu unterlaffen hat, was auf eine Schädigung des bayer. Staates 
abzielen könnte (Treue), jo ift er in gleicher Weile gegen das Neid). 
und die in Bayern giltigen Reichsgeſetze zu handeln verbunden. 

In der Pflicht zum Gehorfam gegen den Staat liegt auch Die 
Verpflichtung zum Gehorfam gegen die Obrigfeit, d. h. gegen deren 
gefehmäßige Anordnungen. Widerjtand gegen die Obrigkeit ijt daher 
Widerſtand gegen die Staatögewalt. (88 110—122 Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B.) 


*) Weber diefe Rechte ſ. befonbers Niedel, Comm. zur Reichs⸗Verf. S. 85—87.. 
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Berlegungen der Pflicht der Treue find je nach ihrem That- 
beitand Hoch: oder Landesverrat. (Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. 88 80—-93.) 

Gehorfam und Treue gegen den bayerischen König und bayerischen 
Staat, fowie gegen die Gejege find unter gewillen Vorausſetzungen 
ur) mg eines Eides zu geloben. (Verfaſſungseid, Staats- 
lirgereid. 

Rah 8 3 Tit. X der Berf.-Urk. find alle Staatsbürger, d. 5. 
alle männlichen Staatsangehörigen, welche befähigt zum Erwerb des 
bayerifchen Staatsbürgerrechtes find,24) bei der Anſäſſigmachung und 
bei der allgemeinen Landeshuldigung, jowie alle Staatzdiener bei ihrer 
Anftelung verbunden, folgenden Eid abzulegen: „Ich ſchwöre Treue 
dem Könige, Gehorjam dem Gelege und Beobachtung der Staatöver- 
faſſung; fo wahr mir Gott helfe und jein Heilige® Evangelium.“ 

Bei Nichtchriften fallen die lebten vier Worte hinweg. (Min.-E. 
vom 30. März 1849, Web. 4, 29.) 

An Stelle der „Anfäfligmahung” im Sinne diefer Beſtimmung 
ist jebt der Erwerb der felbftändigen Heimat getreten, als 
Zeit des Eintrittes wirtfchaftlicher Selbjtändigfeit, welche Die obige 
Beitimmung der Verfaſſungsurkunde im Auge hatte, 25) 

Verfahren und Vorausſetzungen bei und für Ableiftung des 
Berfaflunggeides find durch die Min.-E. vom 25. Yuguft 1868, „Die 
Ableiftung des Verfaſſungseides betr.“, (Web. 7, 452) beitimmt. 
Diejelbe ordnet an, daß künftig der Verfaffunggeid Jedem, welcher in 
einer Gemeinde des Königreich! eine felbftändige Heimat 
im Sinne der Art. 3, 5 bis 9 des Geſetzes vom 16. April 186825*) 
erworben hat, fofort nach diefer Ermwerbung abzunehmen ift, und 
bejtimmt näher den Zeitpunkt diejer Eidesabnahme wie folgt: 


1) Im Falle der Ermerbung der felbitändigen Heimat durch 
Eheſchließung jofort nach der Eheſchließung. Durch Min.⸗E. 
vom 15. Mai 1876 Ziff. 1 iſt jedoch (Web. 11, 540) im 
Intereſſe der Geſchäftsvereinfachung geſtattet, die Abnahme 
des Verfaſſungseides in den Landesteilen r. d. Rh. ſofort 
bei der Behändigung des Verehelichungszeugniſſes zu be—⸗ 
thätigen, (obwohl die Verpflichtung hiezu erſt durch die Ver⸗ 
ehelichung ſelbſt entſteht.) 


20) Sowohl an dieſer Stelle als in Tit. III 8 4 Abſ. 2 und Tit. VII 
8 21 Abſ. 1 der bayer. Verf.Urk. ift der Ausdruck „Staatdbürger" in der Be- 
deutung von „Staatsangehöriger" aufzufaffen. An Stelle von Tit. VII 8 21 
Ab. 1 ift Abſchn. II Bif 2 de3 Gel. vom 19. Januar 1872 über den Geſchäfts⸗ 
gang des Landtages getreten: Jeder einzelne Staatdangehörige, fowie jede 
Gemeinde kann Bei werben über Berlegung der konftitutionellen Rechte an den 
Landtag bringen ꝛc. (Web. 9, 283). 

»°) Seyd. 1, 296 Anm. 16. 

Bergl. auch Art. XV des Ediktes vom 6. Januar 1812 (Web. 1, 378). 

220) Vergl. Hiezu die Novelle zum SHeimatögefege vom 17. Juni 1896 
(Geſ.⸗ und V.⸗Bl. ©. 297 ff.). 
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2) Im Falle der Erwerbung durch Srlangung des Bürgerrechtes 
(Art. 5 des Heimats-Gef.) oder durch Verleihung (Urt. 8 
l. c.) oder infolge einer Erflärung (Rheinpfalz, Art. 29 1. c.) 
fofort nad) der Ausftellung der betr. Urkunde und Erfüllung 
der fonjtigen Vorbedingungen. 

3) Im alle der Erwerbung durch Aufenthalt (Art. 6 und 7*) 
l. ec.) fofort, wenn die Gemeinde dag Heimatrecht anerkannt 
hat oder hiezu im Inſtanzenwege (Art. 23—25 1. c.**) ver: 
anlaßt worden ift. 

4) Im Falle der Ermerbung duch Ausländer, d. 5. Nidht- 
bayern (Art. 9 1. c.), tritt nun analog vorjtehende Ziff. 2 
ein, (da die Betätigung nah Art. 9 Abſ. II 1. c. alter 
Faſſung meggefallen ıft) jobald die Staatsangehörigfeit von 
dem DBetreffenden erworben und die desbezügliche Urkunde 
vorgelegt ift. 

Buftändig zur Abnahme diefes Eides find in magiftratifchen 
Gemeinden (Städten und Märkten mit ftädtiicher Verfaſſung) Die 
Magiftrate, für die Landgemeinden die fgl. Bezirkgämter. Die Be: 
hörden der Landgemeinden haben daher den vorgeſetzten Bezirksämtern 
mindeſtens vierteljährlich ein Verzeichnis derjenigen einzufenden, bei 
welchen dieſe Eidesabnahme jtattzufinden Hat. Die Eidesabnahme ift 
jederzeit mit einer entjprechenden Belehrung der Schwörenden einzu- 
leiten und mit der einer folchen Handlung angemefjenen Würde mit 
jedem einzeln zu vollziehen, die erfolgte Beeidigung aber in einem 
fortlaufenden Protokoll durh die eigenhändige Unterfchrift des 
Schwörenden und des betr. Beamten zu beurfunden. 


Hinfichtlich der Beeidigung der Staatzdiener, dann der in Art. 2 
des Heimatgeſetzes erwähnten definitiven Diener der Kirche, der Ge- 
meinden, einer öffentlichen Korporation oder Stiftung und der 
Schullehrer auf die Verfaſſung, jowie Hinfichtlih der Zulafjung zur 
Ableiftung des Verfafjunggeides behufs der aktiven Teilnahme an den 
Landtagswahlen, endlich über Ableijtung dieſes Eides feitend der im 
Auslande wohnenden Bayern gelten folgende beiondere Beitimmungen: 


a. Bei den Staatödienern wird nah Tit. X 8 3 der Verf.: 
Urf. der Verfaſſungseid zugleich mit dem Dienjteid abge: 
nommen. (Bergl. hiezu Min.E. vom 22. Juni 1818; 
Web. 1, 711.) Rechtspraktikanten, Acceſſiſten und Diurniften, 
welche noch feine felbitändige Anjtellung Haben, find als 
jolhe nah A. E. vom 18. September 1823 (Web. 1, 711 
Arm. b) den Berfaffunggeid zu leijten nicht verpflichtet. 


%, Siehe auch Art. 7a bes in Anm. 25a genannten Geſetzes vom 17. Juni 
1896, betr. die Abänderung einiger Beitimmungen der Geſetze über Heimat, Ber- 
ebelichung und Aufenthalt 2c. (Geſ.-⸗ und B.-Bl. von 1896 S. 297 —299). 

**) Siehe auch 8 6 vorftehenden Geſetzes vom 17. Juni 1896 zu Art. 24 
L c. 64. und B.-Bl. ©. 300). 
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b. Die X. E. vom 11. November 1818 (Web. 1, 711 Anm. c) 
ſpricht bezüglidy der Verpflichtung der Magiftrate auf die 
Verfaſſung aus: „Wir mollen, daß bei Einweifung und 
Verpflichtung der künftigen Magiftrate der vorfchriftz- 
mäßige Eid auf Die Verfaffung fämtlihen Magiſtrats— 
mitgliedern, fofern fie folchen nicht etwa fchon bei an- 
derer Gelegenheit geleiftet haben, abgenommen werde.“ — 
Eine bejondere Beeidung der Staatsbürger auf die Erfüllung 
ihrer Berbindlichfeiten al® &emeindeglieder oder die 
Ableiftung eines Gemeindebürgereides ift nah Min.-E. vom 
4. April 1820 und 26. Juni 1824 (Web. 1, 711 Anm. c) 
nicht mehr ftatthaft. 

c. Die Min.-E. vom 27. Februar 1841 (Web. 1, 711 Anm. c) 
belagt: „daß die Gemeindebenollmäcdtigten nicht als 
Gemeindebeamte zu betrachten find, ſohin eine eigentliche 
Dienftesverpflichtung derfelben nicht vorgeichrieben iſt, und 
daß der Eid auf die VBerfaflung, welcher auch das feierliche 
Beriprechen für genaue Befolgung der Geſetze in fich ſchließt, 
nah $ 3 Tit. X der Berf.-Urf. bereitö bei der Anſäſſig⸗ 
machung geleiftet werden muß.“ 

d. Ueber den Verſaſſungseid der Geiftlihen f. Verordn. vom 
27. Februdr 1814 und U. E. vom 8. Juli 1818 (Web. 1, 
451 und 715 nebit Anm. ) Hiezu) und über die jebige 
Eidesformel Min.-E. vom 21. Mai 1851 (Web. 4, 225 
und 255 Anm. **) bezüglich des Dienjteides der kath. fowie 
der proteſt. Geijtlichkeit. 

Diefe Beeidigungsweile gilt wie für die förmlich zu in» 
ftallierenden Pfarrer, jo auch für die Benefiziaten, bei welch’ 
letzteren eine fürmliche Inftallation in loco officii nicht ge= 
bräudhlich ift. (Web. 4, 255 Anm. **) a. E. und Ziff. I 
der obengenannten Berordn. vom 27. Februar 1814.) 

Ueber Berpflihtung der Pfarramtspermefer fiehe 
U. E. vom 10. Juni 1824 (Web. 2, 211), ſowie die in 
Web. 2, 241 Arm. *) genannte Min.-E. vom 7. April 
1841; desgleihen die Diin.-E. vom 2. Dezember 1868 über 
Aushändigung von Abjchriften des Verpflichtungsprotokolls 
an proteſt. Pfarrverweſer (Web. 7, 527), desgleihen an 
fatholifche PBfarrverweier nad) Min.-E. vom 14. Mai 1871 
Web. 9, 20). Ueber den von den Biſchöfen zu leiftenden 
Eid: Art. XV des Konkordates von 1817 (Web. 1, 703). 
Speziell über die Beeidigung bei Inftallation von fathol. 
Oeiftlichen: Inſtruktion vom 6. Juli 1845 8 5 (Web. 3, 
587). — 


e. Bezüglich der Volksſchullehrer beftimmt Min.-E. vom 
14. Juli 1881 (Web. 15, 307), daß „der Eid auf die Ber- 
taffung — Tit.X 83 der Berf.-Urf. — bei der Ernennung 
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zum wirklichen Schullehrer abzuleiten ift, infofern nicht dieſe 
Bereidigung Schon früher aus einer von der dienstlichen 
Stellung unabhängigen Beranlaffung erfolgt ift. 

. Nah Art. 4 und 5 des Landtagswahlgefeges vom 4. Juni 
1848 bezw. vom 21. März 1881 (Web. 14, 738 und 739) 
iſt auf Verlangen jedem Wahlberechtigten (alfo jedem Staats- 
angehörigen), welcher volljährig ift und dem Staate feit min- 
deſtens 6 Monaten eine direfte Steuer zahlt und welchem 
nicht die Ausschließungsgründe des Art. 5 Abſ. 2 1. c. ent- 
gegenftehen, der Berfaffungseib abzunehmen. 

g. Ueber Ableijtung des Verfaffungseides beim Heere rejp. Be- 
eidigung des Heeres auf die Verfaffung bezw. die Eidesformel 
für die Verpflichtung des bayerischen Heeres beitimmt die A.E. 
vom 9. Juni 1852 (Web. 4, 475 |.) und Abſchn. II 8 5 
Nr. IV des Verf.Vertrags (Web. 8, 677). 

h. Ueber Beeidigung der Zollgrenzwach-⸗Mannſchaft auf die Ver- 

faflung |. Web. 1, 711 Anm. f 

. Ueber Ableiftung des Berfafjungseides jeitens der Gendarmerie- 
Mannichaften |. Krais 2, 58. 

k. Endfih iſt durch Min.-E. vom 7. Januar 1874 (Web. 9, 
754) angeordnet, daß bayerilchen Staatsangehörigen, welche 
fi) außerhalb Bayerns befinden, der Staatsbürgereid in der 
Negel erft nach ihrer Rückkehr nach Bayern abzunehmen: ift. 

Beitrittene Rechtsaniprüche und Berbindlichkeiten in Bezug auf 

„Berechtigung und Verpflichtung zur Ubleiftung des Berfafjungs- 

(otantablrger Se find durch Art. 8 Ziff. 2 des Geſetzes über den 
erivaltungsgericht&hof vom 8. Auguſt 1878 als Verwaltungs: 

rechtsſachen erklärt, in welchem die unmittelbaren Stadtmagiftrate 

reip. kgl. Bezirfsämter in erfter Inftanz zu enticheiden haben. Be— 
fchwerden gegen deren Enticheidungen gehen unmittelbar vor den fal. 

Bermwaltungsgericht3hof, welcher Tolchen Falles in zweiter und lebter 

Inſtanz enticheidet. Beim Streite über Berechtigung ift zuftändig 

die Behörde des Wohnſitzes oder des Aufenthaltzortes, beim Streite 

über die Verpflichtung diejenige der Heimat Ddesjenigen, über deſſen 

Eidegleiftung Differenz ae 

Die Eidesleiftung ſelbſt kann nicht direft erzwungen werben. 
(Seyd. 1, 297 Anm. 26.) Im Uebrigen f. über Verfaſſungseid: 
Krais 1, 16 und 143 f. und 3, 231. 

Bechmann-Brettreih: 1, 123, 153, 356 und 2, 562. 

Geib (für die Pfalz) 1 $ 36 ©. 163. 

Stadelmann-Wadter ©. 561. 

Grill, Staatsbürger ©. 134, 

Wohl zu unterjcheiden von der bayerifchen Staatsangehörigfeit ift: 

das bayerifhe Staatsbürgerrecht.*) 


2) Seyd. 1, 303; BL. f. adm. Pr. 18, 1 ff. und 117 ff., ferner 21, 152 
f.; Bözl, Verf. 8 31 und 32. 
Boht, Sandbug. 1. 12 


u) 
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Nach der Verfaflungsurfunde ($ 9 Beil. I) war das Staat2- 
bürgerrecht ein „politiicher Stand“, welcher die verfajlunggmäßige 
Teilnahme an der Ständeverjanmlung gewährte. 

Das Wahlrecht und die Wählbarkeit zum Landtage richtet fich 
jest aber nach dem Landtagswahlgeſetz vom 4. Juni 1848 bezw. 
21. März 1881 (Web. 14, 732 bezw. 738 ff.). 

Der „politifche Stand“ des Staatsbürgerrechtes hat daher 
wohl jede Bedeutung verloren. 


Nach dem Heutigen Stande der Gefeßgebung gehört zum Er- 

werbe und zur Ausübung des bayerijchen Staatöbürgerredhtes : 

1) Männliches Geſchlecht. 

2) Der Beſitz des bayeriſchen Indigenates. 

3) Das vollendete 21. Lebensjahr. 

4) Wirtichaftliche Selbjtändigfeit bezw. Wohnſitz im Königreiche 
mit jelbjtändigem Haushalt, ferner 

5) Der Beſitz beitenerter Gründe oder Renten oder der Betrieb 
eines befteuerten Gewerbes oder Eintritt in ein öffent- 
liches Amt. 

6) Für Neueinwandernde, d. h. jeitherige Nicht-Reichs⸗ 
angehörige, welche die bayerifche Staatsangehörigkeit (Indi⸗ 
genat) erworben haben, nach $ 8 Beil. I (Indigenatsedift) 
außerdem noch ein vorgängiger ſechsjähriger Aufenthalt in 
Bayern. 20) 

Das bayerische Staatsbürgerrecht begreift nun folgende bejondere 

Berechtigungen und bezw. Fähigkeiten in fich: 

1) zur Erlangung der erblichden Reichsratswürde $ 3 Tit. VI 
der Berf.-Urf. ; 

2) zur Berufung als Bevollmächtigter eines Höchitbeiteuerten 
Grundbeſitzers im Diſtriktsrate (Geje über die Diftrifts- 
Näte vom 28. Mai 1852 Art. 2 lit. b und 4 bi. IN); 

3) zur — aftiven und pajjiven — Berufung zum Vertreter des 
Sroßgrundbefites im Landrate (Gejeg über die Landräte 
vom 28. Mai 1852 Art. 2 lit. c und 8 Abf. 2). 


20) Ausdrücklich muß hieher betont werben, daß bie von ber Berfaffungs- 
Urkunde (Tit. IV 8 3 und Beil. I 8 8) zum GStaatsbürgerrecht erforderliche „An⸗ 
jäjfigfeit“ nur den thatſächlichen Zuftand der wirtichaftlichen Selbftändigleit und 
der Angeſeſſenheit bezeichnet und durchaus nichts mit der „Anfäjfigfeit in einer 
Gemeinde” nad dem Anſäſſigmachungsgeſetz von 1825 bezw. 1834 zu thun hat. 

Siehe hiezu au BL. |. adm. Pr. 31, 154. 

27) Bergl. Hiezu auch noch Ziff. II des Schlußprotokolls zum Berjailler 
Bertrag vom 23. November 1870. 

Speziell wird Hier noch bemerkt, daß die Ausübung des Wahlrechtes zum 
bayerifchen Yandtage — weder altiv noch palfiv — vom Belite des Stantsbürger- 
rechtes abhängt. Vie Leiftung bes ſog. Staatsbürgereides ift fein Erforderni3 zur 
elangung des Staatsbürgerrechte3: derjelbe wird nur gefordert zur Ausübung 
bed Wahltechtes zum bayerifchen Landtag, ferner — abgelehen von dem oben er- 
örterten Erwerb einer jelbitändigen Heimat — beim Eintritt in ein öffentliches Amt. 
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Streitigkeiten über den Beſitz des Stantabürgerredten find Ber: 
twaltungsrechtsfachen nach Art. 8 Biff. 2 und Art. 9 Abf. 1 des 
Geſetzes über den kgl. Verwaltungsgerichtähof. 


Zuftändig find in I. Inſtanz die Diftriftverwaltungsbehörben 
(Die Magiſtrate in unmittelbaren Städten) und zwar diejenige des 
Wohnſitzes oder die der Heimat, je nachdem die Berechtigung oder 
die Verpflichtung zur Ableiftung in Frage fteht (ſ. Seyd. ? 297). 


Das Staatäbürgerrecht geht nah $ 10 der I. Derf.-Beilage 
verloren mit dem bayer. Indigenate d. h. mit der bayer. Staats- 
angebörigfeit, 28) ferner durch die ohne fol. ausdrüdliche Erlaubnis 
geichehene Annahme von Dienften oder Gehalten oder Penfionen oder 
Ehrenzeichen einer auswärtigen (nicht blos nichtdeutichen 29) fondern 
auch deutichen) Macht, vorbehaltlich der verwirkten befonderen Strafen 
(vgl. 8 14 Abi. I Tit. IV der Berf.-Urk.; ferner 8 360 Biff. 8 des 
Reichs⸗Str.⸗Geſ.). 


Ueber das Verhältnis der Staatsangehörigkeit nach dem Geſetze 
vom 1. Juni 1870 zum bayer. Indigenat nach dem Indigenats⸗ 
Edikt der Verfaſſungsurkunde iſt noch zu bemerken: Das bayer. 
Indigenatsedikt hat noch Giltigkeit in folgenden Beziehungen: 

1) Als Vorausſetzung zur Ausübung des oben behandelten 

bayeriſchen Staatsbürgerrechtes, 80) 

2) Sofern es ſich um die öffentlich-rechtliche Behandlung von 
Nichtdeutſchen (Ausländern nah 8 13 und 15—19 des 
Indigenats⸗Edikts, ferner 

3) um die nad 8 11 de Indigenats⸗Edikts ftatuierte Ver⸗ 
piichtung zum Wustritt bayer. Staatsangehöriger aus frem- 
den d. h. nichtbayerifchen Dienften handelt, abgejehen von 
den durch 88 20, 22 und 23 des Geſetzes vom 1. Juni 1870 
über die Staatsangehörigkeit geregelten Fällen; 81) 

4) jei noch bemerft, daß $ 8 lit. c des Indigenats⸗Edikts ſich 
nur noch auf neu einwandernde Nichtdeutſche (Ausländer) 
bezieht, und ſich nad) Art. 3 der Reichs-Verf. nicht mehr 
auf deutſche Reichsangehörige beziehen Tann. 82) 


28) Mol. über Verluft des baber. Indigenates nach dem Indigenats⸗ 
Edikt Entich. des Berwm.-Ger.-Hofes Bd. III, 126 und Bd. IV, 609. (©. oben 
©. 170 Anm. 21. 
29) Unter auswärtiger Macht ift vorliegenden Sale überhaupt jeder 
nichtbayerifche Staat zu verjtehen BI. f. adm. Br. XXI 158. 
°) Bayer. Indigenats⸗Edikt 8 1: Zum vollen Genuffe aller bürgerlichen, 
öffentlichen und Privatrechte in Bayern wird das Indigenat erfordert 2c. zc. und 
* Das Indigenat iſt Die weſentliche Bedingung, ohne welche man das bayer. 
taatöbürgervecht nicht ausüben Tann. 
I. 8 45a Unm. 87 und 119, 126 und 127 zu 88 20, 22 und 23 
de3 Staatdangehörigleitögejeges. 
Ueber Berluft des bayer. Indigenats durch Auswanderung |. BI. für 
admin. Krayie 8, 270 und 338; 9, 39. 


12* 
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Ueber den Beſitz des bayer. Indigenates oder der bayerilchen 
Staatsangehörigfeit werden von den unmittelbaren Magiftraten reſp. 
fol. Bezirksämtern amtliche Befcheinigungen ausgeftellt und zwar nad) 

tin.E. vom 1. Wpril 1881 Web. 15, 29: „Heimatjcheine”, wenn 
fie zum Zwecke des Aufenthaltes im Auslande ober im Königreiche 
Bayern und nah Min.-E. vom 26. Mai 1883 (Web. 16, 223 f.), 
„Staatsangehörigfeit3:Ausweile”, wenn jie zur Benützung in den 
übrigen deutichen Bundesftaaten dienen. Die in diefen Entfchließungen 
bezeichneten Formulare find bei der Ausstellung zu verwenden. 


Die Giltigfeit eines für den Aufenthalt außerhalb des Reichs⸗ 
gebietes beitimmmten „Heimatſcheines“ darf auf einen längeren Zeit- 
raum als fünf Jahre nicht bemejjen werden. Nach Art. 173 Ziff. 1 
des Gebührengeleges vom 6. Zuli 1892 wird für dieſe Urkunden 
eine Gebühr von 1 Marf erhoben. — Näheres hierüber ſ. unten 
$ 45a bei Anm. 94 a. €. 


Schließlich fei noch bemerkt, daß Streitigkeiten über die Erwerb⸗ 
ung und den Beſitz der Bundes: und Staat3angehörigfeit und die 
Entlaffung aus dem Staatsverbande nach Art. 8 Biff. 1 des Geſetzes 
über den Verwaltungsgericht3hof Verwaltungsrechtsfachen find. Siehe 
daher über das Verfahren in folchen Progeifen unten 88 515—527. 


Was jpeziell die Buftändigfeit anbelangt, fo haben über derar- 
tige Streitigfeiten nah 8 19 und 8 25 der Form. Verordn. vom 
17. Dezember 1825 die Diftriftsverwaltungsbehörden in 1. Inftanz, 
der fgl. VBerwaltungsgerichtshof in 2. und letzter Inſtanz zu ent: 
ſcheiden. Dies gilt auf jeden Fall dann, wenn der (angeblich bereits 
ftattgehabte) faktiſche Erwerb oder der (angeblich bereit3 erfolgte) 
wirkliche Bejig der Staatsangehörigleit bezw. die Entlafjung 
aus der Staatdangehörigkeit an fich ſelbſt den eigentlidhen 
Gegenjtand des Streites bildet. Durch die Anordnungen der Voll: 
zugsvorfchriften vom 9. Mai 1891 zum Staatsangehörigkeitsgeſetz 
(Web. 9, 6 ff.) iſt an diefen Kompetenzbeftimmungen nicht® geändert, 
ganz bejonders ift durch diejelben eine Ausnahme von der allgemeinen 
Negel, daß die DijtriftSverwaltungsbehörden zur Entfcheidung in 
erſter Inſtanz berufen find, für Die vorliegende Materie nicht gemacht 
worden. Alſo bleibt es bei Diejer Regel. 


Demgemäß haben auch (Ziff. 9 der obengenannten Vollzugs⸗ 
Vorſchr.) die Diftriftspolizeibehörden (fgl. Bezirksämter, unmittelbare 
Magiftrate, in München kgl. Polizeidirektion) auf Verlangen den Be- 
teiligten Heimaticheine und Staatsangehörigkeitsausweiſe auszuftellen. 


Wird Dagegen Antrag auf Aufnahme, Naturalifation oder Ent- 
laſſung, aljo auf eine erjt zu bethätigende Ausftellung einer Auf— 
nabm3=, einer Naturaliſations- oder einer Entlaffung3=- 
Urkunde geitellt, fo find zur Ausftellung folcher Urkunden kraft be- 
fonderer Beltimmung die kgl. Kreisregierungen, 8. d. $., in erfter 
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Inſtanz zuftändig; dabei ift e8 nun ſelbſtverſtändlich, daß die zur 
Ausftellung diefer Urkunden berufenen kgl. Kreisregierungen auch Dazu 
fompetent jind, für den betreffenden Fall diejenigen Vorfragen oder 
Unterfragen, — aljo eventuell auch eine foldye über Erwerb oder 
Beſitz einer Staatsangehörigfeit oder über Entlaffung aus der Staats⸗ 
angehöriglfeit — zu würdigen, von deren Beantwortung die Ent- 
ſcheidung in der Sauptfade d. 5. die Ausftellung der Aufnahms⸗, 
Naturalifationd- oder Entlafjungsurfunde abhängig ericheint. Eine 
allenfallfige Beichwerde gegen die diesbezügliche Regierunggentichließ- 
ung fönnte fich lebterenfalles übrigens nur gegen die Verweigerung 
der beanfpruchten Aufnahms- oder Naturalifationg- oder bezw. Ent- 
laſſungs⸗Urkunden richten, nicht aber gegen die Würdigung des er- 
wähnten präjudiziellen Rechtsverhältniifes, welche ja nur in ben 
Enticheidungsgründen erfolgt. Und dieſe legteren an ſich werden ja 
nicht rechtskräftig. 


Bol. biezu Seyd. 1, 302 Anm. 50 ferner Entich. des Verw.⸗ 
Ger.:Hofed vom 28. Juni 1881 Bd. 3, 126 ff. und hiezu Die Ab- 
handlung in den Bl. für admin. Br. 32, 152 ff., weiter Entich. des 
Berw.:-Ger.-Hofes vom 1. Juni und 12. Oftober 1883 Bd. IV, 486 
und 578; von 21. November 1884 Bd. VI, 4 f., vom 8. Oftober 
1886 Bd. VII 131 f. Vergl. auch Hieher noch Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.:Hofes vom 15. April 1887 Bd. IX, 95 f. und vom 2. Juli 
1888 Bd. X, 106: „Wenn die Heimatszuftändigfeit einer Perſon in 
einer bejtimmten bayer. Gemeinde lediglich wegen angeblichen Verluftes 
der bayer. Staatsangehörigfeit beftritten wird, bildet die Heimat Diejer 
Perſon den eigentlichen Streitgegenftand, deren Staatdangehörigfeit 
hiegegen einen Incidentpunkt.“ — 


Zum Scluffe diefer allgemeinen Erörterung über Erwerb und 
Verluſt der Staatsangehörigkeit ift noch zu bemerfen, daß es ein all- 
gemein anerfannter Grundſatz des öffentlichen Rechtes ift, daß, wenn 
durch Staatsverträge ein Gebietöteil von einem Staate an den anderen 
abgetreten wird, Die Einwohner des abgetretenen Gebietteiles Die 
Staatsangehörigfeit in dem Staate erwerben, an welchen die Ub- 
tretung ftattfindet, und Dies ingbejondere dann, wenn fie nicht aus⸗ 
wandern, fondern ihren Wohnfig in dem abgetretenen Gebiete beibe- 
halten. ©. obengen. Entſch. des Verw.-Ger.-Hofed vom 28. Juni 
1881 Bd. II ©. 130. 
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Anhang. 


8 45a. 


Geſetz über die Erwerbung und den Berluft der Bundes- 
und Staatdangehörigkeit. 


Bom 1. Juni 1870.*) 1) 
(Bundes-Gei.-Bl. ©. 855, bayer. Gef.-Bl. 1870/71 Beilage ©. 89.) 
Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen zc. ver- 


*) Web. 8, 580-585; Bamb. 11, 226—230 und Bollzugsbeitimmung in ber 
Min. -E. vom 9. Moi 1871: Web. 9, 6-11; Bamb. 11, 266-274; BI. 
für abmin. Pr. 823, 65, ferner 40, 321—388. 
v. Seydel: Bd. 1, 271-318. 
v. Riedel: Commentar über die Berfafjungsurfunde und die wichtig⸗ 
ften Adminiftrativgefete des deutichen Reiches 1871 ©. 263—278. 
\ Cahn: Dad Reichsgejeg über die Erwerbung und den Verluſt ber 
Reichs⸗ und Staatsangehörigleit. 2. Auflage. Berlin 1896. 
Brill: Die Meichögefege über die Erwerbung und den Xerluft ber 
Bundes- und Stantsangehörigfeit und über die Freizügigleit 1893 S. 3—89. 
Ferner: Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes (E. en 
und Neger: Enticheidungen der Gerichte und Berwaltungöbehörben. (eg. 


') a. Das Geſetz ift in Wirkſamkeit getreten: 

1) am 1. Januar 1871 in den Staaten des ehemaligen Norbdeutichen 
Bundes (88 17 und 20 bereit3 am 22. Juli 1870), in Württemberg, 
Baden und Helen, 

2) am 13. Mai 1871 in Bayern, 

3) am 28. Januar 1873 in Eljaß-Lothringen, 

N am 1. April 1891 in Helgoland. 

b. Ueber den Erwerb und Berluft der Staatdangehörigfeit reſp. des Indi⸗ 
genates in Bayern vor der Giltigleit des vorwürfigen Geſetzes, alſo 
dor dem 13. Mai 1871 fiehe Seyd. 1, 271—273 und BI. für adm. 
Pr. Bd. 40, 323 ff, und 357 ff. Hiezu ift zu bemerlen, daß 
bie Srage, ob jemand die bayer. Staatdangehörigleit (Indigenat) beſitzt 
oder nicht, immer zu enticheiden ift nach denjenigen gejeglichen Be⸗ 
ftimmungen, welche zu der Zeit giltig waren, ber Die betreffende That- 
jade angehört, an welche der Erwerb oder bezw. ber Berluft dieſes 
Andigenates gelnüpft wird. — 


c. Bon den Motiven zum vormwürfigen Geſetze (j. Cahn ©.1 f.) wird die 
Bundes- oder Reichsangehörigkeit —* als „der Inbegriff der 
durch Verfaſſung und Geſetzgebung des Bundes (Reiches) begründeten 
Beziehungen der (Nord⸗)Deutſchen ſowohl zum Bunde (Reiche) als 
ſolchen, als auch zu den einzelnen Bundesſtaaten“. Nach Seydel iſt 
Staatsangehörigkeit „Die Unterthänigkeit ober das Verhältnis der Unter⸗ 
thänigkeit unter die Staatsgewalt“ (Seyd. 1, 293 bezw. 301). Die 
bayer. Verfaſſungsurkunde ſpricht bezügl. des Indigenates in Tit. IV 
8 1 der Berf.-Urk. und 81 der I. Beilage (Indigenatsedikt) aus: Zum 
vollen Benufje aller bürgerlichen, öffentlichen und Brivatrechte in Bayern 
wird dad Indigenat erfordert; endlich fagt Pözl (8 24 bes Lehrb. der 
bayer. Staats - Verf): „Die Eigenichaft eined Staatdangehörigert 
(eined Bayers), der gegenüber den Fremden ein Einheimiſcher heißt, 
fowie der Inbegriff der diefem zukommenden Rechte nennt unfere 
Geſetzgebung dad Indigenat.“ — 
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ordnen im Namen des Norddeutichen Bundes, nad) erfolgter Zuftimm- 


ung des 


Bundesrates und des Reichstages was folgt: 


d. Diefed Indigenat wird nach dem jebt d. h. feit 13. Mai 1871 giltigen 


® 


*n2 


Rechte — abgeſehen von den beiden Fällen der Gebietsabtretung und 
der Option — ausſchließlich erworben und verloren nach Maßgabe 
des vorwürfigen Geſetzes vom 1. Juni 1870 und zwar: 
A, erworben durch: 1) Abſtammung durch Geburt (8 3 des Geſ.), 
2) Legitimation (8 4 deö Geſ.), 
3) Berheiratung (8 5 des Geſ.), 
4) Aufnahme für einen Deutjchen ) 88 6 ff. des 
6) Naturalijation für einen } Gel. bezw. 
Ausländer 821 Ab}. 6, 
6) Anftellung (nach $ 9 des Gef.) für Deutjche 
und Ausländer; 
B. verloren durd: 1) Entlajjung auf eigenen Antrag (88 14 f}.), 
2) Beihluß der Behörden (8 20 und 8 22 
des Geſetzes), 
3) 1Ojährigen (event. 5Hjähr.) Aufenthalt 
im Auslande (nad 8 21 Abf. 1 ev. Abſ. 3 
des Geſetzes), 
4) Legitimation, wenn der Vater einem 
anderen Staate angehört als die Mutter 
138.4, | 
5) Verheiratung einer Deutichen mit dem 
Angehörigen eines anderen Bundesſtaates 
oder mit einem Wusländer (8 13 Ziff. 5). 


Der Grundſatz der früheren Gejeßgebung, daß das Indigenat ges 
wiffermaßen Bubehör der Gemeinde angehörigfeit ift und mit dieſer 
erworben und verloren wird, iſt vollftändig aufgegeben. — 

Durch die Reihsangehörigleit wird dem Veſißer derjelben 
innerhalb der Grenzen des Neichägebietes die joziale (8 1 des 
Freizügigkeitsgeſetzes vom 1. November 1867), die politiſche (8 7 
des Staatdangehörigkeitäge).) und die militärifche (8 17 des Kriegs⸗ 
dienftgej. vom 9. Nov. 1867) Freizügigkeit, nad Au Ben der durch die 
Verfaſſung und durch fonftige Meichögeiege gewährte Schub garantiert. 
Das vorliegende Gejeg ordnet bie vorwürfige Materie vollftändig Dr 
für die Standeöherren ; |. Cahn ©. 74 3. 8b); es find daher au 
alle diefem Gejege zumiderlaufenden Vorfchriften aufgehoben und 
ift in dieſer Richtung der landesgefehlichen Regelung nicht vorbehalten. 
Doch ift durch Biff. II des Verf. Schlußprotofolld vom 23. November 
1871 ausdrüdlich beftimmt worben, daß ſich diefe Legislative des 
Reiches nicht auf die Frage erftreden foll, unter melden Boraus- 
jegungen jemand zur Ausübung politifcher Rechte in einem einzelnen 
Bundesftaate befugt fei (cfr. 8 45: Das bayer. Indigenat und das 
bayer. Staat3bürgerredht). 
Die im Gejebe G2 bezw. 9 und 13) felbft bethätigte Aufzählung aller 
Ermwerb3- und Berlufts-Bedingungen ift eine vollftändige, dem« 
emäß ift in allen beutichen Bundesftanten ein- und dDiejelbe 
orjchrift bezügl. dieſes Erwerbes und bezw. Berlufted anzuwenden 
und Darf ganz bejonderd feinem Deutidhen die Aufnahme in 
einen deutſchen Bundesſtaat verfagt werben (cfr. aud Urt. 3 Ubi. 1 
der Neich3-Berf.), fofern die Bedingungen des 8 7 bes Geſeges erfüllt 
find. Hiegegen tft die Verleihung der Staat3angehörigleit an Aus— 
länder (Naturalifation) bem freien Ermefien des betr. Bundesftaates 
anheimgegeben, weicher baher auch berugt iſt, noch bejondere Beding- 
ungen für dieſe Verleihung zu ftelen. Demgemäß wurde in Ziff. & 





184 $45a. Geſ. üb. d. Erwerbung u. d. Berluft d. Bundes» u. Staatdangehödrigfeit. 


8 1.2) 
Die Bundesangehörigfeit wird durch die Staatsangehörigkeit in 


der bayer. Min.-E. vom 9. Mai 1871 „den Vollzug des Staatsange- 
hörigfeitägei. betr.“ unter lit. a Abſ. 2 und 3, fowie lit. c Ab. 3 be- 
ftimmt, daß mit Nüdficht auf die bayer. Heimatgejfeßgebung bis auf 
weitered verfügt wird, daß Ausländern die Naturalilation in der 
Negel nur dann zu erteilen jei, wenn fie nachmweilen, daß fie für den 
Hall der Naturalifation fofort die Heimat in einer bayer. Gemeinde 
erhalten. Ausnahınen find nur mit Genehmigung des kgl. Staatsmin. 
d. J. zuläffig. Doc ift jedes Ermeffen ausgeſchloſſen und darf die 
Naturalifation Pr gewährt werben, wenn die Bedingungen 
des 8 8 des Geſetzes nicht erfüllt find. Im Uebrigen |. 88 41-43. 
Was endlich die Zuftändigleit und das Verfahren in vorliegender Sache 
anbelangt, jo find nad Art. 8 Ziff. L des Berw..Ger.Hof-Be. alle 
beitrittenen Rechtsanſprüche und erbindlichfeiten in bezug auf „Er⸗ 
werbung und Beſitz der Bundes⸗ und Staatdangehörigfeit”, desgl. 
Entlafjung aus dem Staatsverbande „Berwaltungsrechtäfachen“, 
über weldhe nad Art. 9 Abſ. 1 1. c. die Diſtriktsverwaltungsbehörden 
(al. Bezirksämter oder unmittelb. Stabtmagiftrate, in München bie 
gl. Polizeidirektion) in erfter der kgl. Verwaltungsgericht3hof, in zweiter 
und letzter Inſtanz enticheiden. ©. hierüber oben 8 45 am Ende; 
ferner auch Grill, Comm. ©. 10. Näheres’ über die Huftändigfeit und 
über die bezügl. derjelben ergangenen Enticheibungen de3 Tal. Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes ſ. unten 8 515 und 516: Verwaltungsrecdht3-Berfahren. 

) Das Staat3angehörigkeitögeieg gilt in eifaß-Bothringen feit 28. Januar 
1873 gemäß Wrt. 2 des Gejeges vom 8. Januar 1873 (Web. 9; 682). Die An- 
gehörigfeit zu Elſaß⸗Lothringen heißt offiziell nicht Staat3- fondern Zandes- 
angehörigfeit (v. Eijaß-Lothringen). 

In Helgoland ift dieſes Geſetz eingeführt durch FR. Verordn. vom 19. 
März 1891 Wet. I Ziff. 1 (Web. 20, 557); ferner finden nach 8 6 Abf. II auch 
I bes Gejeges vom 19. Mär; 1888 (17. März 1886) über die deutſchen Schuß» 
gebiete (Web. 18, 769) auf die Raturalifation und das durch diejelbe begründete 

erhältnis der Neichsangehörigfeit die Beitimmungen des Staatsangehörigfeitd- 
geſetzes, ferner Art. 3 der Meichd-Berf. und 8 4 des Wahlgel. zum Reichstag 
Unmwendung, wenn diefe Naturalijation an bezw. durch Ausländer, welche in den 
Schußgebieten fich niederlaffen, ſowie an oder durch Eingeborene erfolgt; weiter 
gelten nad) 8 6 Abſ. III I. c. die Schutzgebiete als Inland im Sinne des 8 21 
des Staats⸗Angehörigkeits-Geſ. Undrerjeit3 kann aber auch der im Schußgebiete 
Raturalifierte ebenfo wie der Landedangehörige von Eljaß-Lothringen die Auf⸗ 
nahme (nicht Naturalifation, da er eben Reichdangehöriger, Inländer und nicht 
Ausländer ift) in jedem anderen Bunbesftante gemäß ‘ 7 des Staatsangehörig⸗ 
keitsgeſ. verlangen, wie jeder andere Reichsangehörige (vgl. Cahn ©. 13). 

Da nun aber die Schutzgebiete keine Bundesſtaaten ſind, ſo iſt der im 
Schutzgebiete Naturaliſierte wohl Reichdangehöriger, aber ohne Staatdangehörig- 
keit; es liegt Hier eine Wusnahme von ber Hegel vor, daß die Reichsangehörigfeit 
mit der Angehörigfeit zu einem deutſchen Bundesftaate fteht und fällt. Durch 
dieſe Ausnahme wird jedoch die genannte Regel für das Gebiet der Bundesftaaten 
und das eigentlihe und urjprüngliche Bundes. und Reichsgebiet nicht alteriert, 
ebenjowenig wie dadurch, daß der Angehörige von Elfaß-Lothringen in gleicher 
Weiſe Neichsangehöriger ift, obwohl Eljah-Lothringen fein Bunbesftaat jondern 
Reichsland if. Nachdem — mie oben erwähnt — jeit Januar 1873 bas 
Staat3angehörigkeitägejeg in Elſaß⸗Lothringen eingeführt ift, tritt eben die elfaß- 
lothringifche Zandesangehörigfeit an bie Stelle der Staatsangehörigfeit im Sinne 
bed 8 1 des Staatd-Ang.-Gei. 

Vgl. auch oben 8 35a Anm. 14 zu Urt. 3 der Reichs⸗Verf. 


R 
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einem Bundesſtaate erworben?) und erliſcht mit deren Verluft. *) 


g 2.9 
Die Staatsangehörigfeit in einen Bundesftaate wird fortan 
nurd) begründet: 
1) durch Abſtammung ($ 3), 
2) durch Legitimation (3 4)®), 
3) durch Verheiratung ($ 5), 


) Cfr. vorft. Anm. 1 und 2 ferner 88 2—11, 8 21 Abi. 5 des Geſetzes. 
Mit Ausnahme der in vorftehender Anm. 2 genannten, erft durch die fpätere 
Entwicklung des Reiches und feiner Gejeggebung gejichaffenen Fälle fann Staat» 
angehörigkeit und Reichsangehörigkeit nicht getrennt von einander beftehen und ijt 
Die Neichdangehörigkeit nicht blo3 die unmi'telbare Folge der Staatsangehörigkeit 
in einem Bundesſtaate, jondern hat die letztere aud) zur unbedingten Borausjegung. 
Meber die mit der Bundes- oder Neichdangehörigteit verbundenen Rechte und 
Pflichten |. Rıedel, Comm. zur Reich8-Berf. S. 8587. Das Yndigenat in meh» 
— Bundesſtaaten gleichzeitig zu beſitzen iſt Durch das Geſet nicht ausge⸗ 

oſſen. 

) ©. Anm. 3, ferner 88 13—15, 17-22 des Geſetzes. Beſitzt jemand 
die Staatdangehörigjeit in mehreren Bundesſtaaten, jo verliert er die Reichsan⸗ 
gehörigfeit nur dann, wenn er fämtliche Indigenate verliert. Die NReichdange- 
börigfeit geht durch den Berluft der Staatsangehörigfeit verloren ohne Rüdficht 
Darauf, ob der Betreifende im Auslande wieder ein Indigenat eriwirbt oder nicht. 
cfr. zu 8 1: Reg. 13, 409: Ausländer ift jeber Nicht-NReichdangehörige; Neg. 15, 
330: Reichdindigenat und Landesindigenat; ferner bezügl. der NRüdübernahme 
derjenigen bHilfäbedürftigen ehemaligen Stantd- oder Neichdangehörigen, melche 
ihre Staatd- bezw. NReichgangehörigfeit infolge von Entlafjung auf Antrag ($ 13, 
1 des Geſetzes) oder durch Ausſpruch der Behörde & 13, 2 des Geſetzes) oder 
durch 10jähr. Aufentyalt im Auslande (8 13, 3 des Geſetzes) verforen haben jo- 
wohl von Geite anderer Bundesftaaten nad Bayern (Gothaer Vertrag vom 
15. Juli 1851), als von ausländifchen Staaten nach Bayern (Verträge mit Stalien, 
Dänemarf, Defterreich-Ungarn, Schweiz, Belgien, Rußland und Gegenjeitigleit mit 
Frankreich) ſiehe Cahn ©. 13—16. 

*) Bgl. hiezu Anum. 2 und den dort genannten 8 6 des Geſetzes vom 
19. März 1888 über Die Scnugebiete und bezüglich Elſaß-Lothringens Art. 2 
des Triedendvertraged vom 10. Mai 1871 mit Geſetz vom 9. Juni 1871 die 
Bereinigung von Eljaß-Lothringen mit dem deutichen Neiche, endlich bezüglich 
Helgolande Geſetz vom 15. Dezember 1890: Web. 9, 13, 49 und 30, 483. 

°) Bel. Anm. 1 lit. d bis f. 


*) Die Legitimation muß den betr. Landesgeſetzen entipredhen. Das bürgerl. 
Geſetzbuch beftimmt über Legitimation buch uachfolgende Ehe in 88 1719—1722 
fpez. 1719: „Ein uneheliches Kind erlangt dadurch, daß fich der Water mit der 
Mutter verheiratet, mit der Eheichließung die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes“ ; ferner über die Legitimation durch Ehelichkeitserklärung in den 88 1723 
—1740, ſpez. in $ 1723: „Ein uneheliches Kind kann auf Antrag feines Vaters 
Durch eine Verfügung der Staatsgewalt für ehelich erklärt werben. 

Die Ehelichfeitserflärung Net dem Bundesftaate zu, dem ber Vater an- 
gehört; ift der Bater ein Deuticher, der keinen Bundesftaat angehört, jo fteht fie 

em Reichskanzler zu. Ueber die Erteilung der einem Bundesſtaate zuftehenden 
Ehelichkeitserflärung hat die Landesregierung zu beftimmen; ſowie in 8 1736: 
Durch die EHelichleitserflärung erlangt das Kind die rechtliche Stellung eines 
ehelichen Kindes. 
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4) für einen (Nord-)Deutichen durch Aufnahme”) und (88 6 ff.) 
5) für einen Ausländer durch Naturalifation 7) “ 
Die Adoption ®) hat für fich allein diefe Wirkung nicht. 


88. 
Durch die Geburt, ?) auch wenn diefe im Auslande 10) erfolgt, 


”) Rergl. hieher auch 8 9 mit 8 6 bes Gel. und Entich. des Berw.-Ber.- 
Hofes vom 17. Oftober 1882 Bd. IV, 198, |. unten 8 7 Anm. 22a. 


) Nah Art. 1 Abi. 3 des Heimatsgeſ. werden die volladoptierten Kinder 
— des Heimaterwerbes ebenſo wie die legitimierten den ehelichen gleich ge- 
rechnet. 

Dabei tft aber vorausgeſetzt, daß das betr. Adoptivklind bereits dad bayer. 
Indigenat beſitzt oder zuvor erwirbt, außerdem wird die Heimat ebenjowenig wie 
die Staat3angehörigfeit Durch die Adoption erworben. 

(Cfr. Riedel, Comm. ©. 254.) 

) Der 8 3 beftimmt den in 82 Abi. 1 Ziff. 1 bezeichneten Begriff: 
„Erwerb durch Abſtammung“. 

r Der fattiihe Wohnfig ber Eltern zur Zeit der Geburt des betr. 
Kindes iſt vollftändig gleichgiltig für die Beftimmung der Staatdangehörigfeit des 
fegteren; entſcheidend ift ausfchlieglich die Staat3augehörigleit des Vaters 
(bei ehelichen) und bezw. der Mutter (bei unehelichen Kindern) zur Zeit der 

eburt 


Alle ausländiichen Staaten, mit Ausnahme von Dänemart und den jüd- 
amerifanischen Staaten (Argentinien, Bolivia, Brafilien, Chile, Columbien, Efuador, 
Paraguay, Uruguay, Venezuela, San Domingo, Peru — Siehe Cahn ©. 19), er- 
fennen die im Auslande von ihren Staatsangehörigen geborenen Kinder gleich» 
falls al3 ihre Stant3angehörigen an. Bezüglich der genannten füdamerikanifchen 
Staaten find jedoch immer erſt die in den betr. Berfajlungen dieſer Staaten ent- 
haltenen Borbedingungen zu erfüllen (Cahn ©. 19). 

Nicht fo einfach ift Die Sache gelagert, wenn es fi um den Erwerb der 
Staat3angehörigfeit in den ausländiichen Staaten ſeitens derjenigen Kinder han⸗ 
delt, weldye in diejen ausländifchen Staaten von Nichtangehörigen Derjelben ge» 
boren wurden, aljo 3. 8. von Kindern deuticher Eltern, welche in diejen Aus 
landsftaaten geboren wurden, ohne daß ihre Eltern die Staatdangchörigfeit dort- 
felbft erworben Haben. 

Cahn Hat nach dieſer Richtung in feinem Commentar ©. 19—28 eine 
genaue Bufammenftelung aller europätfchen und außereuropäifchen Staaten oder 

e3w. Zändergruppen aufgenomnen, unter fpezieller Erörterung der daſelbſt giltigen 
Beftimmungen. 

Aus diefer Zufammenftellung entnehmen wir auszugsweiſe folgendes: 

1. Öruppe: Das Kind eines Ausländer bleibt Ausländer, die That- 
ſache der Geburt im Lande erleichtert ihm die fpätere Erwerbung der 
Staatdangehörigkeit dafelbft nicht. 

Hieher gehören: Deutſchland (auch der im beutichen Inlande ge» 
borene Ausländer kann wie der außerhalb Geborene eine deutiche Staats⸗ 
angehörigfeit nur durch Naturalifation erlangen), Defterreih, Ungarn, 
Norwegen, Rumänien, Schweiz, Serbien, Haiti. (Cahn ©. 19 und 20.) 

2. Gruppe: Die im Anlande, d. h. in dem betr. Staate, geborenen 
Kinder von Ausländern erwerben durch die Geburt die Staat3angehörig- 
feit in dent betr. Lande (Staate), in welchen fie geboren werden. 

Hiezu gehören: Dänemark, Frankreich (doc) hier nur unter den von Cahn 
©. 20 angeführten Borausjegungen, im Uebrigen bei 3. und 4. Gruppe), 
Monako (Cahn S. 21 und Gruppe 3 und 4), die Niederlande (Lahn 
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erwerben eheliche 1!) Kinder eines (Norh:)Deutfchen die Staat3ange- 
hörigfeit des Vaters, uneheliche12) Kinder einer (Nord⸗)Deutſchen die 
Staatsangehörigteit der Mutter. 18) 


©. 21 und Gruppe 3), Schweden (Cahn ©. 21 und Gruppe 3), Dranje⸗ 

Hreiftaat, San Domingo, Bereinigte Staaten von Nordamerika (Cahn 21 

f.), Guatemala, Honduras, Nikaragua, Argentiniſche Republik, Bolivia, 

Brafilien, Chile, Eolumbien, Ekuador, Paraguay, Beru, Uruguay, Venezuela, 

San Salvador (Cahn 24). 

8. Gruppe: Den im betr. Lande oder Staate gebornen Kindern von 
Ausländern wird die Staatsangehörigfeit im Geburtslande verliehen, Die- 
jelben fünnen aber nach erreichter Großjährigkeit fich für die angeftammte 
Staat3angehörigfeit ihrer Eltern entſcheiden. 

Hieher gehören: Frankreich (auch ®ruppe 2 und 4), Großbritanien, 
Stalien (au) Gruppe 2) Luxemburg (aud) Gruppe 4), DMonalo, Nieber- 
lande, Portugal, Schweden, Bulgarien, San Salvador, Kongoftaat (auch 
Gruppe 4), Mexiko (Cahn 24 f.). 

4. Öruppe: Die im betr. Lande oder Staate geborenen Kinder haben 
das Recht, in dem Jahre nach erreichter Grokjährigkeit für die Staats- 
angehörigfeit be3 Geburtölandes zu optieren. 

Hieher gehören: Belgien, Frankreich (au) Br. 2 und 3), Griechenland, 
Stalien (auch Gr. 3), Luxemburg (auch Gr. 3), Monako (au Gr. 2), 
Rußland, Spanien, Türkei, Kongoftaat (auch Gr. 3), Eofta Rila, Japan, 
Perſien. (Cahn 25 ff.) 

Veber die hieraus Häufig entftehende doppelte Staatdangehörigfeit und ihre 
Folgen, reſp. die thunlichſte Beſeitigung von Kollifionen, |. Cahn 27 f. 

Ueber die fog. Kinder unbelannter Eltern, d. 5. Kinder, welche im Aus- 
lande geboren und nach dortigem Rechte weder vom Bater noch von der Mutter 
anerkannt find, |. Cahn ©. 29 f. 

ı) Welches Kind als es 6 oder ald „unehelich” gilt, beftimmt fich nad) 
dem Eivilreht. Cfr. bürgerlicyes Geſetzbuch 88 1591 fi.: „Ein Kind, das nad 
der Eingehung der Ehe geboren wird, ift ehelidh, wenn die Frau ed vor ober 
während der Ehe empfangen und der Mann innerhalb der Empfängniszeit der 
Frau beigewohnt Hat“ ꝛc. Art. 18 des Einf.-Gef. zum bürgerl. Gej.-B.: Die 
eheliche Abitammung eines Kindes wird nach den deutichen Geſetzen beurteilt, 
wenn der Ehemann der Mutter zur Beit der Geburt des Kindes Deutſcher ift 
ober, falls er vor ber Geburt des Kindes geftorben ift, zuletzt Deuticher war; 
f. ferner Art. 19 1. c. und Cahn ©. 28. 

) Ofr. Unm. 11 und Cahn ©. 28 f., außerdem 8 1717 be3 bürgerl. 
Geſ.⸗B. und Art. 20 des Einf.Geſ. zum bürgerl. Geſ.V. 

19) Wenn die Mutter bes unehelichen Kindes jpäter eine andere Staatd- 
angehörigfeit erwirbt, jo folgt das betr. Kind dieſer neuen Staatsangehörigfeit 
nur dann, wenn es legitimiert wirb; ift dies nicht der Fall, behält e8 feine bis⸗ 
herige Staatdangehörigfeit bei (vergl. $ 13 Biff. 4 des Geſ.). 

Eine Ausnahme Hievon tritt nur ein, wenn das außereheliche Kind einer 
Mutter, welche auf Grund einer Entlaffungsurfunde ausmwandert, gleichfalls mit 
in biefer Entlafjungs-Urlunde als Perſon, auf welche ſich die legtere mit er- 
ftrect, aufgeführt iſt. (Wergl. unten Anm. zu 8 19, ferner aud) Urt. 9 Abſ. III 
de3 bayer. Heimatge)., endlich Kahn ©. 30 unter Ziff. 4.) 

Kinder aus nichtigen Ehen gelten als außerehelicdhe, mit Ausnahme der- 
jenigen aus ſog. Putativehen, foferne nach den Landesgeſetzen ſolche ala ehelich 
gelten. Vergl. & 1699 ff. des bürgerl. Geſ.B. 

Findelkinder werden als Angehörige desjenigen Staates betrachtet, in welchem 
fie geboren reſp. aufgefunden worden find. Hierüber |. Cahn ©. 30. 
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8 4. 

Iſt der Vater eines unehelichen Kindes ein (Nord-)Deutfcher und 
bejigt die Mutter nicht die Staatsangehörigfeit des Vaters, jo erwirbt 
das Kind durch eine den gefeglichen Beitimmungen gemäß erfolgte 
Legitimation 14) die StaatSangehörigteit des Waters. 15) 


Zu 8 3: Peg. 8, 330: Staatsangehörigfeit von im Auslande geborenen Kindern; 
Giltigkeit der ausſchließlich nach ausländifchem Rechte 
geichloffenen Ehen für das (nichtbayeriiche) Inland. 

1% Cfr. biezu Anm. 6 zu 8 2: Jede geſetzmäßig, d. h. nad) den Be⸗ 
ftünmungen ber betr. Zanbeagei ebe erfolgte Legitimation begründet den Er- 
werb der Staatsangehörigfeit. Der Streit, ob zur Beurteilung der Geſetzmäßig⸗ 
feit der Legitimation die Geſetze des Wohnfibes oder diejenigen der Staatdange- 
hörigfeit de3 legitimierenden Vaterd zur Anwendung zu fommen haben, fällt, ' 
meit das Neichögebiet in Frage fommt, — wenigſtens bezuglich der Anwendung 
de3 materiellen Rechtes — künftig hinweg durch die Beitimmungen des bürgerl. 
Geſ.B. in 88 1719 und 1723, auf welche wir hier als auf das fünftig in ganz 
Deutichland giltige Recht verweilen. 

Die Wirkungen des 8 4 des Gef. hat demgemäß ſowohl die Legitimation 
en „nachfolgende Ehe (8 1719 1. c.), als auch die durch Ehelichfeitderklärung 

. C.). 

Die bloße Anerkennung der Vaterſchaft (8 1718 1. c.) hat nicht die Wirkung 
des vorwürfigen 8 4 des Gel. 

Weiter ſiehe Art. 22 des Einf.Geſ. zum bürgerl. Geſ.B. Im Uebrigen 
erſcheint es als richtig, daß die Landesgeſetze desjenigen Staates zur Anwendung 
zu kommen haben, in welchen der legitimierende Vater feine Staatsange⸗ 
hörigkeit beſitzt. Der Wohnſitz iſt hier ebenſowenig ausſchlaggebend wie in 
dem unter Anm. 10 Abf. 1 behandelten Falle, gleichgiltig iſt auch, wo die betr. Ehe ab⸗ 
geihlofien wurde. Vergl. Cahn ©. 35 f., auch Urt. 7 Abſ. 1, Art. 13, 14, be= 
fonder3 Art. 22 des Einf.Geſ. zum bürgerl. Gel.-B. vom 18. Auguft 1896, ſowie 
bezüglich der Form der Legitimation Art. 11 Abi. 1 desjelben. 

Art. 22: Die Legitimation eines unehelichen Kindes 2c. beftimmt fich, wenn 
der Vater zur Beit der Legitimation 2c. die Reichs angehörigkfeit befigt, nach den 
deutjchen Geſetzen zc. 2c. 

Art. 11 Abf. 1: Die Form eines Rechtögeichäftes beftimmt ſich nach den 
Geſetzen, mweldye für das den Gegenftand des Nechtögeichäfts bildende Rechtöver- 
hältnis maßgebend find. Es genügt jedoch die Beobadytung der Gejehe des Ortes, 
an dem das Rechtsgeſchäft vorgenommen wird. 

Siehe hiezu bezüglich der zu beobadhtenden Förmlichleiten 8 26 des Geſ. 
vom 6. Februar 1875 über Denrundung des Perfonenitandes und die hierauf 
bezüglichen Ausführungsbeftimmungen, bei. 3.-Min.-E. vom 10. Upril 1876. 
Näheres hierüber unter 8 240 und 241; vergl. Cahn ©. 37 f.; ferner Brill, 
Comm. ©. 13 f., Bl. f. adm. Pr. 40, 339 f. 

Daß die Legitimation feine rüdwirkende Kraft hat, ferner, daß es bezügl. 
ber Anwendung des & 4 des Gef. feinen Unterſchied macht, welcher Staatsange- 
hörigfeit die Deutter des betr. Kindes angehört, ſpez. ob jie Ausläuderin ift oder 
nicht, erſcheint angeſichts des Wortlautes des Gef. als durchaus jelbftverftändlich. 
Siehe auch Cahn ©. 33, ferner bürgerl. Geſ.⸗B. 58 1719 und 1736. 

Ueber Legitimation unehelicher Kinder nad) preußiſchem und bayerijchem 
zanbreit, Iprie im Gebiete des franzöfifchen Civilrechts in Deutichland |. Kahn 

1 und 36 f. — 

Eine Einwilligung de3 Kindes zur Legitimation durch nachfolgende Ehe ift 
nad) dem bürgerl. Geſ.⸗Buch nicht nötig, wohl aber nach 8 1726 desjelben zur 
Legitimation durd) Ehelichfeitserflärung. Eventuell, nämlich wenn das Kind noch 
minderjährig ift, bedarf es Iepteren alles auch der Einwilligung der Mutter. 


8 4ba. Gel. üb. d. Erwerbung u. den Berluft d. Bundes- u. Staatdangehörigleit. 189 


8 5.9) 
Die Verbeiratung 1) mit einem (Nord-)Deutichen begründet für 


Giehe auch BI. f. adm. Pr. 31, 284: Das außereheliche Kind einer Oefterreicherin, 
weldye durch Berehelihung mit einem Bayern das bayerifche Indigenat und bie 
Heimat in einer bayeriſchen Gemeinde erwirbt, erlangt bie bayeriiche Staatsange- 
hörigfeit und die Heimat der Mutter nur dann, wenn es Durch dieſe Verehelichung 
legitimiert wird, andernfalls behält e3 die öfterreichiiche Unterthaneneigenfchaft bei. 


+) Das legitimierte Kind verliert feine bisherige Staatsangehdrigkeit, be 
hält diejelbe neben der nunmehr erivorbenen de3 Waters nicht bei, da die Legiti« 
mation die gleiche geſetzliche Wirkung vom Momente ihres Eintrittes an hat wie 
die eheliche Geburt. (Vergl. 8 13 Hiff. 4 des Gel.) 

*, 8 5 führt die Beſtimmung des 8 2 Abi. 1 Hiff. 3 näher aus. 

'*), Die Verheiratung muß, um die Wirkungen des 8 5 des Geſ. zu be- 
figen,, den Geſetzen des Landes, welchem ber betr. Mann angehört, ſowohl in 
bürgerlicher al3 in ftaat3bürgerlicher Hinficht entjprechen. Für Bayern kommen 
demnad in Betracht: 

a. in adminijtrativer polizeilicher Besiehung recht3 des Rheins die Be- 

ftinmungen des Geſ. über Heimat, Berehelihung und Aufenthalt vom 
16. April 1868 in feiner Yaffung vom 23. Februar 1872 und fpeziell 
in der Yaflung der Novelle vom 17. März 1892 — Urt. 7 —; Web. 
21, 172 (die Uenderungen vom 17. Xuni 1896 beziehen ſich nicht 
auf Berheiratung) und zwar Art. 33 Wbf. I, II und III; 

b. in civilrechtlicher Beziehung die Vorschriften bes Geſ. vom 6. Februar 
1875 über Die Beurkundung des Berjonenitandes und die Eheichliegung 
(Web. 10, 566; Bamb. 18, 157) und zwar für Bayern rechts und 
links des Rheins. 

Der 8 1 des letzteren beftimmt: Die Beurkundung der Geburten, Heiraten 
und Sterbefälle erfolgt ausſchließlich durch die vom Staate beftellten Standes. 
beamten mittel3 Eintragung in die dazu beftinmten Negifter. 

Und nad 8 41 dieſes Geſ. kann innerhalb des Gebietes des deutſchen 
Neiches eine Ehe rechtägiltig nur vor dem Standesbeamten gejchloffen werden. 
(Siehe hiezu Art. 46 de3 Einf.-Gef. zum bürgerl. Geſ.Buch und 8 1317 des 
bürgerl. Geſ.Buches.) Es erwirbt aljo eine Frau, beren Ehe im Gebiete bes 
deutichen Meiches Lediglich Kirchlich gejchloffen wurde, die Staatsangehdrigfeit des 
Mannes nicht. 

Terner darf nach 8 33 Ab. I des sub a genannten bayerifchen Verehe⸗ 
lichungsgeſetzes die Verehelihung (im rechtörheinifchen Bayern) nur erfolgen auf 
Grund eines von der zuftändigen Behörde ausgeftellten Zeugniſſes, Daß gegen die 
beabjichtigte Eheſchließung fein im Verehelichungsgeſetz begründetes Hindernis be- 
fteht. Bis zur Novelle vom 17. März 1892 war eine ohne Erholung diejed Zeug⸗ 
niffe3 abgejchloffene Ehe bürgerlih ungiltig. Hierüber |. Commentar zum Gef. 
über Verehelichung, Heimat 2c. dv. Miebel-Pröbft 6. Aufl. 1892 ©. 212. Durch 
Art. 7 der genannten Novelle ift nun an Stelle des —28 Abſ. II des 
Art. 33 1. c. die Beſtimmung getreten, daß „ber Mangel dieſes (Verehelichungs⸗) 
Beugnifles ohne Einfluß auf die Recht Sgiltigkeit der geichlojfenen Ehe ift”. 
Nur in Bezug auf die Heimat hat eine ae Diejed Zeugnis abgeichloffene Ehe 
für die Ehefrau und die aus der Ehe entſproſſenen oder durch diejelbe Tegitimierten 
Kinder nicht die Wirkungen einer giltigen Ehe, wohl aber andrerfeitö für alle 
en Berhältnifie, aljo auch für die Erwerbung der Staatdange- 

örigkeit. 

Demgemaäß erwirbt kraft bed Geſetzes nunmehr, d. h. ſeit Novelle vom 
17. März 1892, auch die nichtbayeriſche Frau bie Staatsan ehörigfeit eines rechts⸗ 
theinifchen Bayern durch ihre Berheizatung mit legterem jelbft dann, wenn dieje 
Ehe ohne das ſog. Berehelichungszeugnis Urt. 88 des bayer, Verehelichungs⸗ 
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die Ehefrau 17) die Staatsangehörigfeit des Mannes. 18) 


8 6. 
Die Aufnahme, fowie die Naturalifation ($ 2 Nr. 4 und 5) 
erfolgt durch eine von der höheren VBerwaltungsbehörde ausgefertigte 
Urfunde. 19) 


geſetzes erfolgte, foferne nur die Verheiratung den Beſtimmungen des Berjonen- 
ftandesgefeßes entipricht. Zu bemerken ift bieder noch, daß nach Abſ. III des 
Art. 33 des bayer. Verehelihungsgejeged in der Faſſung des Art. 7 der Novelle 
vom 17. März 1892, die obengenannten Beftimmungen des Abf. II desjelben — 
unbeichadet der erworbenen Rechte Dritter — auch auf diejenigen Ehen anzu- 
wenden find, welche nach den bisherigen Faſſungen dieſes Art. 33 Abf. II oder 
nach den entiprechenden älteren Borjchriften d. H. alſo nad) Art. 33 Abſ. II des 
Geſetzes vom 16. April 1868 bezw. vom 23. Februar 1872, ferner 8 8 bes 
Gejeged vom 11. September 1825 über Anſäſſigmachung und Verehelichung, 
ſowie Ziff. 16 und 17 der Verordn. vom 12. Juli 1808 über Die Veförberung 
der Heiraten auf dem Lande (Web. 7, 229 und 229 Anm. 23; 2, 243; 1, 
192) als ungiltig zu behandeln waren. (Für die Rheinpfalz gelten dieſe Be- 
ftimmungen des baper. Werehelichungägeiched überhaupt nicht.) 

Ueber Edeichließungen von Reichsangehörigen im Auslande |. Cahn 


Für die Cheichließung von Reichsangehörigen im Auslande ift das Geſetz 
vom 4. Mai 1870 über Eheichliegung und Beurkundung des Perjonenitandes im 
Auslande (Web. 8, 522, ferner Art. 40 des Einf.-Gei. zum bürgerl. Geſetzbuch) 
maßgebend. Dasjelbe ift auch nah Min.-E. vom 6. Dezember 1879 (Web. 14, 
278 f.) für rechtörheinifche Bayern anwendbar. Siehe auch Kahn S. 28 f. unter 
Hiff. 3 „Uneheliche Kinder”. 

19) Die voreheliden Kinder der Frau erhalten nur dann die Staatdange- 
hörigfeit des Mannes, wenn Durch die Derbeiratung zugleich ihre Legitimation 
erfolgt. Ofr. Entſch. des Berw.-Ger.-Hofed vom 12. Mai 1890 Bd. XII ©. 230: 
Uneheliche Kinder folgen ihrer Mutter in einen von ihr durch Verehelichung er» 
worbenen neuen Staat3verband nicht nach, e3 fei denn, daß jie durch dieſe Ver⸗ 
ehelichung legitimiert worden wären. 

0) Die bisherige Staatsangehörigleit der Frau bleibt neben der durch 
Berehelichung neu erworbenen nicht beftehen, fie geht vielmehr in ber de Mannes 
auf und hat die Frau nach der Berheiratung ausſchließlich nur diejenige des 
Mannes. 

Beſitzt dagegen der Ehemann die Angehörigleit in mehreren Staaten, jo 
gehen dieſe ſämtlich auf die Ehefrau und Die ehelichen und reſp. legitimierten 
Kinder über. 

Die durch Berheiratung einmal erworbene Staatdangehörigleit behält Die 
Frau auc nach erfolgter Scheidung; die im guten Glauben ſich befindliche Frau 
auch bei Auflöſung der Ehe wegen Ungiltigkeit oder Nichtigkeit derſelben, ins⸗ 
bejondere aber wird dieje Staatdangehörigfeit feitend der Frau auch en 
nach dem Tode ihres Ehemannes; fie verliert diejelbe aber natürlich durch ihre 
a eratung, wenn der neue Ehemann eine andere Staatsangehörig- 
eit befigt. 

Ueber Beibehaltung oder bezw. Rüderwerb der früheren Staatdangehörig- 
feit jeitens der Witwe im Auslande (Belgien, Luxemburg, Monako, Frankeeid), 
Niederlande, Ungarn, Griechenland, Stalien, Portugal, Türkei, Bulgarien, Ruß- 
land, Schweiz, San Salvador, Coſta⸗Rika, Mexiko, Brajilien, Bolivia, Beru, 
Efuador) j. Cahn 40 fi. 

m, Hierüber, beſonders über das einzuhaltende Verfahren und bie kom⸗ 
petenten Behörden und Stellen |. den Tert bes $ 42: Erwerb ber Staats 
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87. 

Die YAufnahme-Urkunde wird?o) jedem Angehörigen eines an- 
deren Bundesſtaates erteilt, welcher um diefelbe nachjucht oder nadj- 
meilt, daß er in dem Bundesſtaate, in welchem er die Aufnahme nach⸗ 
fucht, fich niedergelaffen 21) habe, fofern fein Grund vorliegt, welcher 
nad) den 88 2—5 des Geſetzes über die SFreizügigfeit vom 1. Novem- 
ber 1867 (Bundesgejegbl. S. 55) die Abweiſung eines Neuanzieben- 
den oder die Verſagung der Fortſetzung des Aufenthalts recht- 
fertigt. 22) 22® ) 


angehörigfeit, jowie Min.E. vom 9. Mai 1871 (Web. 9, 6 f) Die Inſtruktion 
der diesbezüglichen Geſuche erfolgt durch die Diftriftäverwaltungsbehörden, Die 
Ausfertigung der Yufnahm3- bezw. Naturalifationsurktunden durch die kgl. Kreis- 
regierung, 8.d. %., und wird mit dem Momente ber Nushändigung derjelben 
an den Empfänger reip. Gejuchiteller die Staatdangehörigkeit auch dann verliehen, 
wenn die Ausfertigung der Urkunde auf Grund Irrtums oder unter unrichtiger 
Unwendung des Gejebes erfolgt wäre. Ueber Zuftändigleit ſ. ©. 180 f. 
Bgl. zu 8 6 den Art. 14 der rechtörheiniihen Gemeindeordnung und Art. 
— bayer. Heimatgeſetzes; auch Anm. 222 und 34 bis 36 zu 88 7 und 10 
es We). 
20) Soferne die Bedingungen des 87 1. c. erfüllt reſp. die Vorausſetzungen 
desfelben gegeben find, darf die Aufnahme feinem Deutfchen vermeigert 
werden. (Bgl. Urt. 3 Abſ. 1 der Neich3-Berf., ferner 3. 4a der cit. Min-E. 
vom 9. Mai 1871.) Weitere erſchwerende Bedingungen dürfen für Deutiche nicht 
geitellt werden. Dagegen iſt e3 den einzelnen Bundesſtaaten wohl geitattet, noch 
weitere Erleichterungen bei der Aufnahme von Reichs angehörigen zu ge 
währen (vgl. Cahn 55 und 57; fo kann 3. B. eine Aufnahmsurkunde erteilt 
werden, ohne daß der Nachſuchende fih in Bayern wirklich niedergelaljen hat. Es 
Darf eben vom betreffenden Bundesjtaate nicht mehr, als im $ 7 beitimmt, 
efordert, es kann aber fih mit weniger begnügt werden, jomeit es fih um 
Aufnahme handelt; dagegen darf auf feine der Bedingungen des 8 8 ver. 
zichtet werden, es Tann vielmehr im Falle des S 8 von dem die Naturalijation 
gewährenden Staate noch mehr verlangt werden, weil eben $ 8 nur bad Mini- 
mum, banegeı, S 7 22 Marimum der betreffenden Erfjorbernifje aufftellt. 
ab. 1, 150.) 
ı) Für die Auffafjung des Begriffes der „Niederlaffung“ im Sinne diejer 
Beitimmung ift von nterefte die Entſch. des Verm.-Ger.-Hoje3 vom 16. Juni 
2 IV, 91: Der Begriff „Niederlaffung” im Sinne des Reichsgeſetzes vom 
1. Juni 1870 erfordert nnce den Beſitz einer eigenen Wohnung oder eines be- 
ftimmten Unterkommens, verbunden mit der erklärten Abficht, dauernden Auf— 
enthalt in der Wohngemeinde zu nehmen, keineswegs aber den Heimaterwerb. — 
S. auch Riedel, Comm. ©. 258, welcher noch beifügt: „Dagegen iſt der Befig eines 
eigenen Haushalte oder Geſchäftes zur Subftanzierung des Ausdrudes „Nieder- 
laljung“ im Sinne de3 $ 7 nicht erforderlid. Es können demgemäß auch Ge— 
werbögehilfen, Dienftboten zc., weldye in der Gemeinde ein Unterlommen ge- 
funden haben, die Aufnahme beanipruchen. 
©. auch Seyd. 1, 277: ferner Reg. 3, 331; 1%, 327 und 416 und 18, 
318 über den Begriff der „Niederlafjung” im Sinne des Staatsangehörigfeits- 
Geſetzes. 
»2 Als Baſis, auf welcher die Verleihung der Staatsangehörigkeit in einem 
deutſchen Bundesftaate an einen Deutichen gegründet ift, ericheint einerjeit3 das 
Durch Art. 3 der Reichs⸗Verf. gefchaffene allgemeine deutſche Indigenat und 
andrerjeitö die Freizügigkeit im ganzen deutichen Reiche, wie fie dad Gejeg vom 
1. November 1867 jedem Reichsangehoͤrigen garantiert. 
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Die Aufnahme in Bayern kann demnach jeder Angehörige eines deutſchen 
Bundesftantes inkl. der Landesangehörigen von Elfaß-Lothringen verlangen, 
wenn er — (bezüglich der in den Schußgebieten Raturalifierten wird dies von 
den Motiven zum Gelege vom 15./19. März 1888 (abgedrudt Cahn S. 202) ver- 
neint, von Bahn ſelbſt bejaht eod. S. 54 und 127 f.) — 


1) ih am Orte feiner Niederlaffung in Bayern eine eigene Wohnung 
oder ein Unterfommen zu verichaffen im Stande ift, 

(8 1 des Freizügigkeitsgeſ.) 

2) nachweift, daß er die deutiche Reichsangehörigkeit befigt und — joferne 
er unfelbftändig (minderjährig zc.) ift, den Nachweis der Genehmigung 
jeines Aufnahmsgeſuches ſeitens desjenigen erbringt, unter deſſen (väter- 
licher, vormunbfepaftlicher oder ehelicher) Gewalt er jteht, 

8 2 des Freizügigleitäge|.) 

ier ift zu beachten, daß nach Art. 37 des Einführungsge). zum 
bürgerl. Gej.-Buch vom 18. Auguſt 1896 der 8 2 des Freizügigkeits⸗ 
geſetzes folgende Faſſung erhält: Wer Die aus der Reichsangehörigkeit 
folgenden Befugniife in Anſpruch nimmt, hat auf Verlangen den Nach⸗ 
weis jeiner NReichdangehörigfeit und, foferne er unter elterlidher Gewalt 
oder unter Bormundichaft fteht, den Nachweis der Genehmigung bes 
geieglichen Vertreter zu erbringen. Eine Ehefrau bedarf der Geneh- 
migung des Ehemannes, 

3) feinen polizeilichen Aufenthaltsbeſchränkungen nach Art. 43 Abf. 1 und 
Art. 45 Biff. 5, 6 und 9, fowie Art. 46 und 47 de3 Heimargejebes 
vom 16. April 1868 bezw. 23. Februar 1872 unterliegt. 

— [©. unten 8 248 über, Yufenthalt”] —, auch nicht innerhalb ber 
legten 12 Monate in einem Bundesftaate wiederholt wegen Betteld 
oder wegen Landftreicherei beitraft ift, 

(3 3 des Freizüigigfeitäge).) 

[S. ferner Cahn 58 fi. über Aufenthaltöverbot auf Grund von 
Reichsgeſetzen (Sejuitengefeb und 88 23—25 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B.), 
richterlichen Erfenntniffen (Bolizeiauffiht) und von anderen Landes 
gejegen (preuß. und ſächſ. Landesgeſ.)] 

4) hinreichende Seräfte beiigt, um fich und feinen nicht arbeitsfähigen 

ngehörigen den notdürftigen Lebensunterhalt zu verichaffen oder 
jolchen entweder aus eigenem Vermögen beitreiten fann oder von einem 
biezu verpflichteten Verwandten erhält, 

(8 4 des Freizügigkeitsgeſ.) 

65) endlich audy nach dem Anzuge in der betr. Gemeinde — und bevor er 
dort die Heimat erworben — nicht eine Unterftügung aus Öffentlichen 
Mitteln nachſucht, erhält oder nötig hat: — e3 müßte denn fein, daB 
diefe Rotwendigfeit einer Unterftügung wegen einer vorübergehenden 
Arbeitsunfähigkeit eingetreten ift. 

(8 5 des Freizügigkeitsgeſ.) 

Den Wortlaut der VBeftimmungen der 88 1—5 des Freizügigkeits⸗ 
geietes fiehe Web. 7, 118; Bamb. 11, 139; ben der Art. 43 und 45 
—49 des bayer. Aufenthaltögejepes Web. 7, 234 Anm. 36, 235, 236 
Anm. 39, 237 und 238. Hiezu ift zu bemerken, daß nach Urt. 37 des 
Einf.-Gej. zum bürgerl. Geſ.Buch der 8 2 des Freizügigkeitsgeſ. den 
vorftehend unter Ziff. 2 mitgeteilten Wortlaut enthält. 

Speziell über die Aufnahme von Elfaß-Lothringern |. Cahn 53 f. 
und von den im Gchußgebiete naturalifierten Reichdangehörigen Kahn 
54 und 127. Beide Kategorien haben nach Cahn in diefer Beziehung 

leihe Rechte wie die übrigen Staatdangehörigen. Bezüglich der in 
chutzgebieten Naturalifierten ift dies jedoch angeſichts ber „Motive 
zum Geſetze über die Rechtäverhältnifie der deutſchen Schußgebiete” vom 
15.119. März 1888 fraglid. S. oben am Eingang diejer Anm. Abf. 2. 
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8 8.*) 
Die Naturalifationd-Urfunde darf 2%) Ausländern nur dann 28) 


Militärverhältniffe Ben der Aufnahme eines Reichdangehörigen 
niemals entgegen; die Polizeibehörde hat aber zu prüfen, ob die Neu- 
aufgenommenen nicht Militärpflichten zu erfüllen haben. 

a) Zu 8 7 auch 8 6: Entich. des Verw.Ger.Hofes vom 17. Oftober 
1882, Bd. IV, 198: Bur erftinftanziellen Enticheidung über hg um Ber- 
leihung der Staatsangehörigfeit find die Kreißregierungen, K. d. J., zuftändig. 

Gegen die Xerleihung der Staatsangehörigfeit fteht der Nieberlafjungs- 
gemeinde nur ein Meuberunge- nicht aber ein Einſpruchs⸗ oder Beſchwerderecht 
zu. Wird jedoch von der Niederlaffungsgemeinde die Uusmweifung ded Be— 
werber beantragt, jo hat zunächſt die Enticheidung hierüber, welche für die 
Enticheidung der Staatsangehörigfeit präjubdiciell ift, im geſetzlichen Inftanzenzuge, 
in erfter Inſtanz durch die Diftriftöverwaltungsbehördben zu erfolgen. 

Bgl. auch Anm. 28, ferner Reg, 11, 483; Die Behandlung der Natu- 
talifationdgefuche früherer Reichsangehöriger und ſolcher Neichgausländer, welche 
fi in einem anderen Bundesftaate aufgehalten haben oder noch aufhalten. 

Meg. 5, 230; 8, 408 und 11, 417 und 421: Verfügungsfähigleit als 
Voraue abung für Erwerbung und Verluſt der Staatsangehörigfeit. 

Meg. 18, 318: Aufenthalt an einem Orte zum Zwecke der Vorbereitung 
für ein Amt ift keine „Niederlaffung" im Sinne des 8 7 des Geſ.; desgl. 

Reg. 12, 327 und 416. 

Meg. 16, 200: Entichl. des bayer. Staatsmin. d. I. vom 24. März 1896, 
deren Wortlaut unter Anm. 28a abgedrudt ift. 

Reg. 8, 331: Das Geſetz vom 1. Juni 1870 über die Staatsangehörigfeit 
PR die durch das Freizügigkeitsgeſetz begründete ſoziale Sreizügigkeit zur politi- 
chen Freizügigfeit erweitert und das Prinzip fanktioniert, dab durch Diejenigen 
Bedingungen, unter denen nach dem Freizügigkeitsgeſetze der Aufenthalt geftattet 
ift, auch ein Anſpruch auf den Eintritt in den Staatöverband des Aufenthalts- 
ortes begründet ſei. (Entich. bes Berm.-Ger.-Hofed Bd. IV, 91.) . 


*) Was bei Inländern (Deutfchen) die „Aufnahme“ nah 8 7, ift bei 
Auslaändern die „Naturalijation“. 
Siehe hiezu die Motive zu 8 8 bei Cahn ©. 68 f. und Anm. 20 a. €. 


») Ausländern d. h. Nicht-Deutichen (über den Begriff „Ausländer“ 
fiefe Cahn ©. 72 f.) muß die Naturalifation verweigert werben, wenn nicht 
alle Bedingungen des 5 8 Abi. 1 3. 1—4 vollftändig erfüllt find; fie fann 
vorenthalten werben, wenn und obwohl fie auch jämtlicdh gegeben find. Daraus 
folgt, daß außer den in 8 8 reichsgeſetzlich beitimmten von den Eingelitanten auch 
noch befondere Bedingungen beigefügt werden können, welche dem Ermefjen dieſer 
Bundesftaaten anheim gegeben And. 

Dagegen iſt jeder Bundesftaat nad) der negativen Seite hin, d. 1 dahin, 
daß bie Naturalifation nicht verliehen werben Darf, wenn bie Borausjegungen 
des 8 8 1. c. nicht erfüllt find, durch die Beftimmung diefed 8 8 ftrifte gebunden, 
da feinem Bundesftaate das Recht eingeräumt werden wollte oder konnte, unter 
Gewährung milderer Bedingungen auf dem Wege ber Verleihung der Staats- 
angehörigfeit die Neichsangehörigleit an Nicht-Meichdangehörige zu verleihen. 
(Auch für Anwendung des 8 8 gilt die Beftimmung, bat die deutichen Schuß- 
gebiete ald Inland zu erraten find. Bol. 5 6 des Gel. vom 19. März 1888 
über die Schupgebiete Web. 18, 769; Cahn, 71 f.; ferner oben Unm. 2 zu$1 
des Geſetzes,; ſ. enbli auch unten Anm. 33). 

Durch die bayer. Min.-E, vom 9. Mai 1871 8. ba Abſ.2 (Web. 9, 7 f.) 
wurde denn auch verfügt, daß Ausländer den Nachweis erbringen müſſen, daß fie 


Pohl, Sandbud. 1. 13 
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erteilt werden, wenn fie 4) 

1) nach den Gefegen ihrer bisherigen Heimat dispofitionsfähig 
find, es fei denn, daß der Man ng der Dispofitionsfähigfeit 
durch Die uf mun esse) des Vaters, des Vormundes oder 
Kuratord der Aufzunehmenden ergänzt wird; 

2) einen umbeicholtenen Lebenswandel geführt haben; 

3) an einem Orte, wo fie ſich niederlaffen wollen, 2%) eine eigene 
Wohnung oder ein Unterfommen 26) finden; 

4) an diefem Orte nach den dafelbft beftehenden Berbältnifien 
fich und ihre Angehörigen 202) zu ernähren im Stande find. 


t den Fall ber Naturalifation fofort die Heimat in einer baher. Gemeinde er- 
halten und daß eine Ausnahme Hievon nur dad Staatdmin. d. Innern gewähren 
eh Ueber ühntiche R Bedingungen in Württemberg, Sachſen, Hamburg, Lübed 
ahn und 
F Me das Verfahren f. oben Tert in $ 42 und mehrcitierte Min.-E. vom 
. Mat 1 
dien bezügl. des Verfa a bei Raturalifation früherer Reichsangehö⸗ 


riger und ſolcher Ausländer, welche in einen anderen Bundesftaate aufge- 
hatten haben oder ie auplien. a undesrat3beichl. vom 223. Januar 1891 
hn 71 und Weg. 11, 433 f. — Vgl. au Anm. 35 und 36, ſowie Anm. 1 


lit. f zu 8 1 des Pr Endlich —* haturafifierte Ausländer, welche aus ibrer 
en. Staatsangehörigkeit nicht entlaffen find, fiehe unten Aum. 28a, 


Neg. 
"9 Den Nachweis, daß die in 88 Abi. 1 8. Pa nn geheiten Bedingungen 
füllt find, Haben die Geſuchſteller ſelbſt zu liefern. weis jedoch der Dis⸗ 
—— iſt nur im Zweifel beizubri ngen. 8 —98* 8.5 lit. b ber eit. 
vom 9. Mai 1871 (Web. 9, 8 f.) Meder die gefehlichen Beftimmungen 
bezügt. ber Dispofitionäfäfigteis in ben einzelnen Ländern }. Cahn 7579. 
ft in allen ausländifchen Staaten tritt Die Gropjährigfeit — ebenfo wie 
in Deutichland — ud mit dem vollendeten 21. Lebensjahre ein. Siehe Anm. 
42 und Kahn ©. 7 

2%.) Eine Ehefrau kann nah Cahn S. 79 die Raturalifation (wie die 
Aufnahme) mit Buftimmung ihres Ehemannes für ſich allein auch dann erwerben, 
—5 er Ehemann nicht zugleich mit ihr die Naturaliſation bezw. Aufnahme 
nachſucht. 

Näheres hierüber unten Anm. 41. 

»s) Eine bereits wirklich vollzogene Niederlaſſung iſt 33 von 
Bapern, eh ag Sadjen, Lübeck und Hamburg (Cahn ©. 70 f. 
und ©. 81 f., ferner Anm nicht erforderlih. Bgl. auch Re. 3 331: 
„Niederlaſſung“ im Sinne des — —— . und Anm. 2 

* Was „Unterlommen“ fei, ift je nach Lage bes Falles zu au entſcheiden. 

Bol. hiez u iff. 3 der Min.-E. vom 4. Mai 1871 „Bollzug des Geſ. über 
die gsreizügigkeit“ Web. 9, 1, wobei jedoch bemerkt wird, daß es fich dort um 
Snlänber, ge aber (& 8) um Ausländer handelt, bei weich legteren die Frage 
des „Unterkommens“ ebenjo twie die ber a feit, wenn diefelbe auch im 
Prinzip bier nicht ander als beim — — zu beant⸗ 
worten + nes ee au — ſein dürfte. 

hiezu 

a ehörlger find jeienigen Verwandten, bezüglich welcher den zu 
Roturaliflerenden geieglich eine Unterftügungs- bezw. Unterhaltungspflicht trifft. 

Für Bayern fiehe 2% u Art. 5a des Armen — in der Faſſung vom 3. 
Februar 1888 (Web. 04), ferner vergl. 88 1360, 1361, 1601 ff. mit 1705, 
1708, 1709, 1739 bes bürgerl. Geſ.⸗B. 
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Bor Erteilung der Naturalifations-Urkunde hat die höhere 
Bermwaltungsbehörde 27) die Gemeinde, 28) beziehungsweife den Armen⸗ 
verband 28) desjenigen Orts, mo der Aufzunehmende fich niederlaffen 
will, in Beziehung auf die Erforderniffe unter Ar. 2, 3 und 4 mit 
ihrer Erklärung zu hören. 282) 


vezug der Frage, ob der zu Naturaliſierende feine Angehörigen zu er- 
näbren im Stande ift, And befonderd die Iofalen Werhältnifie des Ortes, an 
welchem jeine Niederlafjung ftattfindet, zu berückſichtigen. Cahn ©. 83 8. 16. 


‚..) Bei Berbeiheidung von Raturalifationsgejuhen haben bie kgl. Kreis⸗ 
regierungen lebiglih nad freiem Ermejjen zu verfahren. Abſchlägige Ent- 
ſchließzungen Iönnen daher nur mit Veichwerbe zum tgl. Staatdminifterium an« 
geiochten werden, weil hier nur Ermeifungöfragen vorliegen und der Ausländer 

einen rehtlihen Anſpruch auf Raturalifation hat. 
(Bgl. Urt. 13 Ubi. 1 Biff. 3 des Geſetzes über den Verw.⸗Ger.⸗Hof.) 


®) Gemeinde und Armenpflege haben zwar fein Einfpruchsrecht, kein abfo- 
lutes Veto, wohl aber ein Recht darauf, nicht blos gehört, fondern auch darauf, 
daß begründete Einwände entiprechend berüdfichtigt werben. Die bedbesüglien 
Erllärungen der Gemeinden werben vom Magiftrate bezw. von der Ge» 
meindeverwaltung abgegeben. 

©. auch Riedel, Comm. Hiff. 4 zu 8 8 1. c,, ferner Cahn ©. 82—85 Biff. 
14—21, ferner Anm. 26 und 22a Abi. 2. 


38 3 
») Ofr. zu 8 8 weiter: Art. 182 des Gebührengeſetzes, nach welchem für 
Raturalifariondinhunken eine Gebühr von 20 Darf erhoben wird, ferner folgende 
Enticheidungen ꝛc.: 

Meg. 1, 217: Vom Reichskanzler wird der Grundſatz beobachtet, auch nach 
erfolgter Raturalijation eined Ausländers in Deutſchland der betr. fremden 
Regierung, welcher der Naturalifierte angehört, das Recht zuzugeftehen, benjelben 
fortwägrenb als ihren Unterthan zu behandeln, fo lange er nicht auf dem burdh 
feine heimatliche Geſetzgebung vorgeichriebenen Wege aus ber früheren Staat3- 
angehörigleit förmlich ausgeſchieden iſt; Hiezu Reg. 16, 200: Rechtliche Stellung 
beb ohne Entlaffung aus der bisherigen Staatdangehörigkeit naturalifierten Aus⸗ 
änbers. 

Reg. 16, 83: Keine Begründung einer Niederlaſſung“ ſeitens unjelbftän- 
diger Perjonen. 

ne: 16, 200 und Entichl. d. kgl. Staatsmin. d. Innern vom 24. März 
18%: (BL. |. adm. Br. 46, 282): Unter den fämtlihen Bundesregierungen und 
dem kaiſerl. Statthalter in Elſaß⸗Lothringen ift wegen der fünftigen Behandlung 
der Aufnahme und Entlafjungdgefuche cher Berionen, welche innerhalb des 
Reichsgebiets ihre Stantsangehbrigfeit zu wechſeln beablichtigen, Einverftändnis 
dahin erzielt worden, daß die Negierungen bei der Erledigung von Aufnahme⸗ 
gejuchen diefer Art in Zukunft an dem Grundſatze feithalten, da ‚Berjonen, welche 
aus der Staatsangehörigfeit eines Bundesftantes entlaffen worden find und vor 
Ablauf von jechd Monaten na Auahänbigung der Entlaffungsurlunde — oyne 
in der Zwiſchenzeit ihren Wohnfit in das Ausland verlegt zu haben — ben Er- 
werb der Stantsangehörigfeit in einem anderen Bundesftante nachfuchen, nicht als 
Ausländer im Sinne des 8 8 des Gtaatdangehörigfeitägei. zu behanbeln find. 
Denjelben ift vielmehr die Aufnahme-Urkunde nad) Maßgabe des 8 7 1. c. zu 


erteilen. 

Entſch. bes Verw.⸗Ger.Hofes vom 19. Oltober 1894 Bd. XVI, 116: 
Ausländern (Nichtdeutichen) fteht ein Rechtsanſ zrug auf Verleihung der 
bayer. Staatsangehoͤrigkeit (Naturaliſation) nicht zu. Die Entſcheidung über 
Raturalifations geſuche entzieht ſich daher ber Zuſtändigkeit des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes. Behauptet ein Geſuchſteller Bundesangehoͤriger zu ſein und 


13* 
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89 
Eine von der Regierung 29) oder von einer Gentral- oder höheren 
Vermwaltungsbehörde 29) eines Bundesftaates vollzogene oder beftätigte 
Beitallung 80) fir einen80®*) in den unmittelbaren oder mittelbaren 
Staatsdienft oder in den Kirchen-, Schul- oder Communaldienft®!) 


wird ihm biefe Eigenihhaft von der zur Beichlußfaffung berufenen Regierung, K. 
db. J., beftritten, ' ift über deffen Anſpruch auf Verleihung der bayer. Staats- 
angebörigleit im verwaltungsrechtl. Verfahren, in lebter Inftanz vom Berwal- 
tungsgerichtähofe zu verhandeln und zu enticheiden, wobei die Frage der Bundes- 
angehörigfeit einen Incidentpunkt bildet. 

eg. 7, 79: Raturalijation auch ohne vorgängige Niederlaffung; Aushän- 
Bigung der von einer zuftänbigen Behörde erteilten Naturaliſationsurkunde als 
techtderzeugender Formalakt; feine Annulierung foldder Urkunden durch die Auf- 
ihtöbehörde ; rechtliche Prüfung derartiger Verwaltungsakte ohne Rückſicht auf 
ie Landesgrenzen innerhalb des Gebietes des deutjchen Reiches, da bie hiefür ge- 
gebenen Rechtsregeln (des Staatdangehörigkeitägef.) gleihmäßig verbindlich für 
die Behörden aller deutichen Einzelftaaten jind. 


29) Nach Biff. 6 der Min.-E. vom 9. Mai 1871 (Web. 9, 8) find unter 
Gentrals oder höheren VBerwaltungäbehörden zu verftehen: die kgl. Kreisregierungen 
und die benfelben foordinierten oder übergeorbneten Stellen. „Regierung“ ift 
gleich „kgl. Staatsregierung”. 


*°) Deitallung bedeutet „Anftellung3bdelret” bezw. Ernennung oder Beruf- 
ung zum fraglichen Dienit in jhriftliher Form. Diefes Dekret, deſſen übrige 
Form verjchieden gewählt fein Tann, ift „vollzogen“ bei der Anftellung von 
Staatöbeamten ; bei Gemeindebeamten und beim übrigen mittelbaren Staat3dienft 
liegt dagegen eine „beftätigte” —J8 vor. 

Sie hiezu Gahn ©. WM ff. Ziff. 9 und 10. 

Dieſe Anftelungsurkunden vertreten nun die Yufnahm 3 urfunden bei An⸗ 
ftellung von Reichsangehörigen und die Raturalifationsurtunden bei Anftelung 
von Wustänbern. Auf die Bedingungen, unter welchen fich diefe Beftallung voll- 

ieht, kommt es nicht an; entiheidend ift die fattifche VBethätigung der Be⸗ 

—* ung d. h. der Anſtellung, gleichuiel ob dieſelbe für dauernd oder nur für 
längere oder kürzere Zeit erfolgt. Der Nichteintritt des Erwerbes der Staats⸗ 
angehörigkeit kann nur Durch einen desbezügl. bejonderen Vorbehalt im Beitallungs- 
befret bewirkt werden. 


a) Nicht blos männliche, fondern auch weibliche Ungeftellte, welche nach 

I Beftallung erhalten haben, erwerben jelbftändig die Stantsangehörigfeit nad 
aßgabe diefed 8 9. Vgl. Cahn ©. W Ziff. 8. 

Auf ſolche Weiſe fann eine Ehefrau, welche nach 89 1.c. in einem anderen 
Staate angeftellt wird, ald in weldem ihr Ehemann bie Angehörigleit beſitzt, 
eine doppelte Staatdangehörigfeit erwerben, ſofern nicht ein desbezügl. Vorbehalt 
in ber betr. Anftellungsurkunde enthalten ift, welch’ lebtered offenbar dann ge- 
ichehen muß, wenn ber Ehemann feine Einwilligung zu dem neuen Staatsange- 
hörigkeitserwerb nicht erteilt. (Vergl. Anm. a1) 

Aber auch hier gilt wie bei männlichen Beamten nur bie Beftallung, bie 
von der Staatöregierung oder von ber Sentral- oder der höheren Verwaltungs 
behörde (j. Anm. 29) vollzogen oder beitätigt wird. 

Bu derartigen weiblichen Beamten gehören 3. B. in Bayern die Lehrerin- 
nen an Öffentlichen Vollksſchulen. 


⸗2) Die AUnftellung muß nicht bloß im unmittelbaren ober mittelbaren 
Staatädienft, im Kirchen-, Schul» oder Gemeindedienſt ftattfinden, ſondern fie muß 
auch ein öffentlih-rechtliches Dienftverhältnis begründen. 
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aufgenommenen Ausländer oder Angehörigen eines anderen Bundes- 
ſtaates vertritt die Stelle der Naturalifations = Urkunde, beziehungs- 
weile Aufnahms-Urfunde, jofern nicht ein entgegenftehender Vorbehalt 
in der Beitallung ausgedrüdt wird. 82) 


Sit die Anftellung®®) eines Augländers im Bundesdienft er- 
folgt, jo erwirbt der Angejtellte die Staatsangehörigkeit in demjenigen 
Bımdesftaate, in welchem er feinen dienstlichen Wohnfig hat. 8°) 


Unter Kirchendienſt ift daher nur der Dienft in einer öffentlich aner- 
kannten Neligionsgefellichaft zu verftehen. (8 9 Wbf. II Tit. IV der Verf.Urk. 
und 8 24 der II. Berf.-Beil. Web. 1, 585 Anm. 30: Katholifen, Proteftanten, 
Reformierte und griechiſche Kirche.) 

Vergl. Seyd. 1, 28 ff. und Cahn ©. 93 Hiff. 11. 

Entſch. des Verw.Ger.Hofes vom 10. Yuli 1885 Bd. 6, 255: Durch die 
vorbehaltloje Ernennung zum Schullehrer an einer Öffentlidhen Volksſchule von der 
hiefür auftändigen t. Kreisregierung, Kammer bed Innern, erwerben Nichtbayern 
die bayeriſche Staatdangehörigfeit. 

Siehe auch Reg. 5, 370 und 7, 87: Erwerb der Staatdangehdrigfeit durch 
Anftelung als Schullehrer. 

Siehe auch Cahn S. 93 Ziff. 12. BL. f. adm. Br. 82, 71 ff. 

Zum mittelbaren Staatsbienft gehören aud) die Notare, auch Militärdienit 
gilt jetzt als Staatsdienſt. 

Siehe Seyd. 1, 282 Anm. 79. 

Reg. 5, 86: Anwendbarkeit des 8 9 Abſ. 1 1. c. auf Offiziere, 

Reg. 9, 488: Offizierddienft gilt als Gtaatödienft. 

Reg. 13, 62: Militärverwaltungsdienft ald Staatsdienft. 

Meg. 13, 417: Erwerbung der Staatdangehdrigfeit durch Ernennung zum 
Neferve-Dffizier. 

Reg. 18, 410: Erwerb ber —— — durch Ernennung zum 
en dien; fein Lauf der 10 jähr. Berluftfrift während der Giltigkeit des 

atente3. 

Bl. f. adm. Pr. 26, 385: Anftelung im Reichsdienſt. 

Bl. f. adm. Pr. 40, 347 und 353 ff. 

Der Hofdienft erfcheint nicht ald Staatödienft. 


eꝛ) Diefer Vorbehalt bezüglich der Beibehaltung der bisherigen Staatsan⸗ 
gehörigfeit muß aber ſofort in der Unftellungs-Urkunde jelbft aufgenommen fein; 
eine nachträgliche Aufnahme derjelben ift wirkungslos, da im Momente der Aus» 
Bändigung des Anftellungsdefretes die Stantöangehörngteit von bem betreffenden 

ngeftellten erworben wird. (Bergl. Anm. 34, 85, 37, auch 38.) 2 macht 
zwiſchen Ausländern und Reichsinländern feinen Unterjchied. Weber „ orbebalt, 
beſonders bezüglich der Offiziere und Militärbeamten fiehe Cahn ©. 95 und 97 
fi. Ziff. 14, 18 und 19. 

Entſch. ded Rerm.-Ber.-Hofes vom 27. Dezember 1890 Bd. 12, 444: 
Dur die Ernennung zum kgl. bayer. Sazaretinipeltor (f. Bl. f. adm. Br. 42, 
148 Anm.) erwirbt der Angehörige eines anderen deutichen Bundesftaates, fofern 
nicht ein entgegenftehender Vorbehalt in dem Anftellungsdelrete ausgedrückt ift, 
die bayer. Staatsangehörigfeit und kraft der Beſtallung ſofort auch die (wirkliche) 
Heimat in der Gemeinde des Umtäfiges. 


=») Bezüglich der als Reichsbeamte angeftellten Ausländer, welche Teinen 
dienſtlichen Wohnfig im Reihe haben, beftimmt das Geſetz vom 20. Dezember 
1875 (Heich3-Gei.-Bl. 324; Web. 8, 582 Anm.) betr. die Raturalifation von Aus- 
ändern, weiche im Reichädienfte angeftellt find: „Ausländern, welche im Neichd- 
diente angeftellt find, ein Dienfteintommen aus ber Reichslaſſe beziehen und ihren 
dienſtlichen Wohnfig im Auslande haben, darf von demjenigen Bundesſtaate, in 
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g 10. 


Die Naturalifationg-Urkunde, beziehungsmweife Aufnahme-Urkunde, 
begründet mit dem Zeitpunkte der Aushändigung®*) alle mit der 
Staatsangehörigkeit verbundenen Rechte und Pflichten. 35) 86) 87) 88) 


weichen fie die Berleihung der Staatdangehörigkeit nachſuchen, bie Raturalijation 
nicht verweigert werden. 

Die näheren Ausführungen über dieſes Oele fiehe Cahn ©. 101 ff. 

Vergl. noch Neichsbeamtengejeg vom 31. März 1873 (Web. 9, 718 ff.) 
i 4, 54 und 66; über die Form der Anftelung im Neichödienfte inkl. Marine 
—* ©. 100 Ziff. 21 und den kgl. Erlaß vom 28. November 1874 (Web. 10, 

). 

29 Enticheidenb ift alfo der Beitpunft, mit welchem ber Beteiligte diefe 
Urkunde faktiih in die Hände bekommt, nicht derjenige, zu welchem fie ausgeftellt 
oder zur Poft gegeben morden if Ueber Die Aushändigung ift feitend ber die- 
jefbe bethätigenden Behörde ein kurzes Brotofoll, in welchem dieje Hinausgabe an 

en Beteiligten Tonftatiert wird, zu errichten und als Aushändigungs bezw. 
Empfangsnachweid zu den Alten zu nehmen. Die Aushändigung an nicht die 
pofitiongfähige Perſonen hat für diejelben an den gejeßlichen Bertreter (Bater, 
Bormund 2c.) zu erfolgen. 

*, Dieje rechtlichen Wirkungen haben die genannten Urkunden auch dann, 
wenn fie auf Grund unrichtiger oder irrtümlicher Borausfegungen oder infolge 
unrichtiger Anwendung des Geſetzes ausgeftellt find. 

(Siehe hiezu den Fall aus der Praxis bei Cahn ©. 84.) 

Dieje Urkunden find alſo reine Formalurfunden, deren rechtliche Kraft 
lediglich von der Thatſache ihrer Ausſtellung und ihrer Aushändigung abhängt. 
Sie können baher nicht widerrufen, ihre Ausfertigung auch nicht mit Be— 
ſchwerde angefochten werben. 

Gegen die Bermweigerung fteht Dagegen die Beichwerde offen und zwar 
gegen die Bermweigerung der Aufnahmsurtunbe (8 7) — ba einem Deutichen, 
welcher bie gejeßlihen Bedingungen erfüllt Hat, ein durch Geſetz garantiertes 
Recht auf die Aufnahme zufteht (vergl. Ann. 20) —, die verwaltungsrechtliche, 
über welche in letzter Inſtanz der VBerwaltungsgerichtshof enticheidet; dagegen 
bezüglich der Verſagung der Naturaliſations urkunde — da ber Ausländer 
fein Regt auf letztere hat, ihre Gewährung vielmehr dem freien Ermeſſen 
ber fgl. Regierung anheimgegeben ift (vergl. Anm. 0. E. und 27) — bie Bes 
ſchwerde zum kgl. Staatsminifterium des Innern, weldyes folchen Falles als 
oberfte Berwaltungsftelle in legter Inſtanz entfcheidet. Vergl. au Anm. 40. 

Das vorjtehend in Anm. 34 und 35 Geſagte gilt in entiprechender Weile 
auch von Anftellungs-Renaturalifationd- und Wiederaufnahmd-Urkunden. 

Siehe auch die Anm. 37. 


e0) Ren 14, 412: Srrige Ausftellung einer Aufnahms- (ftatt Raturali- 
fations-)Urkunde, Mnahänbigun der erteilten Urkunde als rechtserzeugender 
Formalakt; feine Unnullierung folder Urkunden wegen Irrtum. 


N Die mit der Staatsangehörigfeit ald folcher verbundenen Rechte und 
Pflichten treten mit dem Momente der Aufnahme oder bezw. Raturalijation ein, 
FA aber nur diejenigen, welche (nach dem Wortlaut der Motive zu 8 10 des 
Geſetzes) „den ftantsrechtlichen Begriff des Indigenats ausmachen und deshalb 
jedem Staatdangehörigen ohne Unterjchied des Alters, Geſchlechts 2c. zuftehen.“ 
Dagegen ift bezüglich der Ausübung anderer Rechte, weldhe auch für den ge⸗ 
borenen Inländer nur unter gewifjen Vorausfegungen entitehen, 3. B. des Wahl- 
dr Ka Rveränblieh auch das Borhandenfein diefer beſonderen Borausjegungen 

orderlich. 

Gleichgiltig für die Wirkung des 8 10 ift, ob der Einwandernde fein 
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8 11.89) und 422) 


Die Verleihung 89*) der Staatsangehörigfeit erftredt fich, in- 
jofern nicht dabei eine Ausnahme?) gemacht wird, zugleich auf die 
Ehefrau t!) und die noch unter väterlicher Gewalt ftehenden minder- 
jährigen *2) Kinder. 22) 


frühere Indigenat beibehält oder verliert. Gegebenen Falles ift ben Einwan⸗ 
dernden auch der Stantsbürgereid abzunehmen. (Berg. oben 8 46.) 

**, Zu den Pflichten gehört beſonders die Militärpflicht. Bezüglich der» 
jelben |. unten 8 499 und 8 21 ber bayer. Wehrordnung vom 19. Januar 1889: 
Ausländer, welche die Neichdangehdrigleit eriverben, werden nach Maßgabe ihres 
Lebensalter wehrpflichtig zc. 2. Die Negelung der Dienftpflicht folcher Per⸗ 
jonen erfolgt nach denfelben Grundſätzen wie bei allen übrigen Wehrpflichtigen. 

Im Uebrigen fiehe bezüglich diefer Nechte und Pflichten: Riedel, Comm. 
zur Neichö-Berf. (Anm. 2 zu Art. 3 Abſ. 1 der Reichs⸗Verf.) S. 865—87. 


29 Bu 8 11 vergl. Art. 14 bes Einf.-Gef. zum bürgerl. Geſetzbuch: Die 
perjönlichen Necht8beziehungen deuticher Ehegatten zu einander werden nach den 
en beurteilt, auch wenn die Ehegatten ihren Wohnſitz im Aus- 
anbe haben. 

Die deutſchen Gefege finden auch Anwendung, wenn der Mann die Reichd- 
angehörigfeit verloren, bie Frau fie aber behalten hat; ferner 88 1354 Abſ. 1 
und 1355, 1616, 1626, 1627, 1631 Ubf. 1 des bürger!. Geſetzbuches über Das 
familienrechtliche Werhältnis von Ehemann zur Ehefrau, von Bater zu Rind. 

Siehe auch die Motive des Geſetzes zu dieſem 8 11 (Cahn ©. 107). 

Ferner fiehe über Abänderung bes 8 11 durch Art. 41 des Einf.⸗Geſ. zum 
bürger!. Geſetzbuch Anm. 42a. 


222) ind zwar Verleihung jeder Art, ſei es durch Aufnahme, Wieder- 
aufnahme, Raturalifation, Renaturalijation oder Anftellung. 


) Diefe Ausnahme kann vom betr. Gefuchfteller — ebenſo wie bei g 9 — 
felbft beantragt oder feitens der anjtellenden oder der die Naturaliſations⸗ bezm. 
Aufnahnıd-Urtunde außsftellenden Staatsbehörde beigefügt werden, fie muß aber 
ftet3 in die betr. Urkunde jelbft ausdrücklich und zwar vor ihrer Aushändigung 
aufgenommen fein. Eine nadyträgliche Aufnahme ift unzuläffig reſp. wirkungslos, 
da alle gejeglichen Wirkungen des Staatsangehdrigfeitserwerbe3 mit dem Mo⸗ 
mente der Aushändigung der betr. Urkunde ausnahmslos eintreten. Vergl. 
Anm. 34 und 37 und oben Tert 8 42 ©. 150. 

Bei Ausländern inZbefondere liegt die Beifügung jolcher Ausnahmen aus- 
Ichlieglich in dem Ermefien der die Naturalifationsurkunde ausftellenden F. Kreis⸗ 
regierung. Bergl. auch Anm. 35. 

eitere3 über dieje „Ausnahme“ |. Cahn S. 108 Ziff. 8. 

*) Ohne die Zuftimmung ihres Ehemanned kann eine Ehefrau jelbitändig 
für fi) eine andere Staatsangehörigleit als die de3 Mannes auf ihren Antrag 
bin nicht erwerben. 

t 6 (Ueber die Möglichkeit einer mehrfachen Staatdangehörigfeit infolge von 
Beſtallung der rau nach 8 9 des Gef. fiehe Anm. 30a.) 

k Die mehr alademijche als praftiiche Frage, ob die Ehefrau mit Geneh- 
migung ihres Ehemannes eine folche felbftändige Staatdangehörigkeit für jich er- 
werben kann, wird von Cahn ©. 79 bejaht, von Seydel Bd. 1 ©. 276 Anm. 26 
verneint. 

Nach unferer Meinung fteht der Wortlaut des Gefees in 88 7 und 8 im 
Bufammenhalt mit 88 11, 19 und 21 Abſ. 2 der Bejahung dieſer Frage nicht 
entgegen, wird vielmehr durch die Faſſung diefer Baragraphen eher unterftüßt. 

) Die etwa noch unter väterlicher bezw. elterlicher Gewalt ftehenden 
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grob jährigen Kinder erwerben die Staatdangehörigfeit des Vaters bezw. der 

Itern mit dem reſp. den legteren nur dann, wenn fie in die dem Water bez. 

Eltern erteilte Aufnahms⸗ oder Naturalifationdurtunde ausdrücklich aufge- 

nommen find. 

„peüglich der Kinder von Witwen fiehe außerdem Anm. 42a, 78, 78a 
a 


Die Großjährigkeit tritt nach 8 1 des Geſetzes vom 17. Februar 1875 
Fet, 10, 607) mit vollendetem 21. Lebensjahr ein, in gleicher Weiſe nach 82 
es bürgerl. Geſetzbuches. 
en infolge Vollendung des 21. Lebensjahres großjährig Gewordenen 
Ionen die für grohjährig Erflärten glei. 8 3 des bürgerl. Gejegbuches. „Ein 
inderjähriger, der das 18. Lebensjahr vollendet hat, kann dur Beichluß des 
Bormundichaftögerichtes für volljährig erflärt werden. Durch die Volljahrigkeits⸗ 
erflärung erlangt der Minderjährige die rechtliche Stellung eines Volljährigen.“ 
Siehe auch Anm. 24 Abf. 2 über die Zeit der Großjährigfeit in aus⸗ 
ländiihen Staaten. ' 
Nah 8 1626 des bürgerl. Geſ.⸗Buches fteht da3 Kind, fo ange es minder- 
jährig ift, unter elterlicher Gewalt. 
Nach 8 1627 ſteht die elterliche Gewalt in der Regel dem Vater zu, nad) 
g 1084 n c. dagegen der Mutter, wenn der Vater geftorben oder für tot 
erklärt ift. 
Der Mutter eined unehelichen Kindes fteht nach 8 1707 1.c. eine elterliche 
Gewalt über dad Kind nicht zu. 


a) Der vorftehende 8 11 wird durch den Art. 41 Ziff. I des Einf.⸗Geſ. 
zum bürgerf. Geſ.Buch vom 18. Auguſt 1896 (publiziert in Nr. 21 des Reichs⸗ 
Geſ.⸗Bl., ausgegeben am 24. Auguft 1896 ©. 604 9 aufgehoben und treten an 
ſeine Stelle folgende Vorſchriften: 

Die Verleihung der Staatsangehörigkeit erſtreckt ſich, inſoferne nicht 
dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf 
Diejenigen minderjährigen Kinder, deren gejeßliche Vertretung dem Auf- 
genommenen oder Naturalifierten kraft elterlicher Gewalt aufteßt, Aus- 
genommen find Töchter, Die verheiratet find oder verheiratet geweſen find. 


Dur diefe Faffung wird die in Anm. 78 und 100 erörterte Streitfrage 
bejeitigt, ob die Beltimmungen der 88 11, 19 und beſonders 21 Abj. 2 in bi» 
Deriger Faſſung analog auch auf die minderjährigen Kinder einer Witwe oder auf 

ie unehelichen Kinder der Mutter Anwendung zu finden haben. 

Die elterliche Gewalt und die aus ihr folgende geſetzliche Vertretung 
hebt zu und zwar bei ehelichen und bei den diejen Heichgeiteilten legitimierten 

ndern: 

a. in eriter Linie dem Vater nach 8 1627 des bürgerl. &ej.-Buches ; 

b. in zweiter Linie der Mutter, nämlich dann, wenn der Vater geftorben 

oder für tot erflärt ift, desgl. wenn der Vater die elterlihe Gewalt 
verwirkt hat und die Ehe aufgelöft ift, 8 1684 1. c., ferner 8 1680. 


Dagegen fteht ber Mutter eine elterlidhe Gewalt über da3 unehe⸗ 
liche Kind nicht zu nach 8 1707 1. c. und ift fie zur Vertretung des unehe- 
lien Kindes nicht berechtigt. 

Demgemäß erftredt fich nach dem 8 11 des Staatsangehsrigkeitsgeſetzes in 
der Faſſung des Art. 41 des Einf,-Gel. zum bürgerl. Gej.-Buch die Verleihung 
der Staatsangehörigkeit: 

1) auf die Ehefrau ſowie auf bie ehelihen und legitimierten minder» 

jährigen Kinder des Chemannea reip. Vaters; 

2) auf die ehelichen und legitimierten minderjährigen Kinder der Witwe; 

oeägleichen auch der verheirateten bezw. geſchiedenen Mutter, wenn ber 
Water ri elterlihe Gewalt verwirft hat und die Ehe aufgelöft 
worden ift. 

Dagegen nicht auf die (nichtlegitimierten) unehelichen Kinder der 


und 1 
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8 14.) 


Die Entlafjung wird durch eine von der höheren Verwaltungs 
behörde 49) des Heimatftaates 82) ausgefertigte Entlaſſungsurkunde er- 
teilt. 49) 50) 60) 


Derartige Zeugniffe brauchen nicht beigebracht zu werden von Nupturienten, 
welche ſolchen Staaten angehören, die durch Vertrag mit dem beutfchen ide 
bezw. mit einzelnen deutſchen Staaten vereinbart Haben, daß durch Die Verehelich⸗ 
ung Die Stantdangehörig eit des (ausländiſchen) Mannes auf die (inländilche) 
Braut reip. auf bie deln und die in der Ehe geborenen Kinder übergeht. 

Die Zufammenftellung der Staaten, mit welchen derartige Vereinbarungen 
getroffen find, ſ. Cahn ©. 120; (vgl. auch Anm. 64 Abi. 2). 

Ueber die Verheiratung in den Schußgebieten |. Cahn 123. Weiteres über 
Berbeiratung |. unten 8 250. 

**) 5, Anm. 50a und Wrt. 41 des Einf.-Bef. zum bürgerl. Gef.Buch. 


) In Bayern von ber Fgl. Kreisregierung Kammer des Innern |. Bollz.- 
Entſchl. vom 9. Mai 1871 Hilf. 2a und 7 (Web. 9, 6, 8, 9 

©. oben 8 45 ©. 10 und 181. 

Die diesbezügl. Geſuche find bei ber Diſtriktsverwaltungsbehörde der 
Heimat des Sefuchfteliers anzubringen und von biejer nach Maßgabe der cit. 
VBollz.-Borihr. vom 9. Mai 1871 zu inftruieren und bierauf der kgl. Kreis- 
regierung mit Bericht vorzulegen. 

Bu dieſer Sach⸗Inſtruktion vgl. auch Grill, Comm. 8. 4—6 zu 8 14 
©. 28 und 8. 2 zu 8 14 ©. 29. 

4) Hat der Betreffende die Staatsangehörigleit in mehreren Vundes- 
ftaaten erworben, fo verliert er felbitverftändlich feine Reichsangehörigkeit durch 
Entlaffung nur dann, wenn er aus allen besbezügl. Eingeiftanten entlafien 
worden ie. 

) Auch die Entlaffung ift — ebenfo wie Aufnahme und Naturalijation 
— ein reiner Yormalalt und wird giltig und rechtswirkſam mit dem Momente 
der Aushändigung der Entlaffungsurfunde an den Beteiligten. Eine ſpätere 
Ungiltigfeitäerflärung derjelben ift daher ausgeſchloſſen. Val. hiezu das im 
Anm. 34 und 40 Gefagte. Ueber die Aushändigung ift ein kurzes Protofoll 
feiten3 ber diefelbe bethätigenden Dijtriftöverwaltungsbehörde zu errichten. 


) (Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 9. Juli und 29. Dezember 1888 
Bd. X, 340: Geſuche um Entlaffung aus dem Staatöverbande können von den 
Kkreisregierungen nur nach vorgängiger Verhandlung im verwaltungsredt- 
lichen Senate abjchlägig beichieden werden. 

Umftand, daß ein ſolches Geſuch bei der BDiftriltövermwaltungsbehörde 
bed Wohnfites ftatt bei jener ber Heimat eingereicht wurde, ift fein genügender 
Grund, um dasjelbe bei Prüfung der NRotwendigfeit des in 8 15 Abſ. 2 Biff. 1 
bes Staatsangehörigkeitsgeſ. vorgeichriebenen Beugnifjes der Erſatzkommiſſion als 
nicht verhanden anzuijehen. 

“a, Durch Art. 41 8. II bes Einf.Geſ. zum bürger!. Geſetzbuch vom 
18. Auguft ') 1896 wird nad) $ 14 folgender 8 14a eingejtellt: 

Die Entlafjung eines Staatsangehörigen, der unter elterlicher”) Gewalt 
oder Bormundichaft fteht, kann von dem gefeglichen Vertreter nur mit 
Genehmigung des Bormundichaftögerihtes") beantragt werden. Die Ge- 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichtes ift nicht erforderli, mwenn der 
Bater oder die Deutter *) die Entlaffung für fi und zugleich kraft elter- 
licher Gewalt für ein Kind beantragt. Erftredt fih er Wirkungskreis 
eined der Mutter beftellten Beiftandes auf die Sorge ®) für die Perſon bes 
Kindes, jo bedarf die Mutter in einem foldhen sale ber Genehmigung 
bes Beiftanbes zu dem Antrage auf Entlafjung des Kindes. 
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. 8 15. 
Die Entlaffung wird51) jedem Staatsangehörigen 51*) erteilt, 


Hiezu wird bemerft: 

1) Das Einführungsgejeg zum bürger!. Geſetzbuch vom 18. Wuguft 1896 
wurde publiziert ım Reichsgeſetzblatt Nr. 21, ausgegeben zu Berlin 
am 24. Yuguft 1896. 

2) Bezüglich ber Perſonen, welchen nady dem bürger!. Geſetzbuch die elter- 
fihe Gewalt zufteht |. oben Anm. 42 und 42a zu 8 11 des Gel. 

3) Bgl. Hiezu die unten in Anm. 51 mitgeteilte bayer Min.-E. vom 
8. April 1873 über die Erteilung der vormundicaftl. und obervor- 
mundichaftl. Genehmigung bei Gejuhen um Entlafjung feitens einer 
unter Vormundſchaft ftehenden Perjon (Web. 9, 9 Anm. 6): 

4) Die Mutter eines unehelichen Kindes kann, da fie feine elterliche Gewalt 
hat, einen ſolchen Antrag für ihr außereheliches Kind jelbftändig nicht 

ellen. 

5) Einichlägig ift Hier bezügl. des Berhältniffes der Mutter zum umehe- 
lichen Kind der 8 1707 des bürgerl. Gej.-Buches: Der Mutter fteht 
nicht Die ide Gewalt über dad unehelihe Kind zu. Sie hat das 
Recht und die Pflicht, für die Berfon des Kindes zu forgen:; zur 
Vertretung des Kindes ift fie micht berechtigt. er Vormund des 
Kindes Hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuiteht, die rechtliche Stelle 
eines Beiftandes. 

Bezüglich Beſtellung und Wirkungstreis des Beiftandes für die 
Mutter bezüglich ihres Verhältniſſes zu ihren ehelichen bezw. legiti⸗ 
mierten Kindern |. 88 1687—16%0 1. c. 

Nah 8 1631 1.c. umfaßt die „Sorge* für die Perfon des Kindes: 
„das Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beauffichtigen 
und feinen Aufenthalt zu beftimmen.“ 


...) ®. h. fie barf nicht verjagt werden, — und zwar auch bem Wehr. 
pflichtigen nicht, da derjelbe ja überall im deutichen Reiche feiner Militärpflicht 
genügen kann. — 

Der Staatsangehärige, welcher die Entlaffung nachfucht, um in einen an⸗ 
deren Bunbesftant auszuwandern, muß alfo entlaffen werden, wenn er den in 
8.15 Abſ. 1 vorgefchriebenen Nachweis erbringt. Andrerjeitd aber hat er es 
nit nötig, diefe Entlafjung nachzufuchen, wenn er die Stantdangehörigteit in 
einem anderen Bundesſtaate erworben hat. Der die Entlaffung Beantragende 
muß ferner dispofitionsfähig fein; ift die nicht der Fall, fo ift die Zuftimmung 
bed Gewalthabers bezw. Vormundes nötig. 

Die Min.-E. vom 8. April 1873 (Web. 9, 9 Anm. 6) beftimmt: Zum 
Vollzuge ber 88 15 und 17 des Reichsgeſ. vom 1. Juni 1870 über die Staat- 
angehörigfeit wird verfügt, daß in allen Fällen, in welchen eine unter Bormund- 
Inakt ſtehende Perfon um Entlafjung aus dem Staatöverbande nachfucht, nad 

taßgabe ber Beitimmungen des für fie geltenden Eivilrechtes außer der Zu⸗ 
—5 des Vormundes auch die Erklärung der einſchlägigen Obervormund⸗ 
chaftsbehörde einzuholen iſt. 

Hiezu ſiehe die Beſtimmung des Art. 41 8. II des Einf.Geſ. zum bürgerl. 
Geſetzbuch, nach welcher hinter dem 8 14 des Siaatsangehsrigkeitsgeſ. der oben 
in Anm, 50a mitgeteilte 8 14a neu eingeſchaltet wird. S. Näheres in ber gen. 

nm. 60a. 

Bezügl. der vormundichaftl. bezw. obervormundfchaftl. Genehmigung in 
den anderen (nichtbayer.) deutichen Staaten |. Cahn 124. 


%1=) Den Staatdangehörigen im Sinne dieler Beftimmung jind die Yandes- 
angehörigen von Eljaß-Lothringen gleichgeftellt, nicht aber die nad) 8 6 des Geſ. 
über die Schutgebiete vom 15.119. März 1888 in ben lebteren Raturalilierten. 
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welcher nachweift, 51P) daß er in einem anderen Bundesſtaate die 
Staatsangehörigleit erworben 52) Hat. 

In Ermangelung dieſes Nachweiſes darf fie nicht erteilt 
werben :58) 

1) Webrpflichtigen, 5*) welche fich in dem Alter vom vollendeten 
fiebzehnten big zum vollendeten fünfundzmwanzigften Lebens- 
jahre befinden, bevor fie ein Zeugnis 55) der Kreis-Erſatz⸗ 
kommiſſion darüber beigebracht haben, daß fie die Entlafjung 


est bie Motive zu dieſem Gejege, abgedrudt Eahn ©. 202; ferner cod. 
. 12 


sd) Diefer Nachweis erfolgt durch die —— eines Heimatſcheines oder 
Staatsangehörigkeitsnachweiſes, einer Aufnahmsurkunde oder ev. einer Beſtallung. 

**) Sei ed durch Abſtammung ober durch Verleihung (oder Anſtellung). 
Diejer Erwerb muß aber bereitd vollendet, nicht erſt in Ausficht geftellt fein. 

**, Diefe Beichränfungen des 8 15 Abſ. II gelten wohl zunädjit für die 
Ausmwanderungen ind Ausland, doch finden fie aud Anwendung für den Fall, 
daß bei angeblicher Auswanderung ind Inland, d. 5. in einen anderen Bundes- 
ftaat der Nachweis gemäß 8 15 Abi. 1 nicht erbracht werden Tann. 

Bl. f. adm. Pr. 21, 137 ff.; ferner 36, 389 ff.: Auswanderung eines 
Wehrpflichtigen. 

°*) Reg. 3, 332: Für die Beurteilung und Enticheidung von Anträgen 
auf Entlaffung aus der Stantsangehörigkeit in den Fällen des 8 15 1. c. ift der- 
jenige Zeitpunkt als maßgebend zu erachten, an welchem das entiheidungs- 
reife, mit allen ſonſt erforderlichen Belegen (Einwilligung des Vaters reip. 
Bormundes ꝛc.) verjehene Entlaſſungsgeſuch bei der zur Ausfertigung der Ent- 
laſſungsurkunde zuftändigen höheren Berwaltungsbehörde (8 14 des Gef.) einge» 
gangen ift. Hienach foll alfo für junge Leute, welche erft zwifchen Einlauf ihres 
Geſuches bei der enticheidenden Stelle und dem Tage ber Würdigung desfelben 
das 17. Lebensjahr vollenden, die Ausftellung der Entlaſſungsurkunde von der 
Beibringung des Beugnifjes der Erjaplommiffion nicht abhängig gemacht werden. 

n gleicher Weiſe lautet das Schreiben des Reichskanzlers vom 20. Januar 
1883 Reg. 3, 424 f.; ferner hieher Meg. 10, 467 zur Entich. des Bermw.-Ger.-Hofes 
vom 29. Dezember 1888 Bd. 10, 340: „Inſtruktion von Entlaffungsgefuchen“ ; 
legtere Entſcheidung |. oben Anm. 50. 

Bol. ferner zu Biff. 1: Reg. 8, 409 und 9, 106: Entlaffung von Wehr- 
pflichtigen aus dem Staatsverbande; Reg. 8, 410: Streitigfeit wegen verteigerter 
Entlafjung ift fein Streit über Freizügigkeit ; Unanfechtbarkeit und Widerruflich- 
feit der engniffe ber Erfagfommilfion. 

Die Wehrpflicht erftredt fich nach Art. II 8 24 des Geſetzes vom 11. 
Februar 1888 (Web. 18, 716) vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 45. 
Rebenzjahr: f. bayer. Wehrordn. 8 4 8. 3. 

Ueber Ziff. 1 des $ 15 Abſ. 2 jiehe befonders auch die Ausführungen bei 
Cahn ©. 128 ff. unter Ziff. 8-13; ferner Biff. 7 der bayer. Min.-E. vom 9. Mai 
1871 über den Bollz. des Staatsangehörigleitägei. (Web. 9, 8 f. 

Endlich ift noch zu Ziff. 1 des 8 15 Abſ. 2 zu bemerfen, daß es fich hier 
nur um Wehrpflichtige handelt, über deren Militärpflicht noch nicht entichieden 
ift, alfo nit um Militärpflictige. Bon den Militärpflichtigen dagegen 
handeln Ziff. 2 und 3 L. c. 

ss ©. hiezu 8 27 der Wehrorbn. vom 19. Januar 1889. 

Für Perſonen über 25 Yahre gilt der Hinderungsgrund der Biff. 18 16 
nicht, vgl. jedoch hiezu Cahn ©. 128 f. zu Biff. 8 a. E. 

I. hieher auch Entſch. des Berwm.-Wer.-Hofed vom 29. Dezember 1888 
Bd. 10, 340, oben Anm. 50. 
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nicht blos in der Abficht nachjuchen, um fich der Dienſt⸗ 
pfliht im ftehenden Heere oder in der Flotte zu entziehen; 

2) Militärperjonen 56), welche zum ftehenden Heere®®) oder zur 
Slotte56*) gehören, Dffizieren 57) des Beurlaubtenftandes und 
Beamten, 58) bevor fie aus dem Dienfte entlaflen find; 

3) den zur Reſerve des ftehenden Heeres und zur Landwehr, 
jowie den zur Reſerve der Flotte und zur Seewehr gehörigen 
und nicht als Offiziere angeftellten Berjonen, nachdem fie 
zum aktiven Dienfte einberufen worden find. 59) 60) 61) 62) 


g 16.8) 


& 17. 
Aus anderen) als aus den in den 88 15 (und 16) bezeich- 


se, Siehe hiezu 8 88 lit. A des Fegemilitäreſ vom 2. Mai 1874 
Web. 10, 287. (Begriff der „Militärperſonen“. 

64) Bezügl. der zur Flotte Gehörigen ſ. 8 13 bes Geſ. vom 9. November 
1867 über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt Web. 7, 132. 

5 S. Grill, Comm. Anm. 16 zu 8 15 Jl. c. S. 31/32 und bayer. Wehr⸗ 
ordnung vom 19. Januar 1889 8 111 Ziff. 7 und 8. 

s) S. Grill, Comm. Anm. 17 zu 8 15 1. c. ©. 32 und Cahn ©. 131 
Bi 17. Hierunter fallen alle Beamte, bei welchen event. bie Staatdangehörig- 
eit durch die Beftallung nach 8 9 des Gel. erworben werden kann. 

* S. Grill, Comm. Anm. Nr. 18, 19 und 20 zu 8 16 1. c. ©. 32, 

Siehe ferner hiezu die Beftimmung in 3 16 8 111 der bayer. Wehrorbn. 
vom 19. Januar 1889. Ferner Cahn ©. 132 f. Ziff. 19—22. 

*) Bgl. weiter zu $ 15 Reg. 2, 426: Verweigerung der Babauatertigung 
wegen geleplicher Hinderniſſe; ferner Min.-E. vom 28. Deyem 1880 (Web. 14, 
650) : Die Beftimmung in 8 15 Ziff. 1 des Gel. über Staatsangehörigkeit Hat 
auf bereits der Rejerve angehörige Wehrpflichtige unter feinen 
Umftänden, alfo auch dann nicht Anwendung zu finden, wenn diefelben Das 25. 
Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt haben zc. Reſerviſten find bezüglich der Aus⸗ 
wanberung den Landwehrmännern gleich zu behandeln. Perſonen der Landwehr 
weiten Aufgebotes find nur verpflichtet, ihre bevorftehende Auswanderung 

ei der Militärbehörde anzuzeigen (Reichs⸗Geſ. vom 11. Februar 1888 Ri 48.3 
Web. 18, 710) und verwirken bei Berlegung diejer Pflicht Tediglich die Strafe des 
8 360 3 3 des Reichs⸗Str.⸗Geſ. 

ndlih |. 82 des ef. über die Friedenspräfenzftärfe vom 3. Auguſt 1898 

(Web. 32, 274). 

*ı), Entſch. des Verw.-Ger.-Hofed vom 1. Dezember 1885 Bd. 6, 236: 
Für einen übungspflichtigen Erſatzreſerviſten I. Klaſſe liegt eine die Genehmigung 
eined Geſuches um Entlaffung aus dem bayer. Staatdangehdrigkeitäverbande hin- 
bernde Einberufung zum aktiven Dienſte nicht erft mit der Zuſtellung bes in 
ben Anmerkungen bes Erjapreferveicheines ausdrüdlich vorbehaltenen fpeziellen Ein- 
berufungsbefehles, fondern bereit3 mit der Yushändigung des Erjagrejervepafies 
vor. ©. auch Reg. 7, 87 fi. 

) &. außer 5 360 Biff. 8 aud 8 140 bed Reichs⸗Str.Geſ.⸗V.: Straf- 
beftimmungen wegen verbotener Auswanderung. Ueber Auswanderung von WMilt- 
tärpflichtigen fiehe weiter Näheres 8 499 unter „Militärangelegenheiten”. 

“8 16 ift aufgehoben reſp. hinfällig durch Beitritt Bayerns zc. zum 
deutihen Reiche (vgl. 8 9 des —— vom 22. April 1871: Einführung 
norddeutſcher Bundesgeſetze in Bayern Web. 8, 769). 

**, Hieher ift aus den Motiven (Cahn S. 134) zu bemerken: „Der 8 17 
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neten Gründen darfss) in Friedenszeiten die Entlaffung nicht ver- 
weigert ®5) werden. Für die Zeit eines Krieges ober einer Kriegs⸗ 
gefahr bleibt dem Bundespräfidium der Erlaß befonderer Anordnung 
vorbehalten. 6°) 


fanktioniert ausdrücklich den Grundſatz der Auswanderungsfreiheit,“ ferner: „Die 
Bartilularvorfchriften, nach welchen die Entlaffung aus dem Staatsverbande mit 
Rückſicht auf ee Privat: und andere Verpflichtungen verweigert oder ver- 
— werden darf, kommen durch dieſen Paragraphen (17) in Wegfall, während 
a a bie Anwendung progeßrechtlicher Vorſchriften nicht ausgeſchlofſen 
werden joll.“ 

Daher findet auch (vgl. Ziff. 7 lit. ce und d der Bollz.-Borihr. vom 
9. Mai 1871 Web. 9, 9) Teine Berüdfichtigung der Intereſſen von Brivatgläu- 
bigern des Geſuchſtellers ftatt und ift daher jede öffentliche Bekanntmachung eines 
Ausmwanderungsvorhabend zu unterlaffen. Auch kann die Erteilung der Ent- 
laſſungsurkunde ferner nicht mehr von dem Nachweiſe, daß ber Gejuchfteller in 
den lnterthanenverbanb eined anderen Staated aufgenommen worden jei, ab⸗ 
hängig gemacht werden. Auch die Militärpflicht hindert nur jo weit, ald 8 15 
Abſ. II]. c, beftimmt. 

Das Auswanderungsgefuch wird im Hinblid auf Ziff. 7 1. c. der obencit. 
Bollz.-Borfchr. wohl an das kgl. Rentamt (desgl. event. auch im Falle Belannt- 
feind einer ftrafrechtf. Unterſuchung an die kgl. Staatsanwaltſchaft) hingegeben, 
doch können Stener- oder fonitige Rüdftände nicht hinberlich fein. Unter den 
„prozeßrechtl. Vorſchriften“ im Sinne der Motive (ſ. oben) find dagegen ſowohl 
ftraf- als civil-progeßrechtliche zu verftehen; daher kann eine Entlaſſungsurkunde 
wohl 3. B. wegen rüdftändiger Steuern im Wege der Bmangsvollitredung zur 
Sicherung ber legteren mit Beichlag belegt werden. Vgl. aud 8 798 und 812 
der Civ.Proz.Ordn. 

Da jeder ein Recht auf Auswanderung bat, fo find auch beitrittene 
Rechtsanſprüche in bezug auf bie Entlafjung aus dem Staatöverbande (nad) 
Art. 8 8. 1 des Geſetzes über den Verw.⸗Ger.Hof) Verwaltungs ve ch t3 ſachen 
und bat über folche der Berw.-Ger.-Hof in letter Inſtanz zu enticheiden (vgl. 
Art. I Abſ. 1 des obengen. Geſ.). ©. Entſch. des Verw.Ger.Hofes oben in 
Anm. 50, ferner 8 45 ©. 180 und 181. 

Der Schlukfap in 8 14 Abſ. 1 Tit. IV der bayer. Berf.-Urk. (wenn fie 
den een Berbinblichkeiten 2c.) ift im Hinblid auf 8 17 des Staatdangehörig- 
keitsgeſ. bedeutungslos geworden. 


*) Siehe noch Entſch. bei Reg. 8, 277: Ungutäffigteit der Verweigerung 
der Hunbänbigung, ber Entlafjungsurfunde wegen Steuerräditänbe; Beſchlagnahme 
ber Urkunde auf Beranlafjung der Steuerbehörde, 


**, Hiezu jagen die Motive: „Diefer Grundſatz (der Auswanderungsfreiheit) 
kann indes nur in Friedenszeiten unbedingt gelten. Für bie Beit eines Krieges 
oder einer Kriegsgefahr erheilcht die Sicherheit des Bundes die Zuläfligfeit von 
Einfchränkungen der Auswanderungsbefugniſſe. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß bie biesfäligen, MI das ganze Bundesgebiet gleichmäßig verbindlichen Un- 
ordnungen nur vom Bundespräjidium ausgehen künnen.“ 

3 wurde demgemäß auch mit Bundesgeſ. vom 21. Juli 1870 (Web. 8, 
585 Anm. 10) mit Rüdficht auf den Ausbruch des franzöfifchen Serieges beftimmt: 
„wie 88 17 und 20 des Geſetzes über Erwerb und Berluft der Staatdangehörig- 
teit vom 1. Juni 1870 treten am Tage der VBerfündigung des gegenwärtigen 
Geſetzes in Kraft“, während nach 8 27 des Stantdangehörigteitdge] dieſes Geſet 
ſelbſt im Uebrigen am 1. Januar 1871 in Kraft trat. Es kann dies unter Um⸗ 
Ränben von rechtlicher Bedeutung jein auch bezügl. derjenigen, weiche jeinerzeit 
unter Verlegung des 8 15 Abſ. II I. c. auswanderten, ohne ihrer Militaͤrpflicht 
Genüge geleiftet zu haben, und welche jetzt wieber zurückwandern. 
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8 18. 


Die Entlafjungsurfunde bewirtt mit dem Zeitpunkte ber 
Aushändigung ST) den Berluft67*) der Staatsangehörigfeit. 
Die Entlaffung wird unwirkſam, 88) 682) wenn der Entlaffene 69) 


Siehe auch 8 111 Hiff. 2 der baper. wehrordnunge Bei eintretender all⸗ 
gemeiner Mobilmachung haben alle im Auslande, — auch in den Schutzgebieten 
— befindlichen Perſonen des Beurlaubtenſtandes ſich unverzüglich in das Inland 
zurückzubegeben. ($ 58 des Reichs⸗Mil.⸗Geſ.) 

) Bgl. hieher das in Anm. 49 bezw. 34 und 40 Geſagte. Entſcheidend 
ift alfo in allen Fällen das Datum der Aushändigung der Entlaffjungs- 
ai Tu bezüglich der Berechnung der 6 Monate nad Abi. II des 8 18 
(. Anm. 70). 

Im Biweijelsfalle ift dieje Aushändigung an den Gefuchfteler oder an 
jeinen Bevollmächtigten nachzumeijen, Daher kommt auch die Notwendigkeit des in 
Anm. 34 erwähnten Aushändigungsprotofolled. Vgl. Entich. des Bermw.-Ger. 
Hofes vom 10. März 1885, Bd. 6, ©. W f.: 

„Der Verluft der Staatsangehörigfeit gemäß $ 18 des Neichäge] vom 
1. Juni 1870 ift, infolange der fichere Nachweis der Wushändigung der Ent- 
laſſungsurkunde mangelt, nicht als gegeben anzunehmen.” 
cah ges j. über Aushändigung an die bereit im Wuslande Befindlichen 

ahn ©. 137. 

Ferner Meg. 8, 333: Ueber Aushändigung der Entlafjungsurkunden. 

Neg. 6, 97: Nachweis der Aushändigung der Entlaſſungsurkunde. 


"«.) Es hört daher auch mit diefem Momente jede Verantwortung für 
Erfüllung ftantliher Pflichten auf, während derjenige, welcher Durch rigen 
Aufenthalt im Auslande feine Staatdangehörigfeit verliert, während diejer ganzen 

bnjährigen Verjährungsfriſt für die Erfüllung feiner Pflichten gegen den Heimat- 
nat —* rend verantwortlich bleibt (abgeſehen von den Beſtimmungen des 
Vertrages mit Nordamerika von 1868, |. unten Anm. 105). 


ee) Und zwar eo ipso mit Ablauf der Gmonatl. Frift, ohne daß es einer 
bejonderen Unwirkſamkeitserklärung bedarf. 

Die Unwirkſamkeit der Entlafjung tritt ex tunc ein, da 8 18 Abj. II eine 
Nejolutivbedingung enthält, deren Eintritt die Entlaffjung rückwirkend aufbebt, 

erabejo ald ob fe niemals ftattgefunden hätte. Die Unwirkſamkeit gilt ſolchen 
Falles vom Momente der Aushändigung, d. h. alfo, es tritt von da an derfelbe 
Zuftand wieder ein, welcher gegeben war, bevor bie Entlaſſung erfolgte. 

Reg. 6, 9 und 8, 90. 

Während der Zeit dagegen vom Momente der Aushändigung der Ent- 
laſſungsurkunde bis zum Momente des Ablaufes der Gmonatlichen Friſt ift der 
Entlafjene Ausländer — foferne er nicht außer der Staatdangehörigleit, aus 
welcher er entlafjen ift, noch eine weitere Staatsangehörigkeit in einem deutichen 
Bundesftaate inkl. Elſaß⸗Lothringen befigt oder die Naturalifation im deutichen 
Schußgebiete erlangt hat. Der Entlafjene fann aljo während der 6monatlichen 
Zwiſchenzeit zur Erfüllung — Pflichten nicht angehalten werden, ſondern 
erſt mit dem Momente des Ablaufes der 6 monatlichen Friſt, nun aber ſelbſtver⸗ 
ſtaͤndlich auch bezüglich derjenigen, welche während dieſer 6 Monate zu erfüllen waren. 

©. hierüber au) Cahn ©. 138. 


) Berfonen, welche innerhalb des Reichögebietes ihre Stantdangehörig- 
feit zu wechfeln beabjichtigen bezw. Perfonen, welche aus der Staatdangehörigfeit 
eines Bundesitaates entlafjen worden find und vor Ablauf von 6 Monaten nad 
Aushändigung der Entlaffungsurkunde — ohne in der Bwilchenzeit ae Wohn⸗ 
fig ind Ausland verlegt zu haben — den Erwerb der Staatdangehörigfeit in 
einem anderen Bundesſtaate nachſuchen, find nach der bayer. Min.E. vom 
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nicht binnen ſechs Monaten 7%) vom Tage der Aushändigung der 
Entlafjungs-Urkunde?‘) an feinen Wohnfig?!) außerhalb des Bundes: 


— — — — 


24. März 18% (Dt. f. adm. Br. 46, 282) nicht ald Ausländer im Sinne des 
8 8 des Staatsangehdbrigkeitsgeſetzes zu behandeln; denfelben ift vielmehr die Auf- 
nahmöurfunde nah 8 7 1. c. zu erteilen. 

(Siehe Anm. 28a; vergl. hiezu Cahn ©. 138 f.) 


). D. 5. derjenige bezw. diejenigen, welche in ber Entlaſſungsurkunde ent- 
halten find oder reip. auf welche fi die Entlafjung nad) 8 19 des Gel. erftredt. 

Siehe Reg. Erg.-Bd. 1, 172: Anwendbarkeit des 8 18 Abi. 2 auf zurüd- 
ebliebene Familienglieder, auch wenn ſolche in der Entlafjungsurkunde aufgeführt 
And; biezu Entjch. des Verm.-Ger.-Hofed vom 15. Februar 1889 Bd. 11, 88: 
8 18 Abi. 2 des Reichs⸗Geſ. über Erwerb und Berluft ber Staatdangehörigfeit 
hat auch für die einzelnen Samilienglieder, auf welche fich die Entlaffungsurfunde 
erftredt, Geltung. 

In Bayern behalten daher Kinder, welche nicht innerhalb 6 Monaten nach 
Aushändigung der Entlafjungsurfunde das Bundesgebiet verlaffen haben, mit der 
bayer. Staatsangehörigleit ihre Heimat bei. 

Giehe auch BL. f. adm. Br. Bd. 38 ©. 217 ff. (Luthardt). 


120 D.H. nach dem Datum der Auſshändigung der Entlaffungdurtunde 
und zwar von Tag zu Tag gerechnet; 3. B. wenn die Entlaffungsurtunde am 
10. Februar 1896 ausgehändigt wurde, wird fie unwirkſam und zwar rüdwirfend 
vom 10, Februar 1896 an, foferne bis zum 10. Auguſt 1896 nicht die Boraus- 
jegungen des Art. 18 Ab. II erfüllt rejp. gegeben find, (Bergl. Anm. 67.) 

Gleiche Wirkung, wie die Nichtverlegung des Wohnjipes ind Ausland, Hat 
die Rüdfehr, d. h. Rüdverlegung desfelben ins Inland innerhalb 6 Monaten. 
—* Anm. 71 und 72 und bie daſelbſt mitgeteilte Entſch. des Verw. 

er.⸗Hofes. 


") und ") Unter Verlegung des Wohnſitzes außerhalb des Bundesgebietes, 
db. 5. ind Ausland, verfteht dad Gefeg — nad einer Enticheidung des Bundes⸗ 
rates für Heimatfacdhen vom 27. Yuni 1885, Reg. 6, 98 f. —, dab thatſäch— 
Lich die Auswanderung erfolgt jei und zu dieſem Behufe der Entlafjene jeinen 
Wohnſitz außerhalb des Dnbeagebieted verlegt hat. Es genügt demnach 
ein bloßer Aufenthalt außerhalb des Bunbesgebietes nicht: der Entlaffene muß 
vielmehr die Trennung von dem bidherigen inländifchen Wohnfig mit der Ab- 
ſicht vornehmen, künftig feinen Wohnſitz, d. h. den Mittelpunkt feiner Thätig- 
feit und feiner Berhältniffe im Ausland zu nehmen. Mehr verlangt das Geſetz 
— nad) diefer obengenannten Entſcheidung — aber aud) nicht, wenn es vom 
Berlegen des Wohnfibes fpriht. Ob und wo der Entlaflene wirffich im 
Ausland einen Wohnfig begründet, ift ein für fein Verhältnis zum deutſchen 
Bunbesftaate, dem er bisher angehörte, gleichgiltiger Umftand. SYrrelevant wäre 
unter Umftänden auch eine alsbaldige Rüdtehr (vor Ablauf ber jechömonatlichen 


Frift). — 

Für die bayeriſche Praxis ift die Rechtſprechung des kgl. Berwaltungs- 
gericht3hofes maßgebend. Und diefe verfteht mit vollem Rechte unter der „Ver⸗ 
legung des Wohnjiges ind Ausland“ im Sinne des 8 18 Abſ. 2 1. c. nicht blos 
die einfahe Handlung der Wohnfigverlegung, jondern auch den durch dieſe 
Berlegung geichaffenen dufend und verlangt noch weiter aud) die Yortdauer 
Seit BZuftandes bis zum Ablaufe der jechömonatlicdyen Friſt Des 8 18 Abi. 2 des 

e 


Der Berwaltungsgerichtähof hat nämlich in dieſer Frage folgende Ent⸗ 
iheidung erlaffen, und zwar am 15. Dftober 1886, Bd. 8, 134, auch ausgeführt 
bei Reg. 8, W ff.: Daperiiche Staatsangehörige, weldhe die Entlafjung aus dem 
Staatsverbande erwirkt und binnen ſechs Monaten, vom Tage der Aushändigung 
der Entlafjungsurfunde an, ben Wohnfig zwar (fcheinbar oder wirklich) ind Aus⸗ 


Pohl, Handbuch. L 14 
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gebietes 72) verlegt?!) oder die Staatsangehörigkeit in einem anderen 
Bundesftaate ermwirbt.78) 74) 75) 


land verlegt, jedoch noch innerhalb diefer Frift wieder nad) Bayern zurüdverlegt 
haben, erlangen mit Rückwirkung auf den Tag der Entlaflung wieder die bayer. 
Stantsangehörigkeit und hiemit audy das frühere Heimatredht. 

Ueber die „Verlegung des Wohnfiges“ fiehe auch Cahn 139 f. Ziff. 7; 
ferner Reg. 6, 483 f. und 10, 307; endlich vergl. noh Anm. 69. . 

Ferner ift hieher noch zu vergleichen die Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 
9. April 1880 8b. 1, 237: Bayerische Staatsangehörige, welche nad) erlangter 
Entlaffung aus dem bayerifchen Staatöverbande auswandern, verlieren ihre bi3- 
herige Heimat in Bayern. Wenn bdiejelben in der Folge ſich wieder in Bayern 
niederlaffen, können fie die Heimat in einer bayeriichen Gemeinde nur unter ber 
Borausfegung erlangen, daß fie die bayeriiche Staatsangehörigfeit wieder er- 
worben haben. 

’) Die Schußgebiete können nicht als Inland im Sinne des 818 Abſ. II 
ericheinen (vergl. Anm. 82 und 88 zu 8 20 und 21 1. c.). 

Durch Verlegung bed Wohnſitzes in die deutichen Schubgebiete ift daher 
die Borausjegung des 8 18 Abi. LI gegeben, d. h. die Entlaffung bleibt bei Aus⸗ 
wanberung in deutſches Schußgebiet wirkſam. 

Siehe auch Cahn 140. 

Der aljo Ausgewanderte kann alfo dort nach 8 6 des Geſetzes vom 19. 
März 1888 über die deutichen Schubgebiete (Web. 18, 769) die deutjche Reichs- 
angehörigfeit durch Naturalifation wieder erwerben. — Eljaß-Lothringen dagegen 
ift deutiches Bundesgebiet nach 8 2 de3 Gej. vom 25. Juni 1873 (eb. 10, 45). 

") Es ericheint als felbjtverftändlih, daß der Entlaffene dieſe neu er- 
worbene Staatdangehörigleit in einem anderen Bundesftaate auch während ber 
ſechsmonatlichen Friſt beibehält; außerdem würde feine Entlafjung gleichfalls un- 
wirfiam (vergl. Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 15. Dftober 1886 Bd. 8, 137). 


10) Bezüglich des Wiederauflebend der Militärpflicht derjenigen, welche das 
Neichsgebiet verlaffen, die Reichdangehörigleit verloren, eine andere Staatsange⸗ 
aber nicht erworben oder wieder verloren haben, und reſp. deren Söhne 
.8 11 des Reichs⸗Milit. Geſ. vom 2. Mai 1874 (Web. 10, 279); aud 8 68 
eod., ferner die Beftimmung von 8 111 Biff. 18 ber Wehrordn.: Wenn Berfonen 
des Beurlaubtenjtandes, welche die Enttaffung aus ber Stantdangehörigfeit er- 
garten haben, nicht auswandern oder wenn Audgewanderte vor vollendetem 39, 

eben3jahre wieder zurückkehren, fo ijt Durch die Moligeibehörbe dem nädjiten Be⸗ 

girtatommando bievon Mitteilung zu machen. (Siehe 8 21 der Wehrordnung.) 
—* ſ. unten 8 499 über Auswanderung und Rückwanderung der Militär- 
pflichtigen. 

9) Die Beitimmung des 8 18 Abf. II will Scheinauswanderungen, um 
fi Täftigen Berpflichtungen gegen das bidherige Vaterland, z. B. der Militär- 
pflicht, zu entziehen, verhüten und ift Daher gegebenen Falles ftet3 in die ſem 
Sinne auszulegen. 

Vergl. BI. f. adm. Pr. Bd. 40, 372 Anm. und 373 f. 

Siehe auch Anm. 81 und bie Motive zu 8 18 bes Geſetzes, welche lauten: 

Im Allgemeinen entipricht es dem Syſteme, die Wirkung der Ent- 
laffungdurfunde mit dem Zeitpunkt der Aushändigung eintreten zu laſſen. 

Es find jedoch Fälle denkbar, in welchen die Entlaffung aus dem linter- 

thanenverbande, ohne die Abſicht der wirklichen Auswanderung, lediglich 

zu dem Biwede nachgeſucht wird, um ſich läftigen Berpflichtungen gegen das 
biöherige Vaterland, namentlih der Erfüllung der Militärpfliht zu 
entziehen. 

3 fcheint ratſam, derartige fingierte YAuswanderungen von vornherein 
durch das Geſetz abzuſchneiden; hierauf bezieht ſich der zweite Abſatz dieſes 

Paragraphen. 
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8 19. *) und ?ee) 


Die Entlaffung erjtredt?s) ſich, inſofern nicht Dabei eine Aus⸗ 
nahme??) gemacht wird, zugleicd) auf die Ehefrau?6) und die noch unter 
väterlicher Gewalt 78) 782) ftehenden minderjährigen 79) Kinder, 80) 81) 


*%, Durch Art. 41 Ziff. III des Einf.-Gej. zum bürgerl. Geſ.Buch vom 
Kur 1896 wird der 8 19 aufgehoben und treten an jeine Stelle folgende 
orfchriften: 

Die Entlafjung erftredt fich, infoferne nicht dabei eine Ausnahme ge- 
macht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren 
gejetliche Bertretung dem Entlaflenen kraft elterlicher Gewalt zufteht. 

Diefe Vorſchrift findet feine Anwendung auf Töchter, die verheiratet 
find oder verheiratet geweſen find, fowie auf Kinder, die unter der elter- 
lichen Gewalt der Mutter ftehen, falld die Mutter zu dem Untrage auf 
Entlaffjung der Kinder nach 8 14a Abi. 2 der Genehmigung des Bei- 
ftandes bedarf. 

(Siehe hiezu oben Anm. 50a zu 8 14 bezw. 14a, welch fegterer auf Grund 
Biff. II des Art. 41 1. c. neu geſchaffen wurde.) 


’*) Bergi. hiezu Anm. 89. Die Wirkungen des 8 19 treten für die in dem⸗ 
ſelben bezeichneten Familienglieder eo ipso ein, jedoch vorbehaltlich der Beftimmung 
des 8 18 Abf. II; vergl. Anm. 81 und 75. 


7 Die Wirkungen de3 8 19 ergeben ſich alfo von felbft, fofern nicht Aus⸗ 
nahmen bejonderd gemacht werden. 

Diefe Ausnahmen müflen daher in der Entlaſſungsurkunde und zwar bei 
deren Aushändigung ſpeziell angeführt fein. Eine ſolche Ausnahme kann aber auch, 
obwohl darum nachgeſucht wurde, doch verjagt werden, wenn fih 3. B. ergiebt, 
daß der Auswandernde fich nur feiner Alimentationspflicht entziehen unb be&halb 
die Kinder oder feine Frau zurüdlaflen will ıc. 

Bergl. Reg. 3, 357: Staatdangehörigleit der Kinder von Ausmwanderern. 

Andererſeits kann eine Ausnahme verfügt werden, ohne daß darum von 
dem Audwanderungdluftigen nachgefucht wird, wenn 3. B. noch minberjährige 
Söhne noch wehr- oder militärpflichtig find. 

Es ift babe das Entlaſſungsgeſuch beim Vorhandenſein folder Söhne auch 
nach 8 15 Abf. II des Geſetzes zu inftruieren. 

Siehe auch Cahn S. 141 Ziff. 1 und 2. Vergl. hiezu ferner Anm. 40. 


ie) Sucht eine Witwe um Entlaffung nah, jo müffen ihre allenfall® vor- 
handenen minderjährigen Kinder (ehelihe, wie auch etwaige uneheliche reip. legi⸗ 
timierte) in der Entlafjungsurtunde befonder3 benannt fein, weil die Kinder außer- 
dem nach der jebigen Faſſung des 8 19 die bisherige Staat3angehörigleit bei- 
behalten. Nach diejer Faſſung werden nur die unter väterlicher Gewalt ftehenben 
minderjährigen Kinder ohne Weitered von der Entlafjung des Vaters mit berührt. 

In gleicher Weije behalten die auferehelichen Kinder einer Mutter, welche 
audwandert, die bisherige Staatsangehörigkeit bei, wenn fie nicht mit in der Ent- 
laſſungsurkunde aufgeführt find. 

Siehe BI. f. adm. Br. Bd. 30, 70 fi. und Bd. 40, 371/372, 

7%.) Anders geitaltet fich dieſes Verhältnis (Arm. 78) nad der Faſſung, 
welche der 8 19 durch Art. 41 Ziff. III des Einf.⸗Geſ. zum bürgerl. Geſ.Buch 
erhält. 

Siehe oben Anm. *) zu 8 19.) 

m Bufammenhalte mit den oben Anm. 42a an efüprten Beftimmungen 
des bürger!. &ej.- Buches über elterlihe Gewalt, Minderjährig eit unb reip. Groß⸗ 
jährigleit erftredt ſich eo ipso und von ſelbſt die Entlaffung: 

a. des Ehemannes auf die Ehefran, 

b. bes „unter? auf ehelihe und die ihnen gleichftehenden legitimierten 

inder, 


14* 
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8 20. 
(Nord-)Deutfche, welche fich im AuslandeS®) aufhalten, Lönnen®®) 
ihrer Staatsangehörigfeit 94) durch einen Beſchluß der Sentralbehörde 85) 


c. der Mutter auf ihre ehelichen und bie denſelben gleichftehenden Tegiti- 
mierten Kinder; ın dem sub c genannten Falle jedoch nicht, wenn die 
Mutter nad) dem durch Urt. 41 Ziff. II 1. c. neu eingeichalteten 8 14a 
des Staatdangehörigkeitögeiehes zu einem Antrage auf Entlaffung eines 
Kindes der Genehmigung des Beiltanbes bedarf. Und dies ift der Yall, 
wenn fi der Wirkungäfreis bed Beiftandes auf die Sorge für bie 
Perſon des Kindes eritredt. Weber die Beitallung und den Wirkungs- 
freis bes Beiltandes }. 8 1687 bis 1690 des bürger!. Geſ.⸗Buches bei 
ehelichen und 8 1707 1. c. bei unebelichen Kindern. 

Demgemäß erftredt fich auch die Entlafjung nicht von felbft auf die un- 
ehelichen (nichtlegitimierten) Kinder ber Mutter, da die Mutter feine elterliche 
Gewalt über ihre unehelichen Kinder Hat. 

(Siehe Anm. 42a, 60a, 101a.) 

19 Großjährige Kinder werben durch die Entlaffung bed Vaters, bezw. ber 
Eitern, nicht berührt, auch wenn fie noch unter väterlicher bezw. elterlicher Gewalt 
ftehen. Diejelben müflen daher felbft ihre Entlafjung nachſuchen ober für ſich 
nachſuchen laſſen. 

(Vergl. hiezu 8 1626 des bürgerl. Geſ.⸗Buches in Anm. 80.) 

“, Unter Kindern im Sinne dieſer Beitimmung find eheliche und legiti- 
mierte zu verftehen. 

gl biezu das in Anm. 14 Gejagte. 
1626 de3 bürger!. ®ej..Buches beitimmt: Das Kind fteht, fo Tange es 
minderjährig ift, unter elterlicher Gewalt. 

*ı), Die Wirkung bed 8 18 Abſ. LI eritredt ſich andrerjeit3 auch auf Alle, 
auf die ſich die Entlaffungsurkunde nad g 19 eritredt; 8 18 Abſ. II Kat aljo 
auch Geltung für die im 3 19 genannten Familienglieder. 

Siehe Lutharbt, BI. f. abm. Pr. Bd. 38, 218 ff. 

Das Staatsangehörigleitägefey beachtet durchaus das Yndivibualifierungs- 


prinzip. , 

Bergl. hiezu Anm. 89, 75, 76 und 84. 

e) inter Ausland find auch hier die Schubgebiete mitzuverftehen, da 8 6 
des Gef. vom 19. März 1888 (Web. 18, 769) ſich nur auf den 8 21 des Staatd« 
angehörigteitägefeßes begieht: 

Bergl. oben Anm. 72 und unten Anm. 88. 

»#, Eine derartige Beichlußfaffung mu nicht erfolgen, fie ift vielmehr für 
jeden einzelnen Fall ber befonderen Erwägung der biezu fompetenten Stelle an⸗ 
heimgegeben. 

(Bergl. Anm. 85.) 

20) Ih rer Staatdangehörigkeit: alfo nicht auch der Staatdangehörigfeit ihrer 
Familienangehörigen.. Es Liegt jchon im Charakter einer derartigen Verfügung 
als Strafe, daß dielelbe nur den Schuldigen trifft und nicht auch bie unichul- 
bigen Angehoti en; weiter ergiebt ſich aus dem Individualiſierungsprinzip, von 
welchem das Staatsangehsrigkeitsgeſeß beherrſcht iſt, daß ſich der Verluſt ber 
Staatsangehdrigkeit im vorliegenden Falle nicht auf die Familienangehörigen des 
8 19 des Geſ. erftreden kann. 

Andrer Meinnng ift Cahn ©. 148 f. Biff. 2. 

Auch bezieht ſich ber —— lediglich auf die Staatsangehörigkeit des⸗ 
jenigen Staates, welcher den betr. —* durch feine Centralbehörde gefaßt hat. 
Hat i B. eine unter 8 20 fallende Önlichleit außer der bayer. Stantdange- 
hörigleit noch eine andere im deutſchen Reiche, fo verliert fie blos die bayerifche, 
wenn lediglich das Tgl. bayer. Staatsminifterium des Innern deöbezügl. Beſchluß 
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ihres Heimatftaates®®) verluftig erklärt werden, wenn fie im Falle 
eines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer durch das Bundes» 
präfidium Hr das ganze Bundesgebiet anzuordnenden ausdrüdlichen 
Aufforderung) zur Rückkehr binnen der darin beitimmten Frift feine 
Folge leijten. 87) 872) 


8 21. *) und 101e) 
(Nord-JDeutiche, welche da8 Bundesgebiet 8%) verlaflen und ſich 


gegen fie gefaßt hat, behält dagegen bie andere bei, fo daß fie auf Grund ber 

ns nad wie vor Neichdangehöriger iſt. Andrer Anficht iſt Cahn ©. 144 f. 
iff. 3. 

Bergl. auch Anm. 81. 

*e, Es ift dies in Bayern das kgl. Staatäminifterium bed Innern. 


29 Die Aufforderung nach 8 20 ergeht durch allgemeinen kaiſerl. Erlaß, 
welcher fih an jämtliche im Auslande ſich aufhaltende Deutiche richtet. ine be- 
fondere Zuftellung an die einzelnen Beteiligten (durch die Heimats- ober bie 
Centralbehörbe) erfolgt nicht. 

Bergl. dagegen die Aufforderung nad 8 22 Anm. 126. 

en, Der hier behandelte & 20 des Gef. bezieht I auf den Aufenthalt 
im Auslande, nicht auf da8 Stehen in ausländifchen Dieniten (noch dazu mit 
ausdrüdlicher kgl. Erlaubnis). Durch vorjtehenden $ 20 wird daher ber 8 11 der 
I. bayer. Berf.-Beilage nicht berührt. 

Vergl. hiezu dv. Seydel, bayer. Staatsrecht 2. Aufl. Bd. 1, 299 Anm. 35. 

Giehe auch Anm. 119 zu 8 22 1. c. und Anm. 133 zu 8 26. 

Der Bayer ift daher feinem Könige gegenüber auch ohne Aufforderung 
oder Burüdberufung verpflichtet, den fremden Dienft zu verlafien, ſobald dieſe 
Macht in Kriegszuſtand gegen das Reich, alfo auch gegen Bayern tritt. 

Ferner |. hiezu 8 111 Biff. 2 der Wehrordnung: Bei eintretender allge- 
meiner Mobilmahung haben alle im Wuslande befindlichen Perfonen des Beur- 
Iaubtenftandes fich unverzüglich in da3 Inland zurüdzubegeben, joferne fie nicht 
nad) 8 4 und 8 28 des Geſ. vom 11. Februar 1888 über die Wehrpflicht von 
einer ſolchen Ruͤckkehr befreit find. 

Bergl. auch Cahn ©. 145 Ziff. 4 unb 154 Biff. 6. 

»’.) Bei Berluft der Reichsangehörigfeit nad) ; 20 des Gef. kann eine 
Naturalifation oder vielmehr Nenaturalifation nur auf rund und unter ben 
Bedingungen des 8 8 (nit 3 21 Ubf. 4) bes Gef. erfolgen. 

Bergl. Anm. 125. 

*) a. Zum Berftänbniffe des $ 21 dienen ganz beſonders die Motive zu 
Demfetben. Bir verweilen daher auf den Wortlaut derjelben in Cahn ©. 146 

i . 

Der $ 21 ift auch anwendbar auf bie deutichen Stanbeöherren bezw. bie 
Mitglieder ftandeöherrlicher Familien, ebenſo auf die Mitglieder der regierenden 
FZürftenhäufer. Cahn ©. 149. 

agegen trifft ber Berluft ber Staatdangehörigleit durch Aufenthalt im 
Auslande Diejenigen nicht, weldye infolge amtlicher Stellung oder Beftallung 
—* Rüllen fih dort aufhalten, mit Ausnahme jedoh der Wahl konſule. 

n ©. . 


So lange überhaupt bie (nach 8 9) Ungeftellten ſich im Dienfte befinden, 
find fie den Beftimmungen des 8 21, welche fi anf den ftillichiweigenden Berluft 
der Staatsangehörigfeit beziehen, nicht unterworfen. Dazu gehören auch die zur 
Dispofition geftellten Offiziere, desgl. bie zur Dispofition geheliten Eivilbeamten, 
foferne ſich dieſelben befugterweiie im Auslande aufhalten. Cahn ©. 151. 
Neg. 4, 91 in Anm. N. 
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zehn Jahre Iang®%) ununterbrochen %) "im Auslandess) aufhalten®!), 


b) Der Abf. II des 8 21 hat durch Art. 41 Hifi. IV des Einf. Geſ. zum 
bürger!. Geſetzbuch eine neue Faſſung erhalten; |. Anm. 101a. 


*s, Bum Bundesgebiet gehört auch Eljah-Lothringen (f. Anm. 72 a, E.), 
ferner werben nach 8 6 des Geſ. vom 19. März 1888 über die deutichen Schuß- 
gebiete (Web. 18, 769) „im Sinne bes 8 21 des Staatsangehörigkeitsgeſetzes 

ie Schupgebiete ala Inland betrachtet. Berdem finden nad 8 6 Abi. 2 ].c. 

auf die Naturaliſation unb das durch diejelbe begründete Verhältnis der 
Reichsangehdrigkeit (rt. 3 der NReichd-Verf.) die Beitimmungen bed Staats-Un- 
gehört eitsgeſ. 2c. in den Schubgebieten entiprechende Anvenbung- Bol. Anm. 
2 und 82. Deutiche Schiffe auf offenem Meere werden als wandelnde Bebietd- 
teile des betr. beutichen Staates oder des Reiches betrachtet. Cahn S. 152. 


e) Die einfache Thatſ ache bes zehnjährigen Aufenthaltes genügt ; gleich- 
iltig ift, ob ber Beteiligte die Abficht gehabt hat, bayer. Stantdangehöriger reip. 
eihsangehöriger zu bleiben oder nicht. 

Bol. hiez unten Anm. 91. Allenfallſige ſtrafrechtliche Folgen der Aus⸗ 

wanderung (z. B. gegen Militärpflichtige) werden durch 8 21 nicht berührt. 

Bol. auch Entſch. des Berm.-Ger.-Hofes vom 1. Juni 1883 Bd. 4, 483: 

Die in 8 21 Abf. 1 durch Aufenthalt im Auslande feftgeiehte zehniährige Frift 
beginnt für bayer. Staatdangehörige Teinesfalld vor dem 13. Mai 1871, ald dem 
Tage des Inkrafttretens des Staatsangehörigkeitsgeſ. im Königreiche Bayern. 


») Während der ganzen zehnjährigen Verjährungsdauer darf der Auf- 
enthalt im Auslande nit unterbrochen werden. Eine folche Unterbredy- 
ung be Aufenthaltes im Auslande erfolgt durch jede auch noch fo kurze 
Neiie ind Inland. Jedoch nad) der Mechtiprehung des bayer. Berwaltungs- 
gericht8hofes, aljo für die bayer. Braris unterbricht ein ohne Wohnfigverlegung 
erfolgter vorübergehenber Aufentgalt im Meichögebiet die zehnjährige Berjährungs- 


frift nicht. 

Vgl. Entſch. bes Verw.-@er.-Hofes vom 17. März 1885 Bd. 6, 96: Durch 
Reiſen eines im Auslande wohnenden Bayern nad) Seiner in Bayern gelegenen 
Heimat, welche unverkennbar den Charakter von zeitweiligen Domizilsverlegungen 
dorthin Haben, wird eine Unterbredyung des Aufenthaltes im Sinne bes 8 21 des 
Stantsangehörigteitäge| herbeigeführt. 

Ferner Reg. 18, 74 und Entſch. des Verw⸗Ger.Hofes vom 27. November 
1891 Bd. 13, 339: Eine Unterbrechung des Aufenthaltes im Sinne des P 21 
Abf. 1 des tactöangehörigfeitägr. wird — abgejehen von den im Gele 
gegebenen Mitteln — nur durch die Nüdverlegung des Wohnfiges in das Bundes» 
gebiet bewirkt. Reg. 6, 102: Unterbrechung des Aufenthaltes im Auslande durch 
zeitweilige Verlegung bed Domizild ind Inland. 

©. ferner hierüber Cahn 153 f. Ziff. 5 und Seyd. 1, 292 Anm. 69. 


* Diefer Aufenthalt foll nach einem Erlaß de3 württemb. Minift. vom 
8. September 1882, mitgeteilt Reg. 8, 71 f. im bispofitionsfähigen Zuftande, aljo 
im Alter der Großjährigkeit und ım Beſitze der Zurechnungsfähigleit erfolgt fein. 
Der bayer. Berw.-Ger.-Hof und das bayer. Staatömin. d. J. vertritt die gleiche 
—— ©. hierüber Min.E. vom 1. Auguſt 1883 (Min.A.⸗Bl. 283), ab⸗ 
gedruckt Web. 16, 334 f. und Grill, Comm. ©. vl. 

Entih. des Berw.-Ger.-Hofe3 vom 12. Oktober 1883 Bd. 4, 576: Der 
jelbftändige Verluſt der Staatdangehörigfeit nad; Maßgabe des 8 21 Ubi. 1 des 
Staatdangehdrigleitägef. tritt nur dann ein, wenn die betr. Perſon fich im Alter 
ber Bolljährigteit sehn Jahre lang ununterbrochen im Auslande aufhält. Reg. 4, 
351, ferner Reg. 11, 418 ff.: kein felbftändiger Verluft der Staatdangehörigfeit 
burch aehnjährigen Aufenthalt im Auslande gegenüber Minderjährigen und Entſch. 
bed Berw.-Ber.-Hofed vom 12. Mai 1890 Bd. 12, 230 fowie Die oben in Anm. 
45 angeführte Enticheidung Neg. 1, 423. 
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verlieren?) dadurch ihre Staatsangehörigkeit.®) Die vorbezeichnete 
Srift wird von dem Zeitpunfte des Austritts aus dem Bundes⸗ 
gebiete 89) oder wenn der Wußstretende fih im Beſitz eines Reiſe⸗ 
papiere3 9) oder Heimatjcheines%) befindet, von dem Zeitpunfte des 


Diefer Anſchauung geeaibe, ge fih auch das Reichsamt de3 Innern 
angeſchloſſen bat (Reg. 15, 88, 8, 71 f.), Hat nun das Reichsgericht 3. 
Straffen. mit Urteil vom 4. Februar 1895 (Reg. 15, 201 ff.) ausgeiprochen, daß 
ber Verluſt der Reichdangehörigfeit durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande 
eintritt ohne Rückſicht auf Minderjährigkeit zc.: Die einfache That- 
fahe eine ununterbrodenen sehmiährigen Aufenthaltes im 
Auslande bewirkt Berluft des Indigenates, ohne Ruckſicht ba- 
rauf, ob der fih im Auslande Aufhaltende handlungsfähig i 
oder nicht, ob er fi dort niederläßt oder nidht, oder wie jon 
der fraglide Aufenthalt beihaffen ift. 

Die hier in Betracht kommende juriftiiche Thatſache des Aufenthaltes im 
Auslande ift eben rein objeltiver Natur. Die Verjährung des 8 21 fegt lediglich 
ben faktiſchen Ablauf eines gewiſſen Zeitraumes — ohne die Faſſung oder Be- 
thätigung irgend eines Willens jeitens der Beteiligten — voraus, erfordert daher 
auch nicht die Willend- oder Handlungsfähigfeit desjenigen, gegen den fie läuft. 

Eines pojitiven Willensaftes, nämlich der Eintragung in die Matrifel 
des deutſchen Konfulates (vgl. Anm. 96 und 97) bedarf es nur, um die Berjähr- 
ung, p unterbrechen, den Verluſt des deutſchen Indigenates nicht eintreten 
zu laſſen. 

Für die bayer. Praxis wird die obengenannte Min.-E. vom 1. Auguſt 
1883 desgl. die bisherige Auffaſſung des kgl. ht ur Tan maßgebend jein, 
jo lange erftere nicht geändert fein, reſp. leßterer nicht durch ein Plenarerkenntnis 
die Anſchauung des Reichsgerichts acceptiert haben wird. 

Bel. auch für die reichögerichtliche Inſicz: Seydel, bayer. Staatsrecht 
2. Aufl. Bd. 1, ©. 289 nebſt Anm. 53, auch ©. 291 nebſt Anm. 59; ferner 
Zaband 1, 156 Anm. 6. Bgl. auch oben Anm. 89. 


»2) Der Berluft tritt eo ipso, ohne weitere Erflärung oder Berfügung, 
mit dem Tage des Ablaufd de3 10. Jahres nad) dem Tage des Verlaſſens bes 
Neichsgebietes (ini. Elſaß⸗Lothringens und der Schubgebtete, welche letztere im 
Sinne des 8 21 bes Gel. auch zum Neichögebiet gehören, ſ. Anm. 88) ein. 

Hieher |. auch Reg. 4, 91: Kein Verluſt der Staatsangehörigfeit für im 
Auslande ftationierte Beamte eines Bundesftantes. 

») Ihre Staatsangehörigkeit ift folchen Falles nicht blos ihre eigene, 
fondern auch diejenige der in Abi. II genannten Yamilienangehörigen. enn 
diefer Berluft nah 8 21 Abſ. I erfcheint nicht al8 Strafe, fondern als einfache 
Folge des Geſetzes, welche diefe Familienangehörigen von ſelbſt mitergreift. 

Letztere verlieren diefe Staatdangehörigleit aus bem einzigen runde, weil 
der Bater bezw. Ehemann fie traft des Geſetzes verliert. 

Ueber die Abänderung bes 8 21 Abt. 2 fiehe unten Anm. 101a. 

°*, Reiſepapier im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung ift nur eine nad) 8 7 
bes Geſetzes vom 12. Oktober 1867 über da3 Paßweſen (Web. 7, 101) und 
Min.-E. vom 9. Mai 1871 Biff. III-V (Web. 9, 3 f.) außgeftellte Urkunde: 
2. Paßkarte oder b. eigentl. Reifepaß, nicht aber Militärpak oder Dienft- 
oder Arbeitsbuch. 

Bl. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 23. Juni 1890 Bd. 12, 288: 
Unter „Reiſepapier“ im Sinne des At Abſ. 1 des Reichsgeſ. vom 1. Juni 
1870 ift nur eine nach Maßgabe bes Reichsgeſ. vom 12. Oftober 1867 über bas 
Paßweſen von der zuftändigen Staatsbehörbe in der vorjchriftämäßigen Form und 
auf die feftgefebte Lauer andgeftellte Neifeurfunde (Paß oder Paßkarte) zu ver- 
ftehen. Ein , Dienſtbotenbuch“ erjegt dieſe Urkunde nicht, ferner Entich. des Verw.⸗ 
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Ablaufs 95) dieſer Papiere an gerechnet.29) Sie wird unterbrochen 9%) 


Ger.-Hofes vom 24. Mai 1889 Bd. 12, 245: Der „Militärpaß“ vertritt nicht 
bie Stelle ded in 8 21 Abf. 1 des Geſ. vom 1. Juni 1870 geforderten „Reife 
papiered". Im Uebrigen wird bie Verjährung nad 8 21 durch den Beſitz eines 
jeden giltigen Neilepapieres aufgehalten, gleichviel, ob daſsſelbe vor oder nach 
dem Wustritte aus dem Neichägebiete erteilt bezw. erneuert worben ift: Cahn 165. 

Bol. Hiezu die den Bundeskonſuln zuftehende Befugnis zur Erteilung und 
zur Verlängerung von Päſſen nad) 8 25 des Bundeskonſulatsgeſ. vom 8. Novem- 
ber 1867 und Dienftesinftruftion hiezu, ſowie Die diesbezügl. Ausführungen bei 
Cahn ©. 167 f. Biff. 13 und 13a. 

ukänbig aur Ausstellung der Reifepäffe in Bayern find nad 
Biff. VII der cit. Min. -E. vom 9. Mai 1871: 

1) die Egl. Kreißregierungen ſt. d. J.; 

2) die fgl. Bolizeidireftion München ; 

3) die der kgl. Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Stadtmagi- 

ftrate mit Ausnahme von München ; 

4) die, !gl. Bezirlsämter und erponierten Bezirksamtsaſſeſſoren. 

Drtöpolizeibehörden find Hiezu nicht berechtigt. Min.-E. vom 19. Dezem- 
ber 1882 (Web. 16, 62). 

Nah Urt. 174 des Geb.⸗Geſ. von 1892 beträgt die Gebühr für einen ſolchen 
Reiſepaß reip. Paßkarte 1 Marl. Unbemittelte Berfonen haben hiefür eine er- 
mäßigte Gebühr von 20 Pfennig zu entrichten. Die Inſtruktionsverhandlungen 
find gebührenfrei. Für Heimaticheine und Staatdangehöri keitsausweiſe beträgt 
die Gebühr nad Art. 173 des Geb.Geſ. 1 Dart. Ue usitellung der Bab- 
farten f. ferner Urt. 6 ff. ber Berordn. vom 14. Januar 1851: Web. 4, 210. 

Ueber den Begriff „Heimatichein“ ſ. Entich. des Verw.⸗Ger⸗Hofes von 
18. Januar 1889, Bd. 10, 368: Heimatichein im Sinne de3 8 21 Ubi. 1 des 
Geſetzes vom 1. Juni 1870 ift nur die von ber zuftändigen Staatöbehörde in 
vorſchriftsmäßiger Form auögeftellte Urkunde über den Beſitz der bayer. Staats⸗ 
angehörigkeit zu verftehen. Eine von der de meinde verwaltung gemäß Art. 22 
des Geſ. vom 16. April 1868 über Heimat, Berehelichung und Aufenthalt audge- 
ftellte8 Zeugnis über Heimat und Gemeindbeangehörigkeit ift nicht genügend, Die 
erftere Urkunde zu erſetzen. 

©. oben ©. 167 

Ueber die zu vermwendenden Heimatſcheins⸗Formulare |. Min.-E. vom 
1. April 1881 (Web. 15, 29 R) und Min.-E. vom 22. Dezember 1887 (eb. 15, 
80 Anm. 6). Ausgeſtellt werden dieje Urkunden von ben Diftriftäverwaltungs- 
behörden (unmittelb. Stadtmagiftraten und tgl. Bezirksämtern). 

Formular I gilt für Aufenthalt im Auslande (Heimatichein), 

Formular II gilt für Aufentgalt im Königreihe Bayern (Heimatichein), 

das Formular III wurde neu feftgeftellt durch Min.-E. vom 26. Mai 1883 
(Web. 16, 223 f.), gilt nur für ben Gebrauch in ben der Gothaer Uebereinkunft 
vom 15. Juli 1851 beigetretenen Staaten bezw. im Gebiete des deutfchen Reiches 
und wird iegt „Staatsangehdrigleit3-Ausweid" genannt: Web. 16, 224. 

©. oben ©. 158. 

** Nach vorjtehend cit. bayer. Min.-E. vom 1. April 1881 darf die Gil. 
tigfeitäbauer dieſer für den Aufenthalt außerhalb des Bundesgebietes beitimmten 
„Heimatſcheine“ (nady Form. I, Web. 15, 30) auf einen längeren Zeitraum als 
fünf Jahre nicht bemeſſen werden. 

Nach der giltig gebliebenen Beitimmung des 8 12 Abſ. 2 der Verordn. 
bom 9, Dezember 1865 über da3 Paßweſen nebft Belanntmahung vom 21. Novem- 
ber 1881 Gen 6, 543 und 15, 492) darf die Dauer ber Reiſepäſſe auch nicht 
über fünf Jahre erftredt werben, die der Paßkarten (giltig in den der Paßkarten⸗ 
Konvention beigetretenen Staaten Web. 4, 208 f. nebit Anm. 4 und 5) nad 
Urt. 5 der Verordn. vom 14. Januar 1851 (Web. 4, 210) nur auf die Dauer 
eines Kalenderjahres. 
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durch die Eintragung in die Matrifel eines Bundestonjulats. 7) Ihr 
Lauf beginnt von neuem mit dem auf die Löſchung in der Matrifel 
folgenden Tage. 9) 

Der hiernach eingetretene Verluſt der Staatsangehörigfeit er- 
ſtreckt fich zugleich auf die Ehefrau?) und die unter väterlicher Ge— 
walt jtehenden minderjährigen Kinder, 190) ſoweit fie fich bei dem 
Ehemanne 9) beziehungsweiſe Water 100) befinden. 101) 101=) 


») Bur Unterbrechung ber Verjährung bedarf e3 eine pojitiven Aftes 
desjenigen, gegen welchen die — läuft. Biegn ift alſo Dispofitionsfähig- 
keit: Sroßjährigkeit, Zurechnungsfähigfeit unter allen Umftänden nötig. 

(Bgl. Anm. 91.) 

7, Der in Anm. 96 pegeiänel Willensakt ift die Veranlafjung der Ein- 
tragung in die Datrifel eines Bundeskonſulats d.h. eines Generalkonſulats, Kon- 
fulat3 oder Vicekonſulats nad 8 2 des Gef. vom 8. November 1867 über Die 
Bundeskonſulate, desgl. 8 12 desſ. (Web. 7, 123 und 125). ©. hiezu Dienftes- 
inftruftion für die Konſuln vom 6. Juni 1871 zu 8 11 des Geſetzes Abſ. 2 
(Web. 9, 35). 

»*, Siehe Hiezu v. Seyd. 1, 292 Anm. 72 und 71; ferner Bahn 169 ff. 
Ziff. 14 und 15 (Erörterung über Matrileleintrag und die einjchlägige Konfulatd- 
Inſtruktion). 

*), Die nicht beim Ehemann, alſo nicht in der Familiengemeinſchaft be⸗ 
findliche Ehefrau — gleichviel ob fie fih im Ausland oder Inland aufhält — 
fällt nicht unter R: 21 Abi. 2. 

Für die Witwe eines im Auslande verftorbenen Ehemannes, welche bis zu 
des Letzteren Zod mit ihrem Ehemanne zufammengelebt hat, läuft vom Todestage 
ihre Mannes an eine jelbftändige Berjährungzfriit nach) 8 21 des Geil. 

Siehe über meitere hier in Betracht kommende Falle, insbeſ. auch über 
Anwendung des 8 21 auf Ehefrauen, welche getrennt von ihrem Ehemann leben. 
Cahn ©. 173. 

Ueber die Abänderung des 8 21 Abi. 2 durch das Einf.-Gei. zum bürgerl. 
Geſetzbuch |. Anm. 101a. 

00) 8, In diefer Anm. 100 wird die jeßige biöherige Faſſung bed 8 21 

Abſ. II zu Grunde gelegt. Die durch Art. 41 des Einf.-Gef. zum 
bürger!. Gejegbuch berbeigeführte Abänderung ift in Anm. 101a 
behandelt. 

b. Gegen einen aus väterlicher Gewalt entlafjjenen Minder- 
jährigen läuft Die Berjährungsfrift des 8 21 Mb}. 2 felbftändig, 
deögl. gegen Großjährige, wenn fie fi auch noch unter väterlicher 
Gewalt (ausnahmsweiſe) befinden. 

c. Die frage, ob gegen einen ohne jeinen Vater im Auslande befind- 
lichen Minderjährigen die Verjährungsfriit des 8 21 Läuft, ift nach 
der bayeriichen PBraris3 und nah Cahn ©. 154 ff. Ziff. 8 zu ver- 
neinen; dagegen nad) dem reichsgerichti. Erkenntnis vom 4. Februar 
1895 (f. hiezu auch Seyd. 1, 239 und 291) zu bejahen. Maßgebend 
ift jedoch für die bayer. Behörden zur Zeit die in Urt. 91 näher 
ausgeführte bayer. Praxis. 

Sedenfalls aber läuft die Verjährung felbftändig gegen denjenigen 
Minderjährigen, welcher ji) mit Genehmigung feines Gewalthabers 
(Vaters, Vormundes zc.) allein im Auslande aufpält. 

Siehe hiezu weiter Cahn ©. 175 3. 21: „Stirbt der Vater zur 
Beit, als er die NReichdangehörigfeit noch beſaß, und bleiben feine 
ne en Kinder im Ausland, jo beginnt für fie, falls fie 
nicht auf Antrag des rechtmäßigen Vormundes bezw. der zuftän« 
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bigen Bormundfchaftäbehörbe eine Entlaſſungsurkunde für ſich er- 
wirken, die zehnjährige Berluftfrift nad erreichter Großjährigkeit 
und zwar oöne Rückſicht darauf, ob die Mutter inzwiichen ihre 
Staatsangehörigleit durch Snttalfung oder Berheiratung verloren hat.“ 
d. Die Beltimmung des 8 21 Abſ. 2 nach der jebigen Faſſung be- 
ſchränkt fich in gleicher Weile wie bie des 8 19 auf „die unter 
väter licher Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder, ſoweit 
ſie ſich beim Vater befinden,“ berührt alſo nicht die unter 
mütterlicher Gewalt (ſoweit überhaupt von einer ſolchen ge» 
jprochen werden kann) ftehenben, die fich bei der Mutter befinden. 


Bei dem Umftande, daß das Stantdangehörigkeitägeieg vom SImdipiduali- 
Serungspringip beherricht iſt (Dal. Anm. 81 und 84), erjcheinen die Beitimmungen 
e8 8 19 und des 8 21 Abi. II al3 Ausnahmen, find daher strictissime zu 
interpretieren unb fünnen nicht in analoger Weiſe auf andere Fälle entiprechend 
angewendet werden. Das Staotöangehörigteitägeieg, welches ferner die von ihm 
behandelte Materie — in 8 3 und 4 auch bezügl. der unehelichen Kinder — 
v oithändig regelt, fpricht vorliegenden Falles nicht von außerehelihen Kindern, 
die ſich bei der Mutter befinden. Dieſe letzteren dürften daher weder von der 
Beſtimmung des 8 19 noch von der des 8 21 Abſ. 11 betroffen werden, find viel⸗ 
mehr als völlig bejonbere und eigene Individuen aud) bezuglich Dieter feßtgenann- 
ten gejegl. Beitimmungen zu erachten. Dagegen jpricht die Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes vom 1. Yuni 1883 Bd. 4, 483 aus: „Unehelidhe bei ihrer Mutter 
befindliche Kinder find in bezug auf die Beftimmung des 8 21 Ubi. 2 des Staats- 
angehörigfeitägej. den ehelichen Kindern gleich zu achten.” Ob dieje Enticheibung 
nach den klaren Wortlaut dieſes 8 21 Abſ. 2 eine Begründung auch in der 
gegenwärtigen Faſſung dieſer Geſetzesſtelle zu finden vermag, dürfte nicht un⸗ 
zweifelhaft fein. 
Hiezu ift zu bemerken, daß nad) einer jpäteren Entich. d. B.-&..H. vom 12. Mai 
1890 Bd. 12, 230 „uneheliche Kinder ihrer Mutter in einen von ir durch Ber- 
ehelichung erworbenen neuen Staatöverband nicht nadhfolgen, es fei denn, daß 
fie durch dieſe Verehelichung legitimiert worden wären.“ Wie nun nad 
diefer Entſcheidung der Berluft der bisherigen Staatdangehdrigfeit ſeitens der 
Mutter — und zwar ganz dem Gelege entſprechend — nicht ald maßgebend d. 5. 
auf das uneheliche Kind wirkend ericheint, fo Dürfte auch der Verluſt diefer Staatd- 
angehörigfeit nad) 8 21 Ubf. 1 ohne Wirkung auf das außereheliche Kind fein, 
gleichviel ob es fich bei der Mutter befindet oder nicht. ©. Hiezu v. Seyd. 1, 
2% Anm. 55. 
Durch die neue Faſſung des 8 21 Abf. 2 dürfte übrigens diefe Kontroverſe 
beiei tigt ei ©. Anm. 101a und aud oben Anm. 78 und 78a, fowie Kahn 


Die Wirfungen des 8 21 Abſ. 2 treten demrach gemäß der biäherigen 
Faſſung desfelben nur ein unter folgenden Vorausſetzungen: 

a. die Kinder müſſen unter väterlicher Gewalt ftehen, nicht bereits 

emanzipiert fein, 

b. die Kinder müffen minderjährig fein, 

c. bie Kinder müſſen beim Bater ſich befinden, d. h. den Familienſit 

mit ihm teilen. 

Alle diefe drei Vorausfegungen müflen im Momente des Ablaufs 
der gegen den Vater laufenden sehmjährigen Berjährungzfrift zufammen gegeben 
fein: ift dies der Yall, fo verlieren die Kinder die Staatdangehörigfeit, aber nicht 
wegen einer gegen fie laufenden Verjährung, fonbern weil der Bater die Staatd- 
angehörigfeit verliert. Won den Folgen der gegen ben Water (bezw. Ehemann) 
laufenden Berjährung werden aljo nicht betroffen: 

1) die volljährigen Kinder, gleichviel ob fie beim Water finb ober 

nicht bezw. unter feiner Gewalt ftehen oder nicht, 

2) die nicht unter väterlicher Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder, 
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3) Kinder (bezw. auch die Ehefrauen), welche das Reichsgebiet nicht ver- 
lafien haben, 

4) Kinder (bezw. Ehefrauen), welche vor Ablauf ber Verjährungsfrift wieber 
ind Neichögebiet zurüdgelehrt find (vgl. Anm. 90), 

5) Kinder (bezw. Ehefrauen), welche no beim Ablauf der VBerjährungs- 
frift wohl im Auslande, aber nicht beim Bater (bezw. Ehemann) be- 
finden (Anm. 101) unb zwar bei gi 1—b5 immer inkl. der Sinber, 
welche ım Auslan geboren find, denn nach den Motiven find bie im 
Auslanbe geborenen Kinder ben Kindern gleich geftellt, welche mit dem 
Bater jeinerzeit ins Ausland gezogen find. 

Fur die vorftehend sub 1 bis 5 Genannten wird die Berjährungzfeift 
me von ber Zeit an gerechnet, von der an fie ſelbſt im Auslande fich 
aufhalten. 

Eiehe Seyd. 1, 290 und 291, ferner: 

‚,. Reg. 12, 323 ff.: Antwenbbarleit des $ 21 auf die im Auslande als 
Heichdangehörige geborenen Kinder ausgewanberter Deutidher; Niederlaſſung“. 


ei) Das „Sichbefinden“ ift gleichbedeutend mit „ben Familienfig oder bie 
Familieneigenſchaft teilen“. Alſo ein vorübergehender Aufenthalt anderswo z. ©. 
in einem Inftitut oder Seminar oder in einer fonftigen Erziehungsanftalt hindert 
nicht; dagegen ift nicht genügend, daß das betr. Kind ꝛc. gerade am Tage des 
enticheidenden Momentes ſich vorübergehend beim Water befindet, während es im 
Mebrigen dauernd einen anderen Aufenthalt oder Wohnſitz hat. 
Bol. Seyd. 1, 291 Anm. 56-58. 


ie) Durch Art. 41 Ziff. IV des Einf.-Gef. zum bürger!. Geſ.Buch vom 
18. Auguſt 1896 erhält der & 21 Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Der hiernach eingetretene Verluſt der Staatsangehörigfeit erftredt ſich 
zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren gejegliche Ber- 
tretung dem Außdgetretenen kraft elterlicher Gewalt zufteht, ſoweit fich Die 
Ehefrau oder die Kinder bei dem Ausgetretenen befinden. Ausgenommen 
find Töchter, die verheiratet find oder verheiratet geweſen find. 

Ueber „elterlihe Gewalt“ und die aus ihr refultierende gejepliche Bertret- 
ung f. oben Anm. 42a, 50a und 78a. 

Die Wirkung des 8 21 Abſ. 1 erftredt ſich demnach gemäß vorftehender 
Faſſung des 8 21 Mb. 2 im Zufammenhalte mit den einichlägigen Beſtimmungen 
des bürgerl. Geſ.⸗Buches 

a. auf die Ehefrau, die fidh bein Ehemanne befindet, 

b. auf die ehelichen und die ihnen gleichftehenden legitimierten Kinder des 

Vaters, welche fich beim Water befinden, 

c. auf die ehelichen und die denjelben gleichftehenden Tegitimierten Kinder 

der Mutter reip. Witwe, die fich bei biejer befinden; 

Dagegen nicht auf die unehelichen (nicht legitimierten) Kinder der Mutter, da 
Dieje Iegtere feine elterliche Gewalt beſitzt. 

emgemäß erledigt fi) mit dem Eintritt der gejegl. Giltigfeit ber neuen 
Faſſung des 8 21 Ubi. 3 bie in vorftehender Anm. 100 angedeutete Kontroverfe 
dahin, daß auf netelide Kinder der durch den aehnidihrigen Aufenthalt im Aus- 
lande für ihre (unehelihe) Mutter en ale erluft der Staatdangehörigfeit 
feinen Einfluß übt, gleichviel ob fie fich bei ihrer Mutter befinden oder nicht, daß 
diejelben vielmehr ala eigene Individuen für fich jelbftändig dieſe Berjäßrungszeit 
vollenden müflen, ebenfo wie die obengenannten ehelichen bezw. legitimierten 
Kinder, welche fidy nicht unter elterlicher Gewalt bezw. nidjt bei ihren ausgetre- 
tenen Eltern befinden. 


ie) D. 5. in ein und bemfelben Staate, aljo in dem Staate, mit 
welchem der betr. Staatövertrag abgeichloffen wird, fich ununterbrochen fünf bis 
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landes mindeſtens fünf Jahre lang ununterbrochen aufhalten 108) und 
die in demfelben zugleich die Staatsangehörigfeit erwerben, 1%%) Tann 
durch Staatövertrag1%) die zehnjährige Frift bis auf eine fünf- 
jährige 19°) vermindert werden, ohne Unterjchied, ob die Beteiligten 
I im. "Beige eines Neifepapiere3 oder Heimatjcheines befinden oder 
nicht. 1 

(Nord⸗)Deutſchen, welche ihre Staatdangehörigkeit durch zehn- 
jährigen Aufenthalt im Auslande verloren!) und feine andere 
Staaldangehörigfeit erworben!) Haben, Tann!) die Staatsange- 


zehn Jahre aufgehalten haben. Urteil des Neichäger. in Strafſachen vom 2. Juni 
1881 beiprocdhen bei Cahn ©. 175 Ziff. 23 und Reg. 1, 423: Berluft der beutichen 
Staat3angehörigfeit durch Aufenthalt im Auslande. Vertrag und Geſetz. 


ie2) Aufenthalt ift bier im gleichen Sinne, wie in allen Beziehungen bes 
Stantdangehörigleitägel. zu verftehen, wo es fih um Aufenthalt Handelt: es ift 
Das thatjfähliche Verweilen im Auslande ohne Rüdfiht darauf, ob oder wo 
dortfelbft eine Niederlaffung ober ein wirklicher Wohnfig begründet worden ift. 


1° Unter Berüdfihtigung unb nad Maßgabe ber biesbezügl. im betreffen- 
den Staate giltigen Beltimmungen. Mindeſtens fünfjähriger ununterbrochener 
Aufenthalt und Staat3angehörigfeitderwerb müſſen aber vereint gegeben fein. 


8, Solche Staatöverträge wurden mit den Vereinigten Staaten von Rord- 
amerifa abgeichlofjien und zwar: 
a. zwiihen dem norbdeutihen Bunde und Amerika unterm 22. Februar 
1868 (Bundes⸗Geſ.⸗Bl. 228), und in ganz ähnlicher Weije, 
b, zwiſchen dem SKönigreihe Bayern unb den Nereinigten Staaten von 
merifa unterm 26. Mai 1863, abgedrudt mit Schlußprotofoll Web. 7, 
302 ff., Bamb. 3, E. 648 ff., ferner dem Wortiaute nach mitgeteilt 
oben 8 44 Anm. 20 ©. 165 Mi (die jog. Bankroft'ſchen Verträge), 
c. zwifhen Nordamerifa und Württemberg, Baben und Helen (Cahn 
S. 112 und bei. ©. 176 ff.). 
166, Alſo auch ohne Rüdficht auf die Zeit des Ablaufes ſolcher Reifepapiere. 
Bezüglich der Söhne von ſolchen Beutichen, welche als naturalifierte Bürger 
der nordamerifanifhen Staaten während der Minderjäfrigleit diefer ihrer im 
Amerila geborenen Söhne in deren Begleitung zu dauerndem NWufenthalt nad 
Deutihland zurückkehren ſ. Cahn S. 182 Bill. 25; f. auch Neg.7, 283 unten bei 
nm. 


101) Die Wieberverleihung ber Staatdangehörigfeit durch die jog. Renatu- 
ralijafion nah 8 21 bj. 4 tann nur ehemaligen Reichdangehörigen gewährt 
werden. 

Näheres |. Cahn 183 Hilf. 27. 

0, Haben fie eine neue Staatsangehörigkeit erworben, fo kann Renatu⸗ 
ralifation auf Grund des ga Abi. 4 nicht erfolgen. Letztere Beſtimmung enthält 
eine Ausnahme von der Regel, daß eine Naturalifationsurftunde nur denjenigen 
erteilt werden darf, welche fi in dem Staate, in melden fie naturalifiert zu 
werden wünſchen, nieberlaffen wollen (j. 8 8 Abf. 1 Ziff. 3 des @ei.). 

Diefe Ausnahme ſoll aber nur denjenigen zu teil werden, weldye die 
Neichsangehörigleit aus feinem anderen Grunde, als infolge zehnjährigen Auf- 
enthalte® im Wuslande verloren und ein ausländifches Syndigenat nicht erwor⸗ 
ben haben. 

0») Die Wiederverleihung ift der freien Erwägung dieſes früheren 
Heimatftaates anheimgegeben. Derjelbe kann daher jolden Falles auch Beding- 
ungen für diejelbe ftellen. Und fo verlangt Bayern auch in dieſem Fall ben 
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hörigfeit in dem früheren 109) Heimatſtaate wieder verliehen werden, 
auch ohne daß fie fi) dort niederlafjen. 110) 

(Nord)-Deutfche, welche ihre Staatzangehörigkeit durch zehnjährigen 
Aufenthalt im Auslande verloren haben!!!) und demnächſt in das 
Gebiet 112) des (Nord-)Deutfchen Bundes 112) zurückkehren, 113) erwerben 


Nachweis, daB der Geluchheller fofort die Heimat in einer bayeriſchen Gemeinde 
erhält, foferne ihm die Renaturalifationsurfunde audgefertigt wird. Doc, kann 
das kgl. Staatöminifterum bes Innern bievon eine Ausnahme gewähren. Vollz.⸗ 
Borſchr. vom 9. Mai 1871 Ziff. 5 lit. a Abf. 2 (Web. 9, 7 und 8), welche hier 
zweifello8 gleihfalld Anwendung zu finden bat, da hier faktiſch die Naturalifation 
eined Ausländer3 vorliegt. 

gif el. Bl. f. adm. Pr. Bd. 40, 5 ff. Siehe auch Cahn ©. 184 ff. 

if. 29—31. 

Yür die Unterbehörben wird e3 ſich Daher in der Prarid empfehlen, zu- 
nächſt auf dieſem Erfordernis zu beftehen und eventuell auf Anſuchen ber Be- 
teiligten die Dispend des fgl. Staatsminifteriumd zu veranlafien. 

Bergl. BL. f. adm. Pr. 40, 210 ff., befonders 215 ff.; f. auch Anm. 115. 

Nach Min.-E. vom 24. Dezember 1884 (BL. f. adm. Br. 40, 6 Anm.) 
find ſolche Wiederverleihungs-Urkunden nad) 8 21 Ubf. 4 bes Geſ. ebenſo wie nach 
Abſ. 5 gebührenfrei zu behandeln. 

Bezüglich der Naturalifationgurfunden nah 8 21 Abi. 4 ift dies gewiß 
an ſich nicht richtig, auch bezüglich berienigen nah 8 21 Ubi. 5 fraglich; allein 
in der Praxis ift dieſe Min.-E. vom 24. Dezember 1884 noch giltig, Do zu 
beachten, zumal auch das bayeriſche Gebührengeſetz keinen Gebührenſatz für die 
Wiederverleihung der bayeriſchen Staatsangehörigkeit an ehemalige bayeriſche 
Staatsangehörige Hat. Siehe Send. 1, 280 Anm. 85. 

Bezüglich des Formulars ber Wieberverleihungsurkunde |. Web. 9, 11. 


110) Ueber den Begriff „Riederlaffung” |. Anm. 21 und Reg. 8, 331 bezw. 
Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 15. Juni 1882 Bd. 4, 91. 
Ferner f. zu 8 21 Ubi. 4: Reg. 7, 79: Naturalifation auch ohne vor- 
gängige Niederlafiung; Aushändigung der von einer quftänbigen Behörde erteilten 
aturaliſationsurkunde als rechtserzeugender Formalakt, Feine Annullierung jolcher 
Urkunden durch die Aufficht3behörbe ; rechtliche Prüfung derartiger Verwaltungs⸗ 
afte ohne Rüdjiht auf Landesgrenzen. Reg. 7, 225: Ehemalige Deutſche als 
Ausländer; beren Uebernahme auf Grund völferrechtlichen Vertrages ohne Wirkung 
auf Die Staatdangehörigfeit. 


m 821 Abſ. 5 behandelt im Unterjchiede von Abſ. 4 diejenigen ehemaligen 
Neich3angehörigen, welche, nachdem fie ihre Staatsangehörigfeit durch zehnjährigen 
Aufenthalt im Auslande verloren haben, wieder zurüdiehren, alſo ihre Nieder⸗ 
laffung im beutichen Reiche wieder nehmen wollen. 

Diefe Rückkehr fol nad Abſicht des Geſetzes möglichft wieder erleichtert 
werden. Bei diefen macht es baher auch feinen Unterichied, ob fie eine Staats⸗ 
angehörigkeit im Auslande erworben haben oder nicht: in beiden Fällen müfjen 
fie wieder aufgenommen werden, wenn die fonftigen Bedingungen bed 8 21 Abi. 6 
erfüllt find. Dieſe find: 

12) a. Die Rückkehr muß ind Gebiet des Ddeutichen Bundes erfolgen, 

aljo entweber in einen beutichen Bundesftaat oder in die deutſchen 
Neichdlande Elfaß-Lothringen. Die Schußgebiete find nicht „Ge⸗ 
biet” bes Neiches, gelten auch nur ald Inland im Sinne bed $ 21 
bes ef. dann, wenn es fih um den Aufenthalt eines Deutichen 
im Auslande, nicht aber infoweit als es fih um eine Rüd- 
tehr ind Bundesgebiet handelt. Bei einer Rückkehr in die 

sgebiete Tann die Nenaturalifation erfolgen, der Betreffende 
hat aber fein Recht auf dieſelbe. 
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die Staat3angehörigfeit in demjenigen Bundesftaate, in welchem fie 
fich niedergelaffen Faben, 114) durch eine von der höheren Verwaltungs» 
behörde ausgefertigte Aufnahme-Urfunde, welche auf Anfuchen ihnen 
erteilt werden muB, 118) 116) 117) 118) 


sb. Es muß eine wirkliche Rüdtehr erfolgen, verbunden mit Nieder- 

laffung im @ebiete de3 Reiches im Sinne dieſes Geſetzes und 

22) c. Muß dieſe Niederlafjung bereit3 vollzogen, nicht erft beabfichtigt 

fein (verb : in welchem fie ſich niedergelaffen haben). 

12 cher Niederlaffung |. Anm. 21 und 110; Reg. 3, 331 und 

‚327. 

2115, Da ſolchen Falles bie Aufnahme nicht verweigert werden Darf, fo 
Tönnen für deren Gewährung auch feine anderen Bebingungen geitellt 
werben, als bie in $ 21 Abf. 5 ſelbſt angeführten (Anm. 112—114), fowie Die 
weitere, daß der Wiederaufzunehmende bereitd ReihBangehdriger war und jeine 
Staatdangehörigkeit durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande verloren hat. 
Siehe Anm. 116. 

Der Nachweis des Erwerbes der Heimat in einer bayeriichen Gemeinde 
Darf daher im Falle des 8 21 Abſ. 5 nicht gefordert werben. 

Die Wiederaufnahmd-Urfunden nah 8 21 Abſ. 5 find gebührenfrei zu be- 
handeln. Siehe auch Anm. 109 a. E. Erteilt werben diefe Urkunden durch bie 
tgl. Regierung, Kammer des Innern, in deren Bezirk der Betreffende zulegt 
heimatberedhtigt war. 

Dieje Aufnahme muß aber nicht blo3 im früheren Heimatftaate, wie Dies 
bei 43 Abſ. 4 der Fall iſt, ſondern in jedem deutſchen Bundesſtaate incluſive 
Di de ingen erfolgen, in welchem ſich der betreffende Rückwanderer nieder⸗ 

elaſſen hat. 
9 Siehe hiezu die ſehr zutreffenden Bemerkungen bei Cahn ©. 189 Ziff. 37. 
Vergl. au) Anm. 109. 

Es ericheint wohl als jelbftverftändiih, daß bie Bedingungen ber Auf⸗ 
nahmen nad) 8 7 bes Gejeged auch bezüglich dieſer Rückwanderer gegeben fein 
müffen, ferner daß diejelben um Wiederaufnahme bejonderd nachzuſuchen und babei 
die etwa nötigen Nachweife beizubringen haben. 

Bergl. Bollz.-Borihr. in Ziff. 4 a—g der Win.-E. vom 9. Mai 1871 
(Web. 9, 7), welche hier analoge Anwendung finden. 

10 Die Beſtimmung des 8 21 Abi. 5 beichränft ſich — wie auch die bed 
Abſ. 4 — auf den Fall des Staatsangehörigkeitsverluſtes Tebiglid wegen 
Beitablaufes und zwar der sehniährigen Friſt, bezieht ſich aber keineswegs auf 
die Fälle, in welchen durch den Erwerb ber fremden Staatdangehörigleit der 
Berluft der deutihen Reichdangehörigkeit herbeigeführt worden ift. 

Siehe Reg. 7, 283 ff.: Anmendbarleit des 8 21 Abſ. 3 des Staatdange- 
hörigleitägejeged auf bereit3 vor dem Erlaß dieſes Geſetzes abgeichloffene Staats- 
verträge, ſpeziell jolche mit den Vereinigten Staaten von Nordamerita ; 

Beichränkung des Abſ. 5 desfelben auf den Fall des Berluftes der Staats» 
angehörigfeit ebiglig wegen Beitablauf3, fohin Feine Gleichſtellung der fünf- 
jährigen Friſt bes Abf. 3 mit der zehnjährigen des Abſ. 6. 

. 11, 258: Berluft und Wiedergewinnung der Staat3angehörigfeit. 
„Demjenigen, welcher die Staat3angehörigleit durch Entlafjung auf Antrag ver- 
Ioren hat (8 13 Nr. 1 und 8 14 bes Se) kann die Staatdangehörigleit nicht 
nah Abf. 4 und 5 des 8 21, jondern nur unter den in $ 2 Nr. 5 und 8 8 bes 
Geſetzes vorgeichriebenen Formen und Vorausſetzungen wieber verliehen werben.“ 

eg. 12, 323: Unmendbarleit des 8 21 Abſ. 5 auf im Auslande als 
Neichdangehörige geborene Kinder ausgewanderter Deuticher. 


1) Siehe auch Art. 8 Abi. 2 und Art. 9 des Rieberlaffungsverteagrs 
zwiſchen dem deutichen Reich und der jchweizeriichen Eidgenofienichaft vom 31. Mai 
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g 22. 


Tritt ein (Nord:)Deutjcher ohne Erlaubnis feiner Regierung 119) 
in fremde120) Staatsdienfte,121) fo fann122) Die Gentralbehiehe 128) 
ſeines Heimatſtaates denjelben durch Beichluß feiner Staatsangehöri 
feit 124) verluſtig erflären, wenn er einer ausdrücklichen 1) Kur. 


1890 nebft hiezu en), Entſchließung vom 27. Zuli "und 16. Oktober 1890 
(Web. 20, 168, 304 un 


u29 Entſch. bed Ber. er. «Hofes vom 15. Juni 1883, Bd. 4, 509: Die 
Zuerfennung ber Staatdangehörigleit in einem Staate bes Auslandes Tann in 
aaa melamer Weife nur Durch die zuftändigen Behörden des betr. Staates felbft 
erfolgen. 

Hiezu |. über „Eintritt der Naturalifation in anderen Staaten“ PBechm.- 
Brettr. Bd. 1 ©. 117—119, ſowie Krais 1, 140—142, ferner befonders unten 
Anm. 136: Anhang. 

Bezüglich der früheren Gejeßgebung ſ. Entich. bes Berw.-Ger.-Hofes dom 
28. Juni 1881, Bd. 3, 126: Dad bayeriiche Indigenat ging nad) dem Edikte 
über dad Andigenat vom 26. Mai 1818 durch einen, wenn auch noch jo langen 
Aufenthalt im Auslande ohne rechtöförmliche Auswanderung nicht verloren, eben- 
jowenig dadurch, daß ein bayeriſcher Staatdangehöriger Fi feiner geſetzlichen 
Militärpflicht entzog. Durch heimliche Auswanderung wurde nad dem ange- 
führten Edikte der Berfuft des bayeriihen Indigenates nur dann bewirkt, wenn 
er Auswanderer ein fremdes Andigenat erwarb. 

Endlih j. bezüglich der Militärpflicht folcher Rüdwvanderer und ihrer 
Senne on 499 und 8 11 de3 Neichdmilitärgefeges vom 2. Mai 1874 

e 
Siehe nu Anm. 119. 


An Bayem ift königliche Erlaubnis notwendig; ſ. 8 11 der I. erf.- 
Beil. —* durch 8 22 des Geſ. wird der genannte $ 11 der I. Verf.Beil. nicht 
aufgehoben. Der Senannte 8 22 jpriht vielmehr nur aus, melde Folgen bie 
Nichtbeachtung eines Austrittd-Befehles in Bezug auf Die Staatsangehörig- 
Leit nad fih ziehen Tann, wenn der Bet einer desbezüglichen ausdrück⸗ 
lichen Aufforderung binnen der darin beſtimmten Friſt nicht gehorcht. 
Im Uebrigen ſ. oben Anm. 87 zu 8 20 des Geſ. und Kam. 133 zu 8 26. 

Siehe hierlber auch Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 15. Juni 1883, Bd. 4, 
509: Durch den Eintritt eines bayerijchen Staatdangehörigen in fremde Kriegd- 
bienfte ging dad Indigen enat für denſelben nach den Beſtimmungen ber I. Berf.- 
Beil. nicht verloren iehe auch Anm. 118. 

0 gi nn Vorſchrift des ” 22 find auch die Standesherren unterworfen. Cahn 
1 


2°) Fremder Dienft ift foviel ald Dieuft im Auslande. 
12) Staatsdienſt ift ſowohl Civil- wie Militärdienft; vergl. oben Anm. 31 
zu 8 9 bes Geſ. 
7 Es liegt dies in der freien Erwägung der betr. Staatsregierung. 
n Bayern das kgl. Staatsminiſterium des Innern. 
Ausschließlich ſei ner Staatsangehörigkeit, nicht aber auch der Staats⸗ 
angehörg et ber Ehefrau und ber Kinder 
Vergl. Hiezu Anm. 84 zu g 20. Siehe dagegen Cahn ©. 1% f. Ziff. 6. 
Der Beichluß bezieht je nur auf den Berluft der Staatsan —* Bi des 
betr. Staates teip. bes Heimatjtaates, deffen Gentralbehörde dieſen Veihlub erließ. 
25) Im Ge— Fe: zu ber allgemeinen Aufforderung des $ 20 (j. Anm. 86) 
muß diejenige des $ 22 ſpeziell an den Betreffenden ergangen und ihm nachweis- 
lich beſonders zugeftellt fein. Dieje Zujtellung erfolgt am beften auf diplomatiſchem 
Weg event. dur die deutichen Konſulate. 
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forderung zum Austritte binnen der darin beftimmten Friſt feine Folge 
leiftet. 125 ®) 
8 23. 


Wenn ein (Nord-)Deuticher mit Erlaubnis feiner Regierung bei 
einer fremden Macht dient,120) jo verbleibt ihm feine Staatsange: 


hörigfeit. 127) 
3 8 24. 


Die Erteilung von Aufnahme-Urfunden 128) und in den Fällen 
des 8 15 Abſ. 1 von Entlafjungs-Urkunden erfolgt Foftenfrei. 

Fir die Erteilung von Entlaffungs Urkunden in anderen als 
den im $ 15 Abi. 1 bezeichneten Fällen darf an Stempelabgaben 
und Ausfertigungsgebühren zufammen nicht mehr als höchſtens Ein 
Thaler erhoben werden. 129) g 20 


Für die beim Erlaſſe dieſes Geſetzes im Auslande ſich auf- 
haltenden Angehörigen derjenigen Bundesſtaaten, nach deren Geſetzen 
die Staatsangehörigkeit durch einen zehnjährigen oder längeren Auf- 
enthalt im Auslande verloren ging, wird der Lauf diefer Friſt Durch 
dieſes Geſetz nicht unterbrochen. 130) 


1284) Die Naturalijation vielmehr Renaturalifation desjenigen, welcher 
nach 8 22 die Staatd- bezw. Neichdangehörigleit verloren hat, kann ebenjo wie 
im alle bes Verluſtes nach 8 20 nur auf Grund und unter den VBedingungen 
bes 8 8 des Gef. (nicht 8 21 Abſ. 4 oder 5) erfolgen. 

Bergl. Anm. 87a. 

120) Auch bier ift ſowohl Eivil- wie Militärdienft jeder Art zu verftehen. 
Fremde Macht iſt gleichbedeutend mit ausländiichem Gtaate. 

Bezüglih der Erlaubnis in Bayern |. 8 11 der I. Verf.-Beil., ferner 
Hiff. 11 der Bollz.-Borichr. vom 9. Mai 1871 (Web. 9, 9 und 10): Seiuche um 
die Erlaubnis zum Eintritte in fremde Staatsdienſte (worunter auch Kriegedienfte 
fallen) find mit gutachtlihem Berichte dem kgl. Staatdminifteriun des Innern 
vorzulegen. 


7) Der Betreffende kann daher auch nicht durch Anbrobung des Berluftes 
ber Staat3angehörigleit zum Wufgeben de3 Dienſtes oder zur Rückkehr gezwungen 
werden, joweit nicht 8 20 bes Geſetzes Platz greift. 

Auch tritt Tein Berluft der Staatsangehörigleit Durch zehnjährigen Aufent- 
halt im Auslande ein, aud) dann nicht, wenn der Betreffenbe durch bie Anftellung 
im Auslande die ausländiiche Staatsangehörigkeit erwirbt. Er befigt eben folchen 
Falles eine boppelte Staat3angehörigkeit. Siehe auch Weg. 4, 91: Kein Verluft 
ber Staatsangehörigfeit für im Auslande ftationierte Beamte eines Bundesſtaates. 

20) Zu diejen gehören auch die nad) 8 21 Abſ. 5 zu erteilenden Aufnahme- 
Urkunden; vergl. oben Anm. 109 a. E. und 116. 

Für Ausftelung von Naturalifationd-Urkunden wird nad Urt. 182 des 
bayeriihen &ebührengejeges von 1892 eine Gebühr von 20 Mark erhoben. 


‚3°, Art. 176 des Gebührengefepes: Entlaffungsurkunden unterliegen einer 
Gebühr von 3 Mark. 

Die Inſtruktionsverhandlungen find gebührenfrei. 

120, Kür Bayern ohne Belang. 

Vergl. Entſch. bes Verw.-Ger.-Hofes vom 28. Juni 1881 Bd. 8, 126 
oben in Anm. 118 a. E. Bezüglich der übrigen Staaten ſ. Cahn ©. 192-198. 
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Für die Angehörigen ber übrigen Bundesftanten beginnt der 
Zauf der im 5 21 beitinmten Friſt mit dem Tage der Wirkſamleit 181) 
diejeg Geſetzes. 181) 


g 26. 


Alle diefem Geſetze zumiderlaufenden Vorfchriften werden auf» 
gehoben. 12) 188) 


8 27. 
Diejes Geſetz tritt am 1. Januar 1871 im Kraft. 194) 185) 186) 


‚) In Bayern mit 13. Mai 1871. 

Siehe Entich. des Berwm.-Wer.-Hofes vom 1. Juni 1888 Bb. 4, 483, oben 
in Anın. 89 a. €. 

In Elſaß⸗Lothringen am 28. ganuar 1873. 

In Helgoland am 1. Wpril 1 

In allen übrigen Bunbeögebieten am 1. Januar 1871 (Cahn 198). 


2) 1) eufgehoben find demgemäß: 
8 1Nachſatz „welches 2.” und 88 2—5 der I. Berf.-Beil. (In- 
— ferner 8 7 berjelben bezüglich des Bivticheniages „ohne 
welche man 2c” bis zu „ober Pfründen nicht gelangen kann und“, 

2) Zu $4 Tit. IV der Berf.-Urf. ift beizufügen, daß die nad 89 des 
Staatdangehörigfeitägef. vollzogene oder beitätigte Beftallung die 
Stelle der Naturalifationsurfunde für Ausländer vertritt. 

3) Gegenüber der Beftimmung in $ 14 Tit. IV der Verf.-Urf. ift Die 
Auswanderung in einen anderen Bundesſtaat durch 8 7 und 8 16 
Abſ. I Ingner 17—19, biejenige ind Ausland noch beſonders durch 

15 "Xi. II (vgl. auch 88 20 und 21), der Eintritt in fremde 
ienfte durch 8 22 auch 23 des Staatdangehörigkeitägel. geregelt. 


‚*®) Der 8 11 der I. Berf.-Veil. behandelt nicht den Aufenthalt im Aus 
lande — wie 8 20 bes oe her rare —, Be vielmehr die Berpflicht- 
ungen rejp. die Bedingungen auf, die der in fre ausländiichem Dienft 
ſtehende ayer zu len bat bezw. unter welchen —* Bedingungen er 
die Erlaubnis zum Eintritt in fremde Dienfte erhält, er berüßrt auch nicht Die 

olgen der Berlegungen dieſer Verpflichtungen in bezug auf Ynd igenat nd 

taatdangehörigfeit; demgemäß ericheint derjelbe durch 88 20, 22 und 
Staatsangehörigkeitäge!. faum alteriert. 

E 0 al. v. Seyb. 1, 299 Anm. 86, ferner Anm. 87 zu 8 20 und Anm. 119 
zu 

.. an Bayern am 13. Mai 1871. Die 88 17 unb 20 des Geſetzes find 

emäß Reichsgeſetz vom 21. Juli 1870 (Web. 8, 685 Anm. 10) fofort am Tage 
ver Bert ereimbigung dieſes Geſetzes vom 21. Juli 1870 in Kraft getreten. Siebe 
nm. 66 


gr Die vedhttiche Wirkung früherer Ein- und Auswanderungen ift nad) 
den zur Zeit ber betr. Ein- ober Auamanberung giltigen Belegen zu beurteilen. 
Siehe oben Tert. S. 158/159 8 43 a. € 


8, Anhang: Da ed mit Südfict auf das in vorftehender Anm. 135 
fowie oben ©. 169 Sefagte von befonberem Intereſſe für die Praxis jein Bann, 
auch bie geſetzlichen Beftimmungen über ben Erwerb und Berluft ber Staats- 

angehört in auslänbiichen Staaten fennen zu lernen, fo geben wir noch einen 
kurzen Hinweis auf diejenigen Abjchnitte in Cahn's Kommentar, in welchem 


Pohl, Handbuch. I. 16 
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Die Auterſchiede zwifden deu Gfaatsangehörigen einer- 
feits und ihre Gleichberechtignug audrerfeifs.”) 
8 46. 
L Allgemeines. 


Die Einleitung zur Verfaſſungs⸗Urkunde fpricht nad) der du 
fage der Freiheit der Gewiſſen, der Freiheit der Meinungen, 
gteichen Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen, des gleichen 
echtes der Eingeborenen zu allen Graden des Staatsdienjtes und 
Br allen Bezeichnungen des Verdienſtes im allgemeinen den Grund» 


ab aus: 
„Sleichheit Der Gefete und vor dem Geſetze.“ 

Diefer Grundſatz wurde aber nicht vollftändig durchgeführt, 
fonnte überhaupt — zum Zeil fchon der Natur der Sache nah — 
nicht ganz feinem Wortlaute entiprechend durchgeführt werden. Doch 

ibt e8 zur Zeit feine rechtlich benachteiligten Klaſſen mehr. 
eſonders ift der rechtliche Unterfchied zwiſchen Chriften und Nicht: 
chriſten verſchwunden. 


dieſe Beſtimmungen, wie ſie von Cahn daſelbſt ausführlich angeführt ſind, gefunden 
werden können: 





1) Argentinien S. 451, 3 Niederlande S. 283 - 287, 
2) Belgien „ 307—8312, 29) Norwegen „ 266272, 
8) Bolivien „ 482, 80) Oeſterreich „ 459 f., 

4) Brafilien „ 452, FR Dranje „ 461, 

6) Bulgarien „ 803-306, 82) PBaraguay " , 

6) Chile 463, 33) Perſien „ 326—828, 

7) China „ 453, 34) Peru „ 461, 

R Solumbia „ 454, 35) Bortugal „ 462, 

9) Congo „ 313 f., 36) Rumänien „ 462 f., 
10) Eofta Rita „ 320—323, 37) Rußland „ 463 f. mit 
11) Dänemark „ 454, Finnland „ 465, 

18 Efuador 454 f., 38) San Domingo „ 466, 

13) Frankreich n 274—282, 389) San Salvador „ 866, 

14) Griechenland „456 f., 40) Schweden „ 288-290, 
15) ®roßbritanien „ 292—300, 41) Schweiz „ 328 —886, 
16) Guatemala „ 29, 42) Serbien „ 467, 

17) Haiti „ 272 f., 43) Siam „ 487, 

18) Havaii „ 457, 5 Spanien 467 f., 
19 nduras „ 29, 45 Sibaftitaniiche Re 

20) Italien „ 467 f., publi n 468, 

21) Japan n 824 f., m Türlei „ 812 f, 
22) Libera „ 458 47) Ungarn „ 886895, 
23) Luxemburg n„ 31 f., 48) Uruguay „ 469 f., 
24, Mexiko „314-320, 49) Venezuela „470, 

25) Monako 282, 50) Vereinigte Staaten 

37 Montenegro " , von Rordameria „ 470475. 
27) Nikaragua 459 


Die ufommenftellung der in ben einzelnen Bundesftaaten für die Ver⸗ 
leihung der Katuralifation zu erhebenden Stempelgebühren und Tagen |. Cahn 475 f. 


*) Seyd. 1, 808-883. 
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Das in Bayern durch Neichsgefeg vom 22. April 1871 ein- 
geführte Neichägefeg vom 3. Juli 1869*) „die Gleichberechtigung 
der Konfeflionen in bürgerlicher und ftaatSbürgerlicher Beziehung” 
ſpricht den Grundſatz aus: daß alle noch beftebender aus der Ber: 
fchiedenheit des religiöfen Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchränkungen 
der bürgerlichen und jtaatsbürgerlichen Rechte aufgehoben find. Selbft- 
verftändlich bezieht ſich dieſer Grundſatz nicht auf Die Verhältniife 
der Religionsgejellichaften, da ja überhaupt dag Reich zur Regelung 
derſelben nicht zuftändig ift, jondern lediglich auf die rechtliche Stell- 
ung jeder Einzelperfon in bezug auf fein religiöfes Bekenntnis. 

Andrerjeits gibt es aber in Bayern noch rechtlich Bevorzugte. 
Eine derartige begünftigte Stellung nimmt in gewifjer Beziehung auch 
zur Zeit noch der Adel ein. Den Gegenſatz zum del bilden aber 
nicht die Bürgerlichen, jondern die Nichtadeligen, denn der Abel ift 
wie Dr. Seydel richtig jagt (Seyd. 1, 306) fein „Stand“, er ift 
vielmehr grundjäglich den öffentlihen Auszeichnungen zuzurechnen ; 
er hat feinen Urjprung aus Ehrenverleihungen genommen. — ⸗ 


8 47. — * 
II. Ehrenauszeichnungen. Orden. | 


Die Verleihung ftaatlicher Ehrenauszeichnungen fteht dem König 
zu; außerdem ift einerjeit® den Gemeinden durch Geſetz die Befugnis 
zuerfannt, volljährigen und jelbitändigen Männern das Ehrenbürger- 
recht zu verleihen (Art. 24 der Gem.-Drdn.), jowie andrerſeits den Uni» 
verfitäten die Berechtigung erteilt, akademiſche Ehrenrechte zu gewähren. 

Die vom Könige verliehenen Ehrenaugzeichnungen find: Würden, 
Titel, Drden und Ehrenzeichen. 

Nah 8 360 Ziff. 8 des Reichs-Str.-Geſ.⸗“B. wird mit Geld 
bis zu 150 Mark oder mit Haft bis zu fech® Wochen beftraft, wer 
unbefugt einen Orden oder ein Ehrenzeichen trägt, oder Titel, 1) 
Würden oder Adelsprädifat annimmt. Nach $ 39 der Form.:-Berordn. 
vom 9. Dezember 1825 (Web. 2, 266) gehören die Ordensſachen 
zum Wirfungskreis des fgl. Staatöminifteriums des fol. Haufes und 
des Heußern. Doch können von jedem Staatsminifterium Anträge 
auf Drdensverleihungen geftellt werden und find jchon durch 8 78 
der cit. Form.⸗Verordn. (Web. 2, 271) als zum Wirkungskreis des 
Minifteriums des Innern (jebt die beiden Minifterien des Innern) 
bezeichnet „Die Anträge auf Belohnungen und Auszeichnungen der bei 
dem inneren Dienfte angeftellten Beamten, ſowie auch anderer Unter: 
thanen, die fi um die Öffentliche innere Wohlfahrt beſonders ver- 
dient gemacht Haben.” Durch Min.E. vom 7. Dezember 1825 


*e) Web. 8, 218; Bamb. 11, 160. 

N Es find dies ſowohl Amtd- ald Ehren-Titel, überhaupt alle Prädilate, 
welche vom Könige zur Bezeihnung einer Amts-, Rang⸗ oder fonft bevorzugten 
Stellung verlieden werben. Die unbefugte Fuͤhrung von ärztlichen Titeln Pant 
unter die Strafbeitimmung des 8 147 Wbf. I Ziff. 3 der Neichägew.-Urbn. 


15* 
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(Web. 2, 260) ift verboten, ſich um Orden felbjt zu bewerben, bei 
welchen nicht durch Statut dieſe eigene Bewerbung vorgefchrieben ijt; 
beſonders ift dieſes Verbot für den Civilverdienftorden ausgejprochen 
duch Min.-E. vom 8. Oktober 1817 Ziff. I (Web. 1, 544). Aus⸗ 
ländiiche Orden ohne kgl. Genehmigung zu tragen wird mit Berluft 
des Staatsbürgerredhtes?) desgl. nad) $ 360 Ziff. 8 des Neich3-Str.= 
Geſ.⸗B. beitraft. 

Jeder bayer. Staatsangehörige ift verpflichtet, bei Erlangung 
einer fremdländischen Auszeichnung innerhalb 8 Tagen Anzeige zu 
erstatten und um die Allerb. Erlaubnis zur Annahme zu bitten.®) 
Die kgl. Vezirksämter und unmittelbaren Magiftrate haben ein Ber- 
eichnis der Inhaber bayer. Orden und Ehrenzeichen zu führen und 
ftrenge darüber zu wachen, daß diefe Orden 2c. bei Ableben des 
Drdensinhaber® an das kgl. Staatsminifterium des Aeußern einge- 
ſchickt werden. 

Die betr. Orden find daher von den Hinterbliebenen an die 
genannten Behörden einzuliefern und haben dieſe die Einjendung an. 
den Ordensſchatz rejp. direft an das fgl. Staatzmin. des Aeußern zu 
betbätigen 4) und zwar unter Beachtung der Min.-E. vom 10. Mai 
1863 (Web. 6, 169), der Min.-E. vom 26. April 1867 (Web. 7, 
14: in diefer Entichließung it auch der Wert der einzelnen Orden 
aufgeführt, welcher auf der Adreſſe des betr. Poſtpackets anzugeben 
ift), ſpez. über die Zurückgabe auswärtiger Orden: Min.-E. vom 
19. Sanuar 1883 (Web. 16, 95: Verzeichnis derjenigen fremden 
Drben, welche der Rüdfendung nicht unterliegen), endlih Min.-E. 
vom 12. Februar 1873 (Web. 11, 540 Anm. b), nad) welcher die 
gen. Behörden beauftragt find, bei der Rückſendung ausmwärtiger, an 
bayer. Staatsangehörige verliehener Drden den Sterbetag der Be⸗ 
fiehenen im Borlagebericht anzugeben. 

Sn den Blättern für admin. Praris Bd. 31, S. 357—361 find 
alle diejenigen Orden — bayeriſche und nichtbayeriiche —, welche nach 
dem Tode des Dekorierten wieder einzujenden find, namentlich auf- 
geführt.5) (Die Einfending der Orden verftorbener aftiver oder 
pen‘. Offiziere und Militärbeamten erfolgt durch die Militärbehörde. 
S. auch Min.-E. vom 8. Juli 1875: Reparatur von Deko: 
rationen des Militär-Verdienftordens Web. 11, 100.) 

Durch Min.-E. vom 19. März 1887 (Web. 18, 305) ift an⸗ 
geordnet, daß die unter dem Anerbieten des vollen Werterſatzes ein- 
fommenden Geſuche von Verwandten oder ſonſtigen Beteiligten um 
Belaffung der außerdem zurüdzuliefernden fgl. bayer. Civil⸗Orden 
und Ehrenzeichen in jenen Fällen zur Allerh. Genehmigung unter: 

Tit. IV 819 Abſ. 2 der Berf.-Urk., 8 10 Biff. 2 ber I. Beil. ig. -Edikt). 

—8 Juni 1815 a: und we 29). Deal 
hiezu 8 81 der Form.⸗Verordn. vom 17. Dezember 1825 (eb. 2, 289). 

) Min-E. vom 15. Mai 1876 Ziff. 2, Web. 11, 540. 

& 161 Stehe ferner hierüber Bechm.«Brettr. 5. Aufl. 1, S. 127 f. Krais 1, 


E 
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breitet werden dürfen, in welchen nad) gepflogenen Erhebungen über 
Pie dem Gejuche zu Grunde Tiegenden Motive die geftellte Bitte fich 
al3 berüdfichtigungswert erweift. 

Die zur Bert in Bayern beftehenden wichtigften Orden und 

Ehrenzeichen) find: 

1) Der Ritterorden vom Heil. Hubertus. Geitiftet 
1444, erneuert am 29. September 1708 und durch Berordn. 
vom 19. Mai 1808 (Web. 1, 167) als der erfte Orden des 
Neiches mit feinen Statuten und Vorrechten beftätigt. Ueber 
das Ordenszeichen |. Web. 1, 167 Anm. **. Diejen Orden 
tönnen in der Regel nur Souveräne nnd regierende Fürſten 
fowie deren Agnaten erhalten, ausnahmsweife aber aud) 
jolche, welche der König ala vorzüglicy würdig dazu erkennt. 

2) Der NRitterorden vom heil. Georg; derjelbe reicht 
urüd bis in die Zeit der Kreuzzüge und wurde vom Kur» 
* Carl Albrecht (Kaiſer Karl VII.) erneuert und vom 
König Ludwig II. 1871 reorganiſiert. Ueber deſſen Statuten 
ſ. Web. 2, 367; ferner Allerh. Entſchl. vom 17. April 1871 
(Web. 2, 368) und Bel. vom 30. September 1867 (Web. 2, 
368) über den Rang der Ordengmitglieder. 

3) Der kgl. Militär-Mar-Jofeph3- Orden, geitiftet 
von König Mar Joſeph 1. im Fahre 1806. Verordn. vom 
1. März 1806 (Web. 1, 113): Statuten. Ueber Erwerb 
des Adels durch Berleihung bdesfelben: Verordn. vom 
23. Dezember 1812 (Web. 1, 403), biezu 88 5 und 6 der 
V. Berf.-Beilage (Erwerb des Adels blos für die Perfon 
des Begnadigten.. Ueber Unterjtügung für Kinder von 
DOrdensmitgliedern aus dem Drdensfond: Verordn. vom 
27. Februar 1835 (Web. 3, 16); über Drdenspenfionen 
Min.:E. vom 13. Februar 1878 (Web. 12, 230). 

4) Der Berdienjtorden der bayerifhen Krone, ge 
jtiftet von König Max Joſeph I. am 19. Mai 1808 (Web. 1, 
166: Statuten), „zur Auszeichnung jedes Cingeborenen, 
welcher dem Staate vorzügliche Dienjte geleiftet, fich durch 
höhere bürgerliche Tugenden ausgezeichnet oder um Den 
Nutzen und Ruhm des Vaterlandes bejonders verdient gemacht 


) Ausführlich beichrieben find die einzelnen Orden und Ehrenzeichen nad 
ihrer Entftehung, Bedeutung zc. bei Grill, Handb. des bayer. Staatäbürgers TLI 
eibſchn. II cap. VI 8 2 ©. 87—106. 

Ueber die Reihenfolge der kgl. bayer. Orden |. Min.-Bel. vom 16. Yebruar 
1837 (Web. 3, 96) und Verordn. vom 24. Juni 1855 ſpez. für Kronenorden und 
Michaeldorden (Web. 4, 714 ımb 712 f. 

‚, Siehe Hiezu auch Min.-E. vom 29. Dezember 1834 „bie Belohnung aus- 

gezeichneter Berbienfte betr. (Web. 8, 6.) 
n er Min.-E. vom 5. März 1835 über Auszeihnungen aus Anlaß 50- 
jähriger Auenftgeit (Web. 8. 17), 

endlih Min.-E. vom 23. Februar 1832: poligeitige Anzeige der Sterbe- 
fälle ausgezeichneter Perfonen aller Stände (Web. 3, 603). 
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bat” (Art. U des Statut), Mit der Verleihung der 
Großkreuze, Komtur: und Nitterfreuze ift der Adel für Die 
Perſon des Dekorierten verbunden nach Ziff. I der Verordn. 
vom 23. Dezember 1812 (Web. 1, 403 und 8 5 fowie 6 
Ubf. 2 der V. Verf.-Beil. (Web. 1, 627). 

Ferner |. Berordn. vom 8. Dftober 1817: „Erläuterung 
der Statuten des Eivilverdienft-Ordens.” Nach Art. I der⸗ 
jelben ift die Einreichung von Geſuchen um den Berbienft« 
orden unterfagt (Web. 1, 544), f. auch Verordn. vom 7. De: 
zember 1825 (Web. 2, 260); 

Erweiterung des Ordens durch Verordn. vom 24. Juni 
1855 (Web. 4, 712 f.): 

R Großkreuze, 
2) Großkomture, 

3) Komture, 

4) Ritter, 

5) die mit der Medaille des Ordens Beliehenen (ſ. 

unten Nr. 13). 

Ueber Unterſtützungen aus dem Ordensfond (für Kinder 
von ——— — ſ. Verordn. vom 16. Februar 1824 
(Web. 2, 205) und vom 19. März 1841 (Web. 3, 370). 

5) Der Berdienftorden vom heiligen Michael, ge— 
ftiftet am 29. September 1693 vom Kurfürften von Köln, 

Sojeph Clemens als dergog bon Bayern, und am 11. Sep- 

tember 1808 vom Könige Mar Joſeph I. beftätigt. Derfelbe 

wurde 18377) vom König Ludwig I. zu einem Berdienft- 
orden erhoben. Mit feiner Verleihung iſt jedoch der perſön⸗ 
liche Adel nicht verbunden. 

Die Sabungen diefes Ordens wurden durch die Allerh. 
Verordn. vom 16. Dezember 1887 und 20. April 1894 
revidiert. Der Orden befteht nun aus vier Klafjen; die erfte 
und zweite derfelben zerfällt noch in je give Abteilungen. ®) 

Dieſer Orden kann verliehen werden: „Sedem, ohne 
Unterfchied des Standes, der Geburt und der Neligion, 
welcher fi) durch Anhänglichkeit, Durch Vaterlandsliebe und 
durch ausgezeichnet nütliches Wirken irgend einer Art die 
befondere Aufriedenheit Seiner Majeſtät des Königs er- 
worben bat.” 





”) Sapungen vom 16. Februar 1837 (Web. 8, 93). 


Web. 18, 688 und 32, 453. 

ie Klaflen und bezw. Abteilungen des Michael3-Orbens find nunmehr: 
Bra | num 
3) 2. Klaſſe mit Stern des Verdienftordens vom heil. 
4) 2. Stlaffe U. Kaffe Michael. ri 
6) 8, Klaſſe IL Sic 
A 4. Klaſſe IV. Klaſſe 
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Die Reihenfolge, in welcher die einzelnen Grade des 
Givilverdienfte oder Kronen: Ordens und des Michaels» 
Ordens nad) einander rangieren, ift: 

1) Großkreuz des Kronenordens, 

3 Großkreuz des Michaelsordeng, 

3) L Klaſſe des Michael3ordeng, 

4) Großfomturkreuz des Kronenordens, 

5) DL Klaſſe mit Stern des Michaelsordeng, 

6) Komturkreuz des Kronenordeng, 

7) DI. Klaſſe des DMichaelgordens, 

8) Nitterfreuz des Kronenordens, 

9) II. Klaſſe des Michaelsordens, 

10) IV. Klaſſe des Michaelsordens.®) 

Siebe ferner Allerh. Entichl. vom 31. Dezember 1848: 
die Bildung einer Unterftügungsanftalt für Kinder der 
Mitglieder des Verdienſtordens vom heil. Michael (Web. 4, 9) 
und hiezu Berorbn. vom 30. November 1875 (Web. 4, 9 
Anm.), nach welcher vom 1. Januar 1876 an der Jahres» 
betrag der Unterftügungen aus diefem Fond auf 348 Mark 
feftgelebt wurde. 

6) Der Maximiliansorden für Kunſt- und Wiſſen— 
haft, vorzugsweife für deutiche Gelehrte und Künftler be⸗ 
ftimmt, vom König Maximilian U. am 28. November 1853 
geftiftet (Reg.⸗Bl. 1853 ©. 1649, Web. 4, 601: Sabungen.) 

7) Der Militärverdienftorden, von König Ludwig I. 
am 19. Juli 1866 gegründet. (Statut |. Web. 6, 640.) 

8) Der Ludmwigsorden, geftiftet von König Ludwig I. am 
25. Yuguft 1827 zur Auszeichnung derjenigen Diener, welche 
50 Jahre mit Fleiß und Hechtichaftenheit und zu allerhöchiter 
Qufriebenbeit in fol. Hof-, Staats-, Kriegd- und firchlichen 

ienſten geftanden haben. Siehe Statuten vom 25. Auguft 

1827, bei. Ziff. I, II, II; Web. 2, 389. Gemäß Verordn. 

vom 2. Oftober 1848 Web. 3, 731) iſt bei Geſuchen um 

Verleihung des Ludwigsordens auch diejenige Dienſtzeit in 

Anrechnung zu bringen, welche der Ordensbewerber in dem 

gutsherrlichen Gerichts- und Polizeiverwaltungsdienſte oder 

als Gemeinde bedienſteter zugebracht hat. 

Anträge auf Verleihung des Ludwigsordens für 50» 
jährige Dienftzeit find von den unmittelbaren Magiftraten 
reſp. fol. Bezirksämtern jeberzeit noch vor nn I des 

fünfzigften Dienſtjahres zu ftellen, damit gegebenen Falles 


) WUlle, weldgen der Orden vom heil. Michael bis zum 16. Dezember 1887 
verliehen wurde, tragen benjelben nad) der piäberigen rabbegeihnung (3. B. 
Ritter I. Kiafie älterer Ordnung glei bem Ritter IV. Klaſſe neuerer Ordnung) 
und mit ben früheren Ordenszeichen. (Urt. XIII und XIV der Safungen vom 
16. Dezember 1887, Web. 18, 639.) 
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an dem Tage, an welchem die 50 Fahre voll find, die Ju⸗ 
bilare den Sudwigsorden empfangen fünnen. 19) 

9) Der Therefien-Drden, geftiftet durch Statut vom 
12. Dezember 1827 durch Königin Therefe von Bayern. 
Derjelbe ift verbunden mit der Therefien-Stiftung, beftimmt 
für eine Zahl unverheirateter adeliger Töchter. 

Statut vom 12. Dezember 1827 (Web. 2, 392 Ni 
Erläuterungen biezu vom 14. Januar 1836 (Web. 3, 58). 
Ueber PBräbendenbezüge und Verleihungstaxen Min. Bel. 
vom 7. April 1876 (eb. 11, 506). 
Serner noch weiter zwei Damenorden: 
er Elijabethorden und der St. Anna-Orden.il) 


10) Ludwigsmedaille für Wiffenfhaft, Kunft und 
Induſtrie. Allerh. Verordn. vom 25. Wuguft 1872 
(Web. 9, 522). 

Diefelbe fann ſowohl Inländern, als Ausländern, 
Männern wie Frauen verliehen werden, auch kann ſie nach 
Ableben des Dekorierten auf Anfuchen den Hinterbliebenen 
belafien werden. 

11) Die goldene und die filberne Militärverdienft- 
Medaille Statut vom 22. November 1794. Ueber 
Medaillenzulagen |. Min.-€. vom 2. März 1877 (Web. 12, 
35); f. zus Kaiſerl. Erl. vom 19. November 1878 lit. b 
(Web, 12, 498). 

12) Das Militär-Sanitätschrenzeiden, geftiftet 1812 
durch König Marimilian Joſeph I. 

13) Die goldenen und filbernen Civilverdienft- 
Medaillen des Kron-Ordens nad Art. V und IX 
lit. a der Statuten vom 19. Mai 1808 (Web. 1, 166). 

Ueber Ausſtellung von Empfan Sbefcheinigungen und 
bezw. unlieierung der Medaillen in.&. vom 19. Juni 
1839 (Web. 3, 289). 


*) Min.-E. vom 15. Oftober 1838 (Web. 8, 270, hiezu Anm. 2 ſpez. 
Min.E. vom 12. Oktober 1872 (Web. 9, 541), 8. f. abm. Pr 353 
Anm. 3. Ferner bezüglich der Berehnung der Dienftjahre der Ghuliebrer 
Min.E. vom 28. Januar 1867 (Web. 6, 754); lt eh, 8 ber Dienftzeit der 
kathol. Geiſtlichen Min.-E. vom 12. November 1872 Abi. 3 9, BA). Ucher 
Eintehnung von Bienftzeit in vorliegender Sache überhaupt u. ſ. Web. 2, 3 
un —5, 

Ueber Verleihung des Lubwigd-Drbend ftatt andrer Auszeichnung Min.-E. 
vom 5. März 1835 (eb. 8, 17). 


'') Ueber das Damenſtift zu St. Anna 
a. in Münden: Statut vom 18. Februar 1802 (Bei. 1, 54 nebft Anm.); 
Statuten-Aenderungen: Verordn. vom 10. Februar 1825 (Ban 2 aA 
und Anm.); jerner Verordn. vom 23. Oftober 1841 (We 386). 
b. in Würzburg: Beftätigungsurfunde vom 23. Januar 181 (Web. 1, 345). 
Ferner ſ. über beibe Damen ifte: Web. 1, 290; 8, 61, 62, 669; 9, 486; 
11, 221, 640, 590 und 6 
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14) Das Verdienſtkreuz, die filberne und Die bronzene 
Medaille des Berdienft-Ordend vom Beil. 
Michaelnad) Berordn. vom 20. April 1894 (Web. 22,453 f.). 

15) Das Veteranenze ichen von 1848, geftiftet zur Erinnerung 
an die franzöſiſchen und ruſſiſchen Feldzüge 1790 —1813. 

16) Das Militärdentzeihen von 1814 von König Mar 
NAH I. zue Erinnerung an die Freiheitskriege 1813— 1815 
geftiftet. 

17) Das Verdienſtkreuz für 187071, geftiftet von König 
Ludwig II. am 12. Mai 1871 (Web. 9, 19) für bie 
Nicht: Kämpfer. 

Dasſelbe verbleibt nad) Ableben der Inhaber den Hinter- 
bliebenen. 

18) Die Kriegsdenfmünze für die Feldzüge 1870/71, 
geftiftet durch Statut vom 20. Mat 1871 durch Sailer 
Wilhelm L für die Feldzüge 1870/71 und unterm 12. Juni 
1871 durch König Ludwig II. zur Annahme und zum Tragen 
für bayerijche Staatsangehörige genehmigt. 12) 

19) Da8 Armeedentzeihen vom 25. Yuguft 1866, ge- 
jtiftet von König Ludwig U.; Statut vom 6. Oftober 1866 
(Web. 6, 712). 

20) Das Feldzugsdenkzeichen und das Denkzeichen 
für das Jahr 1849, erjtered 1866 von König Ludwig IL., 
legtere3 1849 von König Max II. geitiftet. 

21) Das Dienftauszeihnungsfreuz 1. und 2. Klaffe 
für 40: bezw. 24-jährige Militärdienftzeit, die Dienit- 
auszeihnung in 3 Klaſſen für Kapitulanten und Die 
Landwehr-Dienſtauszeichnung in 2 Klaflen, nad) 
Berordn. vom 21. Januar 1876 (Web. 11, 334 f.) und 
Vollz.Vorſchr. vom 24. Januar 1876 (Web. 11, 337). 

22) Das Erinnerungsdzeihen für Civilärzte vom Jahre 
1867. 


Weiter gehört hieher noch: 

23) Das durch Allerh. Verordn. vom 24. Juni 1884 von König 
Ludwig 1. geitiftete Ehrenzeichen für Mitglieder der 
freiwilligen Feuerwehren und für jolche, welche, ohne 
Mitglieder der freiwilligen Feuerwehr zu fein, ſich durch be= 
fondere Leiftungen im Feuerwehrdienſte ausgezeichnet haben. 18) 


’*) Kgl. Allerh. Berorbn. vom 24. Juni 1884, bie Stiftung eined Ehren- 
zeichens für Mitgkteber der Feuerwehren betr. (Web. 16, 553 f.): 
8 1. Für Diejenigen itglieber einer freiwilligen Feuerwehr, welche burch 
25 jädrigen treuen und eifrigen Dienſt fich ausgezeichnet haben, wird ein beſon⸗ 
deres Ehrenzeichen geſtiftet. 
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Eine Rüdlieferung dieſes Ehrenzeichens nad) dem Zode 
des Inhabers findet nicht ftatt, auch nicht bei den sub Wr. 
12, 15, 16, 17, 18, 19, 20 und 22 genannten Ehrenzeichen. 

Bejonderen Wert legen wir noch auf die von Sr. Kal. 
Hoheit dem Prinz: Regenten Luitpold geftifteten beiden 
Medaillen: 

24) a. Die St. Georgs-Medaille, geitiftet am 8. Dezember 
1889 zur Erinnerung an das Hauptfeſt des Haus⸗Ritter⸗ 
orden® vom Hi. Georg, da am 8. Dezember es 50 
Jahre waren, daß der Prinz:Regent in den 
Drden aufgenommen wurde. Diejes Ehrenzeichen 
kann nur Mitgliedern des Nitterordend vom bl. Georg 
verliehen werden und ift nad) dem Ableben des Inhabers 
nicht zurüczugeben. 

b. Die Rettungs- Medaille von 1889 geitiftet „zur 
Anerkennung mutvoller und opferwilliger Rettung von 
Menichenfeben“ durch Allerh. Verordn. vom 27. Februar 
1889. „Die Stiftung und Verleihung der Nettungs- 
medaille“ betr. Gef.- und Verordn.⸗Bl. S. 191, Web. 19, 
437 f. Diefelbe kann ſowohl von Inländern wie von 
Ausländern und aud) wiederholt ertworben werden. Hin⸗ 
fihtlich der Rüditellung diefer Rettungsmedaille nad) dem 
Ableben der Dekorierten finden die Beſtimmungen über 
Rückſtellung der Medaillen des Verdienftordens der bayer. 
Krone Anwendung. Sie find demgemäß nad dem Ab- 
leben der Dekorierten zurüdzufenden.. (Min.-E. vom 
19. Juni 1839 Web. 3, 289.) Hiezu ift dur Min.-E. 
vom 12. Dftober 1889 (Web. 19, 437 Unm. 1) bezügs 
lid) des Vollzugs beftimmt: daß die zur Beurteitung bes 
betr. Falles der Rettung eines Menſchen dienlichen That⸗ 
ſachen erjchöpfend und zuverläffig — nötigenfall® durch 
Einvernahme der Thatzeugen auf Handgelübde — jedoch 
unter möglichfter Koftenerfparung feitzuftellen find und in 
der Regel aud die Einvernahme der zur Auszeichnung 
vorzufchlagenden Berfon ftattzufinden hat, ferner daß — 
wenn die Vorausfegungen zur Verleihung der Medaille 
gegeben — auch entiprechende Aufichlüffe über die betr. 
auszuzeichnende Perſon, über deren Leumund und etwaige 
Strafen zu den Alten zu bringen find. — 


Ausnahmsweiſe ift das Ehrenzeichen auch für jonftige Perſonen beftimmt, 
weiche ohne Mitglieder einer freiwilligen Feuerwehr geweſen zu fein, buch be 
fondere Leiſtungen im Feuerwehrdienſt während 25 Jahren fich außgezeichnei 
haben. Die Vollz.⸗Vorſchr. hiezu vom 10. Zuli 1884: Web. 16, 616. Nah) 8 6 
berjelben find bie Anträge u Verleihung ded Ehrenzeichene von ber Diftrifts- 
polizeibehörde nad Einvernehmen bed Bezirksfeuerwehrvertreters an bie Kreis⸗ 
regierung, Rammer bed Innern, vorzulegen. 


8 48. Titel. 235 


Schließlich fei noch: Das eiferne Kreuz (wenn es auch fein 
bayer. Orden ift) erwähnt. Vergl. Geſetz vom 2. Juni 1878 „Ge 
wäbrung einer orengulage an Inhaber des eifernen Kreuzes (Web. 
12, 308) mit Bollz.-Beft. vom 30. Januar 1879 (Web. 12, 571 f.) 
und faijerl. Erlaß vom 19. November 1878 (Web. 12, 498) und 
bayer. Min.:E. vom 31. März 1879 (Web. 12, 758). !*) 

Die desbezügl. Duittungen über die Chrenzulagen find in bezug 
auf die Unterjchrift, das Leben und den Beſitz der bürgerl. Ehren- 
rechte des Empfänger durch den ZTruppenteil bezw. die Drt3be- 
Hörde zu beicheinigen. 

Min.-E. vom 23. Juni 1881 (Web. 15, 267). 

Ueber die Annahme fremder Ehrenzeichen und Auszeichnungen 
f. Tit. IV $ 14 Ubf. 2 der Verf.Urk. (Web. 1, 587) und $ 10 der 
I. Beil. (Web. 1, 599); Zuftändigfeit des Dlinifteriums des Weußern 
8 48 der Korm.-Verordn. vom 9. Dezember 1825 (Web. 2, 267). 
Innerhalb 8 Zagen nad) Empfang der Auszeihnung ift Bitte um 
Genehmigung zur Annahme und zum Tragen zu ftellen: Min.⸗E. 
vom 17. Juni 1835 (Web. 3, 29); fpez. ſeitens der Standeöherren: 
Min.-E. vom 9. April 1837 (Web. 3, 96); deöbezügliche Geſuche 
von Staatsdienern find bei dem betr. Dlinifterium, zu dem fie ge- 
goren. anzubringen: Min.-E. vom 6. April und 2. Juni 1855 (Web. 

‚694 f.). 
Nach Art. 207 des Gebührengef. ift für die Bewilligung zur 
Annahme fremdberrlicher Orden, Titel, Ehrenzeichen und Würden 
eine Gebühr von 60 Mark zu entrichten. 


g 48. 
III. Titel. 


Das Titelweſen ift feinem Staatsminifterium bejonders zuge: 
wiefen, e3 kann vielmehr jedes Minifterium innerhalb feiner Zuſtän⸗ 
digkeit Anträge auf Titelverleihungen an bie Allerhöchte Stelle 
bringen. 

Nach Art. 201 und 202 des Geb.» Gef. in der Faſſung vom 
2. Juli 1892 werden für die Verleihung der dortfelbft bezeichneten 
Würden oder Titel die ebenda bezw. in der Verordn. vom 20. Sep: 
tember 1879 (Geſ.⸗ und Verordn.⸗Bl. S. 1193) angeführten Gebühren 
erhoben. 

Bu den Titeln, welche nicht mit einem Staatsamte rejp. einem 
Dienfteintommen verbunden find, gehören 3. 3. die Hoftitel der Ge⸗ 
werbetreibenden ?), die Titel: Kommerzienrat, Geheimer Kommerzien- 


16) Vergl. hiezu auch oben 8 358 Anm. 46b zu Art. 11 ber Reichs⸗Verf. 


©. 104. 

) Berorbn. vom 16. April 1894 (Gef.- und Berorbn.-Bl. ©. 149: Gebühr 
für Hoftitel 225 M., für Hoflieferantentitel 150 M., wovon *. in bie Hoflafle, 
20 in die Staatskaſſe fließen. 
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vat, Hofrat, Geheimer Hofrat, Geheimer Rat,2) lebenslänglicher oder 
erblicher Reichsrat, tgl. Kammerjunker, fol. Kämmerer, ferner auch 
das Prädikat „Erzellenz“. 
cat Dieſes letztgenannte Prädikat dürfen ohne beſondere Verleihung 
ähren :®) 
1) die wirklichen geheimen Staatsminifter, 
2) die Kronbeamten, 
3) die Generale der Infanterie, Kavallerie und Artillerie, und 
4) die Generallieutenants, welche Divifionsfommandanten find, *) 
5) die oberjten Hofbeamten, 
6) der Bräjident des oberjten Landesgericht?, 
7) die Regierungspräfidenten, welche zugleich wirkliche geheime 
Näte find, 
8) die Erzbiichöfe, ®) 
9) der Oberfthofmeifter und die Oberjthofmeifterin der regieren- 
en Königin und der Oberſthofmeiſter der vermwitweten 
Önigin, ® 

10) die Miniſterverweſer, Toferne fie Staatsräte im ordentlichen 
Dienft oder wirkliche Mitglieder des Staatsrates find, für 
die Dauer der Verweſung,?) 

11) die Staatsminifter und der SKriegäminifter und die mit 
Diviſionskommandos betrauten Generallieutenant® auch nach 
Enthebung von ihren Funktionen, ®) 

12) der Bräfident des Berwaltungsgericht3hofes. 9) 


Nah $ 33 und 34 des Reichs-Str.⸗Geſ.⸗“B. bewirkt Die Ab⸗ 
erfennung der bürgerl. Ehrenrechte den dauernden Verluſt der Würden, 
Zitel, Orden und Ehrenzeichen, ferner die Unfähigkeit, während der 
im Urteile beftimmten Zeit Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen 
zu erlangen. 


Bezüglich der Gebühren für fremde Titel und Würden f. die 
Sclußbemerfung zu 8 47. 


2) Siehe Seyd. 1, ©. 307 Anm. 22. 
1.388 *) Berorbn. vom 2. Februar 1812 „das Prädifat Erzellenz betr.“ (Web. 

*) Hiezu kommt nody nach einer Berichtigung der Verordn. vom 2. Februar 
1812 im Reg.Bl. 1812 ©. 420: der Capitaine des gardes (Kapitän der Leib⸗ 
garde der Hartichiere). 

Nah Nr. II Hiff. 2 der Berordn. vom 10. Januar 1822 „den Rang 
und Titel der Erzbiichöfe und Biſchöfe betr." (Web. 3, 71). 

*) Bel. vom 16. Dezember 1825 (Web. 3, 279). 

) Bel. vom 17. März 1847 (Web. 3, 661). Vergl. hiezu Art. I bes 
Minifterverantwortlichfeitägel. vom 4. Juni 1848 (Web. 3, 690). 

°®) A.Entſchl. vom 15. Mai und 14. Juni 1875 (Web. 1, 384 Anm. und 
Geſ.⸗ und Verordn.⸗Bl. 1875 ©. 452). 

Verordn. vom 31. Auguft 1879 „den Verwaltungsgerichtshof betr.“ 
8 4 Abi. 3 (Web. 18, 350). 
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g 4. 
IV. Der Mel.*) 


Zu den Titeln, welche vom Könige verliefen werden, kann im 
weiteren Sinne aud) der „Adel“ gerechnet werden und wird mit Recht 
von „Adelstitel” und von „Adel3prädifaten” 1) geſprochen. Ga 
Berf. "Recht ©. 140 ſpricht biegegen von Adel? - Stand: „der A 
ein durch beiondere Vorrechte feiner Glieder ausgezeichneter ‚in —* 
Hegel durch die Geburt begründeter „Stand“. 

Der Adel gehört feiner Entftehung nach zu den Ehrenaus⸗ 
zeichnungen, hat aber ſeiner Entwicklung nach ſich zu einem Stande 
ausgebildet. Heutzutage iſt der Adel kein „Stand“ mehr, die ihm 
noch zuitehenben echte find rein perlönlicher Art: der Adel als 
Stand iſt durch die Entwidlung der Geichichte aufgehoben worden 
und war diefe Aufhebung mit dem Verſchwinden der „ſtändiſchen“ 
Vertretung des Adels faktifch vollendet. 

F heutige Adel iſt alſo wie v. Seydel bayer. Staatsrecht 
(Bd. 1, S. 308) mit Schulze (Staatsrecht 1, 393) ſagt: „aus einem 
Stande eine ehrenvolle erbliche Titulaturauszeichnung geworden, 

„welche der Staat anerkennt, verleiht und gegen Mißbrauch fchügt“ 
und fteht daher ftaatörechtlich faktiſch „mit anderen Titeln, Orden 
u. dal. auf derjelben Stufe und unterfcheibet ſich von ihnen nur durch 
die regelmäßige Erblichkeit der Auszeichnung“. 

Daran wird durch den Umſtand nichts geänbert, daß dem Adel 
noch gewiſſe Vorrechte zufommen, welche der Nichtadelige nicht bean= 
ſpruchen kann. Solche Borrechte fommen fogar noch beim niederen 
Adel vor, in erhöhterem Maße aber beim hoben Adel und zwar find 
demfelben dieje Vorrechte ala Entihädigung für die ihm zu Verluſt 
gegangene rühere Landeshoheit vorbehalten geblieben. 

Der Übel eines jeden Staates ift ein befonderer. Die bayer. 
Verfaſſung jpricht Daher auch nur vom bayerijchen Mdel,?) (die 
Ueberjchrift des Tit. V der Verf.-Urf. redet auch nicht von einem 
Adels: Stande, jondern nur „von bejonderen Rechten und Vorzügen“). 


e Send. 1, 3 
Ba, E Rerhud — —* Verfaſſungsrechtes 1877 5. Aufl. ©. 140 ff. 


Fi — es 145 f. 
iell: Das Recht * Adels und der Sibeifonunifle in Bayern ven Dr. 
Ludwig an IR: weiber Verlag, Mi 
) Bergl. 8 iff. 8 des Reichs⸗Str.Geſ.⸗B., u bie Adelspraͤdilate⸗ 
im Bufammenhalte mi rden, Ehrenzeichen, Titeln unb Würden anfgefüge find; 
Dagegen 8 33 1. c., nach welchem bie Aberfennung der bürgerlichen te 
wohl den Verluft ber Ö lichen Aemter, Würden, Titel, Orden unb Ehrengeichen,. 
nicht u den des Abel3 und ber Abelöpräbifate bewirkt. 
et 4 Tit. V der Berf -Urf. und Ueberichrift der M ‚ Bert «Berl. „Edikt“ 
über ben im Königreihde Bayern.“ — Unter —2344 ..c. se 
naunten „geſamten übrigen Übel bes Reiches“ ift —— — 
Königreihed Bayern zu verftehen. 
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Der fremde d. h. nichtbayerifche Adelige kann die Rechte des 
bayerifhen Adeligen nicht in Anſpruch nehmen, wie auch den bayer. 
Adel nur ein bayerifcher Staatsangehöriger erwerben und reſp. befiken 
kam. Mit der bayer. Staatdangehörigfeit geht auch der bayer. del 
verloren. 


Nah 8 1 der V. Berf.-Beilage wird der Adel erworben: 

a. durch kgl. Verleihung, 

b. durch eheliche Abſtammung von einem adeligen Vater. 

Diefem „adeligen Vater” oder Großvater, überhaupt Ahnen, 
muß aber der Adel auch erſt vom Könige verliehen worden fein, fo 
daß aljo eigentlich der Adel in jeinem Uriprun e nur durch Tal. Ver: 
leihung erfolgt; lettere kann ſich blos auf die Berfon bes Beliehenen 
oder auch auf die Nachkommenſchaft desfelben erftreden und dadurch 
ergiebt fi der Unterjchied zwiſchen perfönlichem und erblichem Adel. 

Der perfönliche Adel wird erworben durch Verleihung des 
Berdienftordens der bayerijchen Krone, fowie des Militär⸗Max⸗Joſeph⸗ 
Orden?.2) Der perjönliche Adel eritredt fich nur noch auf die Ehe- 
frau und reſp. Witwe des Beliehenen, nicht aber auf die Kinder, auf 
legtere auch nicht bei Lebzeiten des Deforierten; der erbliche Adel 
Dagegen ſowohl auf die Ehefrauen und Witwen, ala auch auf die che- 
fihe Nachlommenschaft des Beliehenen inkl. der durch nachfolgende 
Ehe Legitimierten. Ä 

Die Verleihung des Adels geichieht durch Adelsbriefe. Es 
kann um dieſelbe auch nachgeſucht werden. Solche Geluche) find mit 
ben Ungaben und Beicheinigungen ber Berjonalverhältnifie, der Ber: 
dienste des Bittitellerd und feiner Familie um den Staat und eines 
zum ftandesmäßigen Auskommen binlängliden Vermögens beim tgl. 
Staatsminifterium des gl. Haufes einzureichen. 


Nah $ 6 Abi. I der V. Verf.-Beil. hat der bayeriſche Adel 
fünf Grade: 

AN Juſten 

2) Grafen, 

3) Freiherren, 

4) Ritter, ®) 

5) Adelige mit dem Prädikate „von“. 

Zu der Ritterflaffe gehören alle mit dem obengenannten Civil⸗ 
und Militär-Verdienftorden begnadigten Inländer, welche nicht vorher 
ſchon einer höheren Adelsklaſſe einverleibt waren. 

Nah 8 81. c. kann ein bayer. Untertfan nur dann, wenn 


85 Abſ. 1 ber V. Beil. zur Berf.-Url. ©. auch 8 5 Abi. 2 1. c. 
88 Mbi. 1 1.c. 

9 FA %bj.2 1.c. 

*) Rad Min.-E. vom 6. November 1877, Web. 1, 539 Anm. 2 haben 
bie weibl Mitglieder der bei ber Ritterflafie immatrifulierten Familien ledig- 
i emeine Wdelöprädilat „von“ zu en. 

li das ine Wdelspräbilat “zu führ 
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defjen Woelstitel in der angeordneten Adelsmatrikel eingetragen ift, 
die dem Adel im Königreiche Bayern zuftehenden Rechte ausüben. 

Bon den durch die Verfaſſungsurkunde gewährten Vorrechten 
des Adels iſt vollitändig nur noch das in 8 13 der V. Verf.:Beil. 
bezeichnete Recht übrig geblieben, daß nur zum Beſten adeliger Ber- 
fonen und Familien Familien-Fideilommiffe nach den Vorſchriften des 
Ediktes über die Familien-Fideikommiſſe errichtet werden künnen.”) 

Bezüglich der Vertretung in der Kammer der Abgeordneten haben 
die Adeligen fein Vorrecht mehr, dagegen fünnen nad Tit. VI 5 3 
der Verf.-Urf. nur abdelige Gutsbeſitzer zu erblichen Reichsräten er- 
nannt werden. ®) 

Bon den Beftimmungen der VI. Verf.-Beil. „über die guts⸗ 
herrlichen Rechte und die gutsherrl. Gerichtsbarkeit" find nur noch 
88 1, 2, 3, 21, 22, 24, 93 Ubi. I, 8 94 eriter Sat, 8 96, 111, 
113 Abſ. I zweiter Saß und Abſ. II, 116 Abf. I und II, 135 und 
136 als weiter in Giltigfeit ftehend zu erachten. ©. unten bei bayer. 
Berf.-Urt. 8 90. 

Berluft des Adels tritt ein nad) $ 18 der V. Berf.:Beil. durch 
freiwilligen Verzicht, dagegen nicht mehr durch ftrafgerichtl. Verur⸗ 
teilung in eine Kriminalitrafe. °) 

Suspendiert wird der Gebrauch des Adels (d. h. der Adel ruht) 
durch die Uebernahme niederer, blos in Handarbeit beftehender Lohn⸗ 
dienfte, durd) die Ausübung eines Gewerbes bei offenem Kram und 
Laden oder eines eigentlichen Handwerkes. Diefe Suspenfion dehnt 
ſich jedoch nicht auf die Kinder aus, welche fi nicht im gleichen 
Falle befinden und währt nur für die Dauer der betr. Beichäftigung 
oder Berufgausübung. 19) 

Der ftandesherrlihde — Hohe — Adel erhielt in Bayern 


) Bergl. unten bei Verfaſſungsurkunde 8 90. VII. Verf.-Beil. über bie 
Familien⸗Fideikommiſſe befonders N 1, 78 und 79 derj., ferner Web. Anhangband 
1894 ©. 697-604 : die Familienfideilommiffe unter namentlicher Aufzählung der 
in Bayern beftehenden, wozu bis 1896 noch weiter kommen: das great Arco» 

inmeberg’iche reip. Vermehrung desfelben vom 9. Juni 1894 (Geſ.⸗ und Verordn.⸗ 
l. vom 19. Juli 1894); 

da3 freiherrl. von Lindenfel3’iche (Gei.- und Verordn.⸗Bl. 1895 ©. 2 ie ; 

das gräfl. von Otting⸗ Fünfſtetten'ſche (Geſ⸗ und Berordn.- Bl. 1896 


19 ff.) 
Berichtigung bezügl. bes Deufterihen (Geſ⸗ und KBerorbn.-Bl. 1895 


s.18 Das freiherrl. von Pappus-Trazberg’ihe (Gef.- und Verordn.⸗Bl. 1896 
"908 freiherrl. be Weerth'ſche (Gef.- und Verordn.-Bl. 1896 ©. 245 ff.). 
9) Ofr. auch Urt. II des Geſetzes vom 9. März 1828 über bie Bildung 
ber Kammer ber Reichöräte, Web. 3, 400. 

) Bergl. bayer. Einf.-Gel. zum Meich3-Str.-el.-B. vom 26. Dezember 
1m! art, 2 Biff. 24; ferner 88 81 bis 36 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B., ferıier oben 

nm. 1. 
Siehe hierüber auch die zutreffenden Bemerkungen bei Seyd. 1, 315 Ann. 54. 
’e) Siehe 8 21 des Adels Edikts. 


©. 3 
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jeine Regelung durch die fgl. Deklaration vom 19. März 1807 Web. 
1, 126.4) 


Durch die IV. Berf.-Beil. „die ftaatsrechtl. Verhältnifſe der 
vorm. reicheftänd. Fürſten, Grafen und Herren betr.“ (Web. 1, 615 f.) 
haben die Rechte der Standesherren eine Neuregelung erfahren, mobei 
jedoch dur) $ 65 1. c. die fal. Deklaration vom 19. März 1807 
als ſubfidiär giltig beſonders bezeichnet wird. Vergl. hiezu Web. 1, 
126 Am. **). 


Standesherrliche Häufer oder deutſche Standesherren 
— auch mediatifierte Familien genannt — find Diejenigen, welche 
bis zum Jahre 1806 Reichsſtandſchaft und die Landeshoheit in einem 
reihdunmittelbaren Zerritorium mit Sit und Stimme im (alten) 
Neichdtage beſeſſen und entweder damals infolge der Stiftung des 
Nheinbundes oder erſt ſpäter dieſe Eigenichaften verloren haben und 
der Landeshoheit eine anderen Bundesfürſten unterworfen d. 5. 
mebdiatifiert wurden, oder mittelbar (— und fpeziell auf Bayern an- 
gewendet: Unterthanen des Königs von Bayern —) geworden find. 12) 

Zur Ausübung der Rechte einer ftandesherrlihen Familie in 
Bayern ijt aber nötig: 

a. daß fie vormals reichajtändifchen Beſitz (gleichviel welcher 
Größe und ob dies ihr ganzer Beſitz oder nur ein Teil des⸗ 
felben ift) in Bayern hat, 

b. daß dieſe Familie (d. H. ihr Oberhaupt) dem bayerischen 
Staate angehört, 19) 

c. daß fie nah $ 8 Beil. V zur Verf.⸗Urk. in der baber. 
Adelsmatritel eingetragen ift. 19) und 14) 

Ueber die Zufammenftellung der ftandesberlichen und anderer 

bevorzugter adeliger bayerischer Familien |. Anm. 11. 


Im Uebrigen fiehe über hohen und niederen Adel und deſſen 
Vorrechte: Seyd. 1, 323—333. Grill, Handbuch der bayer. Staats⸗ 
bürger ©. 8087. 

Pözl, bayer. Verfaſſungsrecht 1877 ©. 199 ff. 

Bezüglich der Evidenthaltung der vom kgl. Staatsminifterium 
des Aeußern geführten Adelsmatrikel find durh Min.-E. vom 14. Mai 
1876 „die alljährlich) einzujendenden Conſpekte über Veränderungen 


ı) Cfr. auch Rpeinbunbatte vom 12. Dezember 1806 Art. 21—33, Art. 14 
ber Bundesalte vom 8. Juni 1815 und Art. 63 der Wiener Schlußalte vom 
15. Mai 1820. ferner Web. 1, 126 und 127 Anm. **), und biezu die im Web. 
Anhangband 1894 ©. 587 —597 enthaltene Suionmenktelung ber ftanbesherrlichen 
und anderer bevorzugter abeliger Yamilien zu Tit. V der Berf.-Urf. 

1) Vergl. 8 1 ber Beil. IV zur Berf.-Urk. 

PR den Wortlaut des für alle Adeligen in Bayern giltigen 8 8 
der V. Beil. zur Verf.⸗/Urk.: Ein bayerijcher Unterthan zc. 

4) Seyd. 1, 323/324. Bözl: BI. für abmin. Br. 7, 73. 
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in den adeligen Familien durch Geburten, Ebejchließungen und Sterbe- 
fälle betr.” die kgl. Negierungen beauftragt: 
a. die Standesämter anzumeilen rejp. anweiſen zu laſſen, die 
Auszüge aus den Standesregiftern über Geburten, Ehejchließ- 
ungen und Sterbefälle in adeligen Familien ihres Standes- 
amisbezirkes nach Schluß jeden Kalenderjahres gleichzeitig 
mit den Nebenregiitern an die vorgefegten Stellen reſp. 
Auffichtsbehörden einzufenden, 
b. die Volljtändigteit und Nichtigkeit der Conſpekte — durch 
Bergleihung mit den Nebenregijtern — zu prüfen und event. 
berzuftellen und 
c. auf die richtige und genaue Eintragung der Adelsprädikate 
in die Standesregifter ihr Augenmerk zw richten; zu dieſem 
Behufe find aber weiter die Standesämter anzuweiſen, daß fie 
d. bei den Berehelichten — ſowohl bei dem Ehegatten wie bei 
der Chegattin neben deren Geburtjahr, Monat und Tag 
auch die vollitändigen Namen, jowie Namen und Stand der 
beiderfeitigen Eltern — und 
e. bei den Geborenen und Verſtorbenen — bei Iebteren unter 
Angabe des Geburtsdatums — ebenfalld Namen und Stand 
der Eltern, bei den Müttern insbefondere auch den ange- 
borenen Gefchlechtänamen derfelben beizufügen haben. (Meb. 
11, 539 und 539 Anm. 2.)15) 
Die unberechtigte Annahme von Adelsprädikaten wird nad) 
8 360 Ziff. 8 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. 1%) beitraft. 

Ueber die für Adelsdiplome zu entrichtenden Gebühren |. Geb.- 
Gel. vom 6. Juli 1892 Art. 204. Die Gebühren des Art. 204 
fließen zu 8 Behnteln in den allgemeinen Stipendienfond, die reftigen 
2 Zehntel in die Staatskaſſe. Die Gebühren für Lehenbriefe find in 
Art. 203 1. c. geregelt, ferner diejenigen für die Eintragung in die 
Adelsmatrikel durch Art. 205 1. c. 


Rapttel II. 
Der Sandtag. !) 
8 50. 
Allgemeines. Die beiden Kammern. 


Nach Tit. IS 2 der Verf.Urk. beiteht für das ganze König- 
reich eine allgemeine in zwei Kammern abgeteilte Ständeverfammlung. 


15) Siehe hiezu noch Min.E. vom 3. Dezember 1815 und 11. September 
1829 ®eb. 1, 486. 
10) Siehe oben Anm. 1. 
') Seyd. 1, 348-486. 
Font, Handbuch. I, 16 
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Seit 1848 wird jtatt des Ausdrucks „Ständeverfjammlung“ die Bes 
zeichnung „Landtag“ gebraudtt. 

Nah Tit. VIS 11. c. find die zwei Kammern des Landtages 

a. die Kanımer der Reichgräte, 
b. die Kammer der Abgeordneten. 

Der bayerifche Landtag ift nicht wie derjenige der früheren Zeit 
eine Vertretung Der bevorrechtigten Stände, jondern wirklich eine 
Volksvertretung, eine Vertretung des ganzen Landes oder Staates. 
Demgemäß Hat auch jedes Mitglied des Landtages nad) Tit. VI 
8 25 l.c. den Eid zu leiften: „Sch ſchwöre Treue dem Könige, Ge- 
horfam dem Gefehe, Beobachtung und Aufrechthaltung der Staat3- 
verfaflung und bei dem Landtage nur des ganzen Landes allge- 
meines Wohl und Befte ohne Rüdficht auf befondere Stände 
oder Klaſſen nad) meiner inneren Ueberzeugung zu beraten“ ꝛc. 

Nah der prägnanten zutreffenden Definition Dr. v. Seydel’s 
(Bd. 1 S. 348) tft der Landtag „eine in zwei Kammern gegliederte 
Beriammlung, welche dem Könige in den geſetzlich vorgejehenen Fällen 
bei Ausübung der Staatsgewalt zur Seite ſteht.“ „Er ift fein 
„Staatorgan” neben dem Könige, jondern unter dem Könige.“ 
„Der König ift auch dem Landtage gegenüber Herricher.” 

Demgemäß bejtimmt auch Tit. VII 8 22 1. c., daß der König 
den Landtag beruft, — dies muß jebt infolge des Gejehes vom 
10. Juli 1865 über die Abfürzung der Finanzperioden (Web. 6, 
496) wenigſtens alle zwei Jahre geliehen —, ferner daß der König 
den Landtag eröffnet und jchließt, ſei es in eigener Perſon oder durch 
einen beſonders biezu Bevollmächtigten, wie der König endlich auch 
nach 8 23 1. c. jederzeit dag Recht hat, die (in der Regel auf zwei 
Monate berechneten) Siyungen des Landtags zu verlängern, fie zu 
vertagen oder auch die ganze Verſammlung aufzulöfen. 2) 

Nah Tit. VII S 1 der Berf.-Urk. können die beiden Kammern 
nur über jene Gegenftände in Beratung treten, die in ihren 
Wirkungskreis gehören, welcher in den 88 2 bis 19 (des Tit. VI) 
näher bezeichnet ift. 

Nah 8 2 1. c. kann ohne den Beirat und die Buftimmung des 
Landtags fein allgemeines neues Geſetz, welches die Freiheit der Per- 
fonen oder das Eigentum der Staatdangehörigen betrifft, erlaflen, 
noch ein ſchon beftehenbes abgeändert, autbentifch erläutert oder auf- 
gehoben werden. Doch get diefe Beſtimmung infoferne eine gewiſſe 
Abänderung erfahren, als in denjenigen Angelegenheiten, welche nad) 
der Reichs: Berf., ſpeziell Art. 2, 4 und 78 derielben zur Kompetenz 
der Reichsgeſetzgebung gehören, eine Beratung und Beſchlußfaſſung 
des bayeriichen Landtages nicht mehr ftattfindet.®) 

7 Letzteren Falles muß nach Tit. VII 8 23 Abſ. II der Verf.⸗Urk. min⸗ 
deſtens binnen drei Monaten eine Neuwahl der Kammer der Abgeordneten vor⸗ 
genommen werden. 

9) Vergl. oben 8 35a Anm. 102 ©. 126 und 127. 
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Nah 8 19 und 20 Tit. VII der Berf.-Urf. hat der Landtag 
(d. h. die beiden Kammern desjelben vereint) das Recht, in Beziehung 
auf alle zu jeinem Wirkungskreiſe gehörigen Gegenjtände dem Könige 
jeine (gemeinfamen) Wünjche und Anträge in der geeigneten Form 
vorzubringen und hat in jeder Kammer auch jeder einzelne Abgeordnete 
die Befugnis, in dieſer Beziehung feine Wünſche und Anträge in 
jeiner Kammer befannt zu geben. 

Die von einer Kammer über ſolche Anträge gefaßten Beſchlüſſe 
müſſen der anderen Kammer mitgeteilt, und können erft nach deren 
erfolgter Beiftimmung dem Könige vorgelegt werden. 

Rah 5 30 1. c. ſanktioniert der König allein die Gelee und 
erläßt diejelben mit feiner Unterfchrift unter Anführung der Ber: 
nehmung des Staatsrate® und des erfolgten Beirates und der Zu⸗ 
ftimmung der Kammer der Neichsräte und der Sammer der Abge- 
ordneten. Nach Art. IV des Minifterverantiwortlichkeitägejeges vom 4. Juni 
1848 iſt außerdem auch noch die Gegenzeichnung der Miniſter nötig. 

Im Uebrigen fiehe über den Wirkungskreis, ſowie über den 
Geichäftsgang des Landtages, fpeziell deſſen Einberufung, Konfti- 
tuierung, über Situngspolizei, Beratungen, Abftimmungen, Beichluß- 
faflungen, Beziehungen zur kgl. Staatsregierung zc. Tit. VII auch VI 
der Berf.-Urf., ferner Geje vom 19. Januar 1872 über den Ge» 
ihäftsgang des Landtages (Gej.-Bl. 1871/72 ©. 173; Web. 9, 
275 ff.).*) * 


Spezielles: ad a. Kammer der Reichsrate. 

Diefe ift nach Tit. VI S 2 der Verf.Urk. (Web. 1, 588) zu- 

fammengejegt aus: 

1) den volljährigen Prinzen des gl. Haufes, 

2) den Kronbeamten des Reiches, 

3) den beiden Erzbilchöfen, 

4) den Häuptern der ehemals reichsftändiihen — fürſtlichen 
und gräflihen — Familien, als erblichen Reichgräten, fo- 
lange fie im Beſitze ihrer vormaligen reichaftändifchen, im 
Königreiche gelegenen Herrichaften bleiben, 

5) einem vom Könige ernannten Bifchofe und dem jedesmaligen 
PBräfidenten des proteftantifchen General-(Ober-)Ronfiftoriums, 

6) aus denjenigen Berjonen, welche der König entweder wegen 
ausgezeichneter, dem Staate geleifteter Dienfte oder wegen 
ihrer Geburt oder ihres Vermögens zu Mitgliedern dieſer 
Kammer entweder erblich oder lebenslänglich bejonders ernennt. 


*) Weber bie Behandlung von neuen —— | Beleg vom 9. Auguft 
1831, 1. Juli 1884, 12. Mai 1848, 4. Juni 1865, 18. Oltober 1871, 15. Juli 
1878, 19. Februar 1879, 12. Februar 1880 (Web. 3, 561, 739; 8, 679, 681; 
4, 462; 9, 121; 13, 399, 679; 14, 880). 

**) Weber die Behantlung von Betitionen, durch welche bie Petenten eine 
materielle Verbeſſerung ihrer Lage anitreben, Min -E. vom 19. Juni 1890 
(Min-Bl. S. 245). 


16* 
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Die Zahl der Iebenslänglichen Reichsräte kann nah $ 4. c. 
den dritten Teil der erblichen nicht überfteigen. (Siehe hiezu das er- 
läuternde Berf.:Gej. vom 9. März 1828: Die Bildung der Kammer 
der Reichräte betr., Geſ.⸗Bl. 1828 ©. 9; Döll. 7, 133; Web. 2, 400.) 


ad b. Die Kammer der Abgeordneten. 


Diejelbe wird gebildet aus gewählten Vertretern des Volles, 
den Landtagsabgeordneten. 

Rah $ 13 Tit. VI der Verf.Urk. wird alle ſechs Jahre eine 
neue Wahl der Landtagsabgeordneten vorgenommen und außerdem 
nur in dem Falle, wenn die Kammer von dem Könige aufgelöft wird. 

Die austretenden Mitglieder find wieder wählbar. Weiteres 
über die Landtagsabgeordnetens Wahl |. $ 51. 


g 51. 


Das Landtagswahlgeſetz uud die Bornahme der 
Raudtagswahlen. 


Das Intereſſe, welches jeder Staatd- und Gemeindebürger an 
den Landtagswahlen hat, ferner die Geichäftsaufgaben, welche Hbesieil 
auch den Gemeindebehörden beim Vollzuge des Gejebes über die 
Landtagswahlen zugeteilt find, endlich auch der Umftand, daß vielfach 
Gemeindevertreter oder Gemeindebürger als Wahllommifjäre oder 
Wahlausfchußmitglieder beſonders zur Mitwirkung bei diefer Wahl 
berufen werden, läßt e3 zwecdienlich erfcheinen, das Landtagswahl: 
gefe vom 4. Juni 1848 in der Faſſung, welche dasſelbe durch das 
Geſetz vom 21. März 1881: „Die Abänderung einiger Beitimmungen 
des Gejeges über die Wahl der Landtagsabgeordnieten vom 4. Juni 
1848 betr.” erhalten hat und durch Min.-Bel. vom 22. März 1881 
(Web. 14, 737, Geſ.⸗Bl. S. 113) veröffentlicht worden ift, nebft den 
hiezu erlaffenen Vollz./Vorſchr. und fonjtigen Anordnungen im Wort: 
laute bier befannt zu geben und — wo es nötig ift — furze er- 
fäuternde Bemerkungen den einzelnen Bejtimmungen beizufügen. 

Die Beitimmungen der X. Beilage zur Berf.:Urf. blieben (— abge- 
jehen von dem Geſetz vom 18. Januar 1843 über die Zwiſchenwahlen von 
Abgeordneten zur zweiten Kammer (Web. 3, 479), vom Geſetz vom 
23. Mai 1846 „den 8 44 lit.c in Tit. I der X. Beilage zur Berf.-Urf. 
betr.” (Web. 3, 610) und vom 15. April 1848, die Zahl der Abge⸗ 
ordneten zur Ständeverfammlung aus der Pfalz betr. (Web. 1, 734 
Anm. 2 —) bis zum Erlaß des Geſetzes vom 4. Juni 1848, die Wahl 
ber Laudtagsabgeordneten betr. (Web. 3, 692 ff.) in Giltigfeit. 

Un die Stelle der ſtändiſchen Verſammlung trat num auf 
Grund des leßtgenannten Gefeßes eine nach dem Repräſentativ— 
igfteme gewählte zweite Kammer. Die Wahl der Landtagsab: 
geordneten hatte nach dieſem Geſetze ($ 1) im Verhältniſſe von je 
einem Abgeordneten auf 31500 Seelen der Gejamtbevölferung des 
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Königreich® zu erfolgen und berechnete fih nunmehr darnad) die 
Gelamtzahl der Abgeordneten. 

Die Wahl findet in zwei Wahlhandlungen ftatt: 

a. Wahl der Wahlmänner (Urwahl), 

b. Wahl der Abgeordneten durch die Wahlmänner. 

Die aktive Wahlfähigkeit erhielt jeder Staatsbürger und jeder 
volljährige Staatsangehörige, welcher den Verfaſſungs— 
eid geleijtet hat, dem Staate irgend eine direkte Steuer ent- 
richtet und nicht wegen Verbrechens oder wegen bejtimmter Vergehen 
verurteilt worden ift. 

Die paffive Wahlfähigkeit erhielt: 

a. zum Wahlmann jeder bayer. Staatsbürger, welcher das 

25. Lebensjahr zurüdgelegt und die übrigen Beding- 
ungen zur aktiven Wahlfähigfeit erfüllt Hat, 

b. zum Abgeordneten jeder, welcher das 30. Lebensjahr 
zurüdgelegt hat und die zur aktiven Wahlfähigfeit gehörigen 
Eigenſchaften befitt. 

Weder die aktive noch die pafjive Wahlfähigfeit war an ein 

bejtimmtes Glaubensbelenntnis gebunden. 

Die vielfachen Wünſche, die im Laufe der Jahre nach Bejeitig- 
ung des indirekten und Einführung des direkten Wahlſyſtems au 
tauchten, Tießen fich infolge gegebener Verhältniſſe nicht erfüllen ; da⸗ 
gegen follten gemiffe Bedenken, melche ſich in der Praxis und bei 
Durchführung des Geſetzes vom 4. Juni 1848 nad) mehrfacher Richt- 
ung bin ergeben Hatten, durch einen am 20. Januar 1881 von der 
fol. bayer. Staatsregierung vorgelegten Entwurf über Abänderung 
einiger Beitimmungen des ebengenannten Gejeges vom 4. Juni 1848 
bejeitigt werden. 


Diefer Entwurf wurde in der ihm vom befonderen Ausſchuſſe 
der 2. Kammer gegebenen Faſſung am 8. März 1881 in der Kammer 
der Abgeordneten, ſodann am 14. März 1881 in der Kammer der 
Reichſsräte angenommen und hierauf unterm 21. März 1881 vom 
Könige als Geſetz janktioniert und als folches durch Min.-Vef. vom 
22. März 1881 publiziert. 

Gegenüber dem Gefehe vom 4. Juni 1848 wurde durch dieſe 
neute Saffıng die Zahl der Abgeordneten beſonders dadurch bejtimmter 
firtert, daß für die desbezüglichen Berechnungen die Volkszählung vom 
1. Dezember 1875 bis zu anderweitiger geſetzlicher Regelung zu 
Grunde gelegt und zugleich Har bejtimmt wird, daß die Gefamtzahl 
der Abgeordneten aus den Bevölferungsziffern der einzelnen Re— 
gierungsbezirfe zu berechnen it. Bor allem aber ift e8 als 
eine mwejentliche Verbeſſerung der Wahlgejebgebung zu bezeichnen, daß 
an Stelle der biöherigen Öffentlidhen Stimmabgabe mit von den 
Wählern unterzeichneten Wahlzetteln nunmehr die geheime Wahl 
getreten iſt. 
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Auch Hinfichtlich der Einteilung der Wahlfreife find zweckent⸗ 
iprechendere Beichränkungen ftatuiert worden, ferner ift auch Das 
Staatzbürgerreht als Bedingung für die Wahlfähigleit in Wegfall 
gekommen und ftatt desjelben durchaus nur die Staatsangehörigkeit 
zur Ausübung des Wahlrechtes vorausgejegt. 

Im Uebrigen wurden die Grundlagen des Wahlgejeßes vom 
4. Juni 1848 nicht verändert und verweilen wir bezüglich der ein- 
zelnen Beitimmungen des nunmehr giltigen Landtagswahlgeſetzes in 
der Faſſung vom 21. März 1881 auf den nachjtehenden Wortlaut 
dieſes Geſetzes ſelbſt und auf die zu den einzelnen Artikeln desſelben 
beigefügten Bemerkungen ıc. 


Gefecht’) 
„die Wahl der Landtagsabgeordneten betr.” 


vom 4. Juni 1848, in der Faſſung des Geſetzes vom 21. März 1881, 
nah Minifterialbelanntmahung vom 22. März 1881: Web. 14, 
738 ff.; Bamb. 18, 9 ff.) 


Art. 1. 

Die Zahl der im ganzen Königreice zu wählenden Landtags⸗ 
Abgeordneten berechnet ſich nach den Benölferungaziffern der einzelnen 
Regierungsbezirfe in der Art, daß in jedem Regierungsbezirfe fo viele 
Abgeordnete zu wählen find, als auf feine Bevölkerung im Verhält⸗ 


*) Hiezu Commentar von Dr. Ludw. Aug. v. Müller: Das bayer. Geſetz 


4. Zuni 1848 
über die Wahl der Landtagsabgeordneten vom 51. Mär 1881. 2. Auflage. Nörb- 
lingen 1887. 


(Cit. Müller und Angabe der Seite), ferner deffen Ausführungen „zur 
Theorie und Praxis des baper. N in Bl. f. admin. Pr. $2, 
145 ff., 161 ff., 176 ff. und 198 ff., desgl. Luthardt ebenda 19, 249 ff. 

**), Zum Vollzuge biejes Geſetzes find bejonders nachftehende Minifterial- 
Entegliebungen ergangen: 

a. Diin.E. vom 2. April 1831 „den Vollzug bed Geſetzes über bie Wahl 

der Landtagsabgeordneten betr.“ 
(Web. 15, 31 ff., Bamb. 18, 33 N). 

b, Min.-E. vom 24. März 1881 „die malige derftellung „ öffentliche 
Analegung und Abſchließung der Wählerliften“. (Web. 14, 762 ff.), 
nebft Min.-E. vom 22. April 1881 über die Berechnung der Bevölker⸗ 
ungszahl (Web. 15, 63) unb Min.-E. vom 18. Mai 1881 „ben Voll⸗ 
au des Geſetzes über bie Wahl der Landtagsabgeorbnieten betr.“ 

eb. 15, 82 }.). 

c. Min.E. vom 27. Januar 1883 „die Wahlberedhtigung der Militärper- 
fonen bei Landtags⸗ und Reichſtagswahlen betr.“ (Web. 16, 100 f.), ferner 

d. ®erordn. vom 1. September 1881 über die Eifenbahnfahrtfreiheit der 
Abgeordneten (Web. 15, 425 f.) zu Art. 86 Ubi. 1 des Bahlgeieged. 

Weiter fiehe die Behandlung diefer Materie bei Krais 1, 179 ff. (4. Aufl. 
1, 191 ff.), Bechm.-Brettr. 1, 153 ff., Stabelmann-®. ©. 182 ff. 

Bejonders über das erhalten der Beamten der inneren Bermwaltung, alio 
auch der Gemeinbebeanten in bezug auf die Wahlen |. Min.-E. vom 9. April 
1868 (eb. 7, 216) und vom 81. Mai 1893 (Gej.- und Berorbn.-Bl. S. 198). 
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nifje von einem Abgeordneten zu 31 500 Seelen entfallen; ein Bruch- 
teil über die Hälfte gilt als voll. 

Für diefe Berechnung und ebenjo für Die Berechnungen nad) 
Art. 2 und 14 ift bis zu anderweitiger geleßlicher Regelung die amt» 
lich feftgeftellte Volkszählung vom 1. Dezember 1875 maßgebend. !) 


Art. 2.2) 

Die tgl. Staatsregierung hat hienach jeden Regierungsbezirk in 
Wahlkreije nach der vorbezeichneten Verhältniszahl von 31500 Seelen 
einzuteilen. 

Bei diejer Einteilung find die Grenzen der Amtsgerichte oder 
der Diftriftögemeinden einzuhalten, darf kein Wahlkreis für mehr als 
vier Abgeordnete und dürfen in jedem Negierungsbezirfe höchſtens 
zwei Wahlfreife für einen Abgeordneten gebildet werden. 

Die Beftimmungen des vorftehenden Abf. 2 finden feine An- 
wendung auf die Haupt: und Refidenzftadt Deünchen, welche in zwei, 
lediglich aus Beitandteilen der Stadt beitehende Wahlkreife zerlegt 
werden kann. 

Kein Wahlkreis darf weniger als 28000 Seelen zählen. 

Jeder Wahlkreis muß ein räumlich zufammenhängendes Ganzes 


bilden. 
Art. 3. 
Die Wahl findet in zwei gefonderten Handlungen ftatt: 


) Bu Urt. 1 Abſ. 2 gehören 88 1 und 2 der Min.-E. vom 2. April 1881 
„ben Vollzug bes Geſetzes über die Wahl der Landtagsabgeordneten betr.“ (Min.- 
AB. ©. 77 und Web. 15, 31 f.): 

8 1. Für alle Berechnungen, weiche der Vollzug des Geſetzes erfordert — 
aljo im Beſonderen auch für die Berechnung der auf einen Beſtandteil des Wahl- 
kreiſes (vgl. 8 12) treffenden Zahl von Wahlmännern und für deren Berteilung 
auf die Urmwahlbezirfe — find die Ergebniffe der Bolfszählung vom 1, Dezember 
1875 maßgebend. **) 

8 2. Sind Uenderungen im Beſtande ber Umtögerichte, der Diftriktöge- 
meinden oder der politifhen Gemeinden eingetreten, jo werben die Bevöl⸗ 
ferung3zahlen ber betr. Amtsgerichte, Diftriltägemeindben oder politiihen Gemein⸗ 
den in der Art gewonnen, daß die in Betracht kommenden Gemeinden oder Ge⸗ 
meinbdeteile mit den Bevölkerungsziffern der Bählung vom 1. Dezember 1875 in 
Anſatz gebracht werden. Wenn dieſe Ziffern, was namentlich Hinfichtlich einzelner 
Gemeindeteile eintreten fann, ben Diftriftsverwmaltungsbehörden nicht vorliegen, fo 
haben legtere Behörden fich deshalb an das kgl. ftatiftiiche Bureau zu wenden. 


Durch die beftimmte präzife Faſſung des Art. 2 ift gegenüber der zu 
vielen Bweifeln und Unftänden führenden bisherigen Beſtimmung Des Urt. 13 des 
Gel. vom 4. Yuni 1848 eine weſentliche Beſſerung erzielt worden. 

Siehe giean Unm. 1 und 2 zu Art. 2 in Müller ©. 23 f. und BI. für 
abmin. Pr. 82, 146 f. 

Ferner bezüglicy ber Amtsgerichtsbezirke vergl. Berorbn. vom 2. April 1879 
(Web. 12, 760 ff.) „die Beitimmung der Werichtäfte und die VBilbung ber Ge⸗ 
richtöbezirfe betr.” |. oben ©. 148. 


*, Nach Min.-E. vom 22. April 1881 (Web. 15, 63) iſt die ortBanwelenbe Bebbl- 
ferung gu Grunde zu legen. 
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a. mitteljt Wahl der Wahlmänner (Urwahl), 
b. mittelft Wahl der Abgeordneten durch die Wahlmänner. 


Art. 4. 

Bu jeder giltigen Wahl®) ift die perfönfiche Anweſenheit des 
Wählenden erforderlich. 

Stellvertretung findet nicht ftatt. 

Nur derjenige wird zur Wahl®) zugelaſſen, welcher erweislich 
ben Verfaſſungseid abgeleitet hat. — Die Wahlmänner haben außer- 
dem bei der Wahlbandlung den in Art. 23 vorgefjchriebenen Wähler: 
eid zu jchwören. 

Der Eid nah Tit. VI I 25 und Tit. X 8 3 der Berf.-Urf. 
fann bei Angehörigen nicht chriftlicher Konfeſſionen mit Hinweglafiung 
bes Beiſatzes: „und fein Heilige Evangelium“ geleiftet werden. +) 


Art. 5. 


Wahlberechtigt als Urwähler ift jeder volljähr. Staatsangehörige, 
welcher dem Staate feit mindeſtens ſechs Monaten eine direkte Steuer 
entrichtet. 5) 


*) Unter „Wahl“ ift fomohl die Urwahl wie die Abgeordnetenwahl zu 
verftehen. Bei beiden Wahlen muß alſo auch geprüft werden, ob vom betr. 
Wähler oder reip. Wahlmanne ber Berfaflungseid geleiftet wurde. Vergl. hiezu 
Nr. V Biff. 4 der Min.-E. vom 24. März 1881 (Beh, 14, 765) und Nr. III 
der Min.-E. vom 27. Januar 1883 (Web. 16, 101) ferner den nachſtehenden $ 3, 
jomie ben 8 51 Abf. 1 und 5 der Vollz⸗Inſtr. vom 2. April 1881 (eb. 15, 

un ). 


* Bu Art. 4 Abi. 3 gehört 8 3 der Min.-E. vom 2. April 1881: Die 
Diſtriktsverwaltungsbehörden haben vor ber jedemaligen Auslegung der Wähler- 
liften und ebenfo vor jeder Urwahl burdy Öffentliches Ausfchreiben auf die Bes 
ſtimmung des Art. 4 Abſ. 3 des Geſetzes geeignet hinzuweiſen und eine Tagfahrt 
oder nad) Bedarf mehrere Tagfahrten zur Ableiftung des Verfaſſungseides anzu- 
beraumen. In dem Ausſchreiben vor der jedesmaligen Öffentlichen Auslegung 
der Wählerliften ift zugleich darauf aufmerffam zu maden, dab und warum die 
Zeit vor oder während der Öffentlichen Auslegung ber Wählerliften für die Ab- 
leiftung des Berfaflungdeides ſich empfichlt. 

(Siehe Din.-E. vom 24. März 1881, Amtsblatt des Minifteriumd des 
Snnern ©. 66, Web. 14, 762, abgedrudt unten ©. 250.) 

Ueber die erfolgte Wbleiftung bes Eides ift Veltätigung zu erteilen. 

1 hnuguch ber Ableiſtung des Staatsbürgereides ſiehe auch oben 8 456 
4 ff. 


) Zur aktiven Wahlfähigfeit ald Urwähler gehört alfo jegt (vergl. nach⸗ 
ftehenhen $ 4 der Bollz.-Borichr. in Anm. 7): 

a. der Beſitz der bayer. Staatdangehörigfeit (nicht des Staatsbürgerrechtes, 
dieſes letztere ift hier ohme jede Bedeutung) und männliches Geſchlecht, 

b. Bolljährigkeit (vergl. 3 2, auch 8 3 des bürgerl. Geſ.⸗B.), 

c. die wirkliche Entrihtung einer — wenn auch noch fo geringen — 
direften GStaatöfteuer und zwar muß dieje Entrihtung ſchon ftatt- 
gefunden haben und die Unlegung mit dieſer Steuer bereits jeit ſechs 
Monaten, vom Tage ber Audlegung der Wählerliſten an zurüdgerecdhnet, 
erfolgt fein (BL. für admin. Pr. 323, 149 ff.), 
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Ausgeſchloſſen find: 

1) Berjonen, welche unter Kuratel ftehen oder welchen nad) 
Art. 499 und Art. 513 des zur Beit in der Pfalz gelten- 
den Civilgeſetzbuches ein Beiftand gerichtlich beigegeben tft, 

2) Perjonen, über deren Vermögen das Rontu-snerlahren ge= 
rihtlih erklärt ift und zwar während der Dauer Ddiejes 
Berfahreng, 

3) Perſonen, welche eine öffentliche Armenunterftügung beziehen 
oder in dem Beitraume eine Jahres vor der öffentlichen 
Auslegung der Wählerliften (Art. 7 Abf. 1) bezogen haben, ©) 

4) Perſonen, welche die Befähigung infolge ftrafgerichtlicher 
Verurteilung verloren haben, Folange bieler Berluft Dauert. 

Die Ausübung des Wahlrechts ift bedingt durch den Eintrag 

in die gemeindliche Wählerlifte beziehungsweile den betreffenden Aus: 
zug bertelben 7) 
Jeder Wahlberechtigte darf nur in einem Urmwahlbezirfe wählen. 


d. Wohnſitz in ber Gemeinde; weiter muß 

e. der Stantdbürgereid abgeleiftet und 

f. der Cintrag bed Betreffenden in die Wählerlifte erfolgt, und endlich darf 

£ feiner ber „aihlubgründe nah Art. 5 Abi. 2 1. c. gegeben fein. 

ber das Ruben ahlrechtes ſ. Ziff. II lit. A der Min.-E. vom 
27. Xanuar 1883 8 16, 100), ſowie unten Anm. 9 Ziff. 4 ©. 252 ff. 

*) Unter öffentlicher Armenunterftäbung ift Tediglich bie auf Grund des 
Geſetzes vom 29. April 1869 über die Armenpflege gewährte geſetzliche Unter- 
ftüßung zu verftehen, nicht aber eine PBrivatunterftüßung ; auch darf die Anjchaff- 
ung von Lehrmitteln oder die Gewährung von Schulgeldfreiheit an Kinder un⸗ 
bemittelter Eltern nit al3 öffentliche Armenunterftügung der lebteren erachtet 
werden. 

Bergl. hiezu oben $ 11 Anm. 4 ©. 29. 

Ferner fiehe über den Begriff „Beziehen einer AUrmenunterftügung“ KOT. 
für abmin. Pr. 323, 161—168. 

Bu Urt. 5 gehört 8 4 der Vollzugsentichließung vom 2. Upril 1881: 

8 4. Die Wahlberechtigung hat drei pojitive Borausjegungen: 

1) den Beſitz der bayer. Staatdangehörigfeit, 

3) die Bolljährigleit und 
8) die Entrichtung einer direkten Staatsfteuer in Bayern feit mindeſtens 
ſechs Monaten. 

Dieſe drei Borausjegungen müflen am Anfangdtage ber öffentlichen 
Auslegung ber Wählerlifte — aljo je am 1. Oftober und am 1. April — erfüllt fein. 

Neben den pofitiven Vorausfegungen beitehen vier Ausichließungdgründe: 

1) die Stellung unter Kuratel oder bie gerichtliche Weigabe eines Bei- 

ftanded nad Urt. 499 und 513 des zur Beit in der Pfalz geltenden 
Civilgeſetzbuches, 
die geri tliche Erflärung des Konkurſes, für Die Dauer bed Verfahren, 
3) der Bezug einer öffentlichen Armenunterftügung zur Beit ber Urwahl 
oder in dem Beitraume eine Jahres vor ber Öffentlichen Auslegung 
der Wählerliften, 

4) der Berluft der Befähigung zum Wählen infolge ftrafgerichtlicher Ver⸗ 

urteilung folange dieſer Berluft dauert. 

Die Ausübung des Wahlrechted iſt weiterhin bedingt durch den Eintrag 
in die gemeindliche Wählerlifte bezw. den betr. Auszug derjelben. 

nerhin wird zur Wahl niemand augelaffen, der nicht ermeidlich ben 
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Die allgemeinen Vorausſetzungen der Wahlberechtigung (Abſ. 1) 
beurteilen fi) nach dem Anfangstage der öffentlichen Auslegung der 
Wählerliſten (Art. 7 Ab). 1). 


Art. 6. 


Für jede Gemeinde ift von der Gemeindebehörde eine Wähler: 
liſte anzulegen.) In diefe Lifte find alle Wahlberechtigten, welche 
ihren Wohnfig in der Gemeinde haben, nad) Vor⸗ und Bunamen, 
Ulter, Stand oder Gewerbe und Wohnung nebit Vermerken über Ab⸗ 
leiftung des Verfaſſungseides, über Steuerentrichtung und über etwa 
vorhandene zeitweile Ausjchließungsgründe einzutragen. 9) 


Verfaſſungseid geleiftet hat. (Urt. 4 Abſ. 8 des Landtagswahlgeſetzes und $ 3 
biefer Salon, ferner |. oben 8 45 ©. 174 ff. über Übleiftung bed Staat3- 
ürgereide3. 

Enblih ruht die Berechtigung zum Wählen nad) Maßgabe bed 8 49 bes 
Reichs⸗Mil.⸗Geſ. vom 2. Mai 1874 für die zum altiven Heere gehörigen Militär- 
perjonen mit Ausnahme der Militärbeamten. 

°»), Hiezu 8 5 der Vollzugs-Borfchriften vom 2. April 1881: 

Am Anſchluſſe an bie Ausführungen der Min.-E. vom 24. März; 1881 
(Web. 14, 762) „die erftmalige Herftellung, Öffentl. Auslegung und Abſchließung 
der Wählerliften betr.” — wird wiederholt darauf hingewieſen, daß der Eintrag 
in bie Wählerlifte den Wohnſitz in derjenigen Gemeinde voraugjegt, für 
erde die Lifte angelegt if. Die Beftimmung des früher geltenden Geſetzes, nach 
weldyer jemand auch da wählen konnte, wo er ohne Domizil mit Grundbelig an⸗ 
jäflig war, ift fonady nicht mehr in Geltung. Hat jemand einen mehrfachen 
sohn, jo ift er in jeder ber Gemeinden, in welder er Wohnfig hat, in die 
Wählerlifte aufzunehmen. Die Ausübung des Wahlrechtes Tann jedoch, wie in 
Abi. 5 des Art. 5 ausdrücklich ausgeſprochen wird, nur in Einem Urwahlbezirt 
erfolgen. Eine vorausgehende Er!lärung darüber, in welchem Urmwahlbezirt das 
Wahlrecht ausgeübt werden wolle, ift im Gelege nicht gefordert. 


) Die hauptjächlichfte Aufgabe der Gemeindebehörden beim Boll 
zuge des Landtagswaählgeſetzes iſt die Herftelung und Evidenthaltung ber 
Waͤhlerliſten. 

Bezüglich der Herſtellung dieſer Wählerliſten ſind durch die Min.-E. vom 
24. März 1881 „die erſtmalige Herſtellung, öffentliche Auslegung und Abſchließ- 
ung der Wählerliſten“, ferner durdy bie Min.-E. vom 27. Januar 1888 „bie 
Wahlberechtigung ber Militärperjonen bei Landtags⸗ (und Reichstags.)Wahlen 
betr.” eingehende Beſtimmungen getroffen, weiche wegen ihrer Wichtigkeit für die 
besbezügl. gemeindebehördlide Thätigfeit nachſtehend im Wortlaute ab- 
gebrudt werden: 

a. Min.-E, vom 24. März 1881 (Web. 14, 762 ff.): 

Während bei den Landtagswahlen jeither die Borausfegungen der Wahl- 
berechtigung (aktiven Wahlfähigfeit) im einzelnen bei Uebergabe des Wahlzettels 
an den Urwahlkommiſſär als gegeben nachgewieſen werden mußten und alle 
hierüber entftehenden Zweifel durch den Wahlausichuß zu beicheiden waren, ift die 
Ausübung des Wahlrecht fünftighin an den Eintrag in die einichlägige 
Wählerlifte gebunden, von welcher der Urwahlkommiſſär beglaubigte Abjchrift oder 
beglaubigten Auszug zugeftellt erhält. Demgemäß darf fortan in dem einzelnen 
Urwahlbezirfe niemand zur Urwahl zugelafien werden, welchen der Urwahltom- 
miſſär nicht in ber ihm bei ber Wahlhandlung vorliegenden beglaubigten voll- 
ftändigen oder auszugsweiſen Abjchrift der Wählerlifte vorgetragen Endet. ieraus 
erhellt die hohe Wichtigkeit, welche der ordnnungdgemäßen Heritellung der Wählcer- 
liſten einjchließlich der öffentlichen Auslegung und bes Reflameverjahrend zulommt. 
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Im Bejonderen wird desfalls auf Nachftehendes zur Beobachtung und 
Nachachtung aufmerkjam gemadt: 
I. 


Die Wählerliften bei den Reichſtagswahlen werden unmittelbar vor Bor- 
nahme allgemeiner Wahlen für dieje und Hr etwaige Nachwahlen innerhalb eines 
Jahres aufgeſtellt. Im Gegenſatze hiezu find die Wählerliften für die 
Bayerifhen Landtagswahlen permanente Kiften, welche halbjährig 
revidiert und berichtigt werben. 


II. 


Für jede Gemeinde iſt eine Wählerliſte herzuſtellen. Die Formulare hiefür 
(Anlage A) werden in der erforderlichen Anzahl den Magiſtraten der unmittel- 
baren Städte und den k. Bezirksämtern durch die einjchlägige kgl. Regierung, 
Kammer ded Innern, zugeftellt; die Diſtriktsverwaltungsbehörden haben den NBe- 
darf für die Herftellung der Wählerliften, ſoweit er fich vorerft berechnen läßt, — 
ausgeichieden nad) Umtehlag- und nad) Einlagebögen — baldmöglichft der Kreis⸗— 
ftelle anzuzeigen. m 


Die in den Wählerliſten zu verzeichnenden Wahlberechtigten find in alpha- 
betifcher Ordntung unter laufenden Nummern borgufragen. Jedoch dürfen in 
Städten die Wählerliften audy nad) Bezirken, Diſtrikten oder Litern bezw. Straßen 
gefertigt werden; bei diefer Art ber Anfertigung genügt es, wenn die fortlaufende 

umerierung der Wähler je für einen Bezirk, einen Diſtrikt oder eine Litera bezw. 
eine Straße erfolgt. 

In Gemeinden, weldye nad) der Boll3zählung vom 1. Dezember 1875 nicht 
mehr ald 2750 Eeelen zählen, muß die Wählerlifte vor der Öffentlichen Auslegung 
geheftet werden. ıv 


Der Eintrag in die Bählerliften richtet fich nad folgenden Geſichtspunkten: 

1) In die Wählerlifte der Gemeinde dürfen nur Wahlberechtigte aufgenom- 
mommen werden, weldhe in der Gemeinde Wohnjig haben. 

2) Die Wahlberechtigung jegt voraus: den Beſitz der bayeriſchen 
Staatdangehdrigfeit, die Bolljährigleit und die Entrichtung einer 
dDireften Staatsfteuer in Bayern jeit mindeſtens ſechs Monaten; 
und zwar müſſen diefe Vorausſetzungen nad) Art. 5 Ubi. 5 des Geſetzes an dem 
Anfangstage ber öffentlihen Auslegung der Wählerliften er- 


füllt fein. 

Als direkte Steuern kommen in Betracht die Grund» und Hausfteuer, bie 
Gewerbeſteuer einfchließlich der Beiteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen, 
bie Kapitalrentenfteuer und die Einfommenfteuer. Die Ausdrucksweiſe des Geſetzes: 
„den Staate jeit mindeftens ſechs Monaten eine direlte Steuer entrichtet“ 
fließt nach den Motiven in fich, daß die Anlegung vor mindeſtens ſechs Monaten 
geſchah und baß die Entrichtung ſchon ftatt Hatte. Die Motive führen weiterhin 
aus, daß bei erfolgter Anmeldung zur geichehenen Steuerentrichtung der Tag der 
Anmeldung als Beginn für die Berechnung der Frift zu erachten ift. Verzeichniſſe 
der einfchlägigen Steuerzahler werden den Piftriftäverwaltungsbehörben zur Be- 
nüßung für die einzelnen Gemeinden baldtdunlichit jeitend der kgl. Nentämter 
übermittelt werben. 

8) Neben den pofitiven Borausfegungen beitehen AUusjichliehungsd- 
gründe. Das Geſet unterjcheibet zwiſchen Dbauernden und zeitweijen Aus- 
Ihliegungsgründen, indem dasſelbe in Art. 6 Abſ. 1 Wermerle über etwa vor- 
bandene „zeitweife” Ausſchließungsgründe anordnet. Unter jolchen zeitweilen Aus⸗ 
fchließungsgründen find ſolche zu verftehen, die während der Zeit, für welche die 

äblerite abgeichloffen wird, — aljo bei der erftmaligen Herftellung während der 
Beit bis zum 1. September 1881 — ihre Befeitigung finden können. 
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Das Gele ftellt in Urt. 5 Abf. 2 vier Ausſchließungsgründe auf; 

binfichtlich derfelben ift zu bemerken: 

a. Der erfte Ausſchließungsgrund betrifft „Perjonen, welche unter Kuratel 
ftehen oder welchen nad Art. 499 und Art. 513 des zur Zeit in ber 
Pfalz geltenden Linilgejegbuches ein Beiftanb gerichtlich beigegeben ift.“ 
Da gerichtliche Verfügungen diefer Urt wieder aufgehoben werden können, 
eriheint der Ausſchließungsgrund als ein zeitweiler. Die gedachten 
Perſonen find daher von dem Eintrage in die Wählerlifte nicht aus« 
geiätoften; diefer Eintrag hat aber unter Vermerk über den vorhan- 

enen zeitweilen Ausichließungdgrund zu gejchehen. 

b. Der zweite Ausſchliehungsgrund trifft „Berfonen, über deren Bermögen 
das Konkursverfahren gerichtlich erflärt ift, und zwar mährend der 
Dauer dieſes Verfahrens“. Die legteren Worte ftellen außer Zweifel, 
daß auch bier nur ein zeitweifer Ausfchliegungdgrund vorliegt. Es find 
daher auch in diefem Falle die beteiligten Perjonen von dem Eintrage 
in die Wählerliften nicht ausgeſchloſſen; dieſer Eintrag hat aber unter 
Pe über den vorhandenen zeitweilen Ausſchließungsgrund zu er- 
olgen. 

c. Der dritte Ausichließungsgrund bezieht fi) auf „Perfonen, welche eine 
öffentliche Armenntterftügung beziehen oder in dem Beitraume eines 
Jahres vor ber Öffentlihhen Auslegung der Wählerliften bezogen haben.“ 
Da ſich das Jahr des Bezuges immer zurüd von dem Anfangstage ber 
jerveiligen öffentlihen Auslegung der Wählerliften beredynet, fo liegt 
hier ftet3 ein jedenfall3 bis zur nächiten Auslegung ber Wählerliften 
wirffamer Ausfchließungsgrund vor; die betreffenden Berfonen find da⸗ 
her in die Wählerlifte nicht einzutragen. Der Zeitraum eines Jahres 
vor der öffentlichen Auslegung der Wählerliften umfaßt für die erite 
Auslegung die Zeit vom 9. Mai 1880 bis zum 8. Mai 1881 incl. 
Als Tag bes Bezuges ift nicht der Tag der Empfangnahme, fondern 
jener der beichlußmäßigen Gewährung der Unterftühung maßgebend. 
Hinſichtlich des Begriffes „Öffentliche Armenunterftügung“ wirb auf das 
Geſetz über die öffentliche Armen- und Krankenpflege vom 29. April 
1869 verwieſen. 

d. Der vierte Ausſchließungsgrund ijt gegen „Perjonen“ gerichtet, „welche 
die Befähigung infolge ftrafgerichtlicher Verurteilung verloren haben, 
fo lange biefer Verluſt dauert.” Hieher einfchlägig find bie 32ff. 
des Strafgeſetzbuches für das deutſche Reich beziehungsweiſe (für die 
vor dem 1. Januar 1872 ergangenen bezüglichen Verurteilungen) Art. 46 
des Geſetzes vom 26. Dezember 1871, den Vollzug der Einführung 
des Strafgeſetzbuches für das deutſche Reich in Bayern betreffend. Da 
demnach die Dauer des Verluſtes jeweilig außer Frage ſteht, ergibt 
ſich von ſelbſt, in welchen Fällen ein Eintrag in die Wählerliſte über⸗ 
haupt nicht, und in welchen Fällen ein ſolcher Eintrag unter Ber- 
merk de3 vorhandenen zeitweilen Ausfchliegungsgrundes veranlaßt if. 
Kein Eintrag ift erforderlich, wenn die Dauer des Verluſtes über bie 
Beit binaudreicht, für welche die Wählerlifte abgefchloffen wird — alſo 
bei der erftmaligen Auslegung, wenn die Dauer des Berluftes über den 
31. Auguft 1881 hinaus fi erftredt. Iſt die Dauer des Berluftes 
* kürzere, ſo hat Eintrag in die Wählerliſte unter Vermerk ſtattzu⸗ 

nden 


4) Die Berehtigung zum Wählen ruht fernerhin nad Maßgabe 
bed 8 49 des Reichs⸗Mil.Geſ. vom 2. Mai 1874 für die zum altiven Heere 
gehörigen Offiziere und Aerzte, Unteroffiziere und Gemeinen. 

(Die nun folgenden Abjäge 2—4 der Biff. 4 und die Biff. 5 dieſer Ent- 
Khließung find erſetzt durch die nadjftehenden Beftimmungen der sub b) abgebrud- 
ien Fee vom 27. Januar 1883, welche, joweit hieher gehörig, folgendermaßen 
auten): 
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Bon Militärperionen find bei dem Borhandenfein der übrigen perjönlichen 
Erforderniffe in die Wählerliften aufzunehmen: 

a. fämtliche Beamte der Militärverwaltung, gleichviel ob Militär. ober 

Givilbeamte, — hiezu gehören auch die Beterinäre —, 

b. die Offiziere, Sanitätsoffiziere und Mannſchaften bes Beurlaubten- 
ftandes, dann bie (mit oder ohne Penfion) verabichiedeten Offiziere 
und GSanitätdoffiziere, die nicht zum Friedensſtande gehörigen, zur 
Dispolition ftehenden Offiziere und Sanitätdoffiziere, die nicht zum 
Friedensſtande gehörigen DOffiziere und Sanitätsoffiziere & la suite. 

Die unter a. aufgeführten find in der Uusübung des Wahlrechts vollkom⸗ 
men unbejchränft; bei den unter b. Aufgezählten kann troß der Eintragung in bie 
Wählerlifte bas Wahirecht bei einer Wahlhandlung ruhen, wenn die —— 
am Tage ber Vornahme dieſer Wahlhandlung nach dem unter I Erörterten als 
zeitweilig zum altiven Heere gehörig erfcheinen; ift ber zeitweilige Ausſchließungs- 
grund zur Zeit der Aufnahme in die Wäphlerlifte gegeben, fo iſt hierüber entſprechen⸗ 
der Vermerk zu machen. 

Abgeiehen von den vorftehend unter a und b bezeichneten Kategorien lönnen 
Militärperfonen in die Wählerliften nur eingetragen werben, wenn befcheinigt 
wird, daß der Tag ihrer Entlaffung aus dem aktiven Dienft in die Beit fällt, für 
welche die Wählerlifte abgejchloffen wird; auch ein foldyer Eintrag Tann felbitver- 
ſtändlich nur unter Vermerk des vorhandenen zeitweijen Ausſchließzungsgrundes 
vollzogen werben. 

Die Offiziere der Gendarmerie find als nicht wahlberechtigt auch nicht in 
die Wählerliften einzutragen. Die Mannſchaften der Gendarmerie find in bie- 
felben bei dem Borhondentein der übrigen perjönlichen Erforderniffe aufzunehmen. 


V. 


Ueber die Art der Einträge in die einzelnen Rubriken geben die in An- 
lage A (j. Web. 14, 768 f. und ©. 256) eingejegten Beifpiele Aufſchluß. 

Im einzelnen wird bemerft: 

1) zu Rubrik 1 (Laufende Nummer) ift das oben unter Biff. III Ge 
ſagte zu vergleichen. j 

2) Zu Rubrif 2 (Buname), 3 (Borname) und 5 (Stand oder Gewerbe) 
find Erläuterungen nicht veranlaßt. In Rubrik 4 (Alter) ift bei denjenigen Wahl- 
berechtigten, welche das 21. Lebensjahr unzweifelhaft ſchon in dem der Eintragung 
vorausgehenden Kalenderjahre oder früher vollendet haben, bie Angabe des Geburts- 
jahres genügend. 

3) Zu Rubril 6 (Wohnung). In Gemeinden, welche nicht in mehrere 
Wahlbezirke zerlegt werden können, genügt die Einfegung bed Namens der bezüg- 
fihen, die Gemeinde bildenden oder zu der Gemeinde gehörigen Ortichaft. Hie⸗ 
gegen ift in Gemeinden, welche für fi in zwei oder mehrere Urwahlbezirfe abge- 
teilt werden fönnen, die Ungabe der Wohnung des Wahlberechtigten nad Haus⸗ 
nummer und Litera (Diftrift) oder Straße erforderlich, weil im alle der Ab⸗ 
teilung der Gemeinde in zivei oder mehrere Urwahlbezirte das Wahlrecht nach 
Urt. 8 des Geſetzes nur in demjenigen Urmwahlbezirfe ausgeübt werben barf, in 
welchem die in die Wählerlifte eingetragene Wohnung liegt. Es ift Daher bei allen 
Wahlberechtigten, welche in Gemeinden wohnen, die nad der Volfszählung vom 
1. Dezember 1875 über 2750 Seelen zählen, die Wohnung innerhalb diejer Ge⸗ 
meinde nad Hausnummern und Litern (Diftrilten) oder Straßen in die Wähler- 
lifte aufzunehmen. 

4) Zu Rubrik 7 (Bermert über Ableiftung des Serfaffungeeine) wird im 
Anfchluffe an die obige Ziff. IV Nummer 5 beitimmt, daß in die Rubrik bei amts⸗ 
belannt oder nachgewiejenermaßen erfolgter Wbleiftung des Verfaſſungseides das 
Wort „ja“, andernfalls dad Wort „nein“ eingejegt wird. Als amtöbelannt kann 
die Ableiftung des Verfaſſungseides namentlich bei allen kal. Staatsdienern, auch 
den katholiſchen und proteftantiichen Bfarrern, dann ım Falle erfolgter Un« 
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ſäſſigmachung (nach der früheren Geſetzgebung) und im Falle des Erwerbes einer 
Telbftändigen Heimat durch Verehelichung (nach der jegt geltenden @eieggebung) 
angenommen werden. Die Eivilbeamten der Militärverwaltung und die Militär- 
beamten mit Ausnahme der Auditeure leiften den Verfaſſungseid bei ber Anſtellung 
oder Verehelichung nicht. 


6) Zu Rubrik 8 (Vermerk über Steuerentrihtung) wird verfügt, daß hier 
lediglich die Art derjenigen direkten Steuer, welche der Wahlberechtigte entrichtet, 
eine kurze Andeutung und zwar in folgender Weife findet: 

a. durh „Eink.“, wenn Eintommenfteuer, 

b. durch „Kap.“, wenn Kapitalfteuer, 

ce. durch „Grund-* oder „Haus-“, wenn Grund- oder Haußfteuer, 

d. durch „Gew.“, wenn Gewerbeſteuer und 

e. durch den Buchftaben „U“, wenn Beiteuerung des Gewerbebetriebe im 

Umherziehen in Frage fteht. 

Entrichtet jemand direkte Steuern verjchiedener Gattung, fo ift der Ver⸗ 

merf bezüglich einer derjelben genügend. 


6) Zu Rubrit 9 (Vermerk über vorhandene zeitweile Ausichliekungs- 
gründe.) Als zeitweije Ausichließungsgründe kommen nah Biff. IV Nummer 3 
in Betracht: 

a. ber Buftand der Kuratel beziehungsweife bie gerichtliche Beigabe eines 
Beiltandes in der Pfalz nad) Art. 499 und Art. 513 des zur Zeit dort 
geltenden Civilgeſetzbuches, 

b. die gerichtliche Erklärung bes Konkursverfahrens, 

c. der Berluft der Befähigung zum Wählen infolge ftrafgerichtlicdyer Ver⸗ 
urteilung, wenn die Dauer des Verluſtes fich nicht über die Zeit hinaus 
erftredt, für welche die Wählerliſte abgeichloffen wird. 

Die Einträge geſchehen hier in folgender Yorm: 

zu a. „unter Kuratel“ beziehungsweife „gerichtlich verbeiftandet”. 
zu b. „KRonfurdverfahren.” 
zu c. „Wegen Beltrafung verluftig bit... . .” 

Der Vermerk über Militärperfonen in den oben unter Ziff. IV Wr. 4 Abi. 3 

vorgejehenen Fällen hat zu lauten: Aktiver Militärbienft bis... .“ 


7) Zu Rubrit 10 (Bemerkungen). In dieſer Rubrik ſind ebenfo, wie bei 
den Wählerliften zum Neichötage die Gründe von Streihungen ober Nachtrag- 
ungen vorzumerlen, welche fi vom Unfangstage der öffentlihen Auslegung der 
Wählerliften (Urt. 7 Abſ. 1 des Gefetes) bis zum Schlufie des Reklamations⸗ 
verfahrens und ber fich Hieran anreihenden Abjchließung der Wählerliften (Art. 7 
Abi. 3 und 4) ergeben. Auf gleiche Weiſe find hier Mebertragungen von ber einen 
Wählerlifte in die andere zu begründen, welche nach Abichluß der Wählerlifte ge- 
mäß des eriten Satzes in Art. 8 des Geſetzes wegen Verlegung bed Wohnfites 
einzutreten haben. — Beiſpiele für die hier in Trage kommenden Einträge find 
aus der Anlage A zu entnehmen. 


v1 


gi) Inhaltlich der Min.»-Vel. vom 22. März 1881 (Bei und Verordn.Bl. 
1881 Kr. 10 ©. 122) Hat die erftmalige öffentliche Auslegung der Wählerliſten 
am 9. d. Is. zu beginnen und bis zum 23. Mai d. %8. einſchließlich zu 
auern. 

2) Bor Beginn der Öffentlihen Auslegung ift nad Urt. 7 Abi. 2 des 
Geſetzes die Zeit und der Ort dieſer Auslegung jowie, daß gegen die 
Ziften innerhalb der Friſt, während welcher die Auslegung ftatt- 
findet, jedem Beteiligten das Recht der Einiprade zufteht, in 
ortsüblicher Weife bekannt zu machen. 
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3) Darüber, daß und wie diefe Bekanntmachung erfolgte, ift Nachweis zu den 
Alten zu erbringen. 


vn. 

Als die „betreffende Aufſichtsbehörde“ (Mrt. 7 Abf. 8 des Geſetzes), welche 
die rechtzeitig d. h. innerhalb der Andlegungsfrift angebrachten Einſprachen für 
den Fall, dab von ber zuerft angegangenen zuftändigen Gemeindebehörde nicht 
Abhilfe verfügt wird, abmıniftrativ endgiltig zu befcheiden De ericheint jeweilig 
Die der gedachten &emeindebehörde zunächſt vorgejeßte Wuffichtäftelle, aljo hin- 
fichtlich der einer Kreißregierung unmittelbar untergeordneten Stäbte bie ein- 
ſchlägige kgl. Regierung, —** des Innern, und hinſichtlich aller übrigen 
Gemeinden das einſchlägige kgl. Bezirksamt. 


VIII. 


Nach Ablauf der in Art. 7 Abſ. 3 des Geſetzes erwähnten vierzehntügigen 
Frift, welcher Ablauf fih bei ber eritmaligen Herſtellung der Wählerliften 
jeder mit dem 6. Juni ds. Irs. einichließlich vollzieht, ift die Wählerlifte jeder 
Gemeinde gemäß Art. 7 Abſ. 4 durch den Gemeindevorftand d. h. durch den Bür- 
germeifter bezw. feinen gejeglichen Stellvertreter abzujchließen und mit der Beltä- 
tigung zu verjehen, daß fie vorfchriftägemäß hergeftellt und öffentlidy ausgelegt 
wurde. Die Form, in welcher diefer Abſchluß einſchließlich der Befätigung zu 
geichehen Hat, ift aus der Anlage B erfichtlid. 


IX. 

Es erſcheint als an ezeigt, daß die kgl. Bezirldamtmänner am Beginne 
der erftmaligen Herftellung der Wählerliften die Vürgermeifter im Wege münd- 
liher Beipre han auf die bei der Herftellung zu beachtendben Geſichtspunkte 
eingehend aufmerkſam machen. Während der Dauer der Herftellungsarbeiten ift 
feitend der gl. Bezirksämter, ſoweit möglich, darauf zu achten, daß Dieje Arbeiten 
in ben einzelnen Gemeinden ihren geregelten Verlauf nehmen und daß die Her- 
ftelung allenthalben zur rechten Beit ordnungsgemäß vollendet ift. 

Anlage A. Wählerliſte (Kormular) mit verfchiedenen Beiſpielen für Ein- 
träge und Streichungen mit einjchlägigen Bemerkungen hiezu. 


Anlage A. 


Wäßhlerflifte 


der 


Gemeinde 
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Alter 
Fr Stand 
Q 
Borname |e)| 5 | = oder 
& =} 
ala 1% Gewerbe 
der Geburt 
ber Wahlberedtigten. 
11 2 8. 4. 5. 
11 Adam Anſelm 1821] Hausmeiſter Kronenſtr. 6 
Burkhard | Emil 1837] Rentier Beerenftr. 12 
31 Dilger Johann 1854] Gutsbeſitzer Löwenſtr. 27 
41 Faber Karl 1827) Kaufmann Marktplatz 3 
Bi Gerner Tobias 1844| Haußbefiter lit. A 721 
6| Huber Lorenz 6| Mai 1860| Einjährig- Frei» | Theaterftr. 9 
williger 
7 Roch⸗ Dein u Beptbinden- Suenplai-ii- 
81 Lang Sebaftian 1813| Apothefer Maueritr. 55 
9 Maier Joſef 1859] Tuchhändler Diſtrikt I 346 
10) Müller Oskar 10| Febr. 1860| Holzhändler Waſſerſtr. 6 
11) Ftemmen | Weiter —- | zer | r808 Schreiber Maerfte 
12] Ortler Michael 1833] Privatier Parabeplah 24 
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b) Min.-E. vom 27. Yanuar 1883 (Web. 16, 100 ff.): 

ah Bekanntmachung des kgl. Sriegsminifteriums vom 10. Dezember v. 
Irs. Nr. 16204b (Berordn.-Bl. ©. 546) haben Seine Majeftät der König 
mit Allerhöchfter Entichließung, d. d. Hohenichwangau, den 2. Dezember v. Irs. 
Binfihtlih der Anwendbarkeit der Beſtimmungen ber Allerhöchſten Verordnung 
vom 14. Deyember 1872, die — ung der Militärperfonen 2c. betreffend, 
fowie des III. Abſchnittes des Neichd-Mil.-Bef. vom 2. Mai 1874 Nachſtehendes 
Allergnädigft zu verfügen geruht: 

1) Bon den Dffisieren und GSanitätsoffizieren & la suite und zur Dispo⸗ 
fition gehören zu den Militärperjonen be3 Friedensſtandes: 

a. & la suite ſtehende, wenn fie aus einer etat3mäßigen Friedensſtelle 

° Gehalt beziehen ober unter Stellung à Ir suite auf beitimmte Zeit 
— mit oder ohne Gehalt — beurlaubt find; 

b. zur Dispofition ftehende, wenn fie auf einer etatgmäßigen Friedens⸗ 
ftelle verwenbet find. 

2) Offiziere und Sanitätsoffiziere, welche, ohne zum Friedensſtande zu 
ehören, zur aktiven Dienitleiftung im Heere g elaffen find, unter- 
ehen für die Dauer diefer Zulaſſung ben etimmungen über die 
Berhältniffe der aktiven Militärperjonen. 

Bufolge dieſer ad Beſtimmung, welche eine feite Unterlage für 
Beurteilung der im III. Abſchnitte des Neichd-Mil.-Gef. berührten bürgerlichen 
Berhältniffe der SHeeredangehörigen bietet, ergeben fi rückſichtlich der 
Wahlberechtigung folgende Gefichtäpunfte : 


I 


Welche von ben im 8 49 des Reichs-⸗Mil.Geſ. gedachten Militärperfonen 
und auf welche Dauer dieſelben aum aktiven Heere gehören, beſagt 8 38 desſelben 
Geſetzes; über die Angehörigfeit der zur Dispofition und à la suite ftehenden 
Offiziere und Ganität3offiziere zum Friedensſtande beſtimmt die vorftehende Aller- 
Göchtte Verfügung vom 2. Dezember 1882; für die weder zum ?yriedend- noch 
zum Beurlaubten-Stande gehörigen Offiziere‘ und Sanitätdoffiziere, welche zu 
borübergehender aktiver Dienitleiftung im Frieden zugelaflen find, ruht auf Die 
Dauer diefer Bulaffung die Berechtigung zum Wählen ebenjo, wie für die zum 
aktiven Dienfte eingezogenen Perſonen des Beurlaubtenftandes. 


II. 

Hinfichtlich der Aufnahme von Militärperjonen in bie Wähler 
liften ift zwifhen den Wählerliften für den Landtag und ben 
Wählerliften für den Reichstag ein Unterfchied dadurch begründet, daß 
bie erjteren permanente Liften find, melche halbjährlich vevibiert und berichtigt 
werden, während die legteren unmittelbar vor der Neichdtagdwahl nur für dieſe 
eine Wahl und für etwaige Nahmwahlen innerhalb eined Jahres aufgeftellt 


werben. 

A. Wählerliften für den bayeriſchen Landtag bereits oben abgedrudt unter 
a) Nr. IV Riffer 4 S. 256. 
Suaß * Wählerliften für den Neichstag: nicht hieher gehörig. S. oben 8 11 


III. 
Bu den Landtagdmwahlen wird nah Art. 4 Ubi. 3 des Geſetzes über bie 


4. Juni 1848 u: 
Wahl der Landtagsabgeorbneten vom 51. März 1881 nur derjenige zugelajien, 


welcher erweislich den Berfajjun gaeit abgeleijtet Hat. Hinfichtlih der No⸗ 
tortetät diejer Ableitung feitens Militärperſonen bat es audy fortan bei dem 
Schlußfage der Biffer V Nr. 4 der Min.-E. vom 24. März 1881 Nr. 4835 

Bl. des kgl. Staat3-Minifterium des Innern 1881 ©. 61) fein Berbleiben, 
ahin lautend: 
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Die kgl. Behörden, die Pfarrämter und Civilftandsbeamten find 
verpflichtet, alle zur Anfertigung und Richtigſtellung der Wählerliften 
erforderlichen Auffchlüffe jederzeit fofort und unentgeltlich zu erteilen.19) 


Art. 7.19) 


Die Wählerliften find alljährlih in den Monaten März und 
September zu revidieren und zu berichtigen, fodann vom 1. bis 15. 
heil und vom 1. bis 15. Oktober einjchließlich öffentlich aus⸗ 
zulegen. 

Gegen die Liſten ſteht innerhalb der Friſt, während welcher 
die Auslegung ſtattfindet, jedem Beteiligten 1%) das Recht der Ein- 


Die LCivilbeamten der Militärvermaltung und die Militärbeamten 
mit Ausnahme der Auditeure leiſten den Verfaſſungseid bei der Anftellung 
oder Berehelihung nicht. 

Die im Radgange Hiezu erlafjene Min.E. vom 18. Mat 1881 Nr 7879 
(A.Bl. des fgl. Staatd-Dlinifteriums ded Innern 1881 ©. 175) fommt von nun an für 
neue Einträge in die Wählerliften nicht mehr in Betradht, nachdem durch kgl. 
Allerhöchſte Berordnung vom 7. März 1881, Verhältniffe der Beamten des kgl. 
bayeriichen Heeres betreffend (Berordn.-Bl. 1881 S. 89) die Entichließung vom 
12. Oftober 1872 aufgehoben worden ift, durch welche den oberen Eivilbeamten der 
Militärverwaltung die Staat3dienereigenichaft im Sinne der IX, Verfaſſungs⸗ 
beilage verliehen wurde. Diejenigen Eivilbeamten der Militärverwaltung, welche auf 
Grund der früheren organiihen Beftimmungen jene Staat3dienereigenfchaft bes 
figen, fönnen fich über Die in dieſer Eigenichaft erfolgte Wbleiftung des Berfaf- 
fungseides durch ein don einer Militärbehörde ausgefertigtes Certifikat ausweiſen. 
Ungehörige des Heeres, welche — wenn auch nur zeitweilig — wahlberechtigt 
find, können zur Ubleiftung des Werfaffungseibes behufs Ausübung des Wahl- 
rechtes unbeſchränkt zugelajlen werden. 


10%) Speziell find die kgl. Nentämter um bie Mitteilung der feit der legten 
Kevifion eingetretenen Veränderungen bezüglidy der Steuern bezw. Der Stener-Bu- 
und Abgänge für die einzelnen Gemeinden ſeitens der Diftrift3verwaltungsbehörben 
(unmittelbaren Stadtmagiftrate) zu erfuhen, desgl. um Belanntgabe folcher 
Steuerrüdftände, bei deren Vorhandenſein von einer kenn von Steuer nicht 
mehr geiprochen werden Tann (vergl. hiezu BL. f. admin. Br. 83, 149 ff.). 


19 Bu Urt. 7 geb. 86 und 7. c. 

8 6. Die Halbjährige Revifion und Berichtigung der Wählerliften ift eine 
Dffizialthätigkeit. Es ift daher die Fortdauer der in der Wählerlifte eingetra- 
genen Berhältniffe, im befonderen bei größeren Gemeinden aud die Nichtigkeit 
der - eführten Wohnungen von Amtöiwegen, foweit nad Beit und Umijtänden 
thunli 


‚ ber Prüfung zu unterziehen. 

8 7. Bezüglich ber Belanntmadhung im Sinne bed Urt. 7 Ubi, 2 — be- 
züglich der Auffichtsbehörbe im Sinne des Art. 7 Abſ. 3 — fowie des Abſchluſſes 
der Wäblerliften wird auf bie Min.-E. vom 24. März 1881 (Biff. VI und VIII 
Web. 14, 766) Bezug genommen. 

Siehe oben Anm. 9 lit. a.) 

—* vergl. hiezu Ziff. 2 d. Min.E. vom 18. Mai 1881 (Web. 15, 83). 

m Als „Beteiligter” erfcheint nad den Motiven zum Gejeh „einerleit® 
derjenige, welcher feinen Namen in der LXifte nicht findet und bie nachträgliche 
Einjegung anftrebt, andererſeits jeder Eingetragene, welcher in der Lifte Namen 
findet, von deren Trägern ihm Verhältniſſe belannt find, deren Vorliegen bie 
Wahlfähigkeit überhaupt ober zeitweije auszujchließen geeignet iſt.“ — 

17* 
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ſprache zu, und ift dieſes ſowie die Zeit und der Ort der Auslegung 
vor Beginn der legteren in ortsüblicher Weife bekannt zu machen.18) 

Die Einfprachen find bei Vermeidung des Ausfchluffes inner: 
halb der vorbezeichneten ‘yrift bei der Gemeindebehörde anzubringen 
und, falls von diejer nicht Abhilfe verfügt wird, innerhalb 14 Tagen 
nah Beendigung der Auslegung von der betreffenden Auffichts- 
behörde1#) vorbehaltlich der Prüfung der Wahlen durch die Kammer 
der Abgeordneten endgiltig zu beicheiden. 

Nach Ablauf der zulegt erwähnten Friſt werden Die MWähler- 
liſten abgeſchloſſen 16) und durch den Gemeindevorstand mit der Be- 
ftätigung verjehen, daß fie vorjchriftsgemäß hergeſtellt und öffentlich 
ausgelegt wurden.10) 


Art. 8.177) 


Wahlberechtigte, welche nach Ablauf der gejeglichen Auslegungs⸗ 
friften den Bohntik 18) in der Gemeinde aufgeben, müflen in Die 


19 Ueber diefe von der Gemeindebehörde zu bethätigende Belannt- 
machung fiehe Müller 29, Anm. 3. Nach ber oben Anm. 9 lit. a abgedrudten 
Min.-E. vom 24. März 1881 (Rr. VI Ziff. 3) ift diefe Bekanntmachung zu ben 
Wahlakten (der Diftriktöverwaltungsbehörden) zu nehmen. Das Lokal, in 
welhem die Muslegung ftattfindet, bat die Gemeinde einerjeit3 zu beftimmen, 
andrerjeit® zur Verfügung zu ftellen, wie fie auch verpflichtet ift, dafür Sorge zu 
tragen ik bad eine geeignete amtliche Perfönlichkeit in diefem Lokal ftet3 zu⸗ 
gegen ift. 
14) Ueber die „Aufficht3behörbe” fiehe Nr. VII d. Min.-E. vom 24. März 
1881 (oben Ann. 9). 

i9) Weber die betr. Form des Abjchluffes |. Beil. B zur Min.-E. vom 24. 
März 1881 (oben Anm. 9). 

329 Vergl. hieher BI. für abmin. Pr. 323, 170 f.: Die Giltigleit der 
ten von ihrem jeweiligen Abichluffe bis zum Abſchluß ber nächſten 

evilton. 

) Bu Art. 8 verfügt die VBollz.-E. in 8 8: Die nad) Art. 7 Abſ. 4 des 
Geſetzes abgeſchloſſenen Wählerliiten behalten 513 zur nächſten Reviſion und Be⸗ 
rihtigung (Art. 7 Abſ. I des Gejehes) Geltung. Es darf an benfelben feine 
Aenderung gemacht werben. Nur ein Nachtrag Hiezu iſt geftattet und zwar 
ausihlieglic berjenige, von welchem der Art. 8 des Geſetzes in jeinem 
erften Satze handelt; nämlich dann, wenn jemand von einer Gemeinde in eine 
andere verzieht, ift der Wahlberechtigte, welcher in die Wählerlifte der erfteren 
Gemeinde eingetragen ift, befugt, den Webertrag in die Wählerlifte der Gemeinde 
feines neuen Wohnfiges zu verlangen. Ein folcher Uebertrag muß auf aus⸗ 
drüdliches Verlangen des betr. sBahtbereitigten geihehen, wenn der legtere 
biebei burch ein Zeugnis der Gemeinbebehörbe des früheren Wohnfiges nachweift, 
Daß er in die Wählerlifte dieſes früheren Wohnfiges eingetragen ift. 

10) Der Wohnſitz in der Gemeinde ift die hauptfächlichite Voraus⸗ 
jegung der Eintragung in die Wählerlifte der betr. Gemeinde. Wenn aljo 
jemand dieſen Wohnſitz aufgibt, jo Hört er auf, zahlberechtigtet du fein. Daher 
wird ihm das Recht eingeräumt, bie Uebertragung in die XBählerlifte der @e- 
meinbe, in welcher er feinen neuen Wohnſitz aufgeichlagen hat, nad Art. 8 1. c. 
zu verlangen. . 

Siehe ge Müller 30 und 31, ferner Biff. 3 ber Min.-E. vom 18. Mai 
1881 (Web. 15, 83) und BI. f. admin. Br. 82, 171. 
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Wählerlifte des neuen Wohnfites übertragen werden, foferne fie es 
mindejtens acht Tage vor dem Tage der Urwahl ausdrüdlich ver⸗ 
langen und hiebei durch ein Zeugnis der Gemeindebehörde des 
früheren Wohnſitzes nachweifen, daß ſie in die dortige Wählerlifte ein- 
getragen find. 19) Wahlberechtigte, welche ihre Wohnung innerhalb 
erjelben Gemeinde nach Ablauf der erwähnten Friſten verändern, 
Dürfen nur in demjenigeu Urmwahlbezirfe wählen, ın welchem die in 
der Wählerlifte eingetragene Wohnung Tiegt. 


Art. 9.19) 
Bor jeder Urwahl find beglaubigte Abfchriften beziv: Auszüge 
der Wäplerliften für die einzelnen Urmwahlbezirfe zu fertigen und den 
Urwahlkommiſſären rechtzeitig vor der Wahlhandlung zuzuftellen. 


Art. 10.29 


Wählbar zum Wahlmann ift jeder Staatsangehörige, welcher 
das fünfundzwanzigfte Lebensjahr zurückgelegt hat, dem Staate feit 
mindeſtens ſechs Monaten eine direkte Steuer entrichtet und keinem 
der Ausfchließungsgründe des Art. 5 Abſ. 2 unterliegt.21) 


7) Bu Art. 9 cit, Min.-E. 8 9: Bu den Abſchriften und Auszügen der 
Wählerliften find die gleichen Formulare wie zu ben Wählerliften jelbft (Anl. A 
zur Min.-E. vom 24. März 1881, Min-Bl. ©. 71 fj. Web. 14, 767 (j. oben 
Unm. 9a) zu benügen; die Diſtriktsverwaltungsbehorden — ben diesbezüglichen 
Bedarf der Kreisitelle zur Unzeige zu bringen. Am luſſe der betreffenden 
Abſchriften oder Auszüge ift beizufegen: Für die Nichtigfeit und Bollftändigfeit 
der Abichrift (des Auszug⸗⸗) 18 

ren en..... 

Unterſchrift des Bürgermeiſters oder deſſen Stellvertreter. 


Siegel. 
Auf dem Umſchlage ber Abſchriften iſt unter die gedruckten Worte „Wäh- 
lerlifte der Gemeinde” zu n: 

Abſchrift für den Urwahlbezirt . . .. 2... : 
auf bem Umfchlage der Auszüge ift an gleicher Stelle zu ſezen: Auszug für 
den Urwahlbezirk. 

Bergl. hiezu aud) die Unmerkungen zu Art. 9 in Müller 32, 

29 Bu Art. 10 gehört 8 10 der cit. Min.-E.: Die Wählbarkeit zum Wahl- 
mann fällt mit der Wahlberechhtigung des Urwählers in ber Hauptſache zuſam⸗ 
men, Die unterfcheidenden Beitimmungen find: 

1) Für den Urmwähler genügt die Volljährigkeit; der Bahlmann muß da» 
egen, wie fchon feither, das 25. Lebensjahr und zwar am Tage der 
rwahl zurüdgelegt haben. 

2) Der Urwähler kann — nad) Maßgabe des Art. 5 Abſ. 8, Art. 6 und 

Art. 8 des Geſetzes nur in der Gemeinde, in welcher er jeine Woh- 
nung hat, und bann, wenn bie Gemeinde in mehrere Urmwahl- 
bezirke geteilt wird, nur in bem Wahlbezirke wählen, in wel chem 
bie in die Wählerlifte eingetragene Wohnung liegt. Im Gegenhalte 
hiezu erforbert die Wählbarleit ald Wahlmann bei Ba en 
ober mehrerer Gemeinden in einen Urmwahlbezirt nur ben Wohnſitz im 
Urwahlbezirfe überhaupt und bei Abteilung einer Gemeinde in zwei 
ober mehrere Urwahibezirke nur den Wohnfig in der Gemeinde überhaupt. 
29 Bergl. hiezu Anm. 1—8 zu Art. 10 bei Müller 82 f. 
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Die Wählbarkeit ift ferner bedingt durch den Wohnfig im Urs 
wahlbezirte oder in der Gemeinde, 22) zu welcher dieſer Bezirk gehört 
und durch den Eintrag in die Wählerlifte. 29) 


Art. 11.2) 


Wählbar zum Abgeordneten ift jeder Staatsangehörige, welcher 
das Ddreißigfte Lebensjahr zurüdgelegt bat, dem Staate eine direkte 
Steuer entrichtet und feinem der Ausſchließungsgründe des Wrt. 5 
Abſ. 2 unterliegt. 

Art. 12, 


Meder die Wahlberechtigung (Art. 5) noch die Wählbarkeit 
(Art. 10 und 11) ift an ein beftimmtes Glaubensbekenntnis gebunden.®5) 


Art. 13. 


Die Eigenfchaft ala Wahlmann bezw. als Abgeordneter endet, 
fobald eine der Vorausſetzungen der Wählbarfeit nicht mehr gegeben 
ift oder ein Ausfchließungsgrund des Art. 5 Abſ. 2 eintritt. %) 


22 dies f. Anm. 4 zu Urt. 10 bei Müller 84, 

2, Der Eintrag in die BWählerlifte ift unter allen Umftänden, au wenn 

Bus jonfigen Bedingungen erfüllt find, die Vorausſetzung zur Wählbarkeit als 
mann. 

Die Wählerlifte, in welche ber Betreffende eingetragen fein muß, ift natür- 
lich die Wählerlifte derjenigen Gemeinde, welche ganz oder zum Teil in dem betr. 
Urwahlbezirke liegt. Hat ein zum Wahlmann Wählbarer mehrere Wohnſitze, fo 
ift er felbftverftändlich überall wählbar, wo er einen Wohnſitz Hat und in bie betr. 
gemeindlihe Wählerlifte eingetragen ift. 

Rein Eintrag in die Wäbhlerlifte findet ftatt: 

a. wenn jemand im Fe eine® Jahres vor dem Anfangstage ber 

—— offentlichen Ausleguug der Wählerliſten Armenunterſtützung 
ezogen hat, 

b. wenn durch ſtrafgerichtliches Urteil Verluſt der Wahlbefähigung ein⸗ 
getreten ift und dieſer Verluſt über die Zeit hinausreicht, fuͤr welche 
die betr. Wählerlifte abgeſchloſſen wird. 

Demgemäß ift in diefen zwei fällen auch keine paffive Wahlfähigkeit (zum 

Wahlmann⸗ gegeben. 

2) Das Erfordernis, daß die Steuerentrichtung bereits ſeit ſechs Mo—⸗ 
naten gegeben iſt (Art. 5 Abſ. 1), fällt hier weg. Auch iſt die Wahl zum Ab⸗ 
geordneten nicht von dem Wohnſitze abhängig, ſondern jeder Staatsangehörige 
x. ıc. lann gewählt werden. 

Die paifive Wahlfähigkeit zum Abgeordneten Iegt alfo lediglich voraus: 

2) Die bayerifche Staatsangehörigleit (nicht Staatsbürgerrecht), 

2) das vollendete dreifigfte Lebensjahr, 

8) Die einfache Thatſache ber Entrichtung irgend einer direkten Steuer zur 
Beit der Wahl und 

4) die Abweſenheit eines Ausichließungsgrundes nach Art. 5 Ubf. 2. 

29) Hiezu vergl. das Reichs⸗Geſ. vom 3. Yuli 1869 über die @leichberech- 
pn Ba efflonen in bürgerlicher und ftaat#bürgerlicher Beziehung. Web. 8, 

; Bamb. 11, 160. 

el Bu Art. 13 beftimmt 8 11 der cit. Min.-E.: Unter die Vorausſetzungen 
ber Wäbhlbarkeit zum Wahlmann zählt im bejonderen (nach Art. 10 bes & 
der Wohnfig im Urwahlbezirte oder in der Gemeinde, zu welcher dieſer Bezirk 
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Art. 14. 


In der eriten a andlung (Urwahl) wird auf 500 Seelen 
ein Wahlmannn gewählt ?7); ein Bruchteil über die Hälfte wird als 
voll gerechnet. Die Wahlmänner eines Wahlfreifes wählen die gemäß 
Urt. 2 feſtgeſetzte Zahl von Abgeordneten. 


Art. 15. 


Kein Urwahlbezirk darf für weniger als drei und für mehr als 
fieben Wahlmänner gebildet werden. 2°) 


Art. 16. 


Die Bildung der Urwahlbezirke erfolgt durch die Diſtriktsver⸗ 
waltungäbehürben nad) politifchen Gemeinden. 
ei größeren Gemeinden ijt die beftehende Einteilung in Bezirke 
oder Diftrilte zugrunde zu legen; mit Zeilen größerer Gemeinden 
fönnen zaftobende fleinere Gemeinden zu einem Wahlbezirke vereinigt 
werden. 





gehört. Der Wegzug aus dem Urwahlbezirte oder aus der Gemeinde, zu weldyer 
dieſer Bezirk gehört, Hat daher fortan ben Berluft der Eigenfchaft als Wahlmann 
unzweifelhaft Er Folge. (Bergl. Hiezu auch Unm. 18 zu Art. 8 des Geſetzes, 
ferner Anm. 20 Biff. 2.) 

2) Bu Urt. 14 fagt 8 12 1. c.: Die Zahl der Wahlmänner iſt für jeben 
Beſtandteil eines Wahlkreiſes geſondert zu beredhnen; mas Beſtandteil eines 
Wahlkreiſes iſt, ergibt Die einſchlaͤgige Rubrik des die Wahlkreiseinteilung jemals 
bekannt gebenden Ausſchreibens.“) 

Siehe hiezu auch Anm. zu Urt. 14 bei Müller 36; ferner die Min.-E. 
vom 22, April 1881, Web. 15, 63: der Berechnung bei Bildung der Urwahl⸗ 
bezirfe ift die ort8anmwefende Bevolkerung zugrunde zu legen. Die Gejamt- 
ab! der Wahlmänner eines Wahlfreifes trifft mit der Summe der aus ber 

evölterung der einzelnen Beſtandteile des Wahltreifes fich ergebenden Bahlen 
ufammen; fowie Min.-E. vom 6. Juni 1881 (Web. 15, 64 Anm. 2) über bie 
erechnung der Zahl der Wahlmänner. 

2°, Siehe hiezu Anm. zu Art. 15 bei Müller 86, 

29 Bu Art. 16 und 17 verfügen 88 13—16 1. c.; 

8 18. Fur die Bildung der Urwahlbezirte gelten — abgejeden von ber 
in Art. 15 des Geſetzes gegebenen Borjchrift über die zuläffige &röße der Ur- 
wahlbezirte — als Rormativbeitimmungen: 

1) daß die Einteilung nah politifhen Gemeinden zu geichehen 


at, 
2) Daß, wenn eine größere Gemeinde in mehrere Urmahlbezirke zu zerlegen 
AN diefe Berlegung für den Fall bes Beſtehens einer Bezirks⸗ oder 
iftriftseinteilung biefe Einteilung augrum e zu legen ift, 
8) daß die einzelnen Beftandteile eines Urmahlbezirtes räumlich zuſam⸗ 
menzuhängen haben. 
14. Bei Bildung der Urwahlbezirke ift die gemäß Art. 14 des Geſetzes 
auf das einichlägige Gebiet treifende Geſamtzahl von Wahlmännern zu erreichen. 
8 15. Die auf Kafernen nad) der Volkszählung vom 1, Dezember 1875 
treffende Seelenzahl darf nicht beliebig auf die Urwahlbezirke der betr. Gemeinde ıc. 


*) Giche hiezu bie Min⸗S. dom 22, April 1881 Ziff. 2 (Med. 15, 63), nebſt ber Min.-E, 
vom 2 Juni 1881 (Web. 15, 64 Anm. 2). 
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Art. 17. 


Jeder Urmwahlbezirt muß ein räumlich sufammenhöngende 
Ganze bilden.2?) Der räumliche Zuſammenhang wird durch Die in 
Mitte Tiegenben Freiforſte (Art. 3 der Gemeindeordnung für die 
Zandesteile diesſeits des Rheins) nicht unterbrochen und gilt nicht 
als verlegt, wenn politifche Gemeinden und Teile folcher felbit feine 
in fich gefchloffene Marfung haben. 80) 


Art. 18. 


Die allgemeinen Urwahlen und Abgeorbnetenwahlen find von 
der kgl. Staatsregierung im ganzen Königreiche je auf einen und 
denjelben Tag anzuberaumen. 81) 


Art. 19. 
Die Wahllommiffäre werden von der Regierung beftimmt. 92) 


verteilt werben, ſondern ift bei jenem Urwahlbezirke bezw. bei jenen Urwahlbezirten 
mitzuzählen, in mweldyen die Kajerne gelegen 4 

In gleicher Weiſe iſt bei zahlreich bevölkerten ſonſtigen ſtaatlichen, gemeind⸗ 
lichen oder anderen korporativen und privaten Anſtalten zu verfahren. 

8 16. Politiſche Gemeinden dürfen nur dann geteilt werden, wenn ihre 
Zerlegung in zwei oder mehrere Urmahlbezirte zuläffig ift. Bei foldhen Abteil- 
ungen größerer Gemeinden iſt bie beftehendbe Einteilung in Bezirke oder Diftrikte 
zu Grunde zu legen; die Bildung der Urmwahlbezirfe hat demnach in jolchen Ge⸗ 
meinden nicht Tediglich nach Straßen, ſondern nad) jenen Bezirken oder Diftrikten 
bezw. da fie nicht immer geichloffen in Betracht fommen können, nad) Teilen der- 
jelben zu si en; 3. ®. Urwahlbezirt 1, umfaffend Lit. X (Diftrilt X) und 
bon Lit. Y (Diftrift Y) die Hausnummern (ober bie Straßen oder den Diftrift Z). 
Mit Teilen größerer Gemeinden fünnen anftoßende Heinere Gemeinden zu einem 
Urwahlbezirte vereinigt werben. 

**) Bergf. aud die Anmerkungen 16 zu Art. 17 bei Müller 37 f. 

29 Siehe hiezu auch Z.-Min.-Bel. vom 24. Auguft 1881 „die Wahlen zum 
Reichstage und zum Landtage, hier die Abhaltung don Sigungen und Terminen 
betr.” (J.Min⸗Bl. 879; Web. 15, 420.) Ueberhaupt follen auf bie für die 
Urwahl und die Abgeordnnetenwahl beftimmten Tage auch feine verwaltungdrecht- 
lien oder abminiftrativen Verhandlungen angelegt werden, deren Vornahme eine 
Behinderung oder aud nur die Deutung einer Behinderung des Wahlrechted zu 
verurſachen im Stande wäre. 

22) Hiezu beftimmen 8 17 und 18 1. c.: 

$ 17. Die Wahlkommiſſäre zur erften Wahlhandlung (Urwahl) werben für 
bie kgl. Haupt- und Refidenzftadt München durch die kgl. Regierung, Kammer bed 
Innern von Oberbayern nad Einvernahme ber beiden ſtädtiſchen ®emeindelollegien 
ſowie der kgl. Polizeidireltion Münden — für alle übrigen Gemeinden von ber 
einfchlägigen Diſtriktsverwaltungsbehdrde beftimmt. Für jeden Urmahlbezirt iſt 
zugleich auf den Fall der Verhinderung bes Wahlkommiſſärs ein Stellvertreter zu 
ernennen. 

Zum Wahlkommiſſär kann jeder Mahlbereihtigte (alfo auch 3. B. Beamte 
ober Bedienftete der Verwaltungsbehörden oder Gerichte 2c.), aud wenn er nicht 
im Urmwahlbezirfe wohnt, cfr. Min.-E. vom 16. Juni 1881 (Web. 15, 35 Unm. 4) 
auserſehen werden; die Wichtigkeit, welche einer umfichtigen Leitung der Wahl⸗ 
handlung zukommt, macht es zur Pfliht, Hiefür nur vollkommen befähigte Per- 
ſonlichkeiten auszumählen. 
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‚Urt. 20.88) 


Die in Art. 16 Abſ. 1 bezeichneten Behörden haben die Wb- 
grenzung der Urwahlbezirfe, den Tag der Wahl, fowie das Wahl- 
lofal 8) mindeiten® acht Tage vor dem Tage der Urmwahl, fowohl in 
einem zu amtlichen Kundmachungen dienenden Blatte zu veröffentlichen, 
al8 auch in jeder Gemeinde durch Anfchlag befannt zu machen. 35) 

Eine fpätere®‘) Abänderung ift nur in Notfällen zuläffig. 


Art. 21. 


Zur giltigen Wahl der Abgeordneten ift die Anwejenheit von 
zwei Dritteilen der Wahlmänner nötig. 


Wenn aus Mangel der Zahl die Wahl an dem beftimmten 
Tage nicht vor fich gehen kann, jo haben die ohne hinreichende Urſache 


8 18. Die Bahllommifjäre zur zweiten Wahlhandlung (Wahl der Abge⸗ 
ordneten) haben die Egl. Negierungen, Kammern bes Innern, zu beitimmen und 
war ans ben Referenten der tgl. Regierung, Kammer bed Innern, und and den 
Borftänden der Diftriktöverwaltungsbehörben. 

29 Hiezu beftimmen 19—21 der Vollz. Vorſchr.: 

8 19: Sowohl die Veröffentlihung in einem zu amtlichen Kundgebungen 
dienenden Blatte al3 der Anjchlag in ber Gemeinde muß mindeſtens acht 
Tage vordem Tage der Urmapl geichehen. 

8 20: Die Diltriftöverwaltungsbehörden haben ſich zur Veröffentlichung 
felbftverftändlich desjenigen Blattes zu bedienen, in welchem regelmäßig ihre amt- 
lichen Erlaffe und Bekanntmachungen ericheinen. 

21: Bu den Alten ift je eine Rummer des Blattes zu nehmen, in 
welchem die Veröffentlihung erfolgte, und gleichmäßig bezüglich jeder Gemeinde 
eine gemeindebehörbliche Beftätigung darüber zu erbringen, baß der Anichlag 
rechtzeitig erfolgt ift. 

*) Das Wort „Wahllofat” bezeichnet Hier fowohl den Wahlort als das 
Lokal, in welchem innerhalb dieſes Wahlortes Die van vorgenommen wirb 3. 3. 
Saal des Safthaufes zum Hirichen in der Gemeinde N. R. 

Bei der Auswahl von Wahlort und Wahllokal wird nicht bloß auf die 
Weeignetheit des letzteren, ſondern beſonders auch auf die Lage des erfteren (und 
bezw. des letzteren) im Wahlbezirte, ſowie jpeziell auch die Verfehräverhältnifie zu 
berüdficytigen und demgemäß dasjenige Wahllokal feftzufegen fein, welches unter 
Abwägung aller gegebenen Verhältnifie für die Mehrzahl der Wähler befier und 
bequemer gelegen ift. 

°s, Ueber die Belanntmachungen bezw. ihren Inhalt, ihre Form, ihre An- 
yarın ud bie Frift in welcher fie zu erfolgen haben |. BI. f. abmin. Br. 

‚173 f. 

ꝛe) Als „ſpäter“ erfcheint diejenige Abänderung, welche erſt erfolgt oder 
gehe n fol, wenn zwilchen der Belanntmachung der Abgrenzung und dem Tage 
| ahl feine acht Tage mehr liegen. Bi} zum Beginn des achten, aljo bis 
zum neunten Tage (infl.) vor der Wahl kann eine folche Abänderung ftet3 erfolgen 
und bezw. befannt gegeben werben ; dagegen mit Beginn bed achten Tages vor 
der Wahl kann dies nur in Notfällen geichehen, alfo 3. B. bei Eintritt von 
Ueberſchwemmungen, Ausbruch von Epidemien, Krieg, Yeuerdbrünften (3. ®. bie 
Gemeinde oder aud nur das Wahliofal, in welchem die Wahl ftattfinden joll, 
wird vom euer zerftört) ıc. 

Vergl. hiezu audy Arm. 8 zu Art. 20 bei Müller 39. 
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ausbleihenden 7) Wahlmänner die Koften der vereitelten Wahl zu 
tragen. Für diefen Fall ift der Wahlkommiſſär ermächtigt, den neuen 
Wahltag feſtzuſetzen. 


Art. 22.38) 


Die Wähler und Wahlmänner ernennen für ihre Wahlhand- 
lungen 89) einen Ausſchuß von fieben Mitgliedern aus ihrer Mitte. 49) 


Art. 23. 


Jeder Wahlmann #1) Hat vor der Wahlhandlung 42) folgenden 
Eid abzulegen. *) 


2) Da die Wahl zum Wahlmenn nicht abgelehnt werben kann, fo wird 
augh fein als Wahlmann Gewählter über Annahme oder Ablehnung dieſer Wahl 
befragt. ©. hiezu BL. für admin. Pr. 32, 177 f., ferner Min.-E. vom 27. Juni 
1881 (Web. 15, 278), welche demgemäß verfügt: 

a. eine Anfrage an die Wahlmännner über Annahme oder Ablehnung der 

Wahl unbedingt zu unterlafien, 

b, eine etwaige jpontane Ablehnungserklärung unter Hinweis auf Urt. 21 
had 5 de3 jebt giltigen Landtagswahlgejebes nicht anzunehmen, und 
endli 

c. gegebenenfalles die Beſtimmung des eben angeführten Art. 21 Abi. 2 

egen alle ohne hinreichende Urface ausbleibenden Bahlmänner zur 
niwendung zu ringen. 
R ——— verhält es ſich bezüglich des Abgeordnetenmandates. S. Art. 27 
es Geſetzes. 

29 Bu Urt. 22 fagt s 22 1. c.: Der WVahllommiffär leitet die Wahlhand⸗ 
lung; der Wahlausſchuß beicheibet bie vortommenden Neflamationen (vergl. unten 
ae Die Wahlausfchüffe dürfen aus nicht mehr und nicht weniger als ſi eben 

itglieder gebildet werden. 

Diefe fieben Mitglieder haben mit dem Wahllommifjär ihren Plag 
während ber Wahlhandlung an bem zur Abwidelung des Wahlgeichäftes bereit- 
geftellten Tiſche. 


*) Der Bahlfommillär Teitet nur die Wahlhandlungen, hat aber bei der 
Entiheidung über Die bei der Leitung des Wahlgeichäftes entftehenden Zweifel 
oder Bebenten b. h. über die fog. „Wahlreflamationen“ nach Urt. 29 des Geſe 
fein Stimmredt, denn der Wahllommiffär ift bei den Landtagswahlen nicht Mit- 
glieb des Wahlausſchuſſes, letzterer ift vielmehr eine befondere Suftitution neben 

em Wahlkommiſſär und hat den Wahllonmiflär in der Leitung der Wahl durch 
die Berbefcheidung der og Wahlreklamationen zu unterſtützen. 

Siehe auch unten Anm. 52. 

**) Bei Kaffation von Urwahlen tritt ber bei der erften (nunmehr kaſſier⸗ 
ten) Wahl thätig geweſene Wahlausihuß wieder in Funktion. Bl. für admin. 
Br. 32, 170 befonders 171. 

2) Bergl. Hiezu Art. 4 Abf. 8 Satz 2 des Geſetzes. 

+) D. H. vor ber Wahl der Abgeordneten und demgemäß vor bem Wahl« 
fommiflär. 

Bergl. hiezu auch Anlage II zur Vollz.Inſtr. vom 2. April 1881 (Web. 
15, 45) d. h. das für bie Abgeorbnetenwahl beftimmte Brotofoll-Sormular. 

) Hiezu verfügt 8 23 1. c.: Der von den Wahlmännern abzulegende Eib 
ift in feierlicher Weiſe abzunehmen; der Wahllommiffär hat einen angemeflenen 
Borhalt über die hohe Bedeutſamkeit diefer Eidesablegung und die bamit zu 
übernehmenden wichtigen Pflichten vorauszuſchicken. 
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„sh ſchwöre, daß ich meine Wahlftimme nach freier innerer 
Meberzeugung, wie ich ſolches zum allgemeinen Beſten des Landes 
für dienlich erachte, ohne Berückſichtigung einer Drohung, eines Ber- 
ſprechens oder eines Befehls abgeben werde, und diesfalld von nie= 
mand unter was immer für einen Namen, weder mittel: noch un: 
mittelbar irgend eine Gabe oder Geſchenk angenommen habe, noch) 
annehmen werde.” 


Art. 24.4*) 


Die Wahl (Art. 3) ift eine geheime; fie wird durch verdedte, 
in eine Wahlurne niederzulegende Stimmzettel ohne Unterfchrift aus⸗ 
geübt. 


a) Bu Art. 24—26 ift zu fagen, daß vom Gelege nur bie wejent- 
lihen Formalitäten feitgejeßt, dagegen alle übrigen Beſtimmungen den Bollz.- 
Vorſchr. überlafien wurden. Gleichzeitig mußte der gewiß berechtigte Wunfch 
Befriedigung finden, daß das Verfahren bei den Landtagswahlen demjenigen bei 
den Reichdtagswahlen möglich}t angeglichen werde. Bon dieſen Grundſätzen aus- 
gehend find nun zu den gen. Urt. 24, 25 und 26 bes Geſetzes durch die citierte 

in.E. vom 2. April 1881 (Web. 15, 36—41) in ihren 88 24—52 ganz aus- 
führliche Borfchriften über das Wahlverfahren erlaffen worden, welche nachſtehend 
ihrem Wortlaute nady mitgeteilt werben: 


8 24. Die Vorſtände der Diftriftönerwaltungabehörben haben, foweit veran- 
laßt, die ernannten Urwahllommifläre und deren Stellvertreter (oben 8 17) mindeſtens 
fech3 Tage vor dem Tage ber Urmwahl in mündlicher Beſprechung auf ben Gang 
der Wahlhandlung und auf die hiebei zu beadhtenden einzelnen Dbliegenheiten, 
jowie auf das allgemeine @ebot pflichtmäßiger und rüdfichtslofer Unbefangenheit 
Ne 31 bes Geſetzes) aufmerkſam zu machen. Hiebei iſt zugleich, fofern es nicht 
chon vorher geichehen, die Stunde Peftsufeben, zu welcher die erite Wahlbandlung 
zu beginnen bat. **) 


25. Die Anfangsftunde der erften Wahlhandlung bei der Urwahl muß 
in der Weife angelegt werden, daß in die Dauer der Wahlhandlung die ortsübliche 
Beit des Mittagdmahles fällt. 


8 26. Die Dauer der erften Wahlhandlung bei der Urwahl muß minde- 
Benz vier Stunden umfaflen und kann felbitverftändlich für räumlich fehr ausge- 
ehnte Urwahlbezirke, namentli in Gebirgägegenden, ben Berhältnifien entiprechend 
länger bemeijen werben.**) 


827. Die nad Art.26 bes Ge vorgeichriebenen Bekanntmachungen find 
von den Diftritverwaltungsbehörden für jede Gemeinde zu veranlafien. Hiebei 
ift zugleich der einfchlägige Wahllommifjär und fein Stellvertreter zu nennen. **) 





**) Siehe hiezu Diin.-E. dom 1. Juli 1881, ben er des Geſetzes über die Wahl ber 
SanbtagSabgeordneten betr. (Web. 15, 296). Die Stunde bed Beginnes ber erfien Wahlbandlung 
bei der Urwahl bezeichnen bie Diftriftspermaltungsbehdrben, bagegen bie Dauer biefer erften Wahl« 
dandlung ber Wahlkommiſſar. Unter das gefehlihe Minimum von vier Stunden kann er ba 
nicht heruntergehen: darüber Hinans kann und foll er greifen, wenn dies burd die räumliche Muß- 
behuumg des Urwahlbezirts3 deranlaht wird. 68 fanı baber eine nelanntgabe der 6 SI u Bftunde 
nicht a gemein dorgefehen und befannı gegeben werben. Wegen befonberer rpattm e fann jedoch 
eine vorläufige Benachrichtigung der hier darüber, ob eine Grftredung ber Wahlhandlung Über 
die pefegtice Minimaldauer von vier Gtunden in Wusfit genommen iſt oder nicht, als wünſchens⸗ 
wert erſcheinen; es beſteht aud fein geſehli indernis, wenn in ſolchen Fallen die Bekannt⸗ 
ans über bie Unfangsftunde der erften Wahlhandlung weiterhin eine Mitteilung des Inhaltes 
in aufnimmt, dak der Wahltommiflär das Gnde ber Wahlhandlung auf bie und bie Stunde 
aberaumen 
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Ueber bie erfolgte drtsübliche Bekanntmachung in den einzelnen Gemeinden 
ift eine gemeinbebehördliche Beftätigung zu den Alten zu erbringen. 


828. Die Urwahl nimmt ihren Anfang mit der Bildung des aus ſieben 
Mitgliedern beftehenden Wahlausſchuſſes. Seine Ernennung ift an eine beftimmte 
Form nicht gebunden. Weder der Wahllommilfär noch ber für ihn fungierende 
Stellvertreter kann als Meitglich de3 Wahlausichuffes gemählt werben. ***) 

Nach Bildung des ——X— dürfen, abgeſehen von der Ausübun 
der Funktion des Wahllommifjärs und des Wahlausſchuſſes FA der Wahl⸗ 
Jandlung im Wahllokale weder Diskuffionen ftattfinden noch Anſprachen gehalten 
werben. 


8 29. Sobald bie fieben Mitglieder des Wahlausſchuſſes ernannt find, Tadet der 
Wahlkommiſſär "diefelben ein, neben ihm an dem zur Abwidelung des Wahl- 
gefchäftes bereit geftellten Tiſch Platz zu nehmen: 

Diefer Tiſch ift jo aufzuftellen, daß derjelbe für die Wahlberechtigten ohne 
Störung des Wahlgejchäftes leicht zugänglich ift. 


830. Der Bahllommifjär beftimmt im Einvernehmen mit dem Wahlausſchuſſe 
ein Mitglied des Ießteren zur Führung des durch Art. 34 Abſ. 2 des Geſetzes 
(vergl. unten 8 56) vorgeichriebenen Protokolles. 


8 31. Auf den Tiſch, an welchem der Wahllommiflär und der Wahlaus⸗ 
fhuß Plah nehmen, wird eine Wahlurne (verbedtes Gefäß) zum Hineinlegen der 
Stimmzettel geftellt. Wor dem Beginne der Abftimmung haben fich der Wahl⸗ 
fommifjär und die Mitglieder des Wahlausjchuffes zu überzeugen, dab die Wahl- 


urne leer ift. 4. Juni 1848 
nn . Juni 
8 82. Auf dem Tifche ift ein Abdrud des Wahlgeſetzes vom SZ März 1881, 


fowie der gegenwärtigen Bollzugsvorfchriften auszulegen. Ebendajelbft ift zur 

Benikung ald Stimmzettel geeignet geſchnittenes Papier in genügender Menge 

für ahlberechtigte bereit zu halten. Die Ausfüllung darf jedoch gemäß Urt. 24 
bj. 1 des Geſetzes im Wahllokale nicht erfolgen. f) 


833. Bor dem Beginne ber Aeftimmung bat ber Wahlkommiſſär zu verfünden, 
1) um melde Stunbe die Stimmabgabe endet und 2) warn das Ergebnis der⸗ 
jelben befannt gegeben wird, fowie 3) daß, wenn bie Wahlhandblung zu feinem 
oder zu feinem vollftändigen Ergebnis führen follte, noch am gleichen Tage eine 
weite Wahlhandlung ftattfinde, welche fofort nach Bekanntgabe des Ergebnifies 
er „eiten . ahlhandlung beginnt oder auf einen kurzen Termin |päter angeſetzt 
werden wird. 


—* Sodann beginnt die Stimmabgabe. 

er Wähler, welcher ſeine Stimme abgeben will, tritt unter Angabe ſeines 
Namens, ſowie ſeiner Wohnung an ben Tiſch, an welchem ſich der Wahlkommiſſär 
mit dem Wahlausſchuſſe befindet. 

Wenn der Wahlkommiſſär (oder auf ſeine Veranlaſſung und unter ſeiner 
Kontrolle der Protokollführer) den Namen in der Wählerliſte unter ber ange⸗ 
gebenen Wohnung gefunden Hat, wenn die Identität feitgeiteilt ift und fein die 

usübung des Bablrechted hinderndes Moment ala vorliegend befunden wird, 
nimmt der Wahlkommiſſär den Stimmzettel von dem Wähler entgegen und legt 
biefen Zettel uneröffnet in die Wahlurne. 

Der Wahlkommiſſär (oder auf feine Beranlafjung und unter feiner Kontrolle 
der Protofollführer) vermerkt bie erfolgte Stimmabgabe jedes Wahlberechtigten in 








**%), Dergl. Anm. 30, ferner Min.E. vom 10. Zuli 1881 (eb. 15, 3086). 

?) Ueber bie Beſchafſenheit diefer Abdrücke reſp. bes Stimmzettelpapieres und die Koften 
hiefür |. Min». vom 24. Mai 1881 (Web. 15, 208 1.). 

Den Wahlberechtigten flieht eB frei, daB erforderliche weiße Papier enttveber ſelbſt zu 
beichaffen, bezw. ſelbſt mitzubringen oder basielbe jenem Vorrate zu entuehmen, welder im Wahl⸗ 
lotale zur Benügung als Stimmzettel bereit gehalten werden muß. 
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der Wäblerlifte, indem er in der den Bunamen (Familiennamen) enthaltenden 
Rubrik 2 cin Kreuz beiſetzt. 

Der Bahltommiflär Hat primär zu würdigen, ob ber fi zur Stimmabgabe 
Meldende hiezu berechtigt fet. 

Die erfte Borausfegung ift, daß der ſich Meldende in der Wählerlifte bezw. 
in dem Auszug derielben für den einfchlägigen Urwahlbezirf eingetragen ift. 

Findet —* dieſer Eintrag, jo find weiterhin die Vermerke über Ableiſtung 
bes Berfafiungseided und über etwa vorhandene zeitweile Ausichließungögründe 
genau zu beachten. » 

a. Iſt in der Wählerlifte die erfolgte Ableiftung des Berfaffungseides nicht 
tonftatiert, fo kann ber Wahlberechtigte nur dann zur Wahl zugelaffen werben, 
wenn er ſich gegenüber dem Wahlkommiſſär durch Borlage eines Atteſtes über 
dieſe Ableiftung ausweift. b. ZH in der Wählerlifte ein zeitweiler Ausſchließ⸗ 
ungsgrund vorgetragen, fo muß geprüft werden, ob die Zeit, für melche der Aus- 
ſchließungsgrund wirft, noch fortdauert ober nicht; ift erftered der Fall, fo kann 
eine Ausübung ded Wahlrechtes nicht erfolgen. 

Endlid kann auch noch die Frage auftreten, ob nicht ein Ausichließungs- 
ge neu entftanden ift. enn der Wahllommifjär oder ein Witglieb des 

ahlausſchuſſes von bezüglichen Bortommnifjen Kenntnis befigt, fo ift ſelbſtver⸗ 
ftändlich auch dieſe Frage jorgfältig zu würdigen. 

Alle auftauhenden Zweifel und Bedenken find vom Wahlausfchufle zu be» 
ſcheiden (vergl. unten 8 54). 


8 35. Bei Ablauf der Stunde, bi zu welcher Die Dauer der Urwahl anberaumt 
it, dürfen nur mehr jene Wahlberechtigten ihre Stimme abgeben, welche fich in 
dieſem Augenblide im Wahllolale befinden. Um dieſes zu ermöglichen und jebe 
Störung der Wahlhandlung ferne zu Halten, Tann bei ftärferem Andrange im 
Bahliofale der Wahllommilfär mit oder nad Ablauf der Stunde den Eingang 
um Wahllokale infolange durch eine Barriere oder auch durch Schließung der 
—* abſperren laſſen, bis die Stimmabgabe der Anweſenden vollendet ift.}}) 


8,36 Der Abſchluß der Stimmabgabe wird vom Wahlkommiſſär erflärt. 
ie Stimmzettel werden aus der Wahlurne genommen und uneröffnet 
gezählt. Ergibt ſich dabei auch nach wiederholter Zählung eine Berichiebenheit 
von der ebenfalls feftzuftellenden Zahl der Wähler, bei deren Namen der Ab- 
ftimmungävermert in der Wählerliſte gemacht ift (oben 5 34 Abſ. 4), fo ift dieſes 
nebft dem etwa zur Aufflärung Dienlien im Protokolle anzugeben. 


37. Sodann erfolgt die Eröffnung der Stimmzettel. +77) 
er Wahlkommiſſär entfaltet jeden Stimmzettel einzeln und übergibt ihn 
nad) lauter Berlefung des Snpaltet einem Mitglied bes Wahlausichuffes, welches 
die Stimmzettel bis zum Ende der Stimmenzählung (des Strutiniums) aufbewahrt. 
Bor der Berlejung kann der Wahllommiffär, um die Aufzeichnungen in Die 
Stimmlifte und in die Gegenlifte (vergl. unten 8 39) zu erleichtern, Die Wahl- 
zettel fo legen, daß möglichft viele Wahlzettel mit gleichen Wahlmännernamen 
aufeinanderfolgen. 


8 88. Treten Zweifel über bie Sittigleit von Stimmen auf, fo enticheidet der 
Wahlausſchuß hierüber in Anwendung der einfchlägigen Beſtimmungen des 
Geſetzes. 


8 39. Der Inhalt ber giltig abgegebenen Stimmzettel wird von dem Protokoll⸗ 
führer in ber Stimmtlifte verzeichnet, ein weiteres Mitglied des Wahlausſchuſſes 


+r) Eine Berlän rung der verkünbeten Schlußzelt iR unzuläffig. S. Min. vom 1. Juli 
1881 Ieter hf. (Web. 15, 297); es gebt aus ber Faſſung bei oben ehenden 8 35 Mar berbor, 
daß es der einmal verfünbeten Sala verbleiben muß und daß nicht etiva bei Seranfommen 
besfeben nachtraglich eine Werlängernug Wablhandlung gewährt ober beftimmt werden kann. 


+rt) Eine längere Baufe darf Hier nicht flattfinden S. Min.G. vom 10, Juli 1881 a. ©. 
eb, 15, 305.) naere ante barf h 
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führt gleichzeitig eine Gegenliſte. Stimmiiſte und Gegenliſte ſind Anlagen des 
Protololles (vergl. unten 8 56). } *) 


8 40. Die Stimmzettel, welche ber Wahlausſchuß nad) Maßgabe ber ein- 
Thlägigen Beſtimmungen des Gejeges ganz ober teilweife für ungiltig erflärt, 
werden, und zwar ausgeſchieden nad ganz für ungiltig erklärten Stim ttein 
und nad bloß teilweife Tür ungiltig erflärten Stimmzetteln mit Fortlan enden 
Nummern verjehen, dem Protofolle beigeheftet, in welchem die Gründe kurz an« 
gegeben find, aus denen bie Ungiltigfeitserflärung erfolgt ift. 


8 41. Die für giltig erflärten Stimmzettel hat der Urmwahllommiffär in 
Papier einzujchlagen, zu verfiegeln und mit dem Protofolle an bie Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörde einzuliefern. 


842. Die abjolute an Dane berechnet fich in der Weiſe, daB von allen 
abgegebenen Stimmen die gänzlich für ungiltig erflärten abgezogen werden und 
in Die hienach jich ergebende Rap ah! mit 2 geteilt wird; bie abfolute Stimmen- 
mehrheit ift bei ber nädhften vollen Bahl über bie fe ‚erreicht. 8. B. von 
100 Stimmen ift die Hälfte 50, von 101 ift Die Hälfte 60 '/n; bei 100 und bei 
101 Stimmen ift die abfolute Stimmenmehrheit mit 51 Stimmen erreicht. 


8 43. Hat fi in der erften Wahlhandlung für keinen Wahlmann ober doch 
nicht für Die Vollzahl der zu mählenden Wahlmänner die abjolute Stimmen- 
mehrheit ergeben, ſo iſt eine zweite Wahlhandlung erforderlich. Dieſe Wahlhand⸗ 
lung kann in Gemäßheit der am Anfang der eren Wahlhandlung Hattgehabten 
Berlündigung entweder jofort nad) Bekanntgabe des Rejultates ber erften Wahl- 
handlung begonnen oder bei dieſer Belanntgabe auf einen kurzen Termin jpäter 
anberaumt werben. 


844. Die zweite Wahlhandlung tft nur eine Yortiegung der erften ; es bleibt 
daher ber ernannte Wahlausſchuß in Funktion und wird nicht ein neues Protololl 
aufgenommen, ſondern nur im Anſchluſſe an die Konſtatierungen über die erſte 
wahlhandiung bei der Urwahl im Protokolle fortgefahren. +}*) 


45. Am Anfange der zweiten Wahlhandlung hat der Wahlfommifjär vor 
allem die Dauer der für Abgabe von Stimmzetteln beftimmten Zeit im Einver- 
nehmen mit dem Wahlaudjchuffe befanntzugeben. Auch Hier ift beizufügen, wann 
die Velanntgabe de3 Ergebniffes ber zweiten Wahlhandlung erfolgen wird, und 


+*) Der Bebarf an Protokollen, Stimm⸗ und Begenliften wirb von ber a Regierung ge 
Iiefert. Dabei wirb rd Iugleid ie Möglicgkeit mehrerer Wahlhandlungen berat 

Das r für die Stimm- und für bie e Orgenliße 'f glei. 
srtenntrkäh —* den welches die Stimm und bes. die Gegenlifte ift, auf Yen Umislage Aber 
dem fe" auf die unterſtrichene Linie ——8 „Stimm⸗ ober „Degen“ gu ſehen. 


weitereß — angef t und sotofoflformular Über bie erfte Wahlhaudlung u 
SHluß . „Bege nwärtige Berba ıc.” im zweiten Brotofollformular die Einleitung dom 

an bis zu den Worten re n Wapigeltel mehr angenommen werden“ (inkl) geſtrichen und 
auf einem einge en Blatt der lie a von ber erfien r Bahihandiung sur es Brieen): in 


de 
felbe nad Befanmtgade bes — der erſten (galten 2c.) Hoidandiuas fofort begonnen (oder: 
handlung auf .-...... anberaumt). Diele 
neuerliche handlung wurbe bemgemäß dom ahttommin ie A u biefer feftgefegten Beit) 
damit eröffnet, daß er rim r Sinvernegmen, mit dem Wahlausf Endtermin nit die Stimm» 
abgabe die Stunde . Ubr..-.. ‚mit dem Dedjud —5 cr nad Ablauf berielben fein 
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darauf aufmerkjam zu machen, baß bei diefer Belanntgabe zugleich ausgeſprochen 
werden wird, ob eine weitere Wahlhandlung nötig fei und wann biejelbe vorge- 
nommen werde. 


8 46. Bei Bemelfung der Zeitdauer für die Stimmabgabe haben der Wahl- 
fommifjär und der Wahlausſchuß den Umfang der neuen Wahlhandlung und Die 
bei der vorandgegangenen Wahlbanblung in bezug auf Das erjorbertiche Beitmaß 
gemachten Erfahrungen gewifienhaft in Betracht zu ziehen; in ber Regel follen 
nicht unter zwei Stunden dafür angejeßt werden. 


8 47. Das Berfahren in ber zweitent*) Wahlhandlung widelt fi im 
Uebrigen genau fo wie in der erften ab. Die erfolgte Stimmabgabe wird auch hier 
durch Bei bung, eines Kreuzes in der den Zunamen (Familiennamen) enthaltenden 
Rubrik 2 der Wählerlifte vermerkt; wenn der betreffende Wahlberechtigte ſchon in 
der erften Wahlhandlung abgeitimmt hat, ift das zweite Kreuz neben das erfte zu 
ſetzen, — andernfalld unter Voraudfegung eined Striches (— +) einzutragen. 
Fernerhin find auch Hier die für ung tig erflärten Stimmzettel — und zwar aus⸗ 
geichieden nad ganz für ungiltig erflärten Stimmzetteln und nad) blos teilmeife 
für ungiltig erflärten Stimmzetteln — mit fortlaufenden Nummern verjehen, dem 
Brotofolle beizubeften, wobei genügend kenntlich zu machen ift, aus welcher (eriter 
oder zweiter) Wahlhandlung die Stimmzettel herrühren. Die giltigen Stimm⸗ 
zettel find auch Hier unter verfiegeltem PBapierumjchlage mit dem Protofolle an 
die Diſtriktsverwaltungsbehörde einzuliefern. 


848. Ermweilt fih am Schlufje der zweiten Wahlhandlung eine dritte als not- 
wendig, fo ift biefelbe jofort auf eine beitimmte Stunde des laufenden ober nädhit- 
folgenden Tages anzuberaumen; in gleicher Weile ift bezüglich jeber etiva weiter 
notwendig werdenden Wahlhandlung vorzugehen. 


8 49. Das Berfahren bei dritten und weiteren Wahlhandlungen geftaltet 
fih nad den für die zweite Wahlhandlung oben getroffenen —— 
(Siehe auch Anm. +f*) zu 8 44). 


ö 50. Die von den Urwahlfommifjären an die Diftriltöverwaltungsbehörben 

eingelieferten Urwahlverhandlungen find von den ebengenannten Behörden ſpäteſtens 

wei Tage vor der Wahl der Abgeordneten an den Ort diefer Wahl zu Handen 
e3 für diefelbe ernannten Wahllommiffärd zu ſenden, jedoch unter Surüdbehalt- 

ung ber die giltigen Stimmzettel enthaltenen verjchloffenen Padete. Die Diſtrikts⸗ 

berwaltungsbehörden haben mit den Urmwahlverhandlungen die nad) 8 21 und 
27 Abſ. 2 der gegenwärtigen Inftruftion zu liefernden Nachmeije jowie ein 
erzeichni3 der einichlägigen Wahlmänner einzuienden. Abjchriften dieſer Ver⸗ 
ichnile Kan Protofolle über die Wahl der Abgeordneten beizulegen. (Bgl. 
ni. H.)rtr 


851. Auf bie Wahlhandlung zur Wahl der Ubgeordneten finden Die in bezug 
auf die Urwahl gegebenen Bollzugsvorjchriften finngemäße Anwendung. 

Die Bahlmänner werden durch die einschlägigen Diſtriktsverwaltungsbehörden 
auf eine vom Wahlkommiſſär bejtimmte Stunde des für die Wahl anberaumten 
Tages in das genau zu bezeichnende Wahllofal einberufen. 

Nah Bildung des Wahlausfchuffes wird Die Legitimation der Erjchienenen 
geprüft und erfolgt die feierliche Abnahme des den Wahlmännern auferlegten Eides. 

Zum Bwede der Prüfung der Legitimation erhält jeder giltig gewählte 
Bahlmann einen von der Dijtriftöverwaltungsbehörde auszuftellenden Ausweis 
darüber, daß er ald Wahlmann gewählt worden it. Die erforderlihe Anzahl 
von Formularen hiefür und für die Beſcheinigung der Einberufung werden ben 








+rr”) Ueber die Verpflichtung zur Annahme der Wahl, ferner Über bie Lofung bei Stim⸗ 
hen f. die Min⸗G. vom 27. Juni 1881 (Web. 15, 278) und vom 4. Juli 1881 (Web. 15, 
nm. 2), 
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Die Stimmzettel müfjen von weißem) Papier und dürfen mit 
feinem äußeren Kennzeichen verfehen fein.) Sie find außerhalb des 
Wahllokales Handfchriftli oder im Wege der Vervielfältigung aus- 
zufüllen. 45) 


Diftriltsverwaltungsbehörden durch bie fgl. Regierungen, Kammern bes Innern, 
ipäteftend am Zage ber Urmwahlen zugeftellt werden. *}*) 

Ein giltig gewählter Wahlmann, dem zwar alle anderen gejehlichen Boraus- 
feßungen zur Seite fiehen, ber aber ben Berfafiungdeid nicht ertwiefenermaßen 
abgelegt hat, kann zur Wahl nicht zugelaffen werden. (Art. 14 Ab. 3 des Geſ.) 

Nah Prüfung der Legitimationen und Abnahme des Wählereidbes hat ber 
Wahlkommiſſär eine angemeljene Frift für Abgabe der Stimmzettel im Einver⸗ 
nehmen mit bem Wahlausſchuſſe zu beitimmen. Ebenjo ift zu verfahren, wenn 
mehrere Wahlhandlungen nötig werben follten. 


852. Nach Vornahme der Wahl der Abgeordneten hat ber Wahlkommiſſär die 
hierauf erlaufenen Verhandlungen nebſt den ihm zugekommenen Verhandlungen 
ei den Urwahlen der kgl. Regierung, Kammer des Innern, vorzulegen. Die 
Skreisftelle bewahrt das gefamte Material zunächſt infolange auf, bis dasjelbe von 
dem gl. Staat3minifterium des Innern behufs Mitteilung an die Kammer ber 
Abgeordneten zum Bwede der Legitimationsprüfungen der Abgeorbneten einge» 
fordert wird. Nach geſchehener Segitimationsprüfung find die an die Kreiäftelle 
durch das kgl. Staatsminijterium des Innern zurüdgelangten Bahlverhandlungen 
a. fomweit fie die Urwahlen betreffen, bei Den einſchlägigen Diftrift3verwaltungs- 
behörden und b. foweit fie Die Wahlen der Abgeordneten betreffen, bei der Kreis⸗ 
helle zu hinterlegen ; die PBadete mit den giltig befundenen Stimmzetteln der 
rwahlen und ber Abgeorbnetenmwahlen können nad durch die Kammer gejchehener 
definitiver Legitimationdprüfung vernichtet werden. 


4) Bergl. Hiezu Anm, 72 zu 8 11 ©. Alf. (zu $ 19 des Reichstags⸗ 
Wahlreglements). 

Es wird auch hier wie bei den Reichſstagswahlen Sache des Wahlaus- 
ſchuſſes ſein, von Fall zu Fall zu entſcheiden, ob ein äußeres Kennzeichen gegeben 
bezw. ob das verwendete Papier als „weißes“ zu bezeichnen iſt oder nicht. Be⸗ 
tont muß auch noch werden, daß die Wahl eine „geheime“ iſt, welche durch „ver⸗ 
deckte“ Stimmzettel ausgeübt wird, und daß demnach auch ein Durchſcheinen des 
auf dem Wahlzettel verzeichneten Kandidaten nicht in einer Weile autalt jein 
kann, baß die Wahl nicht mehr als eine „geheime“ zu gelten vermag. — alſo 
der Name des Gewählten fo deutlich durchſichtig, daß er ſchon von außen kennt⸗ 
lich ift, fo ift nach unferer Meinung ein "Außeres Kennzeihen” im Sinne des 
Art. 24 und Urt. 25 Ziff. 1 des Geſetzes gegeben. 

Vergl. dagegen v. Seyd. Staatsrecht 2. Aufl. Bd. 1, 428 Anm. 74. 

Die Beitimmung des Urt. 24, daß die Wahl eine geheime ift, gilt ſowohl 
für die Urwahl al3 für die Abgeordnetenwahl. 

Nah Art. 4 Abſ. 1 und 2 des Gefehes ift auch bie Landtagswahl — wie 
die Reichſftagswahl — „in Berfon” auszuüben. Ueberhaupt ift der Urt, 24 bes 
bayer. Landtagswahlgeſetzes dem 8 10 und 11 des Reichstagswahlgeſetzes nad)- 
gebildet. Siehe auch hieher 8 11 Anm. 21 ©. 32 bezügl. bes Verbots ber Wahl⸗ 

ehinderung, jowie ©. 26. 


*) Vergl. oben $ 11 Anm. 28 zu 8 11 des Neichstagswahlgefeges ©. 32. 


2) Bergt. hiezu Min.» vom 27. Juni 1881 (Web. 15, 40 Unm. 12) über die form der 
Regittmation ber — I— I ( ) 50 
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Zur Giltigfeit der Wahl ift abjolute Stimmenmehrheit erfor- 
derlich.*°) 


Art. 25. 


Ungiltig*”) find Stimmzettel: 

1) weldye nicht von weißem Papier, oder welche mit einem 
äußeren Kennzeichen verjehen find. *8) 

2) welche feinen oder infoweit fie feinen lesbaren Namen ent- 


halten, 

3) injoweit darin die Perjon eines Gewählten nicht unziweifel- 
baft zu erkennen ift, 

4) welche mehr Namen als zu wählende enthalten, oder injoweit 
darin Namen von nicht wählbaren Perſonen verzeichnet find, 

5) welche einen Protejt oder Vorbehalt enthalten. 


Art. 26. 


Die für die erfte) Wahlhandlung bei der Urwahl beftimmte 
Zeit muß mindeftens vier Stunden umfafjen. 


Der Beginn diefer Wahlhandlung ift wenigftens drei Tage vor⸗ 
ber in ortzüblicher Weiſe befannt zu machen. 


Art. 27.50) 
Der zum Abgeordneten Gewählte bat fich ſpäteſtens acht Tage 


) Ueber die Berechnung der abjoluten Stimmenmehrheit |. BI. f. abmin. 
Pr. 83, 179 ff. Diefelbe berechnet fih für alle in einem Urmahlbezirfe zu 
wählenden Wahlmänner gleichheitlih nad der Bahl ber giltig abgegebenen 
Stimmzettel: BI. f. admin. Pr. 82, 1865. 

Dabei find Wahlzettel mit zu wenig Namen, weil giftig, mitzurechnen. 

Die Enticheidung zwiſchen Berjonen, welche unter Ueberſchreitung der Zahl 
ber Zu-Wählenben mit gleichviel Stimmen gemählt werden, ift nach einer in den 
Bl. f. abmin. Pr. 8%, 186 angeführten vor den Urmwahlen vom 14. Juli 1881 
ergangenen Min.-E. vom 4. Juli 1881 (Web. 15, 278 Unm. 2) durch das Los 
zu treffen. Der Wahllommilfär hat die Loſung fofort bei Ermittlung des Wahl- 
rejultates in der Urt zu bethätigen, daß er die Loſe in die Urne legt und ein 
Mitglied des Wahlausichuffes bie Siehung vornimmt. Die Bornahme und das 
Ergebnis der Lofung ift im Wahlprotofolle zu fonftatieren. Ein Fall, in welchem 
7 Ratt 6 Wahlmänner in einem Urmahlbezirte gewählt werben, tft in U. f. 
admin. Br. 823, 186 f. beiprochen. Siehe auch Anm. 4 und 5 zu Urt. 24—26 
bei Müller ©. 42. 


) Bergl. Anm. 6—8 zu Urt. 24—26 bei Müller S. 48 f. und 8 19 be 
Neichdtagsmwahlreglements, oben 8 11 ©. 41 f. Anm. 71—76. 

) Siehe oben Anm. 44. 

) Der Art. 26 bezieht fich alſo nur auf die Urwahl und zwar nur auf 
die erfte Wahlhandlung derjelben. Bezüglich ber weiteren Wahlhandlungen tft 
die desbezügl. Regelung dem Inſtruktionswege vorbehalten. 

* Bu Urt. 27 fagt 853 1.c.: Die Anzeige an den zum Abgeordneten &e- 


Nohl, Sanbbud. J. 18 
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nach Emriang der Auzeige über bie Annahme ber auf gefallenen 
Bel ja etlüren. u. 
Art. 28. 


ım vorigen Wrtifel bezeidmeten Friſt zu enticheiben. 


Art. 29.9) 

Die Bahlausidjühe beicheiden alle Wahlreklamationen auf der 
Stelle durch Stimmenmehrheit. Cine Berufung gegen diefen Aus- 
fprud) ift unzulälfig. 

Art. 30. 


Der Urlaub darf den gewählten Staatsbeamten und öffentlichen 
Tienern nidyt verweigert werben, ebenjo wenig den Kffizieren und 
Militärbeamten, ſoferne nicht außerordentliche Verhältniſſe ihrer Ent- 
fernung vom Dienfte entgegenstehen. 


Art. 31. 


Die Wahlhandlungen müfjen von den Kommillarien mit pflicht: 
mäßiger und rüdjichtslojer Unbejangenheit geleitet werden. 
Jede Beicjränfung der Freiheit der Wahl und jede Benũtzung 


wählten erfolgt durch den Wahllommifjär und, weun berjelbe hieran behindert fein 
folite, durch die IgL Regierung. 

*) Nach früherer geieglicher Beitimmung (Geſetz vom 4. Inni 1848) gab es 
Erf nner; dieje find durch die neue Faſſung des Geſetzes vom 21. März 1881 
in all gelommen. 

*) Bu Art. 29 verfügt 8 541.c.: Unter „Wahlreflamationen” im Sinne 
Des Art. 29 find alle bei Leitung bes Wahlgeichäftes bervortretenden Yweifel und 
Bedenlen zu verftehen. — 

Siehe Hiezu oben Aum. 38 und 39. 

Zu Art. 29 |. auch BL. für admin. Pr. 83, 193f.: Durch den Art. 29 
wollte der Abgeorbnetenfammer das Recht, jede einzelne Wahl und bezw. jeden 
einzelnen Anfechtungsgrund zu prüfen und die Gültigkeit jeder Wahl in ihre Er- 
wägung zu ziehen, in feiner Weiſe beeinträchtigt werden. 

Siehe ferner andy eod. S. 195—199, wo ausgeführt ift, daß die Ber- 
beiheidung von Wahlrellamationen durch den Wahlausſchuß fogar noch nach der 
Berlündigung des Wahlergebniſſes einerjeitd erforderlich und andererſeits zuläffig 
fein kann: denn bie Wahlhandlung endigt eben erſt mit der Schlieung derfeiben 
durch den Wahllömmiffär, nicht mit der Verkündigung des Wahlergebniffes. 
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eines ‚obrigkeitlichen Einfluſſes auf die Wähler wird ‚strenge geahndet, 
und nach Umftänden mit der Dienftegentlajlung beftraft. 


Art. 32. 

Die BeitechungS®) der Wähler hat vorbehaltlich der im Straf: 
geiegbuche getroffenen, eimichlägigen Beftimmungen die Ungiltigfeit 
* Wahl, ſoweit fie die Beſtechenden und Beitochenen betrifft, zur 

olge. 
Art. 38. 


Die Wahlverhandlungen ſelbſt beichränfen fich einzig auf ben 
Gegenſtand der Wahlen und jede Einmengung von anderen Gegen 
ftänden, von bejonderen Anträgen, Beſchwerden oder Inftruftionen, 
auf was immer für eine Art, find von der Wahlkommiſſion ohne 
weitere? zurüdzumeiien. 54) 


Art. 34.55) 


Bei jeder Yrahlbandlung ift während der ganzen Dauer der⸗ 
felben den betreffenden Wahlberechtigten die Anweſenheit, foweit es 
ohne Störung der Wahlhandlung möglich ift, geitattet. 


» Siehe hiezu 8 109 des NReichd-Str.-Wei.-B., besgl. 8 107 und 108 
1. c. (oben ©. 26) und Anm. 1 und 2 zu Wrt. 32 bei Müller ©. 46. 


209) Vergl. hiezu vorftehende Anm. 52 zu Art. 29. 


29 Bu Urt. 34 wird durch 8 55—57 1. c. beftimmt: 8 65: Art. 34 Abi. 1 
geftattet die fortdauernde Anweſenheit im Wahllofafe nur „den betr. Wahlberecht⸗ 
igten“ d. h. den bei der einſchlägigen Wahlhandlung (Urwahl oder Abgeordneten⸗ 
wahl) Beteiligten; und auch diejen gejtattet das Geſetz die fortdauernde Anweſen⸗ 

eit nur „joweir ed ohne Störung der Wahlhandlung möglih if." Die Wahl- 
ommifjäre dürfen einerjeit3 die fortdauernde Anweſenheit der betr. Wahlberechtig- 
ten nur beanftauden und ausjchliegen, wenn und foweit der geordnete Bang bes 
Wahlgejchäftes dies erfordert; die Wahllommifjäre find aber auch andrerjeit# ver- 
pflichtet, einzujchreiten, jobald eine Störung des Wahlgefchäftes in Frage lümmt.*) 

8 56. Tür das Protofoll bei der Urmahl ift das anruhende Yormular 
Uni. I ‚®eb. 15, 42), tür das Brotofoll bei der Übgeorbuetenwahl das Formular 
Ant. II (Web. 15, 44) anzumenden. 

Sowohl das Protokoll der Urwahl als jenes ‚ber Abgeorbnietenwahl hat 
als zwei notwendige Anlagen die Stimmlifte und die Gegenlilte; dieſe find nach 
dem gleihen Formular Anl. IH (Web. 15, 47) zu führen. 

Durch die kgl. Regierung, Kammer des Innern, werben die Formulare für 
die Urwahlen (Protofolle, Stimm⸗ und @egenliften) in genügender Anzahl ben 
Di, trittöverwaltungsbehörden, — die Yormulare zu den Wahlen der Übgeordneten 
den Wahlkommiſſären zugeftellt. 

(Cfr. Hiezu Min.-E. vom 27, $uni 1881 Web. 15, 41 Anm. 13, ferner 
Min.-E. vom 17. März 1882 Web. 15, 42 Anm. 14.) 

—* Die Protokolle ſind immer von dem Wahlkommiſſär und dem Wahl⸗ 
ausſchuſſe zu uuterzeichnen; für Stimmliſte und Gegenliſte genügt die Unterſchrift 
des Wahlkommiſſärs und desjenigen Mitgliedes des Wahlausſchuſſes, welches die 
bezügliche Liſte geführt Hat. 

18* 


276 851. Das Landtagswahlgeſetz und die Vornahme ber Landtagswahlen. 


Ueber jede Wahlhandlung ift ein Protokoll aufzunehmen, welches 
von dem Wahlkommiſſär und dem Wahlausschuffe zu unterzeichnen iſt. 


Art. 35.56) 


Die Abgeordneten find jederzeit zum Augtritte aus der Kammer 
berechtigt. Erfolgt der Austritt, während der Landtag verfammelt ift, 
fo ift die Austrittserflärung an die Kammer der Abgeordneten, außerdem 
an das k. Staatöminijterium des Innern abzugeben. 

Ein Ubgeordneter, welcher ein Staatzamt, eine Beförderung oder 
eine Hofcharge annimmt, verliert feinen Sig in der Kammer und kann 
benfelben nur durch neue5”) Wahl wieder erlangen. 


Die außerdem während der Dauer der Wahlperiode in Er- 
ledigung fommenden Abgeorönetenfige werden durch Nachwahlen 
wieder bejeßt. 

Zu den Neu: und Nachwahlen find die noch vorhandenen Wahl- 
männer des Wahlfreife® einzuberufen. Yür jeden in Abgang ge- 
fommenen Wahlmann iſt vor Vornahme von Neu= oder Nachwahlen 
ein ihren nachzumwählen, wenn innerhalb der hiefür jemweilig von 
der Dijtriftsverwaltungsbehörde zu beitimmenden, nicht unter acht 
Tagen zu bemefjenden Präflufiofrijt mindejtens zwanzig Urmwähler des 
Wahlkreiſes jolches beantragen. 


Art. 36. 


Die Abgeordneten haben während der Landtagsverfammfung, 
ſowie während der vorausgehenden und nachiolgenden acht Tage freie 
Fahrt auf den vom bayerifchen Staate betriebenen Eifenbahnen nad) 


se, Hiezu |. 88 58, 59 und 60 der Bollz.-Borfcr.: 
8 58. Die Anordnungen über Vornahme ber Neu- oder Nachwahlen gehen 
von bem fgl. Staat3minifterium des Innern aus. 

59. Bei Ableben eines Landtagd-Mbgeordneten Hat diejenige Diftriftd- 
verwaltungsbehörde (unmittelbarer Magiftrat), in deren Bezirk fich ber Todesfall 
ereignet — in Münden die !gl. Polizeidireltion — fofort hierüber Anzeige an 
das kgl. Staatdminifterium des Innern zu eritatten. 

8 60. Ueber die Anberaumung der in Art. 36 Ubf. 4 bes Geſetzes vor⸗ 
ejehenen Präfufivfrift wird in jedem einzelnen Falle bejondere Weifung feitens 
De kgl. Staatsminiſteriums des Innern erteilt werden. Nah Eintreffen dieſer 
Beilung haben die Diftrift3verwaltungsbehörden die Präflufivfrift nach Bedarf 
zu bemeſſen und die bezügliche Beitimmung rechtzeitig fowohl in dem für ihre 
amtlichen Kundgebungen beftimmten Blatte zu veröffentlichen, ala in jeder Ge⸗ 
meinde in ortsüblicher Weiſe belfannt machen zu laſſen. 

P In Falle des Abſ. 2 findet Neu-Wahl, in den übrigen Fällen bes 
Art. 35 Nach⸗Wahl ftatt. 

Diejer Unterfchied des Ausdrudes bat aber feine Bedeutung für bie Form 
dieſer Reu- ober Nach⸗Wahl. Dieſe Form ift in beiden Fällen die gleiche. 


*) Bergl. 5 9 Wbf. 1 bed Meichttagstuahlgef, unb Unm. 17 hiezu ©. 32. 
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verordnungsmäßigen 58) Beitimmungen zu beanfpruchen und erhalten 
bei Beginn und bei Beendigung der Landtagsverfammlung für die 
Reife zwiichen dem Wohn- und Verſammlungsorte, ſoweit diejelbe nicht 
auf obengenannten Bahnen zurüdgelegt werden kann und foweit nicht 
freie Fahrt auf anderen Eifenbafnen im Wege der Vereinbarung er- 
wirft ift, als Neifefoften- Entjchädigung fünfzig Pfennig für den 
Kilometer. 

Feder nicht am Drte der Verfammlung wohnende Abgeordnete 
erhält für deren Dauer umter Einrechnung des vorausgehenden und 
nachfolgenden Tages eine tägliche Entſchädigung im Betrage von 
zehn Mark. 


Art. 37.59) 0) 


Vorſtehende Beſtimmungen follen als Beftandteil der Verf.⸗ 
Urkunde angeſehen werden; dieſelben treten mit der nächſten Wahl in 
Wirkſamkeit, und können nur in der durch den Tit. X 5 7 der Verf.⸗ 
Urkunde vorgefchriebenen Form abgeändert werden. 

Die 88 7, 8, 9, 10, 11, 12 und 14 des Tit. VI der Berf.- 
Urk. dann der WUbfchnitt I und II des Tit. I der Beilage X zur 
Verf.⸗Urk. werden hiedurch aufgehoben; ebenfo 

1) Geſetz vom 18. Jänner 1843, die Zwiſchenwahlen von Ab⸗ 

ar zur zweiten Kammer der Stände - Verfammlung 
etreffend; 

2) Geleh vom 23. Mai 1846, den 844, lit. e Tit. I ber 

X. Beilage betreffend; 


1) Hiegu f. bie Berorbn. vom 1. September 1881 (Web. 15, 425), welche 
me. 


beftim | 

81. Den Landtagdabgeordneten kommt während der Yandtagdverjammlung, 
fowie während der voraudgehenben und nachfolgenden acht Tage die tarfreie Be⸗ 
nüßgung jämtliher fahrplanmäßiger Berjonenzüge auf ben vom bayer. Staate be- 
triebenen Eifenbahnen in beliebiger Bagenflafte zu. Bu ihrer Legitimation werben 
denielben Starten außgeftellt, Durch deren Borzeigung der Anſpruch auf freie Fahrt 


bedingt ift. 
8 2. Die Legitimationdfarte berechtigt zum freien Transporte von 
25 Kilogramm Neifegepäd ꝛc. 


»*, Schlußbeftimmung der cit. Min.-E. 
61. Alle früher zum Vollzuge der Landtagswahlen ergangenen In⸗ 
ſtruktionen und generalifierten Entſchließungen ſind aufgehoben. 


) Anhang: Ueber die Landtagswahlen verweiſen wir außer ben oben 
ſchon genannten ausführlichen Darftellungen in den DI. f. adm. Pr. 19, 249 ff. 
(über das Geſetz vom 4. Juni 1848) und 32, 145 ff. (über das Geſetz vom 
21. Mär; —* noch auf folgende Ausführungen: 

a. Bl. f. abm. Pr. (1868) 18, 6 und 29: Wählbarkeit zum Wahlmann, 

b. Bayer. Semeindezeitung 1891 ©. 237: Das altive und paffive Wahl- 

recht der Offiziere und Militärbeamten bei Landtagswahlen. 
Daher. Gemeindezeitung 1894 ©. 297: Aeußere Kennzeichen bei 
Wahlſtimmzetteln. 
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3) Geſetz vom 15. Wprif 1848, die Zahl der Abgeordneten zur 
Stände-Berfammflung aus der Pfalz betreffend. 
Unfer Staatsminiſter de Innern ift mit dem Vollzuge 
beauftragt. 


Rapitel IV. 


Die Giaatsdeßörden.‘)') 
8 52. 
Einleitung. 


Ueber den Begriff der Behörde können wir feine fürzere und 
ugleich erfchöpfendere Definition bringen als die Dr. v. Seydel's in 
Feinem bayeriichen Staatsrecht 2. Aufl. Bd. 1 ©. 490. Demnad) ift 
eine Behörde „eine Perſon oder eine Mehrheit von Perſonen, welcder 
ftaatliche Geſchäfte in beſtimmtem Umfange zur Wahrnehmung an 
vertraut find“. Da num Eriftenz und Wirkungsfreis der Behörden 
durch das Öffentliche Recht beftimmt refp. eingerichtet werden, fo er- 
Icheinen fie ala „öffentliche Sinrichtung”. — 


Die Einrichtung der Behörden d. 5. ihre Schaffung, Aus⸗ 
rüftung und Belegung, kurzum die fog. Organijationsbefugnis ift ein 
Borredht der Krone und hängt ausſchließlich mit der Herrichergemwalt 
zulammen.2) Nur der Staatsrat und die Staat3minifter find von der 
Berfaflung gefordert. (Tit. VII $ 30 der Berf.-Urf. und Art. 4 des 
Geſetzes vom 4. Juni 1848 über die Verantwortlichkeit der Minijter.) 


Die Behörden find eben, da der Monarch nicht ſelbſt periönlich 
alles zu thun vermag, was zum Vollzuge der Gelege und zur Aus⸗ 
übung der Regierungsgewalt nötig erſcheint, berufen, ald Organe des 


') Send. 1, 490-667. Poezl, Berf.-R. 5. Aufl. S. 464—496. 
Grill ©. 135—184. 


Is) Neben ben Staatsämtern nennen wir noch kurz 
a. die Kronämter, 
b. die Hofämter. 
- ad a. Bezüglich ber Kronämter verweilen wir auf Tit. V 8 1, Tit. VI 
8 2 und Tit. II 8 18 der Berf.-Urk., fowie auf das Reglement vom 28. Juli 
1808 (Beh 1 1, 198), fowie 8 41 der Form. Berordn. vom 9. Dezember 1825 
(Web. 2, 266). 
ad b. Hofämter find feine Stantsämter. Siehe jeboch Art. XXV ber 
Berordn. vom 1. Januar 1806 über bie Berhältniffe ber Stantsbiener (Web. 1, 101). 
2) Tit. II $ 1 ber Berf.-Urk.: „Der König ift das Oberhaupt des Staates, 
vereiniget in jih alle Rechte der Staäatsgewalt und übt fie unter 
den von Ihm gegebenen, in der gegentwärtigen Berloffungsurkunde feſtgeſetzten 
Beſtimmungen aus.“ 
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Monarchen in ſeinem Namen und in ſeinem Auftrage dieſe Regierungs⸗ 
rechte auszuüben. 

Diet Organe oder Behörden find nun: die Staatsämter. 
Die zur Ausübung und Wahrung diefer Staatsämter Berufenen 
heißen: Staatsbeamte oder Staatsdiener. Die Verhältnifle der 
legteren find inzbejondere durch das Edikt über die Verhältniffe der 
Staat3diener oder die IX. Beil. zu Tit. V 8 6 der Berf.-Urf. ge= 
regelt. Siehe unten $ 62 und $ M. 


Der Behärden-Organismns. 
8 53. 


I. Der Htaatsraf.®) 


Der Staatsrat befteht unter der oberften Leitung des Monar⸗ 
chen ſelbſt 

1) 33 dem Kronprinzen, ſobald dieſer die Volljährigkeit er⸗ 
reicht, 

2) aus den in der Reſidenzſtadt anweſenden nachgebornen, voll⸗ 
jährigen Prinzen des fol. Hauſes in der direkten Linie, fo 
ur e3 der König für gut findet, dieſe in denſelben zu be» 
rufen, 

3) aus den Miniftern, 

4) aus einer mindeftens der Zahl der Minifter gleichfommen- 
den Anzahl von höheren tal. Staat3beamten und Militärs oder 
jonft vorzüglich würdigen Berfönlichkeiten, welche der König 
zu Staatsräten ernennt. 

Im übrigen verweilen wir bezüglich diefer erften und oberften 
Staatsbehörde des Königreiches auf die Allerh. Verordn. vom 3. Auguft 
1879 „den Staatsrat betr.” 4) und führen nur noch jpeziell den 
Inhalt des 8 1 derfelben an: „Der Staatsrat ift die oberite beratende 
Stelle, in und mit welcher der König die im Tit. I ($ 7) dieſer 
Verordnung näher bezeichneten Angelegenheiten in unmittelbare Be⸗ 
ratung nimmt; derſelbe ift zugleich in den unter Ziff. 8, 9, 10 und 
11 des II. Titels bemerften Fällen die oberfte entjcheidende Stelle. 

An der Verwaltung felbft kömmt dem Staatsrate Fein Anteil 


zu.“ — 

Die dem Staatsrate lediglich „zur Beratung“ zugewieſenen 
Angelegenheiten find unter Ziff. 1—7 des erwähnten Tit. II ($ 7) 
der Zerordn. vom 3. Auguſt 1879 aufgeführt. 


Nach diefem Wortlaut der Berfaflung ift aud) das Recht zur Organiſation 
der Behörden ein Recht des Monarchen. 

®») Seydel 1, 495 ff. Pözl, Verf.-R. ©. 466. 

*) Weber 13, 161 ff. Krais 1, 59. 
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I. Die Htaatsminifier und die Htaatsminifterien. 5)5*) 


8 54. 
A. Einleitung. 


Nach Dr. v. Seydel iſt ein Miniſter „ein Staatsdiener, welcher 
— dem Staatzoberhaupte unmittelbar untergeordnet — einen be⸗ 
ftimmten Zeil der Staatsgefchäfte (Reſſort-Miniſter) unter per- 
ſönlicher Verantwortung leitet.” Die Meinifter find die höchſten 
Staatöbiener und als folde „die oberften Negierungsorgane des 

önigs.“ 

Das Amt des Miniſters iſt von der Verfaſſung gefordert und 
gewährleiftet; dasfelbe tritt daher ähnlich wie der Landtag an Die 
Seite de3 König und zwar auf dem Gebiete der Ausübung der 
Negierungsgemalt ebenfo befchräntend wie der Landtag auf dem Ge- 
biete der Geſetzgebungsgewalt. 

Die gl. bayer. Staat3minifter find „die Träger der Verant⸗ 


®) Seydel 1, 504 ff.; Geſetz vom 4. Juni 1848 „bie Berantiwortlichteit ber 
Minifter betr.“ Web. 8, 690 ff. 

Krais 1, 53 ff. 

Pechm.⸗Brettr. 1, 79 und 148 (Min.-Berantwortlichleit. Geſchworene für 
ben Staatdgerichtähof). 

Grill S. 138— 152. 

Pözl, Verwaltungsrecht 3. Aufl. S. 20—90. 


*a) Die grundlegenden Beftimmungen für die Yormation, den Wirkungs⸗ 
kreis und den Geichäftsgang der kgl. Staat3minifterien find in nachftehenden Ver⸗ 
ordnungen enthalten: 

1) Berordn. (Kabinet3befehl) vom 15. April 1817 (Web. 1, 528 ff). Die 

Beitimmungen diejed Kabinetsbefehles find übergegangen in bie 
2) Formationsverordnung vom 9. Dezember 1825 (Web. 3, 261; Bamb. 


‚ı) 
Bon diejer Form⸗Verordn. ift ber 8 1 erjeßt durch 

3) Berordn. vom 25. März 1848 Ziff. I (Web. 3, 677) über die Bildung 
des Gejamtftaatsminifteriums und die Ernennung der kgl. Staatd- 
minifter. 

Hiezu fommen noch: 

4) Verordn. vom 27. Februar 1847 (Web. 8, 659) über bie oberfte 
Leitung ber Kirchen- und Schulangelegenheiten und Verordn. vom 
16. März 1849 gleichen Betreff (Web. 4, 27 |.) bezüglich der Bildung 
bes kgl. Staatöminifteriums des Innern für Kirchen- und Schulange- 
legenheiten; ferner noch 

5) die Verordn. vom 11. November 1848 (Web. 4, 4) und vom 1. Dezem- 
ber 1871 (Web. 9, 161) über Bildung und reip. Wiederauffebun 
be3 kgl. Staatsmin. des Handel3 und ber öffentlichen Arbeiten. Dur 
Iepiere Berordn. werben die Gejchäfte des aufgelöften Handelsmin. dem 
is DeB ie , bed Innern und dem Kultusminifter zugeteilt. 

. c.); endli 

6) Kern. vom 9. uni 1874 (Web. 10, 363): Yuteilung des Zollweſens 

vom Minifter des Weußern an den Yinanzminiiter. 
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wortung für die Gejehmäßigfeit der Regierung des Staates.“ ©) 
Demgemäß ift auch nad) Art. IV des Geſetzes über die Minifter- 
verantwortlichkeit verfügt: „Der König wird feine Regierungsanord« 
nungen jedesmal von den Miniftern oder von den zeitlichen Stell- 
vertreten gegenzeichnen laffen, in deren Geſchäftskreis Die 
Sache einidhlägt.“ 

Der lebte Zuſatz jet voraus, vielmehr macht es zur geſetz⸗ 
fichen Pflicht, daß aber auch jeder einzelne Teil der Regierungs⸗ 
thätigfeit einem bejtimmten Reſſortminiſter als zu feinem Wirkungs⸗ 
kreis gehörig zugewieſen fein muß. 

Im übrigen, bejonders auch bezüglich einer allenfallfigen Miniſter⸗ 
Anklage vor dem StaatsgerichtShofe verweilen wir auf das ermähnte 
Gele vom 4A. Juni 1848 „die Minifterverantwortlichfeit betr.” 
(Web. 3, 690 ff.) und Tit. X 8 6 Abf. I und II der Verf.-Urf. (Web. 
1, 597), desgl. auf die Ausführungen bei v. Seyd. 1, 504-524, und 
bei v. Pözl, Verwaltungsrecht 3. Aufl. ©. 24 f. (8 12): die rechtliche 
Stellung der dirigierenden Staat3minifter. 


B. Die einzelnen Wtinifterien.”) 
8 55. 
1. Das Stantsminifterinm des Igl. Hauſes und des Aenfern.®) 


Wirkungskreis desjelben: 


A. als Minifterium des Fol. Hauſes bejorgt es: 
a. die Nechtsverhältniffe des Königs und der Mitglieder des 
kgl. Haufes als folcher, 
b. die Aufficht und oberfte Leitung des geheimen Haus⸗ und 
des geheimen Staats-Archives, 
ce. Ordens- und Adelsſachen, ſowie die Gefchäfte des durch 
Verordn. vom 27. November 1825 (Web. 2, 258 f.) 
aufgelöften Neichäheroldenamtes ,**) desgl. Thronlehen, 
legtere8 im Benehmen mit dem fgl. Finanzminiſterium; 
B. als Minifterium des Aeußern: 
die Beziehungen Bayern? zum deutſchen Reiche und zu 
fremden Staaten, 


9) Seyd. 1, 512. 

) Formationdverordnung vom 15. April 1817 (Reg BL. S. 3298, Web. 1, 

628 m und vom 9. Dezember 1825 (Neg.-Bl. ©. 977, Web. %, 261; Bamb. 
) Seyd. 1, 529 f.; Krais 1, 54; Form.-Verordn. vom 9. Dezember 1825 

88 3048, ferner 8 2d und 8 10a 1. c., fowie 8 2 Biff. 1a der Verordn. vom 

1. Dezember 1871 (Web. 9, 161); Grill ©. 146 f.; endlich v. Pözl, Verw.⸗Recht 

1871813 ©. 3 — 


*) Vergl. Edikt vom 1. November 1808 (Web. 1, 249) über das Reichs⸗ 
Herolden-Amt. 
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C. als Minifterium der Vertehreanftalten : 

a. die oberfte Leitung und Aufficht über ſämtliche Verkehrs⸗ 
anftalten, alſo: Poſten, Eiſenbahnen, Telegraphen, Tele 
phone, Dampfſchiffahrten und Ludwigskanal, inkl. des 
Baues der Staatseifenbahnen, 


b. die Oberaufficht auf Brivateifenbahnen und PBrivat:Dampf- 
ichiffahrtögefellichaften im Benehmen mit dem Staats⸗ 
minifterium des Innern.) 

Zu den Eifenbahnen gehören auch die Tram- und 
Bferdebahnen. 


Hinfichtlich feines Wirkungskreiſes nad) Lit. A b und c und 
Lit. B find ihm die fgl. Kreigregierungen, Kammern des Innern, bezügl. 
Lit. B noch befonders die bei den fremden Staaten beitellten diplo⸗ 
matiſchen Agenten (Gefandte, Konfuln, Kommifjäre) und bezüglich des 
nach Lit. C die Generaldirektion 20) der kgl. bayer. Staatzeijenbahnen 
und die Direktion !!) der kgl. bayer. Poſten und Telegraphen unter- 


82 Biff. 2 lit. b der Verorbn. vom 1. Dezember 1871 „die Formation 
der Staatöminifierien” (Web. 9, 161). 


320 Unter der kgl. Generaldirektion der kgl. bayer. Staatseifenbahnen ftehen 
zehn Dberbahnämter: 

1) Augsburg (400,7 Kilometer Bahnlänge) mit den Bahnämtern:*) 

Augsburg und Nördlingen; 

2) Bamberg (628,6 Kilometer Bahnlänge) mit den Bahnämtern: Bam- 

berg, Lichtenfels, Hof, Schweinfurt ; 

3) Ingolftadt (374,7 Kilometer Bahnlänge) ohne jelbftändiges Bahn- 

amt. Ingolſtadt C.⸗B. ijt Verwaltung ; 

4) Kempten (432,4 Kilometer Bahnlänge) mit den Bahnämtern Kempten 

und Lindau (augteid) Poſtamt); 

6) München (440,9 Kilometer mahnlänge) mit den Bahnämtern München 

C.⸗B., nchen ©.-B. und München O.B.; 

6) Rürnberg (500,2 Kilometer Bahnlänge) mit den Bahnämtern Rürn- 

berg, Ansbach und Fürth; 

7) Regensburg (640,8 Kilometer VBahnlänge) mit ben Bahnämtern 

Regensburg, Landayut und Paſſau; 
8, Roſenheim (590,9 Kilometer Bahnlange) mit den Bahnämtern 
Roſenheim, Salgburg und Kufſtein; 
9) Weiden (626,2 Kilometer Bahnlänge) mit den Bahnämtern Weiden, 
Bayreuth und Eger; 
10) Würzburg (500,7 Kilometer Bahnlänge) mit ben Bahnämtern 
Würzburg und Wichaffenburg. 

Am 1. Januar 1896 gab es auf allen bayer. Bahnen zufammen 1065 
Stationen, Halteftellen oder Halteplätze. Zur kgl. Generaldireftion der Staats⸗ 
eiienbahnen gehören ferner: 

a. die Eifenbahnbaufeltionen, 

b. die Gentralwerfftätten zu München, Nürnberg 

c. die Central» DMagazind - Berwaltungen zu München, 

Regensburg, 


*) Nach dem Stande vom 1. Jannar 1896. 


Begendburg unb Weiden, 
ürnberg und 
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georhnet. (8 3 der Verordn. vom 17. Juli 1886 (Web. 18, 124 ff.): 
ie Verwaltung und den Betrieb der kgl. Verfehrsanftalten betr.). 


Nach Berordn. vom 16. März 1881 (Web. 14, 729 f.) wurde 

der Generaldirettion der kgl. bayer. Eifenbahnen ein Eiſenbahnrat bei- 
geben, deflen Aufgabe darin beiteht, „in wichtigen, den Handel, 
ie Gewerbe oder die Landwirtichaft berührenden Fragen des Eifen- 
bahnbetriebes gutachtlihe Aeußerungen abzugeben." Insbeſondere ift 
derjelbe über wichtige Aenderungen der reglementären Beftimmungen, 
foweit diefe die —— berühren, dann der Tarifpvorſchriften 
und Tariffäbe, fowie über Aenderungen im Fahrplane zu vernehmen. 


Bezüglich des zum kgl. Staatsminifterium des Aeußern gehöri- 
gen diplomatiſchen Dienstes ift fpeziell zu verweilen auf die Verordn. 
bom 12. Juni 1869 „den Eintritt in den diplomatischen Dienft betr.“ 
(Web. 8, 163); die Verordn. vom 3. März 1870 „den diplomatifchen 
Dienft betr." (Web. 8, 506) und beionders die Verordnung vom 
1. September 1880 „die Zulaffung zur Praris im fol. Staatsmini- 
jterium des fol. Haufe und des Aeußern und den Eintritt in den 
diplomatischen Dienſt betr.” (Web. 14, 569). 


Lestere Verordnung enthält auch die einfchlägigen Beſtimmungen 
über die Zulaſſung zur Vorbereitung für. den Außeren dipfomatifeien 
Dienft und die diplomatische Prüfung. 


d. das Betriebgamt ber Bodenfee-Dampfichiffahrt in Lindau, 

e. dad Kanalamt in Rürnberg, 

f. die Imprägnieranftaften in Sirchfeeon und Schwandorf, endlich auch 
noch die kgl. Eifenbahn-Eentraffafie. 


") Unter der fgl. Direktion der kgl. bayer. PBoften und Zelegraphen ftehen 
fieden DOberpoftämter..*) 
1) Augsburg mit den Boftämtern Augsburg 1, Augsburg 2, Kempten 
und Lindau (zugleich Bahnamt); 

3 Bamberg mit den Poftämtern Bamberg, Bayreuth und Hof; 

8) Münden mit den Boftämtern Ingolhiodt, Münden 1 Hauptpoft, 
München Genteafbahnbot: Bahnpoftamt, Briefpoftant, Padetpoftamt, 

eitungspoftamt und München 13; 

4) Nürnberg mit den Poftämtern Ansbach, Erlangen, Fürth, Nürn⸗ 
berg 1 Hauptpoft, Nürnberg 2: Briefpoftamt, Padetpoftamt, Bahn- 
poftamt, Nürnberg 6; 

6) Regensburg mit den Boftämtern Landshut, Palau 2, Regend- 


urg 2; 

6) Speyer mit den Poftämtern Kaijerslautern, Landau, Ludwigshafen, 
Neuftadt a. H. Pirmafend 2; 

7) Würzburg mit den Boftämtern Aſchaffenburg, Bab Kiffingen, 
Schweinfurt 1, Würzburg 2. 


Bur Igl. Direktion der Boften und Telegraphen gehören ferner: 
a. die Central⸗Poſtkaſſe, 

b. das Berlagdamt für Boft- und Gebührenmarlen, 

c. die Regie- und Material-Berwaltung, 

d. die Telegraphen⸗Werkſtätte. 
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Ueber die Gefandtichaften ſ. Urt. 11 der Reichsverfaſſung 
(Web. 8, 750 und oben Seite 86/87), ferner Ziff. VII und VIII des 
Verſ. Vertrages vom 23. November 1870 (Web. 8, 680). Ueber 
die Erterritorialität der Chef3 und Mitglieder der bei dem deutſchen 
Reiche beglaubigten Miffionen desgl. der Familienglieder des Gejchäfts- 
perjonale® und der Bedienfteten derjelben j. $ 18—20 des Gerichts⸗ 
Berf.-Gel. vom 27. Januar 1877 (Web. 11, 713). 12) 

Ueber die VBorladung der Angehörigen fremder Gefandten ſ. 
Min.-E. vom 5. DOftober 1809 (Web. 1, 313) fowie Min.-E. vom 
27. Juni 1834 mit Min.:E. vom 26. Dezember 1833 und vom 
28. Juni 1836 (Web. 1, 313 Anm. **) und 2, 708 und 708 
Anm. **) 19) 

Ueber die Konfuln ſ. Art. 3 Abſ. 6, Art.4 Ziff. 7 und Art. 56 
der Reichs⸗Verf. (f. oben $ 35a) und Ziff. XU des Verf. Vertrages 
vom 23. November 1870 (Web. 8, 681), ferner das Gefeh vom 
8. November 1867 „die Organifation der Bundeskonſulate, ſowie die 
Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonſuln betr.” (Web. 7, 122) 
nebſt Dienftesinftruftion für die Konſuln des deutfchen Reiches vom 
6. Juni 1871 (Web. 9, 33); Geſetz über Eheſchließung und Beur- 
kundung des Perſonenſtandes im Auslande vom 4. Mai 1870 
Web. 3, 522) jomwie die Imftruftion hiezu vom 1. März 1871 

eb. 8, 725); 

Geſetz vom 1. Yuli 1872, die Gebühren und Koften bei den 
Ronjuln des deutichen Reiches betr. (Web. 9, 456); 

Belanntmachung des Reichskanzlers vom 1. April 1882 über 
das Unterftügungamelen bei den Rontulaten (Web. 15, 647); 

Geſetz vom 10. Juli '1879 über die Konfulargerichtsbarfeit 
(Web. 13, 108); 

Min.:Bel. vom 4. Dftober 1881: den Vollzug des Einkommen⸗ 
und Rapitalrentenjteuergefeßes vom 19. Mai 1881, hier die Steuer- 
verhältniffe der Konſuln betr. (Web. 15, 445). 

Siehe weiter nachjtehende Konfularverträge: 

Mit Italien: vom 21. Dezember 1868 und vom 7. Februar 
1872 (Web. 7, 552 und 9, 304). 

Mit Spanien: vom 22. Februar 1870 und 12. Januar 1872 
(Web. 8, 496 und 9, 271). 

Mit den Vereinigten Staaten von Amerifa vom 11. Dezember 
1871 (Web. 9, 172 f.). 

Mit den Niederlanden vom 11. Januar 1872 (Web. 9, 267). 
Mit Rubland vom 8. Dezember (26. November) 1874 (Web. 
10, 516 ff.). 

Mit Cofta Rita vom 18. Mai 1875 (Web. 10, 738 ff.). 


m) Bergl. hiezu auch 8 3530 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗V. 
0, Bezüglich der Vornahme der TFeuerbeihau in Wohnungen des Perſo⸗ 
nales der fremden Gejandtichaften f. Dlin.-E. vom 18. Wpril 1835 (Web. $, 21). 


8 56. Das tgl. Staatäminifterium des Innern. 285 


o a Hawaii vom 25. März (19. September) 1879 (Web. 
12, 747). 

Mit Griechenland vom 26. November 1881 (Web. 15, 494 f.). 

Mit Brafilien vom 10. Januar 1882 (Web. 15, 549). 

Mit Serbien vom 6. Januar 1883 (Web. 16, 79 ff.), endlich 

mit der Dominikanischen Republit vom 30. Januar 1885 (Web. 
17, 11 ff.) und mit der füdafrifanifchen Nepublit vom 22. Januar 
1885 (Web. 17, 4 ff.). 

Meiters fiehe die Handels verträge mit der argentinischen Repu⸗ 
blit, Chile, Frankreich, Japan, Mexiko, Defterreich, Perſien, Portugal, 
Salvador, Siam x. unten 8 424. 

Ueber den Gerichtsſtand derjenigen, welche das Recht der Ex⸗ 
territorialität genießen, umd die AZuftellungen an diefelben fiehe auch 
noch 88 16 und 183 der Eid. Broz.:Ordn., ferner $ 11 der Str.- 
PBroz.-Ordn. und 8 21 des Ger.-Berf..Gel. vom 27. Januar 1877. 

Bezüglich des Verfehres mit den Gejandtichaften und Konfulaten. 
fiehe unten bei amtlichem Verkehr ꝛc. 8 63 f. 14) 


8 56. 
2. Das kgl. Stantöminifterium des Innern. 15) 


Zum Wirkungsfreife des kgl. Staatsminifteriumd des Innern 
gehören ſämtliche Gegenſtände de3 inneren Staatsrechte® und der 
Landeshoheit (die jog. Regiminals-Berwaltung), überhaupt aller Unge- 
legenheiten der inneren Staatsverwaltung, foferne und foweit fie nicht 
anderen Minifterien übertragen find. 

Im übrigen ift die Gefchäftsiparte dieſes Minifteriums aufges 
führt in 88 64—71 und 88 73—83 der Formationsverordnung vom 
9. Dezember 1825 (Web. 2, 269 ff.). 

Zum fgl. Staatsminifterium des Innern gehören: 

1) die fgl. Kreißregierungen 1%), Kammern des Innern, mit den 

denfelben direkt untergeordneten Behörden, befonders den fal. 
Bezirtsämtern und den kgl. Bauämtern ;17) 


14) Ueber den Berfehr mit dem päpftlichen Stuhl |. Min.-E. vom 25. März 
1841 und 29. März 1844 (Web. $, 372 und Anm. * dajeldft), ferner vom 
25. November 1841: Dispenjationstaren (Web. 3, 387 und Anm. **). 

1) Geyd. 1, 530 ff.; Krais 1, 54 f.; Form.-Verordn. vom 9. Dezember 
1825 88 64-83 (Web. 2, 269 ff.) und Verordn. vom 1. Dezember 1871 8 2 
Biff. 2 (Web. 9, 161). Grill ©. 148 f. 

v. Bözl Verw.-R. 3. Aufl. 8 22 S. 47 -66. 

16) Ueber die Benennung der Kreigftellen |. Min.-Bel. vom 17. Januar 
1838 (Web. 3, 228), ferner Verordn. vom 29. November 1837 (Web. 8, 220) 
„Einteilung des Königreich Bayern betr.“ (oben 8 40 ©. 142). 

29 Da für den amtl. Gebrauch ein Verzeichnis aller äußeren Bollzugs- 
ämter nötig ericheint, geben wir nachitehend eine Zufammenftellung der unmittel- 
baren Städte und ber kgl. bayer. Bezirksämter, fowie der Landbau⸗ und der 
Gtraßen- und Flußbauämter nach der Ordnung der einzelnen Kreisregierungen, 
Kammern des Innern, unter welchen dieſe Aemter bezw. Difiriktövermaltungs«- 
und Diftriktöpolizeibehörden unmittelbar ftehen: 
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1) Die !gl. Regierung von Oberbayern in Münden 
mit den 6 unmittelbaren Städten: München, Freifing, Ingolftabt, Lands— 
berg, Rofenheim, Zraunitein ; 
mit den 25 !gl. Bezirksämtern: Wichady, Altötting, Berchtesgaden, Bruck, 
Dachau, Eberdberg, Erding, Freiſing, Friedberg, Garmiſch, Ingolftadt, 
Landsberg, Laufen, Miesbah, Mühldorf, München I, Münden II, 
Blefenbee, Roſenheim, Schongau, Schrobenhaufen, Tölz, Traunftein, 
Ba erburg, Beilheim; ferner 
mit den !gl. Zandbauämtern: München, Freiſing, Traunftein, Weilheim 
und den u Straßen und Flußbauämtern: München, Ingolftadt, Rofen- 
heim, Zraunftein, Weilheim. 
2) Die kgl. Regierung von Niederbayern in Landshut 
mit den 3 unmittelbaren Städten: Landshut, Baflau, Deggendorf; 
mit den 21 kgl. Bezirtämtern: Bogen, Deggendorf, Dingolfing, Eggenfeld, 
Grafenau, Griesbach, Kelheim, Köpting, Landau a. J. Landshut, 
Mallersdorf, Paſſau, Bfarrlirhen, Degen, Bottenburg, Straubing, 
Viechtach, Vilsbiburg, Vilshofen, Wegſcheid, Wolfftein; ferner 
mit ben fgl. Landbauämtern: Landshut und Paſſau 
und ben Hr Soden und Flußbauämtern: Deggendorf, Land3hut, 
imbach a. 
3) Die kgl. Regierung von Oberpfalz und Regensburg in 
Negendburg 
mit 2 unmittelbaren Städten: Regensburg und Amberg; 
mit 18 kgl. Bezirkdämtern: Amberg, Beilngried, Burglengenfelb, Eham, 
Eſchenbach, Kemnath, Naabburg, Neumarkt, Neunburg v. W., Neu⸗ 
ftadt a. W.N., Parsberg, Regendburg, Roding, Stadtamhof, Sulzbach, 
Zirihenreuth, Bohenftrauß, Waldmünchen; 
mit den fgl. Landbauämtern: Amberg und Regensburg 
und ben fgl. Straßen- und Ylußbauämtern: Amberg, Regensburg und 
eiden. 
4) Die tgl. Regierung von Oberfranken in Bayreuth 
mit 5 unmittelbaren Städten: Bamberg, Bayreuth, Hof, Kulmbach, Forchheim; 
mit 19 !gl. Vezirtdämtern: Bamberg 1, Bamberg II, Bayreuth, Berned, 
Ebermannftadt, Forchheim, ftadt a. A., Hof, Kronach, ſtulmbach, 
Lichtenfeld, Münchberg, Naila, Pegnitz, Rehau, Stadtiteinad, Staffel- 
ftein, Teufchnig, unſiedel; 
mit den kgl. Landbauämtern: Bamberg, Bayreuth, Hof 
und den fgl. Straßen- und Flußbauämtern: Bamberg und Bayreuth. 
5) Die tgl. Regierung von Mittelfranten in Ansbach 
mit 9 unmittelbaren Städten: Ansbach, Dinkelsbühl, Eichftätt, Erlangen, 
Fürth, Nürnberg, Rothenburg, Schwabah, Weißenburg a. ©.; 
mit 16 gl. Bezirksämtern: Ansbach, Dinkelsbühl, Lichftätt, erlangen, 
Feuchtwangen, Hürth, Gunzenhauſen, Hersbrud, Hilpoltftein, ⸗ 
ſtadt a. A., Nürnberg, Rothenburg a. T., Scheinfeld, Schwabach, 
Uffengeim, Weißenburg a. ©.; 
mit den Igl. Landbauämtern: Ansbach, Eicäftätt, Nürnberg, Windsheim 
und den Igl. Straßen- und Flußbauämtern: Ansbach und Nürnberg. 
6) Die kgl. Regierung von Unterfranten und Aſchaffenburg in 
Würzburg 
mit Fer unmittefbaten Städten: Aſchaffenburg, Kigingen, Schweinfurt, 
raburg; 
mit 20 Igl. VBezirtsämtern: Alzenau, Alchaffenburg, Brüdenau, Ebern, 
Gerolzhofen, Hammelburg, Haßfurt, Karlftadt, Kiffingen, Kitzingen, 
Königähofen, Lohr, Marktheidenfeld, Mellrichftadt, Miltenberg, Reu- 
ftadt a. S., Obernburg, Ochlenfurt, Schweinfurt, Würzburg ; ferner 
mit den kgl. Landbauämtern: Aichaffenburg, Kilfingen, Würzburg 
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2) der fol. Berwaltungsgericht3hof ;18) 

3) das fol. Oberbergamt 19) nebſt Den unter ihm ftehenden 
Bergämtern ; 20) 

4) die kgl. Brandverficherungstammer 21) mit 


und den !gl. Straßen- und Flußbauämtern: Aſchaffenburg, Sphiveinfurt, 

Würzburg. 
T) Die !gl. Regierung von Shwaben unb Reuburg in Augsburg 

mit I1 unmittelbaren Städten : Augsburg, Dillingen, Donauwörth, Günz⸗ 
burg, Kaufbeuren, Kempten, Lindau, Memmingen, Neuburg a. D., Neu- 
Um, Rördlingen; 

mit 19 kgl. Bezirfdämtern: Augsburg, Dillingen, Donaumdrth, Füllen, 
Günzburg, Illertiſſen, Kaufbeuren, Kempten, Krumbach, Lindau, 
Memmingen, Mindelheim, Reuburg a. D., Neu⸗Ulm, Nörblingen, 
Dberdorf, Sonthofen, Wertingen, Zusmardhaufen; ferner 

mit ben !gl. Landbauämtern: Augsburg, Donauwörth, Kempten, Mem⸗ 
mingen 

und den fgl. Straßen» und Flußbauämtern: Augsburg, Dillingen, Kempten, 
Neuburg a. D. 

8) Die fgl. Regierung der Pfalz in Speyer 

mit 13 kgl. Bezirtdämtern: Bergzabern, Frankenthal, Germersheim, Hom⸗ 
burg, Kaiſerslautern, Kirchyeimbolanden, Kufel, Landau, Ludwigs⸗ 
hafen a. Ry., Reuftadt a 9., Pirinajend, Speyer, Zweibrücken; 

mit den kgl. Yandbauämtern: Staijerdlautern und Speyer 

und den kgl. Straßen» und Flußbauämtern: Kaiferdlautern und Spehyer. 


*, Geſetz rom 8. Auguſt 1878 (Web. 12, 424 ff.) „die Errichtung eines 
Verwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in Verwaltungsrechtsſachen betr.“ 
(Art. 1) und Xerordn. von 31. Auguſt 1879 „den Verwaltungsgerichtshof betr.” 
(Web. 18, 349 ff.). 

Durch das genannte Geſetz ift die Kompetenz des kgl. Staatöminifteriums 
des Innern (audy ded Innern jür Nicchen- und Schulangelegenheiten und der 
Finanzen) zur lebtinftanziellen Berbeiheidung von Verwaltungsrechtsſachen 
(Art. 10 1. c.) ganz, wejentlich beichränft worden. 

Näheres über den Verwaltungsgerichtshof und das Verfahren in Ver⸗ 
waltungs⸗ und Verwaltungsrechtsſachen j. 88 511 ff. 


m Verordn. vom 16. Juni 1869 (Web. 8, 164 f.) „die Organiſation der 
Bergbehörden betr.” 82. Bergbegörden erfter Yuftanz find die Bezirfäberg- 
ämter in Münden, Bayreuty und Zweibrüden; zweite und letzte In⸗ 
ftanz ift ald Oberbergbehörde da3 Oberbergamt in Münden. 

Der Geſchäftskreis des Oberbergamts erftredt fi) auf das gefamte Gebiet 
des Königreichd iuft. der geognoftihen Unterjuchung (8 5 1. c.). 


° Der Geſchäftskreis der Bezirföbergämier erftredt fi und zwar: 

a. des Bezirksbergamts München auf die Regierungsbezirke Oberbayern, 
Niederbayern, Schwaben und Neuburg ; 

b. des Bezirlsbergamt3 Bayreuth auf Oberfranken, Mittelfranien, Unter- 
franten und Oberpfalz (Berordn. vom 28. Juni 1832, Web. 8, 165 


Anm. 2); 
c. des VBezirföbergamts Bweibrüden auf die Rheinpfalz. 


2) Geſetz vom 8. April 1875 Urt. 80 und vom 5. Mai 1890 856 10, 
60 und 20, 152), ferner Berordn. vom WU. Auguft 1875, die Brandverficherungs- 
fammer betr. (Web. 11, 135), fpeziell 8 12 derjelben über bie Aufitellung der 
Brandverficherungsinipeltoren. 

Näheres über die Brandverficherungsanftalt |. 8 277 f. 
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a. Hagelverficherungsanftalt, 22) 
b. Biehverficherungsanftalt ;®®) 

5) das Wafjerverforgungs-Bureau ;2*) 

6) das Landesverjicherungsamt25) mit den Berficherungs- 
anftalten 2°) der einzelnen Regierungsbezirte; 

7) die kgl. Polizeidirektion München ; 27) 

8) die Stadtlommifjariate ;2®) 

9) der Obermedizinalausfchuß 29) und die Medizinaltomite’s ; 30) 
und. die kgl. Unterfuchungsanftalten für Nahrungs: und 
Genußmittel ;80*) 


2) Geſetz vom 13. Februar 1884 (Web. 16, 457) Art. 16. Näheres 
hierüber |. 8 282. 

29) Geſetz vom 11. Mai 1896 Urt. 1. Gej.- und Berordn.-Bl. ©. 207. 

Näheres 8 284. 

* Mind. vom 30. März 1878: Vollzug des Art. 89 des Brandver⸗ 
fiherungsägejeßes, hier die Wafjerverforgung ber Gemeinden betr. (Web. 12, 254). 

Näheres hierüber |. 88 342 und 352, 

5) Berordn. vom 29. Mai 1886 „die Errichtung eines Landesverſicherungs⸗ 
amte3 betr.” (Bamb. 23, 334) und Min.-Bel. vom 2. Auguſt 1886 über den 
Geſchäftsgang des Landesverfiherungdamtes (Bamıb. 28, 666), ferner 8 17 ber 
Berordn. vom 27. Juli 1890 (Web. 30, 304). 

20) Berorbn. vom 27, Juli 1890 8 1 über den Vollzug des Invaliditäts- 
und Wlteröverfiherungsgejeges (Web. 30, 301). 

29 BuftändigkeitSverordnung vom 2. Oftuber 1869 (Web. 8, 335 ff.): 
„die Ausicheidung der BZuftändigleiten der Polizeidireltion, des Magiitrates und 
der Lokalbau⸗Kommiſſion München bezüglich der Bolizei- und Diſtriktsverwaltung.“ 

Dieje Verordnung ift ergangen auf Grund bes Art. 97 der ®emeinde- 
ordnung, nad) welcher Geſetzesbeſtimmung auglei) verfügt ift, daB dieſe Berorb- 
nung binnen drei Jahren revidiert und dem Landtage zur gejeglichen Feſtſtellung 
vorgelegt werden joll. 

Bum Bollzuge biejer Beftimmung wurde dem Landtage im Jahre 1874 
wohl ein Gefegentwurf vorgelegt, welcher die Ausfcheidung ber Buftändigfeit der 
Rolizeidireltion und bes Stadtmagiftrates München betraf, dieſe Vorlage führte 
aber zu feinem Reſultate; hiedurch ift jedoch die Verpflichtung des Art. 97 nicht 
erfüllt, da berfelbe offenbar nicht blos die Vorlage allein, fondern eine erfolgreiche, 
b. h. zu einer gejeglichen Regelung wirklich führende Vorlage im unge gat- 

Es fteht daher die Durchführung des Schlußfabes des Urt. 97 der Gemeindbe- 
ordnung no aus. — 

Siehe ferner Verorbn. vom 14. Oftuber 1873 (Web. 10, 147) über bie 
Benennung der NRebenbeamten der Polizeidireltion München. 

38) Verordn. vom 29. Juni 1869 „den Vollzug bes Art. 98 der Gemeinde⸗ 
ordnung betr.“ (Web. 8, 216); Verordn. vom 5. November 1872 „bad Stadt⸗ 
tommifjariat zu Nürnberg betr.“ (Web. 9, 562) und Min.-Bel. vom 20. April 
et en ereinsweſen und Verſammlungsrecht in ber Stabt Fürth betr.“ 

b. 15, 62). 

29 Verordn. vom 24. Juli 1871: Den Obermedizinal-Ausfhuß und bie 
Kreisſsmedizinal⸗Ausſchüfſe betr. (Web. 9, 102 ff.). 

Der Obermebizinalausihuß ift ein dem Staatsminifterium bes Innern 
unmittelbar untergeordnete jachverftändiges Organ für die Beratung und Negut- 
achtung in Angelegenheiten des Medizinalwefend und ber Medizinalpolizei mit 
Einfchluß der Pharmazie und des Beterinärweiend unb zur Vertretung der mes 
bizinifchen Intereſſen überhaupt. ($ 1 der Werorbn. 

Am Site jeder Kreißregierung befteht ein Kreismedizinalausfhug. ($ 8 
ber Berordn.) 
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10) die Eentral-Impfanftalt; 81) 

11) die oberfte Baubehörde 82) und der Kunſtbau-Ausſchuß; 
12) die Dampffeflelprüfungs-Kommifjäre ;®®) 

13) die Rormal-Aihungs-Kommiffion ; $*) 

14) die Handels: und Gewerbekammern; 95) 


Ueber die Geihhäftsführung des Obermebdizinalausichuffes |. Min.-E. vom 
7. Februar 1873 (Web. 9, 104 Anm. 2), endlich |. noch Verordn. vom 11, Fe⸗ 
ru 12 99) „Die Rertretung der Tierärzte im Obermedizinalausfhuß betr.” 

eb. 12, . 

°) Verordn. vom 23. Auguſt 1843 über die Abgabe von Obergutachten in 
mebdizinifch-gerichtlichen Fällen durch die medizinischen Fakultäten der drei Landes⸗ 
Univerfitäten (Web, 8, 497) und Berorbn. vom 29. September 1878 (Web. 12, 
464) über die Vornahme der chemijchen und mikroskopiſchen Unterfuchungen in 
ſtrafrechtlichen Fällen. 

204) Verordn. vom 27. Januar 1884 und Vollz.⸗Vorſchr. vom 2. Februar 
1884 (Web. 16, 439 und 445). 

3.) Verordn. vom 24. Yebruar 1875 8 3 Abſ. 2 und befonders 8 7 (Web. 
10, 618 f.) und Min.-E. vom 18. März 1879 fegter Abſ. (Web. 12, 747). 


2 Verordn. vom 23. Januar 1872 „die Organifation des Staatsbau- 
wejens betr.” 88 1 bi3 15 (Web. 9, 288 f.); vergl. auch Berorbn. vom 13. No» 
vember 1857 (Web. 5, 86 ff.). 

Nah 8 16 der cit. Verordn. vom 23. Januar 1872 iſt die Leitung und 
Beauflichtigung des Staatsbauweſens in den Kreilen ben kgl. Kreisregierungen, 
Kammern de3 Innern, übertragen, welchen zu diefem Behufe die entiprechenbe 
Bahl von Kreisbauräten und Aſſeſſoren für den Landbau, ſowie für dad Ingenieur⸗ 
fach beigegeben find. 

ie Leitung und Beauffichtigung des Staatsbauweſens in den Bezirken 
wirb durch die Bauämter beſorgt (8 31 ff. 1. c.), weiche letztere den kgl. Regier- 
ungen unmittelbar untergeordnet find. 

Ueber die Land» ſowie die Straßen, und Flußbauämter ſ. Berordn. vom 
29. Juli 1879 „die Einteilung der Bauämter betr.“ (Web. 18, 152 ff.) und 
oben Anm. 17. 

Die oberfte Leitung des geſamten Staatsbauweſens ſteht nad) 8 1 der 
a eit. Berordn. vom 23. Januar 1872 dem kgl. Staatäminifterium des 

nnern zu. 

, Dieje werden nah 8 5 der Berorbn. vom 14. Mär; 1874 „Die Un- 
fegung und den Betrieb von Dampffeffeln und Dampfapparaten betr.“ (Web. 10, 
220) von nen tgl. Kreisregierungen, Kammern des Innern, für beftimmte Be- 
irfe bejtellt. 

; iehe Inſtruktion für dieſe Prüfungsfommiffäre vom 12. Mai 1875 
(Web. 10, 731 ff.) und Min.-E. vom 30. Dezember 1875 (Web. 11, 305) über 
die Sütrung von Dienftfiegeln. 

) Berordn. vom 23. November 1869 (Web. 8, 430 ff.) in ber Faflung 
nah Min.-Bel. vom 1. Februar 1883 (Web. 16, 105 ff.): Die Normal-Aichungs- 
Kommilfion, die Hichmeilter, die Stempel und Wichzeichen, die Maß⸗ und Ge⸗ 
wichts-Bifitationen betr., und Xerordn. vom 15. Januar 1876 (Web. 11, 826) 
über bie Gebührentagen der Aichanſtalten. 

Näheres über Normal⸗Aichungs⸗Kommiſſion f. 8 404. 

*) Berordn. vom 25. Dftober 1889 (Web. 19, 734) 8 1: Die Förderung 
und Vertretung ber Intereſſen des Handels, der Induſtrie und der Gewerbe ob⸗ 
liegt den Handeld- unb G@ewerbefanmern und den Begiefögremien für Handel 
und Gewerbe. Yür jeden Negierungsbezirt hat eine Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammer zu beftehen. Bezirkögremien für Handel und Gewerbe werben für Orte 
ober Bezirke, wo ein Bedürfnis hiefür obwaltet, auf Antrag ber Beteiligten mit 
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15) das ftatiftifche Bureau und die ftatiftifche Centralkommiſſion; 6) 
16) dag allgemeine Reichgarchiv 87) und die Kreigarchive. 87) 88) 


Genehmigung des Staatsminifteriums des Innern gebildet. Die Site biefer 
Drgane werden vom Staatdminifterium des Innern beftimmt. 

Näheres hierüber |. 8 413. 

se, Berorbn. vom 29. Januar 1869: bie Errichtung einer ftatiftifchen 
Centralkommiſſion (Web. 7, 582 ff.). 81,4 und 5 derjelben beitimmen: Es wird 
eine ftatiftiiche Ceutralkommiſſion beim fol. Staatsminifterium des Handels (ſeit 
1. Dezember 1871 Staatdminifterium des Innern) errichtet. Diefelbe unteriteht 
unmittelbar dem genannten Staatdminifterium. Als ausführendes Organ ift ihr 
Aa katiftiiche Bureau in gejchäftlicher Beziehung untergeordnet. Näheres hierüber 


2) Berordni. vom 26. Juni 1799 (Web. 1, 42); Verordn. vom 12. April 
1812 „das allgemeine Reichsarchiv betr.“ (Web. 1, 391 f.). 

Ueber Benügung der Archive durch die Behörden, Privaten, Gemeinden zc. 
ſ. zunächſt das Reglement vom 23. September 1817 (Web. 1, 542 f.). 

Ueber die Abgabe von Alten und Urkunden feitens der Behörden an bie 
Archive zunäcft Min.-E. vom 14. März 1856 (Web. 4, 738), weiter die Min.«E. 
vom 9. Mai 1870, 23. Juli 1870, 6. Sanuar 1871 (Web. 8, 526, 646 und 698), 
Ieener & der bezirfsamtlichen Negiftraturorbnung vom 7. Oktober 1873 (Web. 

Ueber die Archive der Gemeinden fpez. f. Berordn. vom 4. Auguſt 
1809 (Web. 1, 293) nebft oben cit. Berordn. vom 26. Juni 1799 und Biff. 147 
der Bollz.-Borichr. z. revid. Gem.⸗Edikt vom 31. Dftober 1837 (Web. 3, 155). 

Ueber die für die Benügung der Archive zu entrichtenden Gebühren |. Min.- 
Entihl. vom 22. Mai 1861 (Web. 5, 240), mobei zu bemerken ift, daß an bie 
Stelle der in diefer Entichließung enthaltenen Tar- und Stempeljäge bie Ge- 
bührenſätze des Gebührengejeges vom 18. Auguſt 1879 in der Yaflung von 1892 
im Art. 165 und 166 getreten find. Dabei haben die Kreisarchive als Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörden (Art. 165) und das allgemeine Reichsarchiv ald Mittelftelle 
(Art. 166) zu gelten. 

Weiter find bezüglich der für die Archive zu entrichtenden Gebühren noch 
zu verädtichtigen Min-E. vom 28. Januar 1880, vom 26. Juli 1880, vom 
13. Auguſt 1880, fämtlich mitgeteilt bei Web. 5, 240 Anm. 1. 

a3 obencitierte im allgemeinen noch giltige Reglement vom 23. Septem- 
ber 1817 ift in verjchiedenen Beziehungen alteriert durch folgende Entichließungen: 

Min.-E. vom 20. Mai und 9. Yuni 1866 und 25. März 1868 (Web. 6, 
621, 628 und 7, 208) über die Benübung der Archive durch die kgl. Stellen und 
Behörden: ſ. Hiezu auch die in nächiter Anm. citierte Verordnung vom 21. 
Yanuar 1837 (Web. 3, 91); 

ferner Min.-E. vom 19. September 1873 und 11. März 1876 fowie vom 
20. November 1869 und 17. Juli 1876 über die Archivbenützung feitend ber 
Privaten, Gemeinden ꝛc. (Web. 10, 137: Benützung der Archive für wiſſenſchaft⸗ 
lie Forſchungen, und 11, 464: Benüßung der Archive durch Private zu recht⸗ 
lien Biweden, jowie Web. 8, 425 und 11, 574). Durch bie cit. Min.-E. vom 
11. März 1876 (Web. 11, 464) iſt fpeziell verfügt, daß bie Beicheibung der 
Geſuche von Privaten, Gemeinden und Stiftungen, welche die Archivbenütz⸗ 
ung zur Ermittlung und Klarſtellung von Rehtäverpältnillen begweden fortan 
— ebenſo wie die in der Min.-E. vom 19. September 1873 (eb. 10, 137) 
erwähnten Gejuhe um Achivbenübung für wiſſenſchaftliche Zwecke — durdy das 
fgl. allgemeine Reichsarchiv in eigener Zuſtändigkeit zu erfolgen bat, daß aber 
in allen Fällen, in welchen Sfntereffen des Staates politifcher oder adminiftrativer 
Ratur berührt erjcheinen, Berichteritattung und Erholung minifterieller Genehmig- 
ung ai a it. Es find daher desbezügliche Geſuche beim fgl. Reichsarchiv 
einzureichen. , 
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17) die Redaktion des Geſetz⸗ und Verorbnungsblattes ; 9) 
18) da3 St. Anna-Damenftift in München ; +9) 

19) das Kuratorium des St. Johannig-Bereines ; *1) 

20) der Landiwirtichaftsrat ; 42) 

21) die kgl. Landeskultur-Rententommiffion ; %) 

22) die Slurbereinigungstommiffion ; *) 





») Berorbn. vom 21. Januar 1837 (Web. 8, 91 f.): die Unterorbnung 
ber noch beitehenden äußeren Archive und Archivkonſervatorien unter das all⸗ 
gemeine Reichsarchiv; ferner Min.-Bel. vom 24. Dezember 1875 (Web. 11, 298): 

ie Benennung der äußeren Ardhivanftalten. Zur Beit beiteht in jedem Regier⸗ 
ungdbezirte ein Kreis⸗Archiv (Borftand besjelben ift der kgl. Kreis⸗Archivar), 
nämlich in Münden, Landshut, Speyer, Amberg, Bamberg, Nürnberg, Würzburg 
und Neuburg a. D. 


Berordn. dom 29. Dltober 1873 (R.-Bl. ©. 1563 unb Web. 10, 149): 
„Die Bereinigung des Gejehblattes mit dem Regierungsblatte.“ Näheres |. 8 531. 


) Berordn. vom 18. Februar 1802: Statut (Web. 1, 54 mit Anmerf- 
ungen), ferner Berordn. vom 10. Yebruar 1825 (Web. 3, 224 und Anmerk.) und 
Berordn. vom 23. Dftober 1841 (Web. 3, 386), endlih bie Verordn. dom 
14. NRosember 1837 und vom 30 November 1875 über bie Feſtſetzung der Prä- 
benben (Web. 2, 225 Anm... Weiters ſ. oben 8 47 unter Ziff. 9 (St. Anna⸗ 

rden). . 


*ı) Siehe Belanntmahung im Reg.⸗Bl. 1854 ©. 17, ferner bie Grund» 
beftimm'ng des St. Zohannid-Bereined vom 25. Dezember 1863 (Web. 4, 604 ff.), 
ferner Min.-E. vom 25. April 1857 (Web. 4, 606) und Win.-Bel. vom 9. Dezem- 
ber 1383 (Web. 4, 67). Näheres hierüber |. 8 2683. 


“N Belanntmachung vom 28. Oftober 1895 „die Saßungen bes lanb- 
wirtichaftlichen Vereines in Bayern betr.” mit den Sabungen jelbit (Min.A.⸗Bl. 
©. 577 if.), bejonders ſ. 8 32 Abſ. 2 Ziff. 1 der Statuten: 

Geb Als Obliegenheiten des Lanbwirtichaftsrates find insbefonbere hervor⸗ 
zuheben: 

I) Der Landwirtſchaftsrat erftattet an das kgl. Staatsminiſterium des 
Innern, Abteilung für Landwirtſchaft, Gewerbe und Handel, bie von demſelben 
verlangten Gutachten und richtet an dasjelbe die im Intereſſe der Landwirtſchaft 
für nötig erahıeten Wünfche, Anträge und Beſchwerden; ferner 8 34 1. c.: Die 
Bertretungdlörper des landwirtſchaftlichen Vereines haben den Organen ber Tgl. 
Staatsregierung, beren ftändigen Beirat fie bilden, von jeder Sigung unter Mit- 
teilung der Zagedordnnung rechtzeitig Kenntnis zu geben. 

Näheres hierüber |. 8 470 und 471. 


“) Geſetz vom 21. April 1884: „bie Landeskultur-Rentenanftalt betr.“ 
Art. 1 und 3 (Web. 16, 485 f.) und VBerorbn. vom 4. Juni 1884 über ben Voll⸗ 
zug dieſes Geſetzes (Web. 16, 540 f.), deren 8 1 beftimmt: Gemäß Art. 3 bes 
Seſetzes vom 21. April 1884 wird zur Prüfung und Beicheidung ber Gejuche um 
Rariehen, zur Bewirtung des Darlehensvollzuges und zur Ueberwachung ber 
Darlehendverwendung im Staatdmin. des Innern eine Kommiſſion gebildet, welche 
die Bezeichnung „kgl. Landeskultur⸗Rentenkommiſſion“ führt. 

Näheres f. 8 461. 


+) Geſetz vom 29. Mai 1886 „die ylurbereinigung betr.” (Web. 18, 83 f.) 
und Verordnung vom 30. November 1886: „die Flurbereinigungskommiſſion betr.“ 
b. 18, 231), deren 8 1 beftimmt: Bur Leitung und Durchführung von Flur⸗ 
ereinigungen wird im Igl. Staatöminifterium des Innern eine Kommiſſion ge- 
pilbet, welche die Bereichnung „tgl. Slurbereinigungs-Kommilfion” führt; 
ferner 8 5: Die ommitfton ift dem kgl. Staatsminifterium des Innern 
19% 
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23) die Landes-Moorkultur-Rommilfion ; %°) 
24) die Landgeftüts-Vermwaltung, #) und der Landesinipektor für 
Tierzucht. 62) 

Durch Min.-Bel. vom 20. Auguft 1849 (Web. 2, 261 Anm. 4) 
wurde in Abänderung des 84 der Form.Verordn. vom 9. Dezember 
1825 beitimmt, daß Hinfort im Staatsminifterium des Innern die 
Funktion des General-Sefretärd einem der Minifterialräte nad) 
Ermefjen des Minifters zu übertragen fei. 

Ueber Einrihtung, Gefchäftsgang und Wirkungsfreis der kgl. 
Kreisregierungen |. weiteres 8 190. 


8 57. 


3. Das kgl. Stantsminifterium des Junern für Kirden- und Schul: 
Angelegenheiten. ?) 
(Rultusminifterium.) 


Rah 8 5 der Verordn. vom 27. Februar 1847 umfaßt der 
Wirkungskreis des Minifteriums des Innern für Kirchen und Schul⸗ 
angelegenbeiten : 

1) alle die auf Religion und Kirchen fich beziehenden Gegen- 
ftände, insbefondere die im 8 6 der Verordnung vom 15. 
Dezember 1846 (Web. 3, 653) en 

(Siehe die daſelbſt $ 5 Ziff. I aufgeführten 16 Nummern 
Web. 3, 659 f.); 


unmittelbar unterftellt und verkehrt in den ihr zugewieſenen Angelegenheiten direkt 
mit ben biebei beteiligten Bermwaltungsftellen, Behörden und Gerichten. 

Näheres hierüber 8 467. 

“, Min-E. vom 12. Dezember 1894 „Förderung ber Moorkultur betr.“ 
Bl. für admin. Pr. Bd. 46, 23. Näheres hierüber 8 476. . 

“*) Berorbn. vom 8. Juni 1890 „das Geſtütsweſen betr.“ (Web. 20, 175) 
88 4, 5 und 7: Die oberfte Leitung ber Geftütanftalten ift dem kgl. Staatd« 
minifterium des Innern, Attilung für Landwirtſchaft, Gewerbe und Handel, 
übertragen. Für die unmittelbare Leitung und Verwaltung ber Geſtütsanſtalten 
befteht eine dem vorgen. fgl. Staatsminiſterium untergeordnete Stelle unter ber 
Benennung: „tgl Landgeftütsverwaltung” in der Haupt- und Mefidenzftabt 


Bamb. 232, 20 ff.). 
Berorbn. vom 1. Dezember 1871 8 2 Ziff. 3 (eb. 9, 162). 
Krais 1, 57; Send. 1, 632; Brill ©. 149 f. 
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2) alle Gegenftände der Erziehung, des Unterrichtes, der fitt- 
lichen, geiftigen und fünftleriichen Bildung und die Dafür 
beftehenden Anftalten ; 

3) die oberſte Kuratel der für die Zwecke des Kultus und des 
Unterrichtes vorhandenen Stiftungen benehmlih mit dem 
Minijterium des Innern in ſyſtematiſchen und prinzipiellen 
Gegenitänden. 2) 

Gemäß Ziff. II der cit. Verordnung vom 27. Februar 1847 

ftehen unter dem Kultusminifterium :®) 

a. die Ulademie der Wiflenfchaften und der bildenden Künſte; 

b. das General- Konfervatorium der wiſſenſchaftlichen Samm- 
ungen des Staates; 

c. die Univerfitäten nebjt dem theologischen Ephorate zu Erlangen; 

d. das Konfervatorium für Muſik; 

e. die Lyceen, Gymnafien und Lateinjchulen ; 

f. die Erziehungsinftitute; 

g. das deutiche Schulweſen und die Schullehrerfeminarien ; 

h. die Blinden- und ZTaubftummen-Inftitute, die Kleinkinder: 
Bewahranftalten und das Inſtitut für krüppelhafte Kinder; 

i. die polytechnifchen, fomwie die Gewerbs⸗ und Tandwirtichaft- 
lihen Schulen, die befonderen Baugewerks⸗ und Handels⸗ 
Schulen ;*) 

k. die landwirtichaftliche Centralſchule; 

1. die Forſtſchule in Alchaffenburg (f. weiter unten); 
letere beiden Anftalten in Gemeinfchaft mit dem Finanz⸗ 
minifterium nach den darüber erlaffenen befonderen Be⸗ 
jtimmungen ; 

m. die befonderen medizinischen Lehranftalten ; 

n. die Sentral-Beterinärichule in München; 4) 4*) 

o. der Central-Schulbücher- Verlag. 


*) Giehe hiezu Entſchließung vom 26. April 1847, bie Beitung ber Ub- 
miniftration der Hoflultusftiftungen betr. (Web. 3, 661 Anm. 4) und Min.-Bel. 
vom 17. März 1863 gleichen Betreff (Web. 6, 157), in welcher dieſe Stiftungen 
namentlich aufgeführt find, welche laut berfelben von ben Beamten der fgl 
Unterrit3-Stiftungs-Ubminiftration zu übernehmen find. 

», Das Nähere über alle dieje Anftalten ift in den im fpeziellen Zeile be- 
Fe anichlägigen Materien dargeftellt und wird daher auf dieſe verwiefen. 


*) Die sub I, k und n genannten Schulen gingen an dad mit Verordn. 
vom 11. November 1848 gebildete Handelsminiſterium und nach deſſen Auflöfung 
gemäß Verordn. vom 1. Dezember 1871 wieder in das Reſſort des Kultusmini- 
fteriumd über. An Stelle der Gewerbſchulen find jegt nah Verordnung vom 
29, peil 1877 (Web. 12, 67 ff.) die Nealichulen getreten. Näheres über bieje 


t«) Die Kentral-Beterinärichule in München wurbe mit Berorbn. vom 29. Mai 
1852 (Web. 4, 470 ff.) neu organifiert und führte ſeitdem bis 1890 den Namen: 
„Central⸗Tierarzneiſchule.“ u 

Durch Verordnung vom 28. Juli 1890 (Web. 30, 305) erhielt fie die Be- 
zeichnung: „Kol. Tierärztliche Hochichule.” Näheres hierüber 8 
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Nach Verordnung vom 1. Dezember 1871 8 2 Ziff. 3 (Web. 9, 
162) ging bei Auflöfung des Handelsminifteriums von dieſem wieder 
an das Kultusminifterium über: 

„das geſamte technifche und Iandwirtichaftliche Unterrichtsweſen, 
einjchlüffig der Fortbildungsſchulen und des tierärztlichen Unter- 
richts, jedoch was den Betrieb des mit der landwirtichaftlichen 
Sentralichule Weihenstephan verbundenen Staatsgutes betrifft, ge⸗ 
meinichaftlich mit dem Staatsminifterium des Innern“. 

Demgemäß kamen folgende Anftalten*) an das Kultusmini« 
fterium wieder zurüd: 

p. die polgtechnifche Schule in München ; 

q. die Induſtrieſchulen; 

r. die landiwirtichaftliche Centrafjchule in Weihenftephan ;*) 

s. die Gentral-Zierarzneifchule in München. *) 

Der forftliche Unterriht in Bayern ift durch Verordn. vom 
21. Auguft 1881 (Web. 15, 415 f.) neu geregelt worden.“) Nach 
83 Pr Il.c. ift die Forftlehranftalt zu ehaffenburg dem Staats⸗ 
minifterium des Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten und 
dem Finanzminifterium unmittelbar untergeordnet, |. auh 8 12 1.c. 
über die forftliche Verfuchsanftalt in München”) und 8 14 1.c. über 
die Erlafjung der Prüfungsvorfchriften für die Schlußprüfung der 
Abjolventen der Forſtlehranſtalt Afchaffenburg. 

Durch Verordn. vom 22. November 1872 (Web. 9, 570 f.) ift 
für Die oberfte fachmännifche Beratung und Bearbeitung der Ange- 
legenheiten der humaniftifchen und technifchen Mittelſchulen im Kul- 
tusminifterium ein bejonderes Kollegium gebildet worden, welches die 
Bezeihnung „Oberjter Schulrat“ führt und aus einer ange- 
melfenen Zahl von Profefforen der Zandezuniverfitäten und der poly: 
techniihen Hodichule, wie aus Rektoren und PBrofefloren von huma⸗ 
niftifchen und technifchen Mittelſchulen befteht. 

Bergl. Min.-E. vom 19. März 1873 (Web. 9, 716), wonach 
die Aufgaben der Sreißregierungen in bezug auf die Beſcheidung der 
Ssahresberichte der Mittelfchulen, dann auf die Bifitation dieſer 
Schulen infolge der Verordn. vom 22. November 1872 teilmweife vom 
Rultusminifterium übernommen murden. 

Dem fgl. Staatminifterium des Innern für Kirchen und 


d Durch Berorbn. vom 19. Februar 1885 (Web. 17, 25 ff.) erhielt die 
bayer. Staatöforjtverwaltung eine neue Organifation. Bezüglich der Worbebing- 
ungen für ben Eintritt in den Staatsforftvermaltungsdienft wurde jeboch bie 
Berordn. vom 21. Auguft 1881 durch 8 36 der Verordn. vom 19. Februar 1886 
im wejentlihen aufrecht erhalten. 

*) Siehe hiezu die Min.-Bel. vom 10. November 1896: Statut ber kgl. 
Gartenbau-Schule in Weibenftepfan (8.-Min.-Bl. ©. 355 f.). Näheres 
hierüber 8 478. 

**) Ueber das forftliche Verſuchsweſen in Bayern |. Min.-Bel. vom 30. 
Dezember 1882 (Web. 16, 78) und Min.Bel. vom 29. Oltober 1896 (8.-Min.- 
Bl. ©. 347 f.). Näheres |. 8 488. 
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Schulangelegenheiten find, joweit deffen Reſſort geht, die kgl. Regier⸗ 
ungen, Kammern des Innern, mit den Diſtriktsverwaltungsbehörden 
(tgl. Bezirkzämtern und unmittelbaren Magiftraten) in gleicher Weiſe 
unterftellt wie dem fgl. Staatöminifterium des Innern. — 

Ueber die firchlichen Behörden und Oberbehörden |. 88 224— 233. 

Ueber Schulmejen 88 433—-457. 

Ueber Kunft und Wiſſenſchaft 88 458 und 459. 


8 58. 
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Dasselbe bejorgt die gefamte Finanzverwaltung des Königreichs 
inkl. der finanziellen Berhältnifje zwijchen Bayern und dem Nteiche, 
ferner die Verwaltung des bayer. Staatsforſt-Weſens einjchließlich 
der Staats⸗Jagden und der Staat3-Trift:Anftalten. Zur Bearbeitung 
der auf das Staats-Forſt⸗, Jagd» und Triftwefen bezüglichen Gegen- 
ftände ift eine bejondere „Minifterial-Forftabteilung” nebſt einer 
Forſtbuchhaltung gebildet. 2) 

Für Fragen der Forſt- und Iagdpolizei, ſowie der Bewirt⸗ 
Ihaftung der Gemeinde-, Stiftungs- und Körperfchaftswaldungen 
ift die Minifterialforftabteilung techniiches Organ des kgl. Staats- 
minifteriums des Innern.) — 

Direkt unter dem kgl. Sinanzminifterium ftehen die kgl. Kreis- 
regierungen, Kammern der Finanzen. Dieſen fteht auch die Direk⸗ 
tion und Verwaltung des Staats-Forſt⸗, Jagd: und Trift-Weſens in 
den einzelnen Regierungsbezirfen zu. Zur Bearbeitung der hierauf 
bezüglichen Gegenftände ijt bei jeder SKreisregierung, Kammer der 
Finanzen, eine eigene Forjtabteilung mit einer Forftbuchhaltung 
errichtet. *) 

Tür die äußere Verwaltung fowie für den Betrieb der kgl. 
Staatsjorften, ⸗Jagden und -Triften find Forſtämter eingerichtet, 
welche der einichlägigen Regierungsfinanzlammer unmittelbar unter- 
geordnet find.5)5*) 


ER: 1, 532; Krais 1, 57 f.; Form.-Berordn. vom 9. Dezember 1825 


*) Bezüglich des Forſtweſens Berordn. vom 19. Februar 1885 „die Dr- 
ganifation der Staatsforftverwaltung” 8 1-4. Web. 17, 25 f.; Grill ©. 150. 

"8 5 der Berordn. vom 19. Februar 1885. 

*, 8 6 der Berorbnung vom 19. Februar 1885. In Gegenfländen der 
Forſt⸗ und Jagdpolizei, ferner ber Chberaufficht über bie Bewirtſchaftung ber 
Gemeinbe-, Stiftungs- und Körperihaft- Waldungen if die Regierungs- 
Horftabteilung techniiches Organ der Kammer des Innern und hat als foldes 
Die don ihr zn erftattenden Gutachten und Aeußerungen unmittelbar an Die Kammer 
be3 Innern abzugeben. ©. 8 13 1. c. 

°, 8 17 der Berorbn. vom 19. Februar 1885. Die Vorſtände der Forſt⸗ 
ämter führen den Titel „Fzorftmeifter” und haben ben gleichen Rang mit ben 
Borftänden der Diftriftäverwaltungsbehörben (gl. Bezirtsamtmännern). 

e2) Näheres über Forftweien |. unten 85 488—4W. 
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ALS äußere Behörden für den eigentlichen Finanzvermwaltungsdienft 
fungieren die unter den fgl. Regierungsfinanzfammern ftehenden Rent: 
ämter.®) (Vgl. Verordn. vom 7. Novbr. 1879 (Web. 14,242 ff.): die Be- 
jtinnmung der Rentamtzfige und die Umbildung der Rentamtsbezirke betr. 

*) Demgemäß ift da3 bayerifche Finanzivejen unter bem Finanzminiſterium 
in den 8 Kreiſen in feinen Hauptiparten in folgender Weiſe behördlich organifiert: 

1) Kgl. Regierung von Oberbayern, Kammer der Finanzen 


in 


Münden mit 
den 32 Rentämtern: NWibling, 2 Berchtesgaden, Brud, 
Burghaufen, Dachau, Eberäberg, Erding, Freiſing, Friedberg, Gar⸗ 
miſch, Ingolſtadt, undeberh, aufen, Miesbach, Moosburg, Mühl- 
dorf, München I, II, III, IV (Stadtrentämter), Münden (Land⸗ 
rentamt), Pfaffenhofen, Roſenheim, Schongau, Schrobenhauien, 
Starnberg, Tölz, Traunftein, ZTroftberg, Wafjerburg, Weilheim, 
Wolfratshauſen; 


. den 61 Forſtämtern: Altötting, Anzing, Benediktbeuren, Berch⸗ 


tesgaden, Bergen, Biſchofswieſen, Bruck, Burghauſen, Denkendorf, 
Dieſſen, Ebersberg, Eurasburg, Fall, Fiſchbachau, Forſtenried, Frei⸗ 
ſing, Garmiſch, Geiſenfeld, Höhenkirchen, Hohenſchwangau, Jachenau, 
Iſen, Kreuth, Krün, Landsberg, Leogangthal (auf öfterreichiichem 
Gebiet), Marguartftein Oſt, SRorauarkttein et, Mittenwald, 
Münden Nord, München Süd, Oberammergau, Oberaudorf, Par⸗ 
tenlirchen, Beiting, Pürten, Ramfau, Reichenhall Süd, Reichenhall 
Nord, Reit im Winkel, Roſenheim, Ruhpolding Oft, Ruhpolding 
Veit, Saalachthal (öfter. Gebiet), Sauerlach, Schlierjee, Schongau, 
Schrobenhaufen, Seeshaupt, Siegsborf, Stammham, Starnberg, 
Steingaden, Tegernfee, Teifendorf, Traunftein, Unkenthal (auf öfterr. 
Gebiet), Walchenjee, Waflerburg, Wolfratshauſen, St. Beno. 


2) Kgl. Regierung von Niederbayern, Kammer der Finan— 
zen, in Landshut mit 


8. 


den 22 Rentämtern: Deggendorf, wingeffing, Eggenfelden, 
Griesbach, Kelheim, Köpting, Yandau a. J., Landshut, Malers 
dorf, Mitterfels, Neuftadt a. d. D., Obernzell, Paſſau, Pfarrkirchen, 
Schönberg, Simbach, Straubing, Viechtach, Bilsbiburg, Vilshofen, 
Wolfſtein, Zwieſel; 


. den 24 Forſtämtern: Biſchofsreuth, Bodenmais, Erge pobaq 


Kelheim Nord, Kelheim Süd, Klingenbrunn, Kötzting, Landau a. J., 
Landshut, Mauth Oft, Mauth Weit, Münchsmünſter, Neureichenau, 
Gt. Oswald, Paſſau, Rabenſtein, Schönau, Schönberg, Schwaärzach, 
Seeſtetten, Simbach a. J., Wolfſtein, Zwieſel Oſt, Zwieſel Weſt. 


3) Kgl. Regierung von Oberpfalz und Regensburg, Kam- 
merder Finanzen, in Regensburg mit 


2. 


den 23 NRentämtern: Amberg, Auerbach, Beilngries, Burg⸗ 
lengenfeld, Eham, Eſchenbach, Hemau, Kaftl, Kemnath, Naabburg, 
Neumarkt, Reunburg v. W., Negensburg Stadtrentamt, Regendburg 
Landrentamt, NRiedenburg, Sulzbach, Tirjchenreuth, Velburg, Bohen- 
trau, Walderbach, Waldmünchen, Waldjajien, Weiben ; 

en 43 Forftämtern: Amberg, Beilngries, Bodenwöhr, Burg- 
lengenfeld, Cham, Ensdorf, Eslarn, Ebenricht, Falkenberg, Floſſen⸗ 
bürg, Freudenberg, Grafenwöhr, Hannesreutt, Kemnath, Kirchen⸗ 
thumbach, Krottenjee, Zoisnig, Mähring, Mitterteih, Neuenhanmer, 
Neumarkt, Neunburg v. W., Nittenau, Parsberg, Pfaffenhofen, 
Pielenhofen, Plößberg, Preffath, Pullenried, Pyrbaum, Regensburg, 
Niedenburg, Riglasreuth, Roding, Tännesberg, Tirichenreuth, Bilsed, 
Bohenftrauß, Waldmünchen, Waldiaffen, Weiden, Wernberg, Wondreb. 
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Nah Min.⸗Bek. von: 24. Juni 1895 (Gej.- u. Verordn.⸗Bl. 285) 
haben die bisherigen Nentbeamten den Titel „Rentamtmann” zu führen. 


4) Rgl. Regierung von Oberfranten, Kammer der Finan- 
zen, in Bayreuth mit 


8. 


ben 27 Rentämtern: Bamberg Stadtrentamt, Bamberg Land- 
rentamt, Bayreuth, Burgmwindheim, Ebermannftadt, Forchheim, 
Serzogenaurah, Höchſtadt a. Aiſch, Hof, Kronach, Kulmbadı, 
Lichtenberg, Lichtenfels, Marktichorgaft, Münchberg, Neunkirchen a. 
Brand, Pegnig, Bottenftein, Rothenkirchen, Scheßlitz, Selb, Stadt- 
ſteinach, Staffelftein, Thurnau, Waiſchenfeld, Weismain, Wunſiedel; 
ben 46 Forſt ämtern: Arzberg, Bamberg Oſt, Bamberg Weſt, 


Biſchofsgrün, Breitengüßbach, Buch a. Forſt, Burgwindheim, Ebrach, 


Emtmannsberg, Fichtelberg, Forchheim, Geroldsgruͤn Nord, Gerolds⸗ 
grün Süd, Glashütten, Gößweinſtein, Goldkronach, Gräfenberg, 
dnereu Kosbach, Kronach, Kulmbach, Langheim, Limmersdorf, 
ndwigeſtadt, Maineck, Martinlamitz, Nordhalben, Pegnitz, Peulen⸗ 
dorf, Rehau, Rieblich, Rothenkirchen, Schlüſſelfeld, Schnabelwaid, 
Selb, Sparneck, Stadtſteinach, Steben, Steinwieſen, Tettau, Waidach, 
Wallenfels, Weidenberg, Weißenſtadt, Wunſiedel, Zentbechhofen. 


5) Kal. Regierung von Mittelfranken, Kammer ber 
Finanzen, in Ansbach mit 


8. 


ben 28 Rentämtern: Wltborf, Ansbach, Eadolzburg, Dinkels⸗ 
bühl, Eichftätt, Erlangen, Feuchtwangen, Fürth, Greding, Gunzen⸗ 
aufen, Heidenheim, Heildbronn, Herrieden, Hersbrud, Hilpoltitein, 
ipfenberg, Markt-Bibart, Markt⸗Erlbach, Neuftadt a. d. Milch, 
Nürnberg I, Nürnberg II, Rothenburg a. d. Tauber, Schwabach, 
Spalt, Uffenheim, Barertrüdingen, Weißenburg, Windsheim ; 


. 42 Forſtämtern: Alleröberg, Altdorf, Ansbach, Behringersdorf, 


Cadolzburg, Colmberg, Dinkelsbühl, Eichftätt Oft, Eichftätt Weſt, 

Engelthal, Erlangen, Feucht, Feuchtwangen, Fiſchbach, Flachslanden, 

HoritHof, Grimmſchwinden, Gunzenhaujen, Heided, Heidenheim, 
eil3bronn, Herold3berg, Herrnhütte, Hofjtetten, Ipsheim, Kinding, 
ipfenberg, Lauf am Holz, Lellenfeld, Lichtenhof, Marktbibart, 

Neuftadt a. Aiſch, Pappenheim, Petersgmünd, Rapperszell, Schern- 

a ac), Schwabach, Treuchtlingen, Triesdorf, Uffenheim, 
indsbach. 


6) Kgl. Regierung von Unterfranken und Aſchaffenburg, 
Kammer der Finanzen, in Aſchaffenburg mit 


a. 


den 30 Rentämtern: Amorbach, Arnſtein, Aſchaffenburg Stadt- 
rentamt, Aſchaffenburg Landrentamt, Brückenau, Dettelbach, Ebern, 
Gemünden, Gerolzhofen, Hammelburg, Hofheim, Karlſtadt, Kiſſingen, 
Kitzingen, Klingenberg, Königshofen, Lengfurt, Lohr, Mellrichſtadt, 
Münnerftadt, Neuſtadt a. d. S., Ochſenfurt, Röttingen, Schwein⸗ 
furt, Volkach, Werneck, Würzburg Stadtrentamt, Würzburg Land⸗ 
rentamt r. d. M., Würzburg Landrentamt I. d. M., Beil; 


. den 63 Forftämtern: Altenbuch, Amorbach, Aſchaffenburg Norb, 


Aſchaffenburg Sid, Aura, Baunach, Bildhaufen, Binsfeld, Biſch- 
brunn, Biſchofsheim a. d. Rhön, Brückenau, Büchold, Bundorf, 
Burgſinn, Eltmann, Erlenbach, Euerdorf, Fabrikſchleichach, Fladungen, 
Gefäll, Gemünden, Goßmannsdorf, Großoſtheim, Hain, Hammel- 
burg, Höchberg, Hundelshauſen, Kiſſingen, Kleinwallſtadt, Kothen, 
Lohr Oſt, Lohr Weit, Mainſondheim, Marttheidenfeld, Marktſieft, 
Mellrichſtadt, Miltenberg, Mittelſinn, Münnerſtadt, Neuſtadt a. ©., 
Neuwirthshaus, Oberbach, Oberſchwarzach, Partenſtein, Reichmanns⸗ 
haufen, Rimpar, Rohrbrunn, Rothenbuch, Rottenſtein, Rupperts⸗ 
hütten, Schöllkrippen, Schweinfurt, Stadtprozelten, Stalldorf, 
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Zum Finanzminifterium refjortieren weiter: 

a. der oberjte Rehnungshof in Münden. S. Verordn. 
vom 11. Sanıar 1826 R.-Bl. S. 169 „da Finanzrech⸗ 
nungöwefen für das Königreich betr.“ Web. 2, 327 ff.; 
ferner 8 94 der Form.-Verordn. vom 9. Dezember 1825; 
nah $ 9 der Berordn. vom 11. Januar 1826 Hat Diele 
Behörde die definitive VBerbeicheidung der Staatsrechnungen 
in zweiter und letzter Inftanz, °*) wie auch gemäß $ 11 und 
46 1. c. die Superrevifion der jämtlichen Finanzrechnungen 
durch Die Räte des oberften Rechnungshofes vorgenommen werden. 

b. Nah 8 10 1. c. find dem Finanzminijterium unmittelbar 
untergeordnet folgende Kaſſen: 

1) die Centralſtaatskaſſe, 

2) die Kaſſen der Hofftäbe und Intendanzen, 

3)die Kaſſe der unmittelbaren Güter-Admini- 
ftration zu Schleißheim, 

4) die Kaſſen der Akademie der Wiſſenſchaften 
und Künjte, jowie der damit in Verbindung ftehenden 
Snftitute, infoferne Teßtere aus dem Staatsvermögen 
dotiert werden, 

5) die Kafien der Negieverwaltungen der Cen— 
tralitellen und des oberften Landesgerichtes, 
infoferne denfelben feine Averjaljumme zur Dispofition 

ejtellt iſt. 
ie Rechnungen diefer dem kgl. Finanzminifterium Direkt 
unterſtellten Kaſſen werden von der nad) 85 34 ff. dieſer 


Steinad a. d. ©., Vorbach, Waldafhaff, Waldbrunn, Waflerloog, 
Werneck, Wieſen, Beil, Bellingen. 
T) Kgl. Regierung von Schwaben und Neuburg, Kammer ber 
Yinanzen, in Augsburg mit 
a. den 30 Rentämtern: Augsburg Stadtrentant, Augsburg Lands 
rentamt, Buchloe, Burgau, Dillingen, Donaumörth, Füllen, Günz⸗ 
burg, Höchſtadt a. d. D., Illertiſſen, Immenſtadt, Kaufbeuren, 
Kempten, Krumbach, Lauingen, Lindau, Memmingen, Mindelheim, 
Monheim, Neuburg a. d. D., Nördlingen, Oberdorf, Dettingen, 
Dttobeuren, Rain, Schwabmünden, Türkheim, Weißenhorn, ⸗ 
tingen, Zusmarshauſen; und 
b. den 36 Forſtämtern: Bergheim, Betzigau, Biberachzell, Biburg, 
Bittenbrunn, Breitenthal, Jutgoerg Dienhauſen, Dillingen, Donau⸗ 
wörth, Grönenbach, Grünau, Günzburg, Hafenreuth, Hürben, Iller⸗ 
tiſſen, Immenſtadt, Kaufbeuren, Kempten, Kürnach, Mindelheim, 
Monheim, Nördlingen, Oberſchönefeld, Oberſchönegg, Ottobeuren, 
Sachſenried, Sulianeibd, Thierhaupten, FL —A— 
Unterliezheim, Weiſſingen, Welden, Wettenhauſen, Zusmarshauſen. 
8) Kgl. Regierung der Pfalz, Kammer der Finanzen, in 
Speyer mit 24 Rentämtern, deren Sige |. Berordn. vom 7. Rovember 
1879 Web. 14, 244 und mit 61 Forftämtern, deren Sige |. Verordn. 
vom 19. Februar 1885 Web. 17, 47 f. 
*.) Die erite Inſtanz fteht derjenigen Stelle zu, welche die primitive 
Reviſion zu beforgen hat. (88 9 und 10 1. c.) 
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Berordn. errichteten Rechnungskammer in München ver- 
beichieden, wie auch diefer Rechnungsfammer nad) $ 371. c. 
die Revifion und in I. Inſtanz die Verbeſcheidung der 
Rechnungen der Hauptmünzamts-Kafje und der drei Landed- 
univerfitäten obliegt. 7) 

Im übrigen fteht die primitive Reviſion der Finanzrech⸗ 
nungen und die definitive Werbefcheidung verfelben in 
I. Inſtanz den fgl. Kreisregierungen ſowie den Centralver⸗ 
waltungsftellen zu, unter deren Leitung und Kontrolle die 
Nechnung ftellenden Kaſſen und Aemter geftellt find, gemäß 
8 10 Abſ. I l.c. (vergl. Anm. 6). 

c. Die Generaldireftion der Zölle und indirelten 
Steuern in Münden: Verordn. vom 31. Auguſt 1880 
„Die Reorganifation der Generalzoll-Adminiftration betr.“ 
jowie Verordn. vom 16. September 1819: „die Organi—⸗ 
fation der General-Boll-Adminiftration betr.” Web. 14, 561 
und 562 ff. und Berordn. vom 9. Suni 1874: Web. 10, 
363. 

Nach der genannten Verordnung vom 31. Auguft 1880 
hat die frühere Generalzolladminiftration vom 1. September 
1880 an die Benennung „Seneraldirettion der Zölle und 
indireften Steuern” und der Vorftand derſelben den Titel 
„Generaldirektor der Zölle und indirekten Steuern“ zu führen. 

Zur Generaldireftion der Zölle zc. gehören rejp. der⸗ 
jelben direkt untergeordnet find: 

a. die Centralzollkaſſe, 
b. das Woniniftrationsbureau der Zollwache, 
c. die Materialverivaltung. 

Außerdem find hHieher zu erwähnen die Reichsbevoll⸗ 
mächtigten und Stationskontrofleure in anderen Zollvereins⸗ 
Itaaten. ®) 

Unter der kgl. Generaldireftion der Zölle ꝛc. ftehen die 
Hauptzollämter, 3°) unter diefen die Nebenzollämter I. und II. 


) Der Rechnungskammer ift nach 8 38 1. c. zugleih die unmittelbare 
Euratel über diejenigen obengenannten Kaſſen und Aemter übertragen, welche 
gemäß 8 10 1.c. dem fgl. Finangminifterium direkt unterftellt find, mit Aus⸗ 
nahme jeboch der unter $ 10 Abſ. II lit. e genannten Megieverwaltungen. 


) In Berlin, in Köln und in Altona haben ſolche bayer. Bollbeamte als 
Reichsbevollmächtigte ihren Sitz. 

2) Bayern hat folgende Hauptzollämter mit Salzſteuerämtern, 
Buderfteuerftellen und Nebenzollämtern I. und II. Kaffe: 

Augsburg mit Nebenzollamt I Nördlingen; 

Bamberg; 

Bayreuth mit Nebenzollamt I Kulmbach: 

Hürth mit Nebenzollamt I Erlangen; 

Furth a. W. mit Nebenzollamt I Waldmünchen und Nebenzollämtern II: 

Rittfteig, Schafberg, Schwarzach, Neuaign, Holl; 
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Klafje und die Auffchlaggeinnehmereien jowie die Salzſteuer⸗ 
ämter. Bezüglich der legtgenannten Salzjteuerämter ſ. die 
Min.-Bel. vom 20. November 1867, die Ausführung Des 
Tate über die Erhebung einer Abgabe von Salz (Web. 7, 
1 


Der kgl. Generaldireftion der Zölle und indireften 
Steuern ift nunmehr die oberste Aufficht und Leitung bezügf. 
der Erhebung und Verwaltung der Reichszölle, ſowie der 
eigenen Einnahmen Bayerns aus Zöllen, ferner der Reichs⸗ 
fteuern (mit Ausnahme der Wechfelftempelfteuer und einiger 
Stempelabgaben)?) übertragen, endlich die Erhebung und 


Hof mit Nebenzollamt I Aſch (am Bahnhof), Selb und Nebenzollamt II 
DOberneuhaus; 

Laudau i. d. Pf. mit Nebenzollämtern I: Bweibrüden, Kaijerslautern, 
Neuftadt a. H. Pirmaſens; 

Landshut; 

Lindau mit Nebenzollämtern I: Oberſtaufen, Baſerturg a. B. und 
Nebenzollämtern II: Balderſchwang (Defterr.), Neuhaus, Niederſtaufen, 
Scheidegg, Hinterfchweinhof, Aach, Ziegelhaus ; 

Ludwigshafen a. Rh. zugleich Zuderfteuerftelle, mit Nebenzollämtern I: 
Frankenthal, Speyer; 

em Jingen mit Nebenzollämtern J: Kaufbeuren, Kempten; 
nchen; 

Nürnber g (zugleich Stempelamt für Abftempelung ausländiicher Wert- 
papiere); 

Paſſau mit Nebenzollämtern I: Obernzell, Schärding a. Thurn, Weg- 
ſcheid und Nebenzollämtern II: Breitenberg, Erlau, Gottsdorf, Kappel, 
Kohlſtatt, Zadenhäufer, Heubacherw. Mariahilf und Saming ; 

Pfronten mit Nebenzollämtern I: Füllen, Hindelang, Mittenwald, 
Dberftdorf, und Nebenzolläntern II: Bödmen (Deiterr.), Yallmühle, 
Briefen, Unterjoh, Schwarzbriide, Oberjoch, Steinad) ; 

Regensburg mit Nebenzollamt 1 Amberg; 

Neihenhallmitden Salzftenerämtern: Reichenhall, Berchtesgaden, 
Zraunftein, mit den Nebenzollämtern I: Freilaſſing, Laufen, Reit im 
Winkel, Salzburg (am Bahnhof), Schellenberg und ben Nebenzoll- 
Amtern IL: Hinterjee, Melled, Schlehing, Schwarzach, Untergemeinde, 


ul, 

Rofenheim, mit dem Salzfteneramt Rofenheim, mit ben Neben- 
zollämtern I: Siefersjelden und Kufftein (am Bahnhof) und Neben- 
zollämtern II: Bayr. Zell, Fall, Neifah, Sachrang, Schöffen, 
Stuben, Windshauſen, Winkel a. d. ar; 

Schweinfurt, zugleih Zuderfteuerftelle; 

Simbad mit Nebenzollamt I Tittmoning und Nebenzollämtern II: 
Burghaufen und Egglfing,; 

Waldſaffen mit Nebenzollämtern I: Bärnau, Waidhaus, Eger (am 
Bahııhof) und Nebenzollämter II: Eslarn, Georgenberg, Hundsbach, 
Mähring, Neualbenreuth, Schirnding; 

Bürzburg mit Nebenzollämtern I: a lhafienburg, Kitzingen, Marltbreit; 

Bwiefel mit Nebenzolamt I Eiſenſtein am Bahnhof und Nebenzoll⸗ 
ämtern Il: Bayr. Eifenftein, Finfterau und Kleinphilippsreuth. 


) Bon den Boftanftalten werden verfauft: Gebührenmarken, Wechſel⸗ 


ftempelmarfen, gejtempelte Wechjelblantet3, Reichsftempelniarfen und einige ge- 
ftempelte Formulare. 
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Verwaltung des Malzauffchlage31% und des Kartenſtempels 
(nad) 8 2 der Berordn. vom 9. Juni 1874: Web. 10, 364); 
ferner der Zabatjteuer!!) nad) Geſetz dom 16. Juli 1879, 
„Die Beſteueruug des Tabaks betr.“: (Web. 13, 117 ffy 
der Branntieinfteuer 12) und Die Verwaltung der Hundes 
fteuer12) (Verordn. vom 17. Juni 1876 Web. 11, 558). 
Bezüglich des Verkehrs der Gemeindebehörden mit den 
Steuer: und Zollbehörden |. unten $ 86. Ueber das Zoll» 
weſen überhaupt |. Näheres 8 424, auch $ 22 Anm. 5 


d. Die. 28taatsſchul den— Tilgungs-Kommiſſion in 
München, hiezu die Staatsſchuldentilgungshaupt-— 
kaſſe in Münden und die Eiſenbahndotations— 
hauptkaſſe in München. 

Siehe Berordn. vom 14. Oktober 1867 über die Cen⸗ 
tralifierung des Buchhaltungsdienftes der fgl. Staatsſchulden⸗ 
Tilgungsanftalt (Web. 7, 102) und Verordn. vom 7. Mai 
1880 über die Aufhebung der kgl. Staatsjchuldentilgungs- 
Spezialfaffen (Web. 14, 438). 

Nadı $ 1 der vorftehenden Verordn. vom 14. Öftober 
1867 ift die Buch- und Katafterführung über die ſämt⸗ 
lichen Gattungen der bayer. Staatsſchuld am Sitze ber 
in Staatsjchuldentilgungsfommilfion in München centra- 
fifiert. 

e. Das Katafterbureau. Dasfelbe ift an die Stelle der 
früheren Steuerfataftertommiffion getreten und dem fgl. Finanz- 
minifterium unmittelbar untergeordnet. 

Ueber das Katafterbureau, fpeziell feinen Wirkungskreis 
und feine Beſetzung fiehe Verordun. vom 19. Januar 1872 
(Web. 9, 286 f.) 19) 140) 

Nach Verordnung vom 4. Juni 1892 „die Regelung der 
Dienit: und Gehaltsverhältniſſe des Geometerperfonalez betr.“ 
(Web. 21, 393 ff.) ift der Meſſungsdienſt innerhalb der 
beftehenden Mefjungsbezirfe den „Meffungsbehörden“ über- 
tragen. Die Meffungsbehörden find den Regierungsfinanz⸗ 
kammern direkt unterſtellt und verkehren in den ihnen zu⸗ 
gewieſenen Angelegenheiten unmittelbar mit den hiebei be⸗ 
a „Verwaltungebehorden ‚ Gerichten und Notaren. 

2%, Meber Malzaufichla 

m Ueber —e 36 des Tabakſteuergeſetzes ſ. 8 84. 

Ueber Branntweinſteuer ſ. 8 83. 

) Ueber Hundeſteuer bezw. Hundegebuhren ſ. 8 86 

—3 8 8 der Verordn. vom 19. Januar 1872 ıft durch 8 6 der Verordn. 
uni 1892 (Web. 31, 394) erſetzt. 

14a) Siehe Rothenbücer: ba3 bayer. Grundfteuerlatafter und bie Geichäfts- 

aufgaben des gl. Katafterbureaus. BI. f. admin. Br. 46, 52 ff. 


vom 4. 
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Borftände der Mefjungsbehörden 1**) find die kgl. Bezirks⸗ 
Geometer. Diefelben bejigen den Rang der kgl. Rechnungs⸗ 
fommiffäre und —— Dienſteigenſchaft. ($ 2 1. c.) 
Bei den u Kreisregierungsfinanzlammern wird nad $ 4 
l. c. ein Sreisobergeometer mit dem Range eines Steuer- 
aſſeſſors aufgejtellt. 


. Die General: Bergwerfs- und Salinen-Admini- 
ftration. 

Durch Verordn. vom 16. Juni 1869 „Die Organifation 
ber Bergbehörden" (Web. 8, 164 f.) wurde die Ausübung 
der dem Staate nach dem Berggelete vom 20. Mär; 1869 
(Web. 7, 606 f.) zuftehenden Hoheitsrechte von dem Be⸗ 
triebe und der Verwaltung der Staatöwerfe getrennt und 
find für die Ausübung diejer Rechte befondere Bergbehörden: 
drei Bergämter und ein Oberbergamt errichtet worden (f. 
oben unter Miniſterium des Innern).15) Die oberjte Leitun 
der Bergwerke, Hütten und Salinen des Staates verhlieh 
dagegen beim Jinanzminifterium, reſp. die Leitung des Be⸗ 
triebe3 und die Verwaltung der betr. Staatöwerfe bei der 
fgl. General: Bergwerfs: und Salinen- Adminiftration (cfr. 
88 1, 2, 13 Ziff. 5 und 14 dieſer Verordn.). Ferner ſ. 


#2) Solcher Mejfungsbezirte bezw. Meffungsbehörden find: 


Sn Oberbayern 19: Aichach, Brud, Burghaufen, Dachau, Eberöberg, 
Erding, Freifing, Ingolftadt, Landsberg, Mühldorf, München (Stadt), *) 
Münden (Land), aflenfofen a.d. lm, Rojenheim, Tölz, Traunftein, 
Troftberg, Weilheim, olfratshaufen. 

In Niederbayern 15: Mbenäberg, Deggendorf, Kösting, Landau a. Iſ., 
Landshut, Mallersdorf, Mitterjeld, Baflan I, Paflau LI, Pfarrkirchen, 
Simbach, Straubing, Viechtach, Vilshofen, Zwieſel. 

In der Oberpfalz 12: Amberg, Cham, Eſchenbach, Hemau, Kemnath, 
Neumarkt, Neunburg dv. W., Regensburg, Schwandorf, Tirjchenreuth, 
Velburg, Weiden. 

Sn Ob erftanten 10: Bamberg, Bayreuth, Forchheim, Höchſtadt a. A., 
Hof, Kronach, Lichtenfels, Münchberg, Pottenftein, Wunſiedel. 

Sn Mittelfranten 11: Ansbach, Dinkelsbühl, Eichftätt, Fürth, Greding, 
Beben Neuftadt a. Aiſch, Nürnberg, Rothenburg a. d. T., Shwabah 

eißenburg. 

Sn Unterfranlen 12: Wenftein, esaflenburg, Ebern, Hammelburg, 
Klingenberg, Lohr, Münnerftadt, Neuftadt a. ©., Ochlenfurt, Schwein- 
furt, Volkach, Würzburg. 

In Schwaben 14: Augsburg I und H, Dillingen, Donauwörth, Günz- 
burg, $mmenftadt, Kaufbeuren, Kempten, Krumbach, Mindelheim, Neu⸗ 
burg a. D., Nördlingen, Oberdorf, DOttobeuren. 

In der Pfalz 7: Annweiler, Bergzabern, Blieskaſtel, Eufel, Dürkheim, 
Grünftabt, Homburg. 


15) Vergl. auch 3 2 der Verorbn. vom 17. Februar 1879 über bie Fabrik⸗ 
infpeltoren (Web. 13, 375). 


ur. 


[4 


) Vergl. Berarbn. vom 25. April 1800 über Errichtung einer beim Katafler- Bureau ein« 
gelegten Meflungsabteilung „Meffungsbehörbe Münden“ (Web, 14, 288 Unm. 4). 
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über die General-Bergwerfd- und Salinen-Adminiftration die 
Min.-Bel. vom 13. Februar 1807 (Web. 1, 122). 

g. Die kgl. Banf. Dielelbe hat ihren Hauptjig in Nürnberg 
und iſt dem Finanzminiſterium unmittelbar untergeordnet. 
Bweiganftalten (Filialen) beitehen in Amberg, Ansbach, 
Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Hof, Ludwigshafen, München, 
Ratlau, Regensburg, Schweinfurt, Straubing, Würzburg. 
Weitere Zweiganitalten können, foweit ein Bedürfnis fich er- 
giebt, an geeignet jcheinenden Drten und Handelspläben des 
Königreiches errichtet werden. 

Ueber ven ®irfungsfreis der kgl. Bank und ihrer Filialen 
ſ. Berordn. vom 13. Dezember 1878 „die Formation und 
den Wirfungsfreis der fgl. bayer. Bank betr.“ Web. 12, 
527 ff. und 8 22 des Landtagsabſchiedes vom 19. Mai 1881 
(Web. 15, 92 }.). 

h. Die im Finanzminijterium errichtete „Minifterial:Forit- 
Abteilung”, ſ. oben und die Verordn. vom 19. Februar 
1885 über die Drganifation der Staatsforſtverwaltung: 
Web. 17, 25 f. 

i. Die Forftihule zu Alhaffenburg ift dem Finanz: 
minijterinm und dem Kultusminifterium gemeinfam unter- 
ftellt. Bergl. Verordn. vom 21. Auguſt 1881 „den forftl. 
Unterricht in Bayern betr." 8 3 Web. 15, 415. 

k. Schließlich jei noch erwähnt, daß nad) 8 7 der Berordn. 
vom 27. Rovember 1825 (Web 2, 257) zwei Kronanmwälte 
in der Hauptſtadt aufgejtellt werden, welche dem Finanz⸗ 
minifterium zur Beſorgung der im genannten $ 7 aufge- 
führten Geſchäfte direkt untergeordnet find. Siehe auch 8 10 
lit. d der Form.⸗Verordn. vom 9. Dezember 1825 (Web. 2, 
263). 

Die bayer. Stempel» bezw. Gebührenmarfen werden bei den 
Poftanitalten verkauft. Weın.:Bet. vom 30. November 1880, Web. 14, 
597. Ueber den Berfauf der Gebührenmarfen |. ferner VBerordn. vom 
10. Februar 1882 (Web. 15, 604) „die Ausgabe neuer Gebühren: 
marfen betr.", ferner Verordn. vom 15. September 1879 und Bollz.- 
Vorſchr. hiezu vom 17. September 1879 (Web. 13, 559 und 562). 

Mit dem kgl. Hauptzollamte Nürnberg iſt ein Stempelamt 
zur Erhebung der Reichs-Stempel-Abgaben neben den Kreiskaſſen er- 
richtet. Verordn. vom 16. Auguft 1881, Web. 15, 407 f. und 
Berordn. vom 19. September 1885, Web. 17, 436 f. Siehe aud) 
die Ausführungsvorichriften des Bundesrat? vom 15. September 
1885 zum Neichsitempelabgabegeieg (Web. 17, 393 f.) und bejonders 
die bayer. Vollz.Vorſchr. vom 21. Septeniber 1885 (Web. 17, 439 IR 

Mit der Erhebung der Reicheftempeladgaben für Lotterieloje 
und deren Abjtempelung find die bei Web. 19, 409 aufgeführten 
32 Nentämter betraut. 
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8 59. 
5. Staatsminifterium der Juſtiz.) 


Dasselbe hat nach 8 49 der Form. VBerordn. „die oberjte Leitung 
des ganzen Juſtizweſens in peinlichen und bürgerlichen Gegen- 
ftänden ſowohl der ftreitigen al3 unftreitigen Gerichtsbarkeit,“ ſowie 
nach $ 50 1. c. „die Aufficht und Handhabung der in diefer Be- 
ziehung erlafjenen Gelege und der Rechtsverfaſſung“ ferner nach 8 51 
und 52 1. c. die oberjte Aufjicht über alle Gerichtsbehörden jowie 
über Rechtsanwälte nad Notare in Hinficht auf Geichäftsführung und 
Disziplin in Juſtizgegenſtänden zc. 2c., jowie nach Verordn. vom 
27. November 1869 (Web. 8, 442) die oberjte Leitung und Beauf- 
fihtigung der Strafanftalten. 

Vergl. weiter 83 53—60 der Form. Verordn. 


Die Gerihtsbehörden in Bayern find: ?) 
A. Das oberfte Landgericht in Münden. 
B. Fünf Oberlandeägerichte. 


I. Oberlandesgeriht Münden mit 7 Landgerichten. Schwurgericht in 
Münden I und Straubing. 
1. Landgeriht Münden I, 
Amtsgerihte: Münden I und II. 
2. Landgeriht München II, 

14 Amtögerichte: Brud, Dachau, Dorfen, Ebersberg, Erding, Freiſing, 
Barnııld, Haag, Miesbach, Starnberg, Tegernfee, Tölz, Weilheim, 
Wolfratshauſen. 

3. Landgericht Traunſtein, 

13 Amtsgerichte: Aibling, Altötting, Berchtesgaden, Burghauſen, 
Laufen, Mühldorf, Prien, Reichenhall, Roſenheim, Tittmoning, 
Traunſtein, Troſtberg, Waſſerburg. 

4. Landgericht Deggendorf, 

7 Amtsgerichte: Arnſtorf, Deggendorf, Grafenau, Hengersberg, Ofter⸗ 

hofen, Regen, Viechtach. 
5. Landgericht Landshut, 

8 Amtsgerichte: ingolfing, Eggenfelden, Landshut, Mainburg, 

Moosburg, Neumarkt a. R. Rottenburg, Vilsbiburg. 
6. Landgericht Paſſau, 

9 Amtsgerichte: Freyung, Griesbach, Paſſau, Pfarrkirchen, Rotthal⸗ 

münſter, Simbach, Vilshofen, Waldkirchen, Wegſcheid. 
7. Landgericht Straubing, 

7 Amtsgerichte: Bogen, Kötzting, Landau a. J., Mallersdorf, Mitter⸗ 
fels, Neukirchen, Straubing. 

II. Oberiandesgeriht Bamberg mit 6 Landgerichten. 
1. Zandgeriht Bamberg, 

15 Amtögerichte: Bamberg I, Bamberg II, Baunach, Burgebradh, 
Ebermannftadt, Ebern, Forchheim, Höchftadt a. A., Kronach, Fichten 
feld, Ludwigsſtadt, Nordhalben, Scheßlitz, Seßlach, Staffelftein. 


—G Berordn, vom 9. Dezember 1825 8 4960, Web. 3, 267 f. 

yb. 1, 580. 

Grill ©. 147 f. 

) Berordn. vom 2. April 1879: aoie —— der Gerichtſitze und 
eſ. 


bie Bildung ber Gerichtsbezirke“ (Web. 12, 759 ff.; -» und Verordn.⸗Bl. 
©. 356, 608). 


8 59. Staatsminifterium der Juſtiz. 305 


2. Landgeriht Bayreuth, 

10 Amtsgerichte: Bayreuth, Berned, Hollfeld, Kulmbach, Begnig, 

Pottenftein, Stadtjteinadh, Thurnau, Weidenberg, Weismain. 
3. Landgericht Hof, 

8 Amtsgerichte: —— Kirchenlamitz, Münchberg, Naila, Rehau, Selb, 
Thiersheim, Wunſiedel. 

4. Landgericht Aſchaffenburg, 

10 Amtsgerichte: Alzenau, Amorbach, Aſchaffenburg, Klingenberg, 
Lohr, Marktheidenfeld, Miltenberg, Obernburg, Schöllfrippen, 
Stadtprozelten. 

5. Landgeriht Schweinfurt, 

15 Amtsgerichte: Biichofsheim, Eltmann, Euerborf, Gerolzhofen, 
Hammelburg, agabfurt, Hofheim, Bad Kilfingen, Königshofen, 
Meiricftabt, ünnerftadt, Reuftadt a. S., Schweinfurt, Volkach, 

erned. 
6. Landgeriht Würzburg, 

12 Amt3gerihte: Arnftein, Aub, Brüdenau, Dettelbad), Gemünden, 
Karlſtadt, Kigingen, Marktbreit, Ochjenfurt, Wiejentheit, Würzburg I, 
Würzburg U. 


III. Oberlandesgeriht Nürnberg mit 6 Landgeridhten. 
1. Zandgeriht Amberg, 

11 Amtsgerichte: Umberg, Cham, Furth, Kaftl, Nabburg, Neumarkt i. O., 

Neunburg v. W., Pardberg, Schwandorf, Sulzbach, Waldmünchen. 
2. Landgeriht Regensburg, 

12 Amtögerichte: Abensberg, Burglengenfeld, Hemau, Kelheim, Nittenau, 
Negensburg I (Stadt), Regensburg II (Land), Negenftauf, Rieden⸗ 
burg, Roding, Stadtamhof, Wörth. 

3. Landgericht Weiden, 

11 Amtsgerichte: Auerbach, Erbendorf, Eſchenbach, Kemnath, Neu» 
ftadt a. W., Oberviechtach, Tirſchenreuth, Bilsed, Wohenftrauß, 
Waldjaffen, Weiden. 

4. Zandgeriht Ansbach, 

11 Amtsgerichte: Ansbach, Dinkelsbühl, Feuchtwangen, Gunzenhaufen, 
Heidenheim, Heildbronn, Herrieden, Rothenburg a. T., —* 
fürſt, Uffenheim, Waſſertrüdingen. 

5. Landgericht Fürth, 

8 Amtsgerichte: Cadolzburg, Erlangen, Fürth, Herzogenaurach, Mit. 

Erlbach, Neuſtadt a. A., Scheinfeld, Windsheim. 
6. Landgericht Nürnberg, 

8 Amtsgerichte: Altdorf, Gräfenberg, Hersbruck, Hilpoltftein, Lauf, 

Nürnberg, Roth, Schwabad). 


IV. Oberlandesgeriht Augsburg mit 5 Landgerichten. 
1. Landgericht Augsburg, 

8 Amtsgerichte: Aichach, Augsburg, Burgau, Friedberg, Landöberg, 

Schwabmüncyen, Wertingen, Zusmarshauſen. 
2. Landgeriht Kempten, 

10 Amtögerichte: Füllen, Immenftadt, Kaufbeuren, Kempten, Lindau, 

Oberdorf, Obergünzburg, Schongau, Sonthofen, Weiler. 
3. Landgeriht Memmingen, 

11 Amtsgerichte: Babenhaufen, Buchloe, Sünzburg, Illertiſſen, Krum⸗ 
bad, Memmingen, Mindelheim, Reu-Ulm, Ottobeuren, Türkheim, 
Weiſſenhorn. 

4. Landgericht Neuburg a. D., 

11 Amtsgerichte: Dillingen, Donauwörth, Geiſenfeld, Höchſtädt a. D., 
Lauingen, Neuburg a. D., Nordlingen, Oettingen, Pfaffenhofen, 
Rain, Schrobenhauſen. 
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5. Landgericht Eich ftätt, 


9 Amtögerichte: Beilngries, Eichitätt, Ellingen, Greding, Ingolſtadt, 
Kipfenberg, Monheim, Bappenheim, Weißenburg a. ©. 


V. Oberlandesgeriht Zweibrüden mit 4 Landgerichten: 

Frankenthal, Kaiferslautern, Landau i. Pf. und Zweibrücken. 

Die Amtsanmwaltichaft an den fol. Amtsgerichten tft in un- 
mittelbaren Städten in der Regel Gemeindebeamten übertragen. Die 
als Amtsanmwälte aufgeftellten Gemeindebeamten, die Bürgermeijter 
und deren Stellvertreter, gehören zu den Hilfsheamten der Staats⸗ 
anwaltichaft.*) 

(Weiteres ſ. unten über: Amtsanwaltſchaft und Hilfgbeamte der 
Staatsanwaltichaft: 8 252.) 


8 60. 
6. Das Kriegsminifterium.**) 


Der Wirfungdfreis der Gemeindeverwaltung und der Gemeinde- 
bebörden wird durch dag Kriegsminifterium nur infoferne berührt, 
als dem letzteren auch eine Beteiligung an der Leitung des Militär: 
—— ferner des Quartier- und Naturalleiſtungsweſens für 
die Armee zuſteht. Hierüber |. Näheres bei Militärweſen SS 491 ff. 


8 61. 
Das Gefamt-Staatsminifterinm 


oder der Minifterrat bat feine Regelung dur Allerh. Entichl. 
vom 25. März 1848 „Bildung des Gejamt-Staats-Minifteriumg und 
Ernennung der kgl. Staatsminijter betr.“ (Web. 3, 677 f.) erfahren. 

Sämtliche Staatsminifter bilden nach $ II L. c. in dieſer ihrer 
Eigenfchaft als Mitglieder des Gefamtitaatsminiiteriums den 
Minifterrat. Diefer fteht unter der unmittelbaren oberjten Leitung 
des Königs und verfammelt ſich nur auf deffen befonderen Befehl.***) 

Ueber die Verantwortlichfeit und Die ftaatsrechtliche Stellung 
der bayerifchen Miniſter bejtimmt dag Geſetz vom 4. Juni 1848 
(Web. 3, 690 ff.), „die Verantwortlichkeit der Miniſter betr.” Näheres 
hierüber Seyd. 1, 509 Ak ipeziel 512— 524; Pözl, Verf. R. 83 218 
bis 220 ©. 569575 


*) Urt. 56 des ee zum Reichsgerichtsverfaſſungsgeſetz; 
Verordn. vom 31. — 1879: „die Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft betr.“ 
Web. 13, 365. 

* Seyd. 1, 533; Krais 1, 59; Grill S. 150; Form. Verordn. vom 
9. Dezember 1825 Ks 98 bis 111; $r..-Min.-E. vom 17. März 1876: „Formation 
des Kriegsminiſterium betr.” Web. 11, 468 

*2) Allerh. Entſchl. vom 1. uni 1890 (Gej.- und Verordn.-Bl. 424) 
Biff. 2: Der — — im Miniſterrate wird fortan jeweils vom kgl. Staatsminiſter 
des kgl. Hauſes und des Aeußern geführt. 
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S 61a. 
Anhang. 
Die Behörden zur Euticheidung der Zuſtändigkeitsſtreite. 


I. Entſcheidung der Kompetenztonflifte zwiſchen den Gerichten 
und den Verwaltungsbehörden oder dem Verwaltungsgerichtshofe. 

Siehe Geſetz dieſes Betreff vom 18. Augujt 1879 (Web. 13, 
245 ff., Bamb. 15, 3./A. 234, ferner Seyd. 1, 651 f.). 

Art. 1—3 des ebenerwähnten Geſetzes bejtimmt: Die Ent- 
ſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen den Gerichten und den Ber- 
waltungsbehörden oder dem Wermwaltungsgerichtshofe über die Zu— 
läjligfeit des Nechtäweges erfolgt durch einen „Gerichtshof für 
KRompetenzfonflikte“. 

Diefer Gerichtshof beiteht aus einem Präfidenten und zehn 
Näten, welche von Könige ernannt werden, und zwar der Präjident 
und fünf Räte aus den Mitgliedern des oberjten Zandesgerichtes oder 
eines Oberlandesgerichtes, die übrigen fünf Räte aus den Mitgliedern 
des Verwaltungsgerichtshofes. 

Näheres hierüber |. 8 527. 

Bergl. auch 88 13 und 17 des Gerichtäverf.-Gel. vom 27. Ja- 
nuar 1877 und 8 17 des Einf.-Gej. Hiezu vom gleichen Datum 
(Web. 11, 711, 713 und 751). 

I. Entſcheidung der Zuftändigfeitsftreite zwiichen Verwaltung 
und Verwaltungsgericht3hof. 

Seyd. 1, 665 f. PVorftehend sub I cit. Geſetz vom 18. Auguft 
1879 Art. 29 (Web. 13, 250). 

Diefer Art. 29 1. c. ift an Stelle des Art. 50 bes Geſetzes 
vom 8. Auguft 1878 „die Errichtung eines Vermwaltungsgerichtshofes 
und das Verfahren in Verwaltungsrechtsjachen betr." getreten und 
beitimmt in Ziff. 2 und 3, daß Kompetenzkonflitte zwiſchen Ver⸗ 
waltungsbehörden und VBerwaltungsgerichtshof auf Veranlajjung des 
Staatsanwaltes an letzterem ſeitens des Minifteriums angeregt 
werden können und daß die Entſcheidung dieſer Zuſtändigkeitsſtreite 
beim Verwaltungsgerichtshofe durch einen beſonderen Senat erfolgt. 
Dieſer Senat beſteht: 

a. aus dem Präſidenten des Verwaltungsgerichtshofes oder 

ſeinem Stellvertreter als Vorſitzenden; 

b. aus drei Räten des Verwaltungsgerichtshofes; 

c. aus drei höheren Verwaltungsbeamten. 

Die unter b und c bezeichneten Senatsmitglieder ſowie die er- 
forderliche Zahl von Stellvertretern werden auf die Dauer des von 
ihnen zur Beit der Ernennung befleideten Hauptamte® vom Könige 
ernannt. 

Dad Amt der Staatsanwaltichaft beim Kompetenzjenate wird 
durch den Staatsanwalt des Verwaltungsgerichtshofes ausgeübt. 

Ueber das Verfahren ıc. |. $ 527. 


20* 
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II. Zuftändigfeitsftreite ziwifchen mehreren ordentlichen Gerichten. 
Qieriber beftimmt Art. 10 des bayerifchen Ausführungsgejeges zum 
erichtöverfaffungsgejebe vom 23. Februar 1879 (Web. 12, 640) und 
$ 36 der Eiv.-Proz.-Ordn. vom 30. Januar 1877 (vergl. au) 8 15 
Ziff. 1 des Einf.-Geſetzes hiezu). 

IV. Buftändigfeitsftreite zwiſchen bürgerlichen Gerichten und 
Militärgerichten. 

Hterüber beftimmt Art. 11—14 des sub IN cit. Ausführungs⸗ 
gefebes vom 23. Februar 1879 (Web. 12, 640 f.): 

Art. 11. Beſteht zwiſchen Civil und Militärgerichten Streit 
über die BZuftändigteit, oder haben ſowohl Civil- als Militärgerichte, 
von welchen eines das zuftändige ift, Durch Enticheidungen, welche 
nicht mehr anfechtbar find, ihre Unzuſtändigkeit ausgeiprochen, fo be⸗ 
ftimmt ein Senat, welcher aus dem Präfidenten und drei Räten des 
Dberlandesgerichte® in München, dann drei Richtern des Militär: 
obergericht3 (Generalauditoriates) zulammengejegt ift, das zuftändige 
Gericht. Weiter ſ. Urt. 12—14 1. c.; Seyd. 1, 664. 


8 62. 
Die Staatsdiener.!) 


Die Berhältniffe der Staatsdiener oder Staatsbeamten find vor⸗ 
zugsweiſe geregelt: 

a. durch die IX. Verfaffungsbeilage zu Tit. V 8 6 der Berf.- 
Urk.: das Edikt über die Verhältnifje der Staatsdiener, vor⸗ 
ala in Beziehung auf ihren Stand und Gehalt 
(Web. 1, 669 ff, Bamb. 7 Erg.-Bd. 572); 

b. durch die fog. Dienjtespragmatif vom 1. Januar 1805 — 
Art. I, XXI, XXIV, 88 1—24 (Benfion der Witwen und 
Waiſen) XXV und XXVI — (Web. 1, 97—102, Bamb. 7 
Erg.⸗Bd. 791 ff.); 

c. durch die Allerh. Entihl. vom 23. Juni 1864 „die Ver⸗ 
bältniffe der unmittelbaren Staatsdiener betr." (Web. 6, 
304 f., Bamb. 7 Erg.Bd. 801 f.). 

Soweit e3 fih um Staats-Berwaltungsbeamte handelt |. hierüber 

Krais 1, 15, 84; 
Pechm.⸗Brettr. 1, 21 ff. 

Bezüglich der rechtäfundigen Gemeindebeamten ift hieber 
zu bemerfen, daß fie nach Art. 74 Abi. 2 der Gemeindeordnung, 
wenn fie nach drei Jahren zu derfelben Stelle wieder gewählt werden, 
analog in die Verbältniffe und Nechte der im Verwaltungsdienſte 
definitiv angeftellten Staatsdiener treten, foferne nicht durch bejondere 
Dienjtverträge eine andere Beitimmung getroffen ift. 


') Seyb. 1, 128 ff.: Der Staatsbienft (Hiftorifche Entwidelung). 
s —* Verf.R. 1877 Abſchn. III: Bon den Staatsdienern 179—187 
. —496. 
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Es treten alfo für diefe definitiven Gemeinbebeamten in der 
Negel analog alle Beitimmungen ein, welche für die definitiven Staats⸗ 
verwaltungsbeamten gelten. Demgemäß müfjen auch viele Normen 
der fpeziellen Aufgabe des vorliegenden Buches entiprechend ausführ: 
Ti Hier niedergelegt werden. Den Abdrud des fog. Staatzdiener: 
ediftes oder der IX. Verf.Beil. fiebe nun unten 8 90 bei „Ber: 
faflungsurfunde”, dagegen den Wortlaut des von den Penfionen der 
Witwen und Waifen handelnden Art. XXIV der ſog. Dienftesprag- 
matif?) fiehe in untenftebender Anm. 2. — Weiter fiehe fpeziell 
über Gemeindebeamte 8 110. 


2) Dienftespragmatit vom 1. Januar 1805: Urt. XXIV. Der Staat 
übernimmt e3 für die unter allen Bedingungen unvermeidlich zurüdbleibende In⸗ 
fuffizienz der Gehälter, in einem Benfionsigfteme für die Hinterlaffenen Witwen 
und Waifen feiner Staatödiener, defien Regulativ in den nachfolgenden Para⸗ 
graphen enthalten ift, ein ber Familienforge der Stantsbeamten und den Kräften 
des Staatdvermögens entſprechendes Surrogat herzuftellen.*) 

8 1. Die Benfion, ald ein auf die Witwen und Kinder der Staatsbiener 
übergehender Ergänzungsteil ber Gehälter, fchöpft ihre Beitimmung allein aus der 
Größe de3 von dem Erblaffer genoffenen Gehaltes; ſchließt alle Rückſicht auf das 
Privatverhältnis des Neichtumes oder der Armut aus, und nur die beiben Fälle 
der Altivität oder Quiescenz in fich. (Ueber die Witwen und Kinder entjeßter 
Staatödiener |. Allerh. Entichl. vom 25. Februar 1814, Web. 1, 4560.) 

2. Wenn ber Staatsdiener in ber Dienftes-Aftivität **) ftirbt, erhält bie 
Witwe vom Ständigen Geſamt⸗Geld⸗Gehalte des Satten einen Fünfteil als Penfion. 

Unter dieſem Gejamt-@eld-Gehalte wird allein dad an firem Geldbetrage 
verliehene Standes⸗ und Dienftgehalt veritanden. 

Jene Geld -Nebenbezüge, welche entweder aus der numerären Vergütung 
von Raturalien in wandelbaren Preifen oder auch aus ftändigen Geldanjägen für 
a Dienftestitel oder aus lebenslänglihen Entihädigungen beftehen, werden 

r die Beregnuns der Penſionsquote nicht in Anſatz gebracht. ***) 

83. Wenn der Staatödiener in ber gegebenen oder genommenen Quiescenz 
oder in einer während ber Quiescenz ihm übertragenen proviforifchen Funktion 
ftirbt, erhält die Witwe nur allein von dem dem Qutescenten in Gelb verbliebenen 
Standes-Gehalte einen Fünfteil als Benfion. 


*), Hiezu flehe noch weiter: 

a. Ä Fr an agBab[@irbed vom 29. Dezember 1831 (Web. I, 600) über ftantäbiener- 

iche Verbältniffe; 

d, Finanz-Min.-€. vom 10. März 1861 über daß Etaatbrehnungsweien und bie Mech 
nungsaufnahme (Web. 5, 229-236 nebft einſchl. Unmert.); 
. Verordbn. vom 8, Juni 1807 ı Web, 1, 148), die Beiträge der Gtaatäbiener zum Witwen⸗ 
und Maifenfond, nebft Allerh. Entihl. vom 9. November 1807, 28. Januar unb 
15. April 1814 (Web 1, 152: Diejenigen, welche Beſoldungen und Benflonen aus 
Stiftungs- und Gemeindelaffen beziehen, find von Witwen⸗ und Maiſenſondsbeiträgen 
befreit, Web. 1, 448 und 459); 

Verordn. vom 81. Anguſt 1865 (Web. G, 508 f}.): bie Gründung eines allgemeinen 
Unterftignngsvereins Tür bie Hinterlaffenen der Egl. bayer. Gtaatäbiener und einer 
biemit verbundenen Xöchterkaffe, nebft den Sapın en; ferner biegu 5 10 dei Banbtags» 
Abſchieds vom 10. Juli 1865 (Web. G, 4851: bie Gründung eine UnterfthungSuere ns 
für die Hinterlaffenen ber kgl. bayer, Staatsdiener betr., ſowie endlich bie Allerh. 
Entſchl. vom 26. November 1889; 8. Mai 1854; 14. Dali 1870 und Min.Bel. dom 
9. November 1872 (Web. 3, 822 f. mit den dort angeführten Anmerkungen; 4, 628 
(Sagungen des Mazimiliand-Watfenftifteß); 8, 546 (Verforgungsanftalt für Beamten⸗ 
tochter in Nenberghaufen) und 3, 323 Unm. 2 (Unterftügun slond für die Erziehung 
von Tochtern unmittelbarer Staatäblener der inneren Vertvaltung). 

Belondere Witwen⸗ und Waifenkaflen beftehen außer für eine Reihe von beſtimmten Bes 
amtenfreiien auch für Rechtsanwälte iſ. befondere Derordn. vom 20. Sunt 1882, Web. 15, 719 ff.), 
Notare, Behrer, Wilitärperfonen 2c- zc. 

**), Wenn er auc noch im Dienſtesproviſorium A befindet: Fin⸗Min.E. vom 24. Inni 


1843 (Web. 1, 98 U ee), 
' 18 des Landt.⸗Abſch. vom 29. Degemder 1881 (Med. 9, 800). 


nr 


& 


nm. 
***) Vergl. hiezu 
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8 4. Sn den beiden Fällen der Aftivität oder der Quiescenz des ver«- 
ftorbenen Vaters erhält ein Kind als einfache oder vaterlofe Waiſe einen 
Fünfteil; und als Doppelte oder vater- und mutterlofe Waiſe drei Behentteile der 
Witwenpenſion als einen Unterhalts- und Erziehungs-Beitrag. 

ga bei den Geſandten wegen der höheren Forderungen ihrer äußern 
repräfentativen Funktionscharaktere ber größte Teil des Gehaltes die Natur eines 
Dienftgehaltes trägt, deſſen Ausfcheidung jedesmal der |peziellen Beitimmung nad} 
den individuellen Berhältniffen der Gejandtichaftäftelle unter der allgemeinen Norm 
vorbehalten bleibt, daß in feinem Falle ber Standesgehalt eines austretenden Ge⸗ 
jandten fich über den Standesgehalt eined Kollegialpräjidenten erheben könne, fo 
werden auch die Witwen und Finder ber Gejandten nach diejen bejondern Be- 
ziedungen, in feinem alle aber höher als jene eines Kollegialpräfidenten, behandelt. 


8 6. Der Penfiondbezug der Witwen und finder tritt mit jenem Monate 
ein, welcher auf den Sterb- oder Nachmonat folgt, für welche beide Monate die 
Gehaltsraten noch verreichet werden. 

7. Der PBenfionzbezug einer Witwe dauert infolange, al3 diefelbe ihren 
Witwenſtand nicht verändert. 

8. Die PBenjion der Kinder dauert in der Regel bis zum Schluffe des 
20. Lebensjahres, und ift mit dem Eintritt in das 21. Lebensjahr oder mit dem 
Eintritt einer frühern Verſorgung von ſelbſt erlojchen. *) 

8 9. Bon diefer Regel find ausgenommen: die Söhne und Töchter der 
Staatsminifter und der Dinifterialreferenten, der Kollegialpräfidenten und Bize- 
präfidenten, und der Chefs der Hofitäbe, der Kollegialdireftoren und der Chefs 
der Hofintendanzen, und endlich jener Kollegialräte, welche in einer 25 jährigen 
Dienftesaftivität verjtorben oder aus dem Titel des Dienjted- oder Lebensalter 
in der Quiescenz befindlich find; biejen wird der Unterhaltungsbeitrag bis zu 
ihrer Beciorgung ober, wenn fie gar feine Berforgung fänden, bi3 zu ihrem Tode belaffen. 

8 10. Bon diejer Regel find ferner die Kinder aller übrigen Klaffen aus- 

enommen, wenn fie durch legal hergeftellte phyſiſche Gebrechen der Möglichkeit 
irgend eines Gelbjterwerbed entweder für eine gewiſſe Zeit oder für immer gättz- 
lich beraubet jind. 

8 11. Dieje legale Herftellung wird dem pflichtmäßigen Zeugnifje eines 
amtlichen Arztes, unter der Mitunterzeichnung der Bolizei-Obrigfeit des Aufent- 
halt3ortes, mit ftrenger Berantwortlichkeit für die Wahrheit des Bezeugten, und 
mit der Vorſchrift einer dreifachen Gradation, anvertraut, vermöge welcher entweder 

a. eine ſolche beſchränkte Ermwerbsfähigleit in fremden Dienjten, oder in 

Urbeiten zu Haufe, welche die Unentbehrlichfeit einer Nebenunterftügung 
zurüdlajjen, oder 

b. eine gängliche temporelle oder lebenslängliche Erwerbsunfähigleit; oder 

endli 

c. der noch jchlimmere Yuftand der Prefthaftigfeit, der gänzlichen Blind⸗ 

heit, einer unausgeſetzten Bettlägerigfeit oder fonftigen Krüppelhaftig⸗ 
Teit, welcher neben der gänzlichen Erwerbsunfähigleit noch fremde Hilfe 
in Anfpru nimmt, 

ausgedrüdt werden muß. 

8 12. Nach diejen drei Grabationen wird auch nad) dem Eintritte in das 
21. Jahr und zwar im erften Falle die Hälfte, im zweiten Falle das Ganze des 
regulativmäßigen Unterhalt3beitrage® belaffen oder verliehen, und im dritten 
Galle dieje Ganze mit einer Zulage feiner Hälfte, weldye Zulage in diejen außer- 
ordentlichen Fällen aud) auf die Benfionen der Witwen ihre Ausdehnung erhält, 
jedoh nur im gleichzeitigen Falle einer erwiejenen mwahrhaften Dürftigleit und 
feiner Zeilnahme an einer öffentlichen Armen- oder Berpflegungsanftalt, vermehrt. 

4 13. Die Zeugniffe der Aerzte und der Polizeiltellen müſſen beftimmt 
den Fall einer entichiedenen gänzlichen Unbheilbarfeit oder lebenslänglichen Er- 


®) Eiche hiezu F.⸗Min.E. vom 8. Januar 1818 Web. 1, B Anm. T). 
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werbsunfähigkeit von jenem eines heilbaren Gebrechens oder eines zeitlichen Er- 
werbshinderniſſes untericheiden, und im legten Falle auf eine beftimmte Anzahl 
von Jahren, für welche der Unterhaltungsbeitrag belafien, verliehen oder ver- 
mehrt werden fol, antragen, nach deren Berlauf die weitere Unterjuchung zur 
weiteren Entſchließung vorgelegt werden muß. 

8 14. Der Unterhaltöbeitrag der Kinder verbleibt benfelben, wenn aud) 
die Witwe ihren Stand verändert, wodurch nur dieje ihre Penſion verliert. 

8 15. Stiefmütter treten in die Penfionsrechte der leiblichen Mütter, und 
in diejem Falle verbleiben die Kinder in der Kategorie von einfachen Waiſen. 


8 16. Angeheiratete Kinder eignen fich zu dem lnterhaltsbeitrage jener 
Klaſſe von Staatädienern, in mweldyer ihr leiblicher Water gejtanden hat, und aljo 
zu feinem foldhen Beitrage, wenn ſich ber Vater außer dem bienerichaftlichen 
Stande befunden hat.***) 


8 17. Jenen Kindern, welche bei dem elterlichen Abfterben noch nicht ver- 
forgt, aber durd) den bereit3 erfolgten Eintritt in das 21. Jahr von einem Pen- 
fionsbezuge ausgeichloffen find, wird ber Betrag eines Jahres von dem Unter- 
balt3beitrage ihrer Klaſſe, als augenblickliche Unterftügung, ein- für allemal an- 
gewiejen.f) 

$ 18. Bei erfolgendem Tode penfionierter Witwen und Kinder ift Die 
Benfion mit den Sterbemonate erlojchen. 

8 19. Die PBenfionen der Witwen und Kinder werden, nachdem der ver- 
ftorbene Gatte und Vater zur Zeit des Todes fih in Central» oder PBrovinzial- 
Staatsdienften befunden hat, aus der Gentral- oder einjchlägigen Provinzial- 
Staatskaſſe geleitet. 

20. Die Benfionen der Witwen und Kinder jener Diener des Hof- 
etat3, deren zum Penſions-Maßſtabe dienende Beſoldung in verichiedenen Ab⸗ 
ftufungen zwiſchen 1 und 500 fl. fällt, oder bie Summe von 500 fl. erfüllt, werden 
nach demjelben Regulativ aus der den Oberfthofmeifterftabe anvertrauten und be- 
fonderö fundierten Hof-Elemofinariatsfaffe geleiftet. 

8 21. Aus chen diejer Kafle werden ſolchen Hofdienern und ihren Hinter» 
faffenen, welche in jenen fernften und nieberften Graden ftehen, deren Exiſtenz, 
ohne zur Wejenheit oder zur Form der Staatäregie zu gehören, nur precär ift, 
oder welche mit den auf Taglohn gedungenen Subjekten in der namlichen oder 
ähnlichen Kategorie fich befinden, in Fällen eines in biefem Dienfte erreichten, 
fortgin erwerbungsloſen Alter8 oder erlittenen Unglüds entweder augenblidliche 
oder ftändige Unterftüßungen nach der Natur bes jpeziellen Falles verreichet. 


3 22. Der Genuß einer Penfion im Auslandett) ift von einer beſondern 
höchſten Bewilligung und in diefem Yalle die Auszahlung von der Beicheinigung 
des Lebensftandes durch den Bolizeivorftand des Aufenthaltdortes abhängig. 

8 23. Ein Penſionsanſpruch fällt hinweg: 

a. bei Witwen und Kindern derjenigen, welche nur mit dem Titel oder 

Charafter einer Stelle bekleidet waren ; 

b. bet Witwen und Kindern derjenigen Diener, welche ohne die vorge- 

ichriebene Heirat3anzeige unb Bewilligung fich verehelicht haben; 

c. bei Witwen und Kindern berjenigen Diener, welche ſich im Quiedcenten- 

ftande, auch mit Benilligung, verehelicht haben. 


++*), Gin durch nachfolgende Ehe fenttimieried Kind bat nad dem Tode ſeines mit prag⸗ 
matifgen Rechten angeftellten Vaters gleichſalls einen Anſpruch auf dieſen Unterhaltungdbeitrag. 
Siehe Fin.Min.E. vom 1. Dezember 1838 (Web. 1, 100 Am. *). 


T) ‚Diefe Unterftügung fann nur einmal, nämlid beim Tode des Vaters, angefprocden 
werben. Yin.-Min.-E. vom 10. März 1840 (Web. I, 100 Anm. *®. 


rt) Bexgl. hiezu die Min⸗E. vom 26. Juli 1871: bie Derzehrung ber Benfionen innerhalb 
bes deutſchen Bundesgebletes (Bed. D, 106). Nach biefer Entfchl. werden ben Empfängern von 
Venfionen und Unterhaltungsbeiträgen aus bayerifhen Gipil- und Wilitärkaffen, welche in Gebiete 
bes dentſchen Reiches ſich aufhalten, dieſe Berlige, fo Tange die Empfänger die bayeriide Staats⸗ 
angehödrigfeit befigen, dorthin abzugsfrei gewährt. 
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g 68. 
Die amtliche Korrefpondenz und der amtliche Verkehr. 


Die deöbezüglichen für die bayeriichen Staatsbehörden giltigen 
Vorſchriften gelten im Großen und Ganzen auch für die Gemeinde- 
behörben, ſpeziell die für Die kgl. Bezirfsämter erlafjenen auch für bie 
Magiſtrate der unmittelbaren Städte als Diftriftsverwaltungs- und 
Diltriftöpolizeibehörden. 


Ueber das Berfahren felbft fomohl in Verwaltungs⸗ als in 
Berwaltungsrecht3: Sachen desgleihen über Zuſtändigkeit der Ver— 
waltungs⸗ und Berwaltungsgerichtsbehörden, endlich über die Zwangs⸗ 
vollitrefung in Berwaltungs- und Verwaltungsrecht3-Sachen wird am 
Schluſſe diefes Werkes (88 511—527) ganz ausführlich geiprochen 
zugleich unter Berüdjichtigung der gefamten auf diefem Gebiete er- 








Diefer Benfiong - Ausichluß wirkt jedoch auf jene Kinder nicht 
zurüd, welche aus einer früheren Ehe bes Quiescenten, während welcher 
er ſich im Aktivitätsſtande befunden bat, vorhanden fein fönnen, und 
verliert auch für die Witwe und Kinder des Quiczcenten, bei deſſen 
Wiedereintritte in einen definitiven Aftivitätsftand, feine Anwendung ; 

d. bei Witwen und Sindern, welche im Bezuge von Bräbenden und 

Stipendien ftehen, injoferne derjelben Betrag die betreffende Penſions⸗ 
jumme erreicht oder überfteigt; im Nichterreihungsjalle wird der die 
gebührende Benfion ergänzende Teil zugelegt; und ım alle, wenn ein 

tipendium vor den Benfonzjahren aufhört, der Eintritt in die volle 
Penfion zugeftanden.*}) 

8 24. Alle Benlionen, deren Beftimmungen in ben voranftehenden Para- 
graphen gegeben find, werben aus Staatömitteln geleiftet. 

Diele Bräftation von Seite des Staates fchließt eine ihr zur Seite gehende 
Errihtung einer bejonderen Witwen- und Waijenfaffe aus dem Brivatvermögen 
der zu diefem Ende in eine Gejellichaft tretenden Glieder bes dienerichaftlichen 
Standes jo wenig aus, daß vielmehr eine ſolche Aſſekuranz zur Verbefjerung bes 
Buftandes aller derjenigen, welche den Yamilienftand ber Staatsdiener bilden, 
fih ben angelegentlichften Wohlthätigfeitsanftalten der Regierung anfchließt. 

In Beziehung auf eine ſolche Witwen⸗ und Waiſenkaſſe wird im allge- 
meinen feftgejeßt: 

a. daß ihre Errichtung der freien Beitragserflärung aller Individuen des 

dienerſchaftlichen Standes überlaflen bleibt; 

b. daß hiedurh das Regulativ der Benfionen aus Staatämitteln weder 

eine Yenderung noch eine Schmälerung erleiden wird; 

c. baß, da ſchon Provinzial-Witwenlaflen veftefen, auch bie jernere Er- 

rihtung ald Provinzial- Anftalt, und ebenjo jene aus den Beiträgen 
F Central⸗Staatsdiener als Centralſtaatsanſtalt betrachtet werden 
oſle; 

d. daß der jährliche Beitrag unter alle einſchlägigen Witwen und Kinder 

nach einer das Verhältnis des Staats⸗Penſionsregulatives beibehaltenden 
Dividende jährlich repartiert und die desfallſige Berechnung öffentlich 
mitgeteilt werben folle. 


*4) Bergl. Hiezu 5 12 de Sandiags- Abſchiedes vom 29. Juli 1876 (NBeb, IL, 590) bejüg. 
Ih ber Damenftiltspräbenden, ferner Yin-DMin.-E, vom 18. Dezember 1823 (Web. 1, 101 Anm. °) 
über bie Sreipläge in einem Graiehungsinftitute und ihre Einrechnung in bie Venfionsbezäge. 
Dieſe Freiplade werden ben Gtipendien gleimgeachtet und daher wie dieſe eingerechnet, ſoſern und 
foweit fie aus dffentliden Kaflen bezahlt werben. 
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Tchienenen Litteratur und aller in diefer Beziehung erlaflenen prin- 
zipiellen Entfcheidungen. Ferner ift das Gebührenweſen, dag für die 
Gemeindebehörden gleiche Bedeutung hat, wie für die Staat3behörben, 
und im Zufammenhange hiemit die Gebührenfreiheit unten in den 
85 87 und 88 erörtert, endlich auch die Statiftil auf den verfchie- 
denen Gebieten der Gemeindeverwaltung am Schluffe im 88 528 und 
529 behanbelt. 

Speziell über die amtlihe Koreipondenz der Staat3- 
behörden ſ. Krais 1, 68 f. (4. Aufl. 1, 64 f.)*) und Bechm.: 
Breitr. 1, 4 f.; 6; 43; 44; 54; 59; 78; 131 und 132; und 2, 
141; 186; 229; 296 und 593. 

Die hauptſächlichſten Beftimmungen über die amtliche Korrefpon- 
denz und den fchriftlichen Verlehr der Behörden reſp. zwijchen und 
nit denfelben find vorzugsweife enthalten: 

a. in der Bekanntmachung des fol. Geſamtſtaatsminiſteriums 
vom 6. April 1874 „die Vereinfachung des dienftfichen 
ſchriftlichen Verkehrs betr.” Gef. und Verordn.⸗Bl. ©. 123; 
(Web. 10, 240 ff.; Bamb. 6, Erg.:Bd. 338.) 1) 


*) Someit die 4. Wuflage von Krais bereitö erichienen ift, werben wir von 
nun an neben der dritten auch die vierte, legtere in Klammern, citieren. 

') Diefe Bekanntmachung wird wegen ihrer Wichtigkeit für den amtlichen 
Verkehr nebit den hiezu gehörigen Vollzugsvorſchriften vom 22. April 1874, dann 
der Min.-E. vom 22. November 1863 di. 10, der Min.E. vom 1. Dezember 
1872 und ber WMin.Bel. vom 4. März 1885, endlich der Min.-Bel, vom 28, 
Oltober 1876 nachitehend im Wortlaute belannt gegeben: 

a. Min.-Bel. vom 6. Upril 1874 *): 

Mit Ullerhöcjiter Genehmigung Seiner Majeftät des Königs wird 
zur Vereinfachung des Die ittichen fchriftlichen Verkehrs folgendes beſtimmt: 

8 1. Die beftehenden Borfchriften, welche die Form der unmittelbar an 
* Aa ajeftät den König zu richtenden Borftellungen betreffen, bleiben in 

aft. **) 

8 2. In Eingaben von Privaten und Rechtsanwälten an öffentliche Be 
pörben und Stellen ift auf der erften halbgebrochenen Blattfeite, anftatt einer 

nrede, am oberen Rande links die Adreſſe, 3.8. an das kgl. Staat3minifterium 
des Innern, und der kurz zu fallende Betreff nebft ber Zahl und Art etwaiger 
Beilagen, am oberen Rande rechts der Wohnort und dad Datum anzugeben. 
beni Rechts unterhalb des Datums ift fofort mit dem ſachlichen Bortrage zu 
eginnen. 

Auf der zweiten und den folgenden Seiten kann die ganze Breite des 
Bogend mit Ausnahme eines gegen die Mitte desjelben frei zu laffenden mäßigen 
Raumes beichrieben werben. 

Auf den Schluß des ſachlichen Vortrages hat unmittelbar die Namens 
unterſchrift des Berfafierd mit der im Nachitehenden bezeichneten Beifügung zu 
folgen, und zwar: 

a. in Eingaben an den kgl. Staatdrat und an die kgl. Staatsminifterien, 

dann an ben kgl. oberften Gerichtähof: „ehrerbietigit gehoriamft“ ;***) 


*) Ueber ben Verlehr zwiſchen ben SYuftizbehörben f. Juſt⸗⸗Min.⸗E. vom 18. Juni 1874 und 
vom 20. April 1885 (Web. 10, 368 und 17, 130), ferner Min-Bel. vom 11. Dezember IR8O, „die 
Form der Badungen betr." (Juſt⸗Min.Bl. 461). 

+, Siehe oben $ 37 ©. 132 . 

eoe) Bezüglich des Dermaltungdgerichtshofes |. Min.Bel. vom 1. September 1879 8 1 
Abſ. 3 (Web. 138, 357): der Dermwaltungsgerihtähof ift dem oberften Gerichtshof glei zu achten. 
Bezuglich der oberften Militärftelen |. Anm. 6. 
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b. in Eingaben an die kgl. Central: und Kreisftellen: „gehorfamit“; 

c. in Eingaben an die übrigen Behörden: „gehorjam”. 

Doppelichriften (Duplikate) find nur dann vorzulegen, wenn beren Borlage 
durch beiondere Umftände geboten ift. 


8 3. Die nämlihen Vorichriften gelten für die Form der amtlichen Be- 
richte an vorgejehte Behörden und Stellen und ift bei dieſen außerdem noch 
oberhalb der Adreffe der Name des berichtenden Umtes, dann unterhalb des Be- 
treffe das Datum und die Geſchäftsnummer des etiwaigen veranlaffenden Auf- 
trages und der Name des Neferenten anzugeben, fall3 der Berichterftatter nicht 
jelbft der Referent ift. 

Anttlihe Vorlagen an vorgejette Behörden und Stellen mitteld Rand» 
berichtes find in allen Fällen zuläflig, in melden eine umfajjende Sachwürdigung 
Hr erforderlich ift und Berichts-Entwürfe bei der berichtenden Behörde entbehr- 
lich find. 


84. In Erlafjen öffentlicher Behörden und Stellen an untergeordnete 
Aemter, jowie an Rechtsanwälte und Privatverjonen ift die bisher übliche Ueber⸗ 
ichrift auf der erften Blattjeite (am oberen Rande linfs) durch Bezeichnung ber 
Geihäftsnunmer und des Betreffs, jomwie etwaiger Beilagen und (am oberen 
Rande recht?) durch Angabe des Amtsſitzes und des Datums zu erjeßen. 

Um Schluſſe des Erlafje hat die amtliche Fertigung Platz zu finden, ar 
deren bisheriger Form vorbehaltli der Beftimmungen des 82 Abſ. IV oben 
feine Aenderung eintritt. 

Am unteren Rande linfer Hand ijt die Adrefle beizufiigen. 

Entichließungen, weiche die Central» und Kreisftellen auf Grund follegialer 
Beratung erlajjen, End, ſoweit es bisher üblich war, auch künftig mit der Weber- 


ichrift: 


zu verjehen. 

Die amtliche Schreibweije hat fih jener Eprade zu näbern, welde im 
ichriftlichen Privatverfehr angewendet wird, ohne in Weitläufigkeit zu verfallen. 

Wenn nit an eine Unterbehörde, jondern an die Rerion eines Staat3- 
oder Gemeindebeamten in Dienftiechen gefchrieben wird, fo ift in ber Adreſſe bie 
nung „Herr“ und im Inhalte des Schreibens die Anrede „Sie“ zu ger 
rauchen. 

In gleicher Weiſe iſt in der Regel auch bei den an Privatperſonen zu 
richtenden amtlichen Schreiben zu verfahren. 

Der Gebraud von Fremdwörtern ift in amtlichen Echreiten thunlichſt zu 
bermeiden. 

Amtliche Erlaffe in einfachen Geichäftsjachen, bei denen die Anfertigung 
eines Entwurfes (Konzeptes) zu den Aften nicht nötig erjcheint, können in Urjchrift 
(gegen kurze Aktenvormerkung) den Beteiligenden zugeichloffen werben. 


85. Die den kgl. Eivil-Staatsminifterien untergeordneten Stellen und 
Behörten haben mit allen Öffentlichen Organen dieſer Minifterien, ſowie mit 
Rechtsanwälten und Privatperjonen im ganzen Umfange des Königreichs, dann in 
unmittelbaren Gejchäftsverfehr zu treten, wenn weder eine Mitwirkung noch eine 
Kenntnisnahme von Seite jener Stellen und Behörden notwendig ift, welche den 
Beteiligten zunächſt vorgejeßt find. 

8 6. Sind Entſchließungen einer vorgefekten Behörde ober Stelle (außer 
den in $ 5 vorgejehenen Fällen) durch eine Unterbehörde mehreren Beteiligten 
ſchriftlich zu eröffnen, fo hat erftere die erforderliche Zahl von Abdrüden ihrem 
Auftrage jofort beizufügen. 


„Sm Namen Seiner Majeität de3 Königs“ }) 


+) Diefe Formel wird nun auch bei den in Derwaltungdftreitfachen ergangenen Minifteriale 
beiheiben angewenbet. Bezuglich der Entikeidiingen in VBertwaltungsrectsfacden }. 8 22 Abf. 1 und 
} 34 Abf. 1 der Min.-Bel. vom 1. September 1879 Web. 1%, 864 und 867). Nach bderielben er. 
alten die betr. Entiheibungen der Negterungdfenate und des Berwaltungägerichtshofes bie Ueber⸗ 
fgrift: „Im Namen Seiner Majeftät des Adnigs von Bayern.“ 
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Hiezu die Vollzugsvorjchriften vom 22. April 18742) 
„die Bereinfahung des jchriftlichen dienſtlichen Verkehrs 
betr.” (Web.10, 259 ff.; Bamb. 6, Erg.:Bd. 341 ff. ; Min.⸗Bl. 
225; J.Min.-Bl. 139; F.Min.Bl. 145). 


In ähnlicher Weife ift zu verfahren, wenn einer Behörde Formularien 
Zabellen) mit dem Wuftrage zugeichloffen werben, dieſelben untergeorbneten 
rganen zur Bearbeitung mitzuteilen. 

8 7. Schreiben der in $ 5 benannten Stellen und Behörben an ſolche 
von gleihem Dienftrange find in Form einfacher Geichäftsnoten (mit Hinmeg- 
lafjung von Ueberichriften, Anreden und Schlußformeln) abzufaſſen; injoferne die 
Einfachheit des Gegenftandes es geftattet, ift den betreffenden Wftenftüden eine 
Randbemerfung beizufügen und hiedurd die Ausfertigung einer Rote zu vermeiden. 

Derartige in gerader (direkter) Redeweiſe absufaffende Noten haben anitatt 
der bisher üblichen Brotofofldertratte auch in dem Falle Anwendung zu finden, 
wenn eine umfafjenders fchriftliche Mitteilung zwijchen den beiden Kammern einer 
Kreisregierung notwendig ift. 

8 8 Die im Borftehenden enthaltenen Vorſchriften treten unbeichadet 
befonderer geſetzlicher Beſtimmungen fofort in Wirkſamkeit und find in den Kreis⸗ 
und Lokalamtsblättern zu veröffentlichen. 

*) b. Min.E. vom 22. April 1874 :**) „Vereinfachung bes Ichriftlichen dienſt⸗ 
fihen Berlehr3 betr.” Zu der in Rr 15 bes Gej.- und Berordn.-Bl. vom 
9. ds. Mt3. erjchienenen Minifterial-Belanntmacdhung bezeichneten Betreff3 vom 
6. d3. Mts. folgen nachftehende Erlänterungen und Anordnungen: 

1) Die Vorſchriften über die Vereinfachung des bdienftlichen jchriftlichen 
Verkehrs find für den Verkehr ſowohl zwiichen ben Behörden und Stellen, als auch 
zwifchen diejen und Privaten nıaßgebend. 

2) E83 wäre in der Regel nicht zu rechtfertigen, Eingaben von Privaten 
bloß deshalb abzulehnen oder zurüdzugeben, weil fie von der vorgejchriebenen 
Form abweichen. Es ift aber immerhin dahin zu wirken, daß auch die Eingaben 
bon Privaten mit ber Zeit die angeordnete Form annehmen. Es wird in diejer 
Beziehung der Erwägung ber obenerwähnten Stellen unb Behörden überlafjen, 
ob nicht die Privatinduftrie zu dem Zwecke anzuregen wäre, daß die vorgeichrie- 
been Formularien für Eingaben von Brivaten zum Verlaufe bereit gehalten 
werden, und wird hierwegen auf Ziff. 6 gegenmwärtiger Entichließung Bezug ge- 
nommen. 

3) Den kgl. Regierungspräfidien ift es in allen Fällen, den Stellen und 
Behörden aber in Gegenftänden der einfachen Verwaltung geftattet, in ber erften 
Perſon und zwar den Regierungäpräfidien und Behörden ohne Kollegialverfaffung 
— Bezirtsämtern, Baubehörden, Bezirkdärzten u. ſ. w. — in der erften Perſon 
der Einheit — „ich“ — den Kollegialftellen und Behörden — Magiftraten — 
in der eriten Berfon der Mehrheit — „wir“ — zu fchreiben. In allen ftreitigen 
Verwaltungsrechtsſachen haben Behörden wie Stellen in Tert und Fertigung als 
Gelamtbehörde aufzutreten und die Schreibweife in der dritten Perfon der Ein. 
heit zu wählen. 

4) Behufs Erzielung einer nicht unbedeutenden Gejchäftsvereinfachung wird 
die genaue Beachtung der Beftimmungen in 8 5 der Bekanntmachung vom 6. d8. 
Dis. gewärtiget. 

Es unterliegt nad) diefen Beftinmungen insbejondere feinem Anftande, daß 
Stellen und Behörden in den vorgefehenen Fällen aud mit untergeordneten 
Organen anderer Stellen und Behörden in unmittelbaren Geſchäftsverkehr treten, 


++) Diele Min-E. dom 22. April 1874 iſt: 

a, mit Yinanzmin.-E. vom 80. April 1874 (F-Min.Bl. S. 141) den fämtlichen dem fgl. 
Sinangmintfterium untergeordneten Gtellen, Behörden und Kaffe „zur geeigneten 
gleismäßigen Wahrnehmung”, 

b. mit Yuftigmin.-E. vom 15. Mai 1874 (Min BI. ©. 189) den Tämtliden Gerichten, 
Etaatsanmälten, Abvofaten, Notaren, Gerichtöpollgiehern und Strafanftaltäpermwaltungen 
„zur thunlichſt gleihmäßigen Beachtung“ mitgeteilt worden. 
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wie auch eine Direlte Berichterftattung in den erwähnten Fällen nicht audge- 
ſchloſſen if. Wufträge an Behörden, welche der requirierenden Behörde nicht un- 
mittelbar untergeordnet find, find in Erfuchdform zu halten. Die in diefer Weile 
en Behörden haben den ergangenen Unfinnen die entjprechende Folge 
zu leiften. 

Die Beltimmungen ber Si 10*) des Minifterialausichreibens vom 22. 
November 1863 Nr. 2114 — den Geſchäftsgang bei den Berwaltungsämtern 
betr, — und des Minifterial-Ausichreibend vom 1. Dezember 1872 Nr. 14610**) 
— ben Geichäftögang bei den Kreiäregierungen betr. (Amt3blatt des kal. Staats- 
miniſteriums des Innern ©. 157) — bleiben aud für die Folge in Sraft. 


6) In nachftehenden Abdrüden werden zur Kenntnisnahme und Darnach⸗ 
achtung ſechs Formularien und zwar: 
a. ein Formular für die Eingabe eines Privaten, Form. I; 
b. Eh Sormular eined Berichtes einer Behörde an eine vorgejehte Stelle, 
orm. II; 
c. drei Sormularien für Erlaffe an untergeorbnnete Behörden und zwar 
2 Formularien für Negierungserlaffe, nämlich 
a. für eine Entfcheidung in einer Berwaltungsredtäjache, Form. IIIa***); 
A. für eine andere Entichließung, Form. LIIb; 
dann ein Yormular eines Erlafied einer anderweiten Behörde, 
Form. IIIe; 
d. ein Formular eines Anſchreibens einer Behörde an eine koordinierte 
Behörde, Form. IV; 
mitgeteilt und wird bemerkt, daß ſich nach dieſen Formularien ſämtliche Eingaben 
und Berichte unter Beachtung der Vorſchrift unter 8 2 Abſ. 4 ber Miniſterial⸗ 
Belanntmahung vom 6. d8. Mts. — dann Vümttiche Erlaffe jowie Anjchreiben 
zu richten Haben. Der Erwägung der Stellen und Behörben wird es überlafien, 
ob e3 nicht im Intereſſe ber Erzielung möglichfter Gleichheit der bei den unter 
georbneten Behörden zur Benügung gelangenden Formularien in bezug auf Papier 
und typiiche Ausftattung veranlapt erjeint, die notwendigen Formularien ber- 
ftellen zu laffen und gegen ben Selbftloftenprei3 abzugeben. 

In diefem Falle wird gewünſcht, die Formularien im Wege des Buchdrudes 
en dagegen von lithographiicher oder autographiicher Herftellung berjelben 
abzujehen. 

Hiernadh iſt das Weitere zu verfügen. 








*, ©. nachſtehende Anm. 8. 
**), ©, nadftehende Anm. 4. 
*e*) Far bie Beſcheide in wirklichen Bermaltungsrechtäfadden fiehe jet das nachſtehende 
Sormular in Anlage E. zur Min Bel, vom 1. September 1879 (Wed. 18, 871). 
Das Form. IIla auf ©. 818 ift noch für ftreitige Berwaltungsfaden aumenbbar. 
Anlage E. 
Beſcheid: 
Im Namen Seiner Majeftät deß KRbnigßt von Bayern. 
In der Sachhee.. 


.... 2... cr m 8 [Er Tr Th 0 —ıF Tre Try Tr Th Tv Tr Th FL FL L L DL 


. 081 181 [Tr TFT LT LT TB DT DT DL FF GR CF CF TFT TFT TR I FT DL DH CC 


... ”2L 8 8 CE 1 1 8 FL TFT TFT Tr  L TFT Tr LT  — CT TFT LT CL CL DL 


mer des Innern, am . „IN 2. 2. 2 000. 18 . ., mwobel zugegen waren: 


. oo 8 8 8 0“ 
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Form. 1. 
om... ....1897. 


An 


das kgl. Staat3minifterium 
des Innern. 


Betreff: 


Ehrerbietigft gehorjamft 
N.N. 


Form. Il. 
Nr... . 
Königl. Bezirksamt 

.om . . m. ...18. 


An 
die kgl. Regierung von .. 
Kammer des Innern. 


Betreff: 


Zu Reg.-Entichl. vom . . ten 

.. 187. 

Referent: Bez.-Amt ..... 
(Mit 1 Amtsakt.) 


Gehorſamſt 
N. N., Bezirksamtmann. 
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Yorm. IIla.*) 
am. . tn... ..18. 
Betreff: 
(Mit 6 Zeugniflen.) 
Im Bamen Seiner Majeſtät des Königs. 


Königliche Regierung von 


Kammer de 
X. N., 
Regierungspräjident. 
coll. N. N., Regierungsjefretär. 
Un 
das königl. Bezirksamt 
N. N. 
Form. IIIb. 
NA... am... 187. 
Königl. Regierung von 
Kammer des Innern. 
Betreff: 
N. N., 
kgl. Regierungspräfibent. 
An coll. N. N., Regierungsfefretär. 
Seren N. N. 
zu 
N.N. 


*) Bezüglich des jet gilti lard für Senat td ber Ne 
in Beriwaltungse cu tB ar ‘ en emule 1 T Genald-Entfelbungen kal. Regierungen 
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Form. IIIc. 
Rr. 
den . . ten... 0.18. 
Königl. Bauamt 
Betreff: 
N.N,, 
Igl. Bauamtınanı. 
Un 
den Herrn Bürgermeifter 
N.N. 
zu 
NN 
Form. IV. 
Nr. 
am. . tn. ...183. 
Königl. Bezirfg-Amt 
Betreff: 
N. N., 
tgl. Bezirksamtmann. 
An 


das königl. Rentamt 
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Ferner Min.-E. vom 22. November 1863 „den Gefchäfts- 
ang bei den Verwaltungsämtern betr.“, fpeziell Ziff. 108) 
(Be. 6, 257); Min.E. vom 1. Dezember 1872 „den Ge⸗ 
Na eaıng bei den Kreigregierungen betr.“ (Web. 9, 591), *) 
endli 


Min.:Bel. vom 4. März 1885 „die Korrefpondenzform 
wilchen den fgl. Amtsgerichten und fol. Nentämtern einer- 
—* und den mittelbaren Gemeindebehörden ſowie den 
Standesbeamten in mittelbaren Gemeinden andrerſeits betr.“ 
(Web. 17, 74)6); 


) c. Min.-E. vom 22. November 1863 8. 10: 

Wenn bei Einbeförberung von Vorftellungen und Beſchwerden an die Kreis⸗ 
regierung berichtliche Erläuterungen nicht veranlaßt find, fo genügt die Einfenb- 
ung mit einfahem Marginalberichte, Form: 

Borgelegt der kgl. Kreisregierung, Kanımer des Innern, von . . 
ee ii... ten (ohne Alten) von dem kgl. 

Bezirksamt N. 


Ort und Datum. 


) d. Min.E. vom 1. Dezember 1872 „den Geichäftögang bei der Kreis 
regierung betr.“ 

In allen Fällen, in welchen ber einem fgl. Staatäminifterium vorzulegende 
Bericht einer Unterbehörde für die Alten ber Kreisregierung entbehrlich ober eine 
eingehende Würdigung bei der Vorlage nicht erforderlich ericheint, wird geftattet, 
Br biefe Borlage dur Randbemerkung auf dem Berichte der linterbehörbe 

olge. *) 

9) e. Min.-Bel. vom 4. März 1886: 

achdem No, bezüglich der im jchriftlichen Verkehre zwiſchen den kgl. Amts⸗ 
erichten und kgl. Rentämtern einerſeits und den mittelbaren Gemeindebehörden, 
* den Standesbeamten in mittelbaren Gemeinden anderſeits zu beachtenden 
Korreipondenzen Zweifel ergeben haben, wird auf Grund der Bekanntmachung 
vom 6. April 1874, „Bereinfahung des dienftlichen jchriftlihen Verkehrs betr.“ 
(Geſ.⸗ und Berorbn.-Bl. ©. 123 ff.) Nachſtehendes beſtimmt: 

1) Die mittelbaren, d. i. die einem Bezirfdamte untergeorbneten Ge⸗ 
meindebehörden haben ſich im fchriftlichen Verkehre mit den F Amts- 
gerichten und kgl. Rentämtern der Verichtsform mit der Schlußformel 
„gehorſam“ zu bedienen. 

Bei Randberichten (8 3 Abſ. 2 der angeführten Bekanntmachung) 
it die Schlußformel nicht anzumenden. 

2) Die kgl. Amtögerichte und fgl. Rentämter haben in ihren Zuſchriften 
an mittelbare @emeindebehörden ihres Bezirkes in jenen Angelegen- 
beiten, Hinfichtlid deren die Gemeindebehorden als Hilfsorgane der 


kgl. Amtsgerichte bezw. kgl. Rentämter im Sinne des Art. "88 Ubf. 5 


der beiden Gemeindeordnungen vom 29. April 1869 in Betracht kom- 
men, bie beauftragende Schreibweife, in anderen Angelegenheiten da⸗ 
gegen, ſowie im Verkehre mit Gemeindebehörden außerhalb des betr. 


*) Giche hiezu noch Kult⸗Min.⸗E. vom 21. Dezember 1878 (Web. O, 501 Unm. °), dur 
welche die Beftinnmung ber Diin.-E. vom 1. Dezember 1872 nit bloß anf Berichte und Unter 
untergeorbueter Organe, fondern auch auf Befunde und Vorftellungen von eingelnen Berfouen, 
ber Rognition und Beſcheidung des Aultußminifteriums nad ben beftehenben Vorſchriften eignen 

r 


8 63. Die amtliche Korreipondenz und der amtliche Verkehr. 321 


b. Min.-E. vom 28. Dftober 1876 „den dienjtlichen fchriftlichen 
Verkehr betr." (Web. 11, 660; Kr.⸗Min.-Verordn.⸗Bl. 548; 
Geſ.⸗ und Verordu.Bl. 831) ;$) 

c. Min.-E. vom 23. Februar 1865, „die Korrefpondenzform 
zwifchen Gerichten, Magiftraten und Gemeindeverwaltungen 
betr.“ (Web. 6, 416); 

d. Bl. f. adm. Br. 32, 113 ff. „die amtliche Korrefponbenz* 
und zivar: 

1) ee mit bayeriſchen Behörden und Gtellen 
. 113 ff.; 

2) Korrejpondenz mit deutichen Behörden S. 117; 

3) orrelpondenz mit Gejandtichaften und Konfulaten 


’ 


—— oder Rentamtsbezirkes die erſuchende Schreibweiſe zu 

ebrauchen. 

3) Huf den jchriftlichen Verlehr zwiichen den kgl. Umtögerichten unb ben 
Standesbeamten in mittelbaren Gemeinden end die vorftehenden Be- 
ftimmungen, gleichbiet ob die Standesbeamten nad 8 4, 8 6 oder 8 7 
Abi. 4 des Reichsgeſetzes über die Beurkundung des Perjonenftandes 
und die Eheichliegung vom 6. Yebruar 1875 beftellt find, entſprechend 
anzumenden. Die Standesbeamten Haben fich hiernach der Bericht3- 
form mit ber ee „gehorſam“ zu bedienen; die kgl. Amts- 
gerihte Haben in Zuſchriften an Standesbeamte in mittelbaren Ge⸗ 
meinden de3 Amtsgerichtsbezirkes die beauftragende, in Bujchriften an 
Standesbeamte außerhalb bes Amtsgerichtsbezirkes Die erfuchenbe Schreib- 
weile zu beobachten. 


°) f. Min.-Bel. vom 28. Oftober 1876 :***) 

Seine Majeftät der König Haben durch Allerh. Entichließung d. d. 
Partenkirchen den 24. d3. Mts. allergnädigft zu verfügen gerubt, daß die Be- 
fimmungen der unterm 6. April 1874 erlafjenen gemeinichaftliden Bekannt⸗ 
machung der kgl. Civilftantäminifterien, betreffend Die Vereinfachung des dienft- 
lichen —**— Verkehrs (Gef.- und Verordn.⸗Bl. für das Konigreich Bayern 
Nr. 15), für Eingaben von Privaten und Rechtsanwälten auch den Militär- 
Behörden gegenüber analoge Anwendung finden fjollen, und zwar mit der Maß⸗ 
gabe, daß als Behörden im Sinne der erwähnten Min.-Bel. 8 2: 

lit, a. das Kriegsminiſterium und General⸗Auditoriat; 

lit. b. die Generalinfpeftion der Urmee, 

die General-Kommandog, 

die Diviſions⸗Kommandos, 

die Leibgarde der Hartichiere, 

der Generalſtab, 

die Inſpektion der Artillerie und des Traing, 

die Inſpektion des Ingenieur⸗Korps und der Feſtungen, 
die Inſpektion der Milttär-Bildungs-Anftalten ; 

lit. c. die übrigen Truppen-Kommanbdoftellen und Militärbehörden 
zu erachten find. 

naltiven Offizieren bleibt anheimgegeben, der militärischen Dienjtformen 
auch in jenen Yällen ſich zu bedienen, in welchen fie nit an und für fich hiezu 
gehalten find; anderen Falles find die vorjtehenden Beſtimmungen für fie maß⸗ 
gebend. 








*°°) lieber ben Schriftenverkehr in der Armee f. Kriegs Min.G. vom 8, November 1876 
(Web. 11, 177 m Weber die Korreſpondenz mit ben Bezirfsfelbivebeln Min.-G. vom 8. Januar 
1874 (Min-%.B1. ©. 10). 


Pohl, Handduch. 1. 21 


322 8 63. Die amtliche Korreſpondenz und der amtliche Verkehr. 


4) Korreipondenz mit außerdeutichen Behörden (Schweiz, 
Defterreich cisl., Dänemark, Amerika, Belgien, Brafilien, 
Frankreich, Großbritanien, Italien, Luxemburg, Nieder- 
lande, Ungarn (Defterreih transleithan.), Rußland, 
Spanien) S. 119 ff., befonderd ©. 121 Anm. 4; 

5) telegraphiiche Korreſpondenz ©. 122 f. 

Ueber die Korrejpondenz mit ausländischen Behörden j. ferner 
Krais 3. Aufl. 1, 69 f. (4. Aufl. 1,65 f.), ſpeziell Min.-E. vom 
29. Juni 1851, Döll. 32, 391 und nunmehr die Min.-Bel. vom 
28. November 1887 „die im Auslande zu erledigenden Erfuchjchreiben 
der Auftizbehörden betr.“ (Web. 18, 619 ff.) nebit Min.-E. vom 
17. Dftober 1890 (Web. 18, 621, Anm. 5) und Min.-E. vom 1. Juli 
1893 (Web. 22, 196)*); ferner Min.⸗Bek. vom 9. Juli 1890 über das 
bei den Auslieferungen zu beobachtende Verfahren (Web. 20, 263 ff.), 
jowie Min.-Bel. vom 16. Juli 1890 „das Verfahren bei Auslieferung 
von Verbrechern“ (Web. 20, 288 f.)**); endlich auch noch die hier ein- 
Ichlägigen Verträge mit fremden Staaten über Auslieferungen, Aus- 
weilungen, bezw. Uebernahme von Ausgewiejenen, von Hilfsbedürf- 
tigen 2c., über Mitteilungen von Straferkenntniſſen, ftandesamtlichen 
und fonftigen Urkunden. 

08 Näheres hierüber |. SS 64, 66, 259—261, auch 297 und 
298 ıc. 

Die amtliche Korrefpondenz und der fchriftliche Verkehr fpeziell 
der Magiftrate und der fonftigen Gemeindebehörden wird bei 
der Behandlung der Gemeindeangelegenheiten und des Gefchäftsganges 
der ‚gemeindlichen Behörden, beſonders in den 8 119, 122, 123, 
130, 161, 176, 177, auch 190 und 197 näher bejprochen. 


Berhältnis der Bayerifden Behörden zu nichtbayeriſchen 
uud überhaupt zum Auslande. 


8 64. 
I. Die Nechtehilfe. 


Die Gewährung der Nechtshilfe und der bierauf bezügliche 
Verkehr der bayerifchen mit nichtbayerifchen Behörden gehört vor- 
zugsweile dem Gebiete des Livilrechtes, noch mehr aber bes Straf: 
rechte® und der Sicherheitd- ſowie der Kriminalpolizei, zum Teil 
allerdings auch demjenigen der inneren Verwaltung an. 


*) Bergl. auch Min.E. vom 20. Zuli 1885 (Bes. 17, 315); Min.-E. vom 
1. März 1875 (Korreipondenz; mit franzdf. Polizeibehörden: Web. 10, 641) und 
Min-E. vom 3. Januar 1878 (Geichäftsverlehfr mit transleithan. Behörden: 
Web. 12, 208). 
**) Hiezu Die teilmweile abändernde Min.Bek. vom 29. November 1893 
Web. 33, 317 und Min.-U-Bl. S. 458: Auslieferung zwiſchen Deutichland und 
talien bezw. Schweiz). S. unten S. 328 Anm. *. 
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In lebterer Beziehung ift auf den Grundja der gegenfeitigen 
iffeleiftung ziwilchen den Behörden und den auf Grund der Ber- 
ſicherungsgeſetze eingerichteten Organen Hinzumeiien. So beitimmt 
$ 101 des Unfallwerficherungsgejeges: „Die öffentlichen Behörden 
— alfo aud die Gemeindebehörden — find verpflichtet, den im 
Bollzuge dieſes Geſetzes an fie ergebenden Erſuchen des Reichs⸗ 
verjicherungsamtes, anderer öffentlichen Behörden, ſowie der Genofjen- 
ſchafts- und Sektionsvorſtände und der Schiedsgerichte zu entiprechen 
und den bezeichneten Vorſtänden auch unaufgefordert alle Mitteilungen 
ulommen zu laffen, welche für den Gejchäftsbetrieb der Genofjen- 
"haften von Wichtigkeit find. Die gleiche Verpflichtung Tiegt den 
Drganen der Genofjenfchaften untereinander ob.” 

Diefelde Pflicht zur gegenfeitigen Nechtshilfe ift Durch 8 121 
des land» und forftwirtfchaftlihen Unfallverfiherungsgejeges, ferner 
durch 8 49 Abſ. 2 des Bau:Unfallverficherungsgeietes , ſowie Durch 
8 141 des Invaliditäts- und Wlteröverficherungsgefeges, desgl. Durch 
8 76a des Krankenverſicherungsgeſetzes ftatuiert. 

Bezüglich der Nechtshilfe in Civil und Strafiachen trifft zu- 
nächft dag Reichsgefe vom 21. Juni 1869 (Web. 8, 171 ff.) über 
die Gewährung der Nechtshilfe Beitimmung und zwar in feinen 

88 1—12 und 19 (NRechtshilfe in bürgerlichen Nechtzftreitigkeiten), 
88 20—24 und 28—36 (Rechtshilfe in Strafjachen) und 88 37 —46 
(Allgemeine Beftimmungen). Diejes Gefet gilt feit 1. Suli 1871 in Bayern. 

Die 88 13—18 desjelben find durch $ 3 des Einf.-Gel. zur 
Reichs-Konkursordnung vom 10. Februar 1877 (Web. 12, 13) auf- 
gehoben, ferner ijt die von den Gerichten in bürgerlichen Necht3- 
Streitigkeiten und in Strafſachen zu gemwährende Rechtshilfe (nach 
88 1—12 und 88 20—24 reip. 28—36 1. c.) durch die 88 157 bis 
160 des Reichs-Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 1877 
(Web. 11, 739 ff.) geregelt, ſoweit es jih um die ordentlidhen 
Gerichte handelt, auf welche fich Die genannten 88 157—160 des 
Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſ. allein beziehen. 

(Vergl. 88 13 und 14 des Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſ. und 8 2 des 
Einf.-Gef. zu demfelben. Web. 11, 712 und 712 Anm. 8 bis 11, 
ferner 747.) 

Demgemäß haben die Beftimmungen des Geſetzes über Die 
Nechtshilfe nur noch für die beionderen Gerichte (Gemeindegerichte, 
Gewerbegerichte — 8 14 des Ger.⸗Verf.⸗“Geſ. —, Konfulargerichte, 
Priſengerichte ꝛc) — Web. 11, 712 Anm. 8 — eine praftijche Be⸗ 
deutung. 

Siehe hieher auch noch die Min.-Bel. vom 28. November 1887 
(Web. 18, 619 ff.) über die im Auslande inkl. der deutſchen Schutz⸗ 

ebiete zu erledigenden Erjuchichreiben der Juftizbehörden, deren Be- 
immungen fih — jedoch mit Ausschluß der Anträge auf Feitnahme 
oder Auslieferung verfolgter Berfonen (hierüber |. $ 66) — auf alle 
ar 
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Erjuchen um Bornahme von gerichtlichen Amtshandlungen verfchiedener 
Art im Auslande (Nechtshilfe) beziehen, gleichviel ob dieſelben fich 
mit Angelegenheiten der freiwilligen oder der ftreitigen Gericht#barfeit 
befafien —; desgleihen auch auf Erjuchen um Gewährung der 
Nechtshilfe in Straffachen. 

Bu bemerken find Hier auch noch die zwiſchen Bayern und 
einigen beutfchen Staaten auf Grund des Rechtshilfe-Geſetzes jeiner- 
eit abgefchlofjenen Jurisdiktionsverträge, wenn Diefelben auch ange: 
Fa r obenerwähnten Beftimmungen des Reichs-Ger.-Verf.-Geſ. 
(8$ 157 ff.) vielfach an Bedeutung verloren haben. Solche Verträge 
find 3. B. abgeſchloſſen: 

1) mit Württemberg nad) Min.-E. vom 8. Januar 1873 
(Web. 9, 683 ff.), betr. die gegenfeitigen Jurisdiktionsver- 
hältniſſe zwiſchen den Königreichen Bayern und 2 arttemberd ; 

2) mit Baden nach Min.-E. vom 9. Auguft 1873 (Web. 10, 
91 ff.), betr. die Jurisdiktionsverhältniſſe zwiſchen Bayern 
und Baden. 

‘ Ueber das von den bayerifchen Zuftizbehörden ſpeziell behufs 
Erwirkung von Auslieferungen (bezw. bei von auswärts geftellten 
Anträgen auf Auslieferung) zu beobachtende Verfahren ſiehe Näheres 
im nachjtehenden $ 66. 


8 65. 
II. Die Nadheile.*) 


Nach 8 168 des Ger.Verf.“Geſ. vom 27. Januar 1877 (Web. 
11, 741; Bamb. 15, I, 50) find die Sicherheitsbeamten eines jeden 
Bundesftaates ermächtigt, die Verfolgung eines Flüchtigen auf das 
Gebiet eines anderen Bundesstaates fortzujegen und den Flüchtigen 
dafeldft zu ergreifen. Der Ergriffene ift unverzüglich an das nächlte 
Gericht oder die nächſte Polizetbehörde des Bundezjtaates, in welchem 
er ergriffen wurde, abzuführen. 

Siehe auch $ 30 des Reichsgeſetzes über die Gewährung der 
Nechtshilfe. Weiter ift durch SS 58 und 59 der Inftruftion für Die 
bayeriiche Gendarmerie vom 20. September 1879 (Web. 13, 590; 
Bamb. 15, II, 653) bejtimmt: 

Bur felbftändigen Vornahme von Hausfuchungen auf dem Ge— 
biete eine® anderen deutichen Bundesftaates ift die Gendarmerie nicht 
befugt. Dagegen ift diefelbe bei Gelegenheit der Nacheile ermächtigt, 
die zuftändigen Gerichts- oder Volizeibehörden eines anderen Bundes- 
ftaate8 zur Vornahme von Durchſuchungen zu veranlafjen und diefen 
beizumohnen. 


*) Krais 1, 128 (4. Aufl. 1, 130 |). Pechm.Br. 1, 104. 
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Zur Vornahme von anderen dienftlichen Handlungen jenjeit3 der 
Grenzen des Königreiches ift die Gendarmerie nur nah Maßgabe der 
Een, den betr. Nachbarftaaten beftehenden befonderen Vereinbarungen 

gt. 

Nach diefen Vereinbarungen und den vorftehenden Beitimmungen 
richtet fich anderjeits auch die Berechtigung der Sicherheit3organe der 
nachbarftaaten zur Vornahme von Dienfthandlungen auf bayerifchem 

ebiete. 


Dienithandlungen, welche von folchen Organen in unberechtigter 
Weile auf bayerifchem Gebiete vorgenommen werden, hat die Gen- 
darmerie zu verhindern und hierüber ungefäumt an die Eivildienft- 
behörde Anzeige zu erftatten. 


Die Eivildienftbehörden in den Grenzbezirken haben die Mann: 
Ichaft ihres Bezirkes über die diesfalls geltenden Beftimmungen und 
Bereinbarungen genau zu informieren. 


Die Gendarmerie ift verpflichtet, mit den Sicherheitorganen der 
angrenzenden Staaten ein dienftfreundliches Benehmen zu unterhalten 
und zur Ergreifung der auf bayerisches Gebiet geflohenen Verbrecher 
bereitwilligen Beiftand zu leiſten. 

Derartige auf bayeriihem Gebiete feitgenommene Berfonen 
müſſen unverzüglich an das nächſte bayeriſche Gericht oder die nächſte 
bayeriſche Dijtrift3polizeibehörde abgeführt werden. 

Das Gleiche gilt unter gegebenen Berhältniffen auch für Die 
jtädtifche Polizei» oder Schugmannichaft der an den Grenzen liegenden 
unmittelbaren Städte, in deren Dienftinftruftionen ähnliche Beſtimm⸗ 
ungen aufzunehmen find, wie ja überhaupt die Inſtruktion für Die 
Gendarmerie, joweit fie auf ftädtifche Verhältniſſe anwendbar ift, auch 
für die ftädtifche Sicherheitgmannichaft analog zur Anwendung kommt. 


Mit Rückſicht auf die Grenzftädte bezw. Grenzbezirfe wird aud) 
noch folgendes beigefügt: 

Durh Art. 10 des Handeld: und Zollvertrages zwiſchen 
dem deutichen Reiche und Defterreich:Ungarn vom 6. Dezember 1891 
(Web. 21, 58 f.) ift beſtimmt, daß die vertraggichließenden Teile ich 
verpflichten, auch ferner zur Verhütung und Beitrafung des Schleich⸗ 
handel® nad) oder aus ihren Gebieten durch angemefjene Mittel mit- 
zuwirten und die zu dieſem Zweck erlaffenen Strafgejege aufrecht zu 
erhalten, die Nechtshilfe zu gewähren, den Auflicht3beamten des an⸗ 
deren Teiles die Verfolgung der SKontravenienten in ihr Gebiet zu 
geftatten und denfelben durch Steuer:, Zoll» und Polizeibeamte, ſowie 
durch die Ortsvorſtände alle erforderliche Auskunft und Beihilfe zu 
teil werden zu lafien: 

Das nah) Maßgabe dieler allgemeinen Beitimmungen des er« 
wähnten Vertrages abgeſchloſſene Zollkartell, — durch melches im 
einzelnen beftimmt ift, in welcher Weife jeder der beiden vertrag- 
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fchließenden Zeile fich verpflichtet, zur Verhinderung, Entdedung und 
Beitrafung der Uebertretungen von Ein», Aus⸗ und Durchfuhrverboten 
des anderen Teiles, ſowie von Zoll⸗ oder Steuerdefraudationen mit- 
uwirfen —, fiehe Web. 21, 65 ff., beionder 88 5—8 bezüglich der 

efämpfung und Verfolgung des Scleihhandel® und — behufs 
deſſen — der Betretung des anderen Staatögebietes durch Die Boll: 
und Steuerbeamten, jowie die Ausführungen des Schlußprotofolls zu 
Art. 10 des Vertrages (Web. 21, 73 ff.). 


Weiter ift nach Uebereinfunft mit Oeſterreich vom 21. Auguft 
1852 und vom 6. September 1855 (Web. 4, 536 ff. und 536 
Anm. 1) nebft Min.⸗Bek. vom 4. Oftober 1852 in dringenden Fällen, 
wo Gefahr auf Verzug obwaltet und es fich nicht um Webertretung 
von Zollgejegen handelt, der Gendarmerie des einen Staates geftattet, 
die Verfolgung eines flüchtigen Verbrecher8 oder jonft der öffentlichen 
Sicherheit gefährlichen Individuums auch über die Landesgrenze in 
das Gebiet des anderen Staates zu dem Ende fortzufegen, um mit 
Vermeidung eines jeden durch fchriftliche Benachrichtigung entftehenden 
Aufenthaltes der nächiten Sicherheitäbehörde, Gemeindevorftehung, 
Gendarmeriepoften oder jonftigen zur polizeilichen Einfchreitung be= 
rufenen Organen den Sachverhalt mündlich mitzuteilen und diefelben 
zur ferner entiprechenden Amtshandlung aufzufordern. 

Im übrigen fiehe über die gegenfeitigen Befugniffe der Gen- 
darmerie diefer beiden Nachbaritaaten Bayern und Defterreich Die 
Art. 2 ff. der Uebereintunft vom 21. Auguft 1852 (Web. 4, 537 f.). 
Zestgenanntes Uebereinfommen iſt durch HZujah - Konvention vom 
6. September 1855 noch in folgender Richtung erweitert worden: 

a. „Der Gendarmerie - Mannjchaft beider Stationen fol der 
Srenzübertritt aber auch zu dem Zwecke zugeftanden fein, um 
in dem Grenzgebiete de3 anderen Staates über ficherheits- 
gefährliche oder verfolgte Individuen gegenfeitige Erkundi⸗ 
gungen einzuziehen, und, infoferne Hiezu eine fpezielle Ver: 
anlafjung gegeben fein jollte, die Spuren derfelben unter 
gleichzeitiger Verftändigung der nächſten Sicherheitäbehörde ıc. 
und Aufforderung dertefben zur Unterftügung oder ferneren 
entfprechenden Amtshandlung weiter zu verfolgen.” 

b. „Werden bei einer Seuer- oder Waflergefahr oder einem 
ſonſtigen jenjeit3 der Landesgrenze fich ergebenden Elementar- 
Ereigniſſe die nachbarlichen Rettungsanftalten in Anſpruch 
genommen, jo joll der beiderjeitigen Gendarmerie der Grenz⸗ 
übertritt, auch ohne vorläufige Requifition der anderfeitigen 
Sicherheitö-Behörde abwarten zu müfjen, und bienach, wenn 
e3 ohne wefentliche Beeinträchtigung des eigenen Dienftes 
geichefen kann, geftattet fein, fich in voller Ausrüſtung an 

n Ort der Gefahr zu begeben, um mit Unterftellung unter 
die Anordnungen der leitenden LZolalbehörde zum Schube des 
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bei jolchen Anläſſen jehr gefährdeten Eigentums und der 

öffentlichen Sicherheit mitzuwirken. Auch über diefe Dienft- 

PN ist fich die Beftätigung im Dienftbuche zu ver- 
affen.” 

c. „en Einladungen der Grenzbehörden des einen Staates 
zur Vornahme gemeinfchaftlicher Sicherheitsitreifen in dem 
Srenzgebiete ift von Seite der Gendarmerie des anderen 
Staates nad) Zuläffigfeit des ihr obliegenden eigenen Dienftes 
bereitwillig entgegen zu fommen, und biebei ift derjelben im 
alle der Notwendigfeit der Uebertritt in das jenjeitige Ge- 
biet geftattet." — | 

Die Polizeibeamten, aljo auch die gemeindlichen, haben überhaupt 
gegebenen Falles den Zollbehörden und Zollbeamten in der Ausübung 
ihrer Befugnilje zur Verhinderung oder zur Entdedung ftrafbarer 
Handlungen möglichite Unterftügung angedeihen zu laſſen. 

Auch bezüglich der Nacheile hat Bayern mit einigen deutichen 
Staaten bejondere Uebereinfommen getroffen, welche — foweit fie 
nicht durch die obenerwähnten Beitimmungen des Gerichtsverfaflungs- 
Geſetzes (Art. 157 ff.) über Nechtshilfe alteriert erfcheinen — nod) 
von praftiicher Bedeutung find. Es find das die Verträge: 

a. mit dem Großherzogtum Baden nad) Min.E. vom 9. Auguſt 

1873 und Mine vom 26. YAuguft 1873, betr. die :Be- 
fugniffe der Sicherheitsbeamten an den Landesgrenzen 
zwiichen dem Königreiche Bayern und dem Großherzogtum 
Baden (Web. 10, 95 ff.); 

b. mit dem Großherzogtum Helfen nah Min.E. vom 11. No⸗ 
vember 1839 (Web. 3, 308) und Min.:E. vom 20. April 
1855 nebft Min.-Bel. vom 22. April 1855, betr. Die 
Uebereinfunft zwifchen dem Königreiche Bayern und Dem 
Großherzogtum Helfen wegen gegenfeitiger Gejtattung der 
Nacheile. 

Siehe ferner auch noch Webereintunft vom 27. Juni 1829 
(Reg.:Bl. 1830 ©. 795) mit Sachlen-Meiningen und Min.-E. vom 
10. Mai 1838 (Reg.Bl. ©. 456) bezüglich” Webereinkunft mit 
Sacfen-Weimar. *) 

8 66. 
III. Die Auslieferungen. 
(Krais 3, 41 f.; Pechm.-Br. 1, 105 ff.) 

Es handelt fich Hier: 

A. um Auslieferung feiten® ausländifcher bezw. nichtbayeriſcher 

Staaten an Bayern; 


*) Weber gegenfeitige Mitteilungen, bezw. Bufendung von Geburts: und 
Sterbeurfunden an ausländiiche Behörden |. 8 143 (Standesamt), auch & 119. 
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B. um Auslieferung ſeitens Bayerns an ausländiiche bezw. nicht- 
bayeriſche Staaten. 

Ad A. Das von den bayerischen Juſtizbehörden behufs Ermwirfung 
von Auslieferungen feiten® nichtbayeriicher Staaten an 
Bayern zu beobachtende Verfahren iſt ausführlich geregelt 
durh die Min.-Bef. vom 9. Juli 1890 (Web. 20, 263 ff.), 
in welcher alle Vorſchriften zufammengeftellt find, die für 
die Stellung und die geichäftliche Behandlung von Anträgen 
auf Ab: oder Auslieferung der nach dem Auslande geflüch- 
teten, im Inlande ftrafrechtlich verfolgten Perfonen maß- 
gebend find, und zwar nad) folgenden Abteilungen : 

I. Ablieferung aus deutichen Scubgebieten und aus 
Ländern, in welchen Konfulargerichtsbarfeit geübt wird, 
Web. 20, ©. 263 f. 

U. Auslieferung aus anderen Ländern und zwar: 

1) Auslieferung aus Staaten, mit denen ein bezüglicher Aus⸗ 

Tieferung3-Bertrag geichloffen ift (Web. 20, 264): 

a. Belgien: Auslieferungsvertrag mit Deutichland vom 
24. Dezember 1874: Web. 10, 532 und 20, 272 f.; 
b. Brafilien: Auslieferungsvertrag mit Deutichland vom 

17. September 1877: Web. 12, 173; 20, 274; 

c. Frankreich: Wuglieferungsvertrag mit Bayern vom 
29. November 1869: Web. 8, 446; 20, 275; 

d. Großbritannien: Auslieferungsvertrag mit Deutſch⸗ 
land vom 14. Mai 1872: Web. 9, 392; 20, 275 f.; 

e. Italien: Nuslieferungsvertrag mit Deutichland vom 
31. Oktober 1871: Web. 9, 138; 20, 278;*) 

f. Luxemburg: Auslieferungsvertrag mit Deutichland vom 
9. März 1876: Web. 11, 456; 20, 279; 

g. Niederlande: Wuslieferungsvertrag mit Bayern vom 
25. Oftober 1852: Web. A, 545; 20, 279; 

h. Deiterreih-Ungarn: Beſchluß der deutichen Bundes⸗ 
verjammlung vom 26. Januar 1854 wegen gegenfeitiger 
Auglieferung von Verbrechern nebſt Bekanntmachung vom 
24. März 1854 und Bundesbeichlußg vom 18. Auguft 
1836: Web. 4, 617 und 617 Anm. *; 20, 280 f. 
Siehe hiezu auch unten (Ad B) ©. 330 Anm. ***. 

Bezüglich de3 von den Suftizbehörden behufs Er: 
wirkung von Auglieferungen aus Deſterreich-Ungarn zu 
beobacdhtenden Verfahrens ift Durch M.⸗Bek. vom 30. Januar 

1894 (Web. 20, 281 Anm. 16) eine Abänderung der 


*) Hiezu f. Min.-Bel. vom 29. November 1893 (Web. 2%, 817 f.), nad 
welcher bezüglich der Durchlieferung der von Stalien an Deutichland — und um- 
gelehrt — auszuliefernden Verbrecher durch die Schweiz nicht mehr nad) dem jetzt 
aufgehobenen ebereintommen vom 25. Yuli 1873, fondern nur nach Art. 10 des 
Auslieferungsvertrages mit ber Schweiz vom 24. Januar 1874 zu verfahren if. 
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vorstehend cit. Min.Bel. vom 9. Juli 1890 sub Ziff. 39 
Abſ. 3 und 4 getroffen worden. 

. Rußland: Uebereinfommen mit Bayern vom 1. Dftober, 
19. September 1885 und Wuslieferungsvertrag vom 
26./14. Sebruar 1869: Web. 17, 487 und 7, 595; 
20. 282; 

k. Schweden und Norwegen: Außlieferungsvertrag mit 
Deutihland vom 19. Januar 1878: Web. 12, 211; 
20, 282; 

l. Schweiz: Analieferungäbertrog mit Deutichland vom 
24. Januar 1874: Web. 10, 183; 20, 282 f. (. 
Anm. *) zu vorjtebender lit. e. Italien); 

m. Spanien: Auslieferungsvertrag mit Deutjchland vom 
2. Mai 1878: Web. 12, 278; ö, 283 f.; 

n. Uruguay: Wuglieferungsvertrag mit Deutichland vom 
12. Februar 1880: Web. 14, 325; 20, 284. 

(Ueber den Vertrag mit den Vereinigten Staaten von 

Nordamerifa |. weiter unten sub C.) 

Wenn auch fein Auslieferungsvertrag, jo doch ander: 
weitige® Webereintommen bejteht noch mit: 

o. Serbien: Art. XXV Abi. 3 des Konfularvertrages mit 
Dentjchland vom 6. Januar 1883: Web. 16, 88; 20, 283; 

p. Südafrifanifche Republik (Transvaal): Art. 31 
des Freundſchafts⸗ und Handelsvertrages mit Deutjchland: 
Web. 17, 10; 20, 284. 

2) Auslieferung aus Ländern, mit denen fein Auglieferungs- 
oder fonftiger desbezügl. anderer Vertrag befteht (Web. 20, 265); 
3. B. Dänemart (Auslieferung unter Zuficherung der 
Gegenjeitigkeit): Web. 20, 274. **) 

IH. Vorläufige Feſtnahme flüchtiger Berfonen zur Sicher⸗ 

ung ihrer Auslieferung (Web. 20, 269 f.). 

IV. Ausführung der Auslieferung (Web. 20, 271 f.). 
V. Bejondere Bemerkungen bezüglich einzelner Länder 
(vorstehend sub II Ziff. 1 lit. a—p). Web. 20, 272 —284. 


Ad B. Das Verfahren bei Auslieferung von Verbrechern ſeitens 
bayerifcher Behörden an außerdentſche Staaten hat feine 
Regelung durch die Min.-Bek. vom 16. Juli 1890 (Web. 
20, 288 ff.) erfahren. 

Die Beicheidung der von Behörden außerdeuticher Staaten 
geftellten Auslieferungsanträge ift dem fgl. Staatsminiftertum 


mie 


**) Siehe auch noch Vertrag zwiichen bem beutichen Reiche und bem 
Kongo-Staate über die Auslieferung der Verbrecher und Die Öemährung jonftiger 
Rechtshilfe in Straffachen zwiichen den deutſchen Schubagnieten in Afrika und 
dem Gebiete bed Kongoftantes vom 25. Juli 1890 (Web. 20, 2% ff.). 
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des Aeußern vorbehalten.**) Auglieferungsverträge außer- 
deuticher Behörden, welche bayer. Juſtiz- oder Bolizeibehör- 
den Direft zugehen, find dem fol. Staatöminifterium 
des Yeußern Fofort unmittelbar in Vorlage zu bringen, un= 
befchadet der Vorfehrung der etwa wegen Gefahr auf Verzug 
erforderlichen Maßregeln. Mit der Inſtruierung diefer Aus⸗ 
lieferungsanträge werden ſeitens des Minifteriums Des 
Aeußern die Diftriftsverwaltungsbehörden, in München die 
fol. Polizeidirektion betraut. (Bezügl. der von öfterr. und 
ungariichen Behörden geitellten Anträge jiehe untenjtehende 
Anm. **) Bei diefer Inſtruierung ift nach Maßgabe der 
obencitierten Min.-Bel. vom 16. Juli 1890 zu verfahren, 
vorbehaltlich natürlich der in einzelnen Fällen vom mehr 
genannten Minifterium bejonder® ergehenden Weifungen. 
ie hiernach gepflogenen Erhebungen find dem kgl. Staats⸗ 
anwalte Des Mr den Ort der Ergreifung zuftändigen kgl. 
Zandgerichtes zur Aeußerung darüber vorzulegen, ob gegen 
die Auslieferung rechtliche Bedenken beftehen. Mit diefer 
Aeußerung, von welcher in einfachen, zu feinem Zweifel 
Anlaß gebenden Fällen Umgang genommen werden kann, hat 
die Diftriftsverwaltungsbehörde Die gepflogenen Erhebungen 
nebjt einem gutachtlichen Berichte dem Minifterium des 
Aeußern unmittelbar in Vorlage zu bringen. 
Bezüglich der etwa von außerdeutichen Staaten gejtellten 
Anträge auf vorläufige Feſtnahme und deren Behandlung |. 
cit. Min.⸗Bek. vom 16. Juli 1890 Ziff. 3 (Web. 20, 289). 


C. Speziell mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika ift 
feiten® des Königreich® Bayern jchon unterm 12. September 
1853 ein Vertrag „wegen der in gewiſſen Fällen zu gewähren: 
den gegenfeitigen Auslieferungen der vor der Juſtiz flüchtigen 
Verbrecher” abgefchloffen worden; dieſer Vertrag, welcher durch 
Art. III des Vertrages über die Staatsangehörigfeit der wechſel⸗ 
feitigen Einwanderer zwiſchen Bayern und Nordamerifa vom 
26. Mai 1868 (fiehe oben S. 165 ff.) ausdrüdlich als fortbe: 
ſtehend erklärt twurde,f) ift mit der Minifterial-Belauntmachung. 








“ee, Mit Ausnahme jedoch gegenüber Defterreich-Ingarn. (S. oben ©. 328) 
Hier findet Auslieferung nur mehr wegen gemeiner Verbrechen und Vergehen 
ftatt und wird die merbeicheibung der von Öfterr. und ungar. Behörden geftellten 
Anträge auf Auslieferung den Diftriltsperwaltungsbehörden (fgl. Bezirksämtern, 
unmittelbaren Magiftraten, in München ber kgl. Kr übertragen. 
Dem tgl. Staatöminifterium des Aeußern ift bie Beſcheidung ſolcher Ausliefer⸗ 
ungsanträge nur bann vorbehalten, wenn gegen beren Autäffigfeit Bebenten be 
[eben oder wenn zwiſchen der Diftriftsverwaltungsbehörbe und der Staatsanmalt« 
geht a kimmung erzielt wird. (©. cit. Min.-Bel. vom 16. Juli 1890 

eb. 30, 2W. 

+) ergi. hiezu auch den „Bertrag zwilgien Breußen und anderen Staaten 

be3 deutichen Bundes einerjeit# und den ereinigten Staaten von Rorbamerifa 
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gleichen Betreff vom 28. November 1854 abgedrudt bei Web. 
, 596. 


Für die Behandlung der auf Grund dieſes Vertrages von 
bayer. Behörden geftellten Auglieferungsverträge find die Vor—⸗ 
Schriften der Min.Bek. vom 18. Februar 1892 (Web. 21, 
146 ff.) „das von den Juſtizbehörden behufs Erwirfung von 
Auslieferungen aus den Vereinigten Staaten von Amerika zu 
beobachtende Verfahren betr.” mangebend. Bergl. auch Min.-E. 
vom 11. Februar 1864 (Web. 6, 273 f.) und beſonders vom 
18. November 1872 Ziff. 4 (Web. 9, 568 f. und 569 Anm. 2). 


Bezüglich der Auslieferungen von deutfchen zu deutſchen Staaten 
wird aus die oben $ 64 angeführten gejeglichen Beitimmungen : 
Art. 157 ff. des Berichtäverfatfungagefeges bezw. $ 20—24 und 
8 28 des Geſetzes über die Gewährung der Nechtöhilfe verwieſen. 


Ueber die Auslieferung von Deferteuren |. unten bei Militär- 
wejen 8 499. 


Bezüglich der Koften der Auslieferungen fiehe den Art. 165 
Abf. 1 und 2 des Ger.-Berf.-Gef.,t}) ferner ift durch Ziff. 4 der 
cit. Min.:Bel. vom 16. Juli 1890 ausgeſprochen, daß die Koften, 
welche durch die Feſtnahme, den Unterhalt und den Transport der 
Auszuliefernden bis zur Grenze entjtehen, von dem die Auslieferung 
beantragenden (ausländifchen) Staate nicht getragen werden. Dagegen 
beftimmmt Art. 1 Abf. 2 des Vertrages mit Nordamerifa vom 12. Sep: 
tember 1853 (Web. 4, 596), daß die Koften einer folchen Verbaftung 
und Auslieferung von dem Zeile getragen werden jollen, welcher Die 
Nequifition erläßt und den Flüchtling in Empfang nimmt. Trf) 








andrerjeit3 wegen der in gewiflen Fällen zu gewährenden Auslieferung der vor 
der Juſtiz flüchtigen Verbrecher vom 16. Juni 1852“, wiederholt publiziert : 
Norddeutiches Bundesgeſetzblatt 1868 ©. 231. 


+r) Diefer lautet: Im Falle der Rechtöhilfe unter ben Behörden verſchie⸗ 
dener Bunbesftaaten find die baren Auslagen, welche durch eine Ablieferung oder 
Strafvollitredung entftehen, der erfuchten Behörde von der erjuchenden zu erftatten. 

Im übrigen werden Koften der Rechtshilfe von der eriuchenden Behörde 
nicht erftattet. 


tm) Bezüglich Defterreich8 |. Min.-Bel. vom 20. Januar 1884: den Boll- 
zug der Uebereinkunft mit Defterreih vom 17. Januar 1852 über die Aufhebung 
der gegenjeitigen Koltenvergütung betr. (Min. -U.-B. S. 22) und den $ 5 dieſer 
Uebereinkunft ſelbſt (Web. 4, 327). 
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Rapitel V. 
Das Bayerifde Sinanzmefen.‘) 
8 6. 


Einleitung. 
Das bayerische Finanzweſen zerfällt in drei große Teile, 
nämlih in: 
A. das Finanzweſen des Staates, 
B. das Finanzweſen der Gemeinden und 
C. das Finanzweſen der öffentlichen Stiftungen. 


Unter dem Finanzweſen verftehen wir teil® das Finanzrecht 
und die Finanzgewalt des Staates, der Gemeinden und der Stiftungen, 
teil die Drdnung, Herftellung und Durchführung des Staats- reip. 
Gemeinde: und Stiftungshaushaltes, einfchließlich der formellen und 
materiellen Berwaltung des Staats⸗, Gemeinde und Stiftungsver⸗ 
mögens, fowie endlich die Organifation der betreffenden Finanzbehör⸗ 
den und der bier einjchlägigen ftaatlichen, gemeindlichen oder ftiftilchen 
Anftalten und Einrichtungen. 

Hier in diefem Abfchnitte behandeln wir der Aufgabe dieſes 
Buches entfprechend das Finanzweſen des Staates (lit. A) nur in 
Kürze und nur da, wo eine desbezügliche Zhätigfeit ber ©emeinde- 
behörden in Frage fommt, während wir das Finanzweſen ber Ge: 
meinden und Stiftungen (lit. B und C) unten bei der Behandlung 
der Gemeinden felbft ausführlicher erörtern werden. 

Eine fehr eingehende mufterhafte Behandlung des gejamten 
bayerifchen Finanzrechtes, ſoweit dasfelbe für den Gemeindebeamten 
und den Gemeindebürger gleichfall8 von großem Intereſſe iſt, findet 
ſich bei Seydel bayer. Staatäreht 2. Aufl. Br. 2, ©. 369622, 
auf welche wir hier ausdrücklich verweilen. 


8 58, 
Fiskus und Staatsgnt. 


Inhaber des gefamten Staatsvermögens ift der König in feiner 
Eigenichaft als Herricher des Landes und als Inhaber der gejamten 
Staatögewalt. 1) 


*) Litteratur: Seydel, Baher. Staatsredht, 2. Aufl., 3, 369-622 über 
das bayer. „Finanzrecht“. 
dot, Handbuch der gejamten Finanzverwaltung im Königreich Bayern. 
eißer, die Geſetze über die bireften Steuern ın Bayern. 
) Als Brivatperion fteht dem Sönige fein eigenes Privatvermögen 
eigentümlich zu. 
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Bezüglich der Verwaltung des Staatvermögens unterliegt aber 
der König zunäcdft den nämlichen Beichräntungen, welche für die 
Ausübung der Negierungsgewalt überhaupt gegeben find, außerdem 
aber aud) noch denjenigen, welche für die Ausübung dieſer jpeziellen 
Seite der Regierungsgewalt von der bayerijchen Staatsverfaſſung noch 
beſonders ftatuiert wurden: innerhalb de3 von der Staatöverfaflung 
gegebenen Rahmens kann jedoch der Souverän jederzeit frei über das 
Staatsvermögen verfügen, alfo alle Handlungen vornehmen, bezw. 
durch die betr. Behörden vornehmen laffen, welche zur Verwaltung 
des Staat3vermögen® nötig oder nüßlich erjcheinen. 


Für das Stantsvermögen wird in der Regel der Ausdruck 
„Fiskus“ oder auch die Bezeichnung „Aerar“ gebraudit. 

Der Fiskus wird nun als eine Perjönlichfeit gedacht, auch 
rechtlich ala juriftiiche Perſon aufgefaßt, in deren Beſitz und zugleich 
erwaltung das geſamte Staatsvermögen namen? des Königs ſich 
befindet. Als ſolche juriftiiche Perſon gehört der Fiskus auch dem 
Privatrechte an. Und fo erfcheint der Staat in privatrechtlichem 
Verkehr unter der Bezeichnung „Fiskus“ oder „Aerar“ ala Rechts⸗ 
ſubjekt des Staatövermögens.?) 

Der bayeriſche Landesfiskus iſt eine einheitliche juriſtiſche 
Perſon. Wenn nun auch gegenüber dem Staatsfiskus als ſolchem 
von einem bejonderen Eiſenbahn-, Poſt-, Militär⸗ ꝛc. Fiskus geſprochen 
wird, ſo iſt dies civilrechtlich bedeutungslos und zeigt nur die einzel⸗ 
nen Erſcheinungsformen, in welchen der Staatsfiskus auf dem Gebiete 
der Verwaltung auftritt. Für die Vertretung des Fiskus haben 
dieſe Einzelabteilungen allerdings Bedeutung; allein eine ſelbſtäudige 
juriſtiſche Perſönlichkeit kommt denſelben nicht zu, ſondern nur den 
Gefamtfistus. 3) 

Bezüglich der Frage der Entichädigungspflicht des Fiskus und 
der betr. Beamten |. Seydel 2, 371 f., ferner Becher, Landescivil- 
reht ©. 284 ff. *) 


Bergl. Roth, baper. Civilrecht, 2. Aufl. 1, 239 ff., * 
eydel 3, 370 f., Becher, bayer. Lanbescivilredht und Landescivilprozeß⸗ 
recht ©. 272 f. 


*) Ueber ben Fiskus als Nechtsfubjelt und bie befonderen Berhältnifie des 

Siehe auf privat» und civilprogeßrechtlichem Gebiete |. Becher, rechtörheinijches 
andescivilrecht und Landescivilprozeß 8 44 und 45 S. 277—301. 

Fol Das bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt über dieſe Entſchädigungspflicht 
olgendes: 

8 89 des bürgerlichen Gejepbuches: die Vorſchrift des 8 31 findet auf den 
Fiskus, fowie auf die Körperfchaften, Stiftungen und Anftalten bes Öffentlichen 
Rechtes entiprechende Anwendung. 

Diefer 8 81 1. c. lautet: Der Verein ift für den Schaden verantwortlich, 
den ber Borftand, ein Mitglied des Vorftandes oder ein anderer verfaflungs- 
mäßig berufener Bertreter duch eine in Ausführung ber ihm zuftehenden Ver- 
ri kungen begangene, zum Schadenerjage verpflichtende Handlung einem Dritten 
zufügt. 
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Ueber die Verjährung von Staat3abgaben oder die jog. Finanz: 
verjährung ſ. TFinanzgefeb vom 28. Dezember 1831 und zwar 
88 30—34 desfelben. Web. 2, 570 }., Bamb. 8, E. 426. 

Speziell beſtimmt $ 31 1. c.: Vom 1. Oftober 1830 an und 
in gleicher Weife für die Zukunft erlöfchen alle Forderungen an die 
Staats⸗, Finanz: und Militärkaffen aus Titeln jeder Art, wenn fie 
binnen drei Jahren von dem Tage an gerechnet, wo fie zur Zahlung 
verfallen waren, nicht erhoben worden find oder nicht eine in dieſem 
Beitraume an die Kaſſe geichehene Anmeldung zur Erhebung nad)- 
gewiejen werden fann. Gleiches ift in $ 32, Abi. I 1. c. bezüglich 
der „verfallenen Staatsgefälle und anderer an die Staatskaſſen ge- 
ſchuldeten Zahlungen” bejtimmt, wenn fie während dreier aufeinander- 
[eigenber Jahre nicht eingefordert werden : foferne fie nicht im Hypo⸗ 
thefenbuche eingetragen find. 

Dad genannte Sinanzverjährungsgejeg gilt nach 8 34 Ab]. I 
l. c. nur für das rechtörheiniiche Bayern und bezieht ſich nur auf 
Geldforderungen, welche ziffermäßig feititehen. Die Beitimmung des 
8 34 Ubi. II l. c., nach welcher dasſelbe viermal jährlich zu ver- 
Öffentlichen war, ift durch $ 22 des Finanzgeſetzes vom 29. Mai 1886 
(Web. 18, 12) aufgehoben worden. Die voritehenden Beitimmungen 
des TFinanzgejeges vom 28. Dezember 1831 haben feine Geltung Mir 
„die Verjährung der Forderungen aus Staatsjchuldurfunden der 
Staatsfchuldentilgungsanftalt”. Bezüglich der letzteren gilt das Geſetz 
Diefes Betreff vom 29. September 1861. Web. 5, 263 f.; Bamb. 
Nah Art. 1, 2 und 3 dieſes Geſetzes verjähren folche Kapi— 
talforderungen in dreißig, Zinsforderungen in fünf Jahren, die Talons 
gleichfalls in fünf Fahren vom VBerfalltage des letzten Koupons zc. 

Dieſes Geſetz gilt für das ganze Königreih (Art. 8 1. c.). — 

Nach 8 92 der Form.-Verordn. vom 9. Dezember 1825 (Web. 
2, 273) ift „die oberfte Leitung und Vertretung der fiskalifchen 
Intereſſen, fo viel es das Staatseigentum und die nutzbaren Rechte 
des Staates betrifft" dem Finanzminifterium übertragen. Diele 
Zeitung und Vertretung ift weiter näher organijiert durch Verordn. 
vom 27. November 1825 (Web. 2, 255 f). Nah 8 7 Dieler 
Verordnung find beim Finanzininifterium zwei Kronanmälte aufgeftellt, 
bei jeder Sreisregierung, Kammer der Finanzen, ein Kreisfiskalat 
($ 4-6 1. c.). 

Nah Tit. VII 8 5 der Berf.-Urf. „wird in allen ftreitigen 
Privatrechtöverhältniffen der tgl. Fiskus bei den kgl. Gerichtshöfen 
Necht nehmen". Diefer Grundſatz ift aufrecht erhalten durch Die 
deutſche Civilprozeßordnung, reip. das Einführungsgefeb zu derjelben 
vom 30. Januar 1877, welches in 8 4 beitimmt: „Für bürgerliche 
Nechtsitreitigfeiten, für welche nach) dem Gegenjtande oder der Art 
des Anſpruches der Rechtsweg zuläjfig ift, darf aus dem Grunde, 
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weil al® Partei der Fiskus, eine Gemeinde oder eine andere üffent- 
liche Korporation beteiligt ift, der Rechtsweg durch die Landesgeſetz— 
gebung nicht ausgeichfoffen werden." — 

Weiter beftimmt noch $ 2 des bayer. Ausführungsgefetes zur 
Liv.-Proz.-Ordn. vom 13. Februar 1879: Anſprüche gegen den Tal. 
Fiskus können erſt dann gerichtlich verfolgt werden, wenn der Be- 
teiligte jih an die zunächſt zuftändige Höhere Verwaltungsitelle 
um Abhilfe gewendet und entweder eine abjchlägige oder innerhalb 
ſechs Wochen gar feine Entſchließung erhalten hat. Die Verwaltungs: 
jtellen haben über ſolche Geſuche den Beteiligten Die Empfangs- 
befcheinigung ungejäumt und unentgeltlich auszufertigen.) 

Außer dem bayer. Fiskus fommt Inun auch noch der Reichs: 
fisfus und das Reichsvermögen in Betracht und ift unter dem Fiskus 
des 8 20 der Reichs⸗Civ.⸗Proz.⸗Ordn. auch der Reichsfiskus zu ver- 
Stehen. (S. Commentar zur &iv.-Proz.:Ordn. von Seuffert zu 8 20 
l. c.) Hierüber Näheres bei Seyd. 2, 375 f. 

Siehe auch oben 8 21 ©. 58 ff. 

Hier wird in diefer Beziehung — als für die Gemeindeumlagen 
von Bedeutung — nur noch auf die VBeitimmung in $ 1 Abf. II des 
Neichdgejebe vom 25. Mai 1873 „über die Rechtsverhältniſſe der 
zum dienftlichen Gebrauche einer Reichsverwaltung beftimmten Gegen- 
jtände“ Hingewiejen, welche lautet: „Hinfichtlid der Befreiung von 
Steuern und jonftigen dinglichen Laften find die im Eigentume des 
Neiches befindlichen Gegenftände den im Eigentum Des einzelnen 
Staates befindlichen gleichartigen Gegenftänden gleichgeftellt (Web. 9, 
766). Vergl. Hiezu Art. 43 Abf. II und Art. 44 der Gemeindeordn. 

Ueber das Staatsgut und Ipeziell deſſen Unveräußerlichkeit 
fiehe Tit. II der Berf.-Urf., auch Gele vom 9. März 1828 „pie 
Beitimmung des S 2 Ziff. 7 d. Tit. IU der Verf.⸗Urk., „das Staat3- 
gut betr." (Web. 2, 399 f.) und Seyd. 2, 376—388; ferner Bözl, 
Fe 8 Aufl. 8 171 ©. 444 ff.; Becher, Landescivilrecht 8 43 

. 273 ff. 


8 69. 


Die Berwaltung des Staatsvermögens nnd die verichiedenen 
Arten desſelben. 


Alle Rechte, welche der König bezüglich der Verwaltung des 
Staatövermögens infl. der Veräußerung desjelben befigt, läßt er in 
feinem Namen durch die Finanzbehörden ausüben. 


d Comm. von Henle 3. bayer. Ausf⸗Geſ. S. 2 f. 
iehe auch Becher, Landescivilreht 8 45 ©. 293—800. 

Nachdem die Bemeinden vielfach in Beziehungen zum Fiskus ftehen, mar 
es nötig, auch diefe mehr civilrechtlichen Berhältniffe hier näher zu erörtern. 
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Demgemäß ift in den 88 84, 85 und 93 der Form.-Verordn. 
vom 9. Dezember 1825 (Web. 2, 272 f.) beftimmt, daß zum Wir- 
kungskreiſe des Finanzminiſteriums gehören: 

die Kenntnis und Stonjervation des gejamten Staatsvermögens 
in allen feinen Teilen; 

die oberfte Leitung der Erhebung der fämtlichen Staatgein- 
nahmen aus dem Staatseigentum, desgl. 

die Konfervation des gejamten Staatzeigentumd und die An⸗ 
träge und Leitung der Veränderungen desjelben duch Verkauf oder 
Austaufch, Verpfändungen oder Nteluitionen (vergl. hiezu die Verordn. 
vom 19. April 1852 „die Normen bei den PVeräußerungen von 
Staatsrealitäten betr." Web. 4, 384 ff.). 


Bon den einzelnen Arten des Staatsvermögen? und der betr. 
Verwaltungszweige find zu nennen: 

1) vor allem die Staatswaldungen und das Staatsforſtweſen. 
Hiezu fiehe das Forftgefeg vom 28. März 1852 in der 
gallung des Geſetzes vom 17. Juni 1896, publiziert mit 

ekanntmachung vom 4. Juli 1896 (Geſ.⸗ und Berordn.- 
Bl. S. 325 ff.), Spez. Art. 2—5 desjelben. 

Im übrigen fiehe hierüber oben bei Finanzminiſterium 
$ 58 und unten bei Forſtweſen $ 488 f. 

2) die Bergmwerfe und Salinen ımd deren Verwaltung ſiehe 
oben bei Finanzminifterium $ 58; 

3) die Staatsgebäude, Straßen, Brüden und Waſſerbauten und 
das Staatsbaumelen |. oben Staatsmin. des “Innern $ 56; 

4) die Staatsöfonomie und Staatsgewerbe fowie deren Ber: 
waltung. 

Hieher gehören: das Hofbräuhaus in München, das 
Weingut in Unterfranken mit dem fgl. Hoffeller in Würzburg, 
die Fiſcherei auf dem Chiemfee und die fgl. Bäder in Pi 
fingen, Bodlet, Brüdenau, Steben, welch letztere (die Bäder) 
verpachtet find, während die erjteren in Regie betrieben twerden; 

5) die fol. Bank in Nürnberg f. oben Finanzminiſterium $ 58; 

6) die Lehen, foweit folche nod) vorhanden find (Seyd. 2, 391); 

7) die Staatögelder, bejtehend in Barbeftänden und in Geld: 
forderungen, jowie deren Verwaltung bei den Rentämtern, 
Kreiskaſſen und Zentralfaflen, welch letzteren auch die Ber: 
waltung der bejonderen Staatsfonds obliegt. 


8 70. 


Die Staatsfchulden. 1) 
Durh Art. I des Staatsfchuldengefehes vom 22. Juli 1819 


) Send. 3, 397 ff.; Gefeb vom 22. Juli 1819, „dad Staatsſchuldenweſen 
des Konigreichs betr.“ Web. 3, 16 f. 
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ift beftimmt, daß die gefamte Staatsfchuld des Königreich auf allen 
Kreiſen desjelben gleich haftet. Sie wird nebft der zu ihrer Ver- 
zinfung und Tilgung beftimmten Dotation vom Landtage in feine 
verfafjungsmäßige Gewährleiftung genommen. 

Bezüglich der Staatsichulden beftimmt ſchon die Verfaflung in 
Tit. VI der Berf.-Urf. und zwar $ 11. Die geſamte Staatsfchuld 
wird unter die Gewährleiftung der Stände geftellt. 

an jeder neuen Schuld, wodurch die zur Zeit beftehende Schul: 
denmaſſe im Kapitals⸗-Betrage oder in der jährlichen Verzinſung ver- 
größert wird, ift die Zuftimmung der Stände des Reiches erforderlich. 

8 13. Den Ständen wird der Schuldentilgungsplan vorgelegt 
und ohne ihre Zuftimmung kann an dem von ihnen angenommenen 
Plane keine Aenderung getroffen, noch ein zur Schuldentilgung be- 
ftimmtes Gefäll zu irgend einem anderen Zwecke verwendet werden. 

$ 16. Den Ständen wird bei jeder Verſammlung die genaue 
Nachweifung des Standes der Staatsfchuldentilgungs-Kafje vorgelegt 
werden. 

8 14. Jede der beiden Kammern Hat aus ihrer Mitte einen 
Kommiſſär zu ernennen, welche gemeinschaftlich bei der Schulden- 
tilgungs⸗Kommiſſion von allen ihren Verhandlungen genaue Kenntnis 
zu nehmen und auf die Einhaltung der fejtgelegten Normen zu wachen 
haben. | 

Un reichsrechtlihen Beſtimmungen reſp. Beichränfungen find 
hieher zu bemerken: 

a. Art. 4 Ziff. 3 der Reichsverfaſſung, nach: welcher die Feſt⸗ 
jtellung der Grundſätze über die Emijfion von fundiertem 
und unfundiertem Papiergelde der Beauffichtigung feiteng 
Si Neiches und der Gefehgebung desfelben vorbehalten ift. 

iezu 

b. das Reichsgeſetz vom 30. April 1874 (Reichs-Geſ.⸗Bl. ©. 40; 
Web. 10, 274 ff.) „die Ausgaben von Reichskaſſenſcheinen 
betr.“, nach deſſen 8 8 „von den Bundesftaaten auch ferner 
nur auf Grund eine? Reichsgeſetzes Papiergeld ausgegeben 
oder deſſen Ausgabe geitattet werden darf” ; Ä 

c. Reichsgejeb vom 8. Juni 1871 (Web. 9, 45 f.) „Die Inhaber⸗ 
papiere mit Prämien betr.“, nach deſſen $ 1 Inhaberpapiere 
mit Brämien innerhalb des deutichen Reiches nur auf Grund 
eine® Neichdgejeges und nur zum Zwecke der Anleihe eines 
Bundezitaates oder des Reiches ausgegeben werden Dürfen. 

Die oberfte Leitung und Verwaltung der Staatsjchulden ift der 
Staatsichuldentilgungsfommiffion übertragen, einer dem Finanzmini⸗ 
fterium Direkt untergeordneten Zentralſtelle. Unter ihr ftehen: 

a. Die Schuldentilgungshaupttaſſe (für die allgemeine Staats⸗ 


ſchuld); 
b. die Eiſenbahndotationshauptkaſſe (für die Eiſenbahnſchuld und 
vohl, Hanbbud. 1. 22 
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nach Art. 2 Abſ. II des Vicinalbahngejege® vom 29. April 
1869 Web. 8, 52 für den Vicinalbahnbaufond) ; 
c. die Grundrentenablöfungstaffe nach Art. 36 des Grund- 
(aftenablöfungsgefeßes vom 4. Juni 1848 (Web. 3, 705 und 
705 Anın. 24) und Min.-Bel. vom 9. April 1884 (Web. 16, 
482) für die Grundablöfung; ferner nach Geſetz vom 21. April 
1884 „die Landeskultur-Nentenanftalt betr.” Art. 1 Abſ. II, 
(Web. 16, 485) ſowie Verordn. vom 7. April 1885 (Web. 17, 
eh als Landeskultur⸗Rentenkaſſe für die Landeskultur⸗Renten⸗ 
chuld. 
Die Geſchäfte des Fiskalates der Staatsſchuldentilgungskom⸗ 
miſſion werden vom kgl. Kreisfiskalate bei der kgl. Regierung von 
Oberbayern geführt.?) 


Rapitel III. 
BGinnahmequeltfen des Staates.) 


871. 


Einleitung. 


Das Recht der einzelnen deutſchen Bundesſtaaten, alſo auch 
Bayerns, zur Erhebung von Steuern und ſonſtigen Abgaben iſt durch 
reichsgeſetzliche Beſtimmungen vielfach eingeengt, einerſeits in der Art, 
daß das Reich gewiſſe Steuerquellen für ſich beanſprucht, andrerſeits 
in der Weiſe, daß die betr. Steuerquelle wohl den Bundesſtaaten ver⸗ 
bleibt, jedoch die diesbezügliche landesgeſetzliche Beſteuerung in ge⸗ 
wiſſen Beziehungen beſchränkt wird. Insbeſondere die letzteren Ein⸗ 
engungen ſind für die Gemeinden von Intereſſe, da ſie vielfach auch 
in die gemeindliche Finanzgewalt eingreifen. 

Nah Art. 33 Abſ. II der Reichs⸗Verf.⸗Urk. können alle Gegen⸗ 
jtände, welche im freien Verkehre eines Bundesſtaates befindlich find, 
in jedem anderen Bundesſtaate eingeführt und dürfen in lebterem 
einer Abgabe nur injoweit untermorsen werden, als daſelbſt gleich- 
artige inländifche Erzeugnifie einer inneren Steuer unterliegen. Nun 
beftinmt weiter der Art. 40 der Reichs⸗Verf.⸗Urk., daß „die Beitimm- 
ungen in dem LBollvereinsvertrage vom 8. Juli 18672) in Kraft 
bleiben, foweit fie nicht durch die Vorfchriften dieſer Reichs⸗Verf. ab» 


r| Bergl. 8 120 Ubi. V ber Form.⸗Verordn. vom 17. Dezember 1825 

(Web. 3, 315). 

— Belhiofen ——— dem ehemali rddeutſchen Bunde, B 
eſchloſſen zwiſchen dem ehemaligen norddeutſchen Bunde ayern, 

Württemberg, Baden und deſſen. ©. Anm. 4 l 


8 71. Einleitung. 339 


geändert find und fo lange fie nicht auf dem im Art, 7 bezw. 78 
der Reichs⸗Verf. bezeichneten Wege abgeändert merben. 

Diele Beitimmungen bes Zollvereinsvertrages find daher reichs⸗ 
gefegliche geworden. 

Nach Art. 5 des Bollvereinsvertrages foll nun eine Ueberein- 
ftimmung der inneren Steuern, welche bei ber Hervorbringung, der 
Bubereitung oder unmittelbar beim Verbrauche der daſelbſt bezeich- 
neten Gegenftände zur Erhebung gelangen, herbeigeführt werden; big 
dies aber ermöglicht und durchgeführt ift, follen folgende Beſteuerungs⸗ 
grundfäge zur Anwendung kommen: 

1) Hinſichtlich der ausländiſchen Erzeugnijfe: 

Bon allen bei der Einfuhr mit mehr ala 1 Marl 50 Bf. 
vom Zentner belegten Erzeugnifien darf feine weitere Abgabe 
irgend einer Art, jei e8 für Rechnung des Staate® oder von 

Gemeinden oder von Korporationen erhoben werden, jedoch 

— 1003 das Eingangdgut betrifft — mit Ausnahme derjenigen 

Steuern, welche in einem Bundesftaate auf die weitere Ver⸗ 

arbeitung oder anderweite Bereitungen aus ſolchen Erzeug⸗ 

niſſen ohne Unterjchied des Urjprunges gelegt find, ferner 
mit Ausnahme von Mehl und anderen hlfabritaten. bon 

Badwaren, Fleiſchwaren und Fett, ferner — foweit es fich 

um die Beiteuerung für Nechnung von Gemeinden 

handelt, — von Bier und Branntwein und zwar nad) Reiche» 
geieg vom 27. Mai 1885 „die Abänderung des Zollv.⸗Ver⸗ 

trages betr." Web. 17, 262; Bamb. 22, 249.5) 
Ausländiſche Erzeugniffe, welche beim Eingange zollfrei 

oder mit weniger al3 1 Mark 50 Pf. per Zentner Boll be» 

legt find, unterliegen den Beitimmungen der inländiichen Er- 

zeugniſſe sub Ziff. 2. 

2) Hinfichtlich der inländifhen Erzeugniffe: 

a. Von den innerhalb des Bollgebietes erzeugten Gegenſtän⸗ 
ben, welche nur durch einen Vereins⸗(Bundes⸗)Staat tran- 
fitieren, dürfen innere Steuern weder für Rechnung des 
Staates nod) für Rechnung von Gemeinden oder Kor⸗ 
porationen erhoben werden. 

b. Derartige innere Steuern dürfen nur auf folgende inlän- 
difche Erzeugniffe elent werden: Branntwein, Bier, Eifig, 
Malz, Wein, Moſt, Eider (Obftwein), Mehl und andere 
Mühlenfabrikate, desgl. Badwaren, Fleiſch, Fleiſchwaren 
und Yett. Zugleich wurden für Branntwein, Bier und 
Wein Marimalfäge diefer Steuer feitgefeßt. Seit Dem 


* Mit Min.-E. vom 8. Juni 1885 wurben die unmittelbaren Magiftrate 
auf dieſes Geſez mit bem Auftrage aufmerkſam gemacht, bie hienach allenfalls 
gebotenen Ubänderungen der ftäbtiichen Aufſchlagsordnungen in Bollzug zu ſetzen 
und hierüber Unzeige zu erftatten. 

22* 
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Neichägejeg vom 24. Juni 1887 „die Beiteuerung des 
Branntweins betr.“ (Web. 18, 377 ff, Bamb. 24, 364 ff.) 
reſp. in Bayern ſeit dem baher. Branntmweinftenergejet 
vom 27. September 1887 (Web. 18, 395 Anm. 39) und 
der hierauf ergangenen kaiſerl. Verorbn. vom 27. Sep: 
tember 1887 über die Beiteuerung des Branntweines 
(Web. 18, 396 Anm. 40) wird die Branntweinfteuer vom 
Reiche erhoben. 4) 


Die Staats-Hienern.‘) 


I. Hireßte Htenern. 
8 72. 
Allgemeines. 


Die jog. Direften Steuern in Bayern find: 

1) die Eintommenjteuer, 

2) die Kapitalrentenfteuer, 

3) die Gewerbeſteuer (mit der jog. Haufierfteuer), 

4) die Grundfteuer und 

5) die Hausſteuer. 

Maßgebend für dieſe direkten Staatäfteuern ift zur: Zeit noch 
die Stenergefeßgebung vom Sabre 1881. Dieſe müfjen wir unferer 
Abhandlung zu grunde legen, wenn auch eine eingehende Revifion des 
Steuerweſens auf der Baſis der allgemeinen Einfommenfteuer in nicht 
allzu großer Ferne liegen dürfte. 

Unterm 19. Mat 1881 find nun folgende Steuergejege erlaſſen 
worden: 

1) Gefe „die Cinfommenfteuer betr.“ Web. 15, 98 ff.; 

Bamb. 18, 4 424 
2) Sieh eb „Bir Rapitalrentenfteuer betr.“ Web. 15, 123 ff.; 


3) Ge „die Gewerbefteuer betr.” **) Web. 15, 134 ff.; 
Bamb. 18, 513 ff. 


*) Im übrigen |. Bollvereinsvertrag vom 8. Juli 1867 (pez. Art. 587 
desſelben) in ſeiner Giltigkeit nach der Reihe Bert, und nad Ipäteren Geſetzen: 
abgedruckt bei PBröbft, Comm. zur Reichs⸗Verf. 1895 ©. 200—21 

Ferner: dv. Sicherer: „die gemeindliche Finanz⸗, Polizei- anb Strafgemwalt“ 
1893 ©. 13 ff. und ſpegiell unten unter Gemeindeverfaſſung 88 100 und 101: 

„Die gemeinblicdhe Finanzgewalt“. 


Seybel 3, 413 ff.; Hod, Handbuch der Finanzverwaltung 3, 10 ff. und 


Geier Geſetz über bie Steuern 2. Aufl. 1 

*0) Sieber gehört 0 and) nad Ber „ ol. 8 * Gewerbeſteuergeſetzes das 
Geſetz vom 10. — 2 rung des aperbebetrie es im 
Umherziehen“ (Web. 13, fs a: Bamb. 6, 218 ff 


1 
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4) Geſetz „einige Aenderungen an ben Geſetzen über die allge⸗ 
meine Grund= und Hausfteuer betr.” Web. 15, 192 f.; 
Bamb. 18, 639. 


Die besbezüglichen Gejege über Haus⸗ und Grundftener vom 
15. Yuguft 1828 bezw. 19. Mai 1881 in der neuen Faſſung nad 
dem Gelege vom 19. Mai 1881 find bekannt gegeben ur I die Min.- 
Bel. vom 10. Juni 1881, Web. 15, 223, Bamb. 18, 6 

Es find hiernach zwei Geſetze: 


15. Auguſt 1828 .. 
a. Geſetz vom 19. Mai 18817 „die allgemeine Grund teuer 


betr.“ Web. 15, 224 ff.; Bamb. 18, 654 ff.; 
b. Geſetz vom 16. Auguft 1828 „die allgemeine Hau 8 jteuer 
betr.“ Web. 15, 244 ff.; Bamb. 18, 677 ff. 

Diefe einzelnen Steuergefege follen nun, ſoweit fie dag Intereſſe 
der Gemeinden und die Thätigfeit Der Gemein debehörben be⸗ 
— berühren, in folgenden 88 73—77 ihre nähere Behandlung 

nden 





8 73. 
I. Das Eintommenfteuer- Gefeb.1) 2) 


Hiezu das Geſetz oder die kgl. Deklaration vom 21. April 1884 
„einige Abänderungen an den Gejegen über die direkten Steuern“ 
Art. I und II (Web. 16, 496; Bamb. 21, 168) und Vollzugsinſtr. 
hiezu vom 13. Mai 1884 (Web. 16, 505 f. und Bamb. 21, 176.)®) 


Nach diefem Gejege ericheint jeder jteuerpflichtig, der ein Ein- 
fommen bezieht, das nicht bereit3 mit Grund», Haus», Gewerb- oder 
nn entent- Steuer angelegt ift, und ift demgemäß der Steuer umter- 
worfen: 

Abt. I das Einfommen aus Lohnarbeit; 

Abt. II das Einkommen aus twifienfchaftlicher oder künſtleriſcher 

Beichäftigung, aus dem Betriebe des Bergbauest) ımd 


ı) Web. 15, *8 Bamb. 18, 424 ff.; ſrais 1, 168 f. (4. Aufl. 1, 
173 4, Pechm. vretir. 186; Stabeimann ©. 670 f. 

N Seyd. 2, 456 ff. 

®) Siehe ferner: Min.-E. vom 4. Juli 1881 „bie Erhebungen bezüglich 
des Anſchlages geldwerter Raturalbezüge“ (Web. 15, 299 f.); bie Vollzugsvor⸗ 
et: zum Einfommenfteuergejeg vom 29. Juli 1881 (Web. 15, 342 ff.; Bamb. 


get. x: —* vom 19. September 1881 ,Vollzug bes Einkommenſteuergeſetzes 
e e 

Min-Vel. vom 14. Dezember 1881 „bie Behandlung ber Steuer aD: und 
Bugänge, dann der Mehrungen und Minderungen betr.“ (eb. 15, 509 ff.; 
Bamb. 18, 966 ff.). 

*) Siehe hiezu Urt. 1 des Gel. vom 6. April 1869 (Web. 7, 666) „Die 
Abgaben von ben VBergwerten betr.”. 
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aus erpachteten Defonomiegütern mit jelbftändigen Wirt- 
Ichaftsgebäuben;; 

Abt. I aus Befoldungen, Benfionen und fonftigen Dienftein- 
fommen 2c., jowie aus Widdumen, Präbenden, Aus⸗ 
trägen, Leibrenten und anderen derartigen Bezügen. 
(Näheres |. Urt. 1 und 2 des Gef.)5) 

befr Bon der Einkommenſteuer find nah Art. 12 Biff. 11. c. 
efreit: 

Die Gemeinden, die Anftalten und Stiftungen für Kultus, 
Wohlthätigkeit und Unterricht, dann die einer behördlichen Aufficht 
unterftellten Hilfs⸗ und Sparfaffen zc. ®) 

Nach Art. II des Gel. vom 21. April 1884 (Web. 16, 496) 
ift die Staatsregierung ermächtigt, Unterſtützungs⸗, Penſions⸗, Kranken⸗, 
Sterbe- und Leichenkaffen, welche einer behördlichen Aufficht nicht 
unterftellt find, Befreiung von der Einkommen⸗ und Kapitalrentenfteuer 
auf Antrag zu gewähren, wenn die gemeinnüßige Wirkſamkeit diejer 
Kaſſen nachgewiefen ift und benfelben durch Entrichtung der Steuer 
die vollftändige Erfüllung ihres Zweckes erheblich erichwert würde. 
Siehe ferner die Vollz.-Vorſchr. hiezu vom 13. Mai 1884 (Web. 16, 505). 

Nach den letzteren find dieſe Anträge bei den für die betr. Steuer- 
anlage zuftändigen Rentämtern einzureichen und von Ddiejen an Die 

hrliche Eintommenfteuer wird angelegt: 


6 e 

) Die jä 
bei Abt. I nach 4 Abftufungen mit 40, 90, 140 und 180 Pfennig; 
bei Abt. II nach folgenden Rlaffenjäpen: 


1. Kaffe Einkommen bi3 zu 350 Mar Steuer 0,90 Matt, 
2. „ " über 350 bis 500 Marl „ 10 „ 
8 „ n „350. 5 „ n 270 „ 
— sö, 1 36608 
5 n " „ 850 „ 1000 „ r 40 „ 
6 „ „ „ 100 „ 1200 „ „50 „ 
m „ „ 1200 „ 1400 „ " 630 „ 
8 „ „ 140 „ 10 „ „900 
d „ " „ 170 „ 2060 „ „ 20 „ 
10. „ . „ „ 200 „ 120 „ 
1. „ n „ 200 „ 20 „ „ 1980 „ 
12. „ „ „ 2750 „ 3100 „ » BO „ 
13. „ „ „ 3100 „ 3450 „ „» 70 . 
14. " n „ 8450 „ 4250 n n ⸗ n 
1. „ 1 „ 4250 „ 5I0 „ „ 50 „5 
16. „ „ „ 5100 „ 6000 „ n 0: „ 
17. „ w „ 000 „ 7000 „ 80 „ 
18. „ „ „ 7000 „ 8500 „ „ 310 . 
19. „ „ „ 8500 „ 10200 „ „ 100 „ 
20. „ n „ 10200 „ 12000 „ „ 1180 „ 
u. ſ. w. in der Urt, daß jede weiteren 1800 Mark eine weitere Klafſe mit je 


is Dort Fee Ne ef 1020 Mark werben mit . Proz. (1 Pfennig 
n t.: Die erften werden m 3. i 
vom je 8 Mord), bie nääten 510 mit a ®rog. und jeder weitere Wetrag mit 
3 Broz. verfteuert (Urt. 5 L c., ferner Art. 6-11 ec.) 
®) Ueber die weiteren Steuerbefreiungen f. Art. 12 Biff. 2-8 bes Gel. 
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einschlägigen Diftriftsverwaltungsbehörden (unmittelbaren Magijtrate, 
fol. Bezirksämter) zur Abgabe eine Gutachtens Darüber mitzuteilen: 
a. ob ſich die nachjuchenden Kaflen unter die einer behördlichen 
Aufficht nicht unterftellten Unterjtügungs-, Benfiong-, Kranken⸗, 
Sterbe: und Leichenfafjen einreihen; 
b. m die „gemeinnütßige Wirkſamkeit diefer Kaflen nachgewieſen 
ift, un 
c. ob angenommen werden kann, daß der nachfuchenden Kaffe 
durch Entrichtung der Steuer die vollftändige Erfüllung ihres 
Zweckes erheblich erjchwert würde. 
Bezüglich des weiteren Verfahrens bei den Rentämtern ſ. er⸗ 
wähnte Bollz.-Vorfchr. 
Im Berfahren bei der Anlage der Einfommenfteuer?) find 
die Gemeinden und reip. ihre Behörden vielfach in Anfiprudh. 
genommen. 


Der Anlage der Einfommenjtener ift ein Verzeichnis jämtlicher 
im Gemeindebezirte eintommenfteuerpflichtigen Perſonen zu Grunde zu 
legen. Die Herftellung dieſes Verzeichniſſes obliegt der Gemeinde- 
behörde. (Art. 16 1. c.) 

Bu diefem Behufe erläßt die Gemeindebehörde unter Zu⸗ 
jtellung der hiezu vorgefchriebenen Formulare und mit gleichzeitigem 
Hinweiſe auf die in Art. 68 Biff. 1 des Gef. angedrohte Ordnungs⸗ 
Strafe an die Hausbeſitzer oder deren Stellvertreter, jowie an Die 
. Haushaltungsvorftände, Gehalt: und Lohngeber die Aufforderung, 
innerhalb einer beftimmten Friſt (von mindeitens einer Woche) die in 
Art. 18 und 19 des Einfommenfteuergef. bezeichneten Erflärungen an 
die Gemeindebehörde abzugeben. (Art. 17 1. c.) 


Die den Gemeindebehörden aufgetragenen Vorbereitungen für Die 
Einfteuerung können in Städten mit mehr als 10000 Seelen durch Die 
Gemeindebehörde unter entfprechender diftrittiver Ausſcheidung an 
befondere aus ortskundigen Vertrauensperfonen gebildete Kommiffionen 
zum Vollzuge überwiefen werben. Soferne der VBürgermeifter oder 
deſſen gefetlicher Stellvertreter in diefen Kommiffionen nicht ſelbſt den 
Vorſitz führt, ift diefer einem Mitgliede des Magiftrates bezw. be 
Gemeindefollegiums zu übertragen. (Art. 26 1. c.) Die mit den 
Steuererflärungen bechäftigten Mitglieder der Kommilfionen, fowie 
die von diefen verwendeten Schriftführer haben dem Vorſitzenden durch 
Handgelübde zu verfichern, daß fie die biebei zu ihrer Kenntnis ge- 
langenden Berhältniffe der Steuerpflichtigen ſtrengſtens geheim halten 
werden. (Art. 27 1. c.) 

Die Gemeindebehörden in Städten mit mehr als 10000 
Einwohnern, welche in vorftehender Weiſe die VBorbereitungshandlungen 


N) Urt. 16—44 des Einkommenfteuergei., 88 13—80 ber Bolly-Borichr. 
vom 29. Juli 1881. 
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für die Einfteuerung bejonderen Kommiffionen zum Vollzuge über- 
.weilen, haben nach erfolgter Konjtituierung derjelben dem Rentamte 
Mitteilung zu machen: | 

a. von den Namen des Vorſitzenden und der Mitglieder der 
Kommiſſionen; 

b. von der dem Wirkungskreiſe derſelben zu Grunde gelegten 
diftriftiven Einteilung der Stadt und zwar unter Bekannt⸗ 
gabe der den einzelnen Kommifjionen angewiejenen Arbeits⸗ 
Lofale. 

Die obengenannte gemäß Art. 27 des Gel. zu vollziehende 
Verpflichtung der Kommiflionsmitglieder, fowie der etwa verwendeten 
Schriftführer ift zu Protofoll zu nehmen und letzteres dem Nentamte 
mit den übrigen nach Art. 25 des Geſ. vorzulegenden Verhandlungen 
zu überfenden. | 

Die obenerwähnte (duch Art. 17 des Gef. vorgejchriebene) 
Aufforderung ift von der Gemeindebehörde nach dem auf Beil. I 
zu den Vollz.:VBorfchr. vom 29. Juli 1881 abgedrudten Muſter 
(Web. 15, 358) zu erlaffen. 

Deren Belanntmahung erfolgt in berfümmlicher Weile. 

Gleichzeitig mit oder thunlichſt unmittelbar nad) Erlaffung der 
Öffentlichen Aufforderung hat die Gemeindebehörde jedem Haus- 
befiger oder deſſen Stellvertreter 

a. eine Hauglifte nad) Formular auf Beil. II (Web. 15, 359), 

b. die nötige Anzahl von Gehalt: und Lohnliſten nad) Formular 
auf Beil. II (Web. 15, 361) 

zur Verteilung an die im Haufe wohnenden Gehalt: und Lohngeber 
fojtenfrei zuftellen zu laſſen. ®) 

Die nah Maßgabe der Art. 18 und 19 des Gel. von den 
Hausbefigern oder deren Stellvertretern bezw. ben Xohngebern 2c. aus⸗ 
ufüllenden und hierauf an die Gemeindebehörde wieder einzu- 
—** Hausliſten ſind nach Hausnummern und Straßen zu ordnen 
und mit fortlaufenden Nummern zu verſehen. In größeren Städten 
kann die fortlaufende Nummerierung der Hausliften für einzelne 
Stadtbezirke oder Straßen getrennt vorgenommen werden. 


Die Gehalt und Lohnliften find von der Gemeindebe- 
Hörde der Hausliſte für jenes Gebäude beizulegen, in welchem der 
Gehalt oder Lohnempfänger mohnt ($ 15 der Bollz.-Borfchr. 
bom 29. Juli 1881). 

Auf den Haugliften ift die Zahl der eingelegten Gehalt: und 
Lohnliſten zu vermerfen. 

Die Öemeindebehörde hat nun nach Art. 20 des Gef. die 
Pflicht, Die nach Urt. 18 und 19 1. c. abgegebenen Erklärungen zu 
prüfen und etwa berbortretende Anſtände zu berichtigen. 


) Die diefen Formularien vorgedrudten Bemerkungen bilden einen 


integrierenden Beſtandteil ber Bollz.-Borjchr. vom 29. Juli 1881. 
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Dieſe Prüfung bat fi auf die Vollftändigkeit der in den Haus⸗ 
Tiften jomwie in den Gehalt- und Lohnliften niedergelegten Erklärungen 
zu erftreden und ift unter Berüdfichtigung der durch 8 16 der Vollz.- 
Vorſchr. vom 29. Juli 1881 gegebenen Direktiven zu bethätigen. 

Auf Grund der mehrgenannten Erklärungen bat nun die Ge- 
meindebehörde das obenerwähnte Verzeichnis fämtlicher Einkommen 
ftenerpflichtigen nach) Maßgabe des 8 17 der Bollz.-Vorfchr. herzu- 
stellen (Art. 20 des Gef.). 

Nah Geſetz vom 21. April 1884 Art. IT (Web. 16, 496) ift 
Die Staatsregierung ermächtigt, den Gemeindebehörden — unbefchabet 
Der Bollftändigfeit der von denſelben herzuftellenden Verzeichniffe der 
im Gemeindebezirte einftommenftenerpflichtigen Perfonen — den Vollzug 
der in Art. 17, 18 und 20 des Einfommenfteuergel. angeordneten und 
vorftehend erörterten Maßnahmen nachzujehen und gilt das Gleiche 
von der Erfüllung der in Art. 19 Abſ. I und II des Gel. den Ge- 
Halt» oder Lohngebern auferlegten Verpflichtungen. 

Während das genaue Verzeichnis der Eintommenfteuerpflichtigen 
feitgeftellt wird, find fämtliche Steuerpflichtige von der Gemeinde- 
behörde öffentlich zur Abgabe ihrer Steuer» Erklärungen (wohl zu 
unterjcheiden von der obengenannten Erklärung nad Art. 18 und 19 
des Gel.) — wozu das Formular bei der Gemeindebehörde zu 
erholen iſt — aufzufordern, und zwar unter Einräumung einer Friſt 
von mindeſtens einer Woche (Art. 21 1. c.). Die desbezügliche Be⸗ 
kanntmachung erfolgt in ortsüblicher Weile und zwar nach dem in 
der Beil. V zu den Vollz.⸗Vorſchr. vom 29. Juli 1881 (Web. 15, 
364) angegebenen Mujter. 

Tür die Abgabe der Steuererflärungen können von Seite der 
Gemeinde beftimmte Tage feitgefebt werden. Für dieſe Abgabe wird 
Das in Beil. VI l. c. (Web. 15, 365) gegebene Formular, Die fog. 
Faſſionsliſte, benützt. Mündlich abgegebene Steuer-Erflärungen find 
Durch das mit der Aufnahme beauftragte gemeindebehördliche Organ 
in die Faſſionsliſte einzufchreiben und durch Namensunterſchrift des 
Prlichtigen beftätigen zu laflen. | 

— Für jeden Steuerpflichtigen iſt ein beſonderer Bogen zu ver⸗ 
wenden. 

Wenn mehrere Steuerpflichtige im Familienverbande zuſammen⸗ 
leben, ſo hat das Familienhaupt — für Steuerpflichtige, welche unter 
Vormundſchaft ſtehen oder für welche in ſonſtiger Weiſe eine geſetz⸗ 
liche Vertretung beſtellt iſt, der geſetzliche Vertreter — die Erklärung 
abzugeben. Dieſe Steuer-Erklärung erfolgt nach Maßgabe des 
—5 ge Geſ. und des hiefür beſtehenden obengenannten Formulars 
(Beil. VD. 

Die Gemeindebehörde hat die einlaufenden Steuererklärungen 
einzujehen und die Befeitigung augenfälliger Mängel oder Unrichtig- 
feiten von kurzer Hand im Einvernehmen nit dem Steuerpflichtigen 
zu berjuchen. 
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Inſoweit ihr dies nicht möglich tft, Hat fie auf der Steuer= 

erflärung Vermerk zu machen (Art. 23 1. c.). 

Die eingelommenen Steuer» Erklärungen find der eiufchlägigen 
Hausliſte ald Beilagen anzureihen; auf legterer ift Die Zahl der ein⸗ 
liegenden Faffionsfilten zu bemerfen. 

Sofort nach Ablauf der Faflionzfrift hat die Gemeindebebörde 
gemäß Art. 24 des Ge. Die mit ihren Grilärungen im Rüditande 
verbliebenen Steuerpflichtigen an die Abgabe derjelben nach Formular 
Beil. VII (Web. 15, 367) zu mahnen. Den richtigen Vollzug Der 
Mahnungen Haben die Hiemit beauftragten Gemeindebedienfteten auf 
den Mabnorweifen von den einzelnen Pflichtigen Durch deren Unter: 
jchrift beftätigen zu lafien. 

Für die Mahnung ift von dem Gemahnten eine Gebühr von 
20 Pfennig zu entrichten. 

Nah Vollzug der Mahnungen Hat die Gemeindebehörde 
gemäß Art. 25 des Gel. und 8 21 der Bollz.:VBorfchr. dem Rent⸗ 
amte zu überjenden: 

a. das gemeindliche Verzeichnis der Eintommenfteuerpflichtigen 

($ 17 nebſt Beil. IV der Bollz.-Vorfchr.) ; 

b. die etwa aufgenommenen Berpflidytungsprotofolle der Kom⸗ 
milftongmitglieder und Schriftführer ($ 13 Abſ. II der 

Vollz.⸗Vorſchr.); 

c. die —* Hausliſten in geſonderten Liſten⸗Bänden ge= 
ordnet nach der in $ 17 Abſ. 3 der Vollz.-Vorſchr. bemerkten 
Reihenfolge ; 

d. die eingelommenen und den Haußliften beigelegten Gehalt: 
und Lohnliften; 

e. etwaige protofollariiche Konftatierungen über die bei der 
Prüfung der Hausliften jowie der Gehalt: und Lohnliften 
hervorgetretenen Anftände und deren Bereinigung ($ 16 der 
Vollz.⸗Vorſchr.); 

. die Nachweiſe über den Vollzug der öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe der Steuer-Erflärung (Art. 21 des Geſ.; 8 18 
und Beil. V der Bollz.-Borichr.); 

g. die infolge diefer öffentlichen Aufforderung eingelommenen. 
und den einfchlägigen Hausliften einzulegenden Steuer: 
Erklärungen (Art. 22 des Gel. und 8 20 Abi. 1 nebit 
Beil. VI der Bollz..Vorfchr.) ; 

h. die Nachweiſe über den Mahnvollzug (Art. 24 des Gel. und 
8 20 Abſ. 2 ff. nebit Beil. VII der Bollz.:Borfchr.). 

Die infolge der Mahnung bei ber Gemeindebehörde ein- 
fommenden Erflärungen find mit einem Vermerke über den Tag des 
Einlaufs zu verfehen und nach Umfluß der vorgejeßten Friſt dem 
Nentamte nachträglich zu übermitteln. 

Die Ueberfendung der gemeindlichen Verzeichniſſe nebit Beilagen 


. 
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an die Rentämter fol im ganzen Königreiche bis zum 20. Dftober 
vollzogen jein. 

Auch durch die Min.-Bel. vom 14. Dezember 1881 über bie 
Behandlung der Ab⸗ und Augänge, dann der Mehrungen 
und Minderungen der Eintommen- und Kapitalrenten - Steuer 
(Web. 15, 509 ff.) ift die Thätigfeit der Gemeindebehörden viel- 
fach in Anjpruch genommen. 

Die hauptſächlichſt für die Gemeindebehörden einjchlägigen 
Beltimmungen biejer Bekanntmachung find: 

1) Wer im Laufe der vierjährigen Steuerperiode jteuerpflichtig 

wird, d. 5. in einen der Eintommenjteuer unterliegenden 
Bezug neu eintritt, hat hievon binnen längſtens zwei Wochen 
vom Beginne der Steuerpflicht gerechnet in Gemeinden mit 
dem Sie eines Rentamtes dem Rentamte, in den übrigen 
Gemeinden aber der Gemeindebehörde mündlich oder 
Ichriftlich Anzeige zu erftatten und die zur TFeitftellung der 
Steuer erforderlichen Angaben zu machen (Urt. 59 des 
Einfommenfteuergef. und $ 11. c.). 

2) Den in Urt. 19 Abſ. 1 und 2 des Einfommenftenergef. er- 
wähnten Gehalt: und Lohngebern wird die Verpflichtung auf- 
erlegt, jeden innerhalb der Steuerperiode ftattfindenden Zu⸗ 
gang an Perſonen, die bei ihnen in ftändiger Weile gegen 
Gehalt, Lohn oder ſonſtiges Entgelt bejchäftiget oder ange- 
ftellt werden, in Gemeinden mit dem Sitze eines Nentamtes 
beim Rentamte, in den übrigen Gemeinden bei der 
Gemeindebehörde mündlich oder ſchriftlich anzumelden. 
Diefe Anmeldungen baben unter Angabe des Namens, der 
Wohnung, der Ddienftlidyen Stellung und des von dem Ge⸗ 
balt= und Zohngeber herrührenden Einkommens der treffenden 
Perjon längftens bis zum Schluſſe des jeweiligen Monats, 
in welchem der Zugang ftatthatte, zu erfolgen. Auf einen 
Bugang oder Wechſel der bei den Lohngebern in Wohnung 
und Koſt ftebenden Dienſtboten, foferne deren von dem 
Dienjtherrn bherfommendes Einkommen einfchließlich des 
Geldwertes der Naturalbezüge einen Qagesverdienit von 
1 Mt. 80 Pfg. nicht überjteigt, hat fich die vorjtehend an⸗ 

eordniete Unmeldepflicht nicht zu erftreden ($ 2 1. c.). 

3) Für die fämtlichen nach Vorſchrift der Ziff. 1 zu eritattenden 
Anzeigen kann das als Beil. IV zur Bekanntmachung vom 
29. Juli 1881 (Web. 15, 362; Gef.» und Verordn.⸗Bl. 1881 
©. 905) vorgejchriebene Formular der Faſſionsliſte, welches 
vom Rentamte oder der Gemeindebehörde unentgeltlich 
verabfolgt wird, benüßt werden. Die bei der Gemeinde» 
behörde erftatteten Anzeigen hat diefelbe fofort in ein 
— monatlich nad) dem diefer Min.⸗BVek. angefügten Formular A 
(Web. 15, 516) zu führendes — Bugangsverzeichnis einzutragen. 
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Für die fämtlichen nach Vorfchrift der Ziff. 2 erfolgenden 
Anmeldungen haben die Formulare der Gehalts- und Lohn- 
liſten — Beil. II (Einlagebogen) zur Bekanntmachung vom 
29. Juli 1881 (Web. 15, 361 f.) —, welche vom Rentamte 
oder von der Gemeindebehörde unentgeltlich verabfolgt 
werden, in Anwendung zu fommen. Soweit diefe An⸗ 
meldungen den Gemeindebehörden zu eritatten find, hat 
leßtere die betr. Liften dem Zugangsverzeichniſſe anzu⸗ 
reiben, einen Eintrag in diefes Verzeichnis aber nur dann 
zu bewirken, wenn ein folcher nicht ſchon auf Grund der 
Anzeige der Stenerpflichtigen ſelbſt erfolgte. 

Außerdem haben die Gemeindebehörden und zwar 
nicht allein die außerhalb des Rentamtsſitzes, jondern auch 
die am Rentamtsfige befindlichen von Amtswegen in 
Die Zugangsverzeichniffe diejenigen Zugänge zur Einfommen- 
ftener aufzunehmen, von welchen fie auf fonftigem Wege, 
d. i. nicht infolge der Anordnungen unter Ziff. 1 und 2, 
jondern infolge ortspolizeilicher Meldevorſchriften und der- 
gleichen Kenntnis erhalten haben. Die desfalljigen Einträge 
holen außer dem Namen, Stand und der Wohnung des zu⸗ 
gehenden Steuerpflichtigen aud die Angabe der für die 
jteuerliche Behandlung maßgebenden Thatjachen, foweit ſolche 
der Gemeindebehörde bekannt geworden find, enthalten. 

Das in vorjtehender Weife angefertigte Sugangäverzeichni 

nmeldungen 
feitend der Gemeindebehörde in den eriten 8 Tagen des 
nächſten Monat? dem zuftändigen Rentamte mitzuteilen. Bei 
Nichtanfall von Einfommenfteuerzugängen ift Fehlanzeige zu 
eritatten. 

Segen Gemeindebehörden, melde den vorjtehenden 
Vorſchriften nicht oder nicht rechtzeitig nachkommen, ift durch 
die Rentämter geeignete Disziplinareinfchreitung nad) Maß: 
gabe des Art. 72 Abſ. 1 des Eintommenfteuergejeges?) zu 
eantragen ($ 3 1. c.). 


4) Für Gemeinden mit erfahrungsgemäß wenigen Steuer- 


zugängen und geringem Wechjel in den Perjonen der Ein 
fommenjteuerpflichtigen kann durch die kgl. Regierung, Kammer 
der Finanzen, an Stelle der monatlichen eine vierteljährliche 
Anfertigung und Mitteilung der Zugangsverzeichniſſe ge⸗ 
nehmigt werden. 

Die kgl. Bolizeidireftion München, wie jede Gemeinde- 


) Dieler Art. 72 Abſ. 1 lautet: Gemeindebeamte und Gemeinde- 
bedienftete, welche den ihnen nad 


enwärtigem Geſetze und den hiezu er- 


ge 
laſſenen Vollzugsvorſchriften obliegenden —— nicht nachkommen, ſind 
von ber vorgeſetzten Auflicht3behörde im Disziplinarwege hiezu anzuhalten. 
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behörde, in welcher Durch ortspolizeiliche Vorfchrift eine 
perjönliche Meldung fremder Taglöhner, Fabrikarbeiter ober 
Gewerbögehilfen angeordnet ift, ift beauftragt, gelegentlich der 
perfönlichen Meldung die betr. Berjonen auf die Vorfchrift in 
obiger Ziff. 1 ausdrüdlich und unter Hinweifung auf die 
Drdnungsitrafe nah 8 1 Abf. II der cit. Min.-Bel. vom 
14. Dezember 1881 aufmerkſam zu machen. (8 4 1. c.) 


5) Anträge auf Abfchreibung der Einfommenfteuer gemäß 
Art. 61 des Geſ.10) können jederzeit geftellt werden und 
zwar entiveder beim kgl. Rentamte oder durch Vermittlung, 
der Gemeindebehörden. In jedem Falle muß bei 
Stellung des Antrages die Veranlaflung des Abgangs und 
der Zeitpunkt, an welchen die Steuerpflicht endigte, ange⸗ 
geben werden. Sind derartige Anträge bei der Gemeinde- 
behörde geitellt, jo bat die letztere deren fofortige 
Einjfendung an das gl. Rentamt zu bewirten. ($ 6 1. c.) 


6) Wird Die Abichreibung der Steuer infolge Wegzugs des 
Pflichtigen beantragt, fo ift derjelbe von derjenigen Be⸗ 
hörde, bei welcher der Antrag geftellt wird, anzuhalten, 
ugleich den Ort feines künftigen Aufenthaltes und die Art 
* eſchäftigung dortſelbſt zu bezeichnen. (87 Abſ. 11. c.) 


7) Die Termine für die Anzeige der im Laufe der Steuer- 
periode eine Wenderung Pedingenden Mehrungen am 
Jahresbetrage des fteuerbaren Einkommens find von den 
Rentämtern unter Hinweiß® auf die Strafbeitinmungen in 
Art. 65, 66 und 68 Ziff. 4 des Gel. befannt zu machen; 
in Gemeinden außerhalb des Rentamtzfiges kann für die 
ortzübliche Bekanntmachung die Vermittlung der Gemeinde» 
behörde in Anſpruch genommen werden. 


Anträge auf Minderung der Einfommenjteuer gemäß: 
Art. 63 Abſ. I des Gel. können jederzeit entweder beim 
Rentamte oder durch Vermittlung der Gemeindebehörde 
eingereicht werden unter Angabe des Jahresbetrags der betr. 
Deinderung und Grund derjelben. Derartige bei der Ge⸗ 
meindebehörde geitellte Anträge find fofort dem Rent— 
amte einzufenden. — Im übrigen ſ. $ 9 der cit. Belannt- 
machung jelbft. 


19 Diefer Art. 61 lautet: Erliſcht die Steuerpflicht infolge bes Todes ober: 
Wegzuges des Pflichtigen ober infolge gänzlichen Verluſtes des fteuerbaren Ein- 
fommen3 oder infolge des Eintritted in ein bie Steuerbefreiung begründenbes 
Berhältnis, fo Tann bie Wbichreibung der Steuer durch Bermittelung der Ge⸗ 
meindebehörbe oder beim Rentamte beantragt werden. Das Rentamt ift be- 
fugt, über die ben Abgang begründenden Berhältniffe Nachweiſe einzuverlangen. 
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Anhang: Der Einkommenftener-Ansfchup: 1) 


Bezüglich desjelben beftimmt, — foweit für die Gemeinde- 
behörden von Intereſſe —, das Einkommenſteuergeſetz folgendes: 

Art. 31. Zur Prüfung und Feitjegung des Einkommens der- 
jenigen Steuerpflichtigen, welche nicht vom Rentamte eingefteuert 
worden find oder Hinfichtlich deren die Beitimmung im Schlußſatze 
des Art. 30 Abi. 4 des Geſetzes Anwendung findet, tritt für jeden 
Rentamtsbezirt ein Ausſchuß in Thätigkeit, welcher aus vier ftändigen 
Mitgliedern zu beitehen Hat. 

Diefe ftändigen Mitglieder werden für den ganzen Rentamts⸗ 
bezirt auf die Dauer von vier Jahren in der Art gewählt, dab alle 
zwei Jahre die Hälfte derjelben nach der fie treffenden Reihenfolge 
austritt und durch Neuwahl erjeht wird. 

Nach Ermeſſen des ärarialifchen Vertreter® oder auf Beſchluß 
des Ausfchuffes ift für die Gemeinde, aus welcher die Steuer: 
erflärungen geprüft werden, ein fünfte® Ausfchußmitglied zu ben 
Sitzungen beizuziehen, welches von der Gemeindevermwaltung!2) 
beftimmt wird. In Städten kann durch diejelbe für jeden Stadt- 
bezirk oder Diftrift ein eigener Vertreter als Ausſchußmitglied be- 
ftellt werden. 

Urt. 32. Die Wahl der vier ftändigen Ausfchußmitglieder und 
der gleichen Anzahl von Erjagmännern erfolgt in Städten, die mit 
dem Umfange eines Nentamtsbezirfes zufammenfallen, durch die in 
einen Wahltörper vereinigten Magiftrate und Gemeindebevollmächtigten 
unter Leitung des Bürgermeiſters. 

Befteht ein Rentamtsbezirk 

a. aus einer der Kreigregierung unmittelbar untergeordneten 

Stadt und einer Diftriltsgemeinde oder 

b. aus mehreren DiftriftSgemeinden, 
jo bat vor der Wahl die Regierung, Kammer des Innern, je nad) 
Verhältnis der Einwohnerzahl der zu dem Rentamtsbezirke gehörenden 
Städte und Diftriftggemeinden eine Ausscheidung dahin vorzunehmen : 

zu a. wie viele Ausfchußmitglieder nebft Erfagmännern aus ber 
der Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Stadt und 
wie viel aus der Dijtriftögemeinde zu wählen find, wobei 
auf die letztere wenigſtens ein Ausſchußmitglied nebſt Erſatz⸗ 
mann fallen muß; 


1) Siehe Art. 30 Abſ. 4, Urt. 8144, ſpeziell ſoweit hieher ‚gehörig: 
Urt. 81—83 und 86 des Einkommenſteuergeſetzes. Web. 15, 108 fi. und 8 27 
der Bolly.-Borfchr. vom 29. Juli 1881 Web. 15. 351 f. 

‘*) Unter ber „Gemeindevermwaltung“ ift bei Landgemeinden ber 
Gemeindbeausfhuß, bei @emeinden mit magipratiiner Berfaffung 
das vereinigte Kollegium des Magiſtrates und der Gemeindebevollmächtigten zu 
verftehen. (8 27 Biff. 5 der Vollz⸗Vorſchr. vom 29. Juli 1881.) 
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zu b. wie viele Ausſchußmitglieder nebſt Erfagmännern aus jeder 
Diftriftsgemeinde zu wählen find, wobei auf jede Diftrifts- 
gemeinde mwenigjtens ein Ausjchußmitglied nebſt Erſatzmann 
fallen muß. 

In Diftriltsgemeinden, welche zum Zeil aus ftädtiicher und zum 
Teile aus ländlicher Bevölterung beitehen, it, joferne die ftädtifche 
Bevölkerung mindeſtens ein Fünftel der Seelenzahl der Diftrikts- 
gemeinde beträgt, von der Regierung, Kammer des Innern, vor der 
Wahl je nach Verhältnis der Einwohnerzahl der ftädtifchen und länd⸗ 
fichen Bevölferung eine Ausjcheidung dahin vorzunehmen, wie viele 
Ausſchußmitglieder nebſt Erjagmännern aus den Städten zu wählen find. 


Die Wahl der Ausichußmitglieder nebſt Erfagmännern erfolgt 
hienah für jede unmittelbare Stadt durch die in einen Wahl- 
förper vereinigten Magiftrate und Gemeindebevollmächtigten, für jede 
Diftriftsgemeinde durch die Diftriftsratöverfammlung unter Leitung 
des Vorſtandes der treffenden Diſtriktsverwaltungsbehörde in geſon⸗ 
derter Wahlhandlung. 

Art. 33. Die Wahl der Erjagmänner erfolgt wie jene der 
Ständigen Mitglieder auf vier Jahre ıc. 

Art. 35. Wählbar in den Wahlausfchuß find nur bayerische 
Staatsangehörige, welche fich im Beſitze der bürgerl. Ehrenrechte be- 
arg mindejten® 25 Jahre alt und mit einer direkten Steuer belegt 
ind und feit mindeſtens drei Jahren in der betr. Stadt oder ber 
betr. Diftriftsgemeinde ihren Wohnfit haben. Ueber Wahlablehnungs- 
ründe entjcheidet die Diftriftsvermwaltungsbehörde, gegen deren Be- 
fuß Beichwerde an den „erwaltungägerichtehof autälfig it. (Cfr. 
Art. 8 Ziff. 7 des Geſetzes über den Verw.⸗Gerichtshof.) 

Abgelehnt kann die Wahl werden: 

a. ohne Angabe eine® Grundes (Art. 26 Abſ. 2 des Geſetzes) 

von Reichstags⸗ und Landtagsmitgliedern, von im aftiven 
Dienfte befindlichen Beamten des Hof-, Reichs-, Staats», 
Kirchen», öffentlichen Schul- und Stiftungsdienftes, ferner 
von Angehörigen des aktiven — 

b. von anderen nur wegen erwieſener körperlicher oder geiſtiger 

Unfähigkeit, wegen zurüdgelegten 60. Lebensjahres und wegen 

einer Beihäftigung, die eine häufige oder lang andauernde 
Abwelenheit von der Gemeinde mit fich bringt (Urt. 35 
Abſ. III des Gef. und Art. 174 Abi. I Biff. 1,2 und 4 
der Gem.-Ordn.). 

Nach Vollzug der Wahlen find die gewählten Ausfchußmitglieder 
und Erfagmänner nach) Namen, Stand, Wohnort und Wohnung durch 
das mit der Leitung der Wahl beauftragte Organ dem Rentamte zur 
Kenntnis zu bringen, wobei die Wahlaften, foweit fie nicht etiva zur 
Berbejheidung von Beichwerden gemäß Art. 35 Abi. 4 des Geſetzes 
notwendig erjcheinen, an das Rentamt abzugeben find. Die von der 
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Gemeindeverwaltung beftimmten unftändigen Ausfchußmitglieder find 

dem Rentamte gleichfall® nad) Namen, Stand und Wohnung zu be= 

es, (Bollz.:VBorfchr. von 29. Zuli 1881 8 27 Ziff. 6, Web. 
‚352.). — 


Sämtlihe Staat? und Gemeindebehörden, desgl. Die 
Notare, find verpflichtet, dem Nentamte auf Verlangen Auffchluß zu 
erteilen und — foferne nicht befondere dienstliche Rückſichten entgegen- 
ftehen, worüber im Zweifel die betr. Auffichtsbehörde entfcheidet — 
die Einficht aller einfchlägigen Befehle zu geitatten. (Art. 28 Abf. 21.c.) 


Beitehen Zmeifel über die Einftenerung, jo bat das Rentamt 
fih mit der Gemeindebehörde jchriftlich ins Benehmen zu jegen 
oder den Bürgermeifter oder deijen Stellvertreter zur mündlichen Aus— 
funftzerteilung beizuziehen. (Art. 29 Abſ. Il. c.) 

Ueber die nad) Art. 29 des Gejees erfolgte Einfteuerung wird 
vom Rentamte eine befondere Steuerlifte für jede Gemeinde, in 
Städten mit mehr ala 10000 Seelen für jeden Stabtbezirt ange-- 
fertigt und nad) vorgängiger Bekanntmachung während zwei Wochen 
täglich den beteiligten Steuerpflichtigen bezüglich ihrer Steueranlage. 
zur Einficht geitellt. Für Gemeinden ohne Rentamtsfig ift .diefe Auf- 
legung der Steuerliften durh die Gemeindebehörden zu be— 
jorgen, wie diejelben auch die Einfpradhen gegen die Steueranlage 
entgegenzunehmen haben. (Art. 30 und 44 des Geſetzes.) 


Die unmittelbaren Stadtmagiftrate haben ala Diftrifts- 
verwaltungsbehörden — abgejehben von ihrer oben bereit be- 
handelten Mitwirkung bei der Wahl des Steuerausjchuffes und der 
gutachtlichen Aeußerung bei Steuerbefreiungsgejucdhen der Penſions⸗ 
Unterſtützungs⸗ ıc. Kalten — nad) Art. 52 und 53 des Geſetzes auch 
die bei Berufungen gegen die Steuerausfchußbeichlüffe angeordneten 
Aufflärungsverhandlungen rejp. die hiezu nötige eidliche Vernehmung 
von Zeugen und Sachverjtändigen zu bethätigen. 


Nah Art. 72 des Geſetzes find Gemeindebeamte und Gemeinde- 
bedienftete, welche den ihnen nach dem Einfommenfteuergejege und den. 
giegu erlafienen Vollz.⸗Vorſchr. obliegenden Verpflichtungen nicht nach: 
ommen, von der vorgeſetzten Auflichtsbehörde im Disziplinariwege 
hiezu anzubalten; desgl. find die Finanzbehörden berechtigt, Die erfor: 
derlichen Leiftungen auf Kuften der fäumigen Beamten vornehmen zu 
le Br fiehe auch noch die Strafbeftimmung des Art. 68. 

.Ule. 


Bemerkt fei noch, dab nah Art. 74 1. c. die auf die Ein» 
fommenfteueranlage erwachlenden Verhandlungen inkl. des Einſpruch⸗ 
verfahren® gebührenfrei find. Bei Ergreifung von NRechtsmitteln 
dagegen fommen die allgemeinen Gebühren-Normen in Anwendung. 

Ueber die Thätigkeit des Steuerausfchuffes 1. Art. 36—44, 
über die Nechtsmittel gegen deſſen Beichlüffe Art. 45 bi8 57 des 
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Geſetzes; über den formalen Gang der Verhandlungen des Steuer: 
ausichufies die 88 28—31 der Vollz.-Borfchr. 

Die Gebühren der Steuerausfchußmitglieder richten fi) nad) 
Min.⸗Bek. von 13. Dezember 1875 (Web. 1, 259) rejp. nad) 8 39 
der Vollz.-Vorichr. vom 29. Juli 1881 (Web. 15, 356). Speziell 
kann die Höchitgebühr von 6 Mark nur bei Gſtündiger Arbeitzzeit 
angewieſen werden. 


8 74. 
II. Das Kapitalrentenftener-Gefeb. !) 


Kapitalventenftenerpflichtig erfcheint nach Art. 1 des Geſetzes 
jeder, welcher fich thatfächlih im Genuſſe einer Nente befindet aus 
verzingzlichen Gelbfapitalien oder verzinzlichen Kapitalanlagen jeder 
Art (lit. a), von BZinjen, Renten und Dividenden aus Aftien oder 
Geſchäftsanteilen von Unternehmungen jeder Art, die für Rechnung 
von Altiengefellichaften oder von Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ichaften betrieben werden (lit. b), desgl. aus Binfen, welche in uns 
verzinslichen Sielforderungen, Wechleln, Schaicheinen und anderen 
unverzinglichen Kapitalforderungen thatſächlich inbegriffen find, und 
zwar gleichviel, ob diefe Zinjen, Renten oder Dividenden in oder 
nach Bayern bezogen werden (vorbehaftlich jedoch Art. 9 des Geſ.). 

Die Anlage der Kapitalventenfteuer erfolgt nah Maßgabe des 
Art. 2 des Geſetzes in nachſtehenden Sätzen: 
mit 11/. Prozent bei einer Sahreörente von 40 bis 100 M. 

2 von mehr ala 100-400 M., 


21), . , . , n " n 701000 n 
En nn „100m " 


Bereit von der Kapitalrentenfteuer find — joweit dies für die 
Gemeinden von befonderem Intereſſe ift —: 

der Staat; die Anftalten und Stiftungen für Wohlthätigfeit 
und Unterricht; die einer behördlichen Aufſicht unterftellten Hilfs- 
und Sparkaſſen H 3. ftädtiihe Sparlaflen), dann Kirchen: und 
Rultusftiftungen, joferne diefe Stiftungen außer Stand gelebt würden, 
ihren Zweck vollitändig zu erfüllen; 2c. 2c.2) 


ı) Web. 15, 123 ff.; Bamb. 18, 483 ff. Vollz.⸗Vorſchr. vom 29. Juli 
1881 „den Vollzug des Geſetzes über die Kapitalrentenfteuer betr.“ Web. 15, 
373 ff.; Min.-Bel. vom 14. Dezember 1881 88 14—18 Web. 15, 514 f.; Geſetz 
vom 21. Upril 1884 Art. II Web. 16, 496 und Min.-E, vom 13. Mai 1884 
Web. 16, 505 f.; endlich F⸗Min.E. vom 3. Januar 1882, Web. 15, 543 f. über 
Abzug der Annuitäten. 

Krais 1, 168 z (4. Aufl. 1, 173 f.); Pechm.⸗Brettr. 1, 187; Stadelmann 
S. 673 f.; Seydel %, 452 fi. Hod, Handbuch der Yinanzverwaltung, 2, 262 
—283. Seißer: Geſetz über die direlten Steuern, 1, 301—352. 

) Bezüglich der übrigen Steuerbefreiungen |. Art. 4, Biff. 2, 5—9 bes 


Pohl, Hanbbuch. I, 23 
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Nah Art. II des Geſetzes vom 21. April 1884 ift die Staats: 
regierung auch ermächtigt, Unterjtügungs-, Penſions⸗, Kranken⸗, 
Sterbes und Leichenkaſſen, welche einer behördlichen Aufficht nicht 
unterjtellt find, WBefreiung von der Kapitalrentenfteuer zu gewähren, 
wenn die gemeinnügige Wirkſamkeit dieſer Kaſſen nachgewielen ift und 
denjelben durch Entrichtung der Steuer die vollftändige Erfüllung 
ihres Zweckes erheblich erjchwert würde. Siehe hiezu wie oben zu 
Art. 12 Abſ. I des Einkommenfteuergefeges: die Min.⸗Bek. vom 
13. Mai 1884 Web. 16, 505. Die diesbezügl. Anträge find für 
Kapitalrentene und Einfommenfteuern ganz gleich zu behandeln (I. 
oben 8 73 ©. 342 .). 


Die Unlage der Kapitalrentenfteuer findet nach Art. 20 Abi. 2 
des Geſetzes von zwei zu zwei Jahren ftatt. Bei derjelben haben die 
Gemeindebehörden in ähnlicher Weiſe mitzumirfen, wie bei der 
Einfommenfteuer. 


Duch die Gemeindebehörde, — welche aud die Erflär- 
ungsformularien bereit zu ftellen und die Steuererflärungen entgegen 
zu nehmen hat — ijt Aufforderung zu erlaffen, daß jede im Genuſſe 
von Kapitalrenten von mindeftens 40 Mark befindliche Perſon inner- 
halb einer beſtimmten Friſt jchriftlich oder mündlich Erflärung dahin 
en hat, wie body fich der Jahresbetrag der Kapitalventen 

elaufe. 


Unmitteldar nad) Ablauf diefer erften Friſt bat die Gemeinde: 
behörde eine zweite öffentliche Belfanntmachung unter Hinweis auf 
die Strafbeftimmung der Art. 28 lit. a und 29 des Geſetzes an alle 
Nüdftändigen mit der Aufforderung zu erlaflen, ſpäteſtens innerhalb 
zwei Wochen ihre Steuererklärungen abzugeben. Die erfte Belannt- 
machung ift von der Genieindebehörde nach Beil. II der Vollz.⸗Vorſchr. 
vom 29. Juli 1881, die zweite nach Beil. III (eb. 15, 380) zu 
erlajfen. Die erſte Belanntmachung erfolgt in den Jahren, in welchen 
eine Neuanlage der Kapitalrenten- und der Eintommenfteuer ftatt- 
findet, thunlichſt gleichzeitig mit der nach $ 18 der Vollz.-Vorfchr. 
zum Eintommenfteuergejeg zu erlaffenden Setanıtmadjung und unter 
Feſtſetzung einer Friſt, welche mit der für die Einfommenfteuer: 
erflärungen gegebenen gleich Läuft. 


@efetes, ferner Bel. vom 4. Oktober 1881 (Web. 15, 445) „die Steuerverhält- 
niffe der Konſuln betr.”. 

2) In einem mit F.Min.⸗Bek. vom 23. Mär; 18856 ©. 115 f. befannt 
gegebenen Urteil des oberften Qandesgerichtes vom 28. Rovember 1884 ift aud- 
Defprodhen: „Ein Gewerbetreibender, welcher ſich im Genuſſe einer Kapitalrente 
von mindeftens 40 Mark befindet, ift zur Abgabe einer Erklärung darüber, wie 
hoch fi der Jahresbetrag der Kapitalrente beläuft, auch dann verpflichtet, wenn 
da® Kapital einen Zeil ber in feinem Gewerbe angelegten Betriebälapitalien 
bildet. Die Entiheibungögenbe zu biefem Urteile find aus der genannten 
F.⸗Min.Bek. (J⸗Min.⸗Bi. 1885 S. 115) zu erſehen. 
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Für die Abgabe der Steuererflärungen wird Formular nad 
Beil. IV der Vollz.⸗-Vorſchr. vom 29. Juli 1881 (Web. 15, 381 f.) 
beitimmt. Werden Steuererflärungen mündlich abgegeben, jo find 
diejelben durch das mit der Aufnahme beauftragte gemeindliche Organ 
in die Faſſionsliſte einzufchreiben und durch Namensunterfchrift des 
Pflichtigen betätigen zu laffen. Für jeden Steuerpflichtigen ift ein 
gefonderter Bogen zu verwenden. 

Nah Ablauf der für die Steuererflärungen bejtimmten Friften 
hat die Gemeindebehörde die eingeflommenen Steuererflärungen 
nebjt den Nachweifen über den Vollzug der Aufforderungen dem Rent: 
amte zur weiteren Behandlung und vorläufigen Prüfung mitzuteilen. 

Zum Zwecke diefer Prüfung find alle Staats- und Gemeinde: 
behörden, desgleichen die Notare, verpflichtet, dem Rentamte auf 
Berlangen Aufichlüffe zu geben und — foferne nicht bejondere dienjt- 
liche Rückſichten entgegenftehen, worüber im Zweifel die betr. Auf- 
ſichtsbehörde entſcheidet — die Einficht aller einichlägigen Behelfe zu 
geitatten. (Art. 15 1. c.) 

Die Feſtſtellung der fteuerpflichtigen Kapitalrente erfolgt durch 
den für die Einftenerung des Einkommens zufammengefegten Ausſchuß 
in der Weiſe, daß von Gemeinde zu Gemeinde oder von Stadtbezirk 
zu Stadtbezirk die Beſchlußfaſſung über die jteuerpflichtigen Kapital- 
renten ftattfindet. (Urt. 17 des Geſetzes und 8 13 der Vollz.-Vorſchr.) 
In jenen Jahren, in welchen die Anlage der Kapitalrentenfteuer mit 
jener der Einkommensteuer zufammenfällt, ſoll die Feſtſtellung ber 
Kapitalrenten- und Einfommensbeträge thunlichſt gleichzeitig für Die 
treffende Gemeinde oder den treffenden Stadtbezirt vorgenommen 
werden. Hinfichtlid der Auflegung der SKapitalventenfteuerliften ift 
in ähnlicher Weile zu verfahren, wie oben bezügl. der Einfommen- 
kennt gefagt iſt (f. S. 352 und 8 13 der Vollz.⸗Inſtr. Web. 


Auch das weitere Verfahren (Einlegung von NRechtsmitteln) 
richtet N nah den besbezügl. Beftimmungen des Eintommenfteuer: 
gejeges Art. 46—57 und 81 (Art. 18 und 19 1. c.). 

Desgleichen hat bezügl. allenfallfiger Disziplinar-Einfchreitungen 
gegen Gemeindebeamte und Gemeindebedienitete Art. 72, ferner beat 
often und Gebühren Art. 74—76 des Einfommenfteuergefeges An⸗ 
wendung zu finden. 

Erklärungen über Zus und Abgänge von Kapitalrentenjteuern 
und Wenderungen der Jahresrente können außer beim Rentamte auch 
durch Bermittlung der Gemeindebehörde abgegeben werden. 
(Art. 24 und 26 des Geſetzes.) 

Ueber die Behandlung deſer Zu⸗ und Abgänge ſ. Min.⸗Bek. 
vom 14. Dezember 1881 8 14 ff. (Web. 15, 514 er), 

Hiezu ift befonders Hervorzuheben, DaB das oben bei der Ein- 
fommenfteuer in $ 73 behandelte Verfahren im allgemeinen auch auf 

99% 
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die Zu- und Abgänge, dann Mehrungen und Minderungen bei der 
Kapitalrentenftener gleichmäßige oder finnentiprechende Anwendung 
findet, foweit nicht im SKapitalrentenfteuergefege oder in der ebencit. 
Min.⸗Bek. vom 14. Dezember 1881 8 14—18 eine abweidyende Be- 
ftimmung getroffen ift. 

Die nach dem Geſetze über Einkommensteuer (Art. 73) und 
Rapitalrentenftener (Art. 34) verhängten Geld und Drdnungsitrafen 
fallen zur Hälfte an den Armenfond desjenigen Ortes, an 
welchem die beitrafte Berfon fteuerpflichtig ift. Im übrigen f. das Geſetz 
und die oben citierten Vollzugsvorichriften. 


8 75. 


III: Daß Gewerbeftenergeiek !) und das fogen. 
Hanflerftenergeies. 2) 
Die Gemwerbefteuer it eine Beitenerung aus dem Ertrage aller 
Gewerbe und gewerbsmäßig ausgeübten Erwerbsarten, welche nicht 
der Einfommen= oder der Haufierfteuer unterliegen. 


Die gewerbsmäßige Ausübung einer Erwerbsart wird ange- 
nommen, wenn bie Beichäftigung mit Gehilfen, mit gewerblichen Vor» 
und Einrichtungen oder fonjtigem Betriebskapital, in einem offenen 
Laden oder mit offenem Angebote betrieben wird. Die im Umher⸗ 
ziehen betriebenen Gewerbe einkhfichlich der Wanderlager und Wander: 
auftionen bleiben, foweit fie unter das Gefet vom 10. März; 1879 
„die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umberziehen betr.” 2) fallen, 
von den Beitimmungen des Gewerbefteuergejeßes unberührt. (Art. 11.c.) 


Der Betrieb der Land» und TForftwirtichaft, der Jagd und 
Fiſcherei, ſowie die Ausbeutung von Bergwerken find, foweit ich Diele 
Erwerbsarten auf die Gewinnung der bezügl. Produkte erftreden, 
unter den jteuerbaren Gewerben nicht begeiften. 8) Ebenſo ift ber 


.» Seybel 2, 441 ff.; Hod 23, 94—184: „bie allgemeine Gewerbeſteuer“; 
Seißer Bd. 3: „das Gewerbeſteuergeſetz“; Gejeb vom 19. Mai 1881 „die &e- 
werbefteuer betr.“ (eb. 15, 134 y Bamb. 18, 513 ff.); ferner Gejeh vom 
20. November 1885 (Web. 17, 518) und Geſetz vom 27. September 1887 über 
Branntmweinfteuer (Web. 18, 895 Unm. 39, Bamb. 24, 360); Allg. Vollz⸗Vorſchr. 
vom 9. Auguft 1881 (Web. 15, 390 ff., Bamb. 18, 514); Min.-Yel. vom 
27. Dezember 1881: „die Behandlung der Zu- und Wbgänge betr.“ (Web. 15, 
630 f Bamb. 19, 11 ff.); Min.-E. vom 3. Juni 1883 (Web. 16, 239): „bie 
Wahl ber Mitglieder der Stenerausfchüffe betr.“; 8 80 Abſ. 4 des Preßgeſetzes 
vom 7. Mai 1874 (Web. 10, 306); Kraid 1, 163 (4. Aufl. 1, 173 f); Bechm.- 
Brettr. 1, 188 f.; Stabelmann ©. 674 ff. 
) Geſetz vom 10. März 1879 betr. „die Beſteuerung des Gewerbebetriebs 
im Umberziehen“ und Bollzugävoridriften hiezu vom 16. März 1879 (Web. 12, 
713 ff. und 727 ff, Bamb. 16, 233 ff. und 414 f.); Hod 2, 184—220: „bie 
Steuer eher Bir Beh im Umbergiehen. — 

e uerung des Torfftehens |. F⸗jMin.E. vom 14. Jannar 
1866 es. 6, 669 f.). s ſſtechens ” 
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Verkauf der vorermähnten eigerten Erzeugnifle, fet es, Daß Diefelben 
roh oder in einem Zuftande verkauft werden, welcher in dem Bereiche 
des treffenden Wirtichaftsbetriebes oder Erwerbes liegt, nicht als 
fteuerbareg Gewerbe zu erachten. (Urt. 2 1. c.) 


Die Gemwerbeiteuer zerfällt in die Normalanlage und in Die 
Betriebsanlage. Die eritere befteuert dag Gewerbe in feitem Anſatze; 
die leßtere ijt veränderlich und richtet fich nad) dem auf beftimmte 
Beitabichnitte bemeijenen Betriebsumfange eines Gewerbes. (Urt. 4 1. c.) 

Für die Rormalanlage find die Sätze der Gemwerbefteuer durch 
den dem Geſetze beigefügten Gemwerbefteuer-Tarif feſtgeſetzt (Art. 5), 
welcher auch die Borkhriften binfichtlich der Bemeſſung der Betriebs⸗ 
anlage enthält. (Web. 15, 159 ff.) 

Die Steuerpflicht ijt an jenem Drte begründet, in welchem 
da8 Gewerbe betrieben wird und bei jener Finanzbehörde, in deren 
Bezirk der Gemerbebetrieb ftattfindet.%) Die Anlage der Gewerbe⸗ 
jteuer findet von zwei zu zwei Jahren ftatt. 

Was die gemeindebehördlicdhed) Thätigkeit bei der Ge- 
werbejteueranlage betrifft, fo ift hierüber zu bemerfen: 

Nach Art.22 1. c. haben die Gemeindebehörden, fobalt die 
Einleitung des Vollzuges jeitend des Finanzminiſteriums angeordnet 
worden iſt, die Verzeichniffe fämtlicher im Gemeindebezirke betriebenen 
Gewerbe und wohnhaften Gewerbetreibenden herzujtellen; dieſe Ver: 
zeichniffe find der Gewerbeiteueranlage zu grunde zu legen. ©) 

Bu diefem Behufe kann die Gemeindebehörde öffentliche Auf- 
forderung an alle Hausbeſitzer erlafjen, innerhalb beftimmter Friſt auf 
einem ihnen zu behändigenden Formulare jedes im Haufe oder deſſen 
Nebengebäuden betriebene Gewerbe mit Bezeichnung desjelben wie 
feine® Inhabers der Gemeindebehörde befannt zu geben. Für die 
diesbezüglichen Liften (Gewerbliften) hat das Beil. III der BVollz.: 
Vorſchr. angefügte Formular (Web. 15, 401) in Anwendung zu 
kommen. Wird im betr. Jahre zugleich Einfommenfteuerfatierung be⸗ 
thätigt, jo werden für diefe Gewerbliften die gleichen Friſten beftimmt, 
wie für die Haußliften nach Art. 17 und 18 des Einfommenfteuer: 
Geſetzes und 8 14 der Vollz.⸗Vorſchr. hiezu vom 29. Juli 1881. 

Hierauf find die Gewerbetreibenden feiten® der Gemeinde- 
behörde öffentlich aufzufordern, innerhalb bejtimmter Friſt oder an 
beitimmten Terminen (beide nicht unter einer Woche) ihre Steuer- 
erklärung entweder jchriftlic) auf einem hiezu beitimmten, von ber 
Gemeindebehörde zu erholenden Formulare oder mündlich zu Protokoll 


15 139) Bezüglich der GSteuerbefreiungen |. Art. 16—18 des Geſetzes. (Web. 
‚ ) Siehe Hod, 2, 159 f. 
15 100, Formular dieſer Werzeichniffe fiehe Beil. II der Vollz.⸗Vorſchr. (Web. 
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bei der Gemeindebehörde abzugeben und zwar nah Maßgabe Art. 24 
und 25 des Geſetzes. 

Vorſtehende Aufforderung hat nach Beil. IV der Vollz.-Vorſchr. 
vom 9. Ag 1881 (Web. 15, 402) zu gefchehen und zwar erfolgt 
die betr. Bekanntmachung in ortsüblicher Meile nad) Vorſchrift des 5 14 
Abf. I der Vollz.⸗Vorſchr. zum Einkommenfteuergefege. 

Für die Abgabe der Steuererflärung dient Form. Beil. V 
(Web. 15, 402 f.). Mündlich abgegebene Steuererflärungen find 
von dem betr. Gemeindebedieniteten in die Faffionslifte einzutragen 
und durch Namenzunterjchrift des Pflichtigen bethätigen zu laſſen. 
Für jeden Steuerpflichtigen ift ein befonderer Bogen zu verwenden. 

Gemäß Art. 24 Ubi. TI des Geſetzes iſt insbeſondere jenen 
Steuerpflichtigen, für deren Gewerbe die VBetriebsanlage nad) Art. 7 
des Geſetzes, d. h. nach einem jährlichen Ertragsanfchlage des Ge- 
werbes zu bemefien tft, freigeftellt, in der Steuererflärung die über 
die Höhe des Ertragsanichlages und über die Verwendung von Be- 
triebskapital Auffchluß gebende Anhaltspunkte zu bezeichnen. 

Nach Ablauf der für die Erflärungsaufnahme vorgeftredten 
Friſt werden die Steuererflärungen nebjt dem gemeindlichen Verzeich⸗ 
niffe dem Nentamte übergeben (Art. 26 1. c.). 

Dieſe Uebergabe foll bis zum 31. Dftober vollzogen fein. Macht 
die Gemeindebehörde von der obenerwähnten Befugnis (Art. 22 Abf. 3 
bes Geſetzes) der Einverlangung von Gewerbeliſten Gebrauch, fo 
find lettere mit dem Verzeichnifje und den Steuererflärungen an die 
Rentämter einzufenden. 

Bur Prüfung der Steuererflärungen und Feſtſetzung der Ein: 
träge in die Steuerlifte tritt für jeden Nentamtsbezirt ein Ge- 
werbefteuerausschuß in Thätigkeit. Diefer Ausſchuß befteht: 

1) aus einem von der einfchlägigen Regierung, Kammer des 
Sunern, zu beitimmenden Diftriftsverwaltungsbeamten, in 
München aus einem vechtsfundigen Mitglieve des Magiftrats, 

2) aus vier ftändigen Ausschußmitgliedern, 

3) au8 einem Knien Ausschußmitgliede, welches für die Ge- 
meinde, aus der Erflärungen geprüft werden, von der Ge- 
meindeverwaltung beftimmt wird und in Städten für jede 
Hauptkategorie der Gewerbe (Abſchn. A bis F des Ge- 
werbefteuertarifes) bejonders beitellt werden fann. 

Die sub 2 genannten vier ftändigen Mitglieder werden in 
ähnlicher Weije (f. oben $ 73 „Einktommenfteuer“) wie die Ein- 
fommensteuerausfchußmitglieder gemäß Art. 29 des Gemwerbfteuer- 
gejeges gewählt und zwar in unmittelbaren Städten durch die in 
einen Wahlkörper vereinigten Magiftrate und Gemeindebevoll- 
mächtigten für jede Diftriftögemeinde durch die Diſtriktsratsverſamm⸗ 
lung unter Leitung des Vorjtandes der treffenden Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörde in gejonderter Wahlhandlung. Die vorherige Ausſcheidung 
der auf jeden Diſtrikt reſp. jede unmittelbare Stadt treffenden 
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Zahl diefer Mitglieder erfolgt nach Maßgabe des genannten Art. 29 
Ab. II des Geſetzes und $ 17 der Vollz.-Vorfchr. vom 9. Auguft 
1881 durch die betr. Kreisregierung, Kammer des Innern. 

In gleicher Weife wie die der ftändigen Ausfchußmitglieder er- 
folgt die Wahl der Erſatzmänner auf vier Jahre. Von den Aus⸗ 
Ihußmitgliedern tritt alle zwei Jahre die Hälfte aus. Wählbar in 
den Gewerbeſteuerausſchuß find nur: im Beſitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindliche Staatsangehörige, welche mindeftene 25 Jahre 
alt find und nach der durch Art. 29 des Gejees vorgefehenen Aus- 
iheidung in der treffenden Stadt, dem betreffenden Diftrikte oder 
den betreffenden Landgemeinden mindeſtens drei Jahre ihren Wohnfit 
haben und ein Gewerbe felbjtändig ausüben. 


Die Wahl zum Ausfchußmitgliede oder Erfagmann darf nur 
aus den in Art. 174 Ziff. 1, 2 und 4 der Gem.⸗Ordn. bezeichneten 
Gründen und in dem ‘alle abgelehnt werden, wenn der Gewählte 
bereit3 vier Jahre Hinter einander wirkliches Mitglied des Gewerbe⸗ 
fteuerausfchufjes oder einer Berufungskommiſſion geweſen ift. 


Ueber Wahlablehnungsgründe entjcheidet die Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörde (unmittelbarer Magiftrat), gegen deren Beſchluß Beſchwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof zuläffig if. 

Ebenſo wie das Rentamt behuf3 Vornahme der Prüfung der 
Steuererflärungen von den einichlägigen Behelfen jämtlicher Staats- 
und Gemeindebehörden Einficht nehmen oder, foferne gegen 
die Einfichtnahme dienftliche Bedenken beitehen, von benjelben fchrift- 
liche Aufichlüffe verlangen kann, jo Hat auch der Steuerausjchuß die 
Befugnis, vor der Beichlußfaffung noch Erhebungen beim Rentamte 
zu veranlajien und Haben auf diefe Erhebungen die gleichen Vor⸗ 
Ihriften wie fir die genannte Vorprüfung des Rentamtes Anwendung 
(Art. 35 Abi. IT mit Urt. 26 Abſ. III des Geſetzes). — 


Bezüglich des übrigen Ganges des Verfahrens im Gewerbe⸗ 
fteuerausihuß ſ. Art. 33 bis 39 des Geſetzes. Sind die Steuer: 
anlagen für fämtliche Gewerbefteuerpflichtige des Rentamtsbezirkes 
erfolgt, jo werden die Steuerliften nach vorgängiger Belanntmadhung 
während vier Wochen täglih zur Einficht des beteiligten Gewerb⸗ 
jtenerpflichtigen aufgelegt. Für Diefe Auflegung wird vom Rentamte 
außerhalb des Nentamtsfiges die Thätigkeit der Gemeindebehör- 
den in Anfpruch genommen. Zu diefem Behufe hat das Rentamt 
diefen Gemeinden nebſt den einchlägigen Steuerliften eine amtlich) 
gefertigte Belanntmachung nad) dem auf Beil. VII der Vollz.-Vorſchr. 
enthaltenen Mufter (Web. 15, 405) behufs ortsüblicher Verkündung 
zuzufertigen. . 

Zur Gewerbeſteueranlage iſt als für die Umlagenanlage wichtig 
hieher noch zu bemerken: 

Die Steuerpflicht iſt, wie oben geſagt, wohl an jenem Orte 
begründet, in welchem das Gewerbe betrieben wird. Werden nun aber 
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a. die zum Betriebe eine Gewerbes gehörigen Arbeiten zugleich 
an mehreren Orten oder in mehreren Steuerbezirfen ausge- 
übt, jo enticheidet der Ort, wo das gewerbliche Erzeugnis 
feine Vollendung erhält oder feiner Zweckbeſtimmung zuge- 
führt wird, im Zweifel der Sit der oberſten Gejchäftsleitung 
des Unternehmers. Wein ferner 

b. inländifche pr oder Gefellichaften Zweig⸗ 
anftalten befiben, welche nach der Art des Unternehmens oder 
nach den Statuten der Gejellichaft für fich allein nicht als 
jelbjtändige Gewerbe, fondern als der Geichäftsleitung der 
Hauptunternehmung unterjtellte Dilfßetablifiement angejehen 
werden müfjen, fo ijt Die Gewerbeftener am Drte des Haupt- 
unternehmen® zu veranlagen. 


In allen diefen sub a und b genannten Fällen ift jedoch zum 
Bivede der Umlagenerhebung die Gewerbejteuer nach Verhältnis 
des Betriebes auf die Orte des Mebenbetriebes oder der Zweig: 
anftalten auszufcheiden. Die gleiche verhältuismäßige Ausicheidung 
in Rüdficht auf die Gemeindeumlagen hat dann zu geichehen, wenn 
für in Bayern errichtete Bmeiganftalten oder Agenturen außer- 
baverifcher Bankanftalten oder Verfiherungsunternehmungen bejondere 
leitende Organe oder generelle Vertretungen (Hauptitellen, General- 
oder Hauptagenturen, Generalbevollmächtigte) mit dem Sihe in Bayern 
aufgeltellt find: folchen Falles hat ja auch die Steueranlage an 
jenen Orten ftattzufinden, an welchen fich der Sit dieſer leitenden 
Stellen oder Vertretungen befindet (Art. 21 des Gej.). *) 


Alle die nach den vorftehenden Erörterungen erfolgten Aus: 
icheidungen der Gewerbeſteuer auf die verjchiedenen Gemeinden find 
den Behörden diefer beteiligten Gemeinden fchriftlich gegen Zuftellungs- 
nachweis befannt zu geben und zwar unter Hinweis auf dag hiegegen 
ihnen zujtehende Berufungsrecht nad) Urt. 52 des Gel. 


Zur Ergreifung der Berufung gegen die desfallfige Steueraus⸗ 
ſcheidung ift in diefem Falle außer dem Stenerpflichtigen und dem 
Vertreter des Aerars jede der beteiligten Gemeinden bezw. deren 
gejegliche Vertreter berechtigt (Art. 52 Abf. II und II des Gef.), und 
läuft für die lebteren die Berufungsfrift von der Zuftellung der Zu:= 
Ichrift über die vorgenommene Ausfcheidung. 

Ueber die Behandlung der Ab⸗ und Zugänge an der Gewerbe: 
fteuer, bezw. die hiebei vorgejehene Mitwirfung der Gemeinde- 
behörden beitimmt die Min.Bek. vom 27. Dezember 1881 „die 
Anzeigen über den Gewerbebetrieb betr.” Web. 15, 530 ff. folgendes: 


) Ueber diefe Ausicheidung, welche bei dem für die Semwerbefteneranlage 
zuftändigen Rentamte zu erfolgen hat, iſt durch eine YFin.-Din.-E. vom 31. Auguft 
1885 ausführliche Berfügung erlaffen worden. Dieje Fin.-Min.-E. ift abgedrudt 
bei Hod 4, 143 f. 
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Wer in einer Gemeinde den jelbftändigen Betrieb eines ftehenden 
Gewerbes anfängt, ift gehalten, hievon der Gemeindebehörde des 
Betriebsortes gleichzeitig mit dem Betriebsbeginne fchriftliche oder 
mündliche Anzeige zu erjtatten ($ 11. c.). 

Die Gemeindebehörden haben diefe mündlichen oder fchriftlichen 
Erklärungen über den Beginn oder die Wenderung des Gemwerbe- 
betriebes nach Form. I (Web. 15, 534) in das Gewerbe-Anmelde- 
Regifter einzutragen. Die Richtigkeit des Eintrags ift von den Be— 
teiligten (in Spalte 5 des Regiſters) unterfchriftlich anerkennen zu 
laſſen. Schriftlich übergebene Gewerbs-Erflärungen find dem Anmelde- 
Negifter als Beilagen anzufügen. Wenn da® Gewerbe nadı Bor- 
chrift der Gewerbeordnung von einer Konzeflion, amtlichen Beſtellung 
oder polizeilichen Bewilligung abhängig ift, jo hat der Gewerbe- 
treibende bei der Anmeldung die bezügliche Urkunde vorzulegen und 
ift Diefe Urkunde im Anmelde-Regifter anzuführen (8 2 1. c.). 


Bezüglich aller einzutragender Angaben |. $ 3 1. c., Web. 15, 531. 


Die Gemeindebehörde hat innerhalb 3 Tagen den Empfang der 
Anzeigen nach Form. II (Web. 15, 534) zu beftätigen. Diefe Ein- 
träge ing Gemwerberegijter find ebenſo wie die VBeicheinigungen ge⸗ 
bübrenfrei. (8 4 1. c.) 

Sofern die Gemeindebehörde auf anderem Wege ala dem der 
vorihriftgmäßigen Anzeige von dem DBetriebsbeginne eines Gewerbes 
Kenntnis erhält, hat fie den betr. Eintrag ind Unmelderegifter von 
Amtsmwegen zu bewirken und zwar mit möglichit genauer Angabe 
der Zeit des Beginnes und des Umfanges de Gewerbes ($ 5 1. c.). 


Die Diftriftsvermaltungsbehörden und im Benehmen mit diefen 
die Rentämter find gehalten, darüber zu wachen, daß die Gewerbe—⸗ 
un haben an genau nach den gegebenen Direktiven geführt werden, 
und haben erforderlichen Falles den Gemeindebehörden mit Erläuter: 
ungen und Anweiſungen an die Hand zu gehen. Lebtere können ſich 
daher auch ſolche Anweiſungen ꝛc. erholen. (8 6 1. c.) 


Die Erflärungen der Gewerbetreibenden über die Nieder: 
legung ihrer Gewerbe find durch die Gemeindebehörden im 
Gemwerbe-Niederlegungs-Regifter nach Beil. TI (Web. 15, 535) ein- 
zutragen. Bei dem Eintrage haben die Gemeindebehörden die Betei- 
ligten darauf aufmerkſam zu machen, daß fie im Falle der Wieder: 
aufnahme des abgemeldeten Gewerbes gehalten feien, gleichzeitig mit 
der Wiederaufnahme eine neue Gewerb3anmelde-Erflärung abzugeben. 
Im übrigen ijt wie bei den Unmelbungen zu verfahren. 

Bon Amtswegen find von den Gemeindebehörden ins 
Niederlegungs:Regifter einzutragen: 

Die notorifchen Getwerbsabgänge infolge von Auswanderungen, 
Sterbefällen oder anderen Urſachen, welche den Beteiligten die Er⸗ 
Härung der Gewerbsniederlegung unmöglich machen. (8 7 1. c.) 








362 875. II. Das Gewerbefteuer-Bejeß und das ſog. Hauſierſteuer⸗Geſetz. 


Die Gemeindebehörden find verbunden, allmonatlich den 
zuftändigen Diftriftspolizeibehörden Mitteilung von jämtlichen Gewerbs⸗ 
Zu⸗ und Abgängen zu machen, fofern nicht eine quartalweife Mit- 
teilung von der fgl. Regierung, angeordnet iſt. Dieſe Mitteilungen 
haben mittel® befonderer Auszüge nach Form. IV und V (eb. 15, 
535) gemäß $ 8 der Vollz.Vorſchr. zu geichehen;5) in gleicher Weiſe 
find auch für die Nentämter feiten? der Gemeindebehörden Auszüge 
aus den Anmelde- und Niederlegungs-Regiftern berzuftellen. 

Die unmittelbaren Magiftrate haben — da fie zugleich jelbit 
Diritrpotizeibehörden ſind — lediglich Auszüge ans kgl. Rentamt 
zu ſenden. 

Hinſichtlich der Ueberſendung der Auszüge an die Rentämter 
iſt durch die Min.Bek. vom 27. Dezember 1881 (Web. 15, 536 ff.) 
bejondere Verfügung getroffen tworden. 

Nach 86 diefer Min.-Bek. ift beftimmt, dab die Gemeinde- 
bebörden verpflichtet find, bezüglich der in dieſem $ 6 aufgeführten 
Steuerpflichtigen (Abt. B dit 2 des Gewerbiteuer = Tarif; von 
Abt. B Ziff. 3 die Tarif-Nr. 53, 54, 55, 56; von Abt. B Ziff. 4 
die Zarif-Nr. 61, und von 67 die Kolporteure — beim Verlauf 
a. von Drudichriften und b. von Zeitungen allein —, endlih von 
Abt. D des Tarifs, die Tarif-Nr. 86b, 86c, 86d, 86e, 86f und 868) 
bei der desbezüglichen Gewerbeanmeldung ſofort den Auszug aus 
dem Unmelderegifter an das Rentamt zu überfenden und Die betr. 
Gemerbtreibenden behufs Erfüllung der Gewerbfteuerpflicht unter Hin- 
weis auf die Strafbeftimmungen der Ziff. 5 dieſes $ 6 an daß ein- 
ſchlagige Rentamt zu verweiſen. — 

er der vorgeſchriebenen Anzeigepflicht nach 88 1 und 3 der 
Vollz.⸗Vorſchr. vom 27. Dezember 1881 nicht genügt, wird gemäß der 
in $ 11 diefer Vollz.-Vorſchr. genannten Bejtimmungen bis zu 150 
reſp. 180 Mark beitraft. Die Strafeinfchreitung ift feiten® der Ge⸗ 
meindebehörden dur Anzeige bei der Staatsanwaltichaft zu 
veranlafien. 

Die Behandlung der im Umberziehen betriebenen Gewerbe richtet 
fich, foweit diefelben unter das Gejeh vom 10. März 1879 „die Be- 
jteuerung des Gewerbebetriebes im Umberziehen betr.“ fallen, nach den 
Beitimmungen dieſes Geſetzes und der Hiezu ergangenen Bekannt⸗ 


) Min.-E. vom 26. Januar 1882 (Web. 15, 533 Anm. 2) und vom 17. 
Januar 1883 (Web. 16, 94): Die Igl. Bezirksämter haben die ihnen zugegangenen 
Auszüge aus den Unmelde- und Rieberlegungs-Regiftern gelondert und nad) Ge⸗ 
meinden geordnet bis zum 1. Februar des nächitfolgenden Jahres an das kgl. 
ftatiftiiche Bureau zu fenden. Die Magiftrate der unmittelbaren Städte haben 
bis zu demjelben Termin dem tgl. ftatiftiihen Bureau entweder die Driginal- 
Gewerbe-Anmeldungs- und Niederlegungs-Regifter bed vergangenen Kalenderjahres 
oder Auszüge über die im lebten Gabe erfolgten einzelnen @erverbeanmeldungen 
und Niederlegungen unter Benützung der Form. IV und V ber Bollz.-Boridr. 
vom 27. Dezember 1881 (eb. 15, 685) mitzuteilen. 
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mahung vom 16. März 1879 (Web. 12, 713 und 727; Gef. und 
Verordn.⸗Bl. 143 ff. und 171 ff.); ferner Min.-Bel. vom 8. Februar 
1885 (Web. 17, 19 ff.). 

Nah Art. 1 des erwähnten Gel. vom 10. März 1879 „die 
Befteuerung des Gewerbebetrieb im Umherziehen betr.” unterliegt der 
jogenannten Haufierfteuer: 

Wer außerhalb feines Wohnortes — d. h. ſeines Gemeinde- 
bezirkes (Min.-Bel. vom 8. Februar 1885 Ziff. 1, Web. 17, 19) 
oder der durch bejondere Anordnung dem Gemeindebezirte gleichge- 
jtellten näcdhjten Umgebung (8 55 der Gewerbeordnung) — ohne Be⸗ 
gründung einer gewerblichen Niederlafjung und ohne vorgängige Be- 
ftellung in eigener Perſon 

1) Waren irgend einer Art außer felbitgemonnenen Erzeugniljen 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, des Sarten- und Obſtbaues, 
der Jagd und des Fiichfanges, desgleichen der Geflügel: und 
Bienenzucht als Nebenproduften der Landwirtichaft und des 
Sartenbaues (Min.:Bel. vom 8. Februar 1885 Ziff. 2) 
feilbieten, 

2) Waren irgend einer Art bei anderen Berfonen als bei Kauf: 
leuten oder an anderen Orten als. in offenen Berkaufsftellen 
zum MWiederverfaufe anfaufen, 

3) Warenbeftellungen aufſuchen, 

4) gewerbliche oder künſtleriſche Leiftungen oder Schauftellungen, 
bei weldyen ein höheres wiſſenſchaftliches oder Kunſtintereſſe 
nicht obwaltet, darbieten will. 

Ausgenommen von der Haufierfteuer find die in Urt. 2 des 

Gef. (Web. 12, 714) genannten Kategorien. (Vergl. hiezu Ziff. 3 
der Min.⸗Bek. vom 8. Februar 1885, Web. 17, 19.) 

Für Angehörige außerdeutiher Stäaten, welche weder ihren 
Wohnſitz noch eine gewerbliche Niederlajjung in einem deutjchen Staate 
haben, find in Art. 3 Ziff. 1 und 2 des Gef. befondere erſchwerende 
Beitimmungen getroffen (vergl. Ziff. 7 der Belanntmadyung vom 
8. Februar 1885, auch Bollz.-Anw. vom 1. Juli 1890) — abgefehen 
von bejonderen Verträgen und Vereinbarungen. Ueber lebtere fiehe 
Bollz.-Vorihr. vom 16. März 1879 8 6, Web. 12, 729 bezw. die 
Ausführungsbeitimmungen des Bundesrates vom 31. Dftober 1883 
(Web. 16, 386 ff.). 

Die Hauſierſteuer bejteht in einer Normal: und einer Betriebs- 
anlage, deren Größe ſich nad) dem Steuertarife, der dem Geſetze bei- 
gefügt ift (Web. 12, 723 ff.), bemißt (Art. 4 1. c.). 

Nah Urt. 5 1. c. kann unter gewillen Umjtänden (bei hohem 
Alter, körperlichem Gebrechen zc.) Steuerermäßigung eintreten. Nach 
8 9 der Vollz.⸗Vorſchr. vom 16. März 1879 Find Gejuhe um 
Steuerermäßigung beim fgl. Bezirfgamte oder unmittelbaren Magi⸗ 
ftrate anzubringen, auch fünnen von den genannten Behörden von 
Amtsmwegen folhe Steuerermäßigungen in Anregung gebracht werben. 
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Solde Anträge oder Anregungen find mit gutachtlicher 
Heußerung feitens der genannten Behörden dem Nentamte zu über: 
mitteln. 

infichtfich der Befteuerung der Wanderlager trifft Art. 15 des 
Geſ. Beltimmung. 

Jeder, welcher ein der Hauſierſteuer unterliegendes Gewerbe in 
Bayern ausüben will, bat dasfelbe beim Nentamte anzumelden. Die 
Gemeindebehörden haben mit diefer Anmeldung nichts zu thun, fie 
baden vielmehr diejenigen, welche eines Wandergemwerbeicheines oder 
der Ausdehnung eines folchen bedürfen und deshalb bei ihnen (un⸗ 
mittelbarem Magiftrate) erjcheinen (ſ. unten bei Gewerbebetrieb im 
Umberziehen 88 398 und 399), behufs Steueranmeldung zuvor ang 
Nentamt zu verweilen, da nah Art. 8 Abi. I des Gel. die An⸗ 
meldung und Einholung des Beftenerungsnachweiles dem Antrage auf 
Erteilung (reſp. Ausdehnung) des Legitimationsſcheines voranzugehen Hat. 

Die Inhaber von Legitimationsfcheinen und Beſteuerungs⸗ 
nachweiſen find nad) Art. 11 des Gef. verpflichtet, diefelben mährend 
der Gewerbeausübung bei fich zu führen und auf Erfordern den zu⸗ 
ftändigen Behörden, Beamten und Vollzugsorganen vorzuzeigen. Als 
jolhe zuftändige Behörden erjcheinen außer den Rentämtern auch Die 
Diſtrikts- und Ortspolizei-⸗, alfo aud) die Gemeinde-Behörden. 
Der entiprechende Vollzug dieſes Kontrollmittel3 obliegt zunächit den 
betr. Aufficht3organen bike Behörden (Polizeis oder Schutzmannſchaft, 
Gemeindediener, Gendarmerie, NRentamtsboten), welche anzuweiſen find, 
jeden Unternehmer eine® Gewerbes im Umherziehen, der von ihnen 
in Ausübung feines Gewerbes betroffen wird, zur Vorzeigung des 
Legitimationzfcheineg und Beſtenerungsnachweiſes für das betr. 
Kalenderjahr aufzufordern und genaue Kontrolle darüber auszuüben, 
ob den Vorſchriften des Haufierfteuergefege® namentlich aud in ber 
Richtung genügt worden tft, daß Aenderungen in Bezug auf die Zahl 
oder Gattung der im Umberziehen verfauften Waren oder gebotenen 
Zeitungen oder die Zahl der Begleiter oder bezüglich fonftiger auf 
die Beſteuerung einwirkender Berbäftmiffe nach Art. 12 des Gef. auch 
im 2egitimationgfcheine berüdfichtigt und reſp. nachträglich eingetragen 
find. ($ 18 der Bollz.-Vorfchr. vom 16. März 1879.) Strafbare 
Zutiderhandlungen gegen das Haufierfteuergejeg find demjenigen 
Rentamte zur Anzeige zu bringen, innerhalb deilen Bezirk Die betr. 
Verfehlung entdedt wurde. ÜBerben Unternehmer von im Umher—⸗ 
ziehen betriebenen Gewerben in Ausübung der nah dem Haufierfteuer- 
gefe (Art. 16 und 17) ftrafbaren Handlungen auf friicher That 
betroffen, fo find fie, wenn ſie fich über ihre Perjon nicht befrie- 
Digend auszuweiſen vermögen, vorläufig feitzunehmen und nebft ihren 
Berfaufsgegenftänden dem Nentamte event. dem Amtsrichter des Be: 
zirkes, in welchem die Feſtnahme erfolgt, vorzuführen (88 3 und 4 
der Min.-Bel. vom 25. Oktober 1879 „die Behandlung der Straf: 
fälle gegen das Haufierftenergefe betr.” Web. 14, 231). 
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Nach) Urt. 25 des Gef. find die Gemeindebehörden ver- 
pflichtet, Hinfichtlich der Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umher⸗ 
ziehen, dann der Beitrafung von Zumwiderhandlungen und zur Sicher: 
jtellung der Abgaben, Strafen und Koften die erforderliche Beihilfe 
nad) Maßgabe des Haufierfteuer-Gefeges und der hiezu ergehenden 
Bollaugsanorhunungen zu leiften. 

ezüglich der Feſtſetzung der Gemeinde- und Diftriftsumlagen 
aus der Hauſierſteuer ift im allgemeinen für die Feſtſtellung des 
Ortes der Belteuerung der Betriebsort maßgebend, und zwar jener 
Drt, auf welchen zunächit oder zuerjt der Unternehmer den Geiverbe- 
betrieb im Umberziehen zu erſtrecken beabfichtigt. Hierüber ſ. Aus⸗ 
. führliches in der Min.Bek. vom 1. Februar 1882 „die Beſteuerung 
des Gewerbebetriebes im Umberziehen, bier die Diltrifts- und Ge- 
meinde-Umlagen betr.” Web. 15, 598 f.; ferner Min. Bel. vom 
13. Dezember 1883, Web. 16, 422; nebft Bundesratsverordnung vom 
31. Oftober 1883 (Web. 16, 386 ff.) und Min.-Bef. vom 19. No- 
vember 1879 (Web. 14, 262); fowie die Anmweifung zum Vollzuge 
des Haufierfteuergefebeg vom 1. Juli 1890 (Web. 20, 200 ff.); 
weiter die Min.:Bel. vom 8. Februar 1885 (Web. 17, 19 ff.); end» 
lih die Min.-E. vom 29. Dftober 1881 „die Beſteuerung der Vieh- 
händler" Web. 15, 460. 

Im übrigen |. über Haufierhandel und Wandergemwerbeicheine 
unten bei Gewerbeweſen 88 398 und 399. 

Gemeindebeamte und Gemeindebedienftete, welche den ihnen nad) 
dem Gewerbeſteuergeſetze und den hiezu erlaffenen Vollz.⸗Vorſchr. ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen nicht nachlommen, find von den vorgeſetzten 
Auffichtsbehörden im Disziplinariwege biezu anzuhalten und find die 
Finanzbehörden berechtigt, Die erforderlichen Leiftungen auf Koften der 
Jäumigen Beamten heritellen zu laffen. (Urt. 67 des Gemwerbefteuer- 
Gel.) Die nach dem Gewerbeſteuergeſetze (ebenjo wie die nad) dem 
Einfommen: und Kapitalrentenfteuergefege) verhängten Geld- und 
DOrdnungzftrafen fallen zur Hälfte an den Arme nt nd Desjenigen 
Ortes, in welchem der Beitrafte feinen Wohnfig reip. in Ermangelung 
eines ſolchen feinen Gewerbeſitz hat (Art. 68 1. c.). 


8 76. 


15. Auguft 1828 
IV. Das Geſetz vom 19, Wai 1881 „Die allgemeine 


Grundftener betr.“.1) 


Die definitive Grundfteuer ift eine Direkte Staatsauflage vom 
Grund und Boden; für Ddiefelbe wird nur eine einfache Beitrags- 


) Web. 15, 224 ff.; Bamb. 18, 654 ff.; Min.-Vel. vom 29. Januar 1882 
„Bollzug bes Grundfteuergeſetzes betr.” (Web. 15, 6585 ff.); Hod %, 12—69; 
Seißer 1, 40-86; Send. 3, 481 fi. 
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größe ausgemittelt, und es bleibt diefelbe unverändert, jo lange der 
eiteuerungsgegenjtand Dauert. 

Jeder Grundbefiger Hat die volle Grundfteuer unmittelbar an 
die Erhebungsbehörde zu entrichten. (88 2, 3 und 4 des Geſ.) 

Auch dieſes Gefeh legt den Gemeinden rejp. ihren Behörden ge- 
wiſſe Verpflichtungen auf. Cfr. 88 12, 14, 16, 17, 19 des Gel. 

Für jede Stenergemeinde ift nad 8 18 1. c. ein bejonderer 
Plan zu fertigen, welcher 

a. auch die Grenzen der politiichen Gemeinden und die Orts⸗ 

fluren darftellen, fowie die Haupt-Feldabteilungen benennen, 

b. die unveränderliche laufende Blan - Rummerierung, fowie die 

polizeilihe Haus» oder Belignummer für jedes einzelne 
Grundſtück enthalten muß. 

Bon diefem Plane erhält jede Gemeinde unentgeltlich zwei Ab⸗ 
drüde, wovon der eine die Fertigung der Katafterftelle erhalten und 
unverändert im Archive der Gemeinde aufbewahrt 
werden muß, während der andere zur Nachtragung der Veränder- 
ungen bejtimmt iſt. ($ 19 des Geſ.) 

Zum Behufe der Bonitierung und Klaſſifizierung der einzelnen 
Grundſtücke werden für jeden Bonitierungs = Bezirk eigene Taratoren 
aufgeitellt. Diefe müfjen jelbftändige, im Bonitierungsbezirfe anjäffige 
und praftiiche Landwirte fein und gehen aus ver freien Wahl der 
Gemeinden hervor (8 38 1. c.). Jede Steuergemeinde ftellt zu 
diefem Behufe einen zum Tarator geeigneten Wahlmann; fämtliche 
Wahlmänner erwählen ſodann aus ihrer Mitte unter Leitung der 
Dijtriftspolizeibehörde 24 Schätzleute, woraus die Central⸗Kataſter⸗ 
jtelle die erforderliche Anzahl beruft. 

Ueber Bejigveränderungs » Anmeldung und Umſchreibweſen |. 
SS 71 ff. des Gef. und 85 3 bis 9 der Vollz.-Vorfchr. vom 29. Januar 
1882 (Web. 15, 585 f.).***) 


8 77. 
15. Auguft 1828 
19. Wat 1881 
ftener betr.“. ) 
Die Hausſteuer iſt eine direkte Staatsauflage, durch welche die 


Nutzung aus Häuſern in Städten, Märkten und auf dem platten 
Lande belegt wird. ($ 11. c.) 


V. Das Geſetz vom „Die allgemeine Haus⸗ 


*#+), Nur der Vollftändigleit halber fei hier noch die „Brubenfeld- 
FM Eu) Termahen eine fpezielle Art der Grundfteuer, erwähnt. (Siehe 


Diejelbe wird auf Grund des Wei. vom 6. April 1869 „bie Abgaben von 
den Bergwerken betr.“ (Web. 7, 6, 555 ff.) erhoben und zwar nad) Maßgabe ded- 


877. V. Geſ. v. 15. Aug. 1828, 19. Mai 1881, „die allgem. Hausfteuer betr.”. 367 


Bon der Hausiteuer find befreit: 
alle Staatsgebäude, Kirchen, öffentliche Schul- und Erziehungs⸗ 
häufer und jene Stiftungsgebäude, worin fich öffentliche 
Wohlthätigkeitsanftalten befinden, dann nah $ 53 IV. Beil. 
zur Verf.-Urf. die Schloßgebäube, welche die Standesherren 
befiten und bewohnen. 

Rah Art. 10 Ziff. 26 des Gef. über den Vermwaltungsgerichts- 
hof entjcheidet der genannte Gerichtöhof in letter Inſtanz über „In: 
anjpruchnahme der gänzlichen oder teilweifen Befreiung von der 
Grund⸗ oder Häuferfteuer“. 

Der Maßftab für die Befteuerung der Häufer ift ihre Miet- 
ertraggfähigfeit, welche in dem jährlichen wirklichen Mietzins oder dem 
möglichen (gefchätten‘ Mietertrag gefucht wird ($ 3 1. c.). 

Die Mieten » Erhebung und Regulierung der Hausfteuer erfolgt 
unter Leitung der Regierungsfinanzlammern durch Kommiſſäre und 
unter Mitwirkung der Diftriftspolizeibehörben. 

Zur Einſchätzung der Mieten ‘werden für jede Mietftenergemeinde 
bejondere fachverftändige Taxatoren unter Leitung eines von der Ne: 
gterung ernannten Obertaxators verwendet. Die eriteren geben aus 
der freien Wahl der betr. Gemeinden hervor (88 8 und 9 1. c.) 
und zwar erfolgt diefe Wahl in Gemeinden mit ftäbtifcher Verfaflung 
durch die Gemeindebevollmächtigten, in Landgemeinden durch die Ge- 
meindeverjammlung, in fämtlichen Gemeinden der Pfalz durch den 
Gemeinderat. 

Die Beeidigung der Taratoren erfolgt nach der in Beil. I der 
Bollz.:Vorfchr. vom 4. April 1882 enthaltenen Formel (Web. 15, 
665) durch den Rentbeamten oder in deſſen Verhinderung durch einen 
hiezu beauftragten Diſtriktspolizeibeamten. — 

Reklamationen gegen die Haußsftener- Anlage find bei der ein- 
ichlägigen Diftriftspolizeibehörde (unmittelbaren Magiftrat) innerhalb 
der anberaumten halbjährigen Ausichlußfrift anzumelden (8 27 1. c.) 
und werden nach Maßgabe des 8 28 des Se und 88 16 und 17 
der Vollz.:VBorfchr. vom 4. April 1882 von dem durd) die Diftriftz- 
polizeibehörden zufammengejeßten und einberufenen SKompromiß- 
gerichte unterfucht und verbeichieden. 

Gegen Entfcheidungen der Regierungsfinanzlammer über Vor—⸗ 
nahme einer örtlichen Revifion der Mietjtener nah $ 30 1. c. fteht 


ee für welchen das Recht erworben ift, andere vom Bergbaue aus⸗ 
zufchließen. 
Außer der Grubenfelbabgabe unterliegt der Bergbau auch noch der Ein- 
fommenfteuer. (Bergl. Art. 2 bt. II lit. b, Art. 9 und Art. 15 lit. b des 
Eintommenfteuergef.) 

Weiteres hierüber j. in vorftehendem Geſetze vom 6. April 1869. 


1) Web. 15, 244 ff.; Bamb. 18, 677 ff; Min.-Vel. vom 4. April 1882 
„den Vollzug des Hausſteuergeſ. betr.” (Web. 15, 649 ff.) und Urt. I der fol. 
Deklaration vom 21. Aprit 1884 (Web. 16, 496); Geyb. 2, 436 ff.; Hod 2, 
6993; Seißer 1, 87—142. 
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den betr. Steuerpflichtigen, deögleichen der Verwaltung der betr. 
politiiden Gemeinde Berufung an das Finanzminifterium zu. Die 
Eröffnung einer folchen Enticheidung erfolgt an die Gemeindever- 
waltung durch fchriftliche Mitteilung, an die Steuerpflichtigen im 
Wege der in herkömmlicher Weile vollzogenen Bekanntmachung durd) 
den Bürgermeifter der betr. Gemeinde. Anträge auf derartige Nevis 
fionen können auch von der Gemeindebehörde auf Betreiben und im 
Namen der Huausfteuerpflichtigen gejtellt werben. 

Weiter fiehe über Revifion der Mietfteuer $ 31 und 321.c. Nach 
8 36 1. c. beginnt die Steuerpflicht für neuaufgeführte Gebäude mit 
Ablauf des dem Jahre, in welchem der Neubau vollendet wurde, 
folgenden Kalenderjahre2. 

Die Gemeindebehörden find verpflichtet, nach Maßgabe 
der vom Staatäminifterium der Finanzen ergebenden Anordnungen 
über alle in ihrer Gemeinde ftattgefundenen Neubauten periodische 
Anzeigen zu erjtatteg und im Betreffe der Katafterfortführung die 
verlangten Aufſchlüſſe zu erteilen. 

Nah 8 20 und 21 der Vollz.Vorſchr. vom 4. April 1882 
find ſolche Unzeigen zu eritatten für: 

a. völlig neu aufgeführte Gebäude, 

b. die Wiedererrichtung abgebrannter, eingeftürzter oder abge- 

brochener Gebäude oder Gebäudeteile, 

c. jede Erweiterung oder Erhöhung beftehender Gebäude ein- 
ihließlih der Herftellung von Nebengebäubden, 

d. die eh ung von Nebengebäuden in Wohngebäude und 
umgelehrt ; 

e. innere Bauveränderungen an beftehenden Gebäuden, Durch 
welche die urjprüngliche Mietertragsfähigfeit eine wejentliche 
Aenderung erleidet. 

Diefe Anzeigen find nebit Angabe des Zeitpunftes der Vollen- 
dung jeweils bis 30. Juni und 31. Dezember zu erjtatten und find 
in dieſe Anzeigen die fraglichen Neubauten nach ihrer Vollendung 
mit Bezeichnung der Strabe und Hausnummer, dann der Art ber 
Baupornahme aufzunehmen. Gegebenen Falles ift Fehlanzeige zu er: 
statten. Bon der Vollendung des Neubaues haben fid) die Gemeinde- 
behörden durch Anordnung entfprechender Einjichtnahme Ueberzeugung 
zu verfchaffen; ferner vergl. noch 8 21 Abſ. 4 der Vollz.Vorſchr. 
Ueber das weitere auf Grund Ddiefer Anzeigen erfolgende Verfahren 
ſ. 88 22 ff. der Vollz.Vorfchr. vom 4. April 1882 (Web. 15, 663 f.). 


8 78. 


Die Erbichaftsftener. 1) 


Die in den vorftehenden 88 73—77 aufgezählten fünf Steuer- 
gattungen: Einfommen-, Kapitalrenten-, Gewerbe, Grund: und 


1) Hod 2, 300-322. Seyd. 2, 471 ff. 
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Hausfteuer find allein maßgebend für die Berechnung der Gemeinde» 
umlagen nad) Maßgabe des Urt. 43 der Gemeindeordnung, nicht 
aber die gleichfall® zu den Steuern im eigentlichen Sinne gehörige 
Erbichaftsiteuer. 

Die Erbichaftsfteuer ift reguliert Durch Geſetz vom 18. Auguft 
1879 (Gef. und Verordn.⸗“Bl. ©. 883; Web. 13, 232 ff.; Bamb. 8. 
Erg.-Bd. 89), hiezu Bollz.:Bel. vom 21. September 1879 (Web. 13, 
622; Bamb. 8. Erg.-Bd. 105). 

Der Erbichaftzfteuer unterliegen — abgejehen von den anderen 
in Art. 1 des Geſetzes genannten Anfällen — vorzugsweiſe die An⸗ 
fälle von Erbichaften, Bermächtniffen und Schenkungen für den Todes⸗ 
fall und zwar ohne Unterjchied, ob Ddiefelben einem Bayern oder 
Nichtbayern zukommen. 

Zum Vollzuge des Erbichaftsfteuergejehes find nach Art. 28 
des Geſetzes die Drtspolizeibehörden verpflichtet, von jedem in 
der Gemeinde erfolgten Todesfall den Nentämtern Anzeige zu er- 
ftatten. Hiebei haben fie ich des in der Min.-E. vom 26. November 
1866 (Suft.-Min.:Bl. ©. 353 und Web. 6, 729) vorgefchriebenen 
Formulars zu bedienen. Desgleichen ift auch jeder, dem ein fteuer- 
pflichtiger Anfall zukommt, verpflichtet, denjelben binnen zwei Mona 
ten, nachdem er davon Kenntnis erlangt hat, bei dem zuftändigen 
Nentamte anzumelden, ohne Unterjchied, ob die Erwerbung des An⸗ 
falle bereits ftattgefunden hat oder nicht. 


879. 
Zuwiderhandlungen gegen die Stenergefieke.*) 


Bezüglich der Behandlung der Straffälle bei Zuwiderhandlungen 
gegen die Geſetze über die Grund», Haus⸗, Gewerbe-, Kapital⸗ und 
Einfommenfteuer |. Min.⸗Bek. vom 30. September 1881 Web. 15, 
441 


Nah 8 9 1.c. find ſämtliche Stellen, Behörden und Beamten 
(alfo auch die Gemeindebehörden und Gemeindebeamten), welche beim 
Vollzuge des Gewerb-, Kapital: und Einkommenſteuergeſetzes mitzu- 
wirfen haben, foferne ihnen die Verübung einer ftrafbaren Zuwider⸗ 
handlung gegen die Beitimmungen dieſer Geſetze oder der hiezu er- 
Laffenen Vollzugsvorjchriften dienftlich bekannt geworden ift, verpflichtet, 
hievon dem zuftändigen Nentamte unter Mitteilung der Weberführ- 
ungsbehelfe Anzeige zu eritatten. 
ner find nad) Art. 25 des Haufierfteuergejeges vom 10. März 
1879 (Web. 12, 722) die fämtlichen &emeindebehörden verpflichtet, 
Hinfichtlih der Beſteuerung des Gewerbebetrieb? im Umherziehen, 


*), Hock 2, 289 - 299; ferner über Behandlung der Straffälle bei Zuwider⸗ 
Banblungen gegen dad Gejeg vom 10. März 1879 über bie Befteuerung des Ge⸗ 
werbe-Betriebes im Umherziehen: Hod 3, 218—219. 


Boyl, Hanbönd. 1. 24 
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dann der Beitrafung von Zumiderhandlungen und zur Sicherftellung 
der Abgaben, Strafen und Koften die erforderliche Beihilfe nach 
Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes und der hiezu ergebenden Voll⸗ 
zugsanordnungen zu leilten. 

Im übrigen |. die cit. Miin.-Bel. vom 30. September 1881 
und die Ausführungen bei Hod 2, 289 ff. und 213 ff. 


8 80. 
Die Doppelbeftenerung. 


Schließlich ift Hier noch das feit 1. Juli 1871 in Bayern gil- 
tige Reichsgeſetz vom 13. Mai 1870 Beſritigung der Doppel⸗ 
beſteuerung“ (G.⸗Bl. 1870/71 Beil. S. 41; Web. 8, 532; Bamb. 
11, 168) zu erwähnen.“*) 

Nah 8 1 desjelben darf ein Deutjicher in der Regel zu ben 
direkten Staatsfteuern nur in demjenigen Bundesſtaate zugezogen 
werden, in welchen er feinen Wohnfig bat. Im Bundes⸗ oder 
Staatsdienst ftehende Deutjche dürfen nur in demjenigen Bundesſtaate 
befteuert werden, in welchem fie ihren dienſtlichen Wohnfig haben 
($ 2). Jedoch dürfen Gehalt, Penfion und Wartegeld, welche 
deutſche Militärperfonen und Civilbeamte, ſowie deren Hinterbliebene 
aus der Kafje eines Bundesſtaates beziehen, nur in demjenigen Staate 
befteuert werden, welcher die Zahlung zu leiften hat. Demgemäß hat 
3. B. ein fächfiicher Eifenbahnbeamter, welcher in einer bayer. Bahn- 
Itation feinen dienftlihen Wohnfig Hat und im Genuß von fteuer- 
pflichtigen Rapitalrenten ift, bezüglich feines Gehaltes die Steuer nad) 
Sachſen, bezüglich feiner Kapitalrente die Steuer, demgemäß auch die 
treffende Umlage in der betr. bayer. Gemeinde zu entrichten ($ 2 
Abſ. 3 und 8 4 des Geſetzes). 

Der Grundbeſitz und der Betrieb eines Gewerbes, fowie das 
aus diefen Quellen herrührende Eintommen darf (nad) $ 3 1. c.) nur 
von demjenigen Bundesitaate befteuert werden, in welchem der Grund- 
befig liegt oder da® Gewerbe betrieben wird. 

Bergl. Seyd. 2, 426 f.; Bl. für admin. Pr. 21, 155. 


Anhang. 
8 80a. 
Die gemeindlidden Stenereinnehmer. 
Die in mehreren Bezirfen des Königreiches beftehende Ein- 


rihtung, daß die Steuern und ftändigen Gefälle nicht von den ein- 
zelnen Pflichtigen zum Rentamte gebracht, fondern von Steuervor- 
”) Hod 2, 223 f. 
Seyd. 2, 425 ff.: „bie Grenzen bed ftaatlichen Beſteuerungsrechtes.“ 
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gehern (Steuerboten, Steuerträgern) eingenommen und im ganzen an 
das kgl. Nentamt abgeliefert werden, gab Beranlafjung zu der bejon- 
deren Min.-E. vom 5. Juni 1860: „die Einhebung der Steuern und 
Srundgefälle betr." (Web. 5, 183—187). In derfelben murde 
diefe — auf freiwilligem Uebereinkommen der Beteiligten beruhende — 
Einrihtung ala ſehr zwedmäßig anerfannt und daher die allgemeine 
Einführung derfelben als wünſchenswert bezeichnet; von der Anttelhuug 
beionderer Steuer- und Gemeinde-Einnehmer (wie ſolche in der Pfalz 
beftehben) und von der zwangsweiſen Einführung der gemeinbeweijen 
Stenereinhebung im Wege eines Geſetzes oder einer Verordnung wurde 
zwar abgejeben, doch Yollte nah diefer Min.⸗E. ernſtlich verfucht 
werden, diefe fchon durch die Verordn. vom 24. Januar 1832 Abf. 6 
(Web. 5, 184 Anm. *) geftattete Einrichtung im Wege der Belehrung 
und des freiwilligen Uebereinkommens möglichſt allgemein zur Aus- 
führung zu bringen. 

Es folgen nun in 14 Biffern ausführliche Direltiven über Die 
Einrichtung diefer gemeindeweifen Steuer-Perception und wird zum 
Schluſſe beigefügt: „Wo bisher fchon die gemeindeweile Berception der 
Steuern und Örundgefälle eingeführt war und das bisherige Ver: 
fahren fich ala zwedmäßig bewährt hat, kann ſolches, auch wenn es 
von den vorjtehenden Direktiven abweichen follte, fernerhin beibehalten 
werden. Auch ift nicht ausgeichloflen, daß an den vorftehenden Be: 
ftimmungen bei einer neuen Einführung der gemeindlichen Perception 
nach Lage der Verhältnilfe entiprechende Modifikationen eintreten.“ 


8 81. 
Die Nachftener.*) 


Die Frage, ob die Erhebung einer „Nachiteuer” auch jet noch 
rechtlich zuläffig jei, erjcheint ung von ſehr zweifelhafter Natur. Die 
Nachiteuer ift eine Steuer wohl für die Auswandernng des früheren, 
nicht aber des jest giltigen Nechtes, da Die Entlafhung aus dem 
Staatsverbande nicht mehr der Erwägung der ftaatlihen Behörden 
anheimgegeben ift, jondern auf diejelbe jeder ein Recht hat, welchem 
fein gelebliches Hindernis ie al do Staatsdienerpflicht, Steuer: 
ſchuldigkeit) entgegenſteht. Die Ziff. 10 der Min.-E. vom 2. Februar 
1868 „die Behandlung der Auswanderungsgejuche betr.“ ſpricht fich 
hierüber folgendermaßen aus: 

Nah dem Mandate vom 6. Juli 1804 (Web. 1, 92) ’k bon 
dem in da8 Ausland erportierten Vermögen dort, wo die beftehenden 
Ipeziellen Verträge nicht etwas Beſonderes verordnen, in der Regel 
eine Nachftener von zehn Prozent zu erheben. Dieje Abgabe wird 


*) Hod 2%, 738 Anm. 1; Seyb. 2%, 517; Krais 1, 189; Behm.-Brettr. 1, 
121 bi et. für admin. Br. 8, 185; 6, 894 ff.; 401 f. (für die Seit bis 1856) 
un ‚75. 


24% 
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jedoch jegt nur felten mehr vorkommen, indem fie bei allen Aus—⸗ 
wanderungen und VBermögengerportationen in folche Staaten, mit denen 
reigfgigte enerträge beitehen ‚ oder in welchen auch von dem nach 

ayern erportierten Vermögen feine Nachjteuer zur Erhebung fommt, 
nach dem Grundfage der Neciprocität hinwegfällt, und nach den der⸗ 
maligen Verhältnifien Abzüge bei Auswanderungen in die europäiſchen 
Staaten nur in Rußland und Polen noch fortbeitehen. **) 

Anfälle oder Zumwendungen auf Todesfall von Ausländern und 
bezw. an ſolche find durch daS Geſetz vom 18. Auguft 1879 über 
die Erbichaftäfteuer Art. 7 bis 9, ferner Art. 48 Ab). 2 (Web. 13, 
234 und 242) geregelt. — 

Die Entiheidung in Nachitener-Sachen gehört eventuell zur 
Kompetenz der Diſtriktsverwaltungsbehörden. 


II. Sudirehte Stenern und Geßäßren. 
| 8 82, 
A, Der Wialzanfichlag.*) 

Vom Malze wird eine beiondere Steuer, der Malzauffchlag, 
erhoben. (Art. 1 des Geſetzes.) 

Unter „Malz” wird alles künftlih zum Keimen gebrachte Ge⸗ 
treide verjtanden. (Art. 2.) 

Steuerbar wird dag Malz, fobald es für den Zwed der Er- 
ng von Bier oder Eſſig zum Brechen zur Mühle gelangt. 

rt. 3 


Es ift verboten, zur Bereitung von Bier ftatt Malzes (Dörr- 
oder Zuftmalzes) Stoffe irgend welcher Art als Zuſatz oder Erſatz 
oder ungemälztes Getreide für ſich, ſowie mit ungemälztem Getreide 
vermiſchtes Malz zu verwenden. Zur Erzeugung von Braunbier darf 
nur aus Getreide bereitete? Malz verwendet werden. (Art. 7.) 

Die Höhe des Steuerjaged und des Zufchlages hiezu bei Groß: 
betrieb wird durch Art. 8 des Geſetzes jowie 8 1 der Vollz.⸗-Vorſchr. 
vom 18. Dezember 1889 beitimmt.!) 


“) Siehe Min.-E. vom 17. Dezember 1824 und 21. November 1828 
(Web. 3%, 222); ferner Min.-E. vom 11. September 1846 (Döll. 32, 77), nad 
In oc bei a erungen nah Brafilien die Nadfteuer noch zu erheben 
if. (eb. 1, 93). 

*) Geſetz dom 16. Mai 1868 in der Fafſſung vom 8. Dezember 1889, 
publiziert mit Bekanntmachung vom 10. Dezember 1889: Web. 30, 1 ff.; Bamb. 

‚1063 ff.; Vollz.⸗Vorſchr. Hiezu vom 18. Dezember 1889: Web. 20, 32 ff.; 
Bamb. 36, 1105 ff.; Berorbn. vom 14. Degember 1889 „Webergangsabgabe und 
Nüdvergütung betr.” : Web. 30, 30; Bamb. 36, 1103, Min.-Bel, vom 22. Dezem- 
ber 1889, „Unmeifung betr. die nüdvergn hung des Malzaufichlages für ausge- 
Dihrten Bi: Web. 30. 47 ff.; Bamb. 36, 1126 ff.; Seyd. 3, 490 498; Hod 

N Ueber bie Dalgfteuerhöhe bei den fog. Hausbrauern |. Bel. der 
Generaldireftion ber Zölle vom 24. Mai 18% (Web. 30, 163 und 163 Anm. 1; 
ferner 30, 82 Anm. 1). 
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Den Malzaufichlag hat derjenige zu entrichten, auf melchen die 
Bolette als Malzeigentümer lautet. 

Der Staat, die Stiftungen, die Gemeinden und andere 
Korporationen oder Genoſſenſchaften haben ebenfo wie die Privaten 
den Malzaufichlag zu entrichten. (Art. 9.) 

Ein Nachlaß von Malzaufichlag oder eine Rückvergütung des⸗ 
jelben wird nach Maßgabe des Art. 10 des Geſetzes gewährt. 

Hiebei wird die Thätigkeit der Gemeindebehörden infoferne 
beanfprucht, als die Urt und das Maaß der Beichädigung von bereits 
polettiertem Malz oder von daraus erzeugten Fabrikaten auf voraus: 
gegangene Anzeige des Beteiligten von der Örtspolizeibehörde, nach 
Umftänden unter Einvernahme von Sachverftändigen, jedenfall® unter 
Buziehung des betr. Aufichlagseinnehmers feftzuftellen ift. 

Wird im Inlande, d. 5. im bayerischen Staatsgebiete erzeugtes 
Bier ind Ausland, d. 5. in jeden nichtbayeriichen Gebietsteil ausge⸗ 
führt, jo ift für jede Sendung, welche alte 60 Liter beträgt, 
ein Anſpruch auf Rücvergütung des Malzaufichlages nad) Maßgabe 
des Urt. 11 des Gejeßes, ferner der Verordn. vom 14. Dezember 
1889 und den Bollz.:Borfchr. hiezu vom 22. Dezember 1889 be- 
gründet (Web. 20, 3, 30 und 47 f.).®) 

Bon befonderer Wichtigkeit für die Gemeinde ift der Lokal— 
malzaufihlag.®) Näheres über denfelben f. $ 101. 

er jei bezüglich des Lofalmalzaufichlage® nur Folgendes 
erwähnt: 

a. Die Einführung eines Lokal⸗Malz⸗ und -Bieraufichlages in 
le Gemeinde kann nur mit Allerhöchiter Genehmigung er- 
olgen. 

b. Die im Datgauffchlags ejege bezüglich der Erhebung und 
Sicherung des Werarial-Dalzauffchlages getroffenen Beſtimm⸗ 
ungen finden auch auf ben Lolal-Malzaufichlag Anwendung 
(Art. 82 des Geſetzes). 

c. Wird in einer Gemeinde erzeugtes Bier in Gebinden und in 
einer Quantität von mindeften? 16 Liter aus dem Gemeinde⸗ 
bezirfe ausgeführt, jo Hat der Ausführende Anſpruch auf 
Rückvergütung und zwar in der Höhe bes durch die Ber- 


2), Als die gemeindlihen Faßaichanſtalten wenigſtens inbirelt ober 
mittelbar berührend ift die Beftimmung des 82 Ab. 2 der lehtgenannten Bollz.- 
Vorſchr. zu erachten, nach welcher „zur Bierausfuhr mit Anſpruch auf Rüdver- 
gütung bes Malzaufichlages nur ſolche Faäſſer verwendet werben Dürfen, welche 

ezüglich des Literinhalts nach Vorfchrift geaicht und auf denen ber Nichftempel, 

da3 Jahr der Wichung und der bei dieſer ermittelte Literinhalt beutlich einge- 
brannt find.“ — Ganz gleihe Beſtimmungen follen die Gemeinden aur 
Sicherung ihres Lolalmalzaufichlages in bie besbezüglichen, nach Wirt. 41 ber 
Bemeinbeordnung bezw. Urt. 86 des Malzaufichlagsgeieges zu erlaſſenden oytd- 
polizeilichen Borkhrikten aufnehmen. Vergl. 8 101. 

2) Art. .82—88 des Malzaufſchlagsgeſees (Web. 20, 26 f.). 
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ordnung vom 5. Yuguft 1882 (Web. 15, 751) |ftatuierten 
Nüdvergütungsfages (Art. 83 des Gefehes).*) 

d. Defraudationen des Auffchlages von dem in den Gemeinde: 
bezirt eingeführten Biere unterliegen neben Entrichtung des 
betr. Aufichlages einer Strafe im zehnfachen unb beim Rück⸗ 
falle im zwanzigfachen Betrage besfelben. 

Die Strafe darf jedoch niemals den Betrag von 360 M. 
überfteigen (Art. 84 des Geſetzes). 

e. ®er bei der Ausfuhr von Bier aus dem Gemeindebezirke 
zum Zwede der Rüdvergütung des Lolalmalzauffchlages un- 
richtig deflariert, oder ſonſt in widerrechtlicher Weiſe eine 
Rückvergütung fich zu verfchaffen fucht, iſt mit dem zehnfachen, 
im NRüdfalle mit dem zwanzigfachen Betrage der Rückver⸗ 
—5 — welche er ſich widerrechtlich zu verfcaffen juchte, zu 

trafen 


Die Strafe darf jedoch den Betrag von 360 Mark nie- 
mals überjteigen. Im Rüdfalle kann dem Berurteilten die 
Nüdvergütungsbewilligung durh die Verwaltungsbehörde 
(tgl. Bezirksamt, unmittelbaren Stadtmagiftrat) auf beftinnnte 
Zeit entzogen werden, wenn das Gericht im Strafurteil diefe 
Maßregel für zuläflig erklärt Hat. 

Der Berurteilte ift außerdem zum Nüderjate der etwa 

wiberrechtlich bezogenen Rüdvergütung verpflichtet (Art. 85 
des Gefehes). °) 
Zur Kontrolle und Sicherung des Lolalmalzaufichlages kön⸗ 
nen ortspolizeiliche Vorjchriften erlaſſen werden. Zuwider⸗ 
handlungen gegen diejelben unterliegen einer Gelditrafe bis 
zu 45 Marf (Art. 86). 


Lana) 


*) Die zu Urt. 83 des Geſetzes erlafiene Verordnung vom 5. Auguft 1882 


„die Rüdvergütung des Lolalmalzaufichlages in ben Landesteilen diesſeits des 
Rheines betr.“ Tautet: 


8 1. Wird in einer Gemeinde erzeugte Bier in Gebinden und in 
Sendungen von mindeſtens 16 Litern aus dem &emeindebezirfe ausgeführt, 
jo ift ber Lokalmalzaufſchlag mit 38 Pfennig vom Heltoliter brannen und 
mit 20 Pfennig vom SHeltoliter weißen Bieres zurüdzudergüten, wenn ber 
Lokalmalzaufſchlag mit 1 Mark vom Heltoliter erhoben wird. 

Beträgt ber Lolalmalzaufichlag mehr als 1 Mark vom Hektoliter Malz, 
fo Bat fi die Nüdvergütung nach Verhältnis dieſes Mehrbetrages glei 
falls zu ergehen: 

82. ird Bier, welches in ben Semeindebezirt von auswärts ein- 
En wurde, aus demſelben in @ebinden und in Sendungen von min- 

end 16 Litern wieder ausgeführt, fo ift der für dieſes Vier bei ber 
Einfuhr Ar Hufistag nad) Abzug von 6 Prozent, weldye ber Ge⸗ 
eds ern at für die Erhebungs⸗ und Ueberwachungskoſten verbleiben, 

uvergüten. 
Sur Berorbnung vom gleihen Tage (Web. 15, 752) if die NRüdvergüt- 


ung * hr natgaufich ages für die Rheinpfalz reguliert (Art. 82 ber pfälzifchen 


Bu Art a6 und Art. 84 des Geſetzes fiehe Art. 87 1. c. 
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(Bergl. Hiezu auch Art. 41 Abſ. 3 der Gemeinbe- 

orbnung,) 

g. Die in Anwendung der Art. 84 bis 86 des Malzaufichlags- 
ae erfannten Geldftrafen fließen in die Gemeinde - 
alle — 


h. Der einfache Lofalmalzauffchlag beträgt 1 Mark vom Hefto: 
liter Malz und 66 Pfennig vom Hektoliter, dann 1 Pfennig 
bom Liter eingeführten Bieres. — Der fogen. doppelte 
Lokalmalzaufſchlag beträgt 1 Mark 95 Pfennig vom SHefto- 
liter Malz, dann 1 Mark 31 Pfennig vom Heftoliter und 
3 Pfennig von je 2 Liter eingeführten Bieres. 

Dieſe Säge dürfen nicht überfchritten werden. ®) 

i. Für die von den Organen der vereinigten Aufichlag- und 
Bollverwaltung auf Grund des Art. 82 des Malzaufſchlags⸗ 
geſetzes ftattfindende Kontrolle und Erhebung des Lokal⸗ 
malgaufichlagea iit von den bezugsberechtigten Gemeinden an 
die hauptzollamtliche Kaffe des Bezirkes eine Vergütung zu 
leiſten, welche fi) nach dem NRegulativ vom 15. Dezember 
1875 (Web. 11, 261) „über die von den Gemeinden zu 
leiftende Vergütung für die Kontrolle und Erhebung des 
Lofalmalzaufichlages" richtet. 7) 


* Siehe !hiezu die Min.-E. vom 7. Dezember 1875 „bie Erhebung bes 
Lokalmalz⸗ und Bieraufichlages betr.” (Web. 11, 240 f. und 240 Anm. * a und b.) 
) Die Fin.-Min.-E. vom 15. Dezember 1875 mit dem obengenannten 
Negulativ ift mit Min.-E. vom 29. Dezember’ 1875 (Web. 11, 261 Anm. **) auch 
den rechtörheinifchen ®emeindebehörden zur entiprechenden Beachtung mit dem 
Deifügen befannt gegeben mworben, daß „Dur 8 1 Abf. 2 des Regulativs allen- 
falls bejonders begründete Nechtöverhältnifie unberührt bleiben.” — 
Aus den Beitimmungen dieſes Negulativs ift beſonders hervorzuheben: 
8 1. Die bezeichnete Vergütung befteht in Anfehung derjenigen @emein- 
den, welchen die Erhebung des LRolalmalzaufichlages bis Ende 1875 bereits be- 
willigt ift, in ben bis dahin für Verwaltungskoſten entweder nad) getroffener 
Verſtändigung mit der Aufichlagsverwaltung übernommen oder fonft in Uebung 
ſtehenden Leiftungen an Tantiemen zc. zc., infolange, als fi an der erteilten 
Bezugsbewilligung eine Aenderung nicht ergibt. 
Treten dagegen an diefer Bewilligung Aenderungen ein, fo haben auf bie 
vorgebadhten Gemeinden bie Beſtimmungen ber folgenden 88 2 unb 3 vom Zeit⸗ 
punfte der Erhebung des Gefälle nach ber geänderten Bewilligung in Anwendung 
zu lommen. | 
; 2. Gemeinden, benen die Einführung des Lokal⸗Malz⸗Aufſchlages erft 
im Laufe des Jahres 1876 ober ſpäter bewilligt wirb, haben vom Beitpunfte des 
Bollzuges an als Verwaltungskoſten jährlich zu entrichten: 
bei einem Sahresertrag bis 10000 Mark 3 Prozent, 
n „ n über 10000— 50000 Marf 2',, Broz. 
" " n n 50000-150000 „ 2 

von ber jeweiligen Brutto-Einnahme des Lolalmalzaufichlages ꝛc. 

8 8. Yür Gemeinden mit einem Rormalertrag von über 150000 Mark 
Lokalmalzaufſchlag bleibt die Feſtſetzung der zu leiftenden Vergütung an Verwalt⸗ 
ungskoſten jebeömaliger bejonberer Berfügung ſeitens des Finanzminiſteriums und 
des Minifteriums bed Innern vorbehalten zc. x. S. weiter citiertes Negulativ. 
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k. In den Fällen des Art. 84 bis 86 des Malzaufichlags- 
geſetzes d. h. in Defraudationsfachen in bezug auf den Lokal⸗ 
malzaufichlag, ferner bei Webertretungen der zur Kontrolle 
und Sicherung des Lolalmalzaufichlages erlaſſenen ort3poli= 
zeilichen Vorſchriften werden Die den Aufſchlagsbehörden nach 
den Seltimmungen bes Urt. 90 des Malzaufichlansgefeges 8) 
eingeräumten Befugniffe von den Gemeindeverwal- 
tungen ausgeübt (Art. 92 1. c.). 

Im übrigen fiehe Näheres über Höhe, Erhebung, Sicherung, 
Detailperzeption, Rüdvergütung, Verpflichtung zur Entrichtung zc. des 
Lokal⸗-Malzaufſchlags, Ddesgleichen die in dieſer Sache ergangenen 
Enticheidungen unten $ 101. — 


8 88. 
B. Die Branntweinftener.*) 


Das Reichsgeſetz vom 24. Juni 1887 „die Befteuerung des 
Branntweines betr.“ beftimmte im 8 1, daß der im Gebiete der 


*) Auf das Verfahren im Verwaltungswege findet nad Art. 90 1. c. — 
inſoweit dasſelbe nicht im nralganfihlagege ee jelbft geregelt ift — Art. 86, 
Urt. 87 Abſ. 1, Art. 88 Abſ. 1 und 6, Art. 89 big 91, Urt. 92 Abſ. 2 und 
Urt. 93 des Husführungegeiedes aur Reichsſtrafprozeßordnung vom 18. Auguft 
1879 und bezw. die 88 459 —463 Der Reichsſtrafprozeßordnung entiprechende An⸗ 
wendung. Dieje Beftimmungen betreffen das Berfahren der Verwaltungsbehörden 
in Bezug auf vorläufige Feſtſtellung bes Thatbeftandes, auf Erlafjung von Straf. 
beicheiden und deren Bollitredung im Falle der freiwilligen Unterwerfung unter 
Diefelbe. Vergl. hiezu auch die Min.-Bel. vom 2. Oktober 1879 über das Ver⸗ 
jahren in Zoll- und Aufichlag-Straffachen nebft der Anveilung Eu Behandlun 

er Zoll» und Aufſchlag⸗Strafſachen im Berwaltungswege (Web. 14, 124 ff.) un 
Berordn. vom 1. Oltober 1879 „das Verfahren in Zollſtrafſachen betr.” (Web. 
14, 123). S. aud unten 8 86. 

*) Reichsgeſetz vom 24. Juni 1887 (Web. 18, 377 ff.; Bamb. %4, 364) 
„die Beſteuerung des Branntweins betr.”. 

Bayer. Beleg vom 27. September 1887 (Web. 18, 895 Anm. 89; Bamb. 


24, 860). 
4 FR Berorbn. vom 27. September 1887 (Web. 18, 396 Anm. 40; Banib. 
Min.-Bel. vom 29. September 1887 „Beiteuerung des Branntweins betr.” 
(Web. 18, 572; Bamb. 24, 361) mit Geſetz vom 8. Yuli 1868 „die Beſteuerung 
de3 Branntweins in verjchiedenen zum (Nord-)Deutichen Bunde gehörenden 
Staaten” (Web. 18, 578 ff.; Bamb. 24, 390 ff.) und Geſetz vom 19. Sur 1879 
bie Steuerfreiheit de3 Branntweind zu gewerblichen Zwecken“ (eb. 18, 187; 
Bamb. 24, 41l). 

Weiter: Sorläufige Ausführungsbeftimmungen des Reichskanzlers vom 
27. September 1887 zu dem Branntweinfteuergejeb vom 8. Juli 1868, 19. Juli 
1879 und 24. Juni 1887 nebft dem Negulativ über die Steuerfreiheit bed Vrannt⸗ 
weins zu gewerbl. Zwecken, dem Branntwein-Wiederlage-Regulativ, dem Regulativ 
für die Beinigungdanftalten und dem Branntwein-Rachjteuer-Rtegulativ (Web. 18, 
668; 8.9.81. ©. 254; Gentr.,Bl. 351). 

Belanntmahung der Generaldireltion der Zölle zc. vom 80. September 
1887 nebft den VBollzugd-Beftimmungen und den Vollzugs⸗Vorſchriften 
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Branntweinfteuergemeinichaft bergeitellte Branntwein vom 1. Dftober 
1887 ab einer Verbrauchsabgabe und zu diefem Zwecke der fteuer: 
lihen Kontrolle nad) Maßgabe der näheren Ausführungen dieſes Ge- 
ſetzes unterliegt. 

Bu dieſer Branntieinfteuerge meint gehörte bei Erlaß dieſes 
Geſetzes Bayern — ebenſo auch Württemberg und Baben — nicht. 

Demgemäß beftimmte 8 47 des mehrerwähnten Branntweinfteuer- 
gejeges, dab jeine 88 1—43, 45 und 46 zugleich mit dem Geſetze 
über die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen Zwecken vom 
19. Juli 1879 und (8 40 1. c.) mit den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 8. Juli 1868 über die Beſteuerung des Branntiweines in ver: 
Ichiedenen zum (Nord-)Deutichen Bunde gehörenden Staaten und Ge- 
bietöteilen in einem der nicht zur Branntweinjtenergemeinichaft ge= 
hörenden Bundezftaaten erſt nach erfolgter Zuftimmung von 
Seiten des betr. Staates in Kraft treten. 

Bayern bat nun diefe Zuftimmung durch Geſetz vom 27. Sep: 
tember 1887 erklärt und bezw. wurde durch Art. 1 desfelben die kgl. 
Staatsregierung ermächtigt, die vorerwähnte Zuftimmung zu erteilen. 
Hiernah wurde durch die kaiſ. Verordn. vom 27. September 1887 
ausgeſprochen, daß die 88 1—43, 45 und 46 des mehrgenannten 
Anauntiweinfteuergelehes nebft dem obenangeführten Geſetz vom 19. Juli 
1879 vom 1. Dftober 1887 an im Königreihe Bayern in Kraft 
treten. **) 

Dadurch ift die Erhebung der Branntweinfteuer in Bayern auf 
das Neich übergegangen und erfolgt nad; Maßgabe des mehrerwähnten 
Reichsgeſetzes. 

Es erging daher die bayeriſche Min.Bek. vom 29. September 
1887, durch welche einerjeit3 die nunmehr vom 1. Dftober 1887 an 


(eb. 18, 590 ff.); Ausführungsbeftimmungen vom 19. Juli 1888, 5. Juni 1889 
und Belanntmadung vom 21. Februar 1898 (Web. 19, 229, 612 und 33, 111). 
DB. R. Beil. vom 19., Bel. d. R⸗K. vom 27. Dezember 1887 (Web. 18, 
877 Unm. 2): Unter Betriebsjahr im Sinne des Branntweinſteuergeſ. ijt die Zeit 
vom 1. Dftober des einen bi3 30. September bed nächſten Jahres zu verftehen. 
Branntwein-Gebühren-Ordnung vom 17. Yuni 1892 (Web. ei 481). 
Das Beleihungs-Regulativ für Bayern vom 20. Dezember 1887 (Web. 


Yin -Min.-E. vom 29. September 1887 und 10. Juli 1888 über Steuer- 
vergütung bei der Ausfuhr von Branntwein und über Steuernadläffe (Web. 18, 
588 f. und 19, 149), und 

Min.-E. vom 31. Auguft 1888 über Bortofreiheit der Boftfendungen in 
Branntweinfteuerfacdhen (Web. 19, 299 f.). 

Deltimmungen über Statiftil der Branntweinbrennereien vom 12. Februar 
1889 (Web. 19, 430). Siehe us 8 629; ferner das Ociep über die Abänderung 
der Branntweinfteuer vom 16. Juni 1895 (Meichd-Gei.-Bl. 1895 ©. 265 ff. mit 
Bekanntmachuug vom 17. Inni 1895, betr. die Redaltion des Branntweiniteuer- 
geſetzes vom 24. Zuni 1887 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 1895 ©. 276 ff.). 

**) Oeiche kaiſerl. Verordn. ergingen am 9. September und 23. September 
1887 bezüglich Badens und Württembergs (Web. 18, 396 Anm. 40). 


* 
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in Bayern in Geltung tretenden desbezüglichen Beftimmungen, andrer= 
ſeits aber auch diejenigen Vorfchriften befannt gegeben werden, welche 
vom 1. Dftober 1887 an ihre Giltigfeit verlieren (Web. 18, 572 ff.).*) 


8 84. Ä 
Die Halgfiener, Sabalfiener, Buderfiener. 
C. Die Salsftener. 


Nach Art. 35 der Reichs⸗Verf. ift die Beſteuerung des Salzes 
jet gleichfalls eine Angelegenheit des deutjchen Reiches. 

Die Erhebung der Salzfteuer gründete ſich zuerjt auf Die Ueber- 
einktunft wegen Erhebung einer Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 
(Web. 7, 17), durch welche im ganzen Umfange des Bollvereines der 
freie Verfehr mit Salz bergeftellt wurde. Das im Zollvereinsgebiet 
gewonnene, jowie das aus dem Auslande eingeführte Salz murde 
einer Abgabe von zwei Thalern (oder ſechs Mar) für den Boll 
zentner Nettogewicht unterworfen. 

Zur Beit gilt das CSalziteuergefeg vom 12. Dftober 1867, in 
Bayern unterm 16. November 1867 publiziert, (Web. 7, 143 [9 
nebft den Ausführungsvorfchriften vom 20. November 1867 (Web. L, 
150 ff.); hiezu die Min.:Bel. vom 22. Dezember 1868, bejonders 
17. Auguſt 1872 „die abgabenfreie Verabfolgung von Bieh-, Dung⸗ 
und Gewerbefalz betr.“ (Web. 7, 558 und 9, 498); endlich Aus⸗ 
führungsbeftimmungen vom 18. Juli 1888 (Web. 19, 210 ff.). 

uh nach dem erwähnten Salziteuergeje unterliegt das zum 
inländiichen Werbrauche beitimmte Salz einer Abgabe von 6 Marf 
für den Bollzentner Nettogewicht, welche, infoweit dag Sag im In⸗ 
lande gewonnen wird, von den Produzenten oder Steinjalz-Bergwerf- 
befigern (alſo auch vom bayerifchen Staate für das auf jeinen 
Salinen bezw. Bergwerfen gewonnene Salz), infoweit foldyes aus 
anderen als den zum Zollvereine gehörigen Ländern eingeführt wird, 
von den Einbringern zu entrichten ift. 

Die Befreiungen von der Salzabgabe find in 8 20 des Geſ. 
aufgeführt, aus welchem befonders hervorzuheben ift, daB das zu land⸗ 
wirtichaftlihen Zweden, d. H. zur Fütterung des Viehes und zur 
Düngung, desgleichen in der Regel auch das zu gemwerblichen Zweden 
beftimmte Salz abgabenfrei verabfolgt wird; jedoch unter Beobachtung 
der von der Zollverwaltung angeordneten Kontrollmaßregeln. Lebiere 
find in den obenerwähnten Min.-Bel. vom 22. Dezember 1868 und 
17. Auguſt 1872, jowie in den cit. allgem. Ausführungsbeitimmungen 
vom 18. Juli 1888 enthalten. 

Siehe auch oben $ 22 Anm. 6 ©. 62 f. 


”, Kür die Gemeindebehörden als folche und die gemeindebehörbliche 
Thätigfeit ift die Branntweinſteuergeſetzgebung nicht weiter von Belang e3 wird 
daher nad dieſer Richtung lediglich auf die in Anm. *) citierten Geſetze und 
Bollzugs-Borichriften ꝛc. verwielen. 
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Auch vom Vollzuge des Salzfteuergefege® wird die gemeinbe- 
behördliche Thätigfett nicht berührt, höchſtens infoferne als nad) 
Biff. 5 des 8 20 des Gel. auch das von der Staatöregierung ober 
mit deren Genehmigung zur Unterftüßung bei Notftänden, ſowie an 
Wohlthätigfeitsanitalten verabfolgte Salz ftenerfrei ift und die Gemeinde- 
behörden veranlaßt fein können, desbezügliche Gefuche um Gewährung 
diefer jteuerfreien Abgabe zu behandeln. 


D. Die Tabalfteuer.*) 


Der innerhalb des Bollgebietes erzeugte, desgleichen der von 
auswärtd importierte Tabak unterliegt einer Steuer nad) Maßgabe 
des ZTabafiteuergejeges vom 16. Juli 1879 bezw. 5. April 1885. 

Zum Vollzuge dieſes Gefeßes haben die Gemeindebehörden 
in folgender Weiſe mitzuwirken: Ä 

Nah 8 3 des Gel. hat jeder Inhaber eine mit Tabak be- 
pflanzten Grundjtüdes die Verpflichtung, der Stenerbehörde des Be⸗ 
zirks bis zum 15. Juli die bepflanzten Grundftüde einzeln nach Zage 
und Größe genau und wahrhaft jchriftlich anzugeben. Diefe Angaben 
werden von der Steuerbehörde geprüft, welche dabei von Den 
Gemeindebeamten zu unterjtügen ift. ($ 4 des Geſ.) 

Der Termin diefer Prüfung wird von dem betr. Steuerbeamten 
beitimmt und der Gemeindebehörde mitgeteilt. Letztere hat bie 
Tabakpflanzer zu der Prüfung einzuladen. Falls im Prüfungstermine 
der Befund vom Pflanzer nicht jofort als richtig anerfannt wird, ift 
der Gemeindevorfteher oder ein Stellvertreter desfelben beizuziehen. 
(8 2 der Vollz.-Vorſchr.) 

Auch bei den Ermittlungen behufs amtlicher Feſtſetzung der zu 
vertretenden Blätterzahl oder Gewichtämenge gemäß 8 6 des Gef. iſt 
der Steuerbeamte durch einen geeigneten Stellvertreter der Gemeinde: 
behörde zu unterftügen ($ 7 1. c.). Der zur Vornahme diejer an 
Drt und Stelle zu bethätigenden Ermittlungen anberaumte Termin tft 
der Gemeindebehörde und durch dieſe den Tabakpflanzern vorher 
befannt zu geben. Jeder Tabakpflanzer iſt berechtigt, den Ermitt- 
lungen auf feinen Grundftüden anzumohnen. 

Nach 8 14 des Gel. Hat die Steuerbehörde nach Anhörung der 
Gemeindebehörde die Zeit, warın bezw. die Friſt, bis zu welcher 
die Vorführung des Tabaks zur Nevifion und Verwiegung gejchehen 
muß, zu bejtimmen und duch die Gemeindebehörde in orte 
üblicher Weife befannt machen zu lafien. Dieſe Gewichtsermittlung 
kann nad) 8 1 des Gef. vom 5. April 1885 nunmehr über den 
31. März, hinaus bis 31. Mai verlängert werden. 


*) Reichsgeſetz vom 16. Yuli 1879 mit den Wenderungen durch das Geſetz 
vom 5. Aprit 1885 „die Beſteuerung des Tabaks betr.” (Web. 13, 117 ff.; 
Bamb. 16, 364 und 23, 156); Volla.-VWorjchr. Hiezu vom 25. März 1880 (Web. 
14, 385 ff.; Bamb. 17, 19) und Nachtrag vom 26. März 1888 (Web. 19, 225 ff.). 

Giehe auch oben 8 22 Anm. 7 ©. 68. 
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Wo da8 Bedürfnis vorliegt, die amtliche Verwiegung der 
Grumpen und Sanbblätter früher als diejenige des Obergutes zu 
veranlafien, fann die Gemeindebehörde einen bejonderen Ber- 
wiegungstermin für die Grumpen, fowie für die Sandblätter bean⸗ 
tragen. 

In diefem Falle hat die Gemeindebehörde von dem bevor- 
ftehenden Verlaufe der Srumpen!) bezw. vom Beginne des Abhängens 
der Sandblätter?) der Steuerbehörde bejondere Anzeige zu machen. 


Bevor die bezüglich der Verſteuerung zu vertretende Blätterzahl 
bezw. Gewicht3menge gemäß 88 6 und 7 des Gef. amtlich feitgeftellt 
und der etiva Dagegen erhobene Einfpruch entichieden, oder aber Die 
Abſtandnahme von der amtlichen Srmittelung der Blätterzahl bezw. 
Sewichtömenge befannt gemacht worden ift, Dürfen Tabafblätter nur 
nach vorheriger Anzeige bei der Gemeindebehörde und unter 
—— der wegen Feſtſtellung der Menge von der Steuerbehörde 
zu erlaſſenden Anordnungen eingeſammelt werden. Dieſe Anzeige an 
die Gemeindebehörde muß ergeben, an welchem Tage und auf welchen 
im einzelnen nach Lage und Flächeninhalt genau zu bezeichnenden 
Grundſtücken mit der Abblattung begonnen wird und in welche Räume 
die geernteten Blätter zur vorläufigen Aufbewahrung gebracht werden. 
Die gedachte Anzeige iſt von der Öemeindebehörbe fort der Steuer- 
behörde zu überfenden. ($ 22 Ziff. 4 des Gef. und $ 21 der Bollz.- 
Vorſchr.) 

Endlich iſt in $ 47 Abſ. 3 des Gef. beſtimmt, daß die Be⸗ 
hörden und Beamten der Bundesstaaten, alſo auch die Gemeinde» und 
Drt3polizeibehörden, ſich gegenfeitig thätig und ohne Verzug den ver- 
langten Beiftand in allen gejeglihen Maßregeln leiften jollen, welche 
zur Entdedung oder Beftrafung der Zumiderhandlungen gegen dieſes 
Geſetz dienlih find. — 

Mitglieder des Gemeindeausichufles, ferner Gemeindediener, 
Flurwächter und andere Perfonen, welche — ſei es zur Vornahme 
eine Augenjchein® oder zur Erteilung von Auskunft über die Ge- 
markungs- oder die Befigverhältniffe oder auch zur Leiftung von 
Handdienften — zu den oben angegebenen Ermittelungsarbeiten bezm. 
zu Nevifionen der Tabakpflanzungen in der obengeichilderten Weiſe 
beigezogen werden, erhalten Zagesgebühren von 2 Mt. 60 Pfg. bei 
einer Beichäftigung von mehr als 6 Stunden und von 1 ME. 30 Pig. 
bei einer folchen von unter 6 Stunden. 


) „Srumpen” find: „die ſchon auf bem Felde abgeftorbenen unterften 
Tabafblätter, welche nicht aufgeſchnürt und nicht zum Zrodnen aufgehängt 
werden“. 


) „Sanbblätter” find: „Diejenigen Tabakblätter, welche zur Beit bes 
Brechens nicht mehr grün find, aber noch aufgefchnüärt und zum Trocknen aufge 


hängt, jebod; zeitiger ald DaB Dbergut (die eigentlichen Tabafblätter) abgehängt 
werben”. 


$ 84. E. Die Buderftener. 381 


Für Gemeinden, welche in botanifchen Gärten zu wiflenfchaft- 
lichen Zweden, oder in öffentlichen Anlagen als Zierpflanzen Tabak 
ziehen, ijt noch der Beichluß des Bundesrates vom 21. März 1282 
(Web. 14, 385 f. Anın. 2)8) von Intereſſe. 


Im übrigen |. über Tabakſteuer das in Anm. * cit. Geſetz mit 
Vollz.⸗Vorſchr. ferner Hode 2, 643 ff. 
Ueber Tabafbau und dejlen Förderung f. 8 478. 


Neben der Salz- und Tabatfteuer erwähnen wir bier noch kurz: 


E. Die Zuckerſtener. 


Diejelbe wird gleihfallg vom Reiche erhoben. 


Zum Bollzuge dieſer Steuer wird keine befondere Thätigfeit 
der Gemeindebehörden in Anfpruch genommen. Wir beichränfen ung 
Daher darauf, lediglich die bezüglich dieſer Steuer zur Zeit giltigen 
geſetzlichen Bejtimmungen anzuführen. 

Es find Dies die Vorfchriften des neuerlafjenen Zuckerſteuer⸗ 
gejege® vom 27. Mai 1896, publiziert mit Bekanntmachung vom 
28. Mai 1896 im Neich8:Gef.-Bl. Nr. 12 vom 30. Mai 1896 
©. 117—144. In diefem Geſetze find die noch giltigen Beitimmungen 
des Buderiteuergefebes vom 31. Mai 1891 und die neuerlaffenen des 
Abänderungsgejeges vom 27. Mai 1896 redaktionell vereinigt und zu 
einem Gejege zufammengefaßt. 

Neue Vollz.⸗-Vorſchr. zu diefem Gefebe, welches mit dem 
1. Auguft 1896 volljtändig in Giltigfeit trat, jind bis jet noch nicht 
veröffentlicht. Sie werden daher feiner Zeit im Nacdhtrage erwähnt 
werden. 


) Diejer Bundesratöbeichluß Tautet: 


1) Son ber Erhebung ber Tabakfteuer von Tabakfpflanzungen in botanifchen 
und anderen zu Unterrichtszwecken angelegten Gaͤrten ift Abitand zu 
nehmen, wenn die Pflanzung für jedes derartige Grundſtück nicht mehr 
als 30 Quadratmeter Flaͤcheninhalt umfaßt und feitens der vorgejegten 
Auffichtsbehörde beicheinigt wird, Daß der zu erzeugende Tabak nicht 
zum Konſum, ſondern lediglich zu wiſſenſchaftlichen Zwecken verwendet 
werde. Die oberſten Landesfinanzbehörden ſind in den vorbezeichneten 
Fallen befugt, unter Vorbehalt des Widerrufs von der alljährlichen 
Anmeldung ſolcher Pflanzungen abſehen zu laſſen. 

2) Von der Erhebung der Tabakſteuer iſt abauieben, und e3 kann Die 
Erfüllung der Vorichriften wegen der Anmeldung ber betreffenden 
Grunbdjtüde unterbleiben, wenn auf einem zujammenhängenden, unge» 
teilten Grundftüd nicht mehr als 50 Tabakpflanzen lediglich zu Bier- 
gineden epflanzt werden, und bieje Deilimmung ber Pflanzen aus ber 

rt der Benubung des Grundftüds, jowie aus dem Berhältnis der mit 
Tabak bepflanzten Fläche zur Gefamtflähe des Grundſtücks unzweifel- 
haft hervorgeht. 
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für das Kalenderjahr *) eine Gebühr an die Staatskaſſe6) zu entrichten, 
welche feitgejegt wird: 
1) in &emeinden®) von mehr als 15000 Einwohnern auf 
fünfzehn Marf,7) 
2) H ven‘) von mehr als 1500 Einwohnern auf neun 
dark, 
3) Jemeinden‘) von mehr al® 300 Einwohnern auf ſechs 
art, 
4) in Eleineren Gemeinden ®) auf drei Mark. 7) 8) 


2) Berpflichtet zur Entrichtung ber Gebühr ift der Beſitzer, ohne Rüd- 
fiht darauf, ob er wirklich Eigentümer des Hundes ift ober nicht. Dagegen ift 
der Eigentümer, welcher nit Beſitzzer ift, nicht dazu verpflichtet. Wenn daher 
3. B. der Eigentümer eines Ba weldyer in München wohnt, feinen Hund 
hinaus aufs Land, beiſpielsweiſe jeinem Jagdaufſeher zc., der in jeinem auswär- 
tigen Jagdbezirke wohnt, fländig zur Wart und Pflege, überhaupt dauernd zur 
Haltung gibt, fo ift nicht der Eigentümer, fondern biefer Zagdauffeher, welcher 
den Hund zur Zeit des Eintritted der Verpflichtung zur Gebührenentricdhtung bezw. 
Anmeldung im wirklichen, faktiſchen Befig Hat, zur Vorführung reip. Anmeldung 
und Gebührenzahlung verpflichtet. Maßgebend für die Sebührenpflicht ift aljo 
nicht das Eigentumsrecht, fondern der faktiſche Beſitz: gleichviel, auf welchen 
Titel fidy diefer VBefit gründet. S. auch Anm. 23. 


*) Die Gebühr wird von Kalenderjahr zu Kalenderjahr erhoben und 
wird die Verpflichtung zu ihrer Entridtung mit den Ablaufe eines ſolchen, alfo 
mit Ablauf des 31. Dezember jeden Jahres von neuen: wieder begründet. Dem⸗ 

emäß ift mit Beginn jeden neuen Kalenderjahres wieder neuer Termin zur Bor- 
Pirung und Anmeldung des Hundes behufs neuerlidher Gebührenentrichtung an- 
zuberaumen und Öffentlich befannt zu geben. 


°, Durch dieſe beftimmte Faſſung „eine Gebühr an die Staats kaſſe“ if 
jede andere Gebühr 3. B. eine bejondere Hunbdefteuer zu gunften der Gemeinbe- 
kaſſe vollftändig ausgejchloflen. Siehe hierüber das in Anm. 53 Bemerkte, befon- 
ders meine Abhandlung in Nr. 24 der bayer. Gemeindezeitung vom 20. Auguft 
1896 „bie Hunbdefteuer und die Art. 39 unb 40 der Gemeindeordnung.“ 


*) Die Gebührenpflicht knüpft fih an die Gemeinde, in deren Be- 
zirk ber Hund gehalten wird. Die Höhe der Gebühr richtet fi) demnach auch 
in der Regel nad) ber Größe d. h. nad) der Einwohnerzahl dieſer Gemeinde. 
Eine Ausnahme von diejer legteren Regel ift nur in Abſ. 2 des Art. 1 ftatuiert. 
©. unten Anm. 9. 

Mit der Gebührenpflicht ift auch die Berpflihtung zur Anmeldung und 
pur Borführung behufs Bijitation in derjenigen Gemeinde, in welcher die Haltung 

e3 Hundes bethätigt wird, gegeben. Daher vollzieht ſich aber auch ge folge- 
richtig jede behördliche Thätigleit, welche auf diere nmeldung und Gebührener⸗ 
hebung gerichtet iſt, innerhalb des Gebietes der betr. Gemeinde, und iſt dem⸗ 
gemäß in erſter Linie den Gemeinde- und Ortspolizeibehörden übertragen. 


) Was die Höhe der Gebührenſätze anbelangt, fo kann man vielleicht zu⸗ 
geben, daß fie nicht gerade übermäßig ſind; Doc können fie auch nicht als zu 
ering bezeichnet werben. Es ift bei Beurteilung ber Frage nach ber etwaigen 
Butat igfeit einer Erhöhung diefer Sätze bejonders auf den eigentlichen Zweck des 
Geſetzes zu ſehen. Dieſer ift in allererfter Linie ein fichergeitd- und fanitäts- 
polizeiliher: die Verhinderung der Hundswut durch Verminderung der Bahl 
derjenigen Hunde, melde ſchlecht gehalten werden ober herrenlos herumlaufen 
und dadurch ber Erkrankung mehr ausgejegt find. Diefer Zweck aber d 
durch die gegenwärtigen Steuerſätze, wie die Erfahrung lehrt, vollſtändig 
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Für Weiler, Einöden und einzelnftehende Anweſen beträgt die 
Gebühr ohne Rüdfiht auf den Gemeindeverband?) drei Mark. 

Im Sinne diefes Geſetzes ift eine Einöde 10) oder ein einzeln- 
ſtehendes Anweſen eine menjchlihe Wohnung,1!) welche von jedem 
bewohnten fremden 12) Gebäude über einhundert Meter12) entfernt ift, 


erreiht: über dieſen Zweck hinaus erfcheint uns daher eine Beſteuerung, 
welche nur Einzelne trifft, ald nicht zuläffig. — Im Gegenteil dürfte ſehr 
wohl in Erwägung gezogen werden, ob nicht Hunde, weldhe zum Gewerbebetriebe 
abjolut nötig find oder ſonſt ald Bedarfshunde anerlannt werben müffen, noch mit 
geringeren Gebühren, al3 jetzt ber Fall iſt, befegt werben follten. 


°%) Die Ginwohnerzahlen werben aus bem vom kgl. ftatiftifchen Bureau in 
Münden herausgegebenen Drtichaftenverzeichnifie entnommen. ©. hiezu Näheres 
Graf, Comm. ©. 15 ff. Ziff. 11 bis 15 zu Urt. 1 des Geſetzes. 

) Wohl aus rein ficherheitöpoligeilihen Gründen foll bei Weilern, Einöden 
und einzelnftehenden Anweſen gar nicht in Betracht gezogen werden, welche Ein- 
wohnerzahl die Gemeinde hat, zu welcher bie betr. Einöbe zc. gehört (f. Anm. 6). 
So mus 3. DB. ein einzelnftehendes Haus in München, welches nach allen Seiten 
hin von Gebäudegruppen mindeftend 100 Meter in der Luftlinie entfernt liegt, 
bezw. der in einem ſolchen Haufe gehaltene Hund gleichfall3 nach dem Satze von 
3 Mark behandelt bezw. beiteuert werben, nicht nach dem von 15 Marf. 


29 Als Einöde, db. h. mit dem Gebührenſatze von 3 Marl, ift auch eine 
Gruppe von Gebäuden oder ein einzelnftehendes Haus, welches weniger als 
100 Meter von anderen Häufergruppen entfernt liegt, dann zu behandeln, wenn 
und folange bieje Häufergruppe faktiſch als „Einöde" in dem amtlichen Ortſchaf⸗ 
tenverzeichnid benannt und daher als ſolche von den Behörden ber inneren Ver⸗ 
waltung auch anerfannt ift. (Vergl. Graf, Commentar Ziff. 19 zu Art. 1 ©. 21.) 

i) Unter „einer menfchlichen Wohnung” ift ein zum ftändigen Aufent⸗ 
halt von Menſchen dienendes und hiezu beitimmtes Wohngebäude zu verftehen, 
ohne Rückſicht darauf, ob nur eine oder ob mehrere Familien in Demielben wohnen, 
alfo ob eine oder mehrere Wohnungen in demſelben jich befinden ; doch darf nur 
ein Wohngebäude gegeben fein. Sind zwei ober mehr Wohngebäude neben 
einander (d. 5. in einem Abftande von meniger ald 100 Metern von einander) 
vorhanden, fo ift der Begriff ber „Sruppe” von Wohngebäuden gegeben. Eine 
ſolche Gruppe erjcheint im Sinne bes Geſetzes fo lange als „Weiler“ und fällt 
unter den 3-Mark⸗Satz, ald ihre Einwohnerzahl die Summe von 300 Seelen nicht 
überfteigt. Steht alfo 3. B. ein Yabrifarbeitermohnungsgebäude mehr als 100 
Meter von allen übrigen Wohngebäuden ringsum entfernt, fo ift es eine „Einöde“ 
im vorliegenden Sinne und fällt unter den 3-Marl-Sag, auch wenn mehr als 
300 Perjonen in demfelben wohnen. Sobald aber in einer Entfernung von weni⸗ 

er al3 100 Metern ein zweites Wohngebäude gebaut wird, und es überfteigt Die 
inwohnerzahl dieſer beiden Gebäude zufammen das dritte Hundert, dann 
fommt der 6⸗Mark⸗Satz zur Anwendung ; betragen Dagegen die Geſamteinwohner 
diefer beiden Wohngebäude nicht mehr als 300, dann werben biejelben zuſam⸗ 
men ald „Weiler“ unter den 3-Mark⸗Satz gebracht. 


2) Diefe Entfernung ift von der Hausthüre be einen Wo hn gebäudes 
ur Hausthüre des anderen Wohngebäudes zu meſſen; natürlich, ſoweit beiber- 
—* Gruppen in Betracht kommen, immer von ber Hausthüre derjenigen Wohn⸗ 
gebäude, welche je von beiden Gruppen ſich am Nächſten liegen. Unbewohnte 
Gebäude kommen nicht in Betracht. 

Weiter wird nicht nach der Luftlinie gemeflen, ſondern nach dem nächſten 
Fuß⸗ oder Fahrwege, welcher für den Verkehr von dem einen diejer Gebäude zum 
anderen benußbar iſt. Ein verbotener Weg kann aljo nit in Rechnung 
gezogen werden, es müßte denn fein, baß er für bie fämtlichen Bewohner ber 


Pohl, dandbuch. L 25 
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Die Hnudeftener!) oder 
„Die Gebühr für dns Halten von Hunden.“ 

(Hock 2, 660 ff.; Graf: das kgl. bayer. Geſetz „die Erhebung einer Gebühr für 
das Halten von Hunden betr.“ rlangen Ye Eommentar zum Hunbegebübren- 
geſetz. 

Der Zweck des Hundeſteuergeſetzes iſt neben der Erzielung 
eines finanziellen Vorteiles ganz beſonders ein ſanitätspolizeilicher 
und gipfelt vorzugsweiſe in der Herbeiführung einer „Verminderung 
des Uebermaßes der beſtehenden Hundezahl und der hieraus für die 
menſchliche Geſellſchaft hervorgehenden Gefahren.“ Aus dieſer ſani⸗ 
täts⸗ und ſicherheitspolizeilichen Abſicht des Geſetzes finden auch ver⸗ 
ſchiedene Beſtimmungen desſelben, beſonders diejenigen über die 
Anmeldung und die Folgen der Nichtanmeldung der Hunde ihre rich⸗ 
tige Erflärung. 

AS die hauptfächlichiten Grundbeftimmungen diefes Geſetzes find 
folgende hervorzuheben: 

a. Jeder über vier Monate alte Hund ift gebührenpflichtig und 
muß angemeldet werden, jobald er diejes Alter erreicht hat; 
dabei gibt es einen Unterjchied zwifchen Gebrauchs⸗ oder 
Bedarfs: und fog. Luxushunden. 

b. Als Grundlage für die Abſtufung der Hundegebühren gilt 
die Einwohnerzahl der betr. Gemeinde, in weldjer ber 
Hund gehalten wird; jedoch erhalten die Heinften Orte: Die 
Einöden und Weiler — wohl aus Nicherheitäpoligeitichen 
Gründen — ohne Rüdfiht auf die Einwohnerzahl der 
meinde, zu welcher fie gehören, den niedrigiten Satz. 


) Geſetz vom 2. Juni 1876 „Erhebung einer Gebühr für das Halten von 
Hunden” in der Faſſung des Gejeted vom 31. Januar 1888 (eb. 11, 552 und 
18, 702; Bamb. 7, Erg.-Bd. 1 ff. und 25, 11 ff. mit Min.-E. vom 9. November 
1888 (Web. 19, 858; Bamb. 25, 431): „Vollzug bed Hundegebührengejeges betr.“ 

Ferner: Kol -Borichr: vom 20. Juni 1876 (Web. 11, 561; Bamb. 7, 
Erg.-Bd. 7): Min.-E. vom 25. Juni 1876 (Be. 11, 568). 

Berorbn. vom 17. Juni 1876 (Web. 11, 558; Bamb. 7, E. 5): Ueber- 
tragung der Berwaltung der Hunbegebühren an die Boll- und Steuerbehörden. 

Bel. vom 19. Zuni 1876 (Web. 11, 560; Bamb. 7, Erg.-Bd. 6): über 
Hundezeichen und ba3 Tragen derjelben. 

Min.-E. vom 16. Dezember 1876 (Web. 11, 639; Bamb. 7, Erg.-Bd. 202): 
über Auftänbigteit ur Behandlung und Entiheidung von Ungelegenheiten und 
Streitigleiten bezügl. der Hunbegebühren. 

Min.-E. vom 25. Dezember 1876 (Web. 11, 698; Bamb. 7, Erg.-Bd. 
204): Koften bes Fot uge— 

Bel. vom 13. November 1876 Geb, 11, 665; Bamb. 7, Erg.-Bb. 206): 
Rechneriſche Zulammenfelung (Yormular). 

Min-E. vom 14. Februar 1877 (Web. 12, 23; Bamb. 7, Erg.-Bd. 300): 
Gebühren ber Tierärzte für Hundevifitation. 

Bel. vom 13. Mai 1878 (Web. 123, 287; Bamb. 7, Erg.-Bb. 854): bie 
Hundegebühren-Ablieferung. 


e= 
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c. Die Gebühr ift eine Staatsgebühr und wird an die 
Staatskaſſe entrichtet; neben und außer ihr noch eine be» 
ſondere gemeindlihe Hundegebühr zu erheben iſt gejeglich 
unftatthaft.2) Die Hälfte des Neinertrages diefer ftaatlichen 
Hundegebühr fließt aber in die betr. Gemeindelaffen. 

d. Die Hundegebühr wird wohl zugleih im Anſchluſſe an die 
fanität8polizeiliche Bifitation der Hunde von der Gemeinde- 
bezw. Ortspolizeibehörde erhoben, jedoch fteht die Ver- 
waltung des Ertrages derjelben den Zoll: und Aufichlags- 
behörden zu. 

e. Die Kontrolle des Vollzugs der einfchlägigen Beitimmungen 
des Geſetzes, jowie der VBollzugsverordnungen ſteht ſowohl 
den DOrtspolizeibehörden als dem Zoll- und Aufichlagsperio- 
nale zu und fichern ziemlich ftrenge Strafbeitimmungen die 
ftritte Durchführung der desbezüglichen Vorſchriften. 

Bei den manchfachen Schwierigkeiten, welche der Vollzug, bezw. 
die richtige Anwendung dieſes Geſetzes in der Praxis bietet und bei 
der Wichtigkeit, welche dasjelbe für die Gemeindebehörden in 
bezug auf die Entwidlung ihrer amtlichen Thätigkeit ſowohl als die 
Sicherung ihrer Einkünfte haben dürfte, geben wir im nadjjtehenden 
8 85a den Wortlaut des Geſetzes mit den nötigen Anmerkungen zu 
den einzelnen Baragrapben unter Anführung einzelner in diejer Nicht: 
ung ergangener wichtiger Entjcheidungen und bezw. Entfchließungen zc. 


8 Sba. 


Geſetz 
vom 2. Juni 1876 „die Erhebung einer Gebühr für das Halten von 
Hunden betr.“ in der Faſſung des 


Geſetzes vom 31. Jannar 1888. 


Art. 1. 
Für jeden!) über vier Monate?) alten Hund hat der Befiger ®) 


*) Vergl. hiezu 8 85a Anm. 5 und 58. 

') Für das Sundegebührengeie gilt bie Pegel unbedingter und allge- 
meiner Bebührenpflichtigteit Auf die Perſon bed Hundebeſitzers, desgl. auf den 
Bwed, zu welchem der Hund gehalten wird, fommt es nihtan. Uusnahbmen 
von dieſer Regel gibt es nur folgende: 

a. Hunde von Perjönlichkeiten, welche bie Erterritorialitätsrechte genießen, 

nd frei von ber Gebühr, nicht aber von ber Verpflichtung zur An⸗ 
meldung und Bifitation. 

b. die as Art. 4 Abſ. 3 bes Geſetzes genannten Hunde find frei von 

ebühr. 

") Durch daß vi vom 81. Januar 1888 wurde das gebühren- und an- 
melbepflichtige Witer bes Hundes von drei auf vier Monate erhöht. Das vierte 
Monat muß bereit3 vollendet fein. 
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— ein Weiler13) eine zufammen nicht mehr ala 300 Einwohner 
zählende Mehrzahl näher beifammenliegender Anwejen, deren bewohnte 
Gebäude über einhundert Meter!2) von jeder anderen Gruppe1t) 
menfchlicher Wohnungen entfernt find. Bei der Bemeſſung der Ent- 
fernung einer Gruppe von der anderen find Einöden und einzeln: 
ftehende Anweſen nicht in Betracht zu ziehen. 15) 16) 


beiben bier in Rückſicht zu ziehenden zunächft bei einanber liegenden Gebände 
(der betreffenden zwei Häufergruppen) benugbar und nur im übrigen dem allge- 
meinen Verkehre entzogen wäre. 

Das Ausmefien diefer Entfernungen und beren aftenmäßige Konftatierung 
ift lediglich Sache ber Drtöpoligeibehörden und deren amtlicher Organe. 

Bergl. Hiezu Graf, Komm. Ziff. 22 und 23 zu Wet. 1 ©. 22 f. 

Das mindeftend 100 Meter entfernte Gebäude muß aber ein „frembes“ 
ſein. Bei der Abficht der Novelle vom 31. Januar 1888, die Härten bed Geſetzes 
vom 2. Januar 1876 thunlichit zu befeitigen, muß bad Wort „fremb" in ber 
Regel wohl als gleichbedeutend mit „einem anderen Eigentümer gehörig” erachtet 
und überhaupt im einzelnen gegebenen "alle immer jo audgelegt werben, daß im 
Biweifel die mildere Behandlung, d. 5. die Anwendung des niedrigeren Sabes 
zuläffig erjcheint. Vergl. au Anm. 11 und 14. 


ic) „Weiler“ im Sinne dieſes Geſetzes brauchen nicht befondere Ortsnamen 
zu haben, es kommt vielmehr nur darauf an, daß eine Wohn. Häufergruppe, 
deren Beja mteinwohnerichaft Die Zahl 300 nicht überfteigt, mindeſtens 100 Meter 
von jeder anderen ſolchen Gruppe — immer gerechnet von der Hausthüre des 
äußerften WoHnbaufes der einen Gruppe zur gar üre des näch fi gelege- 
nen Wohnbaufes der anderen Gruppe — entfernt it. So kann e3 fommen, daß 
BVeiler (wie auch Einöben) im Sinne bed Hundegebührengefeged ſich mitten im 
einer Stadt ober überhaupt mitten in einem @emeindebezirfe befinden. (Vergl. 
hiezu Graf Biff. 29 ©. 27 f.) 


120) Auch das Wort „Bruppe” ift (wie das Wort „Fremd“ |. oben Anm. 12 
a. €.) der Tendenz ber Rovelle von 1888 entiprechend immer nach Lage der Sache 
und für den einzelnen Yall fo auszulegen, daß im Qmeife! der geringere Satz zur 
Anwendung gelangen Tann. (Bergl. die Erklärung Herrn Yinanzminifters in 
ber Kammerſitzung vom 12. Dezember 1887; Graf, Comm. ©. 29.) 


+) Eine bejondere Milde in der Auslegung und im Bollzuge bed Geſetzes 
hat 6 in der Praxis in der Art herausgebildet, daB im richtigen Verſtändnifſe 
der Abficht und des Zweckes der Novelle von 1888 bie Einwohnerzahl aller der⸗ 
jenigen Häufergruppen, Einöben, Weiler, welche fih im Sinne und nad Beſtimm⸗ 
ung bieles Geſetzes in den einzelnen Städten oder Gemeinden mit einem Gabe von 
3 Mark ergeben, von ber Gejamteinmwohnerzahl diefer Stäbte oder fonftigen 
Gemeinden behufs Berechnung der für die Senlebung be3 Hundegebührenjages 
definitiv in Betracht kommenden Einmopnerzal in A egug gebracht werden darf. 

Siehe hiezu &raf, Comm. Biff. 80 zu Art. 1 ©. 29 fi. 


10) Schließlich find noch die Schäfer- und bie Schifferhunde beſonders zu 
nen. 


Yür die Shäfer-Hunde (Fin-Min-E. vom 19. Jauuar 1884: Graf, 
Comm. ©. 3) wird „bei denjenigen Schäfern, welche mit ihren Hunden und 
Heerden faft Dad ganze Jahr über im Freien (in ber fog. Pferche) wohnen 
und nur während eines Xeiled des Winterd vorübergehend in geichloffenen Orten 
fi aufhalten” nur der 3-⸗Mark⸗Satz in Anwendung gebracht, in gleicher Weiſe 
für Hunde derjenigen Schäfer, welhe wenigſtens ben größeren Teil bes 
Jahres mit ihren Heerden und Hunden im Freien zubringen. (Fin.Min.E. 
vom 11. Juli 1885. Graf ©. 27.) 
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Art. 2. 17) 


Die Erhebung 12) diefer Gebühr erfolgt durch die Ortspolizei⸗ 
behörde, 19) in München Durch die Polizeidirektion. 20) 200) 


Endli find aud Hunde, die fih auf Schiffen oder fonftigen Fahrzeugen 
befinden, auf welchen die Schiffer wohnen und welche mehr als 100 Meter von 
einer desbezüglih in Betracht fommenden bewohnten Häufergruppe entfernt 
liegen, mit dem niebrigften Sate von 3 ME. zu befteuern. Solche einzelne be- 
wohnte Yahrzeuge irgend welcher Art find eben ala „Eindben“ zu rechnen und 
gilt für fie Art. 1 Abi. 2 und 8 bes Geſetzes. 


2) Wie bereitö oben erwähnt, ift ber Zweck bes Hundegebührengeſetzes in 
eriter Linie ein polizeilicher. Es ericheint daher ganz natürlich, daB aud in erfter 
‚Stelle ber Vollzug dieſes Geſetzes in die Hände ber Poligeibehörden und zwar — 
da fich derſelbe faſt ausichließlich inneryalb des Bezirkes einer Gemeinde voll- 
sieht, in die der Ortspolizeibehörden d. h. der Gemeindebehörden in dieſer ihrer 
esteren Eigenihaft — in Münden ber kgl. Bolizeidireltion — gelegt wird. 
(S. Anm. 19 und 20.) 


29 Deu Ortöpolizeibehörben ift nur bie Erhebung ber Hundegebühr en 
übertragen und zwar beöhalb, weil das desbezügliche Verfahren mit bem ber im 
—— — Inlereſſe angeordneten Vorführung und tierärztlichen Unter⸗ 
uchung ber Hunde jo enge zuſammenhaängt, daß beide Verfahren aus praktiſchen 
en wohl nicht von einander getrennt zu werben vermögen. Siehe auch 

nm. 208. 

Was bagegen bie Verwaltung diefer Gebühren anbelangt, fo wurde 
hierüber durch Berordn. vom 17. Zuni 1876 (Web. 11, 558) folgendes beftimmt: 

81. Die Bermwaltung des Ertrages der Gebühren für das Halten von 
Hunden wird ben Behörben und Organen der vereinigten Boll» und Aufſchlags⸗ 
bermaltung übermwiefen. 

. Als Steuerbehörden (im Sinne be3 Art. 7 Abſ. 4 des Gejeges) *) 
werden bie Aufichlag-Einnehmereien für den Einnehmereibezirt beftimmt. 


19 Was „Drtspolizeibehörde” im vorliegenden Sinne ift, richtet fich 
nach ben Beftimmungen ber Gemeinbeorbnung. 
Es fommen hier in Betracht: 
a. für Gemeinden mit Rädtiicher Verfaffung bie Urt. 93—94 ber Gem.» 
Ordn. und Hat gemäß Art. 94 1. c. der Bürgermeifter bie diesbezügl. 
Geſchäfte entweder perjönlich zu vollziehen, oder er läßt fie unter feiner 
Leitung durch andere Magiitratsmitglieber oder Dur höhere Gemeinde⸗ 
bebienitete bejorgen. Lebteres in ın Städten durchgehends der Tall 
und find bejondere gemeindliche Organe: Offizianten 2c. mit dem Voll⸗ 
uge des Hundegebübrengeiepes betraut; 
he Gemeinden mit La gemeindeverfaffung der Art. 188 der Gem.⸗ 
ron., melcher beftimmt, daß die Handhabung der Drtöpolizei dem 
Bürgermeifter allein übertragen iſt. Es ericheint als jelbftverftändblich, 
daß fich Hiezu ber NBürgermeifter des @emeindejchreiber3 ober eines 
anderen biezu befäigten gemeindlichen Organes unter feiner Leitung 
und Rerantiwortung bedienen Tann. 


* Die Nennung ber kgl. Bolizeidireltion Münden für den Stabtbezirt 
Münden ergibt fi aus den Beitimmungen be3 8 6 Abi. 1 ſowie 8 15 al 1 
und bef. Abi. 3 ber Werorbn. vom 2. Oltober 1869 über bie Ausſcheidung ber 


. . b eb vom 2 it 1876 if} b bie Novelle 
Dom #1. Jenues 1868 aufghpken morten. Bergt Yaze Kam SE Yaner 7 Mol. 3 dei Gefepeh 
und De Unsführungen in $ 86. 
26* 
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Art. 3.21) 


Im Monate Januar oder Februar jeden?1*) Jahres Haben 22) 
die Befiger 23) der Gebühr unterliegender2*) Hunde diefelben 25) hei 


Qufänigfeit der Polizeidireltion, bes Magiftrat3 und der Lokalbaukommiſſion 
nchen (Web. 8, 837 und 388 f.), nach welchen der genannten Bolizeibireftion 
die Fürforge für die öffentliche Sicherheit, fowie Die Yernhaltung gefahrbrohenbder 
AR für Leben und Gefundheit, ganz bejonbers die Polizei in bezug auf bie 
undswut und auf anfteddende Krankheiten der Hunde überhaupt übertragen ift. 


208) Das nach 8 2 der Min.-Bel. vom 20. Juni 1876 (Web. 11, 561) 
zu führende Anmeldeverzeihnis (j. Anm. 27 zu Urt. 3 und Anm. 39 zu Urt. 4 
des eieged) dient zugleich als gemeinbde- 38 polizeibehordliches Perceptions⸗ 
regiſter, da in Rubrik 13 und 14 desſelben (Web. 11, 565) auch der Betrag ber 
Gebühr bezw. die Bezahlung derjelben einzutragen ift. Bezliglich der Ablieferung 
der percipierten Gebühren |. Anm. 39 a. E., 61 Abſ. 4 und 62 fowie 8 86. 


e) Durch Urt. 3 ift die Anmelde pflicht geregelt; getrennt von biefer 
findet in Urt. 4 dann die Verpflichtung zur Entrihtung der Gebühr ihre 
befondere Behandlung. 

Die Pflicht zur Anmeldung des Hundes erſcheint gewifiermaßen als 
Die Höhere, da fie borzugeweie den lang der ſicherheits⸗- und ſanitäts— 
polizeilichen Seite des Geſetzes ſichern foll. 

Ungemeldet müjfen daher alle Hunbe werden, die über vier Monate 
alt find, alfo außer den in Art. 3 genannten gebühbrenpflichtigen auch Diejenigen, 
welche nach Art. 4 Abi. 3 des Geſetzes ausnahmsweiſe von der Gebührenpflicht 
befreit find. 

21a) Da die Gebührenpflicht mit Beginn jeden neuen Jahres neu entfteht, 
fo muß aud am Anfang jeden Jahres und zwar im Januar oder Februar ber 
Hund von neuem wieder angemeldet werden. Vergl. Anm. 4. 

Bis Ende Februar mus dieſes Anmeldegeſchäft vollendet fein. Eine Ber- 
legung der allgemeinen Anmelde-Termine auf eine jpätere Beit 5. ®. März ober 
April ift gefeslich unzuläffig. 

n Diele Verpflichtung zur Anmeldung ift eine abjolute und ausnahmslofe. 
Bon der Unmeldung fann nit bispenjiert werden, foferne ber betr. Hund 
an fich gebührenpflichtig, aljo älter al3 vier Monate if. Das Alter von vier 
Monaten aber ift andrerjeit$ unerläßlih und Darf daher aud die Anmeldung 
eines noch nicht vier Monate alten Hundes nicht erfolgen, mwäre vielmehr ge- 

ebenen alles zurüdzumeijen und zwar mit dem Beifügen, daß die Anmeldung, 
*8 der Hund vier Monate alt ſei, innerhalb 14 Tagen zu geſchehen habe. 
Vergl. Anm. 24, auch 21. 

Auch befreit der Umſtand, daß der Hund beim feſtgeſetzten Anmeldetermin 
z. B. wegen Krankheit, momentaner Abweſenheit ꝛc. nicht vorgeführt werden 
kann, nicht von der Pflicht zur Anmeldung felbft. 


e) Anmelbepflichtig find die Beſitzer ber gebührenpflichtigen Hunde 
und zwar nur dieſe. Beſitzer im Sinne des Hundegebührengefege3 ift derjenige, 
welcher zur Zeit des Anmeldetermines ober zur Bett, in welcher der Hund ge- 
bübrenpflichtig wird, den Hund faftiich in feiner Werfügungsgewalt hat und zwar 
ohne Rüdficht darauf, ob er Eigentümer ift oder nicht. Hat ein Hund mehrere 
folche faktiſche Beſitzer (er gehört 3. B. zwei Herren, welche gemeinſchaftlich ein 
Bimmer bewohnen), jo tft der Anmelbepflicht genügt, wenn dieſelbe von einem 
diefer Beſitzer erfüllt wird. 

Wird die Anmeldung verjäumt, h kann nur gegen den Beſitz er ftrafend 
vorgegangen werben; find mehrere Bejtter vorhanden, ift ein Vorgehen wohl 
gegen jeden berjelben möglich, nicht aber gegen alle augleic, da die Anmeldepflicht 
nur ein mal beiteht, von jebem wohl erfüllt werden fann, aber nur von einen 
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der Ortspolizeibehörde 2%) zur Eintragung in das hierüber anzulegende 
Verzeichnis 27) anzumelden. 22) 

Zeit?) und Ort) für dieſe Anmeldung find wenigftenz vier- 
zehn Tage vorher?) öffentlich befannt zu machen. 80) 


erfüllt werden muß; kommt berielben alfo auch nur einer nach, fo find Die übrigen 
Mitbefiber von biefer Unmeldepflicht befreit. 
ed biezu au Anm. 3; ferner Graf, Comm. Biff. 6 und 7 zu Art. 3 





29 Der Gebühr unterliegende Hunde find alle, welche mindeftens vier 
Monate alt find. Diejenigen, weldye zur Zeit des allgemeinen Unmeldetermines 
noch nicht vier Monate alt find, find daher erft jpäter d. h. dann anzumelben, 
wenn fie vier Monate alt geworden find. ©. auch Anm. 22. 


2 Jeder gebührenpflichtige Hund ift einzeln anzumelden und fpeziell zu 
behandeln, da er ja auch veterinärärztlich zu unterſuchen ift. Dies gilt in gleicher 
Weiſe von mehreren Hunden ein und des nämlihen Beligerd. ©. Anm. 71. 


20) Und zwar bei der Ort3polizeibehörde bes ftändigen Wohnfibes oder des 
regelmäßigen Wohnortes des betr. Hundebeſitzers. (Vergl. 81 Ab}. 1 der Inſtruk⸗ 
tion ber ehemaligen ©en.-BZollabmin. vom 15. Juli 1876; Graf, Comm. ©. 181.) 
Wohnſitz im vorliegenden Sinne ift anzunehmen in dem Orte, wo ber Vefiter zu 
dauernden Aufenthalte anweſend tft. *) 


u ssh ) Hierüber beftimmt 8 2 der Min.-Bel. vom 20. Yuni 1876 (Web. 
Ueber die angemeldeten Hunde ift von ben Ortöpolizeibehörben ein Ber⸗ 
ihnid nad) Unlage A (Web. 11, 564165) zu führen, welches im Laufe bes 

& ihres auf Grund der nachträglichen Anmeldungen (vergl. Art. 3 Abf. 8, 4 und 

5 des Geſetzes und Anm. 31 ff.) zu ergänzen und ſtets evident zu halten. ift. 


20) und °%) Da mit der Aufnahme der in Art. 3 Ubf. 1 des Geſetzes vor⸗ 
geihriebenen Anmeldung ber gebührenpflichtigen Hunde in jeder Gemeinde gleich 
zeitig eine Hundeviſitation nad) Maßgabe der beftehenden ort3- und oberpoli« 
zeilichen Vorſchriften **) vorzunehmen ift, fo find die betreffenden Termine von 
ben Diftriltöpolizeibehörben (gl. Bezirköämtern und unmittelbaren Stabtmagi- 
[iraten) im Benehmen mit den zuftändigen Tierärzten feftzuftellen.. (8 1 der 

in.Bel. vom 20. Zuni 1876, Web. 11, 561.) 

Die ein für allemal feftgefeßten alfgenteinen Unmeldetermine find ſowohl 
bon ber Ortöpolizeibehörde, ald von den Hunbebefigern genau einzuhalten. Eine 
Berjäumung diefer Termine feitend ber legteren gilt als Nichtanmeldung und 
bat die für die letztgenannte beftimmten Straffolgen. 


*) Urteil des OberlanbeögerichtS München vom 7. Juni 1881 Mb. 1, 380 unb vom 28. 
Oktober 1887. ezoerich ” 3 


PR Diefe oberpolizeilichen Vorſqhriften Biken — nidt „aut das Qunbdegebührengefeg, ſon⸗ 
83 des Fat. tr⸗Geſ.⸗Buches. Gol 

1) für Dbr —— un unterm 19. Juli — blatt 3045 ff.) und vom 19. Mat 

gan 6 Entfätiehung ber Igl. Regierung von Oberbayern vom 19. Juli 1876 (Sr. 


2) E Slieberbapenn bom 6. Juli 1876 (Kr.«U-BI. ©. 569 


bern auf 


9; 
8) für Dberpfan unb Regensburg vom 4. Juli 1876 (Kr. u. BL. ©. 869) und vom 11 
t.⸗A.⸗ 
4) für  Oberfranten vom 9. aan 1876 (Ar; A.Ol. ©. Ak 
5) für Mittelfranten vom 15. Juli 1876 (Nr.⸗A.Bl. ©. 809); 
. * Unterfranfen vom 21. Juli 1876 (Kr.U-Bt. e7 69); 
ür Shwaben und Neuburg vom 11. Syebruar 1891 (Ar. L-BL. ©. 27 
3 Id er! Dal ‚yom 10. Kuauft 1876 (Kr.U.Wl. S. 689) unb vom A Februar 1888 
T.s :B 
Siehe Graf, om. 'e. 211 u. 
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Hunde, welche nach diefem Termine in Befit genommen werden,®1) 
find innerhalb vierzehn Tagen nach der Befiterlangung, junge Hunde, 
welche nach jenem Xermine in das Alter von vier Monaten eintreten, 
innerhalb vierzehn Tagen nach diefem Zeitpunkte anzumelden. 


Bei Aenderung des Wohnfites hat die Anmeldung innerhalb 
vierzehn Tagen nach Einbringung des Hundes in den neuen Wohnort 
bei der Ort3polizeibehörde dieſes Iebteren zu erfolgen. 82) 88) 


Perſonen, welche nur vorübergehend im Königreiche verweilen, 
haben ihre Hunde innerhalb vierzehn Tagen bei der Ortöpolizeibehörbe 
eines derjenigen Orte, in welchen die Hunde während dieſer Zeit ge- 
halten werden, anzımelden. St) 


” Die Urt der en Aefanntmahung in den einzelnen Gemeinden 
ift Die ort3übliche und richtet fi analog nad den Beſtimmungen der & 1 und 2 
der Min.-Bel. vom 28. Mai 1862 (eb. 5, 688) „die Yorm ber Verkündung 
orts⸗ und diſtriktspolizeilicher Vorſchriften“. 


2 Huch für dieſe nach den allgemeinen Anmeldefriſten im Laufe des Jahres 
neu angeichafften Hunde hat die Anmeldung ausnahms los ftattzafinden, alfo 
auch dann, wenn Die Gebühr für dad betr. Jahr jchon bezahlt if. Es ift dieſe 
Anmeldung abjolut nötig, wenn — wie im janitätspolizeilihen Intereſſe vor⸗ 
geichrieben — die Unmelberegifter ſtets evibent gefalten werden follen, fo daß 
ut ber 3 emweilige Hundebefiger aus demfelben erjehen werben kann. (Vergl. 

rar ©. .) 

Diefe Anmelbepfliht ift aber erft gegeben, wenn ber neue Beſitzer ben 
Hund vierzehn Tage in Dei hat: ftraffällig wegen Nichtanmeldung ift er erft 
nach Ablauf des vierzehnten Vefibtaged. (Urteil des Oberlandesgerihtd München 
vom 22. Oftober 1886 Bd. 4, ©. 213.) 


** Eine folche Anmeldung muß ausnahmslos auch beim Umzug in eine 
andere Gemeinde unb zwar auch bann ftattfinden, wenn in der neuen Gemeinde 
Leine a Gebühr als die bereit3 entrichtete zu bezahlen iſt. (Vergl. Graf 


*®) Qunbebefiger, welche keinen feiten Wohnfig in Bayern haben, 3. ®. 
Marktfieranten, Geſchäftsreiſende, Haufierer, Befiter von Panoramen, Karoufjels, 
Schaubuden, Birkusbefiger 2c., haben ihrer Anmeldungspflicht da zu genügen, wo 
fie fih zur Beit der allgemeinen Unmeldetermine bezw. wo ſie fich außer» 
dem innerhalb der I4tägigen Unmelbefrift befinden. Dabei haben fie die freie 
Wahl des Ortes. (Bergl. Graf ©. 46 ff. Ziff. 19 zu Art. 3, fiehe auch nächſte 
Anm. 34, fowie Anm. 72 Ubi. 2.) 


29 Hieher gehöten vor allem die Fremden, welche fi) aus irgend einem 
Grunde, fei es zum Bergnügen ober zum Beſuche ober wegen @eichäften zc. ꝛc., 
in Bayern vorübergehend ageten Bleiben bieje mehr als 14 Tage an einem 
Drte, jo haben fie mit Ablauf des 14. Tages die Pflicht zur Unmeldung bei ber 
Bolizerbebörbe desjenigen Ortes, an dem fie dieſe 14 Tage verbracht Haben. 
Wechſeln diefe Perſonen vom Ueberfchreiten der Grenze an den Ort, jo können 
fie die Anmeldung nach ihrer Wahl an irgend einem derjenigen Orte bethätigen, 
welche fie in den erften 14 Tagen (nad) eberihreitung ber Grenze) berührten. 

aben fie diefe 14 Tage — laſſen, ſo muß dieſe Anmeldung an dem 
rte ſtattfinden, an welchem fie ſich beim Ablauſe des 14. Tages befinden. 
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Art. 4.8) 
Bei der Anmeldung ift zugleich?) die Gebühr”) zu ent- 
richten. 38) 89) 40) He) 3 


29 Der Art. 4 des Bei. regelt bie Bebühren. Entrihtung, und zwar 
bezüglich der wirklich und ordnungsmäßig angemeldeten Hunde, während Art. 7 
siejenigen Bälle der Gebührenentrichtung behandelt, in welchen bie pflichtgemüße 
Anmeldung nicht erfolgt ift. 


**, Die Gebühr ift zugleich mit der Anmeldung g* entrihten und gilt 
dies nicht blo8 von der Anmeldung in den allgemeinen Anmeldefriften am Be⸗ 
ginne des Jahres, fondern auch von ben im Laufe bes Jahres aus irgend einem 
im Geſetze gegebenen Berpflichtungsgrunde erfolgten Anmeldungen. 


"N Und zwar die Gebühr in ihrem vollen vom Geſetze zugelafienen Be⸗ 
trage gemäß Wrt. 1 des Geſ., fomweit nicht nach Art. 4 Ubi. 2 des Bei. eine An⸗ 
rechnung bereit gezahlter Gebühr erfolgen Tann. 


”) Diefe Gebühr ift bei der Anmeldung zu entrichten, es giebt feine 
Zahlungsnachſicht oder Auffchubsfrift, abgejehen von den in Urt. 4 Abi. 5 
(Unm. 49 bis 51) erwähnten drei Zagen. Un dieſe Beitimmung ift auch die 
Ort3polizeibehörde gebunden und darf biefelbe oder ihr mit der Einhebung ber 
Gebühr betrauted Organ gar feine Stundung gewähren. 


°, Ueber Gebührenentrichtung bezw. bie mit ihr zufammenhängende Berab- 
folgung eine gchlungenachweijes beſtimmt die cit. Min⸗E. vom 20. Juni 1876. 


ie Hundebefiter erhalten nad der Anmeldung und Gebührenentichtung 
für jeden Hund ein Hundezeichen und eine Gebührenquittung nach Unlage 
(eb. 11, 566). 

8 3. An Hundebefiger, welche infolge Wohnfigmechjeld ober ans fonftigem 
Unlaffe eine Höhere Gebühr zu entrichten haben, ift gegen Entrichtung des Er- 
aa en meaged ein neues Hundezeichen zu verabfolgen. Das ältere Zeichen ift 
einzuliefern. 

Für ein verlornes Hundezeichen ift gegen Bezahlung von 60 Pfg. ein neues 
abzugeben. Hierüber ift im Unmelbungsverzeichnijje, ſowie auf der Gebühren. 
quittung Vormerkung zu machen. 

8 4. Die Hundezeichen haben die fortlaufende Nummer und die Jahres⸗ 
zahl der Derteilung zu enthalten und jahrgangmweije in den Farben zu wechſeln. 

Ueber ben Bezug der Hundezeichen und Formularpapiere feitend der Orts⸗ 
polizeibehörden ſ. 8 86 a. €. 

’ 5 Abſ. 1 1. c. im BZufammenhalt mit Min.-Bel. vom 18. Mai 1878 
. (eb. 11, 562 Unm. 4): 

Nah Ablauf der bem Anmeldungstermine nachfolgenden 14 Tage find die 
Rubriken 13*) und 14 des Berzeichniffes (Uni. A, Web. 11, 565) abzuſchließen 
und ift auf die eingehobenen Hunbegebühren mit der Staatsfafje brobilorifch abe 
urechnen nach Maßgabe des der legterwähnten Min.-VBel. beigegebenen Formulars 
—* 12, 288). **) 

Ueber Berzeption und Anmeldung ſ. auh Unm. 20a zu Urt. 2 und 
Unm. 21—23 zu Art. 3 1. c. 


*) Bei Uenderung bei ADohnfiges in in NMubr. 18 nur ber Sraänzungsbrtrag ber Gebühr 
nz ellen. Syn der Rubr. 13 wie in Rubr. 14 find unter eigener fortlaufender Nummer auch bie 
Gebühren A 50 Pfennig für jene Hundezeichen bvorzutragen, twelche für verlorene abgegeben werben. 

0) Das Nähere Über diefe provpiſoriſche Abrechnung iſt ber cit. Min.Wel. vom 
18. Mai 1878 gu entnehmen. 

Ueber die definttide Abrechnung am Schlufſe des Jahre |. Anm. 61. 





392 8 85a. Geſetz „die Hundefteuer betr.“. 


Die für den angemeldeten Hund im laufenden Jahre nachweis- 
bar 2 in Bahern bezahlte Gebühr darf hiebei in Anrechnung gebracht 
werden. 


Für einen Hund, welcher von dem Beſitzer“s) eines im Laufe 
des Kalenderjahres nach Entrichtung der Gebühr nachweislich ver- 
enbeten 4) Hundes zum Erjaget5) desfelben angefchafft4®) wird, und 
für Diejenigen Hunde, 4%) bezüglich welcher die Verpflichtung zur An⸗ 
meldung erit in den Monaten November und Dezember entiteht, wird 
eine Gebühr bei der Anmeldung nicht erhoben. 4%) 46) 


*) Durch Min. Bel. vom 19. Juni 1876 Web. 11, 560 }.) find behufs 
Kontrolle der Entrichtung der Hundegebühren auf Grund Art. 6 Abſ. 2 bes 
Hundegebührengej. folgende Beltimmungen getroffen worben. 

(Ueber dieje fiehe Näheres unten in Anm. 64.) 


*) Dieſer Nachweis ift am beften durch Borlage der Bebührenquittung zu 
liefern, doch ift aud andrer Nachweis zuläjfig. Nur eine in Bayern gezahlte 
Gebühr darf angerechnet werben. 


) Bei Umzug von einer Gemeinde mit höherem Gebührenjag in eine 
folhe mit niedrigerer Gebühr findet eine NRüdvergütung der einmal gezahlten Ge- 
bühr nicht ftatt. Siehe auch Anm. 47 und 48. 


*) Diefe Anichaffung ſoll nur feitens bes Beſitzzers erfolgt fein. Allein 
unter „Befiger” im Sinne dreſer Beitimmung iſt offenbar nicht blos der faktifche 
Beliger, jondern auch der Eigentümer bed Hundes zu verſtehen. Nach dem 
Bmwede und der Abficht des Geſetzes muß nad unferer Anſchauung fogar dann 
eine „Anſchaffung jeitens des Beſitzers“ angenommen werden, wenn an Gtelle 
eined verendeten oder getöteten Hundes auch von Freunded- oder Berwmandten- 
kreiſen ober ſonſt woher bem Befiter bezw. Eigentümer ein folder Erfaghund zum 
Geſchenk gemacht wird. 


+, Dem „verendeten” Hunde iſt auch der vom Befiter oder Eigentümer 
oder von einem Dritten getötete Hund gleichzuftellen. Bezüglich des Nachweiſes 
des „Verendens“ ift zu bemerken, daß hierüber fein ftrenger Beweis geführt zu 
werden braucht, fondern auch den glaubwürdigen Mitteilungen von Beteiligten 
oder Dritten Beweiskraft zuerfannt werden fol. (Bergl. Graf, Eomm. Ziff. 9 
u Urt. 4 ©. 53.) Wenn der an Stelle eines verendeten Hundes getretene ge- 
ührenfreie Erfaghund aucd wieder verendet und im Laufe des nämlidhen 
Kalenderjahres an feine Stelle ein weiterer Erfaghund angemeldet wird, fo ift 
auch dieſer letztere gebührenfrei nad) Din.-E. vom 9. November 1883 Ziff. 2 
(Web. 19, 359). " 


) Eine Unmeldung dieſer Erfaghunde iſt vom Geſetze nicht erlaflen. 
Dieſelben müſſen daher unbedingt innerhalb der 14tägigen Frift vom Tage ber 
Inbefignahme an vom Befiger (faltiichen Inhaber) dieſer Hunde bei der Orts 
polizeibeyörde angemeldet werden. Erfolgt diefe Anmeldung nicht, fo tritt die 
Strafe des Art. 7 nebft — 2 der Gebühr ebenſo wie für andere nicht 
angemeldete Hunde ein. (Siehe Anm. 70 zu Art. 7 Ab. 1.) 


«) Das in vorftehender Anm. 45 Gefagte gilt befonberd auch von ben- 
jenigen Hunden, für welche eine Anmeldepflicht erit in den Monaten November 
und Dezember Ra ird dieſe Anmeldung unterlaffen, muß aud für dieje 
Hunde wie die Strafe fo bie Gebühr nad Art. 7 Abf.1 des Bei. bezahlt werben. 
Siehe Graf, Komm. ©. 53 f. Ferner ſ. hiezu auh Min.-E. vom 9. November 
1888 Abſ. 1 Ziff. 3 und Ab). 2 (Web. 19, 359). 
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Ein gänzlicher oder teilweifer Nachlaß, eine Stundung oder die 
Geſtattung der Zahlung in Friſten ift unzuläſſig; ) auch findet ein 
Rückerſatz der eingezahlten Gebühr nicht jtatt. .s) 


Wird weder bei der Anmeldung, noch innerhalb der nächiten 
drei Tage *9) die Gebühr erlegt oder Nachweis über deren bereit? er: 
folgte vollftändige Entrichtung erbracht, 50) jo Hat die Ort8polizeibehörde 
den betreffenden an auf Koften des Säumigen unverweilt töten zu 
a y) in dieſem Falle findet die Einhebung der Gebühr nicht 
tatt. 


a) Zu Art. 4 Abſ. 3 des Bei. fiehe die Min.-E. vom 9. Dezember 1888 
(Web. 19, 358 f.; Bamb. 35, 431; Min.-U.-Bl. ©. 439): Ueber die Anmeldung 
diejer nach Art. 4 Abi. 3 gebührenfreien Hunde ift eine Beicheinigung zu erteilen 
und Tann diefe auf dem Gebührenquittungsformulare (legtered |. Gej.- und 
Berordn.-Bl. 1876 ©. 357 und Web. 11, 566) ausgeſtellt werden. Jeder 
Hund, bezüglich deſſen die Verpflichtung zur Anmeldung erft in den Monaten 
November um Dezember entfteht, ift von der Gebühr befreit. Siehe auch 

nm. a. €. 


+), Nah den Motiven zum Geſetze (von 1876) ift der Ausschluß eines 
gänslihen oder teilweiſen Nachlafied, einer Stundung oder friftenmweifen Zahlung 
er Abgabe durch ben Zweck des Geſetzes, die Zahl der Hunde (insbeſondere der- 
jenigen im Befiße von ſolchen, welche ihrer Haltung nicht die richtige Sorgfalt 
auzumenden vermögen) zu vermindern, veranlaßt. E3 ift Daher auch die Behörde 
an dieſe Beitimmung ftrifte gebunden. 


+, Selbſtverſtändlich ift hier nur diejenige Gebühr verftanden, melde 
ordnnungsmäßig nach Borierift bes Geſetzes, nicht aber diejenige, welche irrtümlich 
oder in unrichtiger Anwendung des Geſetzes bezahlt wurde ; bezüglich der legteren 
findet naturgemäß Nüdvergütung ftatt. Verlegt dagegen jemand 3. B. innerhalb 
eine3 Kalenderjahres feinen Wohnſitz aus einer Stadt mit dem 15 Mark⸗Satz in 
eine Gemeinde mit geringerer Gebühr, fo wird ſolchen Falles von der feinerzeit 
gezahlten höheren Gebühr nichts zurüderftattet. (Vergl. Graf, Comm. Ziff. 14 
zu Art. 4 ©. 55 f.) Auch ſeitens des kgl. Finanzminitteriums fann ein Nachlaß 
der Hunde»Gteuer nicht gewährt werben. 


“*) Diefe Itägige Frift ift eine unerftredliche. 


», Es ift Bier beſonders an die Fälle zu benfen, in welchen bei ftattge- 
babtem Wohnfigmechjel und der am neuen Wohnorte nun Wieder nötigen An⸗ 
meldung die leßte Gebührenquittung nicht fofort mit vorgelegt werden kann zc. ꝛc. 


22) Mit Ablauf des letzten Tages ber breitägigen Friſt ift der Hund, für 
welchen die Gebühr nicht voll entrichtet wurde, der Örtäpolizetbehörde zur Tötuug 
verfallen. Er tritt kraft des Geſetzes mit bem Ablaufe des lebten Frift- Tages 
aus dem Eigentum feines Herrn bezw. aus dem Beſitztum feines Beligerd heraus 
und in die rechtliche Machtiphäre der Volizeibehörde behufs Vornahme der Tötung 
über. Er kann daher von dieſem Momente an nicht mehr verlauft, verjchentt, 
verpfänbet oder fonftwie veräußert werden. Sollte dagegen aus Verſehen der Be- 
hörde der Hund nicht getötet worden und in anderen Bejig übergegangen fein, 
ohne daß der neue Erwerber etwas von ben vorliegenden Berhältniffen mußte, 
fo ift mit dem Momente, in welchem der neue gutgläubige Erwerber den Yund 
für fi angemeldet und die Gebühr entrichtet hat, Die Bejugnid der Ortspolizei- 
behörde zur Tötung dieſes Hundes erlojhen. Gegen den gutgläubigen neuen Be⸗ 
fiter kann fich dieſe Befugnis nicht richten. 
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Art. 5.59) 
Der nach Abzug der Koftendt) für die Viſitation der Hunde 55), 


” Da mit bem Wegfall bes Hundes auch das gebührenpflichtige Objekt 
verſchwunden, alfo ein fteuerpflichtiger Gegenſtand nicht mehr vorhanden ift. 


se, Der Art. 5 des Geſetzes ftatuiert, daß bie Hälfte der Neineinnahmen 
aus ben ftaatlichen HYundegebühren in die Kaffe derjenigen Gemeinden fließen foll, 
in welchen dieſe Gebühren erhoben wurden. 

Sn biefer Beſtimmung liegt wohl das Träftigfte Argument gegen bie bie 
und da auftaucdhende Anſchauung, daß die Gemeinden auch befugt wären, für fich 
fpeziell eine bejondere gemeindliche apunbege ühr einzuführen. Das vorliegenbe 
Hundegebührengeſetz hat bie hier in Betracht fommende Materie „die Beſteuerung 
bes Haltend von Hunden” vollftändig geregelt und ber Negelung durch ge- 
meindliche Beichlüffe oder durch gemeinblicheß Ortsſtatut feinen ‚Pia a ge⸗ 
laſſen. Durch vorſtehendes Geſetz iſt ferner die Höhe dieſer Gebühr durchaus 
normiert und beſtimmt, daß dieſe Gebühr zur Staatskaſſe zu erheben ſei und 
daß die Gemeinden nur die Hälfte des Reinertrages dieſer ftantlichen Gebühr, 
aber nichts weiter, erhalten follen. Auch geht aus dem Sinne und ber Abficht 
der Novelle von 1888, — die VBeftimmungen bes Geſetzes von 1876 zu mildern, 
— Har hervor, daß die geiehgebenden Faltoren eine weitere Beſteuerung der 
Hundehaltung nit wollten. Es Tann daher — abgejehen von anderen 
Gründen — feine Rede bavon fein, eine gemeindlidye Huntegebühr als „örtliche 
Abgabe” nah Art. 40 Abſ. A einzuführen, da einer ſolchen Einführung „ein 
Geſetz entgegenfteht” (Urt. 40 Ubi. 1 der Gem.Ordn.). 

Bergl. Weber, Kommentar zur Gem⸗Ordn. 5. Aufl. 189 ©. 58, von 
Kahr, Comm. zur Gem.-Orbn. ©. 413; v. Sicherer „die gemeinbliche Finanz, 
Polizei- und Strafgewalt in bezug auf Berbrauchöfteuern 2c. nach Urt. 40 und 
41 der Gem.Ordn.“ (erichienen bei J. Schweiter, Münden, 1893) ©. 72; 
endlihd meine oben bei Anm. 5 bereitö genannte Abhandlung in Nr. 24 ber 
bayer. Gemeindezeitung vom 20. Auguft 1896 ©. 425489: „Erörterung über 
die Buläffigfeit einer gemeindlihen Hunbegebühr.” — 

*#) Ueber die zur Aufrechnung gelangenden Koften vergl. %.-Min.-E, vom 
25. Dezember 1876 (Web. 11, 693): „Die ben Ort3polizeibehörden übertragene 
Belorgung der Geſchäfte der Hundevilitation und ber Hundegebühren-Erhebung 
jent in den Bereich der webentlichen Geihäftsaufgabe der DOrtspoligeibehörden in 

er gleichen Weiſe, wie die zur Borbereitung und Burchführung des Hundeviſi⸗ 
tations⸗ und üHebegeihäftes vielfach eintretenbe Thätigkeit der Zoll- und Auf- 
ſchlagsbehorden einen Zeil des ordentlichen Dienftes dieſer Behörden zu bilden hat. 

Es Tann daher eine Aufrechnung von Remunerationen, Entihäbigungen 
oder fonftigen Vergütungen für die bei ber Hundevifitation und ber @eblhren- 
Erhebung eintretende Offizialthätigfeit nad Art. 5 bes Geſetzes vom 2. Juni 
Ifb. Irs. weder den Organen der Ort3polizeibehörben, noch ben Organen ber 
Zoll- und Aufſchlagsverwaltung zugeftanden werben. 

Unter den Koften, weldye nad) Urt. 5 bes Geſetzes unb 8 6 der Belannt- 
mahung vom 20. Juni Ifd. Irs. (Geſ.⸗ und Verorbn.-Wl. pro 1876 Rr. 25 
©. — 369) von dem Brutto-Ertrage ber vereinnahmten Hundegebühren vorweg 
abgezogen werben Tönnen, find vielmehr nur die undermeidlihen Bar- 
auslagen für die Gebühren ber Tierärzte, für bie Hunbezeichen, für bie For⸗ 
mularpapiere u. |. w. zu verftehen.“ 

Der Preis der Hundezeichen ift auf 3 Pf. per Stüd feitgefebt — wozu 
nah Min. -E. vom 29. Suli bezw. 3. Auguſt 1882 |. Anm. 57 noch 1 Pfennig 
per Stüd für die Lieferung des nötigen Yyormularpapieres kommt, fo daß alfo 
4 Bf. per Stüd Hundezeichen zur Anrenung lommen. 

Ueber den Bezug ber Hundezeichen und Formularpapiere |. 8 86 a. ©. 
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für die Hundezeichen 5%) und für die Erhebung 57) verbleibende Be⸗ 
trag5®) der vereinnahmten 5%) Hundegebühren fällt zur Hälfte jenen 
Gemeinden zu, in welchen diefelben erhoben worden find. 80) 61) 


Zu dieſen aufrechnungsfähigen Koften gehören im Speziellen auch: 

1) Koften für Belanntmadjungen in Hundegebührenangelegenheiten (vergl. 
Graf, Comm. ©. 142 Ziff. 12); 

2) Koften für Reinigung, Heizung oder Miete des Lokales, in welchem 
die Hundeanmeldung bezw. Vorführung erfolgt ; 

3) Gebühren für „Wusichellen“ oder „Unjagen“ bes Anmeldetermines, 
fofern dies bie einzige, ortsübliche Art der Bekanntmachung ift und 
nit neben der Inſertion in ber Zeitung ftattfindet. 


**) Bergl. hiezu bie Min.-E. vom 14. Februgr 1877 „bie Gebühren ber 
Tierärzte für die Bifitation der Hunde betr.” (Web. 13, 23), ferner Graf, Comm. 
©. 144 ff. bis 163 Biff. 17—83, ferner unten Anm. 61 Abſ. 2. 


*) Vergl. Hiezu Anm. 54 a. €. 


°’, Vergl. hiezu Anm. 54. Speziell auch Min.-E. vom 3. Auguſt bezw. 
29. Juli 1882 (Web. 11, 561 Anm. 2) nach welcher zum Erſatz für die Koften 
der Sormularpapiere zu jedem Yundezeichen 1 Pfennig zuzufchlagen ift. 


ec) Der an die Gemeindelafie abzuführenden Hälfte der Hundegebühr wird 
alfo nur die Nein. Einnahme aus derjelben zu grunde gelegt, allo derjenige 
Betrag, welcher nach Abzug aller aufrehnungsfähigen (vergl. Anm. 54 
und 61) Koften verbleibt; natürlich können nur die in Art. 5 bes Geſetzes ge- 
nannten Koften abgezogen werben. 


°»*) Und zwar nicht nur derjenigen, welche bei ben allgemeinen Anmelde⸗ 
terminen von der Ortspolizeibehörbe vereinnahmt werden, jondern auch derjenigen, 
welche im Verlaufe des Kalenderjahres noch weiter anfallen. 


*) D. h. nadı Vorſchrift des Geſetzes zur Erhebung zu gelangen haben; 
alfo derjenigen Gemeinde, deren DOrtspolizeibehörde die Gebühr nah Maßgabe 
bes Geſetzes zu erheben einerfeits berechtigt und andrerſeits verpflichtet ift. 

Die Gebühr hat in die Gemeindekaſſe im engeren Sinn, nicht etwa 
in eine fonftige, von der @emeindebehörbe gleichfalls zu perwaltende Kaſſe 3. B 
Urmentafie zc. zu fliegen. 

(Ueber die Zuflüffe an Die Armenkaſſe auf Grund des Hundegebührengeſetzes 
ſ. Art. 7 Abſ. 3 des Geſetzes und Anm. 80.) 

Die über ben Empfang diefer Hälfte zu erteilende Quittung ift Daher von 
ber Gemeindekaſſe AH —* auszuſtellen. Ziele Quittungen genießen nach 
Art. 235 Hilf. 13 des Gebührengeießed von 1892 Gebührenfreiheit. 


) Bezüglich der definitiven Abrechnung zwiichen der erhebenben Orts⸗ 
polizeibehörde und der die Verwaltung der Hundegebühr bethätigenden Aufichlag- 
einnebmerei beftimmt — abgejehen von der in Anm. 39 a. E. genannten provifo- 
rifhen Abrechnung nad Beendigung der allgemeinen Unmeldetermine — ber 
8 6 der Bollz..VBorfchr. vom 20. Juni 1876: 

Nach Ablauf des Jahres iß eine rechneriſche Zuſammenſtellung über 
die jämtlichen angefallenen Gebühren und über die erwachſenen Ausgaben 
anzufertigen und nebit dem Unmeldungs-Berzeichniffe, ſowie mit der ber 
Staatskaſſe verbleibenden Hälfte des Neinertrages bis längftens 10. Januar 
des darauffolgenden Jahres an die Aufichlag-Einnehmerei zu überjenden. — 
Die von den Drt3polizeibehörden vorſchußweiſe zu beftreitenden Koften 

möäflen durch Rechnungen oder Liquidationen und Duittungen belegt fein. Zu 
den Ausgaben „gebören nur die in Urt. 5 des Geſetzes aufgeführten Koften für die 
ordentlichen und außerordentlichen Hunbevifitationen, für die Qundezeichen und für 
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Art. 6, 


Die Ortspolizeibehörden haben in allen die Staatsgebühr für 
dag Halten von Hunden betreffenden Angelegenheiten die Anordnungen 
der Staatsfinanzverwaltung 2) zu beachten. 98) 


Die StaatZminifterien des Innern und der Finanzen find be- 
rechtigt, behufs der Kontrolle für die Entrichtung der Hundegebühr 
Borichriften zu erlaffen und deren Uebertretung mit Geldftrafe bis zu 
fünfzehn Darf zu bedrohen. °*) 


bie Erhebung der Gebühren, nicht aber Koften für das Einfangen, Töten oder 
Eontumazieren von Hunden. * 

Die Gebühren der Tierärzte richten fich nach der Allerh. Verordnung vom 
20. Zuli 1872,**) „Die Gebühren für bie Dienftleiftungen der Tierärzte betr.“ 
bezw. nach jenen Ka Betreffes vom 18. Dezember 1875. ***) 

Ein Formular für die rechneriihe Zufammenftellung wurde mitgeteilt durch 
Atin Be. vom 13. November 1876 (Web. 11, 665; Geſ.- und Verordn.⸗Bl. 


. 842) 

au bemerfen ift, daß nah Min.-Bel. vom 13. Mai 1875 über bie provi« 
forifche Abrechnung und Hundegebühren-Ablieferung (Web. 13, 287) mit der befi- 
nitiven Abrechnung ftatt der obengenannten Barbeträge nunmehr die Quittungen 
über bie bei der proviſoriſchen Abrechnung ſchon erfolgten Einzahlungen zu über- 
fenden find. (Bergl. Anm. 39 a. E.) 

*) Nah 8 1 der Berorbn. vom 17. Juni 1876 if die Verwaltung bes 
Ertrages der Gebühren für das Halten von Hunden ben Behörden und Organen 
ber vereinigten Boll- und Aufſchlagsverwaltung überwieſen, ba dieſe a als 
indirelte Staatsauflage zu betrachten iſt. Dieſe Behörden erſcheinen alſo als 
Diejenigen ber Staatsfinanzverwaltung im Sinne bes Art. 6 Abſ. 1 bes Gelege. 
Hier fommen zunächſt in Betracht die Wufichlageinnehmereien bezw. die Neben- 
zollämter in ihren Funktionen als Aufichlageinnehmereien, fobann die Haupt- 
z0lämter und als Centralſtelle bie kgl. Generaldireltion ber Zölle und indirekten 
Steuern in München, a als oberfte Stelle das kgl. Finanzminiſterium. 

Ueber Buftändigfeit, Verfahren und Inftanzenzug |. 8 86. 

*, Mit ber Beſtimmung, daß die Ortöpolizeibehörden die Anordnungen 
der Staatsfinanzverwaltung zu beadyten haben, mollte jedoch nicht ausgebrüdt 
werden, daß dieje Bolizeibehörden, melcdye den Behörden ber inneren Verwaltung 
unterftellt find, in Hundegebühreniachen den Organen der Zoll- und Aufichlags- 
verwaltung untergeordnet fein follen. Ein berartiged Subordinationsverhältnis 
befteht nicht. Vergl. 8 86. 


*) Diele Kontrollvorſchriften find erlaflen morben durch die gemeinfame 
Belanntmahung bed Staatäminifteriumd des Innern unb ber Yinanzen vom 
19. Juni 1876. 

Diefelben lauten: 

8 1. Seber der gejeplihen Gebühr unterliegende*) Hund muß fort 


*) DBergi, Hiezu Min.-E. dom 25. Dezember 1876 Abf. 8 in Anm. 54. ©. auch Aum. 58. 

*0) Meb. 9, 475 ff.; Graf, Gommentar ©. 145 ff. 

*0) Web. 11, 268. Graf, Comm. ©. 149 ff. ©. fpes. au Anm. 55 und bie bort mil 
geteilte Min.-@. vom 14. Februar 1877. 

») Ned Y-Min-E. vom 9, November 1888 (eb. 19, 358 f.) iſt für Griaghunde, für 
welche nad) Urt. 4 Abſ. 3 des Geſetzes feine Bebühr zu entrichten if, keln Hundezeichen auBzu- 
händigen, Dagegen ift zum Nachwelſe ber Anınelbung biefer Erfaghunde eine Beſcheinigung zu er⸗ 
teilen, welche das Alter. das Geſchlecht. bie Farde und Abzeichen betr. Hunde au enthalten Kat. 
Diefe Beſchelnigungen können auf bem für bie Gebührenguittungen borgeihriebenen (Formulare 
(Web. 11, 568 Susgefent werben. 

Gleiches gilt für bie Hunde, welche an Gtelle eines foldden im Banfe des nämlicden Ralen- 
derjahres wieder derendeten ober getöteten Erſatzhundes getreten find. 
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Art. 7.) 


Hundebefiger, 8%) welche die ihnen obliegende Anmeldung 97) unter- 
laſſen, 89) Haben außer der Gebühr 9) den doppelten Betrag derjelben 7%) 


während®) mit dem für benfelben erteilten giltigene) Hundezeichen verfehen fein. 
2. Auf Erfordern iſt ben amtlichen Auflichtdorganen das Hundezeichen 
oder die Gebührenguittung vorzuzeigen.*) 

8 3. Uebertretungen gegenwärtiger Borfchriften haben für ben beteiligten 
Hundebeſitzer ®eldftrafe bis zu fünfzehn Mark zur Folge.“) 

** Durch Urt. 7 werden bie Strafen beitimmt, welche auf die Uebertretung 
des Dundegebũ hrengeſepe⸗ ſelbſt geſetzt ſind, abgeſehen von den beſonderen Straf⸗ 
beſtimmungen der Kontrollvorſchriften (Anm. 64). 

Ueber dad Verfahren und die Zuſtändigkeit |. 8 86. 


r. Ueber den Begriff „Befiger” |. Anm. 3 und 23. Anmelden muß jeber 
Hundebeſitzer, auch der Beliter derjenigen Hunde, welche nad) Art. 4 Abſ. 3 
gebührenfrei belaſſen werden. 


) Strafbar ift nad) Urt. 7 bes Qunbegebührengejebed nur bie Unter⸗ 
laſſung ber A nmelbung. Neben biejer Strafe für die unterlaffene Anmeldun 
kann auch diejenige für die unterlaffene Vorführung zur Hundevifitation na 
Art. 83 Abſ. I Biff. 1 des Pol.⸗Str.Geſ.⸗Buches einhergehen. 


*, Es Een N ier um ein reines linterlaffungsdelift, welches einfa 
durch die Thatjache der Nichtanmeldung begangen wird, ohne Rüdfiht darauf, o 

eine Abficht, nicht anzumelden, beitanden hat oder nicht. Die Strafbarteit der 
Nihtanmeldung kann daher nur durch das Vorhandenfein ber Ausfchliegungs- 
gründe der 88 51, 55, auch 58 des Reichs⸗Str.⸗Geſ. aufgehoben werden. 


*n Diefe Gebühr ift im Kalle der Nichtanmeldung auch für Hunde zu be- 
zahlen, welche bei orbnungsmäßig erfolgter Unmeldung nad) Art. 4 Abi. 3 des 
Geſetzes gebührenfrei wären (vergl. Anm. 66). 


’0, Nämlich der an ſich für den Hund zu entrichtenden Gebühr: aljo im 

Valle des Urt. 4 Abſ. 3 auch für den nichtangemeldeten Erſatzhund das Doppelte 
derjenigen Gebühr, melde nad dem Stande ber Einwohnerzahl überhaupt für 
einen gebührenpflichtigen Hunb in der betreffenden Gemeinde zu entrichten ift; 
dagegen ift im Falle Verfäumung der Anmeldung beim Wohnfigwechjel zu unter- 
ſcheiden zwiſchen ber Strafe und der Nachzahlung ber Gebühr. Als Strafe muß 
— ohne Rüdfiht auf die bereits für das betrefende Kalenderjahr geleiftete Ge⸗ 
bühr — das Doppelte der in der neuen Wohngemeinde zu entrichtenden Gebühr 
gegant werden, dagegen bei der Nachzahlung der Gebühr barf das bereits im 
eirelfenben Kalenderjahr an Gebühr Beleiftete in Ubzug gebracht werden. Bergl. 

rteil des Oberlandeögerichts München vom 25. Februar 1893 (Sammlung Bd. 7, 

351): Die durch die linterlaffung der Anmeldung eines ber Gebühr unterliegenden 


b) Alſo aud dann, wenn er fi im Bimmer oder im Hofe, an ber Kette zc., nicht bloß, 
weun er im freien ſich befinbet. 


iqt be IM Hledurch wird bie Verpflichtung, dem Bunde fortwährend daB Hundezeichen anzulegen, 
nicht" r 
e) Neben biefer Strafbeftimmung beſteht auch noch die Beſtimmung bes Urt. 88 Abſ. 2, 
des Pol -Etr-Bel., nad welcher bie — 2 befugt iſt, die ohne vorgefchriebenes Beidhen 
eleee buta) orte» Dder oberhellgeitihe Morthrift daB Xrogen bar 
degeidden vorgefärieben 1 (vergl. och Anm. c) 
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für jeden?1) Hund als Strafe?) zu entrichten. Erfolgt die Anmeld- 
ung nicht rechtzeitig, 78) jedoch zu einer Beit,?*) zu welcher die Unter- 


Hundes verwirkte Strafe beträgt, fjoferne nicht bloß eine Ordnungsſtrafe Platz 
greift, bad Doppelte der für den Ort, an dem die Anmeldung zu erfolgen hatte, 
geltenden Sebühr auch dann, wenn infolge der Anmeldung bed Hundes an einem 
anberen ig ernd nachweisbar ſchon dort eine Gebühr für ihn bezahlt 
worden ift. 

) Wie bereit3 oben Unm. 25 gejagt wurbe, ift jeder Hund Ipegiell zu 
behandeln, gleichviel ob ber betr. Veſitzer nur einen ober mehrere Hunde bat; 
gleichviel auch, ob der Hund gebührenp ichtig ift oder nad Art. 4 Abi. 3 aus⸗ 
nahmsweiſe von der Gebühr befreit ift. So tritt auch folgerichtig die Girafe 
bezüglich eines jeden Hundes ein, weldher nidht angemeldet wird. 

”, Eine Strafe kann nur eintreten, wenn ber Berpflichtete in 
iegend einer Weiſe gefehlt hat. Hat ber Verpflichtete dagegen feine geſetzlichen 
DObliegenheiten orbnungsmäßig erfüllt und ift aus Berichulden der Behörbe ober 
aus irgend einem anberen Grunde ein Verſehen unterlaufen 3. B. ber Eintrag 
ind Anmelderegifter überfehen worden, fo kann natürlich von Verhängung einer 
Strafe gegen den betreffenden Hundebefiger feine Rebe fein. Zur Ordnungsmäßig- 
feit der Anmeldung gehört aber auch, daß bie Anmeldung zur rihti gen Bett 
und am rihtigen Ort geichehen ıft. Wenn daher 3. B. ein Hundebeſißer nur 
jo gelegentlih im Vorübergehen oder auf der Straße feinen Hund dem Bürger- 
meilter anmeldet, fo ift dieje Anmeldung nicht rite gefchehen. Vergl. Urteil des 
Oberlandesgerichts München vom 18. November 1890. 

Siehe ferner Urteil bes nberianbedgerichtB Münden vom 25. Februar 
1893: Wer einen Wohnfig oder Wohnort in Bayern Hat, muß feinen der Gebühr 
unterliegenden Hunb bei der Ortspolizeibehörde Diejes Ortes zur Eintragung in 
das hierüber anzulegende Berzeichnid auch dann anmelden, wenn er fi nicht 
ftändig au biefem Orte aufhält. Die Strafbarkeit ber Unterlaffung dieſer An- 
meldung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß er den Hund bei ber Ortspolizei⸗ 
behörde eined anderen Ortes angemeldet hat, an dem er ſich aufgehalten dat, ohne 
dort feinen Wohnort oder Wohnfig zu haben. Siehe Hiezu u oben Anm. 83 
der bie Anmeldepflicht von Hunbebefigern ohne jeglichen feften Wohnſitz; |. auch 

nm. 


’®) Ueber die Hechtzeitigfeit ber Anmelbung |. Anm. 22 und 24. 

4 An die Spige diejer durch die Novelle von 1888 getroffenen milbern- 
den Beſtimmung tft ber Saß zu fiellen: daß das Verjehen ber Richtanmelbung 
zur rechten Beit und bie hie Die erfolgte Verlegung bes Geſetzes gut gemacht 
werden Tann in jedem alle biejer Geſetzesverletzung durch jede Anmeldung bei 
der zuftändigen Ortspolizeibehörde, foferne biefelbe nur zu einer Beit erfolgt, zu 
weicher die wegen Ridhtanmeldung erftattete Anzeige noch nicht bei ber zun ar 
zur Strafeinjchreitung zuftändigen Behörde (ſ. Anm. 75) in Einlauf gelommen 1 
(Anm. 76). Es ift Bader ganz gleichgiltig, weldde Urt von Richtanmeldung durch 
bieje nachträgliche Anmeldung janiert werden foll, ob die Verſäumnis der regel- 
mäßigen Anmeldefriften oder eines im Laufe des Kalenderjahres entftehenden An⸗ 
melbetermines in {Stage vi ferner ob diefe Nachholung im laufenden Kalen⸗ 
berjahre oder erft im nachfolgenden geſchieht: einzig und allein entfcheibend ift Die 
Thatiache, daß bie nachträgliche Anmeldung noch erfolgt ift, bevor bie betreffende 
Strafanzeige bei der betreffenden Aufichlageinnehmerei (ober Nebenzollamt) prä - 
fentiert wurde. 

Mit diefer Anſchauung im Einklang fteht die Enticheidung bes Dberlandes- 
gerichts München vom 10. Juli 1890, nach welcher jede einer verfäumten Aus» 
meldefrift nachfolgende Anmeldung — daher die na Art. 3 Abſ. 1 bes 
Geſetzes im Januar ober Februar jeben Jahres erfolgende Anmeldung — augleid 
auch als Nachholung der verfäumten Anmeldung im Sinne bes Urt. 7 Ubſ. 1 
des Geſeßes anzuſehen und jeber foldhen fpäteren, jedoch vor eingeiretener 
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lafjung der Anmeldung bei der zur Strafeinfchreitung zunächft 75) zu⸗ 
ftändigen Behörde 75) noch nicht zur Anzeige gelangte) ift, jo findet 
nur?) eine Ordnungsſtrafe?s) bis zu fünfzehn Mark ftatt. 

—— der Sumtherhanblungen der Hundebeliter gegen Die 
in dieſem Gejege ihnen auferlegten Verpflichtungen, ſowie gegen die 
auf Grund des Abſatzes 2 des Art. 6 erlafienen Vorſchriften haben 
bie allgemeinen Beitimmungen des Strafgejegbuches für das deutiche 
Reich, beziehungsweiſe des Polizeiftrafgefeßbuches für Bayern zur An⸗ 
wendung zu fommen. 79 

Die anfallenden Gelditrafen 8%) fließen zu zwei Dritteilen in die 
Armenkaſſe 0) des Orts der Webertretung. 81) 82) 


Anzeige bei der zuftändigen Steuerbehörbe bethätigten Anmelbung bie Wirkung 
beizulegen ift, daß gegen den Säumigen nicht mehr die orbentliche Strafe der 
Unterlaffung ber Anmeldung, fondern nur eine arbiträre Ordnungsftrafe 
bis zu 15 Mark für die nicht rechtzeitige Anmeldung ausgeſprochen werden Tann. 
Gegen diefe nach bem Haren Wortlaute des Geſetzes offenbar richtige Anſchauung 
ſ. Graf, Comm. ©. 71 f. 

Es ift ſolchen Falles auch ganz gleichgiltig, ob dieſe nadıteägliche Anmeld⸗ 
ung von dem betr. Hundebeſitzer ſelbſt oder für ihn und in ſeinem Namen oder 
auf ſeine Veranlaſſung von einem Dritten bethätigt worden iſt. Vergl. dagegen 
ben bei Graf, Comm. Ziff. 15 zu Art. 7 ©. 72 f. angeführten Fall der nach⸗ 
träglichen Anmeldung duch einen Dritten (den Beſitznachfolger) ohne Beranlaffung 
be3 urfprünglich verpflichteten —328 — 

" Die zunächſt zur Strafeinſchreitung zuſtändige Behörde iſt Die kgl. 
Jußchiageinnehmenei (oder das die Funktion derſelben verrichtende Nebenzollamt). 
©. 8 2 ber Verordn. vom 17. Juni 1876. 

'%) Bur Anzeige bei der Aufichlageinnehmerei ift Die betr. Nichtanmeldung 
bann gelangt, wenn bie bei der genannten Behörde eingelaufene Anzeige von 
ber leßteren mit dem Bräjentatum verfehen ift. 

) Aljo feine Zahlung der doppelten Gebühr als Strafe; dagegen ift es 
ſelbſtverſtändlich, dab die an ſich ſchuldige Gebühr zu entrichten tft; allein 
eine Zahlung dieſer Gebühr für einen nad) Urt. 4 Ubi. 3 gebührenfreien Se 
Kar et ber Beifügung dieſes Wörtchens „nur“ im vorliegenden Falle 
nicht Statt. 

’s, Die VBerfällung in eine „Orbnungsftrafe“ fchließt die Ueberbürdung ber 
Koften des Verfahrens nicht aus. 

’*, Die hier in Betracht kommenden Beitimmungen wären bemnad : 

a. 88 1 Abi. 3; 3, 27 (bezügl. Uebertretung der Kontrollvorſchriften), 28 

Mb. 1 und 4, 80, 51, 55, 56 Abſ. 1, 57 Abſ. 1 Ziff. 4, 58, 66, 67 
Abi. 3 (Uebertretungen des Hundegebührengejeges verjähren in drei 
Monaten) 68, 70 Ubi. 1 Ziff. 6 und 72 bes Reichs⸗Str.⸗Geſ.Buches; 
b. bezüglich der Kontrollvorſchriften vom 19. Juni 1876 bie allgemeinen 
Beltimmungen des —— Buchen. 
Bezüglich ber Strafbejcheibe der Zoll- und Aufichlagsbehörben |. g 86. 
“) In die Armen⸗, nicht in die Gemeinde-Kaffe Die Duittungen 
nd alfo von der Armenlafſe auszuſtellen. Dieje Quittungen find nach Wrt. 235 
es Gebührengejehes von 1893 Ziff. 13 gebührenfrei. 

Bergl. oben Anm. 60. 

Es gehören hieher ſowohl bie Geldſtrafen nach Urt. 7 bes Geſetzes als Die 
wegen Nebertretung ber Kontrollvorfchriften vom 19. Juni 1876 (Art. 6 Abſ. 2 
des Geſetzes verwirkten Strafen. u 

ij 9. h. derjenigen Semeinde, bei beren Ortspolizeibehörbe die unterlaffene 
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Wird nach rechtsfräftiger Verurteilung die Gebühr nicht längſtens 
innerhalb drei Tagen) nach der Zuſtellung bes Bahlungaberchles 
entrichtet, jo bat neben der Zwangsbeitreibung 84) derjelben die Be- 
jftimmung des Art. 4 Abi. 485) wegen Tötung des Hundes in An= 
wendung zu kommen. 

Art. 8. 


Gegentwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1888 in Wirf- 
ſamkeit. 


8 86. 


Berfahren, Kompetenz, YInftanzenzug und amtlicher Verkehr 
(zwiſchen Gemeinde- und nufianingßbehörben) in Hunde⸗ 
gebührenſachen. 


Die Fälle, in welchen die Ortspolizeibehörden in Hundegebühren⸗ 
ſachen mit den Organen der Staatsfinanzverwaltung dienſtlichen Ver⸗ 
kehr zu pflegen und deren Anordnungen zu beachten haben, ergeben 
I Fi dem Gejeße ſowie aus den hiezu erlaffenen Vollzugsvor⸗ 

riften. 

Bejonderen Anlaß zu SKorrejpondenzen zwiichen Ortspolizei⸗ 
behörden und Wufichlageinnehmereien insbejondere !gibt die Führung 
ber Hundeanmelbeverzeichniffe, der Bezug der Hundezeichen, der For— 
mularpapiere, die Abrechnung hierüber, die jährlichen rechneriichen 
Bujammenjtellungen ıc. 


Anmeldung hätte erftattet werden follen, bezw. in deren Bezirk die betreffenden 
Kontrollvorichriften übertreten wurden. 


2 Das Geſetz von 1876 enthielt als Abf. 4 des Art. 7 noch die Beftimm- 
ung, daß ein gerichtl. Verfahren nicht ftattfindet, wenn der Bahlungspflichtige die 
ihm duch Verfügung ber zuftändigen Steuerbehörbe al3 verwirft bezeichnete 
Geldſtrafe nebſt der Gebühr fofort bei der Zuftellung biefer Berfügung oder 
längftend innerhalb der nächften drei Tage bezahlt. 

Diele Beſtimmung ijt gemäß Urt. 4 der Novelle von 1888 im Hinblid 
auf Urt. 97 des Ausf.-Sef. vom 18. Auguft 1879 zur Reichd-Str.-Proz.-Drdn. 
in Begiall gelommen, nach welch’ letzterer Beitimmung bei Butwiderhandlungen 

egen die Vorjchriften über die Erhebung von Gebühren für das Halten von 
Sunden außer dem Reichsgerichtsverfaſſungsgeſetze und der Reichsſtrafprozeßordn. 
die Urt. 86, 87 Abſ. 1, 89 Ab}. 1—3 und 5, 90-92 des erwähnten Ausführungs- 
gejeßed vom 18. Auguft 1879 entfprechende Anwendung zu finden haben. 

Siehe hierüber Näheres 8 86, \pez. auch 8 86 Anm. 9. 

*”, Siehe Anm. 49. 

Fr Bezüglich der Bwangsbeitreibung der Hundegebühr gelten bie allge 
meinen Beftimmungen über Beitreibung der Staatögefälle. 

(&.-Min.-Bel. vom 27. September 1879: Web. 14, 64 ff.) Diele Zwangs⸗ 
beitreibung von Hundegebühren fegt — wie das Geſetz jagt — die rechtäfräftige 
Verurteilung voraus. 


29 Es ift dies d Ma Ab. 5 des Art. 4 ſ. Anm. 51 und 82. 
Bezuglich des ahrens in Hundegebühren⸗Strafſachen |. $ 86. 
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Durh die Min.-E. vom 16. Dezember 1876 Nr. 136867 
(Web. 11, 689, Bamb. T, Erg.:Bd. 202, Min.-Bl. 1876 ©. 542) 
iſt beſonders ausgeſprochen, daß die Ueberwachung der Kontrollvor- 
Ichriften vom 19. Juni 1876 (Web. 11, 560)1) zunächft den betr. 
Auffichtsorganen der Orte poligeibehürben obliegt, welchen durd) Art. 2 
des Hundegebührengejeges die Erhebung der Hundefteuer übertragen iſt. 

Dieſe Ortöpolizeibehörden werben daher durch die ebengenannte 
Min.⸗E. angewielen, den Vollzug der ermähnten Kontrollvorjchriften 
ebörig zu überwachen und wahrgenommene Uebertretungen gemäß 
: 7 der Min.-Bel, vom 20. Juni 1876 (Web. 11, 563)?) zunächſt 
der Aufichlag-Einnehmerei mitzuteilen. 

Die Auffchlageinnehmer oder die deren Funktion ausübenden 
Zoll⸗ und Aufichlagsbeamten Haben wenigſtens einmal im Jahre bei 
Gelegenheit ihrer Anweſenheit in den zu ihrem Bezirke gehörigen 
Gemeinden bie Gejchäftsführung berfelben in bezug auf die Behand: 
lung der Hundegebühren zu vifttieren; gleiche Bifttationen haben die 
Beamten der Bezirksämter bei Gelegenheit ihrer Anweſenheit in den 
Gemeinden vorzunehmen und wahrgenommene Unregelmäßigteiten, ſo⸗ 
weit fie nicht in eigener Buftändigkeit zu verfügen haben, den kgl. 
Hauptzollämtern mitzuteilen. 

Soweit die hier einfchlägigen Arbeiten der Gemeindebehörden 
mit dem eigentlichen Abrechnungsgefchäfte zufammenhängen, unterliegen 
fie der jährlichen Prüfung durch das NWegifter-Revifionsperjonal der 
tgl. Generaldireftion der Zölle und indireften Steuern. Die Dieß= 
bezüglichen Beanftandungen werden den Gemeindebehörden zur Be⸗— 
antwortung mitgeteilt. 

Siehe Graf, Somm. ©. 63 f. und ©. 1385—140: über Die 
rechneriſchen Zujammenftellungen und deren Prüfung. 

Bezüglich der Zuftändigkeit zur Behandlung und Entjcheidung 
von Angelegenheiten und bezw. Streitigkeiten, welche die Gebühr für 
das Halten von Hunden betreffen, ift in der Min.-E. vom 16. Dezem⸗ 
ber 1876 Nr. 13698 (Min.Bl. 1876 ©. 643; Web. 11, 689) fol- 
gendes ausgeſprochen: 

Die Erhebung ber Gebühr für das Halten von Hunden erfolgt zwar 
gen — De Fe bo 2. * 1876 bien die a ofigele 
ehörden, in München durch Die kigl. Polizeidireltion ; in Urt. 1 des Geſetzes 
it aber biefe Abgabe ausdrücklich als eine am die kgl. Staatskaſſe zu 
entrichtende Gesage erflärt. 

Der hiedurch Lonftatierte Charakter einer Staatsabgabe wirb durch bie 
Beſtimmung des Art. 5 dieſes Geſetzes, wonach die Hälfte bes Netto⸗Er⸗ 
trages den ®emeinden zufällt, nicht geändert. 

Durch $ 1 der Berorbn. vom 17. Juni 1876 ift ferner bie Verwalt⸗ 
ung des Ertraged ber Gebühren für das Halten von Hunden ben Behörben 
und Organen der vereinigten Zoll und Aufichlagverwaltung überwieſen. 


> Den Wortlaut ag Vorſchriften ſ. oben 84 Anm. 64. 
9 Den Wortlaut dieſes 8 7 |. unten Anm. 8. 


VPohl, Handöud. J. 26 
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Gemäß Art. 6 Abi. 1 des mehrerwähnten Geſetzes endlich haben Die 
Ortöpolizeibehörben in allen die Staatdgebühr für dad Halten von Hunden 
—— Angelegenheiten die Anordnungen der Staatsfinanzverwaltung 
u beachten. 

— Hieraus und im Hinblicke auf 8 88 der Formationsverordnung vom 

9. Dezember 1825,?) dann auf 5 1 und 2 der beiden Berorbn. vom 

9. Juni 1874 *) ergibt fi die Diesfallfige Yuftändigkeit der Behörden der 

Staatäfinanzverwaltung. ' 

Diefe Zuftändigkeit erftredt ſich indeflen felbftveritändlich nicht auf die 
in den Art. 154 und ff. der rechtsrheiniichen Gemeindeordnung, dann in 
den Art. 86 und ff. der pfälziihen Gemeindeordnung geregelte Kompetenz 
der Staatsaufſicht und der Handhabung der Disziplin. ®) 

Ebenfo bieibt die in Ab}. 6 der Min.-E, vom 25. Juni 1876 °) den 
Diitrittöpolizeibehörden auferlegte Verpflichtung in Kraft, die Ortspolizei⸗ 
behörden bei dem Bollzuge des Hundefteuergejeßed förderlichft zu unter- 
ftüßen und denjelben insbejondere auch die erforderlichen Aufſchlüſſe über 
die Bevöfferungsverhältniffe zu erteilen. 

Hiernach Haben in der angegebenen Richtung die kgl. Bezirksämter bezw. 
unmittelbaren Magiſtrate (fgl. Bolizeidireftion München) ie Buftänbigleit 
zur Behandlung der vorbezeichneten Gegenftände zu bemeflen. 

Die Enticheidung aller auf die Einfteuerung der Huude be> 
züglichen Streitfragen liegt nicht den Ortspolizeibehörden, jondern den 
Behörden und Organen der Aufichlagsverwaltung od. Zur Kompetenz 
dieler letzteren gehört alſo die Beſchlußfaſſung über Differenzen be= 
züglich der Höhe der zu erhebenden Sundegebübren und demnach auch 
die Würdigung der Vorfrage, wie die einzelnen Dertlichkeiten im 
Sinne des Art. 1 Ab}. 2 des Geſetzes zu Haffifizieren find. Darüber 
bat denn auch nicht das kgl. Bezirksamt, fondern das kgl. Haupt- 
zollamt in eriter Inſtanz gegebenen Falles Entiheidung zu treffen. 
Natürlich kann fich dieſe Klafjtfizierung der Orte (als Weiler, Ein: 
öden 2c.)*) durch die Aufichlagsbehörde nur ausfchließlih auf Die 
Hundegebührenerhebung, nicht auf die jonjtige Beurteilung der recht- 
lihen Stellung der einzelnen Drte beziehen, da zu lebterer nur die 
Behörden der inneren Verwaltung zujtändig find. (Vergl. Graf, 
Comm. ©. 84 ff.) 

Wenn fich bei der — mit der Hundeanmeldung und Gebühren: 
erbebung verbundenen Bifitation der Hunde entweder Hinfichtlich der 
Art und Weife der Vornahme des Gelchäftes oder Hinfichtlich der 
Feſtſetzung und Verteilung der hiefür erwachſenen Koften (inkl. der 
tterärztlichen) auf verichiedene Gemeinden Anftände oder Streitigkeiten 
ergeben, fo haben die Behörden der inneren Verwaltung zu entjcheiden, 
da die Hundevifitation einen Gegenftand der örtlichen Polizei-Ber- 
waltung nad Art. 95 Abſ. 1 der Gemeindeordnung bildet. 


J ©. hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 25. April 1892 Bd. 18, 
489 über den Begriff „Weiler“ und „Eindde“ innerhalb einer Stadt. 
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Der Inftanzenzug in Hundegebührenangelegenheiten ift 
nun ein verjchiedener, je nachdem die Zuftändigkeit der inneren Ber: 
waltung oder diejenige der Auffchlagsvermwaltung gegeben ift. 

Liegt die Kompetenz der inneren Verwaltung vor, — das iſt 
3. B. der Fall bei Disziplinarfachen über die Ort3polizeibehörde, die 
Tierärzte, bei Feftfegung und bezw. Verteilung von tierärztlichen Ge- 
bühren für die Humdevifitationen — jo haben in erjter Inſtanz die 
fol. Bezirksämter oder unmittelbaren Stadtmagijtrate, in zweiter Die 
fgl. Kreisregierungen, Kammern des Junern, in dritter das kgl. Staats⸗ 
minifterium des Innern — eventuell bei beftrittenen Nechtsaniprüchen 
der gl. Vertwaltungsgerichtshof (ſ. $ 516) zu enticheiden; ift Dagegen 
die Zuftändigfeit der Zoll- und Aufſchlagsverwaltung gegeben, jo ent⸗ 
icheidet in erjter Inftanz das kgl. Hauptzollamt, in zweiter Die fgl. 
Generaldireftion der Zölle und indirekten Steuern, in dritter Inſtanz 
das kgl. Finanzminiſterium, event. bei beftrittenen Rechtsanſprüchen 
und Verbindlichkeiten nach Art. 10 Ziff. 31 des Geſetzes über den 
Verwaltungsgerichtshof der letztgenannte. 

—3 — von der Erfaffung von Strafbeicheiden (j. $ 85a 
Anm. 82) find die Aufichlageinnehmereien zur erftinitanziellen Ent- 
fcheidung nicht befugt. Bei den zum Verwaltungsgerichthof gehörigen 
Hundegebührenjachen richtet ſich das Verfahren, da diejelben nicht ‚zu 
den eigentlichen Verwaltungsrechtsjachen nach Urt. 8 des Vermaltungs- 
Serichtshofs-Gefetes gehören, fondern nur unter Art. 10 desſelben 
Tallen, nad) Urt. 457) diefes Geſetzes. 

Was die Strafeinfchreitungen wegen Webertretung des Hunde- 
gebührengefeßes und der hiezu erlaffenen Vorfchriften betrifft, to find 
die materiellen Beftimmungen hierüber durch Art. 7 des Geſetzes 
und durch die Kontrollvorfchriften der Min.-Bel. vom 19. Juni 1876 
(. $ 85a Anm. 64) getroffen. Das Verfahren dagegen wurde 
Ieinergeht durch die SS 7—9 der Min.:Bel. vom 20. Zuni 1876 ge: 
regelt.) 


2 Diefer Art. 45 lautet, fomweit bier von Intereſſe: 

te Erledigung der in Art. 10 und 11 aufgeführten Angelegenheiten er- 
folgt bei den unteren Inſtanzen nad den für das Verfahren vor benjelben im 
Berwaltungsfachen jeweils beitehenden Borfchriften. 

Die nach den genannten Artiteln zulälligen Beſchwerden müfjen innerhalb 
einer unerftredlichen Friſt von 14 Tagen von Eröffnung der betreffenden Ver⸗ 
fügung an gerechnet bei derjenigen Behörde eingelegt werden, welche den be- 
ſchwerenden Beſchluß erlaflen hat ꝛc. 

) Die es 7—9 lauten: 

8.7. e Webertretungen, welche zur Kenntnis der Ortspolizeibehörde ge- 
fangen, ober welche ben Vertretern der Staat3anmwaltichaft bezw. ben Diſtrikts⸗ 
‚polizeibehörden angezeigt werden, find von diefen zunächft der Aufichlageinnehmerei 
mitzuteilen. 

j Die Auffchlageinnehmereien haben fofort ald Steuerbehörden bie in Art. 7 
Abſ. 4 des Geſetzes erwähnte Strafverfügung und Bahlungsaufforberung zu er- 
Jaffen, welche die Ort3polizeibehörde gegen Nachweis zuzuftellen hat. 

Im Yale e3 fih nur um Zuriderhandfungen gegen die Kontrollvorſchriften 

26* 
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Ferner ift duch 8 1 Abſ. 1 Ziff. 3 der Verordn. vom 
1. Oftober 1879 „das Verfahren in BZollftraffachen betr.“ (Web. 14, 
123) beftimmt, daß zur Durchführung der Unterfuchung im Berwalts 
ungawege und zum Erlaſſe von Strafbeicheiden in Hundegebühren- 
fachen die Auffchlageinnehmereien zuftändig find. 

Die vorerwähnten 88 7—9 der Min.-Bel. vom 20. Juni 18768) 
bezw. das durch fie geregelte Verfahren hat nun durch die Reichs: 
juftiggefeßgebung peziell die Strafprozeßordnung wejentliche Aender⸗ 
ungen erlitten, doch blieben die genannten Beitimmungen fo weit in 
Kraft, als fie nicht Durch diefe Geſetzgebung alteriert wurden. 

Nun ift aber durch rt. 86 des Ausführungsgeſetzes vom 
18. Auguſt 1879 zur Neichsitrafprogeßorönung an Stelle des früher 
bei fogenannten fizfalifchen Delikten üblichen Verfahrens auf „frei- 
willige Unterwerfung” (Submiffionsverfahren) das jogenannte „Bes 
fcheidverfahren" nad Maßgabe der 88 459-463 der Reichs⸗Str.⸗ 
Proz.⸗Ordn. (Strafbefcheide der Vertwaltungsbehörden) geſetzt worden. 

Dieſes Beſcheidverfahren“ ift duch Art. 97 des genannten 


U) 


ar hat die Einnehmerei nad ihrem Ermeſſen eine der Liebertretung unb den 
onderen Umftänden bes alles entiprechende Strafe im Mindeftbetrage von 
einer Mark feftzujehen. 

Ueber bie zur Kenntnis ber Auffchlageinnehmereien gelangenden Llieber- 
tretungen und beren Erledigung haben biejelben fortlaufende Bormerkungen zu führen. 

8 8. Der VBeichhuldigte kann im Falle der Unterwerfung unter bie Straf- 
verfügung der Aufichlageinnehmerei Strafe und Gebühr entweder bei biejer oder 
bei der Ortapolizeibehorde erlegen. 

Am erfteren Falle hat die Aufilageinnehmerei bie erlegte Gebühr an die 
DOrtspolizeibehörde zu überjenben, weldye diejelbe in das Anmelumgöverzeihniß 
einzuftellen und ſodann das Qunbezeichen nebſt Quittung zu verabfolgen hat. Bon 
der erlegten Strafe find zwei Dritteile an Die Armenkaſſe des Ortes ber Ueber⸗ 
tretung gegen Quittung abzugeben. 

Eriegt Bing ber Beſchuldigte die Gebühr und Strafe bei ber Orts⸗ 
polizeibehörde, fo iſt von Iegierer Binfichtlich der Gebühr, wie vorertwäßnt, zu 
verfahren; von ber erlegten Strafe aber find zwei Dritteile an bie Armenka 

ber Uebertretung auszubezahlen und ein Dritteil nebft der Quittung 
ber Armenlafje an die Nufichlageinnehmerei abauliefern. 

8 9. Soferne auf die Strafverfügung der Aufichlageinnehmerei innerhalb 
der auf bie Zuftellung derielben folgenden drei Tage keine Bezahlung erfolgt, find 
die Uebertretungen dem Xertreter ber Gtaatdamwaltichaft (in der Pfalz dem 
—— bei dem zuftäubigen Stadt⸗ ober Landgerichte zur Strafeinſchreitung 
mitzuteilen. 

Rad rechtökräftiger Verurteilung iR ine Einzugsverzeichniße beö betreffenden 
Berichts die defraudierte Gebühr unter den burchlaufenden Po als Wbliefer- 
ungsfchulbigleit an bie Ortöpoligeibehörde und zwei Dritteil der Strafe ald Ab- 
lteferungsfchuldigleit an die Armenlafle bes Ortes ber Uebertretung borautragen. 
Die auf biefe Weile an die Ortspoligeibehörbe gelangenbe @ebühr ift von ber» 
ſelben ebenfalls in das Unmelbungsverzeichni3 einzutragen und nunmehr das 
Hundezeichen nebft Quittung auezuhandigen 

Soferne innerhalb der in Art. JAbſ. 8 des Geſetes bezeichneten drei⸗ 
tägigen Friſt Zahlung ber Gebühr an bie Gerichtsſchreiberei nicht erfolgt, hat ber 
Gerichtsichreiber ſofort Hievon ber Ortöpoligeibehörde behufs Wnordnung ber 
Tötung bes Hundes Mitteilung zu machen. 

Bergl. hiezu oben Text S. 404 und nachſtehende Anm. 9 und 10. 
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) Dieſer Art. 97 und die in bemfelben angeführten Beitimmungen bes 
Bayer. Ausführungdgejeßes zur Reichs⸗Str.Proz. Ordon. lauten: 

Urt. 97. Bei Zuwiderhandlungen gegen bie Borichriften in Vegiehung auf 
Örtliche Gefälle der Gemeinden iſt nach dem — — und 
der Reichs⸗Strafprozeßorbdnung, dann nad Maßgabe ber Art. 86, 87 übſ. 1, 
88 Abſ. 1, 89 Abi. 1-3 und 5, 0-92 bed gegenwärtigen Geſetzes zu 
verfahren. 

Diefelben Beftimmungen finden bei Zumiderhandlungen 
gegen die Borjchriften über bie Erhebung von Gebühren ar 

a8 Halten von Hunden entfprehendbe Anwenbung. 


Urt. 86. Das Verfahren im Verwaltungswege richtet fich nach den 
Hi 459 —463 ber Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn. und ben nachftehenden weiteren Be⸗ 
immungen. 
tt. 87. Die vorläufige Seftftellung bes Thatbeftandes bei Entdedun 
einer ftrafbaren Zuwiberhandlung gegen bie Bollgejege erfolgt durch bie Zoll« 


behörben. 
Art. 88. Zu bem in Art. 87 Abſ. 1 bezeichneten Bwede Tann die Boll- 
behörde Ermittlungen jeder Art mit Ausfchluß eidlicher Vernehmungen vornehmen. 

Art. 89. Der Strafbeicheid wird bem amt3anmwelenben Beſchuldigten gu 
Brotofoll eröffnet, andernfalld durch Buftellung befannt gemacht. 

Die Buftellung erfolgt durch Bebienftete ber Bo ea oder durch Ber- 
mittelung der Ort3polizeibehörde ober durch bie Poſt gegen Ichriftliche Beftätigung 
des Empfanges durch den Befchulbigten. 

Berweigert der Beichuldigte die unterjchriftliche Weftäti der mündlichen 

Eröffnung zu Protofoll oder im Falle der Zuſtellung bie ſchriftliche Beſtätigung 

des Empfang, jo gilt der Strafbeicheid als nicht erlafien. 

ſindet ie h eſchwerde gegen den Strafbeicheib an die höhere Berwaltungsbehörbe 
ndet nicht Statt. 

Urt. 96. Ein Strafbeicheid, gegen welchen nicht rechtzeitig auf gerichtliche 
Enticheibung angetragen wirb, erlangt die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils. 

Die gleihe Wirkung tritt ein, wenn der Antrag des Beſchuldigten auf 
gerichtliche Enticheibung von demfelben vor bem Beginne ber Hauptverhandlung 
zurüdgenommen wirb. 

Solange ein Strafbeſcheid noch nicht erlaflen ift, Tann die Bollbehörde in 
allen Fällen ſich der Enticheibung enthalten und die Einleitung des gerichtlichen 
Verfahrens veranlaffen. 

Art. 91. Der Beichulbigte, welcher fidy bei bem ergangenen Strafbeicheide 
berubigt, hat auch die Koften bed Verfahrens im Verwaltungswege zu tragen. 

Ebenſo fallen dem Beſchuldigten, welcher zu einer Strafe gerichtlich ver- 
urteilt wird, die baren Auslagen zur Laſt, welche bucch das Verfahren im Ber- 
waltungäwege entftanden find. 

m gr der Burüdnahme bed Antrages auf gerichtliche Enticheibung 
—5— den Beſchuldigten auch die bis dahin entſtandenen Koſien bes gerichtlichen 
erfahren®. 

Die Koften der beionderen Bertretung ber Zollbehörbe vor Gericht können 
dem VBeichufbigten niemals überbürbet werden. 


19 Die in Art. 86 angeführten 88 459 —468 ber Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn. 
haben folgenden Wortlaut: 

9. Strafbeicheide ber Wermwaltungsbehörben wegen Buwiderhand- 
fungen gegen die Vorfchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
dürfen nur Geldftrafen, fowie eine etwa verwirkte Einziehung feitiegen. 

Der Strafbeicheid muß außerdem die ftrafbare Handlung, das angewenbete 
Strafgefeg und die Beweismittel bezeichnen, auch die Eröffnung enthalten, daß 
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die Vorjchriften in Beziehung auf örtliche Gefälle der Gemeinden 
(ſ. 8 100 und 101) als auch auf die Zumwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften über die Erhebung von Gebühren für das Halten von 
Hunden erftredt worden. (S. 8 85a Anm. 82 zu Urt. 7 Abſ. 3 
des Hundegebührengeſetzes.) 

Demgemäß und unter Berüdfichtigung der „Anweiſung zur 
Behandlung der Zoll- und Aufichlag-Strafjacdhen im Verwaltungs 
wege vom 2. Dftober 1879" (Gef. und Verordn.-Bl. ©. 1381 ff.) 
iſt das hier einſchlägige Verfahren folgendes beſonders zu be— 
merken: 


Die vorläufige Feſtſtellung des Thatbeſtandes bei Entdeckung 
einer Uebertretung des Hundegebührengeſetzes odgr der Kontroll⸗ 
vorfchriften gefchieht durch die zuftändige Auffchlageinnehmerei. 

Die Aufichlagsbedienfteten find ebenfo wie Die Organe der Orts⸗ 
polizeibehörden, die Amtsanwälte und die Diftriktspolizeibehörden 
(tgl. Bezirtsämter, unmittelbaren Dlagiftrate) verpflichtet, eine derartige 
zu ihrer Kenntnis gelangende Webertretung der Aufichlagseinnehmeret 
anzuzeigen. Sobald der Thatbeſtand feitgeftellt ift, erläßt die ee 
jofort den Strafbeſcheid, foferne nicht der Beichuldigte ſchon 
vorher gerichtliche Enticheidung beantragt hat. 

Für die Abfaſſung des Strafbeicheides iſt 8 45910) der Str.- 
Proz.⸗Ordn. maßgebend. 


der Beichuldigte, foferne er nicht eine nach ben Gejegen zugelaffene Beichwerde an 
die höhere Berwaltungdbehörde ergreife, gegen den Gtrafbeicheid binnen einer 
Roche nah ber Belanntmadhung bei der Berwaltungsbehörde, welche benfelben 
erlafjen, oder bei derjenigen, welche ihn befannt gemacht hat, auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung antragen könne. 

er Strafbeiheid wirkt in Betreff der Unterbrechung der Verjährung wie 
eine richterliche Handlung. 

8 460. Wird auf gerichtliche Entſcheidung angetragen, jo überſendet bie 
Berwaltungsbehörde,, falls fie nicht den Strafbeicheid zurüdnimmt, bie Alten an 
die zuftändige Staat3anwaltichaft, welche fie dem @erichte vorlegt. 

8 461. In Betreff der wBiedereinfegung in den vorigen Stand finden 
bie Beſtimmungen bes 8 465 entiprechende Anwendung. 

8 462. Zt der Mntrag rechtzeitig angebracht, jo wird zur Hauptver⸗ 
handlung vor dem zuftändigen Gerichte geichritten, ohne daß es der Einreichung 
Cohen 2 ri oder einer Entfcheidung über die Eröffnung bed Hauptver⸗ 
ahrens bedarf. 

de Bis zum Beginn ber Hauptverhandlung kann der Antrag zurückgenommen 
werben. 


8 468. Iſt die in einem vollftredbaren Strafbeicheide feſtgeſetzte Geld⸗ 
firafe von dem Bejchuldigten nicht beizutreiben und deshalb ihre Umwandlung in 
eine Freiheitöftrafe erforderlih, fo ift dieſe Umwandlung nad Anhörung der 
Staat3anmwaltichaft und bes Beichuldigten durch gerichtlihe Enticheidung auszu⸗ 
fpredyen, ohne daß ber Strafbeicheid einer Brüfung bed Gerichts unterliegt. 

Die Entiheidung über die Umwandlung erfolgt, wenn für eine Urteils⸗ 
fälung das Schöffengericht zuftändig geweien wäre, durd Verfügung des Amts- 
tichters, in den übrigen Fällen durch Veſchluß des Landgerichts. 

Gegen bie Entiheidung findet fofortige Beſchwerde ftatt. 
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Der Strafbeicheid wird entweder dem — bei Amt anweſenden 
— Beichuldigten fofort zu Protokoll eröffnet oder durch Bedienſtete 
der Bollbehörde oder durch die Boft oder auch durd Vermittlung der 
Ort3polizeibehörde gegen jchriftliche Beſtätigung de Empfangs zu: 
geſtellt. Verweigert der Beſchuldigte dieſe Beitätigung, fo gilt der 
Strafbeicheid als nicht erlaflen, andernfalls kann er innerhalb einer 
Woche von der Empfangsbeitätigung an die richterliche Entſcheidung 
beantragen. 

Anträge auf gerichtliche Enticheidung find bei der Aufſchlag⸗ 
einnehmerei oder bei der den Bejcheid zuitellenden Ortspolizeibehörde 
zu ftellen. Iſt ein folder Antrag geitellt, werden die Alten dem 
fgl. Hauptzollamte vorgelegt und vom leßteren der zuftändigen Amts⸗ 
anwaltjchaft übergeben. 

Wird Antrag auf richterliche Entfcheidung nicht geftellt, jo wird 
der Beicheid nad) einer Woche rechtzfräftig und wird dann nad) 
Maßgabe der beitehenden VBorfchriften über die Staatzgefälle Die 
Strafe nebit Koſten beigetrieben. — Bleibt Die Beitreibung erfolglos, 
M FO die Umwandlung der Geldftrafe in Freiheitsſtrafe herbei- 
geführt. 

In dem auf den Bollzug des Hundegebührengefeges gerichteten 
Verkehr mit den Wuffchlageinnehmereien genießen die Gemeinden 
Portofreiheit. 11) Dieſe Portofreiheit bezieht fich ſowohl auf die dies- 
bezügliche Korrefpondenz, als auf die Formularpapier- und Akten⸗ 
Sendungen, ferner auf die von den Gemeindebehörden an die Auf: 
jchlageinnehmereien abzuliefernden Anteile des Staate® an dem Er- 
trage der Hundeſteuer. 

Auf der Adreffe müljen jedoch die betreffenden Korreſpondenzen 
und Sendungen neben den in $ 2 der Berordn. vom 23. Juni 1829 12) 
vorgejchriebenen Merkmalen noch die Bemerkung tragen: „Hunde: 
gebühren-Angelegenheit”. 

Mit Min.-E. vom 14. Mai 188018) wurde meiter verfügt, Daß 
in gleicher Weife die Geldfendungen der Gemeindebehörben für 
he Hundezeihen und Formularpapiere portofrei zu behan⸗ 

n feien. 


ı) Min.E. vom 21. Oktober 1876, die Portofreiheit ber bdienftlichen 
Roreelpondeng zwiichen Auffchlageinnehmereien und Gemeindebehörden betr. (Web. 
‚ 606). 


29 Web. 3, 474. 8 21. c. beftimmt: Die Poftportofreiheit findet ftatt, 
wenn folde Korreipondenzen 

a. mit dem Amt3- oder Dienftfiegel geichloffen und auf denjelben äußerlich 

b. die abjendende Behörde zc., 

c. bie laufende Geichyäftänummer und 

d. die Eigenfchaft der Sendung als Regierungsjache unter ber einfachen 

Bezeichnung „R. 8.” beitimmt angegeben ift. 
19 Web. 11, 656 Anm. f. 
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Endlich ift noch zu erwähnen, daß nah 8 4 Abſ. 2 der ofl- 
citierten Min.-Bel. vom 20. Juni 1876 die Drtspolizeibehörden Die 
Hundezeichen, deren ungefähren Bedarf fie vorher anzuzeigen haben, 
durch die kgl. Generaldireftion der Zölle und indireften Steuern, 
bezw. durch die gl. Bollämter und die Aufichlageinnehmereien zc. 
gegen — der Herſtellungskoſten erhalten. 

In gleicher Weiſe erhalten die Ortspolizeibehörden die nötigen 
Formularien zugeſendet. Nach Min.⸗E. vom 3. Auguſt 1882 (Web. 11, 
561 f. Anm. 3) wird zur Beſtreitung der Koſten für Herſtellung der 
Hundezeichen und des nötigen Formularpapieres auf jedes Hundezeichen 
ein Blennig zugeichlagen. 

(S. Anm. 54 und 57 zu $ 85a.) 

Schließlich ift noch bezüglich des gefamten fchriftlichen Verkehrs 
der den Hauptzollämtern untergeordneten Stellen (Nebenzollämter und 
Auffchlageinnehmereien) mit den Ort3polizeibehörden durch Entfchließ- 
ung der vormaligen General-Zolladmin. vom 3. Juli 1877 ange- 
ordnet, daß fich die erfteren auch in ihren auf Die Hundegebühren 
üglichen SKorrefpondenzen mit den Ortspolizeibehörden fich der be- 
—* Form enthalten und ſtatt derſelben der höflich erſuchenden 
Form ſich bedienen ſollen. 


Ueber Zölle ſ. unten bei Handel und Verkehr, auch Land⸗ 
wirtſchaft SS 424 und 481. 

Ueber Gemeindefteuern f. bei Gemeindemweien 88 100 und 101. 

Ueber Reihsfteuern S. oben „Deutiches Reich“ 5 22 ©. 62 ff. 

Ueber Gebührenmefen f. die nachitehenden 85 87 und 88. 


Il. Die Hfaats- und die Amts-Gebüßren. 
88.  - - 


Die Gebühren in Verwaltungs⸗ Verwaltungsrechts⸗ und 
Polizeiſachen, fpeziell Die Gebühren der Gemeinde- 
bebörden.*) 

Sep. 2, 502—514. 

Pfaff, Commentar zum bayer. Geſetz über das Gebührenweſen in der Tertierung 
bon 1892. 

Mafgebend für die bei den bayerifchen Behörden zur Erhebung 
gelangenden Gebühren find: 
a. Das Neichägericht3foftengejeg vom 18. Juni 1878, abgeändert 
durch Geſetz vom 29. Juni 1881 (Web. 12, 325 ff. bezw. 
15, 279) mit den Bollzugsvorichriften vom 16. Juli 1881 
(Web. 15, 311); 


*) Krais 4, Aufl. 1, 97—117 „das Gebührenweien“. — BI. für admin. 
Br. 29, 825 f. und 388 ff. " hrenwe f 
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b. das bayerijche Geſetz über das Gebührenweien vom 18. Auguft 
1879 mit jeinen Novellen vom 29. Mai 1886, 8. März 
1888, 22. Dezember 1889 und 28. Mai 1892, demgemäß 
unterm 6. Juli 1892 unter Berüdfichtigung aller vieler 
Denberungen in neuer Tertierung befannt gegeben: Web. 21, 
583 ff.; Bamb. 29, 749 ff. Hiezu noch $ 14 des Finanz- 
geſetzes vom 11. Juni 1894. Gef. und Verordn.⸗Bl. 
©. 279 und Web. 22, 594. 

Das mehr der Volljtändigkeit halber Hier angeführte Reichs⸗ 
gerichtsfoftengejeß ift — abgelehen von dem in $ 85a und in $ 101 
erwähnten ſogen. Beicheidverfahren nad Urt. 86 und 97 des Ausf.- 
Geſetzes zur Str.⸗Proz⸗Ordn.1) — für das Verwaltungs: und Ber- 
waltungsrechts⸗Verfahren nicht maßgebend, es gilt vielmehr (8 1 des 
Reichsgerichtskoſtengeſetzes) nur für die vor die ordentlichen Gerichte 

ehörigen Rechtsjachen, auf welche die Eiv.-Proz.-Ordn. die Straf: 
Bros -Orbn. oder die Konkursordnung Anwendung findet. 

Dagegen find in dem sub b genannten bayer. Gebührengeſetze 
— in der neuen Tertierung vom 6. Juli 1892 — in feiner V. Ab⸗ 
teilung (Art. 164-198) die Gebühren für die Juftizverwaltung, für 
die innere, die Poligel- und die Finanzverwaltung fowie die Ver: 
waltungsrechtspflege behandelt, alfo Hier befonders einſchlägig. 

ericheinen die „einleitenden Beſtimmungen“ der Abteilung I 
(Art. 1—6) des Gebührengefebes, ferner die Abteilung III Abfchn. IH 
(Strafverfahren im Berwaltungsmege: Art. 40—46), bdesgleichen die 
„allgemeinen Beftimmungen“ in Abteilung VII Abjchn. I (Art. 211), 
auch Abteilung VI (Urt. 199— 210: Anſtellungen und bejondere Ber: 
feihungen),, endlich die „gemeinfamen Bejtimmungen“ der Abteilung 
VII (Art. 252—267) fowie einzelne der Schlußbeftimmungen der 
Abteilung IX (Art. 268, 272 bis Ziff. 20, 273, 275 und 276) 
dieſes Gefeges auch für die Verwaltung von Bedeutung. Da num 
fämtliche Verwaltungs⸗ alfo aud) die Gemeindebehörden wohl täglich 
mit dem Bollzuge diefer Beitimmungen zu thun haben, folgen dieſelben 
— mit den etwa nötigen Anmerkungen — nachſtehend im Wortlaute: 


g 88. 


DaB bayerifhe Geſetz über daB Gebührenweien 
9 Ne I Anguft 1879 i A 


nad) der neuen Tertierung vom Jahre 1892. 
I. Abteilung. 
Einleitende Beſtimmugen. 
Art. 1. Die in gegenwärtigen Geſetze beftimmten Gebühren 


? Siehe Art. 40 Abſ. 1 des Gebührengefehes und 8 62 des Reichsgerichts⸗ 
koſtengeſetzes. 
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treten an die Stelle der bisherigen Taren, inregiftrierungs- und 
Stenipelgebühren. Diefelben find öffentlihe Abgaben und fließen, 
foweit nicht geieglich etwas anderes bejtimmt ift,2) in die Staatskaſſe. 

Art. 2. Der Mindejtbetrag einer Gebühr ift 20 Pfennig, vor: 

behaltfich der Beitimnung in Art. 238 Abi. 4. 

Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch zehn teilbar find, 

werben auf den nächſt höheren Durch zehn teilbaren Betrag abgerundet. 

Art. 3. Gebühren werden nicht erhoben: 

1) für Amtshandlungen, welche unabhängig von dem Berfchulden 
einer Partei im öffentlichen Sntereite von Amtswegen ge= 
pflogen werden ;®) %) 

2) wenn die Gebühr aus der Reichs⸗ oder Staatskaſſe bezahlt 
werden müßte; 

Gleiches gilt von der Civilliſte des Königs; 

3) wenn die Tax- und Stempel- oder Gebührenfreiheit durch 

Gejete, Verordnungen oder Staat3verträge ausgeſprochen tft; $) 


— v1, 





*) Soldye anderweitige Beitimmungen find getroffen in Art. 40 Abſ. 2 bes 
Geſetzes, nach welchem „bei Zuwiderhandlungen gegen den Rolalmalzaufichlag und 
fonftige örtliche Gefälle der Gemeinden“ die in Art. 40 Abſ. 1 bezeichnete Gebühr 
in die Kaſſe der Gemeinde fließt, deren Verwaltung ben Strafbeicdheib erlafjen 
hat ; ferner in Art. 189, nach welchem die Gebühren, infoweit die von Gemeinde⸗ 
behörden ausgehenden Wite gebührenpflichtig find, in die @emeindefaffe fließen. 

Siehe ferner Art. 65, 202 und 204 Abi. 5. 

* Die Frage, ob ein Gegenftand als Amts- ober al3 Partei- oder als 
Urmenfahe nah Urt. 4 zu behanden ſei, iſt — vorbehaltlich des Beſchwerde⸗ 
rechts — von der einſchlägigen Behörde ſelbſt zu entſcheiden. ($ 11 ber Verordn. 
vom 20. September 1879 Gef.» und Verordn.⸗Bl. 1195.) 

*) Streitige Verwaltungsrechtsſachen find gebührenpflichtig, wenn nidt 

durch ein jpezielles Geſetz die Gebührenfreiheit für eine folche Rechtsjache bewilligt 
ift (Enticheidung bes Bermwaltungsgerichtähofes vom 28. März 1882, Sammlung 
Bb. 3 ©. 619). 
.,.9) In Pfaffs Commentar zum Gebührengefeg, Münden 1896, S. 17—23 
iſt ein ausführliches Verzeichnis aller derjenigen Gegenſtände veröffentlicht, welche 
ou —* heſeblicher oder verordnungsmäßiger Beſtimmung gebührenfrei zu be⸗ 
andeln find. 

Nach dieſer alphabetiſch geordneten Zuſammenſtellung findet Gebührenfreiheit 
ftatt auf Grund folgender Beftimmungen über: 


Amtsbürgjchaften (8 2 Abi. 3 der Verorbn. vom 21. Dezember 1890 Geſ. 
und Berorbn.-Bl. 1539). 

Arbeits bücher für Minderjährige (8 108 der Reichs⸗Gewerbe⸗Ordn.). Dupli⸗ 
kate unterliegen nach Urt. 172 Biff. 7 des Gebührengejeßes einer Ge⸗ 
bühr von 50 Bfennig. 

(Urbeitsfarten für Kinder gibt ed nicht mehr.) 

Anwaltskammern ſ. Rechtsanwälte. 

Armenpflege (Art. 8 Abſ. 1 des Geſetzes über öffentliche Armenpflege). ©. 
auch Art. 231 Anm. 104d.) 

Nufenthaltsperbote (Art. 52 Abſ. 5 des Heimatögefekes). 

Aufnahmsurkunden: 8 24 Abſ. 1 des Staatsangehdrigkeitsgeſetzes. 
(Heimaticheine unterliegen der Gebühr des Art. 173. 

Baupflidht, Kirchliche: (Art. 14 und 15 Abi. 2 des Geſetzes vom 28. Mai 1852 
Geſ.⸗Bl. ©. 701; Bamb. 7. Erg.-Bd. 772). 
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4) in Gegenftänden der Dienftaufficht und Disziplin ; 
5) in dem Verfahren wegen Verhängung von Ordnungs- und 


Beurlundung des Berjonenftandes f. Standesregiſter. 


Brandv F ſicherung et. 92 Abſ. 1 des Branbverficherungägeießes bom 
3. April 1875 (Bamb. 6. Erg.-Bd. ©. 494). 
Bemwäl fer: ung |. Rafferbenugung. 


Disziplinarverfahren gegen richterliche Beamte nach Art. 77 Ubi. 1 bes 
Oejeßes vom 26. März 1881 (Gej.- und Verorbn.-Bl. 183, Bamb. 18, 


282). 

Depofitenwejen (8 44 Abſ. 3; we Abſ. 5 ber Depofitenordnung bom 
8. September 1879, Vamb. 5, A. III, 580 uub 585, Geſ.⸗ und Ver⸗ 
ordn.⸗Bl. 1115 

EHehafts-Berhältntife, Abloſung derjeiben. (Urt. 9 des ee bom 
23. Februar 1868 über Abldsbarkeit der Ehehaftöverhältnifie. Geſ.⸗ 
Bl. 833; Bamb. 3, Erg.-Bd. 261 

Einjährig- Freimilli ge: Ausftellung uib Beglaubigung von Zeugniſſen zum 
Bivede ber a n ehtigung, Min.-E. vom 26. April 1883 
(Fin⸗Min.Bl. 179, Min.A.⸗Bl. 176). 

Einfommenfteuer (Art. 74 bes Einfommenfieuergefees vom 19. Mai 1881). 

Entwäfferung |. Wafjerbenügung. 

Erbgüter, landwirtſchaftliche: (Art. 34 des Geſetzes vom 22. Februar 1856 über 
die landwirtichaftlichen Erbgüter, Gej.-Bt. 60; Bamb. 2, 28). 

Entlaſſungsurkunden nad 8 15 Ubi. 1 des Staatsangehörigfeitägefeßes. 

Erbſchaftsſtener ſachen (At, 47 Ubi. 1 und Art. 29 Abi. 3 des Erbichaftd- 
ſteuergeſetzes vom 18. Wuguft 1879, Geſ.⸗ und Verordn.⸗Bl. 883, Bamb. 
8, Erg.-Bd. 102 und 97). 

Erpropriationsgeieß f. Biwangsenteignung. 

Slurbereinigung (Art. 39 des Bee 5 vom 29. Mai 1886 Gef.- und Ver⸗ 
orbn.-Bl. 271, Bamb. 33, ©. auch Urt. 119 des Gebühren- 


geſetzes 
Forſtämter: Verhandlungen bei —* (Fin.⸗Min.⸗E. vom 7. Oftober 1879). 
®cmeindewahlen: Art. 188 der Gem.Ordn.: Alle Wahlhandlungen und 
dabei nötigen Ausfertigungen find tar- und ftempelfrei. 
Die Gebührenfreiheit bezieht fih nur auf die Wahlhandlung ſelb ſt 
und die babei benötigten Ausfertigungen: Entſch. des Berm.-Ber.-Hofes: 


Bd. 11, 8 
— — ſind gebührenpflichtig: Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.Hofes Bd. 4, 12. 


Genoſſ en haften: 8 151 ves Geſetzes über die Erwerb3- und Wirtich.-Gen. vom 
. Mai 1889 (Reichs⸗Geſ.Bl. 56; Bamb. 36, 863). 
Gewerbegeriihte: g 57 bj. 4 und 6, des Geſetzes über bie Gewerbegerichte 
vom 29. Zuli 1890 (Reichs⸗Geſ.Bil. 141). 
Gewerbeſteuer: (Art. 69 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 19. Mai 1881 (Geſ.⸗ 
und Berordn.-Bl. 496). 
Gift: Ausftellung von fogen. Viftſcheinen nad) 8 14 Biff. 3 der Verordn. vom 
25. Upril 1877 bei und Berordn.-Bl. 256, Bamb. 7. Erg.-Bb. 829. 
@runblale a 19 Abſ. 1 und Urt. 35 des Geſehed vom 4. Juni 1848 
e}.r 
®rundfteuer: Reffamationsverhandfungen und geicheibe gebührenfrei nad) 
8 110 de3 Grundftenergejeßed vom 19. Mai 
Hausfteuer: desgl. nad) 8 29 des Onuäfteuergefetes. 
Hagelverfiherung ſ. Verſicherungsweſen. 
Heeresergänzung: 8 35 des —— ⸗Geſetzes vom 2. Mai 1874 Ki 
Geſ.⸗Bl. 45) und Min.-E. vom 26. April 1833 (Min.A.⸗Bl. ©. 176). 
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Ungeborjamsftrafen im Sinne des Art. 3 Biff. 1 des Geſetzes 
zur Ausführung der Reichsſtrafprozeßordnung. 


Heimat: Art. 12 des Heimatgel gelegen. 
Bergl. Zeru Art. 176 Ziff. 1 des Gebührengeſetzes; ferner Entſch. 
bes Verw ber. dojes vom 2. April 1880 Bb. 1, 211 und vom 9. Suni 


1882 Bd. 47 
Hilfstaf jen — 35 Hilfskaſſengeſetzes in der Faſſung vom 


3 agdtasten, Ba 17 des Yagdansübungdgeiehes. 
I. hiezu Art. 181 des Gebührengefebes. 
Smpffgeine, * ii ſ. 2 des Impfgeſetzes vom 8. April 1874. 


Invaliditäts- und Altersperfiherung: 8 140 bes beir. @eiches vom 
22. Juni 1889 (Keichs⸗Geſ.⸗Bl. 97) und Min.-E. vom 25. Mai 1891. 
Siraelitenfteuer: |. Neujahrögelder. 


Kapitalrentenfteuer: Art. 37 bes SKapitalrentenfteuergefeges und Urt. 74 
bes Eintommenfteuergejeßes. 

Kompetenzlonflitt: Ar. 29 Biff. 5 Abſ. 4 bes a ET eines 
a 1879 (Geſ.⸗ und Berordn.-Bl. 991; Bamb 
Körung: Art. 3 der Körorbn. vom 26. März 1881 Geſ.⸗ und Berorbn.-BL 

166 und Art. 11 des Slörgefehes vom db. April 1888 Geſ.⸗ unb Berorbn.- 
Bı. 235 (Bamb. 18, 234 und 5, hr“ 
Kcanlenverfiherung: 8 78 Abi. 2 8 antenverficherungegeieped vom 
16. Juni 1883 (Reichs⸗Geſ.⸗VBil. 78 ; Bamb. 20, 227 
Landeskultur-Rentenanſtalt: Art. 23 Abf. 1 bei Gelepes bon 21. April 
1884 (Geſ.⸗ und Verorbn.-Bl. 113, Bamb. 31, 165). 
Landesverfiderung3amt: 8 70 ber Betanntmachung vom 2. Auguſt 1886 
(@ef.- und Berorbn.-Bl. 5 
Sanbiag nel Art. 6 Abi. 2 vr Banbtogsmaßlgeiepe® vom 21. März 1881 
Bei.» und Berorbn.-Bl. 103; . 18, 14 
Lehrhin Bpengniife: 8 129 Xbf. 1 ber "Reichs-Gem.-Deon. Diele Beugnifie 
1 „toften- und ftempelfrei von der G@emeinbebehörde zu be 
glaubigen“. 
Malzaufſchlag: Art. 98 des Malzaufſchlagsgeſetzes. 
Raturalleiftungen: Biff. 11 der Berorbn. vom 28. September 1875 (ef. 
und Berorbn.-Bl. 579). 
Neujahrgelder: Art. 5 des Geſetzes vom 26. März 1881 über die Reujahr- 
gelber und dergl. Abgaben der Iſraeliten (Geſ.⸗ und Werordn.-Bl. 163; 
amb. 18, 23%). 
Berfonenfandarefet ſ. Stanbesregifter. 
DQuartierleiftung: 8 18 ber Berorbn. vom 8. Zuli 1875 (Geſ.⸗ und Ber- 
orbn.-BL 513; Wamb. 18, 772). 
Rayon-Ungelegenheiten: 8 46 des Rayongeſ. vom 21. Dezember 1871 
(Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 459; Bamb. 11, 430). 
Reblauskrankheit: art⸗ Abſ. 1 des Geſetzes vom 27. Januar 1884 (&ei.- 
und esta. «Bl. 41). 
Rechts anwälte: 60 und Fi 94 Abſ. 1 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 18 reihe. ej.- Bl. 177). 
Stanbean eginen: % 16 bes —— vom 6. Februar 1875 
(Reichs⸗Geſ.⸗Vl. 23; Bamb 161). 
Steuernagl⸗ Gverhandlungen: 2 12 des Geſetzes vom 1. Juli 1834 
Geſ.Bl. 49; Bamb. 18, 9567). 
Todesertlärung: Mt. 15 des Seiehes vom 29. Dezember 1873 über Tobdes- 
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In der Beſchwerdeinſtanz findet dieſe Beſtimmung keine An⸗ 
wendung. 


erklärungen der im Kriege 1870/71 Vermißten (Gef.- und Verorbn.⸗ 
Bl. 1874 ©. 27). 
Uferfhus: Urt. 28 des Uferfchubgefebes vom 28. Mai 1852. 


Unfallverjiderung: (8 102 des Unfalverficherumgägeiebes &0 vom 6. Juli 1884 
und 8 1 bed Ausdehnungsgeſetzes vom 28 
Urheb erregt, Unträge ꝛc. in bezug auf Eintragung in die intragungärolle: 
bes Geſetzes über Urheberreht vom 11. Zuni 1870 (Bamb. 11, 


63) 

Bermarkung: Art. 10 des Bermarkungsgejepes vom 16. Mai 1868 (Geſ.⸗Bl. 
573; Bamb. 8, Erg.-Bb. 382). 

Bermittlun agdamt: Art. 100 und 144 der Gemeindeorbnung. (Siehe unten 


Berfammlungen und Bereine: Art. 29 des Vereinsgeſetzes vom 26. Feb⸗ 
ruar 
Vereine, —— Stellung derſelben: Art. 36 des Geſetzes hierüber vom 


Berfiherungswefen. Ongelverficherung: Urt. 22 Abſ. 1 des Yagelverfiche- 
uungeaeieh etzes vom. ID bruar 1884 (Geſ.⸗ und KVerordn.-Bl. 61; 
Bamb. J 39). oben: Brandverſicherung. 
Biehverſ iherung: tt. Ge "be Jiehverſicherungedeſehes vom 11. Mai 1896 
(Geſ.⸗ und Verordn.⸗Bl. 213). 
Vafſerbentgung Entwäflerung, Bemwäfferung: Urt. 47 des Geſetzes vom 
ai 1852 über Be- und Entäiferung: Art. 63 Abſ. 4 des Wafler- 
Mg: Ca und Urt. 45 und 62 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes 
ur Civ.Proz 
Beibereit: 1: ut. — ne \ und 2 bes Geſetes über Ablöfung des Weiderechtes 
oil 
Bmwangsa biretung: Ahmiiniftrativverfahren nad) Erpropriationdgefeg vom 
17. Rovember 1887 und nad Art. 465—bi des snefährungögejebe? zur 
Civ.⸗Proʒ. Ordn. ift gebührenfrei: Art. 52 Abſ. 1 des legtgenannten 


Geſetzes. 


Ferner ſiehe Entſcheidungen des Verw.Ger.⸗Hofes: 

a. vom 17. Oktober 1882 Bd. 4, 188: Die Beufoftung der Kreis⸗ 
regierungen, Kammern des Innern, über bie Entſchädi ae bes 
Staates auf Grund bed Reichsgeſetzes vom 23. Junt 1 die Abwehr 
—* Unterdrüdung der Biehjeucdhen betr.“ Hat gebührenfrei zu er- 
olgen 

b. vom 4. Mei 1891 8b. 18, 76: Erhattungdaniprüde einer Armen⸗ 

pie e gegen eine Gemeindefrantenverfi erficperun unterliegen einer &e- 
ührenbemwertung nit. Dieſer Grundſatz findet auch analoge 

—e& für eine it außerhalb Bayern? ; 

. dom 8. Sl 1892 Bd 899 |. Anm. 20 lit. k; 

. vom 1. Juni 1880 8b. 1 ‚346: Wenn unter der verrſch des Ge⸗ 

bil ren Ba eine von I Finanzverwaltung nicht anerkannte Ge⸗ 

ung Ber Geltung gebracht werden will, jo muß fie aus 

ee Gefetze felbft bezw. aus den durch basfelbe in Art. 3 Biff. 3 

aufrechterhaltenen Fa und Verordnungen a werben lönnen; 

. vom 2. April 1880 Fer f. unten Anm 

. vom 1. Januar 1880 B.1 ‚3%5 |. unten Unm. 104 d; 

. vom 17. Juni 1881 8b. 8, 112: Die Ausmittlung der Heimat nad) 

Ürt. 19 des Heimatgefepes it Amtsſache und Daher in der Regel 

auch in ber Seihmerdeinktang gebührenfrei zu behandeln. 


Er) 


ao 
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Art. 4 Berfonen, deren Zahlungsunfähigfeit®) notorifch oder 
durch obrigfeitliche Zeugnijie beicheinigt ift, haben auch in Gegen 
ftänden der nichtjtreitigen Rechtspflege, der Verwaltung und der Ber: 
a äpfiege auf einjtweilige Befreiung von den Gebühren”) 

nfprud). | | 


Art. 9. Die Gebühren, welche von den Beteiligten außer den 
für die Staatzfajle zu verrechnenden Gebühren wegen der Bemühung 
einzelner Perſonen bei der Erledigung der Geichäfte zu entrichten find, 
insbejondere Vorlade- und Zuftellgebühren, Gebühren der Zeugen und 
Sachverſtändigen, Tagegelder und Reiſekoſten der Kommifläre, Ge- 
bühren der Pfarrer, Amtsärzte, Konfuln, Rechtsanwälte, Notare, 
Hypothekenbewahrer und Gerichtzichreiber, Gebühren der Gerichtsvoll- 
gie und fonftiger VBollftrefungsorgane werden, ſoweit diefelben nicht 
an reichögefetlich 8) geregelt find, durch königliche Verordnung?) be- 
timmt. . 


* Die Beltimmungen der 88 106 ff. ber Ein Brog „Drbn. über Armen- 
recht finden bei der nichtjtreitigen Rechtspflege jowie beim Berwaltungs- und 
Berwaltungdredhtsverfahren feine Anwendung: nad Art. 4 be3 Geb.- 
Gef. wird vielmehr Gebührenfreiheit hier nur gewährt bei notoriicher oder durch 
obrigkeitliche Beugniffe beicheinigter Sahtungsunfähigteit ©. hiezu den in 
Anm. 3 cit. 8 11 der Verordnung vom 20. Scptember 1879 (Web. 13, 574), 
deögl. 8 10 Abi. 2 diefer Verorbn., welcher lautet: Auf dem Gebiete der nicht⸗ 
Streitigen Nechtöpflege, der Verwaltung und Berwaltungsrechtöpflege find bie in 
Armenjahen von Öffentlichen Behörden ausgehenden Boftienbungen im internen 
Verkehr auch iermeräin als Dienitiadien portofrei zu behandeln, vorbehaltlich jedoch 
der nachträglichen Erhebung und Verrechnung des Portos im alle der Berur- 
teilung einer zahlungsfähigen Gegenpartei in die Koſten. 

) Unter die Gebühren, von melden die zahlungsunfähigen Perjonen 
nad Art. 4 des Geſetzes befreit find, fallen auch die baren Auslagen. 

°) Neichögejegliche Regelung hat ftattgefunden durch: 

a. Geſetz vom 1. Juli 1872: Gebühren und Koften bei den Konfulaten 

ber eutihen Reiches (Bamb. 11, 649; Web. 9, 456; Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 


b. Geſetz vom 24. Juni 1878: gerägrenorenung für Gericht3vollzieher 
(Bamb. 15, A. 2, 30; Web. 13, 349 NReich3-Gef. BL. 166) nebft Geſet 
m 2. Sumi el Art.3 (Bamb. 18, 339; Web. 15, 282 f.; Reichs⸗ 

eſ.Bl. 1 .); 

c. Geſetz vom A uni 1878 (Reichs⸗Geſ.Bl. 173; Bamb. 15, A. 2, 
37 f.; Web. 12, 856 f.): Gebührenordnung für Zeugen und Sad- 
verftändige. Hiezu bayer. Berordn. vom 22. September 1879 über 
Gebühren ber Zeugen und Sachverſtändigen in Segenfänben ber Ver⸗ 
waltung und Verwaltungsrechtspflege (Web. 18, 710; Bamb. 15, A. 2, 
649 ; Geſ.⸗ und Berordn.-Bi. 1283) und Min.-Bel, vom 27. September 
1879 über die Formulare für Berechnung und Feſtſetzuug diejer Ge⸗ 
Düheen —5 14, 61 f.; Bamb. 15, A. 2, 661; Geſ.⸗ und Verordn.⸗ 

d. Geſetz vom 7. Juli 1879 (Reich3-Gef.-Bl. 176; Bamb. 15, A. 2, 451; 
Web. 13, 84 ff.): Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Hiezu bayer. 
A.⸗V.⸗O. vom 25. September 1879 über bie Ba der Rechts⸗ 
le gm. 15, A. 2, 709; Web. 18, 776; &ej.- und Berordn.- 
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Art. 6. Die in gegenwärtigem Geſetze nad) Wochen oder 
Monaten beitimmten Friften endigen mit Ablauf desjenigen Tages 
der letzten Woche oder des letzten Monats, welcher durch feine Be: 
nennung oder Zahl dem Tage entjpricht, an welchem die Friſt begon- 
nen hat; fehlt dieſer Tag in dem letzten Monate, jo endigt die Friſt 
mit Ablauf des lebten Tages dieſes Monats. 1) 

Fällt das Ende einer Friſt auf einen Sonntag vder gebotenen 11) 
jo endigt die Frijt mit Ablauf des nächjtfolgenden Werk: 
tages. 12 


Strafverfahren im Berwaltungswege. 1°) 


Art. 40. Im dem Verfahren bei Strafbeicheiden der Verwal: 
tungsbehörden wegen Zumiderhandlungen gegen die Vorſchriften über 


) Regelung durch Verordnung fand ftatt in: 

a. Verordn. vom 22. September 1879 mit Min.-Bel. vom 27. September 
1879: fiehe vorftehende Am. 8 lit. c; 

b. Verordn. vom 25. September 1879: ſ. voritehende Anm. 8 lit. d; 

c. Verordn. vom 11. Yebruar 1875: die Aufrechnung der Tagegelder und 
Reiſekoſten bei auswärtigen Dienitgeihäften und Reiſen der Beamten 
und Bedieniteten des Civilſtaatsdienſtes — in analoger Weife auch 
auf die Gemeindebeamten und Gemeindebedienfteten anwendbar — 
(Web. 10, 59 f.; Bamb. 6, Erg.-Bd. 432: Gef.» u. Verorbn.-BI. 105); 
ferner Bel. vom 22. Mai 1890 (Bamb. 27, 301) betr. Bauaffiftenten ; 
und Bel. vom 24, Juli 1891 (Web. 31, 2; Bamb, 38, 567): Ber- 
gütung für ärztl. Amtsgeſchäfte. Bur oben cit. Verordn. vom 11. 
Februar 1875 ſiehe auch die Min.-Vel. vom 2. März 1875 gleichen 
Betreff3 im Min.A.⸗Bl. ©. 112; 

d. Verordn. vom 26. November 1879 über die Gebühren der Beugen und 
Sachverſtändigen in militärifchen Strafſachen (Bamb. 8, Erg.-Bd. 424; 
Web. 14, 270 f.; Gei.- und Berordn.-BI. ©. 1529). 

0, Demgemäß endet eine einmonatliche Yrift, weldde am 30. Januar be= 

gonnen hat, in einem gewöhnlichen Jahre am 28., in einem Schaltjahr am 
. Februar. 
") Gebotene Feiertage find nur Diejenigen, welche durch giltige Berorbnung 
als ſolche beftimmt find. Enticheibend für dieſe Frage ift ferner das am betr. 
Orte geltende Recht. *) 


29 In dem Beifpiel ber Anm. 10 würde demnad, wenn ber 28. bez. 
29. Februar ein Sonntag oder gebotener Feiertag wäre, die fragliche Friſt am 
1. März endigen. 

7 Durch Art. 97 des Ausf.Geſ. zur Reichs⸗Str.⸗Proz.⸗Ordn. iſt dieſes 
Strafverfahren im Verwaltungswege — welches nad Art. 85 1. c. in Zollſtraf⸗ 
ſachen und nad) Art. 96 1. c. bei Berfehlungen gegen die Vorfchriften über Die 
Beiteuerung des Salzes und des Rübenzuckers Platz zu greifen hat — auch auf 
bie orrfichen Gefälle der Gemeinden und bei Bumiderhandlungen gegen bie Bor- 
ſchriften über die Erhebung von Gebühren für das Halten von Hunden audgebenut 
morden. ©. Urt. 86, 87 Abi. 1, 88 Abi. 1, 89 Abſ. 1-3 und 5, 90—92 des 
eit. Ausführungsgefeßes und 88 459 —463 der Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn.; ferner 
vergl. oben 8 86 ©. 405 f. 


*) Vergl. Verordn. vom 30. Juli 1862 und vom 4. Auguſt 1833 über bie Feier der Sonn⸗ 
und A age: Bamb. 1, Erg.-Bb. 183 und 0, 495; Web. G, 46 und 47 Unm. 5; Reg. BI. 1808 
©. 2069 und Gef. und Berorbn.-Bl. 1883 ©. 398. 


416 8 88. Das bayer. Geſetz über das Bebührenwejen vom 18. Auguft 1879. 


die Erhebung üffentliher Abgaben und Gefälle, fowie in dem Ber- 
fahren bei Strafbeichlüfjen der Steuerausfchüfle werden zwei Zehnteile 
der Sätze des 8 62 des Neich-Gerichtäfoftengefeßes erhoben, wenn 
die Strafe im VBerwaltungswege rechtskräftig feſtgeſetzt ift. 1%) 

Bei See hanblungen gegen den Lolalmalzaufichlag und ſon⸗ 
ftige örtliche Gefälle der Gemeinden fließt die obige Gebühr in bie 
Kafle der Gemeinde, deren Verwaltung den Strafbeicheid erlafien hat. 12) 

Art. 41. Die in Art. 40 Abi. 1 beitimmten Gebühren find 
auch in dem Verfahren bei Beſchwerden an die höhere Verwaltungs⸗ 
behürhe zu erheben, wenn die Beichiverde als unbegründet abgewieſen 
wird. 15) 

Für die Enticheidung, durch welche eine Beſchwerde als unzu⸗ 
Läffig verworfen wird, kommt ein Zehnteil der Sätze des 8 62 des 
Reichs⸗Gerichtskoſtengeſetzes zur Erhebung. 

Art. 42, Wird eine Beſchwerde vor der Entſcheidung über 
Diefelbe zurüdgenommen, jo werden brei BZehmteile der Gebühr er⸗ 
hoben, welche nah Art. 41 Abſ. 2 für eine zurüdweilende Ent⸗ 
Iheidung zu entrichten jein würde. 


Art. 43. Betrifft eine Straffache mehrere Beſchuldigte, fo ift 
die Gebühr von jedem derſelben bejonder® nad) Maßgabe der gegen 
ihn ausgefprochenen Strafe zu erheben. 

Dieſe Beitimmung findet in dem Verfahren bei Beichwerden an 
die höhere Verwaltungsbehörde entiprechende Anwendung. 

Art. 44. Die Gebühren und Auslagen werden fällig, jobald 
die Strafe rechtskräftig feſtgeſetzt ift. 16) 17) 

Art. 45. In Anfehung der Gebühren für Ausfertigungen und 
Abichriften find die Vorfchriften in Art. 186, 191, 193 maßgebend. 


2) Diefe Gebühr nad, Art. 40 darf nur dann erhoben werden, wenn bie 
Strafe im Verwaltungswege rechtöfräftig geworben ift. Wirb vom Xe- 
ſchuldigten gegen den verwaltungsremtlichen Strafbeiheib Antrag auf ridhterliche 
Entſcheidung geftellt, fo fällt jede &ebührenerhebung in Berwaltungsverfahren 
19°, wenn nicht diefer Untrag wieder zurädgenommen wird. ©. Pfaff, Comm. 


20) Eine Beſchwerde findet gemäß Art. 89 Abi. 5 bes Ausf.Geſ. in der 
Regel nicht ftatt. Doch gibt e8 beiondere Ausnahmen, fo z. B. nach Art. 22 bes 
Hauſierſteuergeſetzes. 

29 Der Art. 44 beftimmt ben Beitpunft, zu welchem bie nach Art. 40 zu 
bezahlenden Gebühren, desgl. die Auslagen fällig werben. Bezüglich dieſer Ge⸗ 
bühren und der Auslagen tft noch folgendes zu unterſcheiden: Gebühren nad 
Art. 40 find nur zu erheben, wenn das Verfahren im Berwaltungdwege 
rechtäfräftig geworden tft (vergl. Unm. 14); dagegen Auslagen {meh in 
biejem lebteren Falle, als auch dann, wenn die betr. Strafe durch die Gerichte 
ausgeſprochen morben ift: fällig aber werben Gebühren und Auslagen erft mit 
der Rechtskraft. züglich der legteren f. Art. 90 des Ausführungsgefeßes zur 
Str.-Proz.-Orbn. (oben S. 406). 

N) Stirbt ein Beſchuldigter vor Eintritt ber Rechtakraft, fo finb weder 
Gebühren noch Auslagen von feinen Erben zu erheben. 
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Art. 46. Buftändigkeit und Verfahren bei EStreitfragen über 
die Pflicht zur Entrichtung von Gebühren und Auslagen oder über 
beren Größe bemißt fich nach den Vorſchriften in Art. 197.18) Die 
Beitimmung in Art. 198 findet gleichmäßige Anwendung. 


V. Abteilung. 


Juſtiz⸗, innere Polizei⸗ nud ßinnrVerwältung, Verwaltungsrechts⸗ 
pflege. 
‚ Urt. 164 (162).*) Auf dem Gebiete der Juſtiz⸗, inneren 
Polizei und FZinanz- Verwaltung, fowie der Verwaltungsrechtspflege 
unterliegen der Gebühr : 19) 20) 


2 Beſchwerden gegen eine Gebührenfeftfegung des Rentamts gehen an 
die kgl. Regierung, Kammer der Finanzen. 

*) Die in Klammern beigefügten Ziffern bedeuten die entiprechenden Bara- 
graphen des urjprünglichen Geſetzes vom 18. Auguſt 1879. 

19 Bergl. dagegen hiezu Art. 194 des Gejehes bezüglich ber Fälle, in 
welchen Gebührenfreiheit eintritt, desgl. Art. 3 1. c. 

30 Ueber die Gebührenpflicht in ftreitigen Verwaltungs⸗ und Verwaltungs- 
rechtöfachen |. oben Anm. 4 und 6, ferner folgende Enticheidungen des Ver⸗ 
waltungögerichtähofes: 

a. vom 28. Marz 1882 Bd. 3, 619: GStreitige Verwaltungsrechtsſachen 
unterliegen der Gebührenpfliht, wenn nicht ur ein ſpezielles Geſetz 
für eine ſolche Rechtsſache Gebührenfreiheit bewilligt iſt; 

b. vom 3. März 1882 Bd. 4, 12: Gemeindewahlſireitigkeiten find ge- 
bühbrenpflichtig ; 

c. vom 1. Februar 1883 Bd. 4, 321: Streitigkeiten über ben Vollzug 
* Pr 55 der rechtörheiniichen Gemeindeordnung find gebühren- 
pflichtig; 

d. vom 2. Uprif 1880 Bd. 1, 211: bie in Art. 12 des Gejeges über 
Heimat, Berehelihung und Aufenthalt ausgeſprochene Gebührenfreiheit 
erftredt jich nur auf die zum Vollzuge des Urt. 6 und 7 dieſes Geſetzes 
gepflogenen Inftrultionsverhandlungen ber betreffenden Semeindebehörbe. 
nicht aber auf die im Parteiinterefle der Beteiligten vorgenommenen 
weiteren Alte; ' 
vom 19. Auguſt 1881 Bd. 3, 246. ©. unten Anm. 71; 
vom 81. Mai 1881 Bd. 3, 49: die amtlichen Verhandlungen über 
einen Anſpruch einer in Art. 11 Abſ. 1 des Armengejeges genannten 
Perſon gegen die Dienftgemeinde auf Grund des Art. 20 Abſ. 4 des 
rmengeiege find gebührenpflichtig ; 

g. vom 22. Mai 1885 Bd. 6, 168: die in 8 18 der Vollzugs⸗Inſtruktion 
vom 8. Juli 1875 zum Quartierleiftungsgejeg gewährte Gebühren⸗ 
freiheit bezieht fich nur auf die den unmittelbaren Vollzug desjelben 
betreffenden behördlichen Enticheidungen, nicht aber auf verwaltungs⸗ 
rechtliche Enticheidungen in Streitfällen, welche zwiichen der Gemeinde 
und Quartierpflichtigen in bezug auf Beſtand und Umfang der zur 
Gemeindelaft gewordenen Duartierpflicht fich ergeben; 

h. vom 5. November 1880 Bd. 2, 166 a. E.; 

. vom 22. Juni 1892 Bd. 18, 535: in einem Berwaltungsftreite iſt nur 
die quantitative Feſtſetzung eines zu erftattenden Prozeßkoſtenbeitrages, 
nicht aber die Enticheidung darüber, ob und welche der liquibierten 
Koften als notwendige Prozeßkoſten von dem unterliegenden Teile zu 
erftatten find, gebührenfrei; 


Pohl, Handbuch. J. 27 
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Protokolle, Beichlüffe und Verfügungen, Beſcheide, Zeugnifie, 
Beglaubigungen und die außerdem noch in dem Geſetze fpeziell be= 
zeichneten Gegenftände und Amtshandlungen. 


Art. 16521) (163). Bei den Diftriftsverwaltungsbehörden und 
den ihnen nach Art. 167 gleichzuachtenden Behörden?2) kommen, fo- 
weit in den folgenden Artikeln nicht ein anderes bejtimmt ift, zur 
Erhebung: 

1) für Protofole 1 Mark für jede angefangene Stunde der 

Geſchäftsdauer, 2°) 
2) für Beichlüffe?t) und Verfügungen, Beſcheide, Zeugniſſe 
(Attefte, Beicheinigungen), 2°) 
a. 2 Mark, wenn fie einfach und F ſind und eine weit⸗ 
läufige Verhandlung und größeres Altenſtudium nicht er- 


fordern; 
b. 5 bis 25 Mark in allen übrigen Fällen ;2%) 
3) für die Beglaubigung einer Brivatabichrift oder der Unter» 
Ichrift in einer öffentlichen oder Privaturkunde (Legalifation) 
1 Mart. 27) 28)29) 


k. vom 8. Januar 1892 Bd. 13, 399: im Berwaltungs- und verwaltungs⸗ 

rechtlichen Verfahren kommen Vorlade⸗ und Buiftellgebühren in den 

Kine Urt. 3 des Geb.Geſ. gebührenfreien Angelegenheiten nicht zur 
ebung. 

Ferner find gebührenpflichtig als Verfügungen im Sinne des Wrt. 164: 
Bekanntmachungen der !gl. Bezirksämter und unmittelbaren Magiftrate bei Ge⸗ 
uchen um Genehmigung der Errichtung einer gereröl. Anlage. Bezüglich weiterer 
pezieller Fälle von Gebührenpflichtigfeit im Sinne dieſes Art. 164 |. Pfaff, Eom- 
mentar ©. 166 und 167. Ueber die Zeit des Anfalld ber Gebühr |. $ 4 der 
oben cit. Bollzugsinftr. vom 21. September 1879 (|. Pfaff, Comm. ©. 297). 

2) Bu Art. 165 vergl. Art. 188 1. c. 

”) Bu biejen Behörden gehören auch die unmittelbaren Magiftrate und 
Jaben die legteren (nach den Deotiven zum Gebührengejege) die Gebühren des 

rt. 165 nicht blos bezüglich der ihnen als Diſtriktsverwaltungsbehörden zu⸗ 
fommenden Gegenftände, fondern auch bezüglich ber übrigen in ihren Geſchäftskreis 
fallenden gebührenpflichtigen Berhandlungen zu erheben. 

* Bird nach Nbfaffung des Protokolles ober zum Protokoll aud ein 
Beſchluß gefaßt, fo wird die Protokollgebühr neben der Veichlußgebühr erhoben. 

>) Zür die bloße Unordnung der Wusftellung eines Berebei ungszeug⸗ 
niſſes, Legitimationspapieres ꝛc. ꝛc. 3. V. fiat Ausitellung bes Verehelihungs- 
zeugniffes, Tann feine VBeichlußgebühr erhoben werden. ird Dagegen ine ge 
. der Erhebung eines Einſpruches eine wirkliche Beſchlußfaſſung über Aus- 
ellung oder Nichtausftellung nötig, fo ift auch die Beſchlußgebühr zu erheben. 
S. auh Anm. 50, 58. 

26) Heimaticheine untevliegen ber Gebühr nach Art. 178 Ziff. 1. (S. auch 
Min.-E. vom 80. Juni 1882. in⸗A.Bl. 213.) Unter Urt, 165 Ziff. 2 fallt 
auch die elhtußgesn e für Verleihung des Bürgerrechtes (vergl. Anm. 43). 

20) Ueber die erührenergebung nal Biff. 2a und b biejes Art. |. Min.-E. 
vom 20. Januar 1883 (Min.-U.-Bt. ): die @ebührenbewertung der Beichlüffe, 
Verfügungen und Beicheide in Gegenftänden ber inneren und Bolizeiverwaltung, 
dann der Bermwaltungsrechtöpflege betr. 

27) Bei Unterjchriftäbeglaubigungen ift für bie Gebührenberechnung nicht bie 
Zahl der Unterjchriften, fondern die der Beglaubigungen maßgebend. . 
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Art. 166 (164). Die ‚Bebührenäge des Art. 165 erhöhen 
fich bei den Mittelftellen um die Hälfte, bei den Minifterien, dem 
oberften Landgerihte und dem Bertvaltungsgerichtshofe auf den 
Doppelten Betrag.®0) 


Art. 167 (165). Welche Behörden im Sinne des Art. 165 
den Dijtriftöverwaltungsbehörden gleichzuachten feien, dann welche Be- 
Hörden im Sinne des Art. 166 als Mittelftellen zu gelten haben, 
beſtimmt die Staatsregierung.®1) 


Art. 168 (166). In jedem Protokolle ift am Schluffe die 
Zeitdauer des Gejchäftes genau ®2) anzugeben. 

Müſſen zur Vornahme des Gefchäftes Reifen über Land gemacht 
werden, jo ift der zur Reife erforderliche Beitaufiwand bei ber Be⸗ 
rechnung der Gebühr nicht mit in Anjchla zu bringen. 


Werden in einem Protofolle mehrere Perſonen als gleichzeitig 
anwejend aufgeführt, und findet mit allen Aufgeführten nur ein gleich» 
zeitiger Alt der Verhandlung ftatt, wie bei Verpflichtungen oder Ber: 
fündigungen, fo ift auch die Protofollgebühr nur einmal zu erheben. 


Wenn dagegen mit jedem einzelnen der in einem Protokolle 
Aufgeführten eine gejonderte Verhandlung eintritt, wie bei Ver⸗ 
nehmungen von Beteiligten, Zeugen u. f. w., ſo find für jede Perſon 
die Gebühren nad) Maßgabe der auf Die Verhandlung verwendeten 
‚Beit beſonders zu erheben. 


Art. 169 (167). Die Gebühren für Protokolle Haben ohne 
Rückſicht auf die Form der Erledigung auch bei allen jenen Verhand⸗ 
lungen zur Anwendung zu fommen, für welche feine bejondere Gebühr 
beſtimmt ift.3®) 


F Bezüglich ber Reviſion ber Baupläne vergl. $ 97 unb 98 der allge- 
meinen Bauordnung vom 19. September 1881. Beſtätigungen der Ortspolizei⸗ 
behörben gemäß 8 86 Abſ. 3 biefer Bauordnung find als Beglaubigungen im 
-Sinne des vorftehenden Art. 165 Hiff. 3 zu erachten (Pfaff, Comm. ©. 169), 

29) Siehe bejonders noch Verordn. vom 20. ——— 1879 (Geſ.⸗ und 
Veroron.Bl. 1187; Bamb. 15, A. 2, 609 f.; Web. 18, 568): die gebühren- 
pflichtigen Angelegenheiten der einer Diftrittöpoligeibehörbe untergeordneten ® e- 
meindebehörben. 

°*, Siehe Bfaff, Comm. ©. 169 Anm. zu Urt. 166. Siehe auch Anm. 58, 

2 Bu den DiftriftSperwaltungsbehörden gehören befanntlid auch die un⸗ 
mittelbaren Stadtmagiftrate. 

Am übrigen ift Durch 8 4 ber Verordn. vom 20. September 1879 (Geſ.⸗ 
und Verordn.⸗Bi. 1195; Bamb. 15, A. 2, 619; Web. 18, 572) beftimmt, welche 
"Behörden ald Diftriftsverwaltungdbehörben und welche als Mittelftelen im Sinne 
bes Art. 167 zu gelten haben. 

Die Beru a tommiffionen in Einfonmenfteuerjadpen ind als Mittelftellen 
‚erflärt. Siebe Comm. ©. 169/170 Anm. zu Urt. 1 

°r, Die Angabe nad Stunden genügt jedoch. 

er Sp wenn 3.9. an Stelle eines Protofolles eine Rote (jog. Regiſtratur⸗ 
note) aufgenommen wird. Vergl. Anm. 42. 


97° 
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Art. 170 (168). Die Gebühren für Beichlüffe, Verfügungen, 
Beicheide und Zeugniſſe werden ohne Unterjchied, ob eine oder mehrere 
u, oder juriftiiche Berjonen beteiligt find, immer nur einfach 
erhoben.* 


Art. 171 (169). Die Gebühr für fehriftliche Erteilung eines 
Wohnungsaufichlufes beträgt 20 Pfennig.35) 


Art. 172 (170). Eine Gebühr von 50 Pfennig wird erhoben: 


1) für die Ausdehnung®d) der Giltigfeit von Legitimationg- 
fcheinen zum &ewerbebetrieb im Umberziehen un einen an⸗ 
deren Bezirk durch die zuftändige Behörde dieſes Bezirkes ; 

2) für Dientbotenbücher; 

3) für See der Amtsärzte; 37) 88) 

4) für Beugniffe der Pfarrämter, welche auf Grund der bis 
zum 1. Januar 1876 von denfelben geführten Standesregifter 
ausgeſtellt werden ; 89) 

5) für Sagdfarten-Duplifate ; 39) 

6) für Urbeitsbücher, mit Ausnahme folcher für Arbeiter unter 
21 Sahren; 

7) für Duplifate der Arbeitsbücher für Arbeiter unter 21 Jahren ;*0) 

8) für Familienſtandszeugniſſe und Lebensattefte. 


r} GSelbitverftändlich ift diefe Beſtimmung fo aufzufafien, daß die einfache 
Gebühr für einen Beſchluß 2c. dann zu erheben ift, wenn ein an fich unteilbarer 
Gegenftand bezüglich mehrerer Perjonen zur Behandlung vorliegt. Wird dagegen 
in einem Beſchluſſe über mehrere felbftändige Gegenftände, z. B. über mehrere 
ertihaftägeiuche, verjchiedener Geſuchſteller — (dad Wirtſchaftsgeſuch des A, 
ferner des B, beögleichen des C ꝛc. wird genehmigt) — entichieden, jo wird von 
jedem Geſuchſteller die volle VBeichlußgebühr erhoben. Haben dagegen 3.8. um 
eine ne Apotheker⸗Konzeſſion ficy mehrere Bewerber beworben, fo wird bie 
Gebühr für den Beſchluß, durch melden das Gefuch des Einen genehmigt, da⸗ 
gegen diejenigen der anderen Mitbewerber abgemwiejen wurde, nur einmal erhoben. 
(Bergl. ten. Bericht der Abgeordnetenfanmer 1879 Bd. 8, 722.) 


*), Im Hinblick auf Art. 189 des Gebührengefebes fießen bie besbezügt. 
Gebühren für Aufichlußerteilungen feitens der gemeindlichen Einwohnerbureaus in 
die Gemeindelafle. 


20) Alſo nur dann wird biefe Gebühr erhoben, wenn wirklich eine Aus⸗ 
behnung des Legitimationsicheines feitens der betr. DiftriktSpolizeibehörbe (un- 
mittelbarer Magiftrat) auf igeen Bezirk erfolgt, nicht aber bei Borlage dieſes Le⸗ 
gitimationsfcheined bei der Behdrbe aus anderen Gründen. 

or . [1 . ® ° 4 

) Beugniffe amtlicher Tierärzte gehören nicht hieher. (Min -VBel. vom 
10. Upril 1882; Min.⸗A.⸗Bl. 156.) 

*, In den Fällen der Ziff. 8 und 4 erfolgt die Gebührenerhebung durch 

Verwendung von Gebührenmarfen. 


*) Bezüglich der Gebühr für die Jagdkarten felbft |. Art. 181. 


“0, Arbeiter unter 21 Jahren erhalten das Arbeitsbuch gemäß $ 108 ber 
Gewerbe-Orbnung koſten⸗ und ftempelfrei. (Siehe oben ©. 410) 
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Art. 173 (171). Einer Gebühr von 1 Mark unterliegen: 

1) Heimatsfcheine und Staatsangehörigkeitsausweiſe; *1) 

2) einfache Leumundszeugniſſe oder Führungsattefte. 

Art. 174 (172). Für Neifepäffe und Paßkarten beträgt die 

Gebühr: *2) 

1) 1 Mark, wenn fie von einer Gejandtichaft oder von einer 
Kreißregierung oder einer derfelben untergeordneten Paß- 
behörde; 

2) 3 Mark, wenn fie von dem Staatsminiſterium des Künig- 
lichen Haules und des Aeußern ausgeftellt werden. 

Unbemittelte Berjonen haben hiefür eine ermäßigte Gebühr von 

20 Pfennig zu entrichten. 

Die Inſtruktionsverhandlungen find gebührenfrei. 

Art. 175 (173). Eine Gebühr von 2 Mark wird erhoben: 

1) für die das Heimatrecht 48) verleihenden Urkunden (Art. 12 
des Geſetzes vom 16. April 1868 über Heimat, Verehelichung 
und Aufenthalt); 

2) für Gewerbelegitimationsfarten der Handelsreifenden; 

3) für Gewerbelegitimationzfcheine jeder Art.) 

Die für den gewerblichen Unterricht beftimmten bejonderen Ab⸗ 

gaben #5) werden hiedurch nicht berührt. 


Art. 176 (174). Die Urkunden über Entlaffung aus dem 
Staatöverbande *%) in anderen als den in $ 15 Abj. I des Bundes» 


5 45 Siehe Anm. 18, ferner vergl. oben ©. 180 und ©. 216 Anm 94 a. E. 
zu 8. 

& ) Diefe Gebühr ift auch für die Verlängerung eines Reiſepaſſes zu 
entrichten. 

Wird in einen Neifepaß nachträglich ein Begleiter eingefegt, fo tft hiefür 
nad Art. 169 1. c. eine Gebühr von 1 Dtarl gu erheben; desgleichen auch bie 
Beränderungen im aritalieberverzeichmifle gemeinfamer Legitimationen (Min.-E. 
vom 13. Januar 1881 Hiff. 7, Min-W.-Bl. ©. 9). 

) Beichlußgebühr für Berleifung des Bürgerrechtes |. Anm. 25 zu 
Art. 165 Biff. 2. 

) Geſuche um Verleihung eines Gemwerbelegitimationsicheines können auch 
im Armenrechte (Art. 4 des Gef.) behandelt werden. Siehe BI. für abmin. Br. 30, 
216 f. Vergl. Hiezu auch vorftehende Anm. 42; ferner Art. 188 Abſ. 1 de 
Geſ., nad welchem für ſolche Gewerbelegitimationsfarten von Gemeindebehörden, 
weiche un dem kgl. Bezirtdamte ftehen, nur die Hälfte der Gebühr erhoben 
werden darf. 


) Ueber diefe „bejonderen Abgaben” ſ. 8 22 der Bollz.-Borfchr. vom 
4. Dezember 1872 (Reg.-Bl. 2675), & 1 der Berorbn. vom 26. November 1875 
(Gef. und Berordn.-Bil. 732), Min.-E. vom 27. Oltober 1885 „Abgaben für 
Wandergewerbeicheine betr.” (Min.-U.-Bt. 287); ferner 8 11 der Min.-E. vom 
r. Zult 1890 (Min.-U.-Bl. 263), 88 26 und 27 der Vollz.Verordn. zur Gewerbe⸗ 
Ordnung vom 29. März 1892 (Gej.- und VerordnBl. ©. 61). 

) Bergl. hiezu 5 24 Abi. 2 des Stantdangehörigfeitägej. (oben ©. 224); 
Dagegen find die Aufnahmsurkunden und auch die Entlaffungsurfunden nad) 8 16 
Abi. 1 1. c. (oben S. 204) gebührenfrei. 
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efeßes vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verluſt der 

Bundes» und Staat3angehörigfeit bezeichneten Fällen unterliegen einer 
Gebühr von 3 Mark. Die Inftruftiongverhandlungen find gebühren- 
frei. #7) 

Art. 177 (176). Für Prüfungszeugniffe wird, vorbehaltlich 
ber Beitimmung in Art. 194 Ziff. 19, eine Gebühr von 4 Mark 
erhoben.*®) 

Die Beſtimmungen über die außerdem noch zu entrichtenden 
Prüfungstoften bleiben unberührt.*?) 

Art. 178 (176). Tanzmufikbewilligungen 50) unterliegen für 
jeden Tag einer Gebühr zu 

5 Mark in Gemeinden von mehr als 2000 Seelen, 
3 Mark in allen übrigen Gemeinden. 

Die befondere Abgabe, welche außerdem noch zu ©unften der 

Ortsarmenkaſſe zu entrichten ift, beträgt für jeden 0 
2 Mark in Gemeinden von mehr ala 2000 Seelen, 
1 Mark in allen übrigen Gemeinden. 

Art. 179 (177). Für die Diplome der Doktoren und Lizen- 

tiaten ift eine Gebühr von 5 Mark zu entrichten. 


Art. 180 (178). Die Approbationsicheine für Aerzte, Zahn⸗ 
ärzte, Tierärzte und Apotheker unterliegen einer Gebühr von 10 Marl. 


Art. 181 (179). Für Iagdfarten und Jagdwaffenicheine wird 
eine Gebühr von 15 Mark erhoben.51) 


) Es. ſind daher auch die diesbezüglichen Beftätigungen der Nentämter zc. 
darüber, daß die betr. Perſönlichkeiten nichts Nhufden, unter befonderer Konftatierung 
bes Zweckes gebührenfrei auszuftellen, ebenjo nötigenfalls die Nachweife darüber, 
daß Die betr. Geſuchſteller ſich nicht in ftrafrechtlicher Unterfuchung befinden, von 
Amtswegen zu erholen. 

*8) Rad 8 8 Abſ. 7 der Berordn. vom 1. März 1884 (Geſ.- und Verordn.- 
BL. 80) über Die Prüfung der Huffchmiede find die den legteren auszuftellenden 
Prüfungszeugniffe gebührenfrei. 

9) So haben 3. B. nad) 8 18 der Berorbn. vom 12. Juli 1893 über die 
Brüfungen für den höheren Juſtiz⸗ und Werwaltungsbienft die betr. Kandidaten 
für die erfte Prüfung eine Prüfungsgebühr von 40 Mark zu entrichten, weldye bet 
Einreihung des Geſuches um Bulaffung zur mündlichen Prüfung zu erlegen ilt. 

**, Wird jedoch eine Tanzmuſikbewilligung verfagt, fo iſt der desbezügliche 
Beichluß nach Art. 165 zu bewerten. Da in der Tanzmuſikbewilligung, bie bs 
über die Polizeiftunde hinaus erteilt wird, zugleich aud die Polizeiftundverlän- 
gerung liegt, jo ift für legtere eine beionbere Gebühr — und zwar nad) Urt. 165 — 
nur dann zu erheben, wenn für biejelbe beſonders, d. h. getrennt von ber Tanz 
bewilligung reſp. ohne eine folche, nachgejucht wird. 

s Diefe Gebühr flieht jetzt vollitändig in bie Staatskaſſe. . 

Ueber die Ausftellung von Sagblarten-Dupiilaten |. oben Art 172 Ziff. 5. 

Wenn biefe Duplifate von Gemeinbebehörden (unmittelbaren Stadtmagi⸗ 
Araten) ausgeſtellt werden, jo fließt die desbezügliche Gebühr von 50 Pfennig nad) 

rt. 189 des Geſetzes in die Gemeindekaſſe. 

Siehe Hiezu 8 1—4 ber Bekanntmachung vom 21. September 1879 über 
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Die Beitimmung de? Art. 15 Abſ. 1 de Geſetzes vom 30. März 
1850, „die Ausübung der Jagd betr.“, tritt infoweit, als hiedurd) 
Pi Jenngrechte in Anſehung jener Gebühren geregelt werden, außer 

raft. 


Art. 182 (180). Die Gebühr der Naturaliſationsurkunden be⸗ 
trägt 20 Mark.ba) 


Art. 183 (181). Einer Gebühr von 50 Mark unterliegt: 

1) die Genehmigung zur Erridtung von Berficherungsgefell- 
Ichaften,58) forwie zur Ausdehnung des Gefchäftsbetriebes aus⸗ 
wärtiger derartiger Anftalten auf das Künigreid); 

2) die Erlaubnis zum Gejchäftsbetriebe eineg Auswanderer⸗ 
Erpedientenhaujeg. 


Art. 184 (182). Für die Verleihung der Konzeifion zum Be- 
triebe eines Privat -Eifenbahn-, Tramway⸗ und Dampfſchiffahrts⸗ 
Unternehmens wird eine Gebühr von 50 bis 200 Markt erhoben.dt) 55) 


Art. 185 (183), Für die Enticheidung, einfchließlich des 

vorangegangenen Verfahren? werden erhoben: 

1) 20 Marf bei Gefuchen um Dispenfation von der öffentlichen 
Verfteigerung unbeweglicher Güter von Pflegebefohlenen nad) 
dem allgemeinen preußifchen Landrechte; 

2) 20 bis 200 Mark bei Geſuchen um Namensänderung, vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmung in Art. 206, ferner bei Geſuchen 
um Legitimation außerehelicher Kinder, Arrogation und 
Adoption (Annahme an Kindesſtatt) durch königliches 
Reſkript; 

3) 50 bis 200 Marks) bei Geſuchen 
a. um Großjährigkeitserklärung, Dispenſation vom geſetzlichen 

Alter der Ehemündung oder von der Errichtung eines 


die Legitimationspapiere im Geſchäftskreiſe des kgl. Staatsminiſteriums des Innern 
(Geſ.⸗ und Berordn.-Bl. 1203). 

Ferner: BI. für admin. Br. 32, 382. 

*”) Bergl. hiezu 8 24 Abſ. 1 des Staatdangehörigkeitögejeges. Nach Min.-E. 
vom 24. Dezember 1884 (BI. für admin. Br. 40, 6 Unm.) find Wieder -Ver- 
leihungs⸗Urkunden nad 8 21 bj. 4 ebenfo wie die nad) 8 21 Abi. 5 des Staats- 
angehdrigleitägefeges gebührenfrei. Siehe hiezu oben $ 46a Anm. 109 ©. 221. 

32) Hieher gepöten nicht die Ausfteuer-, Sterbe- oder Witwen⸗Kaſſen ober 
andere dergl. Gefellichaften oder Unjtalten, welche auf Grund des 84 der Verordn. 
vom 4. Januar 1872 (Neg.-Bl. 25) errichtet werden; bei biejen werden die deöbe- 
züglihen Genehmigungs⸗Beſchlüſſe nad) Art. 165 und 166 des Geſetzes tariert. 

°) Vergl. hiezu Art. 258 des Geſetzes. 

s” Für die Gemeinden von nterefje ift die Beſtimmung des Art. 38 
Abſ. 3 des Geſetzes vom 18. März 1896, „einige Beſtimmungen über die Inhaber⸗ 
papiere betr.”, nach welchem die Beichlüffe, durch melde die Genehmigung zur 
Ausgabe der auf eine beftimmte Geldſumme lautenden Schuldverjchreibungen auf 
den Inhaber erteilt wird (Mrt. 16 dieſes Geſ.), der Gebühr des Art. 184 des 
Gebührengejebe3 unterliegen. 
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notarielen Inventars nach Nürnberger Recht durch 
fünigliches Reſkript; 

b. um Dispenfation von der gefeglichen Wartezeit (5 35 des 
Neichsgefebes über die Beurkundung des Perjonenftandes 
und die Ehejchließung vom 6. Februar 1875); 

4) 50 bis 50054) Mark bei Gefuhen um Dispenfation von 
dem Verbote der Ehe des wegen Ehebruchd Gejchiedenen mit 
jeinem Mitichuldigen. | 

Borftehende Gebühren werden im Falle der Abweilung des Ge: 

juches nur zur Hälfte und, wenn dasſelbe noch vor Erlaß der Ent- 
ſcheidung zurüdgenommen wird, zu zwei Behnteilen erhoben. 


Art. 186 (184). Für die von Amtöwegen zu erteilenden Aus: 
fertigungen, Abſchriften und Auszüge werden auch in Barteijachen 
feine befonderen Gebühren erhoben. 5%) 

Wird jedoch auf Verlangen einer Partei eine weitere Aus⸗ 
fertigung, eine beglaubigte Abjchrift oder ein beglaubigter Auszug er: 
teilt, fo ift Hiefür die -Beglaubigungsgebühr (Art. 165 Ziff. 3) und 
außerdem noc eine Schreibgebühr von 10 Pfennig für jede ange: 
fangene Seite zu entrichten.57 

Einfache Abjchriften unterliegen lediglich der in Abſ. 2 bejtimmten 
Schreibgebühr. 

Bei Dupfifaten und weiteren Augfertigungen von rentamtlichen 
Steuerkfatafterertraften,58) ſowie bei Auszügen aus den rentamtlichen 
Srundbüchern ift für das erjte Blatt eine Gebühr von 50 Pfennig 
und für jede folgende angefangene Seite die einfache Schreibgebühr 
von 10 Pfennig zu entrichten. 

Die Gebührenfäße für Abjchriften oder Auszüge, deren Fertigung 
befondere paläographiſche oder Sprachkenntniſſe erfordert, beftimmt die 
Staatsregierung. 

Hinfichtlih der Schreibgebühren für Duplifate von Militär- 
papieren und des Bezuges diefer Gebühren bewendet eg bei den be⸗ 
jtehenden Vorjchriften.5°) 


se, Siehe hiezu 8 2 37 5 der Vollz.⸗Inſtr. von 21. September 1879 
(Bamb. 15, A. 2, 659 f.; Web. 13, 643): Auf dem Gebiete der Verwaltung 
und Bermwaltungsrechtspflege werben für Ausfertigungen, Abfchriften und Anszüge 
befondere Schreibgebühren nur noch erhoben, wenn die Erteilung der Ausfertigung, 
Abjchrift oder des Auszuges nicht fchon in der Geichäftorbnung begründet ift, 
jondern Durch jpezielles Verlangen der Parteien herbeigeführt wird 

Nach Min.-E. vom 16. Dezember 1887, „Sebührenpflicht in Unfall- 
verjicherungsjacdhen betr.” (Min.-A.-Bl. 459), ift die Beglaubigung der Abfchrift 
der Unterfuchungsverhandlungen in Unfallverficderungsfacdhen gebührenfrei. 

s®, Die erjtmafige Ausfertigung und Buftellung der Kataſterauszüge und 
die Evidenthaltung derjelben gejchteht gemäß 8 70 des Grunbdfteuergejeges von 
19. Mai 1881 unentgeltlich. 

**) Vergl. hiezu Schema 3 Hiff. 18 in der Bekanntmachung vom 17. Ok⸗ 
tober 1880 über Ergänzung ber Wehrordnung (Bamb. 17, 436; Gei.- und 
Berordn.-Bl. ©. 613 in. 18). 
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Art. 187 (185). So oft in einem rentamtlichen Steuerkatafter 
oder Grundbuche oder in einem bezirfsbergamtlichen Buche Beſitz⸗ 
objefte ganz oder teilweile an einer Stelle ab- und an einer anderen 
zugeichrieben werden müſſen, ift eine Umfchreibegebühr von 20 Pfennig 
für jedes Befigobjelt (Plannummer) zu entrichten. 

Eine gleiche Gebühr wird für jede einfache Namensumſchreibung 
in den rentamtlichen Steuerfataftern oder Grundbiüchern oder bezirfg- 
bergamtlichen Büchern erhoben. 


Berechnen fich die vorbezeichneten Gebühren aus ein und dem: 
ſelben Befitveränderungsaft im Ganzen auf mehr als 5 Marl, jo ift 
von dem Mehrbetrage nur die Hälfte zu entrichten. 


Die Zahlung der Umfchreibgebühren obliegt dem neuen Er: 
werber. 


Art. 188 (186). Bei den einer Diftrift3polizeibehörde unter- 
geordneten Gemeindebehörden werden die in Art. 165 und 175 Ziff. 3 
ezeichneten Gebühren nur zur Hälfte erhoben. 

Die nähere Bezeichnung der Angelegenheiten, in welchen bei 
den genannten Gemeindebehörden die in Art. 165 bezeichneten Ge: 
halle a" Erhebung gelangen, bleibt föniglicher Verordnung vorbes 
alten. 


eo) Demgemäß erging Berordrnung vom 20. September 1879: die ge- 
büprenpflichtigen Ungelegenheiten der einer Diftriftöpolizeibehörde untergeordneten 
Gemeindebehörden (Gej.» und Verordn.⸗Bl. 1187; Bamb. 15, A. 2, 609 ff.; 
Web. 18, 568 f.). 

Diele Verordn. lautet: 

81. Für die Aufnahme von Protofollen, welche die einer Diltrift3polizei- 
behörde untergeordneten Gemeindebehörden in Angelegenheiten der inneren, ‘Bolizei- 
und Finanzverwaltung, dann der Verwaltungsrechtöpflege an Stelle von Staats» 
behörden entrichten, gelangen Gebühren nad) Maßgabe des Art. 165 (163) Ziff. 1 
und Art. 188 (186) Abj. 1 unter der Vorausſetzung zur Erhebung, daß das Protokoll 
von ber Semeindebehörde in zuftändiger Weile oder zufolge bejonderen Auftrags 
oder Erſuchens einer Staat3behörde oder auf Untrag von Privaten errichtet wurde 
und im alle feiner Errichtung vor der Staatsbehörde der Gebührenpflicht nach 
ben Beitimmungen des Gejeges über dad Gebührenwejen vom 18. Auguft I. 38. 
unterlegen wäre. 

2. Tür Beugniffe, welche von den einer Diſtriktspolizeibehörde unter- 
geordneten Gemeindebehörden in Angelegenheiten der inneren, Polizei» und Finanz⸗ 
verwaltung, dann der Berwaltungsrechtspflege ausgeitellt werden, dann für bie 
Beglaubigung von Privatabichriften oder Unterjchriften in öffentlichen oder Privat- 
urfunden in folhen Ungelegenheiten fommen die Gebühren in rt. 165 (163) 
Ziff. 2 für Zeugniffe, dann bezw. in Ziff. 3 für Legalijationen nad) Maßgabe des 
rt. 188 (186) Abi. 1 zur Erhebung, wenn nicht eine bejondere Gebühr durch 
das Geſetz über das Gebührenweſen feitgejeßt oder Die Sebührenfreiheit durch eine 
beiondere Borichrift ausdrädlich ausgeiproden ift. 

Werden in Gemeindeangelegenheiten oder in fonftigen Gegenftänden der 
inneren, dann ber Polizei» und Finanzverwaltung, welche die Thätigfeit der oben- 
genannten Gemeindebehörden berühren, vor denjelben Vollmachten zu Protokoll 
erlärt, jo fommen die Gebühren für Brotololle nad) Maßgabe des Art. 165 
(163) Ziff. 1 und des Urt. 188 (186) Ubi. 1 zur Erhebung. 
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8 3. Außerdem find die einer Diftriktöpoligeibehörbe untergeorbneten 
Gemeindebehörden berechtigt, in ben nachbenannten Angelegenheiten die in 


Art. 165 (163) bezeichneten Gebühren nach 


aßgabe ded Art. 188 (186) Abi. 1 


zu erheben: 
1) Bei Gejuchen: 
a. um Berleihung bes Heimatrechtes, wenn ein geſetzlicher Unfpruch hierauf 


bu 


. um die Erlaubnis, auf 


nicht befteht (Art. 8 des Geſetzes vom 16. April 1868 über Heimat, 
Berehelihung und Aufenthalt) ; 


. um Verleihung des ®emeindebürgerrecht3 (Art. 10 mit 17 ber Gemeinbe- 


ordnung für die Landesteile diesſeits des Rheins vom 29. April 1869 
und Art. 10 mit 13 der Gemeindeordnung für die Pfalz vom näms- 
lichen Tage); 


. um die a Bunt ur Unterhaltung des öffentlichen Verkehres inner- 


halb der Orte dur agen und andere Transportmittel, ſowie zum 
gewerbsmäßigen Anbieten von Dienftleiftungen auf Öffentlichen Straßen 
und Pläßen, joferne eine ſolche Bewilligung auf rund ber ort3polizei- 
lichen Regelung dieſer Gewerbe zufolge 8 37 der Reichs⸗Gewerbe⸗ 
Ordnung erforderlich ift; 


. um die Ausftelung von Legitimationsicheinen der in 88 43 und 58 


Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 der Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung, bezw. in 15 
und 19 Abf. 1 lit. a der Verordn. vom 4. Dezember 1872, „ben Boll» 
zug der Öewerbeorbnung betr.”, bezeichneten Arten; 
en Straßen oder fonft im Umberziehen ı. |. m. 
öffentlich Mufil aufzuführen, Schauftellungen, Borftellungen oder fonftige 
Fa öffentlich darzubieten (8 59 Abſ. 1 der Reichs⸗Gewerbe⸗ 
rdnung); 


. um die Genehmigung zum Berfaufe geiftiger Getränfe zum fofortigen 


Genuſſe auf Sahrmärkten (8 67 Abi. 2 der Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung); 


. um die Erlaubnis gem Feilhalten von Sewerbögegenftänden in Vnden 


und Ständen auf Kirchweihen, Patrozinien uud Biltualienmärtten ge- 
mäß $ 29 Ubf. 4 der Verordn. vom 4. Dezember 1872, „den Vollzug 
der Gewerbeordnung betr.“ ; 


. um Bolizeiftunde-Berlängerung (88 3 und 6 Ubi. 2 der Berordn. vom 


18. Juni 1862, „die Polizeiftunde betr.“); 


i. um Zanzmufifbewilligung (8 3 Abſ. 2 ber Verordnung vom 18. Juni 


1862, „die Abhaltung öffentlicher —A betr.”); 


. um die Bewilligung zur Beranftaltung jonftiger offenttäher Buftbarfeiten, 


fomeit ſolche nicht unter 8 59 der Gewerbeordnung fallen (Art. 32 
abi. 1 Ziff. 1 des Pol.-Str.-Gei.-B. und 8 15 der Berorbn. vom 
4. Januar 1872, „die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden in Sachen 
be3 Strafgejeges und des Pol.⸗Str.⸗Geſ.Buches betr.“); dann zur 
Beranftaltung von Nachtmuſiken auf Öffentlihen Straßen und Plätzen 
(Art. 36 Hilf. 1 des Pol.⸗Str.⸗Geſ.⸗B.). 

In den Fällen ber lit. d und i darf jedoch bei Bewilligung bes 


Gefuches die VBeichlußgebühr nicht neben den in Art. 175 (173) Biff. 3 
und Art. 188 (186) Abſ. 1 bes Geſetzes über das Gebührenmwefen für Ge⸗ 
werbelegitimationgicheine, dann in Art. 178(176) für Zanzmufitbewilligungen 
bezeichneten Gebühren erhoben werden. 


In den unter lit. d, e, f, g, h, i und k aufgeführten Fällen bleibt 


e3 ferner den Gemeindebehörden unbenommen, wegen Einfachheit des Sach⸗ 
verhaltes von Errichtung eines Protokolle über dad mündlich angebrachte 
Geſuch und folgeweile von Erhebung der Protofollgebühr Umgang zu nehmen. 
2) Die durch Art. 35 bes Geſetzes vom 16. April 1868 über Heimat, Ber- 
ehelichung und Aufenthalt se) ai Berehelichungs-Belanntmachungen 


unterliegen der in Art. 165 


163) Biff. 2 des Gefeges über das Gebühren 


weſen bezeichneten Gebühr nach Maßgabe des Art. 188 (186) Abi. 1. 
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Art. 189 (187) Inſoweit die von Gemeindebehörden aus⸗ 
gehenden Alte gebührenpflichtig find, fließen die Gebühren in die Ger 
meindefaffe.®1) 


Art. 190 (188). In den Gebühren find zugleich die Herſtellungs⸗ 
foften für Die betreffenden Formularpapiere mit inbegriffen. 

Wo die Gemeindebehörden zum Bezuge von Gebühren berechtigt 
find, fallen ihmen auch die erwähnten Herftellungstoften zur Laft. 

Die Koften für die Ausfertigung von Diplomen werden be= 
ſonders erhoben. 


Art. 191 (189). Schuldner der Gebühren ift derjenige, welcher 
die gebührenpflichtige Amtshandlung veranlaßt hat.°2) 88) 


Art. 192 (190). Bei Anträgen auf Vornahme einer Handlung, 
mit welcher bare Auslagen verbunden find, ift auf Erfordern 4) ein 
zur Dedung derjelben binreichender Vorſchuß von dem Antragfteller 
zu zahlen.) 

Die Ladung und Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtän⸗ 
digen auf Antrag der Parteien kann ®*) von der vorgängigen Zahlung 
eines zur Dedung der Auslagen hHinreichenden Vorſchuſſes abhängig 
gemacht werden.E5) 


Art. 193 (191). Die Aushändigung von Beugniffen und der 
in Art. 165 Ziff. 3, Urt. 171 bis 186 bezeichneten Dokumente 


8 4. Die den Gemeinden auf Grund befonderer Beitimmungen bes Ge- 
bührengejeges, insbejondere der Art. 172 (170) und 173 (171), dann zufolge des 
Hetmatgejeßes vom 16. April 1868 und der Semeindeordnungen vom 29. April 
1869 zuftehenden fonftigen Gebühren, endlich die Gebühren der Standedämter, ſo⸗ 
weit ſolche nach dem Neichögelege vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung 
des Perjonenitandes und die Ehefchliegung zuläffig find, werben durch vorftehende 
Anordnungen nicht berührt. 

8 5. Gegenwärtige Berordn. tritt gleichzeitig mit dem Gelege über das 
Gebührenmweien von 18. Auguſt 1879 in Birfientet, 

eij Berg. Hiezu Urt. 210 des Geſetzes. Nach diefem fließen alle Bebühren 
nad) Urt. 199 bis 209 des Geſetzes ausnahmslos in die Staatälaffe; alſo 
auch die nach Urt. 199 zu erhebenden Gebühren für Wnftellungen im Ge 
meinbebienfte. 

*) Haben mehrere Perſonen gemeinschaftlich zu einer amtlichen Thätigleit 
Beranlafjung gegeben, fo haften fie alle miteinander und zwar folidarifch für die 
Gebühren, ſowie für die Auslagen. 

) Vergl. Urt. 254 bed Geſetzes bezüglich der Rechtsanwälte, welcher auch 
hieher Anwendung findet, Alle anderen Barteivertreter — außer Rechtsanwälten — 
haften dagegen perjönlicdh. 

°*., Die Trage, ob Koſtenvorſchuß zu erlegen, ift allein von ber betr. Be⸗ 
Hörde zu enticheiden (vergl. Anm. 66). 

u) Rad 8 42 der Snftruftion vom 21. September 1879 (Bamb. 15, 
A. 2, 672; Web. 18, 653) find allenfalld eingehobene Koftenvorihüfle nad) 
Analogie der in 88 28 und 29 diefer Inſtruktion für die Gerichtöfchreiber er» 
teilten Vorſchriften zu behandeln. 
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fann 6) von vorgängiger Entrichtung der treffenden Gebühren und 
Auslagen abhängig gemacht werden. 

Art. 19467) (192). Gebühren werden nicht erhoben: 

1) für Berichte und Schreiben an andere Behörden ;®®) 

2) für Verfügungen, welche ausschließlich die formelle Hand⸗ 
babung und Kontrolle des inneren Dienftes zum Gegenftand 
haben oder lediglich die Sachleitung betreffen, einjchließlich 
der Beitimmung oder Menderung von Friften und Terminen, 
joferne fein Verjchulden einer Bartei vorliegt ;68) 69) 

3) in dem Verfahren wegen Ablehnung eines Beamten; 

4) für die Verhandlung und Entjicheidung über die Pflicht zur 
Abgabe eines Zeugniſſes oder Gutachtens ; 

5) für die Verhandlungen und Entjcheidungen des Verwaltungs» 
gerichtshofes über die Vorfrage, ob ein Beamter ſich einer 
Heberjchreitung feiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlafjung 
einer ihm obliegenden Ant handung ſchuldig gemacht hat; 70) 

6) für das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz, ſoferne der Be- 
ſchwerde volljtändig ftattgegeben wird und die Koften nicht 
einem Gegner zur Laft fallen.”!) 

Wird der Beichiverde nur zum Zeil ftattgegeben, jo kann 
die enticheidende Behörde teilmeije oder auch vollftändige Ge- 
bübrenfreiheit gewähren; 

7) in der Zwangsvollſtreckung mit Ausnahme des Verfahrens 
in der Bejchwerbdeinftanz ; 

8) bei Gejuhen um Gewährung von Stundungen, Zahlungs⸗ 
friſten oder Nachläfjen ; 

9) bei Verhandlungen und Beichlüffe in Innungsangelegen- 

eiten; 





—— 


°*, Die Enticheidung hierüber fteht der für die Hauptſache kompetenten 
d. 5. der angegangenen Behörde zu (vergl. Unm. 64). 

en) Die Beitimmung des Art. 194 unterfcheidet fich dadurch weſentlich von 
Art. 3 des Geſetzes, daß Art. 194 ausschließlich nur für das Gebiet der Verwal⸗ 
tung und der Berwaltungsrechtöpflege gilt, während Wrt. 3 ſich auf das ganze 
Gebiet des gefamten Gebührenweſens erftredt. 

ee) Siehe hiezu auch 8 2 Biff. 4 der Inſtr. vom 21. Geptember 1879 
(Bamb. 15, A. 2, 659; Web. 13, 642). 

2) Bergl. auch Entſcheidung des Berw.-Ger.-Hofed vom 8. Januar 1892 
Bd. 13, 399, oben Anm. 20 k. 

'%) Entſch. des Berw.-Ger.-Hofed vom 26. September 1882 Bd. 4, 170: 
die Koften eines nad Art. 7 Abi. 2 des Verw. Ger.⸗Hofs⸗Geſ. durchgeführten 
Verfahrens find aud dann in der Regel dem Untragfteller zu überbürden, wenn 
der betr. Beamte Unrecht erhält. S. Anm. 128c, ferner Art. 7 Ubi. 2 des Verm.- 
Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes. 

19 Siehe hiezu Entſch. des Verw.Ger.Hofes vom 19. Auguſt 1881 Bd. 8, 
246: Gebührenfreiheit nad) Maßgabe des Urt. 194 (192) Biff. 6 des bayer. Ge⸗ 
bührengeſetzes hat nur dann einzutreten, wenn nicht ein ſachfälliger Gegner vor» 
handen it, dem die Koften zur Laſt fallen. 
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10) für Die Geftattung der Einſicht der bezirfäbergamtlichen 


ücher 

11) bei Sefuchen um Berleihung von Unterftügungen, Stipen- 
dien, Freiplätzen, Erziehungsbeiträgen und Präbenden, dann 
bei Gejuchen um Anweiſung des Tiſchtitelgenuſſes; 

12) in Begnadigungsfachen ; 

13) für Verhandlungen, welche im faufmännifchen oder jonftigen 
erverblichen Verkehr öffentlicher Behörden und Anftalten mit 
Brivaten gepflogen werden; 

14) für Beugnifje über Armut oder Unterjtügungsbedürftigfeit; 

15) für Beugniffe zu Zwecken der Regulierung von Penfionen, 
Suftentationen, Unterhaltsbeiträgen und dergleichen ; 7?) 

16) für die Legalifation von Leumundgzeugnifjen oder Führungs: 
atteften, Familienftandszeugnifjen 7°) und Lebensatteften ; 

17) De Beugniffe zur Preisbewerbung bei landwirtichaftlichen 

eiten ; 

18) für Zeugniſſe zur Aufnahme in die Hebammenschule; 

19) für Schul-, Studien-, Abgangs-, Abjolutorial-, Prüfungs: 
und jonftige derartige Zeugniffe der öffentlichen Unterricht2- 
anftalten. 

Die Beitimmungen über die befonderen Gebühren, welche 
für die Ausfertigung folcher Zeugnifle behufs Verwendung 
zur Exigenz jener Anftalten oder behufs Dedumg der Prü- 
fungskoſten zur Erhebung gelangen, bleiben unberührt ; 

20) für die Zeugniſſe der Vermittelungsämter; 

‚21) für Bejcheinigungen über Gewerbebetriebs:Anzeigen”?*) 

Art. 195 (193). Die DVerwaltungsbehörden find unbeichadet 
des ärarialifchen Erinnerungs: und Beichwerderechtes befugt, Ge— 
bühren, 75) welche durch eine unrichtige Behandlung der Sache ohne 


, Wenn die Ausitellung der Beugniffe der Umtsärzte oder Pfarrämter 
gebührenfrei erfolgen ſoll, fo it der die Gebührenfreiheit begründende Um- 
fand gemäß 8 6 Abi. 2 der Verordn. vom 17. September 1879 über die Ver- 
wendung der Gebührenmarfen (Gef.- und Verordn.Bl. 1173; Web. 18, 562; 
Bamb. 15, A. 2, 604) auf dem Zeugniſſe ausdrüdlich zu bemerken. 

'") Unter „Familienſtandszeugniſſen“ find lediglich Zeugniſſe darüber, ob 
jemand Lebig oder verheiratet oder im Beſitze von Kindern ift, aljo wirklich nur 

eugniffe über den „Familienſtand“ zu veritehen (vergl. Pfaff, Comm. Ziff. 8 zu 
rt. 194 ©. 185). 

’%) Bu Urt. 194 ift noch zu bemerken, daß nad) So Ubi. 2 des Reihs- 
frantenverficherungsgeieged vom 15. Juni 1883 (Bamb. 30, 227); „amtliche Be⸗ 
ſcheinigungen, welche zur Legitimation von Kaflen- und Berbands-Borftänden 
oder zur Führung der den Berficherungspflichtigen nach Borfchriften dieſes (Kran- 
fenverficherungs-) Geſetzes odliegenden Nachmweije erforderlich werden, gebühren- 
a fiempelfrei find“. (Siehe auch noch Pfaff, Comm. Ziff. 10 zu rt. 194 


') Aber nur Gebühren, nicht auch Wuslagen Cergh Pfaff, Comm. 
Si 1), eg. biezu Entſch. des Berw.-Ger.-Hofed vom 5. März 1885 a. ©. 
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Schuld der Beteiligten entitanden find, nieberzufchlagen und für ab=- 
weilende Beſcheide, wenn der Antrag auf nicht anzurechnender Uns 
kenntnis der Verhältniffe oder auf Unmifjenheit?®) beruht, Gebühren 
freiheit zu gewähren. 

Art. 196 (194). Iſt ein Verfahren, für welches nad) den 
beitehenden Landesgejegen oder Verordnungen eine Gebühr nicht zu 
erheben wäre, nach freier Ueberzeugung der Behörde durch offenbar 
unbegründete Anträge, Einwendungen oder Beſchwerden veranlaßt 
worden, fo bat die Behörde von amtöwegen die Erhebung von Ge- 
bühren nah) Maßgabe der Beitimmungen des gegenwärtigen Gejeßes 
zu beichließen. 

Art. 197 (195). Streitfragen über die Pflicht zur Entrichtung 
von Gebühren und Auslagen oder über deren Größe werden, foweit 
diefelben bei den in Art. 188 bezeichneten Gemeindebehörden anfallen, 
von den vorgejegten Diftriftsverwaltungsbehörden in erfter und auf 
erhobene Beichwerde von der Kreigregierung, Kammer des Innern, in 
zweiter und leßter Inſtanz entfchieden. 

Streitfragen in bezug auf Gebühren und Auslagen, welche bei 
den in Art. 166 bezeichneten Deittelftellen oder den ihnen untergeord- 
neten Behörden anfallen, werden von den genannten Mittelſtellen in 
erfter?”) und auf erhobene Beichwerde von dem einfchlägigen Mini- 
jterium in zweiter und legter Inſtanz entichieden. 

Wird in einer zur Zuftändigleit des Verwaltungsgerichtshofes 
gehörigen Angelegenheit in der Hauptiache Beichwerde an den Ber- 
waltungsgerichtshof ergriffen, fo enticheidet dieſer auch über etwaige 
Beſchwerden wegen der Gebühren und Auslagen, wenn biejelben mit 
der Beſchwerde in der Hauptjache verbunden werben. 8) 

Hinfichtlich des Anſatzes der bei den Minifterien, dem oberften 
Landesgerichte und dem Verwaltungsgericht3hofe anfallenden Gebühren 
und Auslagen findet nur Gegenvorftellung ftatt. 

Das Verfahren in erfter Initanz, ſowie die Beichetdung von 
Gegenvorftellungen ift gebührenfrei. 


ve DE . uns 
) Unter „Unmiffenheit” ift bier auch die Rechtsunkenntnis mitzuverftehen 
dj. Geib 2. Aufl. 1. Od. ©. 66). 

") Nah den Motiven kann gegen dieſe erftinftanzielle Enticheibung auch 
feitend des Aerars oder feitens der betr. (zur Erhebung der Gebühr berechtigten) 
Gemeindebehörde Beſchwerde erhoben werden. (Bergl. Hiezu ben $ 4 der Yusf.- 
Verordn. vom 20. September 1879; Web. 13, 6572; Bamb. 15, A. 2, 619.) 

An eine Frift ift dieſe Beſchwerde nicht gebunden, außer in ben Fällen des 
Abſ. 8 diefes Art. 197 (f. Geib 1, 67). 

’*) Siehe Hiezu Entich. des Verm.-Ger.-Hofes vom 9. November 1888 
Ob. 5, 25: Gegen eine Berfügung, wodurch bie in ber Hauptfache zuftänbige 
Behörde ein 344 um gebühren- und portofreie Behandlung einer lettinſtanziell 

ur Buftändigkeit des Berw.-Ber.-Hofes gehörigen Angelegenheit im Laufe bes 

Snfruttiondverfe rens abweislich bejcheidet, Tann eine Beſchwerde an ben Verw.⸗ 

Hof nicht jelbftändig erhoben, fondern erft mit ber Beſchwerde gegen ben 
Endbeicheid verbunden werben. 
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Die Gegenvorftellungen und Beichwerden haben feine auf: 
chiebende Wirkung. Ä 


Art. 198 (196). Die Anſätze von Gebühren und Auslagen, 
jowie die Enticheidungen über die Pflicht zur Entrichtung derjelben 
oder über deren Größe können von der Behörde der Inftanz oder den 
Dberbehörden auch von amtswegen geändert werden. 7?) 


VI. Shteilung. 
Anftellungen und befoudere Berleihungen. 


Art. 199 (197). Für jede Anftellung im Hof-, Staats⸗, 
Militär:, Gemeinde: und fonjtigen öffentlichen Dienfte, welche durch 
königliche Entichließung erfolgt, oder mit welcher fofort oder nad) 
einer beitimmten Dienitzeit Stabilität und Penſionsrechte verbunden 
find, oder bei welcher unter gewiſſen VBorausjegungen dem Bedienſte⸗ 
ten die Behandlung der Analogie der pragmatiichen Beamten in 
Ausſicht geitellt ift, ferner für Die Landesherrliche Verleihung kirch⸗ 
liher PBrründen und für die Iandesherrliche Genehmbaltung der bifchöf- 
fihen Verleihung oder der PBräfentation auf folche Pfründen, für die 
Verleihung von Schulſtellen und die Beitätigung der Präfentation 
auf ſolche ift eine Gebühr zu 1 vom Hundert des einjährigen Dienft- 
einfommens zu entrichten. 

Bei Bejürberungen „Verſetzungen und fonjtigen Einfommens- 
mehrungen wird die Gebühr nur aus dem Mehrbetrage des einjähri- 
gen Dienſteinkommens berechnet. 

Unftändige, nicht auf länger als ein Jahr gewährte Funktions⸗ 
remunerationen, Dienftwohnungen, für welche nach den bejtehenden 
Normen eine Miete nicht zu entrichten ift, ferner folche Nebenbezüge, 
welche ganz oder teilmweife zur eltreitung eines Dienftaufmwandes be⸗ 
* oder nach örtlichen Verhältniffen bemeſſen find, bleiben außer 

maß. 


Art. 200 (198). Für die Anftellung als Notar wird eine 
Gebühr von 50 Mark erhoben. 


"m, Nach den Motiven dient diefe Beltimmung dazu, auf Grund nachträg- 
licher reviſoriſcher Beanſtandungen ohne Weiterungen Remedur eintreten zu laffen. 
Diefe Beränderungen können natürlich ebenſowohl zum Borteil, wie zum Nachteil 
der Barteien erfolgen. 


*, Siehe BL. für admin. Pr. 30, 120 ff. Pfaff, Comm. S.188 ff. Weber 
Entrihtung der Anftellungdgebühr für Anftellungen im Gemeindedienſt |. BI. der 
admin. Pr. 34, 124. Die Gebühren für Anftelung im @emeinbedienft fließen 
gleichfalls in die Staatskaſſe. S. Art. 210 und 189 des Geſetzes. 

Neben ber nfeeTungegebüßt nad Art. 199 wird eine Gebühr für bas 
Anftellungsbelret nach Urt. 164 ff. nicht erhoben (vergl. Art. 210 1. c.). 

Die Entrichtung der Gebühr des Art. 199 erfolgt durch Gebührenmarten. 
Siehe Berordn. vom 15. September 1879 (@el.- und Berordn.-Bl. 1171; Web. 


’ 
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Die gleiche Gebühr ift für die Anftellung als Hypotheken⸗ 
bewahrer in der Pfalz zu entrichten. 

Für die Anitellung als Gerichtsvollzieher wird eine Gebühr von 
10 Mark erhoben. 

Die Verleihungen eines landesherrlihen Tiſchtitels unterliegen 
einer Gebühr von 2 Mark. 


Art. 201 (199). Für die Verleihung von Würden oder Titeln, 
mit welchen fein Dienfteinfommen verbunden ift, die ſich jevoh Den 
Stellen aktiver, in Bejoldung ftehender Hof-, Staats- oder Militär- 
bedienfteten angleichen, wird jene Gebühr erhoben, welche der aftive 
Bedienftete von gleichem oder ähnlichem Range nad) feinem Dienft- 
einfommen zu entrichten hätte. 

Die Gebühr für die Ernennung zum töniglichen Kämmerer be- 
trägt 60 Mark, zum königlichen Kammerjunker 20 Marf. 

Die Beftimmung der Gebühren für die Verleihung jonftiger 
Würden und Titel bleibt greich der näheren Beftimmung der Fonds 
und Kaffen, in welche diefelben zu fließen haben, königlicher Verord- 
nung überlajjen. 31) 


Art. 202 (200). Die beftehenden Beftimmungen®?) über die 
geheimen Ratstaren, Ausſchreib- und Botengebühren, welche für die 
in Art. 199 bis 201 erwähnten Anftellungen, Präjentationen, Be- 
ftätigungen und Berleihungen, ſowie für Unjtellungen fonjtiger Be- 
dienfteter zu entrichten find, ferner über die Anftellungs-, Beförde- 
rungs⸗ und DVerehelichungstaren im Bereiche der Militärverwaltung, 
dann über den Bezug und die Verwendung diefer Gebühren werden 
durch gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

Die Revifion jener Beftimmungen bleibt föniglicher Verordnung 
vorbehalten. 


hob Art. 203 (201). Für Lehnbriefe werden folgende Gebühren 

erhoben : 

3 bei den Kronämtern 2000 Marf, 

2 bei Nentenlehen drei vom Tauſend des zehnfachen Fahres- 
etrags, 

3) bei den übrigen Lehen 20 Mark. 


Art. 204 (202). Für Adelsdiplome ſind folgende Gebühren 
zu entrichten: 


en Hiezu |. Verordn. vom 20. September 1879 Gebühren für Würden und 
Titel betr. (Gef.- und Verordn.⸗Bl. 1198; Web. 13, 571); ferner Verordn. vom 
16. April 1894 (Gel.- und Verordn.⸗Bl. 149; Web. 323, 452) über Gebühren bei 
Berleihung des Hof- bezw. SHoflieferantentitel3. 


°*, Siehe Verordn. vom 30. März 1881 über die Abgaben bei Anſtellungen 
und beſonderen Berleigungen (®ej.- und Berorbn.-Bl. 171; Web. 15, 24) und 
ae vom 5. April 1881: Bollzugsvorichriften zu dieſer Verordn. 
(Web. 15, 48). 
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1) 1500 Marf bei der Verleihung. des einfachen Adels mit dem 
Prädifate „von“ ; 

2) 2000 Mark bei der Erhebung in den Ritterſtand; 

3) 5000 Mark bei der Erhebung in den Freiherrnſtand; 

4) 10000 Marf bei der —25 in den Grafenſtand; 

5) 20000 Mark bei der Erhebung in den Fürſtenſtand. 

Bei Verleihung eines höheren Grades mit Ueberſpringung 
en find auch die Gebühren der überfprungenen Grade zu ent- 
richten. 

Wird die Adelsverleihung mehreren Zweigen einer Familie zu= 
gleich zu teil, jo find Die Gebühren für. jeden einzelnen Zweig bejon- 
ders zu berechnen. 

Wird die Adelsverleihung zweien oder mehreren Gefchwiftern 
zugleich zu teil, jo erhöhen jich Die Gebühren um die Häffte. 

Borftehende Gebühren fließen zu acht Zehnteilen in den all- 
gemeinen Stipendienfond. 

Art. 205 (203). Die Eintragung in die Adelsmatrikel unter: 
liegt einer bejonderen Gebühr zu: 

1) 30 Mark bei dem einfachen Adel mit dem Prädikate „von“ ; 

2) 50 Mar bei dem Ritterſtande; 

3) 100 Mark bei dem TFreiherrnitande ; 

4) 200 Mark bei dem Grafenftande; 

5) 300 Mark bei dem Fürftenftande. 

Diefe Gebühr ift auch in den Fällen des Art. 204 Abi. 3, 4 
nur im einfachen Betrage zu entrichten. 


Art. 206 (204) Für Diplome über die Bewilligung zur 
Uenderung adeliger Namen oder Wappen wird eine Gebühr von 
200 Mark erhoben. 88) 

Wird die Bewilligung zur Uenderung eines adeligen Namens 
und Wappens gleichzeitig erteilt, jo fommt die angegebene Gebühr 
nur im einfachen Betrage zur Erhebung. 

Art. 207 (205). Für die Bewilligung zur Annahme fremid- 
herrlicher Orden, Zitel, Ehrenzeichen oder Würden fommt eine Ge⸗ 
bühr von 60 Mark zur Erhebung. 


Art. 208 (206). Neben den Gebühren der Art. 203, 204, 
206 kommen die Koften für Ausfertigung der Lehnbriefe und Diplome 
zur befonderen Erhebung. 


Art. 209 (207). In den Fällen der Art. 201, 203, bis 207 
werden die veranlaßten Ausfertigungen erjt erteilt und die Ein- 
tragungen erjt vollzogen, wenn die gefchuldeten Gebühren und jonftigen 
Koften bezahlt oder Hinterlegt find. 


**, Handelt e8 fich um die Henderung eines nichtabeligen Namens, fo tritt 
die Gebühr des Art. 186 Hiff. 2 ein. 


Pohl, Sandbud. I. J 28 
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Art. 210 (208). Die in den vorjtehenden Artikeln beftimmten 
Gebührenſätze treten für die bezeichneten Akte an Stelle der treffenden 
Gebühren der V. Abteilung. Im übrigen finden die Beitimmungen 
der genannten Abteilung mit Ausnahme des Art. 189 auch auf Die 
porerwähnten Gegenſtände entiprechende Anwendung. 8%) 


VO. Abteilung. 
Sonftige Gegenftände. 
1. Abfıhmitk. 


Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 211 (209). Streitfragen über die Pflicht zur Entrichtung 
der in gegenwärtiger Abteilung beitimmten Gebühren oder über deren 
Größe werden in eriter Inftanz von den Regierungsfinanzlammern in 
Öffentlicher Sigung durch Senate entichieden, welche mit Einichluß des 
Vorſitzenden aus drei Mitgliedern beftehen. 85) 

Außerdem Hat den Situngen ein Vertreter des Aerars als 
Staatsanwalt beizumohnen. Derjelbe ift vor jeder Beſchlußfaſſung 
mit feiner Erinnerung und feinem Antrage zu hören. 

b Die gefaßten Beſchlüſſe können für vorläufig vollſtreckbar erklärt 
werden. 

Gegen die Entſcheidungen der Regierungsfinanzkammern ſteht 
ſowohl dem Gebührenpflichtigen als auch dem Staatsanwalte das 
Rechtsmittel der Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu. 

Im übrigen bemißt ſich ſowohl das Verfahren in erſter und 
zweiter Inſtanz, als auch die Beſchwerdefriſt nach den Beſtimmungen 
des II. Abſchnittes des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878, die Errichtung 
eine? Verwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in Verwaltungs- 
rechtsſachen betreffend. 8°) 


°*, Die nach Art. 199 bis 209 anfallenden Gebühren fließen aljo unter 
feinen Umfländen in die Gemeindekaſſe, Doch gelten auch für dieſe Gebühren bie 
Beſtimmung des Art. 197 benatich der Buftändigleit zur Entſcheidung von Streit- 
fragen über die Pflicht zur Errichtung dieſer Gebühren. 

Bergl. Ye aud) Anm. 80 bezüglich ber Anſtellungsgebühr bei Anftellungen 
im @emeindedienite. 

°#) Ueber da3 Verfahren bei den Regierungsfinauzlammern fiehe die 88 1. 
4, 6, 12, 15, 16, 18 bis 27 und 44 der VBollz.-Borichr. vom 1. September 1879 
zum Berwaltungsgerichtähofgeieb (Web. 18, 356 ff.) und 8 69 ber Vollz.⸗Inſtr, 
vom 21. September 1879 (Web. 13, 663), ferner Pfaff, Comm. 196 f. 

29) Zum Urt. 211 können folgende allgemeine Enticheidungen bed Verw.⸗ 
@er.-Hofes angezogen werben : 

8. Ent vom 1. Juni 1880 Bd. 1, 846: ein auf Art. 131 (229) bes 
Gebührengeſetzes geſtützter Anfprud einer Armen⸗ und Kranlenanftalt 
auf @ebührenfreiheit für die ihr ausgeftellten Quittungen lönnte im 
verwaltungsredhtlichen Berfahren nur dann Beachtung finden, wenn von 
dieſer Anſtalt nachgervielen würde, daß fie auf Grund erwähnter Ge⸗ 
jegesporfchrift zur Rückvergütung ber von dem Quittungdausfteller be 
zahlten Duittungsgebühr verurteilt worben ſei; 
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Art. 212 (210). Auf Notariatsurtunden finden die Bor- 
Tchriften in Art. 211 und in Abſchnitt II Titel IN, IV, V und VI 
feine Anwendung, vorbehaltlich jedoch der Beſtimmung in Urt. 120 
Abſ. 3 des gegenwärtigen Geſetzes. 


II. Abfdmift. 


Befondere Beftimmungen. 


II. Titel. 
Gebühren-Aequivalent. 


Art. 218 (216). Juriſtiſche Berfonen, Öffentliche Korporationen, 
Handels» und Verſicherungsgeſellſchaften, Genofjenichaften, Vereine, 
fowie andere Gefellichaften und Anftalten haben von den in ihrem Beſitze 
befindlichen unbeweglichen Sachen und dieſen gleichgeachteten Rechten 
alle zwanzig Jahre, vom Tage des lebten Intalle einer verhältnis⸗ 
mäßigen Gebühr an gerechnet, ein Gebühren: Aequivalent zu entrichten. 7) 


b. Entfheidung vom 7. Dezember 1880 Bd. 3, 282: die vom BVerw.⸗ 
Ger.⸗Hofe in einer Beſchwerdeſache entichiedenen ragen find als end» 
giltig entichteden zu erachten unb von der Borinftanz bei jeder in der 
nämlichen Sache noch weiter zu treffenden Enticheidung gleichviel, ob 
verwaltungsrechtlicher oder adminiftrativer Natur, als rechtäfräftig 
jefftenend anzunehmen. Eine nochmalige Bolrbigung und Beicheidung 

iejer Frage in der Borinftanz ift daher ausgefchlofien ; 

c. Entih. vom 3. März 1882 Bd. 8, 600: gegen Enticheibungen bes 

Beriv.-Ger.-Hofed ift eine weitere Beſchwerde unzuläffig und Wbhilfe 

nur auf bem Wege der Wiedereinjegung in den vorigen Stand oder ber 

Wieberaufnahme des Verfahrens, ſoweit bie Borausiegungen hiefür ge⸗ 

geben find, möglich; 

d. Entich. vom 17. Februar 1882 Bd. 8, 580: |. unten Anm. 104d a. E.; 

e. Entih. vom 19. Januar 1891 Bd. 12, 499: fiehe Anm. 127 a. €. zu 
Art. 267 des Geſetzes; 

f. vom 1. Juni 1880 Bd. 1, 345: |. oben Anm. 5 a. E. d. 


29 Bu Art. 218 find nachftehende Entſch. des Berw.-@er.-Hofes zu be- 


en: 

1) Entſch. vom 7. November 1882 Bd. 4, 220: bei Erhebung ber Beſitz- 
veränderungsgebühr und des Gebühren-Wequivalentes ifl bie Frage, ob 
die Sache eine unbewegliche ift, nad den Regeln des eintchlägigen 
Civilrechtes zu beurteilen; 

2) Entſch. vom 28. November 1882 Wb. 4, 240: zu den nad) Wrt. 218 
216) des ®ebührengefeges zur Entrihtung des Gebührenäquivafentes 

ranzuziehenden SHandelögeiellichaften gehören alle Formen von Han- 
deisgetellichaften, alſo auch bie offenen Handelsgejellichaften. 

r die Berechnung des Gebührenäquivalentes ift derjenige Wert 
maßgebend, weichen das Beſitzobjekt ala Ganzes zur Zeit des Fällig- 
werdens des Gebührenäquivalentes repräfentiert. 

8) Entſch. vom 17. Juni 1889 Bd. 11, 271: Gebäude unterliegen immer 
gemeinschaftlich mit den überbauten Grundflähen dem Gebührenäqui⸗ 
valente. Deshalb hat der Gebäudewert bei der Berechnung des Ge⸗ 
bührenäquivalentes unter allen Umftänden in Anſchlag zu kommen, 
greihviel ob das Gebäude erft innerhalb des feit Entrichtung der legten 

ationdgebühr abgelaufenen Zeitpunktes entrichtet worden ift. 


280 


merk 
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Gleiches gilt für Gefamtgeichlechter, ſoweit auf deren Güter nicht 
die Beſtimmung des Art. 215 Anwendung findet. 

Art. 219 (217). Das Gebühren-Aequivalent wird beginnend 
mit dem 1. Januar 1880 erhoben und beträgt, wenn dasjelbe anfällt 
in dem Sabre 


1880... . . Yo vom Hundert, 
1881...» .. do m n 
1882 ..... don „ 
1883 ..:..:.. Mo m n 
1854 ....0. ho m , 
185 . . ... ho m „ 
186 . . 2... Tom „ 
1887. .... So m " 


1888... 2. No mn „ 
1889 und folgende. 1 „ 1 
des Wertes des Immobiliarbefiges ohne Abzug der Schulden. 
Art. 220 (218). Rechtsſubjekte der in Art. 218 gedachten 
Urt, welche fih am 1. Januar 1880 bereits länger ala 20 Yale 
im ununterbrochenen Beſitze von unbeweglichen Sachen oder dieſen 
gleichgeadhteten Rechten befinden, ohne dat innerhalb diefer Zeit Hie- 
von eine verhältnigmäßige Gebühr bezahlt wurde, jchulden das Ge— 
bühren-Yequivalent erftmal® am 1. Januar 1880. 
Art. 221 (219). Das Gebühren -Aequivalent wird nicht er⸗ 
hoben von Objekten, welche 
1) den Kreis⸗, Diſtrikts⸗, politifchen und Ortsgemeinden, 8°) dann 
den Eandwirtichaftlichen Genoflenichaften gehören ;39) 
2) ſtändig und ausſchließlich einem frommen, milden, gemein 
nüßigen oder Unterrichtszmwede oder dem Bergbau dienen; 90) 91) 
3) öffentlichen Verkehrszwecken dienen, wie Eifenbahnen, Ranäle 





°*, Dies gilt jedoch nur von bayeriichen @emeinden; außerbayer. Ge⸗ 
meinden haben für ihre in Bayhern gelegenen Immobilien das Gebühren⸗Aequi⸗ 
valent zu bezahlen: Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 27T. Januar 1885 Bd. 6, 
39: die Ausnahmdbeftimmung in Art. 221 (219) Ziff. 1 des Gebührengejehes 
bezieht fi nur auf bayerifche Gemeinden. Außerbayeriihe Gemeinden find als 
öffentliche Storporationen nad Urt. 218 (216) 1. c. zur Entrihtung des Ge⸗ 
bührenägquivalentes für ihren in Bayern gelegenen ®runbbefig verpflichtet. 

w Hieher gehören alle Vereinigungen, welche unter da3 Genoſſenſchafts⸗ 
gejeh fallen und Zwecke verfolgen, welche auf die Förderung der Landiwirtichaft 
gerichtet find, vergl. Pfaff, Comm. ©. 208 zu Art. 221 Wr. 2. 

”) Nach Fin.⸗Min.⸗E. vom 8. Dezember 1879 (Pfaff, Comm. S. 209) 
find die im Befitze von ſolchen Körperichaften befindlichen Walbungen dem Ge- 
bübren-Wequivalente unterworfen. 

» Bien fe Entſch. des Verw. Ger.Hofes vom 10. September 189% 
8b. 15, 259: Objelte von Unternehmungen, weldye zivar int allgemeinen gemein- 
nüßige Bmede verfolgen ‚ deren Beſtrebungen aber nebenher mehr ober minder 
auch noch auf die Erzielung von Gewinn gerichtet find, fallen nicht unter Urt. 
221 Biff. 2 des Gebübrengeleped. 
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und Straßen nebſt den dazu gehörigen Gebäuden, Brüden 
und ähnlichen Gegenftänden. 2) 

Urt. 222 (220). Die gefehlichen ‚Vertreter der gebührenpflich- 
tigen Rechtsſubjekte haben den Wert der Befitungen und Rechte bei 
dem Rentamte, in deilen Bezirk die Realitäten oder deren Haupt- 
beitandteile liegen, jchriftlich oder zu Protofoll anzugeben und zivar 
bezüglich der bis letzten Juni 1880 einjchließlich anfallenden Aequi⸗ 
valente längften® am 31. März 1880, bezüglich der jpäter fälligen 
mindeiten? 3 Monate vor Ablauf des zmwanzigjährigen Zeitraums. 

Die wiljentlihe Verſäumung jenes Termind oder dieſer Friſt 
zieht Geldftrafe im doppelten Betrage der Ichuldigen Gebühr nach fich. 

Hinfichtlih der Wert3ermittelung finden die Bejtimmungen in 
Urt. 145 entiprechende Anwendung. 


II. Titel. 
Deffentlihe Mobiliarverfteigerungen. ®) 


Art. 223 (221). Deffentliche®*) Verfteigerungen von beweg— 
fihen®) Sachen und von Nutungen,%) welche nicht den Immobilien 


»») Unter bie Ziff. 3 des Urt. 221 fallen auch nichtbayer. Eiſenbahnver⸗ 
waltungen, welche in Bayern zum Bahnbetriebe gehörige Objekte bejigen. 
*) Hiezu |. Bel. vom 25. September 1879 über die Gebühren für Öffent- 
liche Mobiltarverfteigerungen (Geſ.- und Berordn.-Bl. 1270; Web. 13, 769). 

20) Deffenttice Berfteigerungen find nur ſolche, welche allgemein zugäng- 
ih, nicht aber biejenigen, welche auf einen beftimmten Kreis von Berjonen 3.8. 
die Mitglieder eines Vereines, einer Genoſſenſchaft 2c. beſchränkt ſind. 

ch. des Verw.Ger.Hofes vom 23. Januar 1883 Bd. 4, 300: 
„Oeffentlich“ im Sinne des Art. 223 (221) Abſ. 1 des Gebührengeſetzes ift eine 
Mobiliarverfteigerung dann, wenn fie allgemein zugänglich ift. 

Sit die Teilnahme einer Mobiliarverfteigerung auf die Ort3einmohner bes 
ſchränkt, jo ift fie als nicht öffentlich zu erachten, foferne nicht aus den Umftänden 
erhellt, daß dieſe Beſchränkung nur eine ſcheinbare und bie Berfteigerung in 
Wahrheit doch allgemein zugänglich war. 
| Verpachtungen unterliegen der Gebührenpflicht des Urt. 223 nicht, auch 
wenn fie in der Form von Berfteigerungen vorgenommen werben, fondern nur 
die in Form ber Berfteigerung vorgenommenen Berläufe So unter 
liegen audy Sagbdverpachtungen, welche in Form ber Berfteigerung vorgenommen 
werden, nicht der Gebührenpflicht des Urt. 223. 

Selbftverftändlich können Öffentliche Werfteigerungen von jedermann vor⸗ 
genommen werben. 

Entſcheidend für die Gebührenpfliht ift ber Ort, wo bie Berfteigerung 
ftattfindet, nicht der, wo bie verfteigerte Sache fich befindet. So iſt eine außer⸗ 
halb Bayerns bethätigte eriteigerung von Mobilien, die fi in Bayern befinden, 
nicht gebührenpflichtig, dagegen wohl eine in Bayern ftattfindende Berjteigerung, 
auch wenn fi) die Sachen außerhalb der bayer. Grenze befinden. 

*s, Vergl. Entich. des Berw.-Ber.-Hofes vom 28. Dezember 1891 Bd. 18, 
389: unter ben beweglichen Sachen bes Urt. 223 bes Geb.Geſ. find die unlör- 
perlichen Borberungen nicht inbegriffen. 

*) Siehe Entſch. des Verw.-Ger.-Hofes vom 11. Oktober 1881 Bd. 8, 
296: Berfteigerung der Jahresernte einer Wieje kann nicht ald Berpadhtung 
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gleich zu achten find, unterliegen einer Gebühr zu 1 vom Hundert 
bes erzielten Gejamterlöfes. 

eiteht der Preis in jährlich wiederkehrenden Leiftungen, fo 
finden auf die Wertsberechnung die Beftimmungen in Art. 146 bes 
gegenwärtigen Geſetzes entfprechende Anwendung. 


Art. 224 (222). Bon der Gebühr find befreit: 
1) Fegteietzngen für Rechnung der Reichs- ober Staats- 
ae: & 


2) Berfteigerungen im Meß⸗ und Marttverfehr; 

3) Bmwangsverfteigerungen ; #7) 

5 Verftergerungen forjtwirtfchaftlicher ®®) Produlte; 

5) Berfteigerungen landwirtfchaftlicher 8) Produkte mit Aus⸗ 
nahme derjenigen Weinverfteigerungen, bei welchen ber er- 
zielte Gefamterlös den Betrag von 100 Mark nicht überfteigt 


der Wiefe erachtet werden, auch wenn jene Verfteigerung bei Vornahme bed Ber- 
fteigerungsaltes als Verpachtung bezeichnet wurde. 

Im Zweifel if immer anzunehmen, daß bei Verſteigerung des Erträg- 
niſſes eined Grunditüdes auf mehrere Jahre eine Berpadhtung, dagegen bei 
einer ſolchen Berfteigerung für ein Jahr ein Verlauf, aljo eine Verfteigerung im 
Sinne des Art. 228 1. c. vorliegt. 

) Siehe Hiezu Entid. bes Berw.-@er.-Hofes vom 11. Oftober 1881 

Db. 8, 296: Verfteigerungen feitens eines zur Erhaltung von ſtaatlichen Unter- 
richtsanſtalten beitimmten ſelbſtändigen Gtudienfonds gehören nicht hieher. 
‚') Unter dieſe Beftimmungen fallen tebigli diejenigen Verſteigerungen. 
bezüglich deren bie Vorfchriften ber Eiv.-Proz.-Orbn. über die gZwangsvollſt ng 
in das beivegliche Bermögen anzuwenden find (Fin.-Min.-E. vom 12. Mai 1880) 
und zwar nur die betr. Hiwangdverfteigerungen ber Gerichtsvollzieher. ©. hiezu 
Biaff, Comm! zu Urt. 224 ©. 211 Nr. 2. 
Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 29. Februar 1884 Bd. 5, 157: unter 
„Zwangsverſteigerungen“ im Sinne bes Art. 224 (222) Hiff. 3 bed Geblhren- 
geieges find nur ſolche Berfteigerungen von beweglichen Sachen zu verftehen, weldye 
uch einen Gerichtsvollzieher nach ben Vorjchriften der Eiv.-Proz Orbit. über Die 
Zwangdvoliftredung in das bewegliche Vermögen vorgenommen werben. Verſtei⸗ 
erungen von beweglichen au einer Konkursmaſſe gehörigen Sachen, welche vom 
onturöverwalter oder in befien Auftrag von einem Aultionator vorgenommen 
werben, find feine Zwangsverſteigerungen“ im Sinne bed Urt. 224 1. c. und da⸗ 
ber von ber Gebühr des Art. 228 (221) nicht befreit. 
ch. bes Verw.⸗Ger.Hofes vom 7. April 1886: Bd. 6, ©. 131: bie 
Ausnahmsbeftimmung in Urt. 224 (222) Ziff. 8 bes Gebuhrengeſetzes bezieht ſich 
nur auf bie nad) 8 682 der Cip.Proz. Orbn. protofolariih zu beurkunbenden 
Bwangdverfteigerungen ber Gerichtsvollzieher. Berfteigerungen, welche im Laufe 
be3 Smangsvollftredungsverfahrens gemäß 8 726 der —— Drdn. durch eine 
andere Berfon als ben @erichtdvollzieher vorgenommen werben, unterliegen ber in 
Wrt. 225 (221) des Sebührengejeges beftinnmten Gebühr. 

»», Es iſt ganz gleichgiltig, von wen dieſe Produkte bejeffen bezw. ver- 
eigert werben. Die Befreiungsbegünftigung des Urt. 224 fteht allen derartigen 
rodukten ausnahmslos zu, auch wenn ber Deliper bezw. Eigentümer ober Ber- 

fteigerer derjelben ein Kaufmann ift, Auch die Weintrauben fallen unter ben 
Begriff der gebührenfreien lanbiwietichaftlichen Produkte; dagegen nicht mehr der 
Moft, welcher vielmehr wie der Wein zu behandeln if. 

Rindvieh, Pferde, Schweine, Schafe ꝛc. Br als Tandwirtichaftliche 
Produkte (vergl. Fin⸗Min.E. vom 4. April 1891; Pfaff, Comm. ©. 212). 
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6) Berfteigerungen, welche im öffentlichen Auftrage oder von 
ormündern zur Verwertung von Münbdelgut vorgenommen 
werden. 


Art. 225 (223). Privatperfonen, welche eine Berfteigerung 
borzunehmen beabfichtigen, die nicht nach Art. 224 von der Gebühr 
befreit ift, haben fpätejtens zwei Tage vor’ deren Beginn dem Rent: 
amte, in deſſen Bezirk diefelbe ftattfinden fol, Ort, Tag und Stunde 
des Beginnes der Verfteigerung fchriftlich oder zu Protofoll anzu⸗ 
zeigen. 

Wird die VBerfteigerung im Auftrag eines anderen vorgenommen, 
fo ift gleichzeitig der Auftraggeber zu benennen. 

Unter welchen VBorausfegungen öffentliche Bedienſtete und Ges 
meindebeamte, welche öffentliche Berftelgerungen vornehmen, hiebon 
dem Nentamte vorgängige Anzeige zu eritatten haben, wird von ber 
Staatsregierung beſtimmt. 9) 


Art, 226 (224). Weber jede Verfteigerung, welche nicht nad) 
Art. 224 von der Gebühr befreit ift, ift eine fchriftliche Urkunde auf: 
zunehmen, in welcher die zum Aufwurf gebrachten Gegenftände und 
die hiefür erzielten Preiſe einzeln vorzutragen find. 

Wird die Erteilung bes Zufchlages verfagt oder vorbehalten, jo 
ift dies in der Urkunde zu vermerken. | 

Die Berfteigerungsurfunde ift von demjenigen, der die Verſtei⸗ 
gerung geleitet hat, unmittelbar nach deren Beendigung zur Beſtä⸗ 
tigung der Nichtigkeit des Inhaltes, unter Vortrag der Summe ber 
erzielten Preiſe mit Ziffern und Worten, zu unterzeichnen und binnen 
längften® einer Woche dem einfchlägigen Rentamte in Vorlage zu 
bringen. 100) 


Art. 227 (225). Die Nentämter können zu jeder öffentlichen 
Mobiliarverfteigerung einen Vertreter des Aerars abordnen, welcher 
ermächtigt ift, die vorſchriftsmäßige Aufnahme der Verſteigerungsur⸗ 
funde zu fontrollieren. 


Art. 228 (226). Die Berechnung ber Gebühr erfolgt aus der 
Summe der BZujchlagspreife. 

Soweit der Zuſchlag vorbehalten wurde, ift deſſen Erteilung 
anzunehmen, wenn nicht binnen längftens zwei Wochen nach Been- 
er Verfteigerung die Verjagung des Zufchlages nachgewieſen 
wird. 


* Nah 83 Ubi. 2 der Belanntmachung vom 25. September 1879 (Geſ.⸗ 
und Berorbn.-Bl. 1270; Web. 18, 770) ift öffentlichen Bedienſteten und Ge⸗ 
meinbebeamten, melde als ſolche gebührenpflichtige Werfteigerungen vor- 
nehmen, die Erftattung einer vorgängigen Anzeige an das kgl. Rentamt erlaſſen. 

200) Dieſe Friſt kann nah Yin-Min.-E. vom 10. Dezember 1879 (eb. 
14, 280) vom "zuftändigen Rentamte bi3 auf 2 Monate verlängert werben, ba- 
gegen findet eine Verlängerung ber Frift nach Art. 228 Abſ. 2 nicht ftatt. 
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Art. 229 (227). Die Pflicht zur Entrichtung der Gebühr ob- 
liegt demjenigen, unter deſſen Leitung die Verfteigerung ausgeführt 


urde. 

Hat derſelbe hiebei im Auftrage eines anderen gehandelt, ſo 
haften beide für die Entrichtung der Gebühr ſamtverbindlich. 

Art. 230 (228). Einer Hinterziehung der Gebühr macht ſich 
ſchuldig, wer: 

1) die in Art. 225 vorgeſchriebene Anzeige nicht rechtzeitig er⸗ 

ftattet, oder | 

2) die vorichriftsmäßige Aufnahme oder rechtzeitige Vorlage 

der Berfteigerungsurfunde (Art. 226) unterläßt, oder 

3) bezüglich der Berjagung des Zufchlages (Art. 228 Abſ. 2) 

wiljentlich faliche Angaben madıt. 

Die Hinterziehung wird mit einer Gelditrafe geahndet, welche 
dem zehnfachen Betrage der Hinterzogenen Gebühr gleichfommt, min- 
deſtens aber 30 Mark beträgt. 

Läßt fi der Betrag der Hinterzogenen Gebühr nicht ermitteln, 
fo ift auf Geldftrafe von 30 bis 1000 Mark zu erkennen. 

Im Falle des Urt. 229 Abi. 2 Haftet der Auftraggeber für die 
von dem Beauftragten zu entrichtende Geldjtrafe nebit Koften. 

Fit jedoch anzunehmen, daß eine Gebührenhinterziehung nicht 
habe verübt werden können oder nicht beabjichtigt gemefen jei, %o tritt 
aur Ordnungsſtrafe bis zu 30 Mark ein. 


IV. Titel. 
Duittungen. 19) 


Art. 231 (229). Die Beſoldungs⸗, Penfions- und alle übri- 
gen Quittungen 19) und Beicheinigungen über Zahlungen 10%) und 


120) Diefe fogen. DQuittungsgebühr ift eine Wermögenäfteuer, welche jebes- 
mal fällig ift, jo oft von einer Hof-, Staats-, Gemeinde-, Stiftungd- ober andern 
öffentliden le eine Bahlungs-Verbinbdlichleit erfüllt wird und welche 
vom Empfänger diejer Leiftung getragen bezw. nad) Verordn. vom 15. Septem- 
ber 1879 (Gef.- und Verordn.Bl. 1171; Web. 18, 559) und Art. 262 des Ge⸗ 
bübrengejeßes durch Verwendung von Gebührenmarken zu entrichten ift. 


108) Entich. des Verw⸗Ger.Hofes vom b. Oltober 1886 Bd. 7, 307: für 
die Gebührenpfliht der Duittungen ift weder der Ort, wo folde auögeftellt 
werben, noch jener, an welchem die Zahlung zu geichehen hat, entſcheidend, ſondern 
einzig und allein der Umftand, daß die Zahlung aus der bayer. Staatslafie 
oder aus einer fonftigen öffentlichen bayerijchen Kaffe geleiftet wird. Es 
ift alfo auch belanglos, ob die Zahlungen an Sn eh oder Ausländer erfolgen 
und ob fie an der die Zahlung leiftenden Kaffe jelbit oder ſonſtwo geichehen. 

Ferner: Entich. des Verm.-Ger.-Hofes vom 4. September 1880 Bd. 2, 
279: die Gebühr von Duittungen über Bezüge aus verichiebenen öffentlichen 
Kaflen für eine Dienftesfunktion ift nad) den Beträgen der einzelnen Quittungen, 
nicht nach der Geſamtſumme dieſer Beträge zu berechnen. 

Entich. des Verim.-Ger.-Hofes vom 22. September 1889 Bd. 11, 393: die 
auf Hypothellöfchungsbewilligungen fich beziehenden Duittungen einer Vank über 
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Naturalvergütungen, welche aus Hof-, Staats⸗, 102) Gemeinde», Stif- 
tungs⸗ oder anderen öffentlichen 102) Kaſſen geleiftet werden, unter: 
liegen der verhältnigmäßigen Gebühr. 10%) 


Zahlungen aus einer öffentlichen Kaffe find nur dann gebührenfrei, wenn bie 
Quittung in Verbindung mit der Löjchungsbewilligung in einer notariellen Ur⸗ 
kunde geichieht. 

—— der Berechtigung zur Beſchwerdeführung ſeitens einer Gemeinde 
über die Gebührenpflichtigfeit der Ouittungen über Binszahlungen und Kapitals- 
rüdzablungen aus einer gemeinblihen Depofital- und Hilfskaſſe |. Entich. bes 
Berw.-Ber.-Hofed vom 17. Februar 1882 unten Anm. I04d a. €. 

Weitere bieher bezügl. Enticheidungen |. Unm. 86a, ferner Anm. 108, 
104 und 106. 

202) Entſch. des — ——— vom 24. Oktober 1882 Bd. 4, 205: für 
die Pflicht zur Entridhtung der Duittungsgebühren nad) Art. 231 (229) des 
Gebührengejeges ift es belanglos, ob ber Empfang der Zahlung auf der Rechnung 
oder in einem gelonderten Schriftftüde beftätigt wird. 

Die Gebühr für Quittungen der Gefchäftäleute ift aus der vollen quittier- 
ten mie und nicht blos aus dem bei dem Geſchäfte gemachten Gewinne zu 

erechnen. 

Auf quittierte Rechnungen und Duittungen, welche gemäß Tarifnunmmer 4b 
des Neichögejeged vom 1. Juli 1881 über Heichäftempelabgaben (int der neuen 
Zertierung vom 3. uni 1885: Web. 17, 281 f.) ber Reichsſtempelſteuer unter- 
Tiegen, finden die VBeltimmungen des bayer. Gebührengejehes über die Gebühren 
von Quittungen in Art. 231 ff. (229 fi.) — keine Anwendung. - 

+), Bu Urt. 233 find im Commentar von Pfaff S. 216 und 217 folgenbe 
jpezielle Fälle behandelt bezw. angeführt: 

a. „Quittungen über Zahlungen aus der Reichskaſſe, welche von bayer. 

Kaſſen auf Rechnung berfelben geleiftet werben (3. 8. aus dem Reichs⸗ 
invalidenfond für Penfionen, aus dem Neichöfeftungsbaufond und foldhe 
zum Vollzug des Reichs⸗Rayon⸗Geſ.) fallen nit unter Art. 231.“ 
Belanntmahung vom 8. Februar 1880: Web. 14, 324. 

b. Bezüglich der Gebührenpflichtigfeit von Quittungen der Gemeinden 
über Vergütungen für Rorfpann- und Fourageleiftungen ift durch 
Min.-E. vom 23. Oktober 1879 (Web. 14, 229; aud Pfaff, Comm. 
©. 216) folgendes beftimmt: „zu den Quittungen der Gemeinden 
über die vom Militär-Werar an biejelben zu leiftenben Vergütungen 
find für gemäß 88 3 und 5 des NReichögefebes über die Naturalleiftungen 
für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Februar 1875 geitellten 
Vorſpann und verabreichte Fourage bie vorjchriftsmäßigen Gebühren- 
marken dann anzuwenden, wenn die Beitellung auf Bertrag beruht 
hat und demgemäß die Vergütung nad) Aftorbpreifen geleiftet wird, 
nachdem folchenfall3 nicht eine dffentliy-redhtliche Verpflichtung, 
fondern ein Brivatrehtsverhältnis der Gemeinde gegenüber 
der ſeriegsverwaltung zu Grunde liegt. 

Dagegen find die bezüglihen Duittungen als gebührenfrei zu ber 
handeln, wenn die Borjpann- bezw. Fourage⸗Beiſtellung auf Requi⸗ 
jition, fohin auf Grund gejeglicher Verpflichtung ftattgehabt hat und 
fonach die Vergütung nad den vom Bundesrat jeweils feftgeftellten 
Sätzen reip. nad dem Durchſchnittspreiſe des Hauptmarktorte3 des betr. 
Lieferungsverbandes erfolgt.” (Vergl. hiezu Art. 235 (233) Ziff. 13 
des Gebührengejeßes.) 

c. Wenn verjchiedene unter ein unb berjelben Gemeindeverwaltung 
ftehende Inſtitute oder Kaſſen ſich Quittungen. oder Beicheinigungen 
auöftellen, fo find diejelben gebührenpflichtig, wenn fi verjchiedene 
juriſtiſche Berjonen oder Nechtsfubjelte einander als zahlungsberech⸗ 
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Art. 232 (230). Die Gebühr des Art. 231 berechnet fih aus 
der abaquittierten Summe oder dem Gejamtgeldwerte der Ratural= 
vergütung jedes einzelnen Geldempfänger® und beträgt: 


von Summen zu 
20 bi8 199 Mark einfhlüffig — Mark 20 Pfennig, 
20 „ 49 „ n — ,„ 89 n 
500 „ 99 „ n 1. — „ 
1000 „ 199 „ „ 2 — 
2000 „ 299 „ „ 


und jo fort von jedem Taufend Mark 2 Dart mehr dergeftalt, da 
jedes angefangene Tauſend für voll gerechnet wird. 


Art. 233 (231). Empfangabejgjeinigungen über Zahlungen, 
durch welche ein Nechtsverhältnis erſt begründet wird, find nicht als 
Duittungen oder Beicheinigungen im Sinne des Art. 231 zu erachten. 


Art. 234 (232). Hinfichtlih der Gebührenpfliht macht es 
feinen Unterjchied, ob die Zahlung auf Grund beionderer Berwilligung 


tigt bezw. verpflichtet gegenüberftehen. Handelt es fi) Dagegen nur 
um veriehienene Geſchaftsabteilungen ein und berjelben vermoͤgensrechtl 
Berfon (3. B. zwiſchen einzelnen Ubteilungen ber Stabtlämmerei- o 

Gemeindelaffe, weldye in größeren Städten eingerichtet find), fo find 
derartige Duittungen ⁊c. gebührenfrei. 

d. Entſch. des Berm.-Ger.- Sehe vom 1. Januar 1880 Bd. 1, Kr zu 
den auf die Öffentliche en- und Kranfenpfiege bezüglicden Ange- 
fegenheiten, für welche die in Art. 3 Biff. 3 bes Gebührenge auf« 
recht erhaltene B mung des Art. 8 des Armengeſetzes Gebühren- 
—2** ewaͤhrt, find außer ben Rechtshandlungen, für welche bie 
Urmenpflege —— —— erſchiene, nur diejenigen een 
pilichtigen Alte echtögeichäfte zu zählen, welche mit ber - 
lichen Armenpflege im inneren Zujammenhange Keen Dierunter !ön- 
nen aber die einer Öffentlichen Armen- und Kranlenanftalt von Ge⸗ 
Ihäftsleuten oder Handwerkern ausgeftellten Duit- 
tungen über Bezahlung für gelieferte Waren ober Wrbeiten nicht 
fubjumiert werben. Die Anwendung des Art. 8 bed Armengeſetzes 
auf ſolche Quittungen ift auch dann eihlofien, wenn ber Dnittungs- 
auöfteller der Quitiungsempfängerin Die Qrittungegebũuhr mittelbar 
durg Zuſchlag zu ſeiner Forderung überb ürdet. 

Hiezu Entich. des Verw⸗Ger.Hofes vom 17. Februar 1882 Bd. 8, 
580: zur Beſchwerdeführung bei Streitfragen über die Gebührenpflid- 
tigkeit der Ouittungen über Zinszahlungen und Kapitalsrüdzahlungen 
aus einer gemeindlichen Depofital- und Hilfslafje ift die betreffende 
Gemeindebehörbe nicht als legitimiert zu erachten, wenn nicht nad - 
der @emeinde mittelbar die Gebühr zur Laſt fällt. 

Dieje Legitimation kann insbefondere nicht aus dem Umftande ab» 
geleitet werden, daß Die Bemeindebehörbe von ber Staatsauffichtöbehörde 
zur gebührenpflichtigen Behandlung fraglicher Duittungen angewieſen 
wurbe. 

e. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 22. November 1889 Bd. 11, 393: 
ſ. oben Anm. 102. 

Bezũglich der Verwendung von Gebührenmarken zu den Ouittungen 

über die Zahlung von Verſicherungspramien aus Gemeinde⸗ und Stij⸗ 

tungskaſſen ſ. Min.-Bel. vom 6. Auguſt 1884 (Web. 16, 673). 


ac) 
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oder vermöge gejeßlichen oder vertragamäßigen Rechtstitels oder auf 
Grund richterlichen Urteils geleiftet wird. 


Art. 235 (233). Gebühren werden nicht erhoben von Quit⸗ 

tungen und Beicheinigungen : 

1) über Beträge unter 20 Mark in Geld oder Geldeswert; 

2) über Tag-, Wochen: und Schichtenlöhne, dann über Akkord⸗ 
verdienft und Fuhrlöhne der Taglöhner und Arbeiter gleicher 
Kategorie ; 105) 

3) über Gagen und fonftige Dienjtbezüge der in 8 38 lit. A 
und B des Reichs-Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 auf: 

eführten, zum aftiven Heere gehörigen Perſonen, jowie der 
edienjteten der Gensdarmerie und der Zollſchutzwache; 

4) der zur Dispofition geftellten oder mit Penſion verabfchie- 
deten Offiziere, Aerzte und Militärbeamten im alle und 
für die Dauer ihrer Heranziehung zum Dienfte, jedoch nur 
Ati der aus ihrer aktiven Verwendung fließenden 

ezüge; | 

5) über Benfionen, Alimentationen, Bräbenden, Stipendien, Er- 
ziehungsbeiträge und Unterftüßungen, deren Jahresbetrag Die 
Summe von 500 Mark nicht überfteigt, dann über Beſol⸗ 
dungen und Funktionsbezüge, deren jährlicher oder einmaliger 
Betrag die Summe von 1000 Mark nicht überfteigt, jofern 
fie felbftändig und nicht neben andermweitigen Gehältern be- 
zogen werden; | 

6) über erhaltene Nachläſſe, dann über Rüdvergütung der vor- 
behaltlich oder irrtümlich einbezahlten Beträge; 

7) über Vorſchüſſe und Abfchlagszahlungen, wofür erſt nad) 
jeinerzeitiger Liquidation eine Tb emliche Quittung oder End- 
auittung auszuftellen ift, infolange fie nicht zur Verrechnung 
gelangen ; 

8) über Kreis⸗, Diftrifts- und Gemeindeumlagen, ſowie über 
Konkurrenzbeiträge, wenn fie auch ala Rechnungsbelege an- 
derer Öffentlicher Kafjen dienen; | 

9) über Zuſchüſſe des Staats an andere Öffentliche Kafjen, wenn 
die Rechnungen der Iebteren mit gebührenpflichtigen Duit- 
tungen verjehen fein müſſen; 10%) 107) 


0°) Was unter Tagelohn und Zagelbüner zu verftehen fei, Darüber ent- 
ſcheidet der Sprachgebrauh und die Ortsüblichleit im einzelnen Galle. Nach 
Fin-Min-E. vom 14. Februar 1890 find Bauamtspaliere, alfo auch Baliere der 
a Bauämter, welche ihre Bezahlung tageweife erhalten, ald Tagelohner 
zu erachten. 

©. Pfaff, Comm. ©. 228. Die unter Ziff. 2 fallenden Quittungen müflen 
aber, um Gebührenfreiheit zu genießen, audy in ber Form ber Tag⸗ und Wochen⸗ 
lohnes⸗ oder Schichtenzettel ausgeftellt werden. 

106, Entſch. des Veriv.-Ger.-Hofes vom 11. März 1884 Bd. 5, 167: eine 
jährlich wiederkehrende Leiftung bes Staats⸗Aerars zur Beltreitung der Negie- 
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10) über Konfurrenzbeiträge einer kirchlichen Stiftung an eine 


andere; 

11) über Schubfuhrlöhne, welhe an Diſtrikts⸗ oder Gemeinde: 
fallen geleitet werden; 

12) über Vergütungen für Heimatloſe; 

13) über alle Barempfänge der Gemeinden 177) aus Staat» oder 
anderen öffentlichen Kaſſen, foferne die Zahlung nicht in⸗ 
folge einer privatrechtlicden Verpflichtung, fondern aus Grün- 
den des Öffentlichen Rechts erfolgt ; 108) 

14) über die den Gefängniswärtern für Verpflegung der Ber: 
bafteten geleifteten Zahlungen; 

15) über Forſtrechtsnutzungen aus den- Staatöwaldungen oder 
desfallfige Geldvergütungen, dann über alle Geld: und 
Naturalbezüge, welche den Gemeindebürgern und fonftigen 
„egugsberechligten als Ausflug des Gemeindeverbandes zu: 
ommen; 

16) über die an die Brandverficherungsanftalten für Gebäude in 
den Landesteilen recht? des Rheins und in der Pfalz ent- 
richteten Werficherungsbeiträge und über die von denjelben 
geleisteten Entjchädigungen ;109) 

17) über Penſionen und Unterjtügungen aus den Emeriten- und 
proteftantiichen Pfarrpenſionsfonds, aus den proteitantifchen 
Pfarr⸗, Unterftühungs- und Pfarrwitwenkaflen, fowie aus 
den Kaſſen der verichiedenen für Penfionierung und Unter» 
jtüßung der öffentlichen Vedienfteten und der Anwälte oder 
deren Relikten beitehenden Vereine und Anftalten; 

18) über Unterftügungen aus den Gewinnanteilen der Verjicher- 
ungsanitalten ; 

19) über Anlauf und Beifuhr von Getreide und anderen Lebens⸗ 
mitteln zur Unterftügung Bedürftiger in QTeuerungsjahren ; 

20) über heimbezahlte Anlehen; 

21) über die Binfen von Anlehen ; 


ausgaben einer Kirche ift als ein Zuſchuß im Sinne bes Urt. 235 (233) Ziff. 9 
des Gebührengeſetzes zu betrachten. Die Quittung hierüber ift Daher unter ber 
bort bezeichneten Vorausſetzung bon ber @ebührenpflicht befreit. 

Jener rechtlihen Eigenkhaft geht eine folche Seiftung nicht ſchon dadurch 
verluſtig, daß ihre Größe nicht nach dem jeweils anfallenden Bedarfe bemeſſen 
iſt, ſondern auf Grund einer Durchſchnittsberechnung für einen beſtimmten Zeitraum 
in fixer Größe verabreicht wird. 

on, Hieher gehören auch die Zufsüfie aus Kreisfonbs, aus Diſtrikts⸗ oder 
Gemeinbelafien an andere Öffentliche Kaflen. Pfaff, Comm. S. 224. Eine ebenba 
angeführte Min.-E, vom 18, Januar 1893 beftimmt, daß „Duittungen ber Ge⸗ 
meinden über Bufchüffe aus dem Fonds für Förderung des Yeuerlöichweiens 
(als einem Staatsfond) gebührenfrei find, dagegen nicht gebührenfrei die Quit⸗ 
tungen ber Feuerwehren über Empfänge aus dieſem Fond. 

8 Vergl. Anm. 104 lit. b Min.E. vom 23. Oktober 1879. 

10%) Vergl. auch Urt. 22 des Hagelverficherungsgejege® vom 18. Yebruar 
1884 (Web. 16, 459). “ 
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22) über Zahlungen der fol. Bank im Bankverkehr; 

23) über empfangene Steuerbeiträge ; | 

24) über Hinausvergütungen der kgl. Verfehrsanftalten an an- 
dere Verfehrsanftalten bei Abrechnungen; 

25) über Beträge, welche von Privaten einbezahlt und nur durch 
Bermittlungs der in Art. 231 erwähnten Kaſſen an die Berech- 
tigten binausvergütet werden; 

26) über Beträg , welche vorbehaltlich des Rüdgriffes an den 
Pflichtigen aus der Staatskaſſe vorgeichoffen werden ; 

27) über den Rüdenpfang von SKautionen ; 

28) über Zinszahlungen und Kapitalgrüdzahlungen aus öffent» 
lichen Sparkaſſen; 

29) über Apanagen der Mitglieder des kgl. Hauſes, ſowie über 
die denjelben nach Art. VII des Geſetzes über die Feſtſetzung 
einer permanenten Civillifte vom 1. Juli 1834 gebührenden 
jonftigen Bezüge aus der Staatskaſſe. 10) 


Art. 236 (234). Wer in der Abficht die Gebühr zu binter- 
ieben, gegen eine Zahlung von 20 Mark oder darüber mehrere, auf 
eträge unter 20 Darf lautende Quittungen ausftellt, unterliegt 
einer Gelditrafe, welche dem zehnfachen Betrage der Hinterzogenen 
Gebühr gleichfommt, mindeften® aber 10 Mark beträgt. 


V. Titel. 
Berfiherungspverträge. 


Urt. 237 (244).111) Urkunden (Bolicen) von Verſicherungs⸗ 
anftalten über Lebens⸗ und Leibrentenverficherungen unterliegen, * 


110) Die in Art. 235 aufgeführten Fälle find als ausſchließend zu be- 
trachten, die Hier erfolgte Aufzählung tft eine vollftändige unb finb biefe Fälle als 
Ausnahme von der Regel ftrenge zu interpretieren. 

Vergl. auch noch Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 4. Dezember 1880 
Bd. 23, 279; |. oben Anm. 102 Abſ. 2 ©. 440, 


m) Bu Art. 237 |. Pfaff, Comm. S. 226 und 227; ferner Entfcheibung 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 14. Dezember 1880 Ob. 3, 332: die Gebührenpflichtig- 
feit der Urkunden (Bolicen) von Berficherungsanftalten über Leibrentenverficherungen 
im Sinne bes Art. 287 (244) bes Gebuhrengeſetzes ift Iebiglich dadurch bedingt, 
daß dieſe Urkunden von einer Unftalt berrühren, zu beren @eichäftsbetrieb Die 
Annahme von Leibrentenverficherungen gehört, und daß fie auf eine in Bayern 
wohnhafte oder ftaatsangehörige Perſon lauten. 

Ob im übrigen durch die Statuten ber betr. Berjicherungsanftalt ber 
juriftiiche Begriff der Leibrentenverficherung, wie ihn bie einzelnen in Bayern gel- 
tenden Civilrechte feititellen, nach allen Richtungen vollkommen gebedt wirb, ift 
auf die Anwendbarkeit ber angeführten Geſetzesbeſtimmung ohne Kinfluß. 

Der Umitand, da eine Verficherungsanftalt auf ae eh beruht, ift. 
nicht geeignet, einen Anſpruch auf Befreiung von der gejeglichen Gebührenpflich- 
tigleit dee Verjicherungsverträge zu begründen. 
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ferne fie fi) auf in Bayern wohnhafte oder ftaatsangehörige Per- 
jonen beziehen, einer Gebühr zu 2 vom Tauſend der verjicherten 
Summe. 

Hit die Lebensverſicherung auf beftimmte Zeit abgejchlofien, fo 
beträgt die Gebühr für jedes Jahr oder den Bruchteil eines folchen 
ein Sehnteil der Gebühr für eine Verficherung auf Lebenszeit von 
derfelben Höhe, jedoch nicht mehr als 2 vom Taufend der verficherten 
Summe. 

Bei Nentenverficherungen ift der Kaufpreis, in Ermangelung 
eines folchen aber der zehnfache Betrag der Rente als Berficherungs- 
fumme anzunehmen. 

Wird bei einer Verficherung während der Dauer berfelben eine 
Aenderung der Beitimmungen des urjprünglichen Vertrages vorge- 
nommen, jo wird die für die frühere Urkunde nachweislich entrichtete 
Gebühr an der Gebühr für die neue Urkunde angerechnet. 


Art. 238 (245). Feuerverſicherungsverträge unterliegen, ſo⸗ 
ferne fie ſich auf in Bayern befindliche Gegenſtände oder bayeriſche 
Schiffe beziehen, für jedes Jahr der Verficherungsdauer einer Gebühr 
zu Yo vom Tauſend der verficherten Summe. Hiebei fommen Bruch- 
teile eines Jahres in der Weife in Betracht, Daß für jedes ange- 
fangene halbe Jahr die Hälfte der Gebühr zu entrichten ift. 

Prolongationen find in Bezug auf die Gebührenpflicht wie neue 
Verträge zu behandeln. 

Der Mindeftbetrag der Gebühr ift 10 Pfennig. 


Art. 239 (246). Bon der Gebühr find befreit: 112) 


1) Berficherungen von Bedienfteten und Arbeitern gegen die 
bei dem Betriebe von Gewerben herbeigeführten Tötungen 
und Körperverlegungen; 

2) die Verficherungen gegen Brandfchaden bei den Brandver- 
fiherungsanftalten für Gebäude in den LQandesteilen rechts 
des Rheins und in der Pfalz; 

3) Rücverficherungen. 


Art. 240 (247). Die Entrihtung der Gebühr obliegt dem 
Berficherten. 


Siehe auch Min.-Bel. vom 25. September 1879 (eb. 18, 765) über Die 
Gebühren von Berficherungsverträgen ; Biegu die Min.-Bel. vom 6. Auguſt 1884 
über Die Verwendung von Gebührenmarfen zu ben Quittungen über bie Hahlung 
von Verfiherungsprämien aus Gemeinde- und Stiftungskaſſen (Web. 
16, 673); ferner Min.E. vom 19. November 1879 (Web. 14, 263) über die Ge- 
bühren von Berficherungsverträgen. 


m) Giehe Biezu 8 3 ber in vorftehender Anm. 111 cit. Min.-VBel. vom 

25. September 1879, nach welcher ergeht nur die Lebens- unb die Leib- 
venten-Berjiherungen, fowie bie Feuerverſicherungen der Gebühren- 
— unterliegen (Web. 13, 766 f und 767 Anm. 4). Siehe ferner . bes 
—— vom 18. Juli 1891 Bd. 18, 185 bezügl. Abſ. 2 des Art. 288. 
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Die Erhebung erfolgt für deſſen Rechnung durch Vermittelung 
der Verficherungsanftalten, welche verpflichtet find, vorbehaltlich des 
Nüdgriffes gegen die Verficherten, die Gebühren bezüglich aller von 
ihnen abgefchlofjenen Verficherungsverträge auf Grund periodifcher 
Nachweiſungen an die Staatskaſſe im ganzen abzuführen. 

Auswärtige Verficherungsanftalten find gehalten, nach näherer 
Unordnung der Staatsregierung einen oder mehrere Generalbevoll: 
mädhtigte aufzuftellen, mit denen die Abrechnung zu pflegen ift. 

Die näheren Bollzugsbeftimmungen hierüber erläßt die Staats⸗ 
regierung.118) 

Zu der rechtzeitigen Vorlage obiger Nacdjweifungen können die 
erwähnten Verſicherungsanſtalten bezw. deren Generalbevollmächtigte 
nötigenfall® durch Androhung und Verhängung von Zwangsſtrafen 
bis zu 300 Mark angehalten werden. | 

Art. 241 (248). Werben in einer nach Art. 240 vorgelegten 
Nachweiſung die für den betr. Zeitabjchnitt zu entrichtenden Gebühren 
gar nicht oder in einem zu geringen Betrage nachgewiefen, jo verfällt 
jede für die richtige Wufitellung der Nachmweilung verantwortliche 
Perſon in eine Gelditrafe im fünfundzwanzigfachen Betrage der zu 
wenig nachgewiefenen Gebühren, mindeitens aber von 100 Marf. 

Sit jedoch anzunehmen, daß eine Gebührenhinterziehung nicht 
habe verübt werden können oder nicht beabfichtigt gemejen jei, jo tritt 
nur Ordnungsſtrafe bis zu 30 Mark ein. 

Die Berficherungsanftalt ift für die Entrichtung der feitgejehten 
Strafen ſubſidiariſch Baftbar. 

Art. 242 (249). Für die hei dem Inslebentreten des Geſetzes 114) 
in Kraft befindlichen Feuerverſicherungen beginnt die Gebührenpflicht 
mit der nächſten Prämienzahlung oder der nächſten Prolongation.115) 


VIII. Sbteilung. 
Gemeinfame Beftimmungen. 


Urt. 252 (259). Infoweit das Gejeh einem Verwandtſchafts⸗ 
verhältnifje Einfluß auf die Gebührenpflicht einräumt, macht es keinen 
Unterfchied, ob dasſelbe durch eheliche oder erweislich anerfannte außer- 
eheliche Zeugung, duch Arrogation, Wdoption oder Einkindſchaft be- 
gründet ıft.110) 


1, Dieſe find enthalten in der vorftehenb angerü tten Min.-Bel. vom 
25. September 1879 (Geſ./ und Berorbn.-Bl. 1265; Web. 13, 765—769; Bamb. 
15, 2. Abt. ©. 636). 

10 d. h. am 1. Oktober 1879. 

a9) Zebensverficherungd-Policen, welche vor bem 1. Dftober 1879 ausge» 
ftellt wurden, find nicht gebührenpflichtig. Bfaff, Comm. zu Art. 242 ©. 281. 

u) Vergl. hiezu Urt. 4 des Erbichaftäftenergefeges vom 18. Auguſt 1879 
(Web. 18, 233). 


448 8 88. Das bayer. Geſetz Über bad Gebührenweſen vom 18. Auguft 1879. 


Auf ein die Gebühr minderndes Verhältnis, welches zufolge 
eines richterlichen Erfenntnifje® oder eines Vertrages ſchon vor dem 
Anfalle der Gebühr zu beitehen aufgehört Hat, darf nicht zurüd- 
gegangen werden. 

Art. 253 (260). Wo das Geſetz für den Anſatz der Gebühr 
einen Spielraum gewährt,117) hat die Behörde innerhalb desfelben den 
Gebührenſatz unter Berüdfichtigung des Umfanges und der Schwierig- 
feit der Sache, der Bedeutung derjelben für das bürgerliche Neben 
und der Leiftungzfähigkeit des Pflichtigen zu beftimmen. 

Die Staatsregierung ift ermächtigt, hierüber nähere Vollzugs⸗ 
Vorschriften zu erlaffen.118) 

Art. 254 (261). In allen Fällen, in welchen für die Partei 
ein Rechtsanwalt 119) Handelt, ift für die Entrichtung der Gebühren, 
Auslagen und desfallfigen Vorjchüffe nicht der Anwalt, fondern die 
von ihm vertretene Bartei verhaftet, wenn nicht der Anwalt ausdrüd- 
fih die Zahlung für die Partei übernommen Hat. 

Art. 255 (262). Für die Erledigung des Erſuchens einer 
nichtbayerifchen Behörde in Angelegenheiten, auf welche dag Reichs⸗ 
Gerichtöfoftengejeg Teine unmittelbare Anwendung findet, kommen, 
wenn eine Amtshandlung vorgenommen wird, für welche befondere 
Gebühren gejetlich bejtimmt find, diefe Gebühren zur Erhebung. Die 
Staatsregierung ift jedoch ermächtigt, für ſolche Fälle ausnahms- 
weile auch andere Gebührenſätze zu beitimmen. 

Sit um die Vornahme fonftiger Amtshandlungen erfuht, jo 
werden Gebühren nicht erhoben, wenn die Gegenfeitigfeit verbürgt ift. 
Iſt dies nicht der Fall, jo fünnen bejondere Gebühren erhoben werden, 
deren Sätze die Staatöregierung beftimmt. 

In allen Fällen find die mit der Erledigung des Erſuchens 
verbundenen baren Auslagen zu eritatten. 

Die Vornahme der Amtshandlung kann von der vorgängigen 


7) Vergl. hiezu Art. 92 Abi. 3; 93 Abſ. 2; 101 Abſ. 3; 103; 105; 107; 
110 giff. 2; 1656 Ziff. 2 mit 166 (Beichfüffe von RBermwaltungsbehörden und 
Stellen); 184 und 185 Biff. 2, 3 und 4 bes Gebührengeſetzes. 

10) Vergl. hiezu 8 5 der Verordn. vom 20. September 1879 (Web. 13, 
673; Gej.- und Berordn.-Bl. 1195): „Wo das Geſetz für den Anſatz der Gebühr 
einen Spielraum gewährt, hat die Behörde die Enticheibung über den von ihr 
nad) Maßgabe des Art. 253 (260) des Geſetzes über das Gebührenweſen zu be= 
Fimmenben Betrag in ben gebührenpflichtigen Beſchluß mit aufzunehmen ober 
gen na alüihen Beurkundungen, Beugniffen, Auszügen, Abſchriften 2c. am Rande 

eizujegen. 

Speziell für abminiftrative Gegenftände fiehe hiezu Min.-E. vom 20. Ja⸗ 
nuar 1883 (Web. 16, 97). 

m, Dieſe Beitimmung bezieht fi nur auf Nechtsanmälte, nicht auf an⸗ 
dere PBarteivertreter oder auf Agenten, Kommiſſionäre, jog. Rechtskonſulenten zc. 
— u 65 der Vollz.⸗Inſtr. zum Gebührengefeh vom 21. September 1879 

eb. 18, 
Vergl. oben Anm. 63 zu Urt. 191. 
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Erlage eined zur Dedung der Koſten Hinreichenden Vorſchuſſes ab- 
hängig gemacht werben. 

Die beitehenden Vereinbarungen mit anderen Staaten merben 
hiedurch nicht berührt. 

Art. 256 (263). In Angelegenheiten, auf welche das Reichs⸗ 
Gerichtzkoftengejeß feine unmittelbare Untvendung findet, kann gegen- 
über Berfonen, welche in Bayern nicht ihren ftändigen Wohnfig 
haben, bei Anträgen auf Einleitung eines amtlichen Verfahrens oder 
Vornahme einzelner AUmtshandlungen, dringende Fälle ausgenommen, 
jede amtliche Thätigkeit in der Sache jelbft von der vorgängigen Er- 
lage eines zur Dedung der hiemit verbundenen Gebühren und Aus⸗ 
lagen hinreichenden Vorſchuſſes abhängig gemacht werden, auch wenn 
diefelben von einem bayerijchen Rechtsanwalte vertreten find. 

Notare, welche von diejer Befugnis feinen Gebrauch machen, 
haften dem Staate perſönlich für die ermwachienen Gebühren, vorbe- 
haltlich ihres Regreſſes an Die zahlungspflichtige Partei. 

Auch ift die Staatöregierung ermächtigt, in den in Abi. 1 be- 
zeichneten Angelegenheiten gegenüber Ausländern bejondere, von gegen 
wärtigem Geſetze abweichende Gebührenjäbe zu beftimmen und für 
Alte, welche an fich gebührenfrei wären, die Erhebung von Gebühren 
zu berordnen. 


Art. 257 (264). Für die Aufbewahrung der bei den Gerichten 
oder gemäß Art. 76 Abi. 3 des Gejebes zur Ausführung des Neich?- 
Gerichtsverfafjungsgejehes bei der fgl. Bank oder anderen Kafjen des 
Staates binterlegten Gelder und Wertpapiere fünnen bejondere Ge- 
bühren (Depofitalgebühren) erhoben werden. 

Die Gebührenjäge werden durch kgl. Verordnung beftimmt.120) 


Art. 258 (265). Die Erhebung und Ablieferung der bei den 
Gerichten anfallenden Gebühren und Auslagen, Geldftrafen und fon- 
jtigen dem Staate zu verrechnenden Geldbeträge erfolgt unter der 
Aufſicht der Finanzbehörden nach Maßgabe der von der Staats⸗ 
regierung hierüber zu erlaffenden näheren Beitimmungen. Die Be- 
jorgung dieſer Gefchäfte kann den Gerichtsjchreibern übertragen werden. 

Den Notaren Liegt rüdfichtlich der von ihnen behandelten Ge⸗ 
Ihäfte die Erhebung und Ablieferung der für den Staat zu verrech⸗ 
nenden Gebühren unter Aufficht der Finanzbehörden ob. Die Rüd- 
ſtände überweifen fie an das Nentamt zur Beitreibung. 


ac) Dies ift geſchehen durch Verordn. vom 17. Dezember 1882 über bie 
Erhebung der Depofitalgebühren (Web. 16, 60; Bamb. 19, 807; Geſ.⸗ und 
Berordn.-Bl. 599). 

Unter Wertpapieren im Sinne des Art. 257 1. c. find alle Urkunden zu 
verftehen, welche einen Geldwert repräfentieren, fo 3. 8. Bankſcheine, Sparkaſſen⸗ 
bücher oder Sparlaffenicheine und andere Originalſchuldverſchreibungen; vergl. 
s 2 ber Verordn. vom 8. September 1879 über das Depoſitenweſen (Web, 13, 

06). ©. Näheres hierüber Pfaff, Comm. zu Art. 257 ©. 239 Nr. 2 bis 6. 
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Im übrigen werben die Vorjchriften über Erhebung und Ber- 
rechnung der anfallenden Gebühren und Auslagen, jowie über Die 
Führung und Revifion der Gebührenregifter, über das Verfahren bei 
Aufnahme und Beſcheidung der Revifionzprotofolle, dann bei Streit: 
fragen und Beichwerben, Tormeit dasſelbe nicht geſetzlich geregelt ift, 
und über die Abrechnung mit den Rentämtern von der Staatsregierung 
erlaffen.121) 

Art. 260 (267). Die Beitreibung rüdjtändiger Gebühren und 
Auslagen des Staates erfolgt durch die Nentämter im Wege Des 
admintftrativen Zwangsvollzuges. 

Durh kgl. Verordnung kann das Vollſtreckungsrecht aud) 
anderen Verwaltungsbehörden eingeräumt werden.122) 

Die Mitwirkung der Rentämter bei der Beitreibung rückſtändiger 
Geldſtrafen wird gleichfalls durch kgl. Verordnung geregelt.12®) 


‚....) Hiezu |. Verordn. vom 20. September 1879: die Ausführung bes 
zrihngerichtötoftengeießes und bes Geſetzes über das Gebührenweien (Web. 18, 
572 ff.); Min.-Bel. vom 21. September 1879: Inſtruktion zum Bollzug ber 
nannten beiden Geſetze (ee 13, 641 ff.) und Min.-Vel. vom 24. tem 
1879, über nu Koftenweien in gerichtlihen Strafiahen (Web. 18, 736 ff. und 

nm. 1). 


”) Hiezu beflimmt 8 14 der Berorbn. vom 20. September 1879 Gen. 18, 
575): Auf Grund des Art. 260 (267) des Gebührengejege räumen Wir ben- 
jenigen Behörben, welche ärarialiihe Gebühren und Auslagen zu verrechnen und 
ihre Rückſſtaͤnde nicht an die kgl. Nentämter zur zwangsweilen Veitreibung zu 
überweilen haben, das Vollſtreckungsrecht ein. 

) Bu Urt. 260 (267) ift noch Hinzumeiien auf dad Reichsgeſetz vom 

9. Juni 1895 über den Beiftand bei —A von Abgaben und Vollſtreckung 

— Bermögenäftrafen Reichs⸗Geſ.⸗Bl. S. 256), welches in 88 1 und 2 folgendes 

mmt: 

5: Die Behörden verichiebener Bundesftaaten haben einander auf Er- 

ſuchen Beiftand zu leiften: 

1) Zum Bwede der Erhebung und Beitreibung 

8. ber Hölle, ber in bie Reichskaſſe fließenden Steuern und ber Uebergangs- 
abgaben; 

b. ber für einen Bundesftaat, für politifche, Kirchen- und Schulgemeinden, 
jowie für weitere fommunale und Tirchliche Verbände einzuziehenden 
öffentlichen Wbgaben; 

c. jonftiger öffentlicher Abgaben, einfchließlich ber Beiträge an öffentlich 
rechtliche Verbände, Genofienichaften und Unftalten, ſoweit dieje Ab⸗ 
gaben oder Beiträge nach Neichd- ober Landesrecht in derſelben Weiſe 

et werben, wie bie unter b bezeichneten Abgaben. 

2) Bum Bwede ber Durchführung des Verwaltungdftrafverfahrend wegen Zu- 
widerhanbfungen gegen die Borfchriften über die Erhebung ber in Nr. 1 
bezeichneten Abgaben und Gefälle. 

8) Zum Zwecke der Vollſtreckung von Bermögenäftrafen, welche gemäß 8 453 
der Str.⸗Proz. Ordn. durch polizeiliche Verfügung (oder gemäß g.0 der 
Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 durch Veſcheid eined Seemanns- 
amtes) feſtgeſetzt worden find. 


u... „Anter die Beftimmungen der Nr. 1 b und c fallen auch bie durch ein ge- 
richtliches oder Berwaltungsverfahren entitandenen Gebühren und Auslagen, 10» 
weit nicht 8 99 des Gerichtsfoftengejeges Anwendung findet. 
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Urt. 261 (268). Den Behörden und Stellen ift unterfagt, die 
Umfchreibung des Erwerbs» oder Beſitztitels über Liegenfchaften oder 
greichgenchtete Rechte in den Steuerfataftern, Hypotheken⸗ oder Grund» 

üchern eher vorzunehmen, als der Nachweis über die Entrichtung 
oder Hinterlegung der treffenden Gebühren vorgelegt ift. 

Art. 262 (269). Durch fgl. Verordnung kann beftimmt werben, 
daß und welche in die Staatskaſſe fließende Gebühren außer den im 
Geſetze bejonders bezeichneten Fällen durch Verwendung von Gebühren: 
marfen zu entrichten find. 

Das Staatäminiftertum der Finanzen ift ermächtigt, Vorfchriften 
über die Anfertigung und den Verkauf, ſowie über die Zeit und Art 
der Verwendung Dieter Marken zu erlaffen und zugleich zu bejtimmen, 
unter welchen Vorausſetzungen die nicht in vorgeichriebener Weije ver: 
wendeten Gebührenmarten als nicht verwendet angejehen werden.120) 


Art. 263 (270). Deffentliche Beamte oder Bedienftete, welche 
die vorgeichriebene Verwendung der normalmäßigen Gebührenmarken 
zu gebührenpflichtigen Schriftftüden unterlaffen, verfallen, injoferne 
die Unterlajjung nicht in irriger Auffaffung der beftehenden Vor⸗ 
Schriften ihren Grund hat, in eine Geldftrafe, melche dem zehnfachen 
Betrage der nicht verwendeten Gebührenmarken gleichlommt. 

Erheben diefelben von einer Partei die Gebühr, ohne die vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Gebührenmarfen zu vertvenden, fo unterliegen fie, ſo⸗ 
ferne fein höher ftrafbares Reat vorliegt, einer Gelditrafe im zivanzig- 
fachen Betrage der erhobenen Gebühr. 

Art. 264 (271). Wer Gebührenmarken um höheren Preis als 
ihren Nennwert verfauft oder eine höhere Vergütung dafür ın Anſatz 
bringt, verfällt in eine Geldftrafe von 20 bis 60 Marf je nach der 
Größe des unerlaubten Gewinnes. 

Jede BVerfehlung gegen die Vorjchriften über die Zeit oder 
Art der Verwendung von Gebührenmarfen wird, foferne gejetlich nicht 
eine ftrengere Strafe verwirkt ift, mit Ordnungsſtrafe bis zu 30 Mart 
geahndet. 

Art. 265 (272). Die Einziehung der Gebühren erfolgt unab- 
hängig von der Beitrafung. 

Art. 266 (273). Die Zuftändigfeit und das Verfahren bei 
fteafbaren Zumwiderhandlungen gegen die Beitimmungen des gegen 


8 2. BVerpflichtet zur Gewährung des Beiftandes find, foweit nicht landes- 
rechtlich befondere Beftimmungen hierüber beftehen, diejenigen Behörben, welche 
u Handlungen der beantragten Art in ben: entiprechenden Geſchäftskreiſe ihres 

ates berufen find. Fehlt e8 an einer hienach verpflicgteten Behörde, jo haben 
bie Zandesregierungen folche zu beftimmen. 

124) Siehe Verordn. vom 15. September 1879 über die Verwendung von 
Gebührenmarten (Web. 13, 559) und Min.Bek. vom 17. September 1879 gleichen 
Betreffs (Web. 13, 562 ff.); ferner Min.-Bel. vom 19. Februar 1882, „die Aus⸗ 
gabe neuer Gebührenmarken betr.“ (Web. 15, 604 f.). 
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mwärtigen Gejeges und der Vollzugsvorfchriften zu demſelben richtet 

fich, vorbehaltlich der Beitimmung in Art. 152, nach den Vorfchriften 

Fi Heichö-Gerichtäverfatfungsgefehes und der Reichs⸗Strafprozeß⸗ 
rdnung. 

Hinfichtlich des Verfahrens im Verwaltungswege finden die Be- 
ftimmungen in Art. 86, 87 Abſ. 1, Urt. 88 Abſ. 1, Art. 89 Abſ. 1 
bis 3, 5, Urt. 90, 91, 92 Abi. 2 des Geſetzes zur Ausführung der 
Neich3-Strafprozeßordnung entjprechende Anwendung mit der Rob 
gabe, daß an Stelle der Zollbehörden hier die Rentämter und, ſo⸗ 
weit Pflichtwidrigfeiten 126) öffentlicher Beamten und Bebienfteten, mit 
Ausnahme der Gericht3vollzieher, in Frage ftehen, die vorgeſetzten Be⸗ 
hörden zu treten haben. 


Art. 267 (274). Nüdftändige Gebühren und Auslagen er- 
Löfchen, vorbehaltlich der Vorſchrift in 8 5 des Reichs⸗-Gerichtskoſten⸗ 
gejehes, nad) Maßgabe der Beitimmungen in $ 32 des Finanzgeſetzes 
vom 28. Dezember 1831, welche auch auf die Pfalz entfprechende 
Anwendung finden.127) 


198) Diezu ſ. Rin.-Bel. vom 21. Oktober 1879: „ba8 Berfahren im Ber- 
waltungswege bei Kuwiderhandlungen gegen die Borfchriiten über das Gebühren- 
weien und die Erbichaftäfteuer betr.“ (eb. 14, 227 f.). 

120) Siehe hiezu Min.E. vom 6. Mai 1882 (Web. 15, 687 f.), welche 
ausfpricht, daß unter den „Bflihtwidrigfeiten Ööffentlihder Beamten 
und Bebienfteten“ im Sinne Des Art. 266 (273) Abi. 2 des Gebührengeſetzes 
nur Berfehlungen gegen jene Beftimmungen bed gedachten Geſ und ber biezn 
ergangenen Vollz.⸗Vorſchr. zu verftehen find, welche den betr. Beamten und Be- 
bienfteten als ſolchen befondere Rerpffihtungen auferlegen, z. B. Urt. 263 (270) 
bes @ebührengejebed, 8 4 Ubi. 2—4, dann 85 Ubi. 1, 8 6 Abi. 1 der Bekannt⸗ 
Wqun vom 17. September 1879, „Die Verwendung von Gebührenmarken betr.“ 
(®ej.- und Verordn.Bl. 1173). 

Inſoweit daher eine Qumiberdanblung gegen allgemeine, au für Die 
übrigen Unterthanen geltende Normen, fo beiſpielsweiſe gegen Urt. 226 (224) ober 
Art. 246 (263) des Öebührengejepes in Frage fteht, wird Die rentamtliche Zu- 
ftändigfeit zur Strafeinjchreitung dadurch nicht ausgeichloffen, daß ber Veſchuldigte 
etwa ein Semeinbebeamter ift und als Organ der betr. &emeinde ge 
handelt Hat. 

7) Siehe Web. 3, 571: Bom 1. Dttober 1830 an und in gleicher Weiſe 
[ir bie Bufunft erlöfchen die verfallenen Staatögefälle und andere an die Staats 
aflen geichuldeten Zahlungen, wenn ſolche während dreier aufeinander folgender 
Sn nicht eingefordert, und im Falle zeitlicher Uneinbringlichteit da, wo bie 

uldnner hypothelarifche Sicherheit zu geben vermögen, zum Eintragen im Hypo⸗ 
thelenbuche angemeldet worden find. 

gr Plenarbeſchluß des oberften Gerichtähofes vom 9. März 1848 beziehen 
fih die Beitimmungen bes vorftehenden 8 31 nur auf Forderungen, zu deren 
Behtung, Die Kal afjeg bereit3 angewieſen find. Vergl. hiezu Pfaff, Comm. 


an dene N hiezu Entſch. bes Verw.Ger.Hofes vom 19. Januar 1891, 
. 13, 199: 

Anſprüche auf Rüderfag der von einer Gemeinde ungejchuldet bezahlten 
Gebühren können nur dann Berückſichtigung finden, wenn jie innerhalb einer 
Praͤkluſivfriſt von drei Jahren nach dem Zahlungstage geltend gemacht wurden. 
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Ansprüche auf Rüderjag bezahlter Gebühren oder Auslagen er- 
löſchen nach drei Jahren. Der Lauf der Verjährungsfrift beginnt 
mit dem Zahltage, foferne der Rückerſatzanſpruch nicht erft ſpäter ent- 
ftanden iſt. 

Gegen die eintretende Erlöfchung findet eine Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand nur zu gunften minderjähriger phufiicher Per—⸗ 
onen ftatt. 

‚Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die Vor⸗ 
ſchriften des gegenwärtigen Gejeges und der Vollzugsvorjchriften zu 
demſelben verjährt in drei Jahren; die Vollftredung der rechtskräftig 
außgeiprochenen Strafen verjährt in fünf Jahren. | 


IX. &Sbteilung. 


Schlußbeftimmungen. 


Art. 268 (275). Das Torftgele vom 28. Mai 1852 erleidet 
nachftehende Aenderungen: 

1) Art. 55 Ab). 2 erhält folgende Faſſung: 
„Tür Werts: und Schadenserjag, jowie für Auslagen 
baften fie famtverbindlich.“ 

2) In Art. 67 ift der zweite Sab: 
„Das Koftenregulativ ift im Verordnungswege zu erlaſſen“ 

zu ftreichen. 


Art. 272 (279). Gegenmwärtiges Geſetz tritt gleichzeitig mit 
dem Reich3-Gerichtäfoftengejege im ganzen Umfange des Königreich? 
in Kraft. Von dieſem Zeitpunfte an En alle älteren Geſetze und 
Verordnungen über Taren:, Stempel» und Einregiftrierungsgebühren 
aufgehoben, foweit fie nicht im gegenwärtigem Geſetze aufrecht er- 
halten find. 

Insbeſondere treten außer Kraft: 

1) alle älteren Tarregulative für bürgerliche Rechtsftreitigfeiten 
und Straflachen, ſowie die Tarordnung in Bezug auf das 
Emiggeld:Inftitut in München ; 

2) die geheime Kanzlei-Tarordnung vom 24. Januar 1759; 

3) die Verordnung vom 5./18. Januar 1802, die Abichaffung 
der Vergleichstaxe betreffend; 

4) die Verordnung vom 9. März 1808, die Taren der Adel⸗ 
ſtands⸗Erhebungen betreffend ; 

5) die 88 50, 51 des Ediktes über die Lehenverhältnifjie vom 
7. Juli 1808 mit den bezüglichen Beftimmungen in Ziff. 2, 
3 des Gejehes vom 15. Auguft 1828, die Reviſion des 
Lehen⸗Ediktes betreffend; 

6) die Beftimmung über die Immatritulationsgebühren in Abſ. 4 
der Verordnung vom 22. Mai 1812, die Adelsmatrikel 
betreffend; 
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7) die Stempelordnung vom 18. Dezember 1812; 

8) Dad Regulativ für die Taren und Stempelgebühren ir 
Hypothekenſachen vom 26. April 1824; 

9) cas ne vom 11. September 1825, die Stempelordnung 

etreffend; 

10) 8 6 des Geſetzes vom 15. Auguft 1828, die Militärgerichts- 
barfeit in bürgerlichen Rechtsjachen betreffend; 

11) das Geſetz vom 28. Mai 1852 über die Tarregulative für 
die Verhandlungen der nichtitreitigen Rechtspflege, ſowie Der 
inneren, dann der Polizei und Finanzverwaltung; 

12) Art. 14 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes vom 1. Yulı 1856, Die 
Abgaben von Bergwerken diesſeits des Nheins betreffend; 
13) Urt. 106 des Geſetzes vom 10. November 1861, das 

Notariat betreffend; 

14) Urt. 25 des Geſetzes vom 10. November 1861, die Bus 
fammenlegung der Grundſtücke betreffend; 

15) Art. 83 des Geſetzes vom 10. November 1861, die Ein⸗ 
führung des allgemeinen deutſchen Handelsgejegbuches be= 


treffend ; 

16) Art. 70 des Geſetzes vom 10. November 1861, die Ge⸗ 
richtsverfaffung betreffend; 

17) —* Ziff. U Nr. 1 des Landtagsabſchiedes vom 10. Juli 

— 

18) das Geſetz vom 21. Juni 1870, einige proviſoriſche Ber 
ftimmungen über die Tar- und Stempelgebühren in bürger- 
lihen Rechtsſachen betreffend, nebit dem Geſetze über beiien 
proviforifche Fortdauer vom 29. Dezember 1873; 

19) das Gefeh vom 8. November 1875, Abänderung der Tar- 
und Stempelgejeße betreffend; 

20) dag Geſetz vom 17. Februar 1878, die Abänderung der 
Tarxgeſetze in den Landesteilen rechts des Rheins betreffend. 


Art. 273 (280). Die befonderen Abgaben, welche unter dem 
Namen „Srrenhaustaren“ in einem Zeile Oberfranfend noch zur Er: 
bebung gelangen, werden aufgehoben. 


Art. 275 (283). Buftändigkeit und Verfahren bei Streitfragen 
über die Anwendung der Beitimmungen der in Art. 272 erwähnten 
Geſetze und Verordnungen bemißt fich nach den bisherigen Vorfchriften. 

Bei Hinterziehungen kommen Hinfichtlich des Verfahrens im 
Verwaltungswege die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes zur 
Anwendung. 

Die in Art. 10 Ziff. 29, 30 des Geſetzes vom 8. Auguſt 
1878, die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes und das Ver: 
fahren in Verwaltungsrechtsſachen betreffend, enthaltenen Vorſchriften 
über die Zuftändigfeit des Verwaltungsgerichtshofes zur Beſcheidung 
von Beichwerden in Gegenftänden der Tarpflicht auf Grund des Zar: 
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geieged vom 28. Mai 1852 und der hier einfchlagenden Beftimmungen 
des Gejeßes vom 8. November 1875, Wbänderungen der Tar- und 
Stempelgejege betreffend, dann der Stempelpflicht auf dem Gebiete der 
nichiftreitigen Rechtspflege, fowie der innern, dann der Polizei⸗ und 
Finanzverwaltung treten nicht in Wirkſamkeit. 


Art. 276 (284). Iſt in Spezialgefegen oder Verordnungen in 
Bezug auf Taren und Stempelgebühren auf eines der in Art. 272 
aufgehobenen Gejege verwiejen, fo kommen ftatt der bisherigen Be- 
jtimmungen die ent|prechenden Vorschriften des gegenwärtigen Gefebes 
in Anmwendung.12®) 








28) Zum Schluffe ift noch zu bemerken, daß in Bezug auf die Tragung 
der Koften bed Verfahrens, ſowie ben Erſatz der ausgelegten Gebühren, des⸗ 
leihen ben Erſatz der auf Seite der Gegenpartei entitandenen Koften in ben 
Sreitigen Berwaltungsiachen die Beftimmungen ber 88 87 ff. der Civilprozeß⸗ 
ordnung analog zur Anwendung kommen. 

Siehe hiezu folgende Enticheidungen bes Verwaltungsgerichtshofes: 

a. Entſch. vom 80. März 1885 Bd. 4, 893: Der gemäß Urt. 21 Abi. 3 
bed Geſetzes über den Berwaltungsgerichtöhof im Verwaltungsrechtsver⸗ 
fahren mit jedem Endbeicheibe zu verbindende VBeichluß über den Koften- 
punkt hat jämtliche Beftanbteile der in jenem Verfahren ertvachjenen Streit 
toften, insbeſondere auch die den Parteien erlaufenen Koften zu umfaflen. 

Der allgemeine prozefjuale Rechtögrundfapg, daB ber Siege in 
einem Prozeſſe ein Necht darauf erwirbt, für den ihm zur Rechts⸗ 
verfolgung notwendig geweienen Aufwand von dem unterlegenen Gegner 
Schadloshaltung zu erlangen, hat auch im vermaltungsrichterlichen 
Berfahren Anwendung zu finden. Unter jenem Aufwande find insbe 
fondere auch die dem Sieger erwachjenen Anwaltskoſten begriffen. 

b. Entid. vom 19. Uuguft 1881 Bd. 3, 246 |. oben Anm. 71 zu Art. 194. 

c. Entſch. vom 26. September 1882 Bd. 4, 170: Die Koften eines nach 
Art. 7 Abſ. 2 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878, „die Errichtung des 
Berwaltungdgerichtähofes 2c. betr.“, burchgeführten Verfahrens find auch 
dann, wenn die Borenticheidung zu Unguniten des Beamten erfolgt, in 
der Regel, joweit nicht beſondere Berhältniffe eine Ausnahme bedingen, 
dem Antragjteller als veranlaffendem Teile zu überbürden, welchem e3 
überlaffen bleibt, bieje Koften im alle Obfiegens in der Hauptſache 
beim Prozeßgerichte zur Liquidation zu bringen. 

d. Entich. vom 18. Oktober 1889 Bd. 11, 888: Für bie Enticheidung über 
ben Koftenpunft in den dem Art. 10 des Gejehes vom 8. Auguſt 1878 
über den Verwaltungsgerichtshof 2c. unterjtellten ftreitigen Verwaltungs⸗ 
ſachen haben gleichwie in ben Berwaltungsrechtsjachen des Art. 8 1. c. 
die Beftimmungen in 8 87 ber Reichd-Eiv.-Broz.-Ordn., unter Borbe- 
Fe ber durch Billigkeitsgründe nad dem Ermeſſen ber enticheidenden 

ehörde veranlaßten Abweichungen Anwendung zu finden. Siehe hiezu 
Eniſch. vom 28. Januar 1889 Bd. 11, 38. Weitere Enticheidungen 
des Verwaltungdgerichtähofes, überhaupt Näheres über den Koftenpunft 
im Verwaltungs und Berwaltungsrechtöverfahren, |. unten 8 525. 
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Rapitel IX. 
8 89. 
Daß bayerifche Budgetrecht. 12°) 


Durch 88 3 und 4 des Tit. VII der Verf.Urk. ift beftinmt: 

Der König erholt die Zuftimmung der Stände zur Erhebung 
aller direkten Steuern, fowie zur Erhebung neuer indirefter Auflagen 
oder zur Erhöhung oder Veränderung der beftehenden.180) 


m) Send. 3, 685-579 unb 579-620. 

180) Siehe biegu das ———— von 1843: Seyd. 3, 665-672 
(een 8, 477 ff.). Dieſes „Berfaffungsverftänbnis“ ift wohl nicht Ggetz, allein 

r bie Wuslegung der Xerfaflung vielfah von ſehr praftiichem Am 
Schluſſe des Landtagsabſchiedes vom 25. Auguſt 1843 ſind bezüglich desſelben bie 
Worte enthalten: Das zu ſtande gekommene Verfaſſungsverſtändnis Hat Die 
Grenzen ber koniglichen und ber ſtändiſchen Rechte, mo dieſelben ſtreitig geworden 
Ag m oden der Berfaffung und in deutſchem Siune abgemarft zc. zc. 

Vergl. hierüber auch Brater, Verf.⸗Urk.: „Diele „Berfaflungsverftändnig“ 
von 1843, Dad als foldyes dann auch im Lanbtagsabichied (vom 25. Anguft 1843) 
bezeichnet wurbe, hat feither unter Vorbehalt ber nicht ausgeglidenen Differenz 
punkte und ohne bie Eigenjchaft einer authentiichen Berfafinngs-Mterpretation in 
— zu nehmen, bei Ausübung des Budgetbewilligungsrechtes als Grundlage 
gedient.“ 

Außer im erwähnten Landtagsabſchied von 1843 iſt ba8 Berfaflungs- 
verftändnid noch erwähnt im Landtagsabichied vom 28. Mai 1852 Wbichn. I 
8 20 (Web. 4, 399) und vom 1. Yuli 1856 Abichn. I 8 15 (eb. 4, 747). 

Degen der Wichtigfeit dieſes Berfaffungsverftändniffes als Auslegungs- 
behelf bejonders in Bezug auf bad Budgetrecht (Tit. VII 88 3 bis 10 der Berf.- 
Ur.) folgt naitehend deſſen Wortlaut: 

1. Die Berfaffungs-Urkunde Tit. VII 8 3 räumt den Stänben bas 
Wit igun gre ht ein, bertiglie 
A. aller bireften Steuern, 
B. Fa neu einzuführenden, zu erhöhenben oder abzuändernden indirelten 
uflagen, 
und fest in 88 4, 5 und 8 beajelben Titels folgendes feft: 

I. Den Ständen wird je von 6 zu 6 Kahren*) ein Budget, d. h. „eine 
enaue Ueberficht ded Staat3-Bedürfnifjes und der gejamten 
taat3-Einnahmen“ vorgelegt. 

II. Die Stände treten nach vorgängiger Prüfung dieſes Budgets über die 

Steuerbenilligung in Beratung und willigen je für bie nächſten ſechs 
Sabre „die zur Dedung der ordentlichen beftändigen, beftimmt vorher⸗ 
zufehenden (vorherjehbaren) Staatsausgaben”, dann zur Botierung 
„bes notwendigen Reſervefondes erforderlichen Steuern“. 

III. Ergiebt fi) im Laufe ber ſechs Ye ein außerordentliches undor- 
hergejehenes Staat3-Bedürfnis, fo wird biejes den Ständen 
„zur Willigung außerordentliher Auflagen” infoferne vorgelegt, „als 
bie beftehenden Staatseinnahmen zu deſſen Dedung unzulänglich find“. 

8 2. Aus biefen VBerfaflungs-VBeftimmungen folgt: 

I. In Abſicht auf das Budget, daß biejes 

A. das geſamte, beftimmt vorherzujehende Staat3-Bedürfnis, und 

B. alle irgenb zu erwartenden Staats- Einnahmen vollftändig und nach⸗ 

haltig evident ftellen muß. 


*, Jeht von 2 zu 2 Jahren. 
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Dem Landtage wird daher nad) feiner Eröffnung die genaue 
Meberficht des Staatsbedürfniffes, fowie der gefamten Staat3-Einnahmen 
(Budget) vorgelegt, welche derjelbe durch einen Ausichuß prüft und 
fodann über die zu erhebenden Steuern in Beratung tritt. 


II. Zn Ubfiht auf die Willigung: 

daß bie Stände je von 6 zu 6 Jahren*) nur jene Steuern zu willigen 

haben, welche nach ihrer Weberzeugung erforderlich find, um bie Differenz 
zwifchen dem Gejamt-Staat3-Bedürfnijfe, b. h. zwiſchen „bem ordent⸗ 

Iihen beftändigen, beftimmt vorherzuſehenden“ Staats -Bedarfe, 

einſchlüſſig des notwendigen Reſervefondes einerjeitd, und zwiſchen den von 

ihrer Willigung unabhängigen Dedungsmitteln anbererfeit3 auszugleichen. 
III. In Abſicht auf bad Verfügungsrecht der Regierung, daß dieſe 
A. aus den Staat3-Einnahmen nur Staatd-Bedürfnijfe, und zwar 
nur folche beftreiten darf, welche entweder 
a. ald ordentliche, beftändige, zur Beit der Sitigunt beſtimmt vorher⸗ 
zuſehende à conto des laufenden Dienſtes, oder als außerordentliche, 
aber zur Zeit der Willigung beftimmt vorherzuſehende A conto bed 
Reichs⸗Reſervefonds in das Budget eingeftellt unb mittelft 
dieſes Budgets „tänbdbifher Prüfung“ unterftellt murden, ober 
b. außerorbentlicher und unvorherjehbarer Weile im Laufe ber Finanz⸗ 
periobe fich ergeben, und daß 

B. Ausgaben, welche nicht den Charakter des Staat3-Bedürfnifies an 

fih tragen, d. 5. Ausgaben, melde die Erreichung des Staatszweckes 
nicht gebietet, rejp. weiche da3 wahre Landeswohl nicht fordert, dann 
Staatd» Bedürfniffe, welche weder vermöge ihrer Natur als beftimmt 
vorherzuſehende in bad Budget eingeftellt wurden, noch im Laufe ber 
Finanzperiode außerorbentlicher und unvorherjehbarer Weife eingetreten 
find, nur Kraft einer Vereinbarung zwiſchen Regierung und Ständen 
Pla greifen können. 

8 3. Stimmen bei Nichteinbringung eines Finanzgeſetzes die Stände mit 
ber Regierung ſowohl über Natur und Größe „der ordentlichen, beftändigen, be- 
ftimmt vorberzufehenden Staatsbebürfniffe* und über den notwendigen Betrag 
des Nejervefondes, als über Natur und Voranſchlag der von ihrer Willigung un» 
ee ber Dedungsmittel überein, fo find Xifferenzen weder binfichtli des 
Bifferd Der zu willigenden Ergänzungsſteuern, noch radfihttic ber zu beftreitenden 
Ausgaben denkbar. Die Stände willigen die poftulierte GSteuergröße und Die 
Krone, für welche das vorgelegte Budget durch ben Alt ber Steuerwilligung in 
ante et quali obliga torite wird, realifiert das gefamte budgetifierte Staat3- 

edürfnid, zufamt den gefamten, teils übereinftimmend bevoranichlagten, teil3 ge- 
willigten Dedungsmitteln in gejegmäßiger Weife. 

84. Sind bagegen Regierung und Stände entweber 

a. in Abficht auf Natur und Größe bed ordentlichen, beftändigen, beftimmt 

vorherzujehenden Staatsbedürfniſſes, oder 

b. in 58 auf Natur und Größe der von einer ſtändiſchen Willigung 

unabhängigen Deckungsmittel, oder 

c. in beiberlet Hinficht 
abweichender Hebergeugung und kömmt infolge des durch Beichlüffe fi aus⸗ 
ſprechenden ſtändiſchen Beirates feine Vereinbarung zu ftande, jo willigen die 
Stände begreiflihermaßen an ergänzenden Steuern nur bie ihres Dafürhaltens 
erforderliche Größe, und fofort ift zu unterfcheiden zwiſchen 

8. den in das Budget eingeftellten und 
b. den in dasſelbe nicht eingejtellten Ausgaben. 


*) Jet von 2 su 8 Jahren. 
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Die Anträge über die Staatsauflagen geichehen nad) 8 18 
Tit. VIl. c. zuerft in der Kammer der Abgeordneten und werben 
dann durch diefe an die Kammer der Neichgräte gebracht. 


Außerordentliche, au Beit ber Willigung unvorberfehbare, ſonach in das 
Budget nicht eingeitellte Staatöbedärfniffe finden in dem Reichs⸗Reſervefond unb 
fubfidiär in den etwaigen Ueberichüfien des Staats -Einfommens auch in biefem 
Falle ihre gejegliche Deckung. 

Die in dad Budget eingeftellten Ausgaben aber können nur infoferne 
realifiert werben, als fie Die Natur eines zur Beit der Willigung beftimmt „vor « 
herzujehenden Staat3:Bedbürfniffes“ (. 8 2 Biff. II A a und b) 
tragen, und follten die Dedungsmittel nicht zulänglich fein, alle in das Budget 
eingeftellten Staatsbebürfniffe zu deden, fo befriedigt Die Regierung zunächft jene 
unter dieſen Staatsbebürfniffen, welche auf geiehlichen oder rechtlichen Berpflich- 
tungen beruhen, dann jene, welche ihr gemäß ihres regiminalen eſſens als die 
dringendſten erſcheinen. 


85. Die Verfaſſung gebietet ferner im Tit. VII 8 10, „daß den Ständen 
bei jeder Berfammlung eine genaue Nachweiſung über die Berwenbung bes Staatd- 
Einfommens vorgelegt werde.” 

8 6. Aus diefen Berfaffungs-Beftimmungen folgt: 

I. In Abſicht auf die Nachweilungen felbit: daß biejelben alle irgendwie 
realifierten Staats - Pers und alle irgendwie aus Staatsmitteln 
(namentlid auch in Gemäßheit des Tit. VIL 8 8 ber Berf.-Urf.) ala 
„außerordentlich und unvorberfehbar” aus Ueberichüffen des beftehenden 
Staats⸗Einkommens beftrittene Ausgaben genau und vollftändig nad 
gewiejen (dokumentiert) darlegen müſſen. 


II. In Abſicht auf bie Befugniffe der Stände: 
daß bieje befugt find, die Nachmweifungen einer forgfältigen Prüfung zu 
unterwerfen, und foferne jie die Ueberzeugung fchöpfen, es jeien 
a. die Staat3-Einnahmen nicht vollftändig und ſtreng gefegmäßig ver- 
wirflicht, oder 
b. die in das Budget eingeftellten ordentlichen und außerordentlichen, 
beftimmt vorherzufehenden Staats⸗ Bedünrfniſſſe nicht vollftändig, 
nicht entiprehend oder mit Weberichreilung ihrer budgetmäßigen 
Größe beftritten, oder 
c. fonftige nicht in die Kategorie des außerorbentlichen, zur Beit der 
Willigung unvorherjehbaren Staatd-Bedürfnijfes gehörigen 
Ausgaben bewirkt worden, 
diefen Wahrnehmungen mit allen Gegenmitteln entge enzutreten, wozu ihre ver- 
faffungsmäßigen Willigung3-, Antrag, eihloerder und Anflage-Rechte 
fie ermächtigen. 


87. Erübrigungen find nur jene Weberfchüffe, welche ſich bei 
Ablauf der 6 jährigen") Hinanzperiobe nach vollftändiger und entiprechender Dedung 
aller in das Budget eingeftellten ordentlichen beftändigen, beftimmt vorherzuſehen⸗ 
ben und aller im Laufe der Finanzperiode eingetretenen, zur Zeit der Willigung 
Par a notwendigen, db. h. durch bie Erreichung bed Staatszweckes ge⸗ 
botenen reſp. durch das wahre Landeswohl geforberten Staatd-Musgaben (Staats- 
Bedürfniſſe) ergeben. Sie zählen von rechtswegen glei) ben Kaffabeftänden 
und Aktiven aller Art zu den Dedungsmitteln (Staats-Einnahmen ber fünftigen 
PVeriobe) und müflen als folche in das Budget für dieſe Beriode nad) ihrem vollen 
Umfange eingeftellt werden. 


°) Yet Zjährigen. 
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Rah Art. 1 und 2 des Geſetzes vom 10. Juli 1865, „die 
Abfürzung der Finanzperioden betr.” (Web. 6, 496) werden die zur 
Dedung der ordentlichen beftändigen und beftimmt vorher zu jehenden 
Staatsausgaben mit Einfchluß des notwendigen Reſervefonds erforder: 
lichen direkten Steuern jedesmal auf zwei Sahre bewilligt, und läßt 
der König fpäteftend drei Monate vor dem Ablaufe dieſes zwei— 
jährigen Termines für die zwei Jahre, welche dieſem Termine folgen, 
den Kammern ein neues Budget vorlegen. Es find alſo (ftatt der 
früheren jechjährigen) nunmehr zweijährige Finanzperioden ein« 


geführt. 

Die Thätigkeit des Landtages in Bezug auf Feſtſetzung des 
Budgets ift nach dem Gefagten eine doppelte und zerfällt 

a. in die Prüfung des Budgets, 

b. in die Bewilligung der nötigen Steuern nad) Maßgabe 

des $ 3 Tit. VII der Berf.-Urf., alfo die Genehmigung 

1) aller direkten Steuern, 

2) neuer indirekten Auflagen, 

3) an Erhöhungen der beitehenden direkten und indirekten 

uflagen ; 
4) der Veränderung der beftehenden direlten und indirekten 
Steuern reſp. Auflagen oder Gebühren; 

zu Biff. 4 gehört auch die Genehmigung aller derjenigen Auflagen, 
Gefälle oder Gebühren, welche (ihrer Natur nach oder aus fonftigen 
Gründen) immer nur periodisch feſtgeſetzt werden. 

Bezüglich der Erträgniffe aus Reichsſteuern oder Reichszöllen, 
welche vom Reiche den einzelnen Bundesftaaten zugetviejen iverden, 
ift eine Mitwirkung reſp. Zuftimmung oder Bewilligung des Land- 
tages ausgeſchloſſen. 

Im übrigen fiehe über Prüfung des Budget? und Bemil- 
ligung der Steuern bei vereinbartem und bei nicht vereinbartem 
Budget, ſowie über die verfajjungsrechtliche Bedeutung der ſogenann⸗ 
ten Sinanzgejege die eingehende Behandlung diefer Materie bei v. 
Seydel 2, 588 ff. und 596 ff., fowie 581 fi. 

Nach der bayer. Verfaſſung ift eine Steuervermweigerung nicht 
vorgeſehen. Nach Art. 1 des cit. Gefehes vom 10. Juli 1865 
werden die erforderlichen direften Steuern jedesmal auf zwei 
Jahre bewilligt, ja es kann nach $ 9 Tit. VII der Verf.-Urf. die 
Bervitligung der Steuern nicht einmal mit einer Bedingung verbunden 
werden. 

Ueber die Möglichkeit der Weitererhebung der Steuern nach 
Ablauf der Finanzperiode und reſp. vor Feſtſtellung des neuen 
Budgets ſ. Seyd. 2, 600 ff., über Verwendung der Erübrigungen 
d. h. derjenigen „Weberfchüffe, welche nach Ablauf einer Finanzperiode 
nach vollitändiger und entiprechender Dedung aller in das Budget 
eingeftellten ordentlichen, beftändigen, beftimmt vorherjehbaren und 
aller im Laufe der Finanzperiode eingetretenen zur Zeit der Willigung 
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unvorherfehbaren, notwendigen d. h. durch die Erreichung des Staat3- 
zwedes gebotenen Staatausgaben fich ergeben.” (Verf.-Verſtändnis 
8 VII) |. Seyd. 2, 603 ff. Nach dem erwähnten Verf.-Verft. $ VII 
zählen dieſe Ueberſchüſſe „von rechtswegen gleich den Kaſſabeſtänden 
und Aktiven aller Art zu den Dedungsmitteln der künftigen Periode 
und müffen als folche in das Budget für diefe Periode nach ihrem 
vollen Umfange eingeftellt werden.” — 

Zur Sicherung des Steuerbewilligungsredhte® des Landtages 
bat die Verf.⸗Urk. in Tit. VII 8 10 die Beitimmung getroffen, daß 
dem Landtage bei einer jeden Verfammlung eine genaue Nachweiſun 
über die Verwendung der Staatseinnahmen vorgelegt werden foll. 
Ueber diefe Rechnungsnachweiſungen fiehe Näheres Seyd. 2, ©. 606 ff. 
(Berf.-Verft. $ VI Ziff. DD. 

Was endlich die Herftellung des Budgetentwurfes anbelangt, 
jo gehört diefelbe nah $ 95 und 21 der Form.Verordn. vom 
9. Dezember 1825 (Web. 2, 274 und 264) in erjter Linie in Die 
Kompetenz des Tyinanzminifteriums. Dieſes Hat „die Bearbeitung 
des Budgetentwurfes für jede Finanzperiode und den Vortrag über 
die in diefer Beziehung zu erlaffenden Geſetze zu beſorgen.“ Jedes 
Minifterium bat zu diefem Behufe die Etat3 über den erforderlichen 
Aufwand für die feiner Leitung übergebenen Dienftzweige ſelbſt an⸗ 
fertigen und Die biezu nötigen Materialien durch die ihm unmittelbar 
untergeordneten Stellen ſechzeit vorbereiten zu laſſen. Aus dieſen 
Etats ſämtlicher einzelnen Miniſterien, ſowie aus dem Etatsentwurf 
des Finanzminiſteriums über ſämtliche Staatseinnahmen und Staats= 
ausgaben hat nun das letztgenannte Minifterium den YBudgetentwurf 
und die hierauf bezüglichen Geſetzentwürfe herzuftellen. 

Näheres über diefe Herftellung und Vorbereitung, jowie über 
den Vollzug des genehmigten Budget? |. Seyd. 2, 611—615. 

Um eine vollftändige Ordnung im Staatehaushalte fortwährend 
aufrecht zu erhalten, ift nicht nur eine ununterbrochene Aufficht über 
Einnahmen und Ausgaben geboten, fjondern e8 müſſen auch die 
Srundfäße über das geſamte ftaatliche Rechnungsweſen, die Rech: 
nungsftellung wie die Rechnungsprüfung und die Kaflavifitationen 
(die fogen. Comptabilität) feitgefegt werden. 

Die Beitimmungen über das ftaatliche Rechnungsweſen find 
enthalten in der Verordn. vom 11. Januar 1826 „das Finanzrech⸗ 
nungsweſen für das Königreich betr.“ (Web. 2, 327 ff.), mehrfach 
abgeändert und ergänzt durch die Verordn. vom 23. Dezember 1868 
„das Finanzrechnungsmwejen betr." Web. 7, 559 ff.; ferner Min.-E. 
vom 2. Januar 1860 und 28. Februar 1832 Web. 5, 157 und 
160 Anm. 5; desgleihen Min.E. vom 25. November 1872 und 
20. September 1880: Web. 9, 577 f. und 14, 575. Näheres über 
ftaatl. Rechnungsablage und Prüfung |. Seyd. 2, 615-620. — 
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Rapitel X. 


8 9. 


Die bayeriſche Berfaflungsurfunde nad ihrer gegenwärtigen 
Geltung und die zu ihr erlafienen (Berfafiungs-) Geſetze. 


Die vorzüglichſte Grundlage des gefamten ftaatlichen, 
aljo auh des gemeindlihen Leben? in Bayern bildet die 
bayerifhe Verfaffungsurfunde. Die Grundbeftimmungen der 
bayeriichen Verfaſſung follten in ihrer ganzen Vollſtändigkeit im Be⸗ 
fige eines jeden bayeriihen Staatsangehörigen fein. 


Wir betrachten es daher auch als ein abjolutes Erfordernis für 
die Bullftändigfeit eines Handbuches fowohl für bayerifche Gemeinde- 
behörden als überhaupt für bayerifche Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
praxis, daß Ddemfelben — wie die NReichsverfaflungs- — fo vor 
allem auch die bayerijche Verfajlungs-Urkunde Sa are mit 
den zu ihr ergangenen (abändernden oder ergänzenden) Verfaſſungs⸗ 
Geſetzen zugleich mit den nötigen Bemerkungen einverleibt werde. 


Demgemäß geben wir im Nachitehenden den zur Zeit noch gil- 
tigen Wortlaut der bayerischen Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 
unter Hinmweglaffung des von ihr Aufgehobenen und unter gleichzei- 
tiger Beifügung des hiefür an die Stelle Getretenen, überhaupt unter 
Berüdfichtigung aller jeit ihrer Erlafjung big Heute an ihr voll: 
zogenen Veränderungen, zugleich unter Mitteilung der desbezüglichen 
ebetlichen Beitimmungen oder wenigften® unter Hinweis auf Die- 
Pelben — foferne und joweit die letzteren an anderer Stelle dieſes 
Buches ihten Abdrud zu finden haben —, um auf diefe Weife einen 
möglichft vollftändigen Univerfal-Tert der gefamten baye- 
tiihen Verfaffung zu fchaffen und dadurch dem Juriſten wie 
tem Laien, Speziell dem Gemeindebeamten, aber auch jedem gebildeten 
Gemeindeangehörigen die Möglichkeit zu gewähren, bezüglich der ein- 
ichlägigen Materien fofort aus der Duelle ſelbſt zu fchöpfen und von 
den betreffenden Beſtimmungen der bayerifchen Verfaſſungsurkunde 
und aller zu derjelben gehörigen, ſeit ihrem Beſtehen zu ihr erlaflenen 
und nunmehr giltigen Verfaſſungs-Geſetze (— nebſt den allenfall® hiezu 
erfchienenen Wollzugsverordnungen, Entichließungen oder Entſchei⸗ 
dungen —) auch dur Nachichlagen in diefem Handbuche ſich Die 
gewünjchte Kenntni® oder Aufklärung unmittelbar verjchaffen zu 
fünnen. 
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Die Berfaffungs- Arkunde 


des 
Rönigreichs Bayern 
vom 26. Mai 1818.*) 
(Web. 1, 578-710; Bamb. 7, Erg.-Bb. ©. 455-621.) 


Literatur: v. Seydel, Bayerifches Staatsrecht, 2. Auflage 1896. 

v. Poezi, Lehrbuch des bayeriichen Berfafjungsrechtes, 5. Aufl, 1877. 

Piloty, die Verfaſſungsurkunde des Königreich Bayern 1895. 

dv. Stengel, bie Berf.-Urt. des Königreich Bayern und die wichtigften 
Verfaſſungsgeſetze 1893. 

Binding, die I· un. des Konigreichs Bayern mit Beilagen und An⸗ 
hängen 1896. 

Weber, Gejeg- und Berordn.-Sammlung, Anhangband S. 570575. 


Maximilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern. 


Von den hohen Regenten⸗Pflichten durchdrungen und geleitet, 
haben Wir Unſere bisherige Regierung mit ſolchen Einrichtungen be⸗ 
zeichnet, welche Unſer fortgeſetztes Beſtreben, das Geſamtwohl Unſerer 
Unterthanen zu befördern, beurkunden. — Zur feſteren Begründung 
desfelben gaben Wir ſchon im Jahre 1808 Unſerem Reiche eine 
feinen damaligen äußeren und inneren Verhältniffen angemefjene Ber: 
fajlung, in welche Wir jchon die Einführung einer ftändifchen Ver- 
fammlung, al3 eines twejentlichen Beitandteiles, aufgenommen haben. 
— Kaum hatten die großen feit jener Zeit eingetretenen Weltbegeben- 
heiten, von welchen fein deuticher Staat unberührt geblieben ift, und 
während welcher das Volt von Bayern gleih groß im erlittenen 
Drude wie im bejtandenen Kampfe fich gezeigt hat, in der Akte des 
Wiener Kongreſſes ihr Biel gefunden, 1) als Wir ſogleich das nur 
durch die Ereigniffe der Zeit unterbrochene Werk mit unverrüdtem Blicke 
auf die allgemeinen und bejonderen Forderungen des Staatszmwedes 
= vollenden ſuchten; — die im Jahre 1814 dafiir angeordneten 

orarbeiten und das Dekret vom 2. Februar 18172) beftätigen 
Unfern hierüber ſchon früher gefaßten feften Entſchluß. — 

— Die gegenwärtige Alte ift, nach vorgegangener reifer und 
vieljeitiger Beratung, und nach Vernehmung Unſeres Staatsrate® — 
das Werk Unferes ebenfo freien als feiten Willens. — 


*) Vergl. hiezu auch die (nicht zur Durchführung gelangte) Konſtitution 
vom 1. Mai 1808 (Web. 1, 160 ff.); ferner |. Min.-E. vom 22. Juni 1818 über 
die Berfündung und Beichwörung der neuen Staatsverfaffung bei ben unteren 
Bolizeibehörden (Web. 1, 711 f. und die dafelbft S. 711 in Anm. * angeführten 
Entichließungen). ©. auch oben 8 36 ff. und 8 45 ©. 174 f. 

') Die deutſche Bundesakte vom 8. Juni 1815 nebft Allerh. Dellaration 
vom 18. Juni 1815 |. Web. 1, 474 ff. 

2) Siehe Web. 1, 510. 
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Unfer Volk wird in dem Inhalte desjelben die fräftigfte 
Gewährleiſtung Unferer Iandesväterlichen Gefinnungen finden. 

Freiheit der Gewiſſen und gewiljenhafte Scheidung und Schügung 
defien, was des Staates und der Kirche ift; 

Freiheit der Meinungen, mit gejeglichen Beſchränkungen gegen 
den Mibbraud ; 

Gleiches Recht der Eingebornen zu allen Graden des Staats: 
dienftes und zu allen Bezeichnungen des Berdienites; 

Gleiche Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen; 

Gleichheit der Geſetze und vor dem Geſetze; 

Unparteilichteit und Unaufbaltbarfeit der Rechtspflege; 

Gleichheit der Belegung und der Pflichtigfeit ihrer Leiſtung; 

Ordnung durch alle Teile des Staatshaushaltes, rechtlicher 
Schub des Staats:Kredit3 und gejicherte Verwendung der dafür be 
ftimmten Dkittel ; 

Wiederbelebung der Gemeindekörper 8) durch die Wiedergabe der 
Bermwaltung der ihr Wohl zunächit berührenden Angelegenheiten ; 

Eine Standſchaft — Hervorgehend aus allen Klaffen der im 
Staate anfäjfigen Staatsbürger —, mit den Rechten des Beirates, der 
Zuftimmung, der Willigung, der Wünfche und der Beichwerdeführung 
wegen verlegter verfafjungsmäßiger Rechte — berufen, um in öffent- 
lichen Verfammlungen die Weisheit der Beratung zu verftärfen, ohne 
bie Kraft der Regierung zu ſchwächen; 

Endlih eine Gewähr der Verfaflung, fichernd gegen willfür- 
fihen Wechſel, aber nicht Hindernd das TFortichreiten zum Beſſern 
nach geprüften Erfahrungen. *) 

Bayern! — Dies find die Grundzüge der aus Unferm freien 
Entichluffe euch gegebenen Verfaſſung — ſehet darin die Grundſätze 
eines Königs, welcher das Glück feines Herzens und den Ruhm feines 
Throne nur von dem Güde des Baterlandes und von der Liebe 
jeined Volkes empfangen will! —5) 

Wie erklären —* folgende Beſtimmungen als Verfaſſung 
des Königreiches Bayern: 


* Das Gemeinde⸗Edikt vom 17. Mai 1818 (Web. 1, 555 ff.) wurde 
gleichzeitig mit der Verf.Urkunde beraten und noch vor der Verfaſſungsurkunde 
publiziert. 

*) Siehe hiezu auch die gl. Proffamation vom 6. März 1848 (Web. $, 
675) und dad Geſetz vom 4. Juni 1848 über die Grundlagen der Geſetzgebung 
(Web. 8, 709 ff.). 

*) Dieje ganze Einleitung zur Verfaflungsurfunde hat nicht den ha 
Rechte oder Michen zu vegründen, ſie will lediglich Grund und Veranlaſſun 
ſowie Abſicht und Prinzip der Berſoſſuns bekannt geben; demgemäß kann ſie wohl 
als Auslegungsbehelf für die einzelnen in der Verfaſſung ſelbſt enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen in der Art dienen, als ſie der Interpretation vielleicht ein Mittel zu 
bieten vermag, gegebenen Falles zu erkennen, in welchem Sinne und Geiſte die 
Verfaſſung erlaſſen wurde und demgemäß die zu interpretierende Stelle derſelben 
aufgefaßt werden ſoll oder kann. 
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Titel I. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. Das Königreich Bayern in der Gejamt-Bereinigung aller 
älteren und neueren ebietsteile ift ein jouveräner monardifcher 
Staat nach den Beitimmungen der gegenwärtigen Verfaſſungs-Ur⸗ 
funde. ®)7) 

F 2. Für das ganze Königreich beiteht eine allgemeine in 
zwei Kammern abgeteilte Stände-Berfammlung.®) 


Jitel IL 


Bon dem Könige und der Thronfolge, dann der Reichs⸗ 
Berweiung. 


8 1. Der König ift das Oberhaupt!) des Staates, vereinigt 


* Die Berfaffungsurktunde jet das Beftehen des im Jahre 1866 aufgelöften 
alten deutfchen Bundes voraus. Vergl. Tit. II 8 5, Tit. IV 8 14, Beil. I 8 14, 
Beil. IV 8 5, Beil. V 8 12, Beil. VI 8 116. 

Als Nenderungen der Berfafjungsurfunde find hier anzuführen: 


a. die fgl. Deklaration vom 16. November 1867 „die Zoll- und Handele- 
verhältniffe betr.” (Web. 7, 142): abgedrudt unten bei Tit. VII 8 2 
der Berf.-Urk. Anm. 58 Hit. a. 

b. die gl. Dellaration vom 80. Zanuar 1871 „die deutſchen Bündnis⸗ 
verträge betr.” (Web. 8, 704), abgedrudt teild oben $ 32 ©. 82 
Anm. 2, teild unten bei Tit. VII 8 2 der Verf.Urk. Anm. 58 lit. b. 


) Bayern ift Erbmonardie und die Krone für alle Zeiten mit dem Hanfe 
Wittelsbah verbunden (j. Tit. II 8 2 der Verf.Urk.). — Durch den Eintritt 
Bayerns ins deutſche Reich hat Bayern und fein König nichts an Souveränität 
verloren. Bayern ift nach wie vor fouveräner monardiicher Staat geblieben. 
©. oben 88 32—34 und 37. 


Bud °, Seit Wahlgejeb vom 4. Juni 1848 Landtag genannt. ©. 8 50 dieſes 
uches. 

—3* Als Ergänzungen dieſes Titels ſind zu bezeichnen: das Familienſtatut 
(. 8 8 Tit. II) und Geſetz vom 1. Juli 1834 über die Civilliſte, ferner Geſetz 
vom 11. April 1843 über die Erbauung eines der Eivillifte einzuverleibenden 
Balaftes in München (Web. 3, 488). 

Geſetz vom 1. Zuli 1834: die Feftfegung einer permanenten Civillifte beir.: 

Art. I. Die Eivillifte des Königs, jo wie fie durch das Finanzgeſetz vom 
28. Dezember 1831 feitgelegt wurde, * für alle Zukunft als unveränderliche 
Civilliſte eines jeden Königs von Bayern feſtgeſetzt bleiben. 

Art. V. Sie iſt auf die Summe von 2350580 Gulden beſtimmt, wird 
giemit ausbrüdlich auf die gefamten Staat3domänen radiziert und in monatlichen 

aten aus ber Centralſtaatskaſſe entrichtet. *) 


*), Such 5 7 be Ziranzgelehes vom 29. Juli 1876 iſt beftimmt: 

Un Stelle der in Art. Il Gefches vom 1. put 1834, die Gerlegung einer permanenten 
Sintitiße beir., befttimmten Summe don 2350580 Gulden tritt mit ber . SAnan ‚bes 
ginnenb ber Betrag bon 4231044 Mark und gaben bezüglich dieſes legteren Betrages bie Beftim- 
mungen ber Urt. und IX des genannten Geſetzes ſorihin Unwendung zu finden. 
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Urt. III. Diefe Summe Tann zu keiner Zeit, ohne die Buftimmung der 
Stände erhöhet, noch ohne Bewilligung des Königs gemindert werden. 


Art. IV.**) Aus der Civilliſte werben bie in dem eingangs a 
Finanzgeſetze 88 6 und 7 beftimmten Ausgaben beftritten, fowohl was die ſämt⸗ 
lien Bedürfnifle der Hof- nnd Haushaltung de Königs, die Dotation ber 
Kabinetstaffe, den Bedarf ber regierenden Königin, den Unterhalt ber minber- 
jährigen Kinder de8 Monarchen, den Aufwand für ben ganzen let die 
Ausgaben bei fämtlichen Hofftäben und Intendanzen — —28 — der Haus⸗ 
ritterorden, die jeit dem 1. Oktober 1831 angefallenen und ferner anfallenden 
Benfionen und Quieszenz⸗Gehalte der Hofdienerichaft mit Rüdficht auf die eigens 
errichtete —— — als fämtliche Hofbauten betrifft — fie mögen Neu⸗ 
bauten oder bloße Reparaturen an den zum Gebrauche des Hofes beitimmten 
Gebäuden fein. — Bon den aus dem Soffausgalte entipringenden Ausgaben foll 
zu feiner Beit ohne Bewilligung der Stände etwas auf die Staatskaſſe überwiefen 
werden können. 


Urt. V. Das Berzeichnid der ſämtlichen auf die Civilliſte übergehenden 
Gebäude ift in der Beilage***) enthalten. 

Wenn ber König vorübergehend irgend ein Hofgebäude zu einem anderen 
Staatszwecke überläßt, jo fteht es ihm frei, auf die Dauer diefer Benützung auch 
een haitungetoſten desſelben im gleihen Maße auf die Staatskaſſe zu über- 
weifen. 


Art. VI. Alle Einrichtungen der Refidenzen und Hofgebäude, Hoflapellen und 
Hofämter mit allen Mobilien, welche der Aufficht der Hofftäbe und Hofintenbanzen 
anvertraut und zum Bedarfe oder zum Glanze des Hofes beftimmt find, jo wie 
alles, was zur Einrichtung oder zur Bierde der Mefidenzen und Quftfchlöfler dient, 
werden von bem Könige aus ber Civilliſte erhalten und alle erforderlichen neuen 
Nachſchaffungen aus derjelben beſorgt. — 

Die Inventarien gierüber ſollen mit Bugrundlegung des Inventars, wie 
\ e3 bei Unferer Thronbefteigung beftanden, mit genauer emerkung der Eigen- 
haft der neuen Inventarsſtücke, nach den Beftimmungen, weldhe der König 
inpoige des Familienſtatuts vom 5. —55 — 1819 Tit. VIII 81 geirofien hat, und 
mit Angabe der Ab- und Zugänge an Mobiliar- und fungiblen Gegenftänden ftet3 
in Evidenz gehalten und den Ständen des Neiches, wenn fie es verlangen, deren 
Einficht gejtattet werden. 

Der Hausichag, fowie dasjenige, was allenfall3 von dem Monarchen noch 
für denjelben in der Folge beitinnmt wird, fol ftet3 ohne Verminderung jeined 
Wertes fortbeftehen. 


Art. VII. Die Apanagen, Witwen-Gehalte und der Unterhalt kgl. Brin- 
zeſſinnen, jowohl die gegenmärtig beftehenben, als jene, welche auf Grund des 
Familienſtatuts vom 5. Uuguft 1819 von dem Könige beitimmt werden, bie von bem- 
jelben nach dem befagten Famitienftatut feſtzuſetzende Summe für den Unterhalt 
des Fronprinzen und der volljährigen noch nicht etablierten fgl. Prinzen, bie 
Ausſteuer, Ausftattung und Vermählung der Prinzeflinnen aus der kgl. Haupt- 
finie, die herkommlichen Geſchenke bei der Entbindung ber Königin und der ſtron⸗ 
prinzeifin, die Koften ber Etabliffements der kgl. Prinzen, welche jedoch in feinem 
Falle den einjährigen Betrag der denjelben gebührenden Wpanage reſp. Unter- 
Au unge beinug überfchreiten dürfen, werden mie bisher von der Central⸗Staats⸗ 

affe beſonders beftritten. 

Der Unterhalt bes Kronprinzen kann in feinem Falle den im Jahre 1819 
biefür beftimmt gewejenen Betrag überjchreiten. }) 


*) 58 6 und 7 bei 3 vom 28. Dezember 1881 f. bei Web. 2, 568; Gef.-BI. 
1881/82 ©. = N, Binanagefehe m a 
"es, Diefe Beilage |. Web. 2, 737. 
7) 280 000 Gulden. 
Pop, Handbuch. I. 80 
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in fi) alle1%) Rechte der Staatögewalt, 1%) und übt fie unter den von 
ihm gegebenen, in der gegenwärtigen Verfaſſungs⸗Urkunde feſtgeſetzten 
Beitimmungen aus. 1) 

Seine Berfon ift heilig und unverleglich. 1%) 18) 


Art. VID. Sollte ſich der Fall ber Minderjährigfeit bes Königs in ber 
Folge der Zeiten ergeben, jo wirb der gejamte, dem Reichsverweſer nach 8 20 
des Tit. II der Berf.-Urk. gebührende Unterhalt während ber Dauer der Stegent- 
ſchaft aus der permanenten Civilliſte beftritten. 

Urt. IX. Gegenmwärtiged Geſetz ſoll als ein Grundgeſetz des Reiches be⸗ 
trachtet werden und dieſelbe Wirkſamkeit haben, ald wenn alle Beftimmungen be3- 
felben in der Verf.⸗Urk. enthalten wären. 


0) Nach der bayer. ——— iſt die höchſte Gewalt im Staate unteilbar. 
Inhaber dieſer unteilbaren höchſten Gewalt iſt der König. An dieſer Unteilbar⸗ 
keit der Souveränität des bayer. Könige ift gleichfalls durch den Eintritt Bayerns 
ins deutfche Reich nicht geändert worden. ©. oben 8 37 ſowie 88 32—34 desgl. 
8 85a Unm. 4, 6, 9 und 10 ©. 93 bis 95. 


ı) Nicht in der 5 ung des Herriher-Willens, ſondern lediglich in ber 

Ausübung besfelben iſt der König Durch die Verfaſſung und die auf Grund 

berieben erlafienen geſetzlichen Beſtimmungen in gewifier Beziehung beſchränkt. 

Diefe VBeichränkungen, welche der König durch Erlaß ber Berfaflung bezügl. 
ber Ausübung der SHerrichergewalt fich felbft auferlegte und die nun in ber 

Berfaſſung feit begründet find, beziehen fich vorzugsweiſe: 

a. auf den Erlaß von ee en; 
b. auf Vornahme gewiffer |pezieller nen 3.8. Veräuße⸗ 
rung von Staatögut, Aufnahme von Staatsichulben ; 
zu a und b ift Buftimmung des Landtages erforderlich; 

. die Gegenzeichnung der Miniiter (|. Anm. 13); 

. auf die Pflicht bes Königs, die Gerichtsbarkeit durch Wichter Ce 
Gerichte ausüben zu laſſen und biejelbe nicht jelbft auszuüben. t. 
VIII 81 ber Berf-utt.; 

e, dit dem in verfaffungsmäßiger Weile und Form erfolgten Eintritt 

ayerns ind beutiche Reich auch auf die Berpflichtung, bie beutiche 
Neichöverfaffung zu beachten, die von ihr den Einzelftaaten auferlegten 
Berbindlichkeiten zu erfüllen und die Ausübung gewiſſer Souveräni- 
tätsrechte (nicht dieje jelbft, |. oben 8 32 ©. 81 f.) dem Weiche bezw. 
dem Raifer zu überlafien. — ©. Stengel, Verf.Urk. ©. 31 f. 


29 Bergl. hiezu 88 80—86 und 88 94—101 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. über 
Hochverrat und Majeftätäbeleidigung. 


v Mit der „Unverleplichleit” des Königs ift auch feine Unverantwortlid;- 
feit gegeben. Dieſe Unverantwortlichkeit ift eine unbedingte auf dem @ebiete des 
Strafrechts, fowie in Bezug auf die Regierungshandlungen bes Königs; dagegen 
erfcheint er auf dem Gebiete des Vermögensrechtes als Rechtsſubjekt, welches bei 
den Givilgerichten Recht zu nehmen bat; jedoch tritt jolchenfalls nicht ber König, 
fondern die Eivillifte ald Prozeßpartei auf, ©. oben $ 37 ©. 136 ad 3. 

Die Unverantwortlichfeit des Königs für Negierungshandlungen mußte 
naturnotwendig zur Aufftellung von Perfonen führen, welche an feiner Stelle und 
re bie volle Verantwortung tragen. Died find die Minifter. Siehe oben 


Das Geſetz vom 4. Juni 1848 über die Verantwortlichleit der Minifter lautet: 


Art. I. Die Führung eines Minifteriums kann nur einem Staatärate im 
ordentlichen Dienfte übertragen werben, welcher hiedurch einen fofort unentzieh- 
baren Standeögehalt von 3000 fl. erhält, foferne ihm nicht aus früheren Dienftes- 
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Berhältnifien ein höherer zulommt. Niemand ift zur Annahme eines Staat3- 
minifteriums verpflichtet. 

Art. II. Die vorübergehende Leitung ber Geichäfte eines Stantsminifteri- 
ums duch einen vom Könige zu beftimmenden Staatsrat ober Borftand eines 
anderen Minifteriums darf nur ftattfinden: 

1) wenn ber wirkliche Staatöminifter an der Ausübung ſeines Amtes ver- 


indert ift, 
2) ——— die ſofort einzuleitende Wiederbeſetzung eines erledigten 
Staatsminiſteriums zu keinem Reſultate geführt hat. 

Art. II. Ein Staatsminiſter kann a jeder Zeit um Entbebung von 
feiner Stelle bitten. Diejelbe darf ohne Rüdjicht auf 8 24 der neunten Berfaf- 
jung3beilage nicht verweigert werben, wenn fie aus bem Grunde erbeten wurde, 

eil der König in wichtigen Regierungsangelegenheiten bie Natichläge Seines 
Minifterd nicht annehmen zu können glaubt. 
Dem auf diefe Weile infolge feiner Bitte ſowie dem aus eigenem Antriebe 
Des anonachen enthobenen Staatsminifter verbleibt ber Standesgehalt unge- 
mälert. 
„ Art. IV. Der König wird feine Negierungsanorbnnungen jedesmal von 
den Miniftern oder von den zeitlichen Stellvertretern gegenzeichnen laflen, in deren 
Geſchaͤftskreis die Sache einichlägt. *) 
iebb Ohne ſolche Gegenzeichnung ſind die beſagten Anordnungen nicht voll⸗ 
iehbar. 
ai Urt. V. Derjenige Staatsbeamte, welcher den —3 einer ohne mini⸗ 
ſterielle Gegenzeichung ergangenen Regierungsanordnung des Königs auf ſich nimmt, 
macht ſich des Mißbrauchs der Amtsgewalt ſchuldig. 

Art. VI. Jeder Staatsminiſter und jeder, welcher vorübergehend mit ber 
Leitung eines Staatsminiſteriums betraut iſt, übernimmt durch die Gegenzeich⸗ 
nung töniglicher entionehungen ſowie durch bie Unterzeichnung der in eigener 
Kompetenz getroffenen Winifterialverfügungen die volle Berantwortlichkeit für deren 

nhalt. 
u Art. VII. Hält ber Vorſtand eines Staatsminifteriums eine ihm ange 
jonnene Amtshandlung für gejegwibrig oder bem Landeswohl nachteilig, fo ift er 
verpflichtet, diefelbe abzulehnen, bezw. feine Gegenzeihnung unter jchriftlicher 
Ungabe ber Gründe zu verweigern. Er ijt beredtigt, feine Gründe dem Minifter- 
rate darzulegen, dejjen Protokoll dem Könige vorzulegen ift. 


Urt. VIII. Jedem wirklichen oder abgetretenen Staatsminifter oder Ver⸗ 
weler eined Staatsminiſteriums dürfen die amtlichen Behelfe zur Rechenſchafts- 
ablage über feine Amtsverwaltung nicht vorenthalten werden, wenn er berjelben 
zu feiner Rechtfertigung vor dem Könige ober ben Ständen des Reiches bedarf. 


Art. IX. Ein Staatdminifter oder deffen Stellvertreter, der dur Hand⸗ 
ungen oder Unterlafjungen die Staatsgeſetze verlegt, ift den Ständen des Reiches 
verantwortlich und kann auf deren Unflage mit Rüdficht auf den Grad bes Ver⸗ 
ſchuldens und auf den Erfolg der Bflichtverlegung 

1) mit einfacher entfernung vom Dienfte unter Belaffung bes ihm nad 

8 19 der Berf.-Beil. IX gebührenden Ruhegehaltes 

2) mit Dienftesentlaffung ohne Ruhegehalt oder 

3) mit Dienftesentiegung — Kaffation — 
beftraft werden. 

Urt. X. Erachten die Stände des Reiches die Borausfehungen bes 
Art. IX für gegeben und demnach durch ihre Pflicht fich aufgefordert, gegen einen 
Minifter oder Minifter-Stellvertreter förmliche Antiage zu erheben, ſo wird der 
König, nachdem das dur Tit. X 8 6 Abſ. I und IL der Verf.Urk. vorgeſchrie⸗ 
bene Verfahren ftattgefunden hat, den Angeklagten vorläufig fujpendieren und bie 


% Siehe Hiegu 5 8 Ziff. 2 bei Vandt.⸗Abſch. vom 4. Juni 1848 (Web. B, 685). 
30” 
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8 2.14) Die Krone ift erblich in dem Mannsſtamme des Tal. 
— nach dem Rechte der Erſtgeburt und der agnatiſch⸗linealiſchen 
Erbfolge. 


8 3. Zur Succeſſionsfähigkeit wird eine rechtmäßige Geburt 
aus einer ebenbürtigen — mit Bewilligung des Königs heichloffenen 
Che erfordert. 


8 4 Der Mannzftamm bat vor den meiblichen Nachlommen 
den Vorzug, und die Prinzeſſinnen find von der Negierungs-TFolge 
infolange ausgejchloffen, als in dem königlichen Haufe noch ein ſuc⸗ 


erhobene Anklage buch einen hiezu befonberd zufammenzuberufenden Staats- 
gerichtöhof unverzüglich zur Entſcheidung bringen laſſen. 

du Die Beſtimmungen des 8 16 der IX. Verf.Beil. bleiben hiebei außer An- 
wendung. 


Art. XI. Die Berhandlungen des Stantögerichtöhofes find mündlich und 


öffentlich. 
Gie Einreihung nnd Vertretung ber Anklage geichieht burd, Bevollmäch- 
tigte ber Stände des Reichs, welche jede Kammer durch abjolute Stimmenm 
heit ge wählen bat. Weber die Thatfrage der Anklage Haben Geſchworene, über 
Die tsfrage rechtskundige Richter zu enticheiben. 

m übrigen !richtet I die Bujammenfegung und das Berfahren des 
Sgerhtegerichtshofes nad) den einſchlägigen beſonderen geſetzlichen Veſtim⸗ 
mungen. 


Urt. XII. Bezüglich der in Art. 9 vorgeſehenen Strafen wird der König 
von bem Rechte ber Begnadigung keinen Gebrauch machen. 

Die Nehabilitierung des Berurteilten kann nur mit Buftimmung ber 
Stände des Reiches erfolgen. 


Urt. XIII. Durch das Verfahren vor dem Stantsgerichtähofe wird 

1) bie zuftändige Wirkſamkeit der ordentlichen Strafgerichte bezüglich der 
etwa Tonfurrierenden gemeinen ober Amtsverbrechen oder Vergehen, jowie 

2) bie „nerfolgung ber Entihäbdigungsaniprüde vor den bürgerlichen Ge⸗ 


richten 
nicht ausgeichlofien. 


Art. XIV. Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem Tage ber Bekanntmachung 
durch das Geſetzblatt in Wirkſamleit und foll als ein ergänzenber Beſtandteil ber 
Berfaffungsurfunde und als ein Grundgeſetz des Reiches angefehen werben zc. 


1, 88 2—4 behandeln die ordentlidhe Thronfolge, 88 5 und 6 bie 
außerordentliche. 

Die Thronfolge ift agnatiich d. h. fie erfolgt nur im Mannsftamme. 
Bu diefem Mannsſtamme be3 bayer. Rönigahaufed gehören auch die agnati- 
hen Berwandten der herzogl. Linie; fie iſt Iinealifch db. h. ‚enticpeibenb iſt 
die Erſtgeburt und zwar derart, daß auch die Nachkommenſchaft at eborenen 
dem Später geborenen und feiner Nachkommenſchaft — ohne Rüdficht au Grad 
der Berwandtihaft — vorge t. 

Am übrigen |. über Thronfolge: v. Seydel (2. Aufl.) 1, 188—201; ferner 
Pözl, Berf.-R. (6. Aufl.) S. 368-379, endlich oben 8 38 ©. 138. 





Giche hierüber das Be 80. März 1850 „ben Staat t db daB . 
len set Kalk en gegen Deinifien bern" Web, 4 908 . Diefes m iR —ã— 2 
geſetz, welches nicht in Form deß Tit. X 7 ber Urtk. erlaſſen 
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ceſſionsfähiger männlicher Sproffe oder ein durch Erbverbrüderung zur 
Thronfolge berechtigter Prinz vorhanden iſt. 15) 


85. Nach gänzlicher Erlöfhung des Mannsſtammes und in 
Ermangelung einer mit einem andern fürftlichen Haufe aus Dem 
deutfchen Bunde für dieſen Fall gefchloffenen Erbverbrüderung geht 
die Thronfolge auf die meiblihe Nachlommenfchaft nach eben der 
Erbfolge-Drdnung, die für den Mannsitamm feſtgeſetzt ift, über, fo 
daß die zur Beit des Ablebens des letzt regierenden Königs lebenden 
bayerijchen Pringeflinnen oder Abkömmlinge von denfelben, ohne 
Unterjchted des Gefchlechtes ebenfo, als wären fie Prinzen des ur- 
ſprünglichen Mannsſtammes des bayerischen Haufes nah dem Erit- 
geburtsrechte und der Lineal-Erbfolge-Drdnung zur Thronfolge berufen 
werden. 18) 

Wenn in dem regierenden neuen töniglichen Haufe wieder Ab⸗ 
fümmlinge des erften Grades von beiderlei Gefchlecht geboren werden, 
tritt alsdann der Vorzug des männlichen Geſchlechts vor dem weib- 
lichen wieder ein. 


8 6. Sollte die bayerifche Krone nach Erlöfchung des Manns⸗ 
ftammes an den Regenten einer größeren Monarchie gelangen, welcher 
feine Reſidenz im SKönigreihe Bayern nicht nehmen fünnte, oder 
würde, jo foll diejelbe an den zweitgeborenen Bringen dieſes Haufes 
übergehen, und in deſſen Linie ſodann dieſelbe Erbfolge eintreten, wie 
fie oben vorgezeichnet ift. 

Kommt aber die Krone an die Gemahlin eines auswärtigen 
größeren Monarchen, fo wird fie zwar Königin, fie muß jedoch einen 
Bizefönig, der feine Nefidenz in der Hauptitadt des Königreichs zu 
nehmen hat, ernennen, und die Krone geht nach ihrem Ableben an 
ihren zweitgebornen Prinzen über. 


8 7. Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzeffinnen des 
königlichen Haufes tritt mit dem zurücigelegten achtzehnten Jahre ein. 17) 


8 8. Die übrigen Verhältniſſe der Mitglieder des königlichen 
Haufes richten ſich nach den Beſtimmungen des pragmatifchen Fami- 
lien⸗Geſetzes. 19) 


ı, Die Thronfolge wird auch noch in Tit. V des Yamilienftatut3 vom 
5 zuguft 1819 behandelt. Diefes Familienſtatut ift infolge der Erlaflung ber 
Verf.⸗Urk. an Stelle des Statut vom 18. Januar 1816 getreten, es ift fein 
Geſetz, fondern ein autonomer Erlaß des Königd wie die Berraffung ſelbſt. Das⸗ 
ſelbe erſcheint jedoch als Ergänzung des Tit. II der Verf.⸗Urk. und iſt daher in 
nachſtehender Anm. 18 zum Abdrucke gebracht. 
20) Die außerordentliche Ahronfolge teilt ſich: 
a. in diejenige auf Grund einer ebberbrüberung ; 
b. in die Thronfolge der Cognaten (weiblichen Nachkommenſchaft); 

bie Ieptere tritt ein, wenn Erbverbrüderung nicht befteht. Hierüber |. v. Geyd. 1, 


7) Hierüber |. Tit. IX des Yamilienftatut3 in Unm. 18. 
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29 Rönigliches JamilienStatut 
vom 5. Auguſt 1819*) (MB. 1821 ©. 5). 


Wir Maximilian Joſeßh 
bon Gottes Gnaden König von Bayern 
urfunden und befennen hiermit: Da die Verfaſſungsurkunde Unjeres Reiches vom 
26. Mai 1818 Abänderungen bes unterm 18. Jänner 1816 belannt gemachten 
Familien⸗Geſetzes in einigen weſentlichen Stüden erfordert, fo haben Wir nach 
borgängiger Beratung in einer Berfammlung Unjeres Gefamt-Minifteriums, unter 
Zuſtimmung der Agnaten Unſeres Haufes, nachfolgendes, künftig allein gültiges 
Haus⸗Grund⸗Geſetz erlafien, in welchem alle Anordnungen der älteren Familien⸗ 
Geſetze und Verträge, jo weit fie mit den in obenerwähnter Berfafiungs-Urfunde 
enthaltenen Beftimmungen vereinbarlich und auf die übrigen Verhältniſſe Unſeres 
Hauſes noch anwendbar find, aufgenommen mworben. 
Wir beichließen Hiernach und verorbnen : 


L. Jitel. 
Ben den Perisnen Des königlichen Hauſes. 


8 1. Das Tönigliche Haus begreift: 

a. alle Prinzen und Brinzeffinnen, welche von dem Sönige ober von 
einem Descendenten be3 gemeinichaftlihen Stamm⸗Vaters bed Tönig- 
lichen gaules durch anerfannte, ebenbürtige, rechtmäßige Ehen in männ⸗ 
licher Linie abſtammen; 

b. die Gemahlinnen der königlichen Prinzen und ihre Witwen, während 
ihres Witwen⸗Standes. 

8 2. Alle Glieder des königlichen Hauſes find der Hoheit und Gerichts- 
barkeit des Monarchen untergeben, und er übt als Haupt des Hauſes eine be- 
ſondere Aufſicht mit beſtimmten Rechten über ſie aus. 

8. Dieſe Rechte find während der Deinberjährigfeit des Königs ober 
während der Dauer feiner Berhinderung in Ausübung der Regierung dem Reichs- 
verweſer übertragen. 

I. Yitel. 


Ben den Heiraten der Prinzen und Prinzeffinnen Des Töniglidden Hauſes 


8 1. Kein bayerifcher Prinz und feine bayerifhe Prinzeſſin darf eine 
— N haben 5 eingehen, ohne dazu vorher die Einwilligung des Königs er- 
alten zu haben. 

2. Wenn der König die Bewilligung erteilt, fo wird die Urkunde da- 
rüber unter föniglicher eigenhändiger Unterichrift und königlichem Siegel, und 
— pe Kontraſignatur des Staats-Minifterd des königlichen Hauſes ausge» 
ertiget. 

8. Unterbleibt biefe formliche Einwilligung, jo hat bie gefchloffene Ehe 
eines Mitgliedes des Föniglichen Hauſes in Beziehung auf den Stand, Titel und 
Wappen besfelben feine rechtliche Wirkung. Ebenſowenig fünnen daraus auf 
Staatd-Erbfolge, Apanage, Ausiteuer, Wittum, felbit auf die nach älteren Her⸗ 
fommen und Familienverträgen zugeftandenen Vorteile einer Ehe zur linten Hand 
Anſpruche gemacht werden. Die aus folder Ehe erzeugten Kinder ober die zurüd- 
ebliebenen Witwen haben nur eine Wlimentation aus bem eigenen Bermögen des 

aters oder Ehegemahls zu forbern. 
8 4. Ulle von ben Prinzen und Prinzeſſinnen des königlichen Hauſes 
en Cheverträge find nichtig, wenn fie die königliche Veftätigung nicht 
erhalten haben. 


— — eV 


*) Durch rit. 11 8 8 und 14 der Verſ.Urk. an Familienſtatut betätigt und daher alB 
Fre ber Berf.-Urk. erllärt. ©. au 5 8 bes Finanzgeſetzes vom 28. Dezember 1831 (WDeb. 
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85. Seinem Mitgliebe des königlichen Haufes ift eine Aboption geftattet. 


II. Yitel. 


Bon den Berbandlungen über Die Geburt, Die Vermählungen und Die 
Sterbefälle in Dem königlichen Hanfe. *) 


8 1. Diefe Verhandlungen werden unter der Leitung des Minifters bes 
föniglichen Hauſes aufgenommen. Der König ernennt aus den nächiten Prinzen 
des Haufes, nach dieſen aus den Miniſtern, Kron⸗ und eriten Staatd-Beamten bie 
zu ſolchen Verhandlungen erforderlichen Beugen. 

8 2. Wenn der König an dem Orte, wo die Verhandlung vor fich geht, 
nicht gegenwärtig fein follte und die Zeugen nicht felbit ernannt hat, jo geichieht 
die Ernennung derfelben aus den oben bezeichneten Perfonen durd den Minifter 
bes Töniglichen Haufe aus befonderm Wuftrage bed Königs, und im alle aud) 
der ebengenannte Minifter nicht gegenwärtig fein follte, jo werben folgende Zeugen 
Dafür beſtimmt: 

a. ein bvolljähriger Bein des Haufes, wenn ein folcher anweſend ift, 

b. die zwei erften im Orte befindlichen Staat3- Diener, nebft den Hof. 

beamten des Brinzen, weldyen bie Berhandlung betrifft. 

Die Verhandlung jelbit muß von dem erften Töniglihen Beamten aufge 
nommen, von den Zeugen mit unterichrieben, und jobann an den oben erwähnten 
Minifter eingefendet werben, burch welchen fie, foferne fie nady den Borfchriften 
Des Geſetzes verfaßt, und von ihm nichts dagegen zu erinnern gefunden worden 
ift, dem Slönige vorgelegt wird. 

8 3. Bei Sterbfälen der Prinzen und Brinzeifinnen des Töniglichen 
Hauſes wird das Siegel in ihren Paläften und Häufern durch den Minifter des 
Töniglichen Laufe angelegt. An dem Orte, wo derjelbe nicht gegenwärtig ift, 
beforgt die Sie eianiegung der erfte allda mohnende königliche Staats - Beamte, 
a * aus bei uftrage hierzu ernannte Bevollmädhtigte des erwähnten 

inifter3. 

8 4. In allen vorhin erwähnten Fällen wirb bas Original ber verfaßten 
Urkunde in dem Archive des königlichen Haufes, und eine beglaubigte Abichrift in 
bem Reichsarchive hinterlegt. 

IV. Titel. 


Bon der Aufſicht Des Königs über Die Prinzen und Prinzeffinnen Des 
Fönigliden Hanies. 


8 1. Dem Könige ald NRegenten und Haupte bed Hauſes kömmt Die Be⸗ 
fugnid zu, Einfiht von ber Erziehung aller Prinzen und Prinzeffinnen feines 
Haufe3 zu nehmen. 

8 2. Kein Prinz und feine PBrinzeffin des königlichen Hauſes barf ohne 
ausdrüdlihe Erlaubnis des Königs in einen fremden Staat ſich begeben. 

8 8. leberhaupt fteht es dem Monarchen zu, alle zur Erhaltung ber 
Ruhe, Ehre, Ordnung und Wohlfahrt des königlichen Haufes dienliche Maßregeln 


zu ergreifen. 
V. Yitel. 


Bon Ber Thron⸗ und Erbfolge. 
81. Bei der Thronfolge treten biejenigen Beitimmungen ein, welche in 
ber Berfaffungs- Urkunde Tit. II 88 2, 3, 4, D und 6 desfalls enthalten find, 
Sn den Fällen, da ein Bizelönig aufgeftellt wird, fol der zur Thronfolge 
beftimmte Prinz, ober in Ermangelung eines dazu geeigneten Prinzen, ein Ein- 
geborner dazu ernannt werben.®) 


ändigem 








a) Vergl. u 72 deß fonenftandsgefeheß vom 6, Febrnar 1875 (Web. 10, 579), 
ferner PvE le Re eg 1876. KH in 550 H * . 


d) Bergl. Yiegu 5 6 Ubſ. 2 Tit. II ber Verſ.⸗Urk. 
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8 2. Für die Dauer bes Mannesftammes, und im Falle, wenn ein durch 
Erbverbrüderung zur Ieao berechtigter Prinz vorhanden iſt, ſind die Prin⸗ 
zeſſinnen von der Nachfolge zur Krone durch die Verfaſſungs⸗Urkunde ausge⸗ 
ſchl 


en. 

Der Verzicht auf dieſe Nachfolge ſoll in künftigen Ehevertraͤgen unter Be 

siehung auf bie einjchlägige Stelle der Verfaſſungs⸗Urkunde beſonders ausgebrüdt 
werben. 


88. Die Brinzeffinnen find nicht nur von der Regierungsfolge, ſondern 
auch von ber Inteſtat⸗Erbfolge alles bemeglichen Bermögend bes Manndftammes, 
ſowohl in der Haupt-Linie, als in den Reben-Linien ausgeſchloſſen, fo lange noch 
männliche Sprofien im königlichen Haufe vorhanden find. 

Bis zur Erlöfhung des Mannd-Stammes bleiben fie auf die ihnen aus⸗ 
geſetzte Ausfteuer beichränft. Sollte der oben vorgeichriebene Verzicht durdy irgend 
einen Zufall nicht geleiftet worden fein, jo werden fie nach den Geſetzen des könig- 
lichen Haufes zu gunften des Mannd-Stammes für verzichtet geachtet. 

84. Im Falle gänzlicher Erlöihung des Manns⸗Stammes wird Den 
Brinzejfinnen die erfolge in das Privat« Vermögen des letzten Monarchen nach 
dem folgenden VIII. Titel eröffnet. Bei jenem zurüdgelaflenen Bermögen, 
welches als Beſtandteil bes der Krone angehörigen Vermögens nad ben frü 
Bamitien @e\chen und Verträgen de3 Töniglichen Haufes und ber Berfafjungs- 
Urkunde bes Reichs Tit. III 8 1 und 2 erklärt iſt, richtet ſich die Erbfolge nach 
den Beſtimmungen über die Thronfolge. 


VI. Jitel. 
Bon Apanagen, Ausſtener nud Wittum. °) 


8 1. Keine Apanage darf künftig auf liegende Güter, ſondern fie ſoll in 
einer Geld⸗Rente von höchſtens 100,000 Gulden, welche in monatlichen Beträgen 
an bie nachgebornen Prinzen auszubezahlen ift, auf die königliche Staat3- Kafie 
angewiejen werben. Für die nachgebornen Söhne ded Königs wird die Apanage 
niemal3 unter 80,000 Gulden, wenn fie etabliert und verheiratet find, nicht unter 
60,000 Gulden, wenn fie vor ihrer Vermählung ſich etablieren, betragen. Wenn 
von dem Könige nur zwei Brinzen binterlaffen worden find, fo tritt ber Nach⸗ 
neborne in die volle Apanage von 100,000 Gulden ein, ohne daß in der Folge 
eine Berminberung ftattfinden darf, jedoch wird bei den nachgebornen Söhnen ber 
künftigen Könige die wirkliche Bermählung vorausgefett, außerdem mit der Etablierung 
lediglich eine Apanage von 80,000 Gulden verbunden fein fol. Neben⸗Einkünfte, 
weldye von Militär⸗ oder andern Ehargen, ober aus bejondern Titeln bezogen 
werden, können in die Apanage nicht eingerechnet werben. 

82. Der Unterhalt des Kronprinzen wird jedesmal beſonders feftgejegt 
und auf die Staats⸗Kaſſe angemiefen. 

8 8. Die Apanagen der Nachgebornen werden nad) dem 8 1 angeführten 
Maßſtabe von dem Könige durch eine befondere Urkunde feitgefegt und angewieſen, 
fobald für den nachgebornen Prinzen ein eigenes Haus gebildet wird. Bis dahin 
werben die nachgebornen Brinzen zwar auf Koften der föniglihen Staats - Kafie 
unterhalten, dieſer Unterhalt wird aber jährlid von dem Könige beionders 
beftimmt. 

8 4. Da, wo bereit3 bejondere Upanagial-Berträge im Löniglichen Haufe 
beſtehen, hat e8 hiebei jein erbleiben. 

85. Die Prinzen bes Föniglichen Haufes find nach dem Tode ihres 
Vaters berechtigt, nach erreichtem 21. Jahre ſich befonders zu etablieren, und Hierzu 
bie ihnen gebührende Apanage in Anſpruch zu nehmen. 


c) Giche hiezu das oben in Anm. 9 &. 464 f. abgebrudte Gefey vom 1. Juli 1894 über bie 
Gipiflifte, beſonders Art. VIL 
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86. Wenn für einen nachgebornen Prinzen bie Upanage feftgefegt und 
angewielen ift, fo muß ee Davon nicht nur den Unterhalt feines Hauſes, 
fondern auch bie Ausſteuer feiner Töchter, die Etablierung und Berjorgung feiner 
Söhne, und die Wittume in jeiner.Linie beftreiten. Sollte deſſen Familie fo 
zahlreich fein, daB die ausgeſetzte Apanage zu ihrem ftandesmäßigen Unterhalte 
nicht mehr Hinreihte, oder daß für das Haus eines Prinzen aus der Nebenlinie 
nicht wenigftend der dritte Teil des Minimumd der Apanage eines Töniglichen 
Prinzen auszumitteln wäre, jo wird der König für folche einzelne Fälle dad AÄb⸗ 
gängige ergänzen. Auf den Fall des Abganges einzelner Zweige von der Linie 
eines nachgebornen Bringen wächft der eröffnete Anteil der Apanage mit den da- 
mit verbundenen Laften des Wittums, fowie des Unterhaltes und der Ausfteuer 
der Brinzeifinnen den übrigen Zweigen jener Linie gleichheitlih zu. Dem Sönige 
bleibt jedoch vorbehalten, aus diejer eröffneten Apanage den Unterhalt und bie 
Ausfteuer der genannten Prinzeſſinnen zu beftimmen, wenn nicht ſchon früher ber 
Iegte Sproffe der abgegangenen Nebenlinie mit königlicher Bewilligung hierüber 
Vorſehung getroffen haben follte. 

7. Ein apanagierter Prinz muß allezeit die in feinem Haufe getroffenen 
Einrihtungen dem Könige zur Beitätigung anzeigen. 

8 8. Solange die Prinzelfinnen ledig find, muß für ihren ftandesmäßigen 
Unterhalt geforgt werben, welcher von dem Könige für feine Brinzejjinnen-Töcdhter 
in bem für das föniglihe Haus entworfenen Etat jährlich beftimmt wird. 

89. Wenn der Monarch für ben Fall feines Ablebens mit dem Regierungd- 
nachfolger wegen des Unterhalt feiner zurüdgelafjenen Prinzeſſinnen keine be⸗ 
ſondere Verabredung getroffen hat, und die verwitwete Königin gleichfalls nicht 
mehr am Leben iſt, ſo iſt der Nachfolger verbunden, einer jeden volljährigen 
Prinzeſſin, ſobald ein eigenes Haus für Be gebildet wird, bis zu ihrer ern 
für ihren ftandesmäßigen Unterhalt eine jährliche Rente von wenigſtens 24, 
Gulden und höchſtens 30,000 Gulden in monatlichen Raten anzumetjen. 

Ohne befondere Gründe Tann aber, jobald die Prinzeilin das 25. Jahr 
zurüdgelegt hat, berjelben die Beftellung eines eigenen Hauſes nicht verweigert 
werden. 

8 10. Solange bie verwitwete Königin am eben ift, und ihren Witmen- 
ſtand nicht ändert, verbleiben bie ledigen Prinzeflinnen- Töchter in ihrem Haufe 
unter ihrer unmittelbaren Aufficht, und empfangen von dem Thronerben für ihren 
Unterhalt die Hälfte der obigen Summe. Wenn eine Prinzeffin nad) zurüdge- 
legtem 25. Jahre mit Genehmigung des Königs aus dem mütterlichen Haufe tritt, 
jo erhält fie die volle Apanage, vorbehaltlich ber dem Monarchen vermöge bes 
IV. Titel8 zuftehenden Rechte der Aufficht. 

8 11. Für jede Prinzeſſin aus der Töniglichen Hauptlinie ift bei ihrer 
en ung zur Uusftener und Totalabfindung ein Betrag von 100,000 Gulden 

geſetzt. 

8 12. Das Wittum der regierenden Königin beſtimmt ſich, nebſt einer 
anftändig eingerichteten Reſidenz, jedesmal nad dem abgeſchloſſenen Ehevertrag, 
darf aber fünftig nie mehr als 120,000 Gulden jährlich nebit benötigter Fourage 
und Holz betragen. u 

In Anſehung des Wittums der gegenwärtig regierenden Königin verbleibt 
ed bei den hierüber getroffenen Anordnungen. *) 

Die darüber zu errichtende Urkunde wird von dem Könige unter- 
zeichnet, und mit feinem Sabinetöfiegel gefertigt, dann in Gegenwart zweier von 
dem Könige befonderd hiezu ernannten Beugen dem Winifter des königlichen 
Haufes zugeftellt, worüber ein bejonberes Protofoll aufgenommen wird. 


8 14. Die auögefertigte Urkunde wird alddann in dem Hausarchive bis 
zu dem Zeitpunkte be3 eintretenden Falles aufbewahrt. 


d) &8 if} dies $ VI Tit, II ber Konftitution vom 1. Mai 1808 (Web. X, 182). 
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8 15. Nach dem erfolgten Ableben bes Monarchen wirb fie feinem Nadh- 
folger von dem Minifter des königlichen Haufes vorgelegt, welcher gehalten ift, 
Deebe pünktlich vollziehen zu laflen, und der Witwe eine Abſchrift hievon mit- 
zuteilen. . 

8 16. Die nachhgebornen Prinzen beftimmen auf eine ähnliche Art das 
Bittum ihrer Gemahlinnen, jedoch muß die darüber außgefertigte Urfunde dem 
Könige zur VBeitätigung vorgelegt werden. 


vo. titel, 
Bon dem Hofftante Des Täniglichen Haufe. 


8 1. Der König ernennt feinen Hofftaat, jenen der Königin, bed Kron⸗ 
prinzen, der Töniglichen Witwen und der Apanagierten in ber königlichen direften 
Linie. Die Wahl des Hofftaantes der Prinzen ber Nebenlinien muß ihm ange- 
zeigt, und kann nur mit feiner Genehmigung angeordnet werben. 


VII. Yitel 


Ben Dem Privatvermögen Der Glieder Bes königlichen Hauſes und Ber 
Erbfolge in dasſelbe. 


8 1. Ueber alle Gegenftände, welde zu bem Staatd- unb Haus - Fidei- 
fommiß»®Bermögen gehören (Tit. V 88 3 und 4), fteht dem jebeömaligen Re⸗ 
genten feine PBrivat-Dispofition zu; dieje kann fi) nur auf dasjenige Vermögen 
erftreden, welches ber Monarch weder aus Staatömitteln, noch durch Staats 
verträge, noch in fideilommifjariicher Eigenichaft zur Vererbung im vorhandenen 
Mannesftamme, jondern durch Erſparnis aus den zu feiner Brivat - Dispofition 
geftelten Einnahmen oder aus fonftigen PBrivattiteln erworben, unb den Vermögen 

ed Staates und ber Krone noch nicht einverleibt hat. 

82. Der Monarch ift in feinen Dispofitionen an die Borfchriften der 
bürgerlichen @ejege nicht gebunden. 

83. In Ermanglung einer Dispofition findet in das zurüdgelaffene 
Frivewermogen des Monarchen auch eine Inteſtat⸗Erbfolge, jedoch nur mit der 

t. V 8 3 enthaltenen Beſchränkung, und vorbehaltlich der in ber Verfaffungs- 
Urkunde Tit. III 8 1 enthaltenen Beſtimmungen ſtatt. 

8 4. Die eintretende Snteitat- Erbfolge richtet ſich nach den bürgerlichen 
Geſetzen. 

85. Die übrigen Glieder des königlichen Hauſes find bei ben Dispofi⸗ 
tionen über ihr Brivatvermögen an bie Beobadhtung der bürgerlichen Geſetze ge- 
halten, nad) welchen auch die Erbfolge in basjelbe beftimmt wird. 

8 6. Ueber die ihnen angewiefene Apanage fteht ihnen ohne Genehmigung 
bes Königs keine Dispofition, ſelbſt in ihrer Linie, zu. 

8 7. Nach dem Abgange ber männlihen Nachkommenſchaft eines nad) 
geboren Bringen fällt die ıhym und feiner direften Linie angewieſene Apanage, 
mit den daran ruhenden Laften des Wittums, ſowie des Unterhalt? und ber Aus- 
fteuer der Brinzejfinnen, wenn nicht ber Tit. VIS 6 angeführte all des Zuwachſes 
an bie übrigen Zweige einer und der nämtlichen Nebenlinie eintritt, an bie 
Krone zurüd. 

IX. Yitel. 


Bon Der Neichsverweſung und Den Vormundſchaften. 
8 1. Die RBolljährigleit der Prinzen und Prinzeffinnen bes föniglichen 
Haufes tritt mit bem zurüdgelegten 18. Jahre ein. 
8 2. In Anſehung der Reichdvermejung kommen jene Beſtimmungen in 
Anwendung, welche in der Berfafjungs-Urkunde Tit II 88 9 bis 14 und 88 15 
bis 22 enthalten find. 
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8 8. Die Vormundbichaft über die Föniglichen Prinzen und Brinzeffinnen, 
infoweit jie auf die Reichsverweſung fich nicht bezieht, kann durch eine väterliche 
Dispofition bejonder8 angeorbnet werden. In Ermanglung einer ſolchen Dispo⸗ 
fition gebührt der verwitweten Königin, welche in jedem Falle die Erziehung ihrer 
Kinder Hat, die Vormundſchaft über bad Privatvermögen berjelben während ihrer 
Minderjährigkeit, jedoch allzeit unter ber Aufſicht des Monarchen oder des gejeß- 
lichen Reichsverweſers, welcher das Gutachten des Regentſchafts⸗Rates hiebei zu 
erholen hat. Die nämliche Aufſicht hat auch bei der durch den verſtorbenen Mo⸗ 
narchen angeordneten Vormundſchaft ſtatt. 

4. Sollte die verwitwete Königin vor beendigter Vormundſchaft mit 
Tod abgehen, oder wegen eines geſetzlichen Hinderniſſes die Vormundſchaft nicht 
fortführen können, jo kömmt die Anordnung derſelben dem nachgefolgten Monarchen 
oder dem jedesmaligen Reichsverweſer mit Vernehmung bed Regentichaft3-Rates zur. 

8 5. Die Prinzeifinnen verbleiben unter ber Kuratel des Monarchen oder 
be3 Reichsverweſers bis zu ihrer Vermählung, ohne Unterſchied, ob fie bei der 
en ie Königin ſich befinden, ober ein befonberes Haus für fie gebildet 
worden ift. 

8 6. Die Prinzen des königlichen Haufes können für die Verwaltung be3 
Vermögens und bie Erziehung ihrer minderjährigen Kinder Vormünder ernennen, 
dieſe müfjen aber von dem Könige beftätigt werben. 

7. Wenn ber Water entmweber jelbft feine WBormünder ernannt hat, ober 
die ernannten haben die königliche Genehmigung nicht erhalten, fo kömmt ihre 
Beitellung dem Könige zu. 

8. Die Bormünder müfjen bei der Erziehung der Prinzen und Prin- 
zejlinnen dasjenige beobachten, was in Tit. IV 8 1 deshalb verordnet ift. 

9. In Anfehung der Verwaltung bes Vermögens haben fie die Vor- 
fchriften der Geſetze des Königreichs zu beobachten, jedoch wirb bei ihren Hand- 
lungen, wo bei ®rivaten die VBeftätigung der Berichte vorgeichrieben iſt, die Be⸗ 
ftättgung des Königs erforbert. 

X. Yilel.e) 


Von Ber Gerichtabarkeit Über Bas Töniglidde Haus in ftreitigen Fällen und 
bon dem Familien⸗RNate. 


8 1. Real⸗ und vermifchte Klagen gegen ein &lied des föniglichen Hauſes 
werben bei ben einichlägigen königlichen Uppellationdgerichten angebradt. 

2. Weber alle andere perjönliche gerichtliche Angelegenheiten der Prinzen 
und Prinzeflinnen des Haufes verfügt und enticheibet der König. Den vorläufigen 
Berfuch der gütlichen Vereinbarung hat der Tönigliche Staatsminifter der Juſtiz 
auf Töniglichen Auftrag anzuftellen. Bleibt derjelbe ohne Erfolg, jo wird ber 
Prozeß durch die Bräfidenten des Oberappellationsgerichte 7) und bed Uppellationg- 
Berichtes s) der Nefibenzftadt nach ber beftehenden Gerichtsordnung im Töniglichen 
Namen, und nad vorläufigen befonderen Auftrage des Königs inftruiert. Die 
auf obige Weife inftruierten Alten werden an das Lönigliche Staatsminifterium 
der Suftiz eingejenbet. Die Entſcheidung der Sache erfolgt durch den Konig nad 
vorher eingeholtem gemeinfchaftlichen Gutachten der beiden Staatdminifterien bes 
föniglihen Hauſes und ber Juftiz in erfter und zugleich letzter Inſtanz. 

8. Die Depofition bei Beugichaften ift von ben koöniglichen Familien⸗ 
gliedern bei fürftlihen Treuen und Glauben durd einen Präfidenten bes Ober⸗ 
appellationsgerichtes *) zu erholen und dem einjchlägigen Gerichte mitzuteilen.®) 


e) Zu Tit. X vergl.: Urt. 81 bj. 2 bes bayer. Ausführungägefeget zum Reichsgerichts⸗ 
Berfalungsgeich Meb. 12, 614): „Die bezugu⸗ der Geriähtäbartett in ngelegenheiten der Mit» 
Lieber ber TB — Familie geltenben orſchriften bleiben unberührt.” (Siehe hiezu 5 5 bed 
Enter. zum Keidhs-@er.-IBerf.-Bef. vom 27. Januar 1877 (eb. 11, 749). 

Ferner: Art. 8 Abſ. II (Iehter Ga) de Ausſ.⸗Geſ. zur Str..Proz.«Orbn. vom 18. Auguſt 
1879 (eb. 18, 198) : „Unberührt bleiben die Beftimmungen des Familienſiatuts vom 5. Aug. 1810. 

N t oberften Landeßgerichtes. 

R) Dberlandesgerichtes. 

n) Giehe diegu 8 71 ber Reichs⸗GStr.⸗Proz⸗Ordn. welcher befimmt: Die Bandeäheren und 
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89 Die Reichöverwefung 19) tritt ein: 

a. während der Minderjährigfeit de Monarchen; 

b. wenn derjelbe an der Ausübung der Regierung auf eine 
längere Zeit verhindert ift, und für die Verwaltung des 
Reichs nicht ſelbſt Vorſorge getroffen hat oder treffen Tann.20) 


8 4. Dem Könige allein bleibt e3 vorbehalten, zur Enticheibung wichtiger 
Fälle in perjönlichen Angelegenheiten der Glieder des Töniglichen Haufe einen 
Familienrat zu berufen. 

Derfelbe befteht aus dem Könige, dem Sronprinzen, denjenigen Prinzen 
ben a iden Haufes, welche das 21. Jahr erreicht haben, den Kronbeamten unb 

iniftern. 

85. Die Zufammenberufung wird den fämtlichen Mitgliedern durch ein 
beſonderes Pönigliched Defret befannt gemadht. 

86. Der Yamilienrat als königlicher oberfter Gericht3hof wird von bem 
Könige oder in deſſen Abweſenheit von dem Sronprinzen präſidiert; find beide 
nicht gegenwärtig, jo wird das Präfidium nad) Butbefinden bed Monarchen einem 
anderen durch ein beſonderes Dekret übertragen. 

87. Der Staatöminifter ber Juſtiz hat bei dem königlichen Yamilienrate 
En Famil t d b Eigenſchaft 
X Der Familienrat erkennt in der ihm beigelegten Eigenſcha 
den rechtlichen Verhältniſſen des Falles. naqh 

Die Beſtätigung bleibt dem Könige vorbehalten. — 

Wir erklären dieſes Familien⸗Statut als ein pragmatiſches Haus⸗Geſetz, 
welches nicht nur ſämtliche Mitglieder Unſeres Hauſes verbindet, ſondern auf 
deſſen Beobachtung auch ſämtliche Staats⸗Miniſterien und übrige Landesſtellen 
angewieſen werden. 


i) Ueber Reichsverweſung ſ. oben 8 39 ©. 139 f.; ferner v. Seydel 1, 
224 ff.; Pözl, Verf.⸗Recht 8 145 ff. 


*°) Ueber die Frage, ob während der Neichöverweiung eine Veränderung 
der Berfafjung vorgenommen werden darf, berricht nunmehr wohl überwiegend bie 
Anficht, daß eine Pole zuläffig und möglich fei. ©. hierüber oben 8 39 ©. 139 f. 
Dem dort Gejagten fügen wir noch bei: 

Nach Tit. II 8 15 wird in ben im 8 9 a und b bezeichneten Fällen bie 
Megierung (feitend des Reichsverweſers) im Namen des minderjährigen oder 
in der Ausübung der Regierung gehinderten Monarchen geführt. Unter „Re 
gierung‘ ift bier offenbar alle Gewalt verſtanden, welche nad Tit. II 8 1 dem 

dnige zufteht, alſo nicht blos bie Negierungsgewalt im engeren Sinne, fondern 
auch die Geſetzgebungsgewalt. Weiter beftimmt Tit. II 8 17: Der Regent übt 
während jeiner Reichsverweſung alle Wegierungsrechte aus, welche durch bie 
Berfafjung nicht befonders ausgenommen find. Die einzige Yusna 
aber, welche bie Berfaflung fennt, ift in Tit. II 8 18 aufgeführt. Alle Rechte 
nun, die nicht beſonders ausgenommen find, ftehen aber dem Reichsverweſer, ber 
im Namen bes König3 regiert, ebenjo zu wie dem Könige: aljo auch das Hecht, 
unter der von ber Verfaflung vorgeichriebenen Yorm (Tit. X $ 7) Geſetze zu er- 
Iafjen, welche eine Abänderung Der Berfefiung enthalten. 

Uebrigens bemeift die Erlaffung des Geſetzes vom 26. Dfltober 1887 „die 
Erläuterung und den Vollzug des Tit. II 8 18 der Verf.Urk. betr.“ jelbft, baß 


die Mitglieder der landeſsherrliden Familien, ſowie die Mitglieder ber fürſtlichen Familie Hohen⸗ 
zollern find in ihrer Wohnung zu dernebmen. , 

Den Eid leiſten bielelben mittels Unterfchreibens ber bie Eidesnorm enthaltenen Eibesformel. 

Zur Hauptverhandlung twerben fie nicht geladen. Daß Protokoll über ihre gerichtliche Ber⸗ 
nehmung ift in ber Gauptusrbonbiung au verlefen. 

Derg!. biezu noch 95 196, 340, 441 und 444 der Reiid-Gin Pro. -Drbn. 
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8 10. Dem Monarchen fteht e8 frei, unter den volljährigen 
Prinzen des Haufes den Reichsverweſer für die Zeit der Minder- 
jährigkeit ſeines Nachfolgerd zu mählen. 

In Ermanglung einer —* Beſtimmung gebührt die Reichs⸗ 
verweſung demjenigen volljährigen Agnaten, welcher nach der feſtge⸗ 
ſetzten Erbfolge⸗Ordnung der Nächſte iſt. 

Wäre der Prinz, welchem dieſelbe nach obiger Beſtimmung ge⸗ 
bührt, ſelbſt Ha minderjährig, oder durch ein ſonſtiges Hindernig 
abgehalten, die Negentichaft zu übernehmen, fo fällt fie auf den- 
jenigen Agnaten, welcher nach ihm der Nächſte ift. 

8 11. Sollte der Monarch) durch irgend eine Urſache, die in 
ihrer Wirkung länger als ein Jahr dauert, an der Ausübung der 
Regierung gehindert werden, und für diefen Fall nicht jelbit Vor⸗ 
ſehung getroffen haben, oder treffen können, fo findet mit Zuftimmung 
ber Stände, melden die Verhinderungs-Urſachen anzıtzeigen find, 
gleichfall® die für den Fall der Minderjährigfeit beftimmte gejeßliche 
Regentſchaft ftatt. 

8 12. Wenn der König nach $ 10 den Reichs-Verweſer für 
den Fall der Meiinderjährigkeit ernennt, jo wird die darüber ausge- 
fertigte Urkunde durch denjenigen Minifter, welchem die Verrichtungen 
eines Miniſters des königlichen Haufes übertragen find, im Haus- 
archiv biß zum Ableben des Monarchen aufbewahrt, und dann dem 
Gejamt- Staat? - Minifterium zur Einficht und öffentlichen Bekannt⸗ 
machung vorgelegt. Dem Reichs-Verweſer wird die über feine Er- 
nennung ausgefertigte Urkunde zugleich mitgeteilt. 

8 13. Wenn fein zur Reichs⸗-Verweſung geeigneter Agnat vor» 
handen ift, ver Monarch jedoch eine verwitibte Königin hinterfäßt, fo 
gebührt diejer die Reichs-⸗Verweſung. 

In Ermanglung derjelben aber übernimmt fie jener Kronbeamte, 
welchen der legte Monarch hiezu ernennt, und wenn von demjelben 
feine jolche Beſtimmung getroffen ift, fo geht fie an den erften Kron- 
beamten über, welchem fein gefegliches Hindernis entgegenfteht.21) 


8 14. In jedem Falle gebührt einer verwitibten Königin unter 
der Aufficht des Reichs-Verweſers die Erziehung ihrer Kinder nad) 
den | Familien-Geſetze hierüber enthaltenen näheren Beſtimm⸗ 
ungen. 


die Geſetzgebungsfaltoren eine Berfaffungsänberung während der Reichsverweſung 
nicht nur für zuläffig erachtet, ſondern auch faktiſch bethätigt Haben. Vorſtehendes 
Geſetz |. unten Anm. 23. 

Dergl. hiezu dv. Stengel „Berfaflungsurfunde des Königreichs Bayern” 
1893 ©. 38 und 89. 

2) Vergl. hiezu Tit. V 8 1 der Verf.⸗Urk., ferner das Reglement vom 
28. Juli 1808 (Web. 1, 198) über die Kronämter des Reiches. 

2) Siehe hiezu bejonder8 Tit. IX 88 8 ff. des in obenftehender Anm. 18 
abgedrudten Familienftatut3 vom 5. Auguſt 1819. 
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8 15. In den im $ 9 a und b bezeichneten Yällen wird Die 
Regierung im Namen des minderjährigen, oder in der Ausübung ber 
Regierung gehinderten Monarchen geführt. 

Alle Ausfertigungen werden in feinem Namen und unter dem 

emöhnlichen Töniglichen Siegel erlafien; alle Münzen mit feinem 
Bruftbilbe, Wappen und Titel geprägt. 
Der Regent unterzeichnet als: 
„des Königreichs Bayern Verweſer“. 
8 16. Der Prinz des Haufes, Die verwitibte Königin oder 
derjenige Kronbeamte, welchem die Reichs-Verweſung übertragen wird, 
muß gleich nach dem Antritte der Negentichaft die Stände ver- 
Sommeh ‚ und in ihrer Mitte, und in Gegenwart der Staat3-Minifter, 
fowie der Mitglieder des Staats-Rates nachitehenden Eid ablegen: 
Ich hmwöre, den Staat in Gemäßheit der Verfaffung und 
der Geſetze des Reichs zu verwalten, die Integrität des 
Königreides und die Rechte der Krone zu erhalten, und dem 
Könige die Gewalt, deren Ausübung mir anvertraut ift, 
getreu zu übergeben, fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges 
Evangelium“ ; 

worüber eine bejondere Urkunde aufgenommen wird. 


8 17. Der Negent übt während feiner Reichs-Verweſung alle 
Regierungs-Rechte aus, welche durch die Verfafjung nicht befonderg 
ausgenommen find. 


8 18. Alle erfedigten Aemter, mit Ausnahme der Juſtiz⸗ 
Stellen, können während der Reichs-Verweſung nur proviforifch be⸗ 
jeßt werden. Der Reichs⸗Verweſer kann weder Krongüter veräußern, 
oder heimgefallene Zehen verleihen, noch neue Aemter einführen.2®) 


* Die verfaffungsmäßige Beftimmung bes 8 18 hat eine Veränderung er- 
halten durch das Geſetz vom 26. Oftober 1887 „die Erläuterung und den Vollzug 
des Tit. II 8 18 der Berf.-Urk.” (Bei. und Berorbn.-Bl. 89), welches Tautet: 
„Die von dem Reichsverweſer provijorijch ernannten Beamten find während ber 
Reichsverweſung nach Maßgabe ber IX. Verf.-Beil. zu behandeln und erreichen 
insbejondere, Koferne bie provijorifche Ernennung zugleich die erjte Anftellung 
bildet, nad Ablauf einer dreijährigen Dienftzeit das Dienftesdefinitivum. Die 
jenigen probiforifh ernannten Beamten, welche ſich bei Beendigung der Reichs⸗ 
verweſung im Beſitze des Definitivums befinden, behalten bie hienach erworbenen 
Benfiond- und Heimatsrechte für ſich und ihre Angehörigen auch für den Fall, 
daß bie von dem Neichöverweier audgegangenen Ernennungen widerrufen werben 


jollten. 

Unter Krongütern find die nach dem Geſetze vom 1. Yuli 1834, „die Feſt⸗ 
etzung einer permanenten Givilfifte betr.“, für den Dienſt des kgl. Hofes be 
immten Schlöffer und Gutskomplexe mit der DRapgabe u verftehen, daß bezüg- 

lich der Veräußerung und Veränderung einzelner VBeftandteile berjelben bie Ve⸗ 
fimmungen in Tit. III 8 6 der Berf.-Urk. Anwendung finden. 

Das Verbot der Einführung neuer Aemter bezieht fich nicht auf enter, 
welche im Vollzuge von Gejegen ober nach vorgängiger Einvernahme des Land- 
tags zu errichten find.“ 

Siehe hiezu oben Anm. 20. 
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8 19. Das Gejamt: Staats» Minifterium bildet den Negent- 
Tchafts-Rat und der Reichs⸗Verweſer ift verbunden, in allen wichtigen 
Angelegenheiten das Gutachten desjelben zu erholen. 


20. Der Reichs-Verweſer Hat mährend der Dauer ber 
Negentichaft feine Wohnung in der königlichen Nefidenz und wird auf 
often des Staates unterhalten; auch werden ihm nebitdem zu jeiner 
eigenen Verfügung jährlich zweimal Hundert taufend Gulden in 
monatlichen Raten auf die Staatskaſſe angemwiefen. 2%) 


8 21. Die Regentichaft dauert in den im $ 9 bemerkten zivei 
Fällen — im eriten bis zur Gropjährigfeit des Könige und im 
zweiten — bis das eingetretene Hindernis aufhört. 


8 22. Nachdem die Negentichaft beendigt ift und der in die 
Negierung eintretende neue König den feierlichen Eid (Tit. X $ 1) 
abgelegt hat, werden alle Verhandlungen der Regentichaft gefchlofjen 
und der Regierungs-Antritt des Königs wird in der Nefidenz und 
in dem ganzen Königreiche feierlich fund gemacht. 


Titel III 
Bon dem Staatsgnte.25) 


8 1. Der ganze Umfang des Königreich® Bayern bildet eine 
einzige unteilbare * unveräußerliche?)) Geſamt-Maſſe aus ſämtlichen 
Beſtandteilen an Landen, Leuten, Herrſchaften, Gütern, Regalien und 
Renten mit allem Zugehör. 

Auch alle neuen Erwerbungen aus Privattiteln, an unbeweg⸗ 
lichen Gütern, fie mögen in der Haupt- oder Neben-Linie geſchehen, 


29 Siehe hiezu Urt. VIII des oben in Anm. 9 abgebrudten Geſetzes vom 
1. Juli 1834 über die Civilliſte. 

*%) Unter dem Begriff „Staatögut“ des Tit. III ift ſowohl das „Staats- 
gebiet” al3 das „Staatsvermögen“ zu verftehen. 

Für das „Staatögut” (Staatögebiet, Staatdvermögen — auch Staatd« 
gewalt) ift der Grundſatz der Unteilbarteit ebenjo wie der der Unveräußerlichkeit 
(Anm. 27) verfafjungsmäßig feftgejegt. Mit ber Unteilbarteit des Staatsgebietes 
tft auch die Unteilbarfeit der Gebietshoheit gegeben. 

Giehe hiezu 8 3 Abſ. 2 diefes Tir. III. 

nergl. auch oben 8 40 ©. 140 ff. 

7, Die Unveräußerlichleit des Stantägutes (Staatsvermögend, Staats- 
gebiete3) ift feine abjolute. Dieſer Grundſatz der Unveräußerlichleit bezieht fich 
auh nur auf dad fogen. unbewegliche Grundftodvermögen und Tann berfelbe 
lediglich infoweit aufredyt erhalten werden, als baran feitzuhalten ift, daß dieſes 
Grundftodvermögen nur infolge eines Berfaflungs- bezw. Verfaſſungsabänder⸗ 
ungsgeſetzes (Tit. X 8 7 ber Berfafjungs-Urk.) zur Veräußerung gelangen kann, 
oferne und ſoweit e3 ſich um ftaatsrechtl. Alte handelt und foweit nicht die 

erf.»Urf. felbft eine Ausnahme ftatuiert (vergl. 86 Tit. III). Selbftverftändiich 
ift, DaB, abgejehen von den durch bie Verf.-Urk. felbft beitinmten Uusnahmen 
(3.8. 861.c.), das Staatögebiet oder da3 unbewegl. Staatdgrundvermögen nicht 
zum Gegenftande einer Erbteilung oder eines civilrechtlichen Beräußerungsgeichäftes 
gemacht werden kann. ©. Näheres hierüber bei v. Seybel 1, 336 ff. 

Bezüglih der Mobilien j. 8 7 Abſ. 2 dieſes Tit. III. 
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wenn der erjte Erwerber während feines Lebens nicht Darüber verfügt 
bat, kommen in den Erbgang des Mannsſtammes und werden als 
der Gefamt-Mafje einverleibt angefehen. 


8 2. Bu dem unveräußerlichen Staatsgute, welches im Falle 
einer Sonderung des Staatövermögend von der Privatverlaflenichaft 
in da8 Inventar der letteren nicht gebracht werden darf, gehören: 


1) alle Archive und Regiftraturen; 

2) alle öffentlichen Anftalten und Gebäude mit ihrem Zugehör; 

3) alles Geſchütz, Munition, alle Militärmagazine und was zu 
Landeswehr nötig iſt; 

4) alle Einrichtungen der gorRapeten und Hofämter mit allen 
Mobilien, welche der Aufficht der Hofftäbe und Hofinten- 
danzen anvertraut und zum Bedarf oder zum Glanze des 
Hofes beftimmt find; 

5) alles was zur Einrichtung oder zur Bierde der Reſidenzen 
und Luftichlöffer Dienet; 

6) der Hausſchatz und was von.dem Erblaffer mit demielben 
bereit3 vereiniget worden ilt; 

7) alle Sammlungen für Künfte und Wiffenichaften, als: Bib- 
liotheken, — 52 — Naturalien- und Münz-Kabinette, 
Antiquitäten, Statuen, Sternwarten mit ihren Inſtrumenten, 
Gemälde: und Kupferftih-Sammlungen und ſonſtige Gegen- 
ftände, die zum öffentlichen Gebrauche oder zur Beförderung 
der Künste und Wiflenichaften beſtimmt find ;2®) 

8) alle vorhandenen Vorräte an barem Gelde und Rapitalien 
in den Staat3-Raffen oder an den Naturalien bei den Aemtern, 
jamt allen Ausjtänden an Staatsgefällen; 

9) alles, was aus den Mitteln des Staat? erworben murbe. 


8 3. Sämtliche Beitandteile des Staatsguts find, wie bereits 
in der Pragmatit vom 20. Dftober 1804 beftimmt war, aus melcher 
die nach den veränderten Verhältniffen hierüber noch geltenden Be- 
ftimmungen in gegenwärtige Verfafjungs-Urktunde übertragen find, auf 
ewig unveräußerlich, vorbehaltlich der unten folgenden Modifikationen. 


29 Giehe hiezu das Perieſſungegeeb vom 9. — 1828: „@egenftänbe, 
welche fi in den in 8 2 Biff. 7 des Tit. III der Verf.Urk. gedachten Samm- 
Iungen befinden, aber weber aus Stantsmitteln noch durch Staatöverträge, noch 
in —— — en jondern aus den dem Monarchen zur Privat» 
dispofition geitellten Einnahmen oder aus fonftigen Privattiteln erworben und 
dent Bermögen des Staates unb ber Krone nicht förmlich einverleibt wurden, 
ſohin zu der Privatverlafienichaft des Monarchen gehören und als befien Brivat- 
eigentum unter der Fertigung derjenigen Staatsbeamten, welhen die Aufſicht 

er bie betr. Sammlungen anvertraut ift, in ben Berzeichnifien vorgemerkt find, 
gehen in das Privateigentum der Erben über und verbleiben auch dann im ſolchem, 
wenn biefelben fie ferner, jedoch mit der geeigneten Bemerkung in den Verzeich⸗ 
niffen bei diefer Sammlung belaſſen.“ 
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Vorzüglich follen ohne Ausnahme alle Rechte der Souveränität 
bei der Primogenitur ungeteilt und unveräußert erhalten werben.®) 


5 4 US Veräußerung des Staatsguts ift anzujehen, nicht 
nur jeder wirkliche Verkauf, jondern auch eine Schenkung unter den 
Lebenden, oder eine ergebung Durch eine legte Willend-Berorbnung, 
Berleihun neuer Lehen oder Beichwerung mit einer ewigen Laſt, 
oder Berpfändung ober Hingabe durch einen Vergleich gegen Annahme 
einer Summe Geldes. 


Auch kann keinem Staatsbürger 20) eine Befreiung von den 
öffentlichen Laften bewilligt werben. 


85. Die bisher zu Belohnung vor — dem Staate ge⸗ 
leiſteter Dienſte verliehenen Lehen, Staats⸗Domänen und Renten ſind 
von obigem Verbote ausgenommen. 

Auch ſteht dem Könige die Wiederverleihung heimfallender 
Lehen edegen frei. 

Belohnung großer und beſtimmter, dem Staate ‚geleifteter 
Dienſte önnen auch andere ‚Staatd- Domänen oder Renten, jedoch mit 
Zuftimmung der Stände, in der Eigenſchaft als Mannlehen der 
Krone verliehen werden. Bi) 

Anmwartichaften auf künftige der Krone heimfallende Güter, 
Renten und Nechte können ebenjowenig als auf Aemter oder Würben 
erteilt tverden. 


B 6. Unter dem Veräußerungs-Berbote find ferner nicht be- 


riffen 

1) de Be des Monarchen, welche innerhalb der 
zenzen beB ihm M uftehenden Regierungs⸗Rechts nach dem 
ame und zur Wohlfahrt bes Staat? mit Auswärtigen 
oder mit Unterthanen im Lande über Stamm- und Staats- 

güter vorgenommen werben ; in&bejondere was 
2) an einzelnen Gütern und "Gefällen zur Beendigung eines 
anhängigen Rechtsſtreites gegen Erhaltung oder Erlangung 
anderer Güter, Renten oder Rechte, oder zur Grenzberich⸗ 
tigung mit benachbarten Siaaten, 92) gegen andern angemefje- 

nen Erſatz abgetreten wird ; 


— — 


2) Bergl. Anm. 26 
an vv k8 —— iſt hier gleichbedeutend mit „Staatsangehöriger” (vergl. 
t. 
“ Siete hiegu Tit. VII 8 18 ber Verf.⸗Urk., ferner Art. 2 des Geſetzes 
vom 4. gun 1848 über bie —* des ——— 
u berückſichtigen iſt noch, daß Bayern Mitglied des deutſchen Feich⸗ 
md b baber das bayeriiche Staatsge jet auch ein Teil des Reichsgebietes ift. 
aber von Bayern einfeitig und ohne Zuftimmung des Reiches woh folhe 
Grengberichtig gungen und @ebietöveränderungen vorgenommen werben, welche das 
Reich 8gebiet nicht beeinträchtigen dagegen zu anderen berartigen Berichtigung en 
bezw. Veränderungen, 3.8. Grenzberichtigungen gegen einen ausländifchen Staa, 


Vohl, Handbach. 1. 31 
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3) was gegen andere Realitäten und Rechte von gleichem Werte 
vertaufcht wird; 

4) alle einzelnen Beräußerungen oder Veränderungen, welche bei 
den Staatögütern dem Staatözwede gemäß und infolge der 
bereits erlaffenen Vorschriften nach richtigen Grundfäßen der 
fortichreitenden Staatswirtichaft, zur Beförderung der Landes: 
Kultur oder jonft zur Wohlfahrt des Landes, oder zum 
Beiten des Staats-Xerars, und zur Aufhebung einer nach: 
teiligen Selbjtverwaltung für gut gefunden werden. 33) 

8 7. In allen diefen Fällen ($ 6) Dürfen jedoch die Staats: 
einfünfte nicht geichmälert, fondern es ſoll als Erfag entweder eine 
Dominifal-Rente — womöglich in Getreide — dafür bedungen, oder 
der Kaufichilling zu neuen Ermerbungen oder zur zeitlichen Aushilfe 
des Schuldentilgungs- Sonde, oder zu anderen das Wohl des Landes 
bezielenden Abfichten verwendet werden. 34) 

Mit dem unter dem Staatögute begriffenen beweglichen Ber- 
mögen ($ 2) kann der Monarch nad) Zeit und Umſtänden zweck— 
mäßige Veränderungen und VBerbejjerungen vornehmen. 


Titel IV.35) 
Bon allgemeinen Nchten und Pflichten. 


81. Zum vollen Genufje aller bürgerlichen, öffentlichen und 
Privatrehte in Bayern wird das Indigenat erfordert, welches zc. 86) 


8 2. Das banerifche Staatsbürgerrecht wird durch das Indi— 
genat bedingt und geht mit demſelben verloren. 37) 


— ——— 


durch welche das Neichägebiet alteriert wird, müßte die Zuftimmung des Reiches 
erholt werden. ©. hiezu oben 8 35a ©. 95 Anm. 9 a. E. 

“) Siehe hiezu Berordn. vom 19. April 1852 „die Normen bei den Ber- 
äußerungen von Staatörealitäten betr.“ Web. 4, 384. 

23) Bergl. hiezu Urt. 38 bes Örundlaftenab[öfhngägeiehes vom 4. Juni 
1848: „die Verwendung der Ablöfungsfummen nad den Borjchriften des ILI. 
Titels der Verf.⸗Urk. wird in dem Finanzgeſetze jeder Periode feftgejegt und jeder- 
zeit darin die genaue Einhaltung und Sicdheritellung der Kapitaläbeträge der 
Annuitäten nachgewielen, die in feinem alle zu einem anderen Zwecke verwendet 
werben dürfen.“ 

Ohne Entihäbigung wurden jedoch mehrere Rechte des Staates aufgehoben, 
3 B. das Salzmonopol, dad Bergregal, die Jagd auf freindem Grund und Boden, 
ehen⸗ und grundherrliche Rechte 2c. ze. ©. auch den oben in 8 40 ©. 142 
gnm: * angeführten Syriebensvertrag mit Preußen vom 22. Auguft 1866 (eb. 


‚ 658). 

.s, Der Tit. IV ber Verf.Urk. Hat vielfache Aenderungen im Laufe der 
Zeit erfahren. Maßgebend für die Aufhebung oder Aenderung vieler feiner Be- 
ftimmungen war beſonders auch bie Schaffung des deutſchen Reiches und bamit 
bie eine deutichen Indigenates. 

* Der Schlußjag „welches ꝛc.“ ift en und erjept buch das Geſetz 
vom 1. Juni 1870 über den Erwerb und Verluſt der Bundes und Staatdange- 
hörigkeit und bezw. Urt. 3 der Neichd-Berf. ©. oben 45 und 46a, ferner 
88 363 ©. 96 f., 42 und 43. (Bergl. auch 8 1 ber 1. Berf.-Beilage.) 
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8 3.3) Nebſt diefem wird zu defien Ausübung noch erfordert: 

a. Die Arche Volljährigkeit ; 39) 

b. die An affigfent tm Königreiche, entiveder durch den Beſitz 
beteuerter Gründe, Renten oder Rechte, oder durch die Aus— 
übung bejteuerter Gewerbe, oder durch den Eintritt in ein 
Öffentliches Amt. 


8 4. Kronämter, oberjte Hofänter, Civil-Saatsdienfte und 
oberjte Militärjtellen, wie auch Kirchenämter oder Pfründen können 
nur Eingebornen oder verfaſſungsmäßig Naturalifierten erteilt werden.) 


8 5. Jeder Bayer ohne Unterfchied kann zu allen Civil-, 
Militär: und Kirchenämtern oder Piründen gelangen. 


8 6. In dem Umfange des Reichs kann feine Leibeigenfchaft 
gr nad) den näheren Beitimmungen des Edifts vom 31. Auguft 
1808. #1 


g 7.9) 
58 wer Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit feiner 
Perſon, ſeines Eigentums und feiner Rechte. 
Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werben. 49) 
Niemand darf verfolgt oder verhaftet werden, al3 in den durch 
die Geſetze beitimmten Fällen, und in der gefeglichen Form. +) 
Niemand darf ꝛc. #5) 


”, Bergl. hiezu 88 7 und 10 ber 1. Berf.-Beil.; über Verluſt des Indi⸗ 
genat3 ipeziell 8 6 bezw. die dort in Anm. 4 angeführten Entſcheidungen. 

**) Weber bayer. Staatäbürgerredyt |. oben 8 45 ©. 177—179. Bergl. 
auch 8 8 der 1. Verf.-Beil. 

22) Vergl. Verordn. vom 26. Oktober 1813 über den Eintritt der Groß- 
jährigleit (Web. 1, 445); jebt enticheidet über Großjährigkeit das Reichsgeſetz vom 
17. Yebruar 1875 (Web. 10, 607). Die Gropjährigteit tritt mit vollendeten 
21. Lebensjahr ein, auch nach 8 2 des bürger!. Geſ.⸗B. 

*, Der 84 1. c. gilt nur nod für die Verleihung von Kron- unb 
Hofämtern, ſowie von Kirhenpfründen an nichtbayeriiche Deutihe, ba dieſe 
Aemter und Pfründen nicht zum „Staatsdienſt“ im Sinne des 8 9 des Staats 
angehörigleitögejeßed gehören bezw. der Eintritt in diefelben fein folcher in den 
Staatsdienft ij. Im übrigen ift der 8 4 Tit. IV durch den obengenannten 8 9 
des Staatsangehörigkeitsgeſetzes im BZujammenhalt mit Art. 3 der Reichs-Verf. 
vollftändig erſetzt. 

©. oben 8 45a ©. 196 f. 

) Siehe Edilt über die Aufhebung ber Leibeigenihaft vom 31. Auguſt 
1808 (Web. 1, 205). 

8 7, mwelder von Frohnen handelte, ift een Dur Art. 2 dee 
a Se: Sgejeßes vom 4. Juni 1848 (Web. 3, 698). 

+) Vergl. hiezu 8 16 des Reichs Ger.⸗Verf.Geſ. (Web. 11, 712). 

M Hiezu vergl. die Beſtimmungen der Neich3-Str.-Proz.-Orbn. 

) Abſ. 4 handelte von ber Zwangsenteignung des Privateigentums. 

Die Beftimmungen über die Zwangsenteignung find nunmehr geregelt 
durch folgende Geſetze: 

1) vor allen Dingen und im allgemeinen durch das Geſetz vom 17. Rovem- 

ber 1837 „die Bwangdabtretung von Grundeigentum für öffentliche 
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8 9. Jedem Einwohner des Reichs wird volllommene Gewiſ⸗ 
ſens⸗Freiheit gefichert; *%) die einfache Hausandacht darf daher nie- 


Bwede betr.“ mit ben zu bemjelben burch die Civ.⸗Proz. Ordu. von 
1879 etroffenen Abänberungen |. unten 88 246 und 463. 

Außer dem vorfiehenden fogen. Erpropriationägefege fonımen für 
Bwangsabtretungen von Privateigentum im öffentlichen Intereſſe noch 
weiter in Betracht die einichlägigen Beitimmungen: 

2) bes Waſſerbenützungsgeſezes vom 28. Mai 1852 mit Geſetz vom 15. 
April 1875: „die Beflimmungen bes Urt. 89 dieſes Geſetzes betr.“ 
©. unten 88 8346—350 und 8 464. 

8) bes Geſetzes über die Bewäflerungd- und Entwäflerungs-Unterneßmungen 
vom gleichen Datum. ©. unten 88 346-850 und 8 464; 

4) des Geiehen über den Uferfhug vom gleihen Datum. S. unten 
88 346— und 8 464; ferner 

5) dad Berggejeg vom 20. März 1869. ©. 8 396; 

6) das Feſtungs⸗Rayons⸗Geſetz vom 21. Dezember 1871. ©. 840 ©. 141; 

7) das fslurbereinigungsgejeg vom 29. Mai 1886. ©. 8 467 (biezu vergl. 
N, vom 10. November 1861 über bie Zufammenlegung der & 

e); 

8) in einer Beziehung, nämlich wegen Expropriation von Grund uud 
Boden zu Kiesgruben ober Steinbrüchen für Strapenbeichotterung auch 
die Verordnung vom 18. Juli 1812 „die Entichädigung der Unter⸗ 
tbanen für bie zu Siedgruben oder Steinbrüden abgetretenen Grũnde 
betr.” (Web. 1, 395). Bergl. auch Ziff. 2 der Verordn. vom 4. Oftober 
he bien Enid. b Berw.-Ber.-Hof 6. Dezember 1887 

iehe hiezu Entſch. des Verw.Ger.Hofes vom 6. Dezember 1 

Bd. 8, 316: die Beitimmungen ber Berorbn. vom 3. Juli 1812 find 
jowohl in materieller Hinfiht als auch Hinfichtlih des in berfelben 
vorgeichriebenen Verfahrens, ſoweit dieſes nicht durch das Geſez vom 
8. Auguft 1878 über ben Berwaltungsgerichtähof eine Aenderung er- 
fahren hat, neben dem Erpropriationögefege vom 18. November 1837 
noch fortdauernb rechtsgiltig. Ein Erpropriationdantrag auf Grund 
diefer Verordnung kann, wenn der Zweck, zu welchem die Berorbn. das 
Zwangsenteignungsrecht einräumt, ſchon erreicht ift, nicht mehr ange- 
bracht werben. 

Ein Antrag auf Abtretung von Grund zur Entnahme von Damm- 
erde für einen Sochwaflerdammbau findet in ber erwähnten Verordu. 
feine rechtliche Stüge. 

Weiter Lönnen noch hieher gerechnet werben: 

9) das Reihäviehfeuhengeieh vom 23. uni 1880 mit bayer. Ansführungs: 
g eb vom 21. März 1881. ©. unten $ 479; 

10) das Deich vom 26. Mai 1892 über Entihädigung bei Milzbrand. 


ei 
©. & und 480; 
11) bie eblausgejebe vom 6. März 1875 und 3. Juli 1883. ©. 8 476; 


end ig auch 
12) das Pferde⸗Aushebungsgeſetz vom 24. Mär; 1872. ©. 8 509. 
Bergl. hiezu auch noch Art. 8 Ziff. 10 und Art. 47 bes Berw.-Ber.-Hofs- 
Geſ. vom 8. Auguſt 1878. ©. Bd. III 3 615. 


**) Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 26. Mai 1889 und ded Plen ums 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 23. Oftober 1889 Bd. 11, 18: der Austritt eines 
Angehörigen einer anerkannten Kirchengejellichaft aus derſelben und ber Eintrirt 
in eine nicht anerlannte religidfe Vereinigung, fowie ber einfache Austritt opme 
jeglichen Webertritt — die perfönliche Austrittserflärung vor dem Pfarrer o 
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mandem, zu welcher Religion er fich befennen mag, unterjagt 
werden. 40®) 


Die in dem Königreiche beftehenden drei chriftli Kicchen- 
Geſellſchaften enießen gleiche bürgerliche und politiſche Rechte. 47) 

Die nicht chriſtlichen Glaubens⸗Genoſſen haben zwar vollkom⸗ 
mene Gewiſſens⸗Freiheit; zc. 4) 

.Allen Religionsteilen, ohne Ausnahme, iſt das Eigentum ber 
Stiftungen und der Genuß ihrer Nenten nad) den urfprünglichen 
Stiftungsurfunden und dem rechtmäßigen Befite, fie feien für den 
Hr ie Unterricht oder die Wohlthätigkeit beſtimmt, vollftändig ge- 
ichert. 


Die geiftliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungskreiſe 
nie gehemmt werden und die weltliche Regierung darf in rein geift- 
Iihen Gegenftänden der Religionslehre und des Gewiſſens fich nicht 
einmijchen, als infoweit das oberfthoheitfiche Par und Auffichts- 
recht eintritt, wonach feine Verordnungen und Gelege der Kirchen- 
gewalt ohne vorgängige Einficht und dad Placet des Königs verkündet 
und vollzogen werben dürfen. 50) 51) 


geiftlicden Vorſtande der verlaffenen Kirche vorausgefegt — iſt zuläffig unb rechts- 
wirkſam. 


Bergl. auch 88 5 und 10 der 2. Verf.Beil. 

.) Siehe sg, und 2 der 2. Berf.-Beil. 

+") Bergl. 8 24 der 2. Berf.-Beil., unten 8 90a Anm. 62. 

Die in diefem bj. 2 genannten drei chriftlichen Strchengejellichaften find 
bie Tatholtiche, Die proteftantifche und die reformierte Kirche. 

Hiezu |. weiter Gefeg vom 1. Juli 1834 „die bürgerlichen und politiichen 
Rechte der griechiichen Glaubensgenoſſen betr.“ Urt. I: die Belenner der ımierten 
jowie als der nicht unierten griecdhifchen Kirche genießen mit den Belennern ber 
in dem Konigreiche bereit verfafjungsmäßig beftehenben drei chriftlichen Kicchen- 
Geſellſchaften gleiche bürgerliche und politifche Rechte. S. auch Anm. 48, 

**) Der zweite Satz biefes Abſ. III ift ebenfo wie das vorftehend genannte 
Geſetz vom 1. Juli 1834 gegenftanbslos geworben bezw. aufgehoben burch das 
auch in Bayern giltige Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 über bie Gleichberechtigung 
ber Konfellionen, melches lautet: Wlle noch beftehenden, aud der Berichiebenheit 
des religiöfen Bekenntniſſes hergeleiteten Weichräntungen der bürgerlichen und 

aatöbürgerlichen Rechte werben hieburch aufgehoben. Insbeſondere joll die Be⸗ 
ähigung zur Teilnahme an der Gemeinde unb Lanbes-Vertretung und zur Be⸗ 
kleidung Öffentlicher Aemter vom religidjen Bekenntnis unabhängig fein. 

Bergl. auch noch 8 25 der 2.8 ‚Beil.; ferner Edikt vom 10. Juni 1818 
über bie Berhältniffe ber jüdiſchen Blaubensgenofien im Königreihe Bayern. 
Bon diefem Edilte find 83 1—20 burch die neue Geſetzgebung völlig aufgehoben, 
auch 8 22 Sat 2, ſoweit er ſich auf die Richtberechtigung an Gemeindegründen 
bezieht. (Näheres |. 88 220, 221, 285. 

) Vergl. 846 der 2. Berf.-Beil., fowie den nächftfolgenden 8 10 Tit. IV. 

»°, Siebe hiezu 8 50 und 58 ber 2. Berf.-Beil. Was die Berfaflung unter 
ben „rein geiftlichen @egenftänden der Religionslehre und des Gewiſſens“ ver- 
ftanden haben will, ift von ihr beionbers in 8 88 ber 2. Verf.Beil. unter ber 
Bezeichnung der „inneren Kirdhenangelegenpeiten” ausdrũcklich aufgeführt. 

°. Der ben Sirchengejellichaften verfaflungsmäßig garantierte Schu wird 
jeboch nur gewährt, wenn fie die „Grenzen ihres eigentlichen Wirfungsfreijes 


486 $R. Die Berfaffungsurkunde des Königreihs Bayern. Tit. IV.- 


Die Kirchen und Geiftlichen find in ihren bürgerlichen Hand— 
lungen und Beziehungen — wie auch in Anjehung des ihnen zuftehen: 
den Vermögens den Gejeben des Staates und den weltlichen Gerichten 
untergeben; auch können fie von öffentlichen Staatslaften feine Be⸗ 
freiung anfprechen. 52) 

Die übrigen näheren Beftimmungen über die äußeren Hecht: 
verhältnifie der Bewohner des Königreich®, in Beziehung auf Religion 
und kirchliche Sefellichaften, find in dem der gegenwärtigen Berf.: 
Urk. beigefügten bejonderen Edikte enthalten. (Beilage II.) 


8 10. Das gefamte Stiftungs-Bermögen nad) den drei Zwecken 
des Kultus, des Unterricht? und der Wohlthätigfeit wird gleichfalls 
unter den bejonderen Schuß des Staates geftellt; e8 darf unter feinem 
Vorwande zu dem Finanz-Vermögen eingezogen und in der Subftanz 
für andere als die drei genannten Zwecke ohne Zuftimmung der Be— 
teiligten und bei allgemeinen Stiftungen ohne Zuftimmung der 
Stände des Reiches veräußert oder verwendet werden. 58) 


nicht überjchreiten“. ©. 8 51 ber 2. Berf.-Beil. Dies vorausgejegt kann die 
Kirhengewalt „gegen jede Verlegung ihrer Rechte und Geſetze den Schuß ber 
Staatsgewalt anrufen“. Und bieler Hug ift nicht blos ein allgemeiner, wie er 
aus der juriftiichen Perſonlichkeit der Kirchengefellichaften überhaupt hervorgeht, 
—5 auch ein ſpeziell polizeilicher und bezw. ſtrafrechtlicher nach folgenden be: 
onderen Beſtimmungen: 

a. Pol.-Str.Sel. Buch von 1871 Urt. 2 Ziff. 5 mit 8 366 Ziff. 1 des 
Neich3-Str.-Gef.- Buches und hiezu Verordn. vom 21. Mai 1897 „bie 
eier der Sonn- und Feittage betr.” Gef. und Berordn.-Bl. 197 Fi. 
Näheres Bd. III 8 322); 

b. Reichögewerbeordnung: Die Beitimmungen über die Sonntagdruhe im 
Gewerbe (j. unten 8 401); 

c. Reichs⸗Str.⸗Geſ.VBuch 88 166; 167; 243, 1; 304; 306, 1. 

Ueber die Handhabung der Sirhenpolizei ſ. au & 84 Abf. III ber 
Horm.-Berordn. vom 17. Dezember 1825, nach welcher diefelbe den kgl. Sreis- 
regierungen zujteht. 

Die Ausü ung der Aufſicht auf die Kirchengewalt erfolgt gemäß 8 52 
und 8 58 desgl. 8 57 der 2. VBerf.-Beil. einerjeit3 durch ben fogen. recursus 2 
abusu d. h. die in 8 52 I. c. den Genoffen einer Kirchengejellichaft gewährte Be- 
an gegen geſetzwidrige Handlungen der geiftlichen Gewalt den landesfürſt⸗ 
liden Schuß anzurufen, andrerfeit3 durch das fogen. Placet des Königs (& 58 
l.c.) d.5. die kgl. Einfichtnahme und Genehmigung, ohne welche Teinerlei Geſetze, 
Verordnungen oder jonjtige Anorbnungen der Kirchengemwalt publiziert und vol- 
zogen werden dürfen; endlich durch die Befugnis (8 57 1. c.) der Staatögemalt, 
von allem, wa3 in den Berjammlungen ber Kirchengeiellichaften gelehrt und ver 
handelt wird, Kenntnis zu nehmen. Vergl. Piloty, Eomm. ©. 23 f. 

Näheres |. unten 8 289, 

»*, Diejer Abſatz hat die fogen. „bürgerlichen Handlungen und Beziehungen“ 
im Sinne, welde in 88 62—75 der 2. Berf.-VBeil. behandelt werden. 

Ferner fommen noch in Betracht die fogen. „Begenftände gemijchter Ratur”. 
Ueber dieje |. 88 76-79 der 2. Berf.-Beil. 

se, Hiezu |. Tie VII 8 17 der Berf.-Urk., ſowie 8 47 und 75 der ?. 
Berf.-Beil. Zu dieſem 8 10 ift eine Aenderung getroffen worden durch die Be 
ftimmungen der beiden Gemeindeordnungen vom 29. April 1869 und zwar burd) 
Art. 67 der rechtörheinifhen und Art. 51 der pfälziihen. Art. 67 der recht: 
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8 11. Die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels iſt nach 
ven Beitimmungen des hierüber erlaffenen bejonderen Ediktes gefichert. 
(Beilage II.)5*) 


8 12. Alle Bayern haben gleiche Pflichtigfeit zu dem Kriegs⸗ 
dienfte und zur Landwehr nach den diesfalls beſtehenden Geſetzen. 55) 


8 13. Die Teilnahme an den Staatslaften ift für alle Ein- 
wohner des Reiches allgemein, ohne Ausnahme irgend eines Standes 
und ohne Rückſicht auf vormals beitandene bejondere Befreiungen. 5%) 


8 14. Es ift den Bayern gejtattet, in einen andern Bundes- 
itaat, welcher erweislich fie zu Unterthanen annehmen will, auszu⸗ 
wandern, aud) in Eivile und Militärdienfte desjelben zu treten, wenn 
ie den gejeglichen Verbindlichfeiten gegen ihr bisheriges Vaterland 
Genüge geleiftet haben. 57) 

Sie dürfen, Tolange fie im Unterthans-Verbande bleiben, ohne 
ausdrüdliche Erlaubnis des Monarchen von einer auswärtigen Macht 
weder Gehalte noch Ehrenzeichen annehmen. 58) 





rheinijchen Gemeindeordnung lautet: ft der Zweck einer Stiftung unausführbar 
geworben, jo fann in Gemeinden mit ftäbtiicher Berfaffung unter euftimmung ber 
Semeindebevollmächtigten, in den übrigen Gemeinden unter Zuſtimmung der 
Gemeinde» bezw. DOrt3-Berfammlung eine Beränderung des jpeziellen GStiftung3- 
zwedes unbejchadet des Hauptzweckes ber Stiftung mit Zuftimmung der Betei- 
ligten und mit Genehmigung der Berwaltungsbehörde vorgenommen werden. Sind 
beftimmte Beteiligte nicht befannt und haben ſich auf öffentliche Aufforderung 
ſolche nicht angemeldet oder nicht legitimiert, jo ift durdy die Berwaltungsbehörbe 
ein Vertreter der Stiftungsinterefien aufzujtellen, defien Zuftimmung zu erholen 
ift und, wenn fie ohne genügenden Grund vermeigert wird, durch Ausſpruch der 
höheren Inſtanz erfegt merden kann. — 

Unter den Stiftungen des 8 10 jind offenbar „alle Öffentlichen und dem 
allgemeinen Nugen zugewendeten Stiftungen“ zu verftehen bezw. können hierunter 
jubjumiert werden. Piloty ©. 24. Vergl. audy Art. 65 der rechtörheiniichen Ge⸗ 
meindeorditung. 

20) Siehe 3. Verf.-Beil. unb die hiezu gemachte Unmerfung. 

s Die Militärpflicht richtet fi) jett nach Art. 53 Abſ. 4, 57 und 59 
bezw. Urt. 4 Ziff. 14 der Reichsverfaſſung und nad den hiernach erlaffenen 
ilitärgeiegen, Hierüber j. unten „Militärweſen“ 88 491—510. (S. auch oben 
8 35a Anm. * zu Abteilung XI, Reichskriegsweſen ©. 118 f.) 

56) Befreiungen genießen jedoch: 

a. der König nad) Tit. II 8 1 der Verf.Urk. ©. oben 8 37 ©. 1386 f.; 

b. die Mitglieder des kgl. Haufes nach Maßgabe des Familienſtatuts; 

ce. die Standeöherren nad; Maßgabe der 4. Berf.- Beil. 


7, Ueber die Auswanderung bezw. den Berluft der Staatsangehörigleit 
enticheidet jetzt das bereit? obenerwähnte Gejeg vom 1. uni 1870 „Erwerb und 
Berluft der Bundes- und Staatsangehörigfeit betr.“, jpeziell über den Eintritt 
in fremde Militärdienfte die 88 20 und 22 dieſes Geſetzes. 

Siehe oben $ 43: Verluſt ber Staatsangehörigleit S. 154—159. 

Speziell $ 44: die Anewanderung ©. 159 - 172; 

ferner 8 45a: Commentar zum Staatsangehörigkeitsgeſetz ſpez. S. 201 ff. 

2) Vergl. hiezu Bel. von 21. Auguſt 1801 (eb. 1, 51) über Annahme 
fremder Ehrenzeihen. S. aud 3 47 (Orden) ©. 227 und 228 
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Titel V. 
Bon befonderen Rechten und Borzügen. 


8 1. Die KronsAemter werden als oberfte Würden bes Reiches 
entweder auf Die Qebenszeit der Würbeträger oder auf deren männliche 
Erben nach dem Rechte ber Erftgeburt und der agnatifch-lineafifhen 
Erbfolge als Thron-Lehen verlieten. 89) 

ie Kronbeamten find durch ihre Reichswürden Mitglieder der 
eriten Kammer in der Stände-Berfammlung. 4%) 

5 2. Den vormals reichaftänbifchen 1) Fürſten und Grafen 
werben alle jene Vorzüge und Rechte zugefichert, welche in dem ihre 
Verhältnifie beftimmen bejonderen Edikte ausgeſprochen find. 
(Beilage IV.) 

3. Die der bayerifchen Hoheit untergebenen ehemaligen un- 
mittelbaren Reichsadeligen 4) genießen diejenigen Rechte, welche in 
Gemäßheit der kgl. Deklaration durch die konftitutionellen Edikte ihnen 
zugefichert werben. Wi 

Der gejamte übrige Adel des Reichs 4) behält, wie jeder 


’") Vergl. hiezu das Allerh. Reglement vom 28. Juli 1808 „bie Kron⸗ 
Des Reiches“ (Web. 1, 198). 


Aemter .1, 

Nach demſelben (bezw. nach Tit. II 8 10 der Konſtitution vom 1. Mai 
1808 Web. 1, 162) find vier Kron⸗Aemter bed Neiches errichtet worden: eim 
KronDberfi-Hofmeilter, ein Kron Oberſt⸗Kaämmerer, ein ron-Oberfi-Marichall 
und ein Kron-Vberft-Boftmeifter. *) 

Siehe ferner hiezu Tit. II 8 13 Abſ. 2 der Verf.-Urk. und Tie X 8 4 
bes Familienftatut3 vom 5. Au 1819, nach welch’ letterem die Kronbeamten 
— ebenjo wie die Minifter — Mitglieder des Yamilienrates bes Tgl. Haufes find), 
endl. nachſtehende Anm. 40. 

) RBergl. Tit. VI 8 2 Ziff. 2 der Berf.-Urf. 

“8 2 bezieht fich auf die „Standesherren“ ; deren Berhältniffe find im 
der 4. Berf.-Beilage bey. nah 8 65 berjelben in der kgl. Dellaration vom 
19. März 1807 (Web. 1, 126) geregelt. 

Sie hierüber oben 8 49 ©. 240 und Anm. 11 dafelbft. 
Siehe ferner unten Anm. 46: Urt. 76 Abſ. 3 des Welches vom 10. 
November 1861. 

) D. H. der fogen. NReichöritterichaft. Bezüglich derſelben |. auch 8 186 
der 6. Bert. Beilane 

de Giehe die Berorbn. vom 31. Dezember 1806 „die ber !gl. Souveränität 
unterworfene Ritterſchaft und ihre Hinterjaflen betr.“ und Urt. 25 ber Konfübe- 
rationd-Mlte der rheiniichen Bundesſtaaten vom 12. Juli 1806 (Web. 1, 120 f.). 

Die ehemalige Reichsritterſchaft ift auch noch erwähnt in & 104 und 106 
der 7. Berf.-Beilage unb in Art. 14 Abſ. 3 der bdeutichen Bunbesalte vom 
8. Juni 1815 (Web. 1, 478). 

) Das ift der fogen. „landjäfjige Adel“. Alle deſſen Vorrechte find bis 
auf das t, Samilien-Fibeilommiffe zu errichten, nuumehr in Wegfall gelommen. 
Rad Tit. VI 2 3 Abſ. 1 der Verf.Urk. genießt er außerdem noch den Vorzug, 
die erbliche Reichsratswürde erlangen zu Tlönnen. 

*) Die Würde des Aron Oberſt⸗Poſtmei (Grblanbpoftmeiftert) if laut Werorbe. vom 
1 suer 1 e . ©. 685 e für. . wär: 
* sn 808 Ay Eee En * — —32* Thurn und Karls beyio. beren 
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Suts-Eigentümer, feine gutsherrlichen Rechte nach den gejeglichen 
Beitimmungen. (Beilage V.) 
Hebrigend bat derſelbe folgende Vorzüge zu genießen: 


2) Familien⸗Fidei⸗ Commiſſe auf Grundvermögen zu errichten 
‚Beilage VI); 

4) —M); 

5) — #8). 


) Die hier genannt geiweiene utsherrliche Gerichtsharteit ift durch Mrt. 1 
bed Gel vom 4. Juni ] aufgegoben: „die fRandes- und us liche Ge⸗ 
richtSbarkeit und Polizeigewalt geht mit bem 1. Oktober 1848 an taat über.“ 

) Der bier aufgezählt geweſene fog. befreite &erichtöftand ift aufgehoben 
durch Art. 2 des Grundlagengejeges vom 4. Juni 1848: „der privilegierte Ge⸗ 
rihtäftand ber Stanbesherren, der erblichen Reichsräte, ber Adeligen, ber Geilt- 
lichen, der höheren Staatöbeamten und des Fiskus foll aufhören“. 

Ferner Art. 76 unb 77 des Geſetzes vom 10. Rovember 1861: 

Art. 76. Die dermal beftehenden allgemeinen, fowie die in dieſem Geſetze 
nicht ausdrücklich beibehaltenen bejonderen @erichte find aufgehoben. 

Dasfelbe gilt in Anſchauung der bevorzugten Gerichtäftände der Standes⸗ 

ren, der erblichen Reichsſsräte, der Ubeligen, der Geiftlichen, der höheren Staats⸗ 

mten, des Fiskus, fowie ber Offiziere und ber im Dffaierdrang ftehenden 
Militärbeamten, foweit denjelben ein bevorzugter Gerichtäftand durch das Geſetz 
vom 15. Yuguft 1828 „die Militärgerichtöbarfeit in bürgerlichen Rechtsſachen 
betr.” verliehen war. 

Den Standeöherrn bleibt die Befugnis, Berlaffenichaftöverhandlungen, welche 
Mitglieder ber Familie betreffen, jo lange fein Redteftreit darüber entfteht, Durch 
ihre Domänenlanzlei vornehmen und erledigen zu lafien. Un den Beſtimmungen 
des 810 der IV. Berf.-Beilage wirb durch das gegenwärtige Geſetz nichts geändert. 

‚. Art. 77. Un bie Stelle der gemäß Art. 76 aufhörenden Gerichte und 
Gerichtsſtände treten biejenigen Berichte und Gerichtöftände, welche nach den über 
bie Buftändigkeit in gegenwärtigem Geſetze gegebenen Borichriften und nach den 
allgemeinen Srunbjägen über den Gerichtäftand zuftändig find. Und bei dieſen 
Betimmungen ift es auch nach der neueren Geſetzgebung geblieben. 

+) Die bier aufgeführte fogen. „Siegelmäßigfeit" ift gemäß des Grund⸗ 
fagengejegeö vom 4. Juni 1848 Wrt. 7 Ab. 2 aufgehoben worben: „Mit bem 
Pu und Prozepgefebe bat auch die Siegelmäßigfeit als Vorrecht aufzu- 

ven.” 

Demgemäß beitimmt Urt. 150 Abſ. 2 des Notariatögef. vom 10. Novem⸗ 
ber 1861: „Bon biejem Tage find alle entgegenftehenben Gelege und Verordnungen 
.... aufgehoben, und bat das Vorrecht der Siegelmäßigkeit bezüglich der nicht- 
ftreitigen Rechtspflege aufzuhdren.“ 

Ferner Art. 3 des Einf.Geſetzes zur Civ.⸗Proz.Orbdn. vom 29. April 1869: 

„Snöbefondere treten .... außer Kraft: 16) alle da3 Vorrecht ber 
Siegelmäßigfeit, foweit dasſelbe bezüglich der ftreitigen Rechtspflege zur Beit noch 
befteht, betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen.“ 

Mit dieſen peie ichen Beitimmungen ift auch das Geſetz vom 28. Mai 
1852 über die Siegelmäßigfeit (G.⸗Bl. 325; Web. 1, 668) gegenftandslos geworben. 

Ferner |. Bell. 8 zur Verf.Urk. 

) Die Hier angeführte VBegünftigung, daß die Söhne der Adeligen ebenfo 
wie Die der pöheren Beamten ald Kadetten in die Armee eintreten, ift durch 
ag PA ayer. Wehr⸗Verf.⸗Geſ. vom 30. Januar 1868 aufgehoben worden. 
Geb. d, 178.) 
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85. Einige — #9) 

8 6. Die Dienftes-Berhältnijje und Penſions-⸗Anſprüche der 
Staatsdiener und öffentlichen Beamten richten fi nach den Be- 
jtimmungen der Dienftespragmatif (Beilage IX). 


Titel VL 
Bon der Stände-Berfammliuug. 5%) 


81. Die zwei Kammern der allgemeinen Verſammlung der 
Stände des Reich find: 

a. die der Neichd- Räte, 

b. die der Abgeordneten. 

8 2. Die Kamıner der Neich3-Räte*) ift zufammengefegt aus: 

1) den volljährigen Prinzen des fol. Hauſes; 

2) den Kron-Beamten des Reichs ; 

3) den beiden Erz-Biſchöfen; 

4) den Häuptern der ehemals reichsftändifhen — fürftlichen 
und aräflichen Familien ala erblichen Neidjsräten, folange ſie 
im Befige ihrer vormaligen reichsftändifchen im Königreiche 
gelegenen Herrichaften bleiben; 

5) einem vom Könige ernannten Biſchofe und dem jedesmaligen 
Präfidenten des proteftantiichen General:Konfiftoriums ; 

6) aus denjenigen Berjonen, welche der König entweder wegen: 
ausgezeichneter, dem Staate geleifteter Dienjte oder wegen 
ihrer Geburt oder ihres Vermögens zu Mitgliedern dieſer 
Kammer entweder erblich oder lebenslänglich befonders ernennt 


5.3. Das Recht der Vererbung wird der König nur abeligen 
Gutsbeſitzern verleihen, welche im Königreiche das volle Staatsbürger: 
recht und ein mit dem Lehen- oder fidei-fommilfarischen Verbande 
belegteg Grund-Vermögen befigen, von welchem fie an Grund- und 
Dominikalſteuern dt) in simplo dreihundert Gulden entrichten, und 


*”, Besüglich der hier aufgeführt gemwejenen jet aufgehobenen Borzüge ber 
Geiſtlichen und Der Kollegialräte vergl. Anm. 46—48. 
%) Nach dem Wahlgejeg von 4. Juni 1848 ift an Stelle des Ausdruder 
„Stände” und „Ständeverjammlung” die Bezeihnung „Landtag“ getreten. 
„eber „Landtag“ und „Kandtagsmwahlen“ j. oben 38 50 und 51 


Ueber die „rechtliche Stellung d:8 Landtages“ j. v. Seyd. 1, 348 jf., über 
Landtagswahlen ebenda S. 414 ff. und 420 ff. 

Endlich v. Pözl, Verf.Recht 5. Aufl., Bud V „Bon der Bollsvertretung” 
©. 497-568. 

*) Ueber die Kammer der Neichsräte |. v. Seyd. 1, 398 ff. S. auch allerh. 
Entſchl. vom 30. Juni 1819 „die den Reichsräten zu bewilligenden Ehren-Borzüge 
betr.“ Web. 1, 758). 

) Gemäß Art. 34 Abſ. 2 des Grundlaftenablöfungsgejeged vom 4. Junı 
1848 (Web. $, 705) find an Stelle dieſer Dominitalien die dafür erlegten Ab- 
löfungsfchuldbriefe getreten. „Fideilommißbefiger genügen durch bie Hinterlegung 
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wobei eine agnatiich-linealiiche Erbfolge nad) dem Nechte der Erſt⸗ 
geburt eingeführt ift. 52) 

Die Würde eines erblichen Reichsrats geht jedesmal mit den 
Gütern, worauf das Fidei-Kommiß begründet ift, nur auf den nad) 
diefer Erbfolge eintretenden Beſitzer über. 


8 4. Die Zahl der [ebenzlänglichen Reichs-Räte kann den brit- 
ten Zeil der erblichen nicht überfteigen. 5%) 


55. Die Neichg-Räte haben Zutritt in die erjte Kammer 
nad) erreichter Volljährigkeit; eine enticheidende Stinnme aber fommt 


— 


diefer Abloſungsſchuldbriefe den ftaatE- und privatrechtlichen Beftimmungen ber 

Berfaflungsurfunde“. Hierüber |. auch J.Min.E. vom 8. Mai 1860 „die ge- 

ricttiche Begnierung von Ablöfungsjchuldbriefen des Staates betr.” (Web. 8, 
nm. 22). 


2) Hiezu j. $ 2 des Geſetzes vom 11. September 1825 „die Anwendung 
und ha einiger Beitimmungen des Edikts über die Familienfideikommiſſe“: 
(Authent. Snterpretation zur 7. Verf.Beil.): „Bei jenen Fideilommiffen, mit 
weldyen infolge kgl. Berleihung das Recht der Vererbung der Reichsratswürde 
verbunden ift, muß das hiezu notwendige und unter allen Umftänden unveräußer- 
lihe Grundvermögen in Anfehung feines Betrage® nach Tit. VI 8 3 der Berf.- 
Urf., in Anfehung feiner Beichaffenheit und übrigen Nechtöverhältniffe hingegen 
nad) dem Yideilommiß-Edikte beurteilt werden. 

Daher können zu diefem Srundvermögen nur die im 8 3 des Fideilommiß- 
edittes benannten @egenftände gerechnet werden, davon aber muß, den 88 2 und 
5 biejes Ediftes gemäß, nur der Betrag von 25 Gulden Steuerjimplum frei von 
Schulden und Satten jein, und das übrige ift als Fideikommiß⸗Ueberſchuß nad 
88 6 und 7 des Ediktes zu betrachten, welcher zwar in ®rundvermögen bejtehen 
muß und niemals veräußert oder vermindert werden darf, übrigens nad) ben 
Beftimmungen des Ediktes mit Schulden belaftet jein oder werden kann. Auch 
fommt in Anjehung der Conftituenten oder Stifter jolcher Fideikommiſſe alles das⸗ 
jenige zur Anwendung, was in dem Fideikommiß⸗Edikte und in dem vorhergehen- 
den $ 1 beftimmt iſt.“ 

»”, Der 8 4 1. cc. ift authentisch erläutert durch das Berfaflungsgejeh vom 
9. März 1828, die Bildung der Kammer der Reichsräte betr., welches lautet: 

Art. I. Bei der Bemeſſung des in dem Tit. VI 8 4 der Verf.Urk. feſt⸗ 
geſetzten Bahlenverhältniffes zwiſchen den erblichen und lebenslänglichen Reichs⸗ 
räten find bei den erfteren außer ben Häuptern der ehemals reichsſtändiſchen 
jürftlihen und gräfflichen Samilien und den vom Könige mit Nerleihung des 
Bererbungsrechtes ernannten Reichsräten (Verf.-Urk. Ti. VI 8 2 Ziff. 4 und 6, 
dann 83) auch noch zu zählen: 

1) die beiden Erzbiſchöfe, 

2) der von dem Könige aus der Zahl der Biſchöfe ernannte Reichsrat und 

der jedemalige Präfident des proteftantiichen Oberkonſiſtoriums. 
Dagegen find: 

a. die volljährigen Prinzen des Igl. Haufes und 

b. die Kronbeamten, welche nicht zugleich wegen ihrer Beſitzungen 
Reichäräte jind, — weder zu den erblichen noch zu den lebensläng- 
lien Reichsräten zu rechnen. 

Urt, II. Der König wird die von ihm zu ernennenden erblichen und lebens⸗ 
fänglichen Reichsräte aus jenen Perfonen auswählen, die entiveder dem Staate 
ausgezeichnete Dienfte geletitet haben oder von adeliger Geburt find oder Ber- 
mögen befigen. Sinfichtlich der Verleihung des Vererbungsrechtes hat es außer- 
dem bei den Beitimmungen des Tit. VL 8 3 der Verf.Urk. zu verbleiben. 
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den Prinzen des königlichen Haufes erjt mit dem einundzwanzigften, 
den übrigen Neichgräten mit dem fünfundzwanzigiten Sebensiahre zu. 

8 6—12.58*) 580) 

8 18. Alle ſechs Jahre wird eine neue Wahl der Abgeord⸗ 
neten vorgenommen, und fonjt nur in dem alle, wenn die Kammer 
von dem Könige aufgelöft wird.58° 

Die austretenden Mitglieder Ind wieder wählbar. 694) 

8 14. 680) 

8 15.54)54«) 

8 16. Die Kammer der Reichs-Räte wird gleichzeitig mit 
jener der Abgeordneten zufammenberufen, eröffnet und gefähfoffen. 55) 


8 17. Kein Mitglied der erjten oder zweiten Sammer barf 
ſich in der Sigung durch einen Bevollmächtigten vertreten lafjen. 


& 18. Die Anträge über die Staatdauflagen geichehen zuerſt 
in der Kammer der Abgeordneten und werden dann durch Diele an 
die Kammer der Neichs-Räte gebradit. 

Alle übrigen Gegenftände können nach der Beitimmung des 
Königs der einen oder der anderen Kammer zuerjt vorgelegt werden. 


5 19. Kein Gegenftand des den Ständen des Reichs ange: 
wieſenen gemeinſchaftlichen Wirkungskreiſes kann von einer Kammer 
allein in Beratung gezogen werden und die Wirkung einer giltigen 
Einwilligung der Stände erlangen. 5%) 


24) 8 6 ift aufgehoben durch Geſetz vom 25. Juli 1850 (Mrt. 41) über 
den Beihäfttgan bes Landtages und nun erfegt durch Art. 6 und 25 bes Ge⸗ 
— vom 1 Sanuar 1872 gleichen Betreffs (Web. 9, 275 f.). Siehe unten 


* 7-12 find aufgehoben durch das Sanbtagemahtgeieß vom 4. Juni 1848 

bezw. bie Novelle hiezu vom 21. Mär; 1881. ©. oben 
®d) Ueber die Kammer ber Abgeorbneten ſ. v. b. 1, 409 448. ©. 

auch aller, Entihliegung vom 7. ur Au 9, DaB über bie Hoffähigfeit der beiden 
Bräfibenten ber Abgeordneten-Skammer (Be 

*e) Die Gjährigen Wahlperioden find —8 as Landtagswahlgejek wicht 
geänbert worden. Dieje ordentlichen Wahlperioden ober Legisiaturperioden be- 
ginnen mit dem Zage ber allgemeinen Wahl. Vergl. biezu Art. 18 des Lanb- 
tagswahlgeſ. v. Seyd. 1, 436. 

⸗a) Spez er "iber nahtfäpigteit, We Wahlberechtigung und WBählbarleit als 
Abgeorbneter j. v. Seyd. auch nachftehende Anm. bie. 
Bas dep * Aufgehoben und bezw. erſetzt durch Urt. 37 bezw. 35 des Landtags⸗ 

ahlg 


—5*— 0 aufgehoben bezw. erjegt wie 8 6 (j. Anm. 63a). 
i u ber die einzelnen Beſtimmungen De Landtagswahlgejehe: 
o 


— * hiezu Art. 2 ff. des Geiehe 0 über den Geichäftsgang des Land⸗ 
taged vom 19. Januar 1872 |. unten U 
Ferner vergl. hiezu Anm. 79 zu "28 Ti VIIl ce. 
) Bergt. bie en rt. 1 des Geſchaftsgangsgeſeßes, nach weldhem hiege 
jede Kammer bie Befugnis Hat, fi ihre Geſchäftsordnung felbit feftz 
und nad Bedürfnis abzuändern. 
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Titel VII. 
Bon dem Wirkungskreiſe der Stände-Berfammlung.*) 


8 1. Die beiden Kammern können nur über jene Gegenftände 
in Beratung treten, die in ihren Wirkungskreis gehören, welcher in 
den 88 2 big 19 näher bezeichnet ift.57)57«) 

82% Ohne den Beirat und die Zuftimmung der Stände des 
Königreichs kann Fein allgemeines neues Geſetz, welches die Freiheit 
der PBerfonen oder das Eigentum der Staatö-Angehörigen betrifft, 
erlafien, noch ein jchon beftehendes abgeändert, autbentiich erläutert 
oder aufgehoben werden. 58)59*)58b)) 


*, v. Seyd. 1, 348 ff.: „bie rechtliche Stellung bes Landtages”; v. Pözl, 
Verf.⸗Recht 5. Aufl. S. 524—548, 

5 Nah 8 1 Tit. II der Berf.-Urk. vereinigt der König ald Oberhaupt 
bes Staates alle Rechte der Staatögewalt in fih und übt fie unter ben von 
ihm gegebenen in der Berfaſſungsurkunde feftgejegten Beftimm- 
ungen aus. Der Landtag kann alfo nur in Bezug auf die Ausübung dieſer 
Rechte und nur ba, fei e8 unterftügend ober beichräntenb, zur Mitwirkung be- 
rufen fein, wo bie Berfaffung jelbit eine ſolche Mitwirkung ftatuiert. Während 
alfo der König an fih unbeſchränkt, bezw. in Bezug auf die Ausübung ber 
Regierungdrechte nur infoweit an Schranfen gebunden it, als bies berjaffunge- 
gemäß fpeziell beftimmt wird, ift Dagegen der Landtag zur Ausübung von Rechten 
nur berufen und befugt ,‚ wenn und ſoweit er ausdrädlih durch die Verfaſſung 
hiezu autorifiert wird. Die Fälle aber, in welchen der Landtag aus⸗ 
nahmsweiſe zur Mitwirkung bei der Wusübung ber dem Könige zuftehen- 
den Kechte der Stantögewalt“ mitberufen ift, find in ben 88 2 bis 19 bes 
Tit. VII der Verf.⸗Urk. erfhöpfend aufgezählt. Außer den hier genannten find 
dem Landtage burch die Berfaffung keine weiteren Diesbezügl. Befugnifie angelproßgen. 

a) Das Geſetz über die ſtändiſche Initiative vom 4. Juni 1 (eb. 
8, 689) fiehe unten bei Tit. X 8 7 Anm. 120. 

, Die Beitimmung des 8 2 1. c. hat durch den Eintritt Bayerns ins deutſche 
Neich infoferne eine gewiſſe Wenderung erfahren, als durch die auf verfafjungs- 
mäßigem Wege erfolgte Annahme der Reichsverfaſſung im einzelnen Falle die 
Mitwirkung des bayerischen Landtages zur Erlaffung derjenigen @ejege, welche 
nach Art. 2, 4 und 78 der Reichsverfaſſung zur Kompetenz; des Reichſtages ge 

ren bezw. beren Erlaß der ne gegeſeggehun⸗ zugehört, ausgeichlofien iſt. Bergl. 
iezu vi a in 8 32 ©. 82 Unm. 2 und 8 35a ©. 93 Unm. 4. 
iehe hiezu: 

a. die fgl. Deklaration vom 16. November 1867 „die Zoll- und Hanbels- 

verhältnifle betr.” : 

„Wir haben Uns über den gemeinichaftlichen Beſchluß der Kammer 
der Neichöräte unb der Kammer der Abgeorbnieten bezüglich der auf 
Unferen Befehl wegen ber Boll- und Handelöverhältniffe an diejelben 
gemachten Mitteilungen, nämlich: 

a. ded Vertrages zwifchen Bayern, dem norddeutſchen Bunde, Würt⸗ 
temberg, Baden und Heflen d. d. Berlin, den 8. Juli 1867 „die 
rtdauer des Boll» und Handelsvereins betr.“ *) nebit Schlußproto- 

ol vom gleichen Tage — und 
b. der Uebereinkunft guilen Bayern, Preußen, Sachſen, Württemberg, 

Baden, Hefien, ben bei Dem thäringiichen Zoll⸗ und Handelsvereine betei- 


— — — — — 


°) Siehe Web. 7, 80 64. B — Urt. 88-40 ber Reichs⸗Verſ.) beionbers Urt. 40; 
f. oben $ 85a ©. 118 Unm. 79, (wo ei b OD, 39-64 heißen muß: Web. 7, 30-64). 
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1 en Staaten, Braunjchimeig und Ofdenburg we wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz d Berlin, 8. Mai 1867 **) nebit Chiup- 
protofoll vom gleichen Tage 

Vortrag erftatten laſſen und erteilen hierauf nach Bernehmung Unjere 8 

Geſamt⸗Staatsminiſteriums und Staatörates Unjere fgl. Entſchließzung 

wie folgt: „Nachdem der vorallegierte Vertrag, bezw, genannte Ueber- 

einkunft xc. zc. duch Gejamtbeihluß beiber Kammern unter Beobadht- 
ung der im Tit. X 8 7 der Berf.-Url. vorgeichriebenen Formen Die 

Zuftimmung des Landtages erhalten hat, erteilen wir hiemit allen den⸗ 

jenigen Beltimmungen diefer Vereinbarungen, welche den verjaffung®- 

mäßigen Wirkungskreis des Landtages berühren, gr 1 Sanuar 1868 

beginnend gejegliche Kraft und Geltung 20.” **); f 

b. ganz befonderd die fol. Deflaration vom 30. Januar 1871: „bie 

deutihen Bündnisverträge betr.“ (Web. 8, 704): 

„Wir haben Uns über den & amtbeichluß der Sammer der Reichs 
räte und der Kammer der Abgeordneten bezüglich der auf Unſeren Be- 
fehl denfelben mitgeteilten Bündnisverträge, nämlich): 

1) des Bünbdnisvertraged zwiihen Bayern und dem Norbdeutichen 
Bunde d. d. Ber ne den 23. November 1870 und der darin 
enthaltenen Verfaſſung (Beilage I); ***) 

2) des Schiußprotololles zu dieſem Bertrage vom nämlidhen Tage, 
nebft den auf Grund des Art. XV Ddesfelben vorgenommenen Be— 
und pet des Wortlauted der Bundesverfafiung (Beilage II 
un 1) 

3) der Berhnbarung zwilchen Bayern, dem Norbdeutichen Bunde, 
Württemberg, Baden und Heſſen d. d. Berlin, den 8. Dezember 1870 
über die Berfaflung de3 Deutichen Bundes (Beilage VI);t}) 

4) ber mit Zuftimmung der beteiligten Regierungen getroffenen Aen- 
derungen zu III 5 8 des Hauptvertrages, dann zu II ded Schluß. 
protofolles und zum Eingange jowie zu Art. 11 Abſ. 1 der Bundes. 
verjafjungTtf) 

Vortrag eritotten laſſen und erteilen hierauf nad Vernehmung Unjeres 

Gefamt-Staatäminijteriums und Staatsrates Unjere königl. Entichließ- 

ung wie folgt: 

„Nachdem ꝛc. 2c.,*}) erteilen Wir hiemit allen in diefen ®er- 
trägen enthaltenen Beftimmungen, welche den verfaffungsmäßigen Wirk⸗ 
ungskreis des Landtages berühren, geſetzliche Kraft und Geltung ıc.“ 

Bugleih werden im Hinblid auf die zu Art. III 8 8 des Hauptvertrages 
von den beteiligten Regierungen getroffene Bereinbarung 
1) das Wahlgejeb für den Reichſtag des Norddeutihen Bunde vom 

31. Mai 1869 (Beilage VI), 

2) das zur Ausführung dieſes Geietes vom Bundesrat erlaffene Regle- 

ment vom 28. Mai 1870 nebit deſſen Anlagen lit. A und B 

verfündigt. (Beilage VII.) f*) 


s 98. Ueber da8 Verhältnis der Landesgeſetzgebung zur Reichsgeſetzgebung 


Wer Die imwirkung des Landtags bei der Geſetzgebung |. Bözl, Verf.⸗ 
Net 8 199 ©. 924 ff. 


— — 


ſ. oben 





.+) Siehe De. J 17—22. 


7 . 
m ee Web. 8, 705 f. 
) Siebe Ser, 8. 678 f. und y 1705 Aum 4 
%+) Giche oben $ 3? ©. 82 Unm. 
+) Web. 8, 140 ff. und 553 ff.; ferner oben 3 11 ©. 28 ff. und 8. 34 ff. 
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20) Das Mitwirkungsrecht des Landtages bei der Geſetzgebung beichränkt 
ih auf den Erlaß von Geſetzen, andrerfeit$ aber erftredt es fih auf alle 
Geſetze, alio Haid auf die Verfaſſungs⸗ ala auf die einfachen, auf die materiellen 
wie auf die blog formellen Geſetze; in letzterer Beziehung infoferne, als eine Vor⸗ 
ſchrift, welche einmal in der Form eines Gejebes erlaffen ift, auch nur mit 
Zuftimmung des Landtages aufgehoben, verändert oder authentijch interpretiert 
werden kann. Jede Rechtsnorm, welche für alle Berhältniffe (oder Perſonen), auf 
welche jein Thatbeitand bezm. jeine einzelnen Merkmale oder Momente zutreifen, 
ohne Unterjchied Anwendung zu finden hat, ift eine allgemeine. Solche all- 
gemeine Recht3vorjchriften, welche an die Unterthanen gerichtet find und meldhe 
„die Freiheit der Perjon oder da3 Eigentum der Staatdangehörigen betreffen“, 
müjjen in der Form des Geſetzes, alſo unter dem Beirat und der Buflimmung 
des Landtages, erlaffen werden. In der Form der Verordnung können jolche 
materielle Rechtävorjchriften nur dann ergehen, wenn die Befugnis hiezu, ſei es 
für die Krone oder für eine Staatöbehörbe, in einem Gelege ausgeſprochen Y 

Da aber andrerjeit3 nur für die Erlafiung von Geſetzen die Mitwirkung 
des Landtages verfaifungsmäßig verlangt ift, bleibt der König — abgefehen vom 
Steuerbewilligungsrecht — bezüglich feiner Negierungsthätigkeit im übrigen völlig 
unbeichränft. Das Necht, Verordnungen zu erlaffen, fteht ihm daher in der Regel 
in voller und uneingeſchränkter Ausdehnung zu; ebenjo ift das fog. Organijations- 
recht, d. H. die Beiugnis, Staatsämter und Behörden einzurichten und mit dem 
Nötigen auszuſtatten, ein ausichließliches Recht der Krone — natürlich innerhalb 
der Grenze der verfaffungsmäßig zu Gebote ftehenden Mitte. Doch kann aud 
— wie überhaupt für jede Angelegenheit, für deren Regelung die Form des Ge— 
ſe tze s greihialte nicht vorgefchrieben ift, — für die Schaffung oder Einrichtung 
einer Behörde die Form des Gejehes gewählt werden. Solchen Falles tritt ein, 
was oben jchon erwähnt wurde: daß nämlich auch für ein foldhes blos formelles 
Geſetz bezüglicdy feiner Aufhebung oder Nenderung zc. die Mitwirkung des Land» 
tages gefordert ift. 

Aber auch Beitimmungen, welche für einzelne Berjonen oder für ein- 
zelne Sachen eine Ausnahme von einem allgemeinen Geſetze oder vom allge- 
meinen Rechte ftatuieren, 3. B. jog. Privilegien, bedürfen der Geſe tzes form dann, 
wenn diefe Ausnahme eine ſolche von einer gejeglichen Beſtimmung ift. Wird 
dagegen ſolchen alles im Geſetze ſelbſt dem Stönige ober einer Behörde das 
Recht eingeräumt, derartige Ausnahmen für gewifle Kreiſe von Berjonen, Sachen 
oder Verhältniffen zu ftatuieren, jo tritt injomweit das Verordnungsrecht in Kraft 
bezw. iſt die Regelung durch Verordnung zuläffig. 

Im übrigen werden durch Verordnung (oder Entichließungen) in der Regel 
nur Anordnungen auf dem Gebiete der altiven Verwaltung oder zur Ausübung 
ber eigentlichen Megierungsthätigleit oder zum Bollzuge von Geſetzen getroffen. 
Bergl. Hiezu auch das oben in 8 26 Gefagte. 

peziell über Verfaſſungsgeſetze, dann Erfordernijfe und Behandlung zc. ſ. 
unten bei Tit. X 8 7 der Verf-Urt. 

Was endlich die vor Erlaß der Berfafjungsurfunde jchon vorhanden ge- 
weſenen gejeglichen Beftimmungen anbelangt, jo muß bei Beurteilung ber Frage, 
ob die Mitwirkung des Landtages bei Aufhebung oder Veränderung derſelben ge- 
geben jei, nicht auf die Bezeichnung diefer Beftimmungen ald Geſetz oder Edit 
oder Berordbnung ꝛc. — bezw. nicht auf Die Form ihres Erlaſſes, da eine ſolche 
nicht beftimmt vorgefchrieben war, — gejehen werden, jonbern auf ihren Inhalt. 

jt berielbe derart, daß er nunmehr nur durh Geſetz unter Mitwirkung der 

ammern nach $ 2 Tit. VII behandelt werden kann, fo muß dieſe Form des 
Geſetzes auch bezüglich einer allenfallfigen YUenderung bezw. Aufhebung ber betr. 
vor der Berfaflung ſchon vorhandenen Beitimmungen beobachtet werden. 

Ueber weitere Rechte des Landtages — außer dem der Mitwirkung bei 
der Gejehgebung — |. unter Aum. 59, &0, 64, 65 a. E., 69, 72, 73, 74, auch 
75 und 76 zu den 88 3 ff., 10, 11 ff, 17 ff. des Tit. VII. 





498 8%. Die Berfaffungsurkunde des Königreichd Bayern. Tit. VII. 


8 8.59%) Der König erholt die AZuftimmung der Stände zur 
Erhebung aller direlten Steuern, fowie zur Erhebung neuer indireften 
Auflagen, oder zu der Erhöhung oder Veränderung der beſtehenden 

8 4. Den Ständen wird daher nach ihrer Eröffnung Die 

— — enaue duderſ des Staats⸗Bedürfniſſes, ſowie der geſamten Staat3- 

nnahmen Gudget) vorgelegt werden, welche dieſelbe durch einen 

Ausſchuß prüfen, und ſodann über die zu erhebenden Steuern in Be— 
ratung treten.) 


5 9.) 


*) a. Bezüglich der in —837 10 des Tit. VII bezw. der nad) dieſen 
ſtimmungen dem tage eingeräumten Rechte |. das Berfeflunge 
verftändnis vom aaare di 1848 (Web. 8, 477), abgebrudt 
Anm. 130 zu 8 89 ©. 456 f. 

b. Ein zweites Hecht des Landtages — außer dem oben Anm. 58b 

behandelten Rechte zur Mitwirkung bei der Geſetzgebung (Tit. VII 

2) — ift dad Recht der Steuerbewilligung t 8 1 cı 

er eine Zeil biejed Rechtes ift fchon in dem Geſehgebungsrechte 

enthalten injoferne, als ber Landtag zu jedem Geſetze, alſo auch 
zu einem Steuergejeße, durch welches eine neue Steuer 

oder eine beftehende erhö e oder vermindert werden fol, — feine 

Buftimmung zu erteilen 


Im Steuerbewilligungsrecht Tiegt aber 8 aa weiter die uneinjchränf. 
bare Befugnis (— abgefehen vom 8 7 bes Ti : daß aus die bereits 
ommenſtener. 


beſtehenden direkten Steuern, d. h. Grunbfteuer, —S 
Kapitalrentenſteuer, Gewerbeſtener und @rubenfelbabgabe (aljo alle bireften 
Steuern, welde vor Erlaß der Berfafjungsurkfunde bereitö beſtanden haben, ) je 
für eine Finanzperiode vom Landtage enehmigt werben mäflen unb ohne Dieje 
Benchmigung nicht erhoben werben kein. D haben anbrerfeits die 
fein Steuerverweigerungsrecht. Vergl. biezu r 9- „ba8 bayer. Bubgetrerfit und 
das bayer. Staatsbudget“, jowie die nachftehende Anm. 60 a. €. unb 

* Mit dem in vorftehender Anmerkung erwähnten —— dreht 

ift das Budget⸗Prufungsrecht des Landtages nad Tit. VII 8 u 
bunden (vergl. Biezu 8 ” bes fogen. —ã— — — — — — ; Fr Air 
bie Prüfung der Verwilligung vorhergehen muß. Das Budget wird w wohl ars 
ſchlietßzlich von ber Regierung (Finanzminifterium) hergeftellt Ge bagegen Art. &9 
der Reichs⸗Verf.⸗Urk. bezüglich des Reichshaushalis⸗Etats, 22), allein 
bem Landtage fteht boch ein Einfluß auf die Herftellung — —2. zu, 
als er die in demſelben aufgeführten Staatbeinnabmen in einem bö 
einfegen und bemgemäß eine geringere Quote der zur Dedung des Ausfalles 
dienenden direlten Steuern genehmigen fan, als bie Regierung vorgejchlagen bat. 
Ferner fönnen nur die vom Landtage genehmigten 
ind Vndget eingejeßgt werden; doch müſſen felb nblich —— 
welche ſchon durch tage Geſetze genehmigt oder veranlaßt End, welche über 
haupt PN geieglicher Berpflihtung beruhen, genehmigt werden. 

8 5 Abſ. 1 (Abſ. 2 enthielt nur eine tranfitorifche 
gap okaegoben und bezw. gerient Dach ba3 Geſetz vom 10. i —— 
ung der Finanzperioden betr welches an die ẽ 
6 —*2*8* nunmehr 2jaͤhrige — S fett wurden und —2 Ha 


©) Weber diefe Steuern |. die Kbhanblungen in 88 72-77. 
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8 7.) In dem alle, wo der König durch außerordentliche 
äußere Verhältniſſe verhindert ift, in diefem Ba Jahre der ordent- 
lichen Steuer - Bewilligung die Stände zu verfammeln, fümmt Ihm 
Die Befugnis einer Forterhebung der letztbewilligten Steuer auf ein 
halbes Jahr zu. 


8 8. In Fällen eines außerordentlichen und unvorhergeſehenen 
Bedürfniſſes und der Unzulänglichfeit der beftehenden Staats-Einkünfte 
zu defien Dedung, wird dieles den Ständen zur Bewilligung der 
erforderlichen außererdentlichen Auflagen vorgelegt werden. 


8 9 Die Stände können die Bewilligung der Steuern mit 
feiner Bedingung verbinden.e®) Ä 


8 10. Den Ständen des Weich wird bei einer jeden Ver- 
fammlung eine genaue Nachweiſung über die Verwendung der Staat3- 
Einnahmen vorgelegt twerden.s*) 


& 11.86) Die gejamte Staatsfchuld wird unter die Gewähr- 
leiſtung der Stände geftellt.ee) 


Art. 1. Die zur Dedung ber ordentlichen, beftändigen und beftimmt vor- 
—— A GStaatdausgaben mit Einſchluß des notwendigen Reſervefonds er- 
orderlichen direkten Steuern merden jebesmal auf zwei Duke bewilligt. 

Art. 2. Späteftend drei Monate vor dem Ublaufe des Termins, für 
weichen die firen Ausgaben feftgefegt find, läßt der König für bie zwei Jahre, 
welche dieſem Termine folgen, den Kammern ein neue Bndget vorlegen. 

Urt. 3. Die durch Art. 1 angeordnete Dauer der Finanzperioden ſoll mit 
ber IX. Tinanzperiode und letztere mit bem 1. Januar 1868 beginnen. zc. 2c. 

Art. 4. Die vorftehenden Art. 1 und 2 treten an die Stelle des 8 5 Abi. 1 
bes Tit. VII der Berf.-Url. und des Geſetzes vom 15. April 1840,*) „die Ab- 
änderung des 8 6 Tit. VII ber Berf.-Urf. betr.“, welche hiemit aufgehoben werben, 
und find demzufolge als ein ergänzender Beltandteil der Verf.Urk. anzujehen. 

Bergl. Hiezu unten Anm. 78 zu 8 22 1. c. 

*) Siehe Anm. 69b. 


*, Ebenſowenig kann eine Verweigerung der notwendigen Steuern er- 
folgen. Die Feſtſetzung des Steuerfußes erfolgt durch Geſetz: ſogen. Firranzgefeh. 
Das Budget, welches nicht — wie der Reichshaushaltsetat — ſelbſt ein Geh ift, 
East Beilage zum betr. Finanzgeſetze. Hiezu vergl. Bözl, Verf.⸗R. 8 


*+, Ein mweitereß Recht des Landtages bildet Die Entgegennahme des Nach⸗ 
weiles über die Verwendung ber Staats⸗Einnahmen, 8 welchen ja us bie vom 
Landtage genehmigten Steuern gehören. ©. a Verf.R. 8 202 ©. 680 f., 
ferner Berfafjungsverjtändnis 88 5 und 6, oben ©. 468. 

Wenn auch ber Landtag keine Decharge zu erteilen hat, fo kann er Doch 
auf Grund bdiefer Vorlage der Nachweiſe und der Prüfung berjelben geeignete 
Anträge ftellen, auch Beichwerden, ja fogar Minifter-Anklagen erheben. 

*) Die 88 11—16 Tit. VII handeln von dem wichtigen Thema ber 
Staatsſchulden. 

Hierüber find folgende Grundſätze aufzuſtellen: 

1) Zu jeder neuen Staatsſchuid — gleichviel in welcher Form dieſelbe 

fontrahiert wird, alſo auch für die Uebernahme einer Zinsgarantie, — 


*%) Giche Web. 3, 388; dieſes Geſetz Hatte den Vorlagetermin für das Bubget von einem 
Jahr auf neun Monate abgeminbert 


Pohl, Handbuch. 1. 32 
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Bu jeder neuen Staatsſchuld, wodurch die zur Zeit beftehende 
Schulden: Maffe im Kapital-Betrage oder in der jährlichen Verzinfung 
en wird, ift die Zuftimmung der Stände des Reichs erforder- 
fich,e7) 68 
8 a. Eine ſolche Vermehrung der Staatsſchulden hat nur 
für jene dringenden und außerordentlichen Staat2bedürfnifie ftatt, 
welche weder durch die ordentlichen, noch durch außerordentliche Bei⸗ 
träge der Unterthanen ohne deren zu große Belaftung bejtritten werden 
fönnen, und die zum wahren Nuben des Landes gereichen. 

13. Den Ständen wird der Schuldentilgungs: Plan vor- 
gelegt, und ohne ihre Zuftimmung fann an dem bon ihnen ange- 
nommenen Plane feine Abänderung getroffen, noch ein zur Schulden- 
tilgung beitimmtes Gefäll zu irgend einem andern Zwecke verwendet 


werden. 
14. Jede der beiden Kammern Hat aus ihrer Mitte einen 
Kommiſſär zu ernennen, welche gemeinfchaftlih bei der Schulden- 


durch welche der Staat, fei ed an Kapital oder an Binfen — gegen 
bisher — höher belajtet wird, ift die Zuſtimmung des Landtag er- 
forderlih. Tritt eine folche höhere Belaftung nicht ein, z. B. bei Auf⸗ 
nahme eines Anlehend mit niedrigerem Bindfuße, um mit demſelben 
ein Anlehen von gieicher Kapitaldhöhe mit höherem Zinsfuße heimzu⸗ 
ahlen, jo ift diefe Mitwirkung der Kammern nicht gegeben. 

2) Staatsihulden dürfen nur unter der Vorausſezung des $ 12 1. c. 
und — den Fall des 8 15 ausgenommen — nur nad vorheriger 
Genehmigung de3 Landtags kontrahiert werben. 

3) Dem Landtage ift auch der Schuldentilgungsplan vorzulegen und letz⸗ 
terer von ihm zu genegmigen, Der genehmigte Plan ift von der Re— 
gierung genau einzuhalten (8 13 1. c.). 

4) Der Landtag hat eine fortwährende Kontrolle über das gelamte Staats. 
ſchuldenweſen auszuüben und zmar in der Urt, daß er bie genaue Radı- 
mweifung des Standes ber Staatsſchulden bei jeder Seſſion empfängt 
und prüft (8 16 1. c.) und daß er durch aus feiner Mitte aufgeitellte 
etauteihulbentilgungätommifjäre die geſamte Staatsjchuldenverwaltung 
fortgefeßt Tontroliert (8 14 1. c.). 

Ueber „bie Rechte ber Kammern in Anfehung der Staatsſchulden“ |. 

dv. Pözl, Berf.-R. 3. Aufl. 8 206 ©. 638 ff. 

°* Siehe hiezu: 

a. Berorbn. vom 20. Auguft 1811 „bie Errichtung einer Schuldentilguugs- 
kommiſſion in Bayern, ihren Geſchäftskreis und ihre Formation betr.” 
(Bei. 1, 354); und bejonbers 

b. &eje vom 22. Zuli 1819 „das Staatsichuldenwejen bes Reichs betr.” 

. 2%, 15 ff.) und hiezu noch meiter Biff. III des Landtagsahichiebs 
vom 22. Juli 1819 (Web. 3, 2 f.). Das vorgenannte Geſetz ift ge- 
wiffermaßen grundlegend für das bayerische Staatsſchuldenweſen und 
daher für dasjelbe auch Heute noch von ganz bejonderer Bedeutung. 
Vergl. oben 8 70 ©. 386 f. 

e) Dieſer Abi. 2 des 8 11 gilt auch für die Uebernagme einer fog. Zins⸗ 

garantie. 

ee) leder die Reichsſchulden |. oben 8 21 ©. 60—62, ferner Art. 4 
Biff. 3 der Reichs-Verf. und außer dem auf ©. 61 ſchon genannten Reichsgeſetze 
vom 80. April 1874 über die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen auch das Reichs⸗ 
gejeg vom 8. Juni 1871, „bie Inhaberpapiere mit Prämien betr.” (Web. 9, 45 }.). 
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tilgungs-Kommiffion von allen ihren Verhandlungen genaue Kenntnig 
zu nehmen, und auf die Einhaltung der feftgefegien Normen zu 
wachen haben.®?) 

8 15. In außerordentlichen Fällen, wo drohende äußere Ge- 
fahren die Aufnahme von Kapitalien dringend erfordern, und Die 
Einberufung der Stände durch äußere Verhältniffe unmöglich gemacht 
wird, foll diefen Kommifjären die Befugnis zuftehen, zu diefen An⸗ 
feihen im Namen der Stände vorläufig ihre Zuftimmung zu erteilen. 

Sobald die Einberufung der Stände möglich wird, ift ihnen 
die ganze Verhandlung über dieje Kapital3-Aufnahme vorzulegen, um 
in das Staatzjchulden-Verzeichnig eingetragen zu twerden.?) 


8 16. Den Ständen wird bei jeder Verſammlung die genaue 
Nadmeijung des Standes der Staatsjchuldentilgungs » Kafje vorgelegt 
werden. 


17. Die Stände haben das Recht der Auftimmung zur 
Veräußerung oder Verwendung allgemeiner Stiftungen?!) in ihrer 
Subftanz für andere als ihre urjprünglichen BZmede.72) 


818. Ebenſo ift ihre Auftimmung zur Verleihung von Staats⸗ 
Domänen oder Staat? = Renten zur Belohnung großer und beftimmter 
dem Staate geleifteter Dienjte erforderlich.73) 

8 19. Die Stände haben das Recht, in Beziehung auf alle 
zu ihrem Wirkungsfreile gehörigen Gegenftände dem Könige ihre ge- 
meinfamen Wünjche und Anträge in der geeigneten Form vorzu⸗ 
bringen.?*) 


**, Siehe bezüglich diejer ftändiichen Kommifläre und ihrer Thätigfeit auch 

a. Art. XII des Geſetzes vom 22. Juli 1819 über dad Staatsſchulden⸗ 
weien: „Alle von nun an für neue Geld-Anlehen oder für derlei ältere 
Bapiere auszuftellende Obligationen follen nebſt der Unterichrift und 
Sertigung der Kommiſſion auch mit der Unterjchrift der ftändiichen 
Kommifjäre verfehen fein.“ 

b. Art. 36 des Grundablöfungsgefeßed vom 4. Juni 1848 (Web. 3, 706). 

c. Urt. 385 und 36 des Geſchaͤftsgangsgeſetzes vom 19. Januar 1872, |. 
unten Anm. 90 ©. 508. 

’%) Vergl. hiezu oben Anm. 65 Biff. 2. 

2) Weber den Begriff der „algemeinen Stiftungen“ im Sinne des 817 l.c. 
fiehe die Verordn. vom 6. März; 1817 „die Berwaltung bed Gtiftungs- und 
Kommunal-Bermögens” (Web. 1, 511). 

'2) Vergl. hiezu ferner Tit. IV 8 10 der Verf.⸗Urk. und 8 47 ber 2. Berf.- 
Beil.; ferner Art. 67 ber rechtörhein. Gemeindeordnung (oben S. 486 Anm. 58). 

i2) Vergl. hiezu Tit. III 8 5 Abſ. 3 der Berf.-Urk. (oben ©. 481), ferner 
Art. 2 des Lehenablöfungsgeiehes vom 4. Juni 1848 (Web. $, 707). 

’) 8 19 1. c. behandelt das ſog. „Betitionsrecdht des Landtags“. 

Ueber dasjelbe |. Näheres bei v. Seyb. 1, 356 ff. 

Die Grenzen des Petitionsrechtes find vom Staatsrechte, ſpeziell von ber 
Verfaſſungsurkunbe jelbft gezogen. Bergl. 8 1 Tit. VIII. c. Soweit aber ber 
Landtag ieſes —— innerhalb feiner Zuſtändigkeit ausübt, Hat er andrer⸗ 
ſeits ein verfafiungsmäßiges Recht darauf, daß jeine „Wünſche und Unträge“ 

32* 
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8 20. Jeder einzelne Abgeordnete hat das Recht, in Dieter 
Beziehung feine Wünſche und Anträge in feiner Kammer vorzu- 
bringen.?5) 

Die von einer Kammer über folche Unträge gefaßten Bejchlüite 
müfjen der andern Kammer mitgeteilt, und fünnen erft nach deren er: 
folgter Beiftimmung dem Könige vorgelegt werden. 


8 21. Abſ. 1. — 7°) 
Erfennt die Kammer durch Stimmenmehrheit die Beichwerde für 
begründet, fo teilt fie ihren diesfals an den König zu erftattenden 


vom Könige bezw. von ber Staatdregierung nicht nur entgegengenommen, fonderz 
auch verbeichieden werden. 

Die Kompetenz des Landtages betalid bes bier behandelten Rechtes beit 
fi) mit feiner ihm duch 88 2—19 Tit. VII gemäß 8 1 1. c. verliehenen Yu- 
ftändigfeit, d. h. fie geht ſoweit, als dieſe feine Yufländigfeit reiht; in allen ihm 
berfoflungamäbi augeiviejenen Angelegenheiten hat er aljo auch dad Recht, nad 
&191.c. „Wünjdhe und nirage in geeigneter Form beim Könige vorzubringen“. — 

Der König bezw. die Staatöregierung ift wohl durch bie Berfafl ge⸗ 
bunden, auf dieſe „Wünſche und Anträge“ einen Beſcheid zu geben, doch iſt der 
König in feinen diesbezüglichen Entſchließungen vollſtändig frei und durchaus wicht 
— ben betr. Petitionen, ſei es vollſtändig oder auch nur teilweiſe, zu 
willfahren. 

Das Petitionsrecht bezieht ſich — wie auf alle Angelegenheiten der 88 2 

bi3 19 1. c. — fo fpeziell auch ganz feldftverftändfich auf die in 8 2 1.c. genannte 
Geſetzgebung, jo daß in dem Rechte nach 8 19 I. c. ohnedies auch das Hecht zur 
ſtaͤndiſchen Snitiative gegeben ift. Vergl. hiezu Art. I des Geſetzes vom 4. Juni 
1848 über die ftändiiche Initiative: „Das Hecht ber Snitiative für Gelege, bie 
feine Berfafjungsgejehe find, fteht jeder der beiden Kammern zu.” Angefichts der 
Beitimmungen de3 genannten Gejeges über die ftändiiche Initiative (f. dasſelbe 
unten bei Tit. X 8 7) erftredt ſich das Petitionsrecht nunmehr aud anf die 
Verfaſſungs geſetzgebung, zweifellos wenigſtens injoweit, al3 dem Landtage 
eine Initiative auch bezüglich ber Verfaſſungsgeſetze zukömmt. dv. Seydel erflärt 
an Bd. 1, 360 auf Grund der von ihm ebenda ©. 358—360 burdhge- 
ührten Unterfuhung biefer Frage): „daß Das einfahe Petitionsrecht Des 
Landtages auch auf dem @ebiete der Deriaffungägefeßgebung ein unbeſchraͤnktes 
if.” Auch Pözl jagt in feinem Verf.⸗Rechte ©. 576 Anm. 1: „das Petition 
recht bezüglich der der Initiative des Monarchen vorbehaltenen Beftimmungen if 
ben Kammern nicht entzogen; denn bie Berf.-Urk. Tit. X 8 7 ſpricht nur von 
„Vorſchlägen, bie allein den König angehen“. — 

Ueber „dad Antrags und Petitiongrecht” f. weiter Pozl, Verf.R. 8 207 
S. 544 ff., ferner befonders v. Seyd. 1, 877 f. 

Zu den „Anträgen“ gehören auch die SYnterpellationen. Weber biefe |. 

Fe bes Geihältgongegefehes vom 19. Januar 1872, unten Anm. 90 


"9 An Stelle des 820 Abi. 1 1. c. ift folgende Beltimmung bes Abfchn. LI 

Biff. 1 des Gefehes vom 19. Januar 1872 über den Geichäftsgang des Landtags 

gelreten „Jedes einzelne Mitglied hat dad Recht, in dieſer Beziehung jene 

unſche und Anträge in der Sammer vorzubringen.” 

’*) An Stelle des 8 21 Abj.1 1. c. ift folgende Beftimmung des Wbiche. II 

Biff. 2 des Geſetzes vom 19. Kanuar 1872 über den Geſchäftsgang bes Landtags 

etreten: „Jeder einzelne Staatsangehörige ſowie jede Gemeinde kann Beichiverden 

er Verlegung der Tonftitutionellen Bedhte an ben Landtag und zwar an jede der 

beiden Kammern bringen, welche fie durch den hierüber beſtehenden Ausſchuß 
prüfen läßt und nad) Maßgabe der Geſchäftsordnung in Beratung nimmt.“ 
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Antrag der andern Kammer mit, welcher, wenn dieje demſelben bei- 
N in einer gemeinfamen Borftellung dem Könige übergeben 
wird. 


8 22. Der König wird wenigſtens alle drei Jahre die Stände 
zulammenberufen.?8) 


Der König eröffnet und fchließt die Verfammlung entweder in 
eigener Berfon, oder durch einen befonders hiezu Bevollmächtigten. 


Die Sigungen einer ſolchen Verſammlung dürfen in der Regel 
nicht länger als zwei Monate dauern, und die Stände find verbunden, 
in ihren Sigungen die von dem Könige an fie gebrachten Gegenftände 
vor allen übrigen in Beratung zu nehmen. 


8 23. Dem Könige fteht jederzeit das Recht zu, die Sitzungen 
der Stände zu verlängern, fie zu vertagen, oder die ganze Verſamm⸗ 
lung aufzuföfen.7°) 


In dem legten Falle muß wenigſtens binnen drei Monaten eine 
neue Wahl der Kammer der Abgeordneten vorgenommen werden. 


8 24. Die Staat?-Minifter können den Situngen der beiden 
Kammern beiwohnen, wenn fie auch nicht Mitglieder derjelben find.®0) 


’n Der 8 21 1. c. behandelt die fog. „Verfaſſungsbeſchwerde“, zu welcher 
jeder an ocbörige und jede Gemeinde unter folgenden Borausfeßungen be- 
rechtigt ift: 
echtis a. Wenn ein in einem Verfaſſungs⸗Geſetze (nicht in einem einfachen 

Geſetze) garantiertes Recht verleht ift. 

b. ®enn das angeblich verlegte Recht dem Beſchwerdeführer ſelbſt zufteht, 
ein rein fubjeltived Recht für ihn ift. 

c. Die Beſchwerde muß fich auf die Verfügung einer Behörde, eines ftaat- 
lichen Organes beziehen. 

d. Diefe behördliche Verfügung barf nur eine ſolche der wirklichen Ver⸗ 
waltung, nicht aber ein Urteil eines Gerichtes oder Verwaltungsgerichtes 
fein: ein jolch richterliched Urteil kann der König — abgefefen bom 
Begnadigungdreht — nicht ändern. — 

Bergl. hiezu v. Seyd. 1, 386 ff.: „die Behandlung der Berfafiungs- 

beichwerden in den Kammern.” ©. audy unten Anm. 112. 

’®) Auf Grund ber Beftimmung des Geſetzes vom 10. Juli 1865 (f. oben 
Anm. 61) über die Abkürzung der Finanzperioden ift der Landtag nunmehr min- 
deſtens alle zwei Jahre einzuberufen. 

Bergl. bezüglich außerordentlicher Einberufung des Landtags Tit. II 8 11 
und 8 16 ber Berf.-Urf. 

Die Gefamtzeit ber Tagung des Landtags wird Lanbtagsfeifion, auch 
Sitzungsperiode oder Randtagsverfammlung genannt. 

2 Dieje Befugnis der Auflöfung erftredt fich felbftverftänblich nur auf die 
Abgeorbnetenfammer. Eine Aufldfung der Abgeordnetenkammer hat jeboch für die 
Kammer ber Reichöräte die Wirkung, daB, wenn dieſe Auflöfung während der 
Tagung der Reichsratskammer erfolgt, fie auch die Schließung der legteren gemäß 
Tit. VI 8 16 der Berf.-Urk. mit zur Folge hat. 

°°, Weber Stellung und Befugniffe der Minifter als folcher in der Kammer 
j. Näheres in Art. 10, 13 bi 16, 84 und 39 des Geichäftägangsgeiehes, unten 
Anm. 90 ©. 505 und 508. 
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8 25. Jedes Mitglied der Stände-Verfammlung hat folgenden 
Eid zu leilten: 

„Sch Ichwöre Treue bem Könige, Gehorfam dem Gelee, 
Beobachtung und Aufrechthaltung der Staats - Berfaffung, 
und in der Stände-Berfammlung®!) nur des ganzen Landes 
allgemeines Wohl und Befte ohne Rückſicht auf befondere 
Stände oder Klaſſen nach meiner innern Ueberzeugung zu 
beraten; — jo wahr mir Gott helfe und fein heiliges 
Evangelium.” 82) 


8 26.8) Kein Mitglied der Stände - Verfammlung kann 
während der Dauer der Sigungen ohne Einwilligung der betreffenden 
Kammer zu Verhaft 882) gebracht werden, den Fall der Ergreifung 
auf frifcher That bei begangenen Verbrechen ausgenommen.$t) 


8 27. Kein Mitglied der Stände-Verfammlung kann für die 
Stimme, welche es in feiner Kammer geführt bat, anders als in 
Folge der Geſchäfts-Ordnung durch die Verfammlung felbft zur Rede 
geſtellt werden.8®) 


*) Statt „in der Ständeverfammlung“ heißt e8 jebt „bei dem Landtage“. 

) Bei NRichtchriften Fällt der Zuſatz „und fein Heilige Evangelium“ ; 
vergl. Art. 4 Abſ. 4 des Landtagswahlgeſeßes vom 4. Juni 1848. ©. aud) Ti & 
8 3 der Berf.-Urf. 

**) Die 88 26 und 27 1. c. behandeln die rechtliche Stellung ber einge {nen 
Mitglieder des — Vergl. hiezu v. Et 853 f.: die Gewalt Der 
Kammern über ihre Mitglieder“. 

222) „Bu Verhaft“ bebeutet ſowohl Strafhaft, als auch Unterfuchungshaft 
Fi Eivithaft. Siehe hiezu 8 6 Abi. 2 Ziff. 1 des Einf.-Gei. zur Reichs⸗Str. 

roz Ordn. 

Siehe ferner 8 847 der Civ.⸗Proz.Ordn. und 8 49 der Str.-Proz.-Drbn 
über Die Sermehmmung der Mitglieder des Landtages als Beugen, 

Vergl. au Art. 80 unb 81 der Reiheverfaflungs rlunde wegen der 
Neichätagsmitglieder, oben 8 36a ©. 108, endlich 8 69 des Reichs⸗Str. Geſ.B. 
und unten Anm. 85 zu 8 27]. c. 

20) Auf aaitglieber, welche zu Beginn der Landtagsfeffion bereit verhaftet 
waren, bezieht fich die Beſtimmung bes 8 26 1. c. nicht. 

*) Bergl. biezu 8 11 des Heichs-Str.-Gei.-B.: „Kein Mitglied eines 
Landtags oder einer Kammer eines zum Heiche gehörigen Staates darf außerhalb 
der Berjammlung, zu welcher das Mitglied gehört, wegen feiner Abftimmumg ober 
wegen der in Ausübung feines Berufes gethanen Meußerung zur Berantiwortung 
gezogen werben.“ 

Bergl. hiezu auch & 69 des Reichd-Str.-Bei.-B. bezüglich bes Rubens der 
Berjährung, ſowie bie Enticheidung bei Reger 14, 193: Was if „Zur Unter 
judung ziehen" eines Heichstagsabgeorbneten ? 

Ueber ben ftrafrechtliden Schuß des Landtages als foldhen |. Neiche-Str.- 
Geſ⸗B. 8 105, fowie ber Landtagsmiiglieder weiter noch & 106 1. c. 

ne Art polizeilichen Scute? wird den Landtagdverfammlungen durch 
Art. 10 des Bereindgeiehed vom 26. Yebruar 1850 gewährt (Web. 4, 81). 

Siehe ferner Art. 7 des Geſchäftsgangsgeſeßes, unten Anm. YO. 

Bezüglich ber Ensihäbigung der Abgeordneten ſ. Art. 36 des Landtags 
wahlgejeges, oben 8 51 ©. 276 unb 277 nebft Anm. 58 bafelbft. 
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8 28. Ein Gegenstand, über welchen die beiden Kammern fich 
nicht vereinigen, kann in derſelben Sigung nicht wieder zur Beratung 
gebracht Deren.) 

87 


30. Der König allein 8) fanktioniert die Geſetze und erläßt 
diefelden mit feiner Unterfchrift und Anführung der Vernehmung des 
Staatsrats und des erfolgten Beirat? und der Zuftimmung — 89) 

31. Wenn die Berfammlung der Neichsftände vertagt, fürm- 
fich geichloffen oder aufgelöft worden ift, können die Kammern nicht 
mebr giltig beratjchlagen, und jede fernere Verhandlung ift ungefehlich.?%) 


P. Hiezu |. v. Seydel „Tit. VII 8 28 ber Verf.Urk.“ in den DB. für 
admin. Pr. 46, 348; ferner v. Eeyd. „bayer. Staatsrecht“ 2. Aufl. Bd. 1, 477 
Ann. en un hy durch A 

i etzt Durch Art. 40 bes Geſetzes vom 19. Januar 1872 über 
den —2— ſ. unten Anm. 90. S 

Hiezu |. auch Art. VII des Gejehes vom 4. Juni 1848 über bie ftändijche 
Snitiative, unten bei Tit. X 8 7 Ann. 120. 

e) Hiezu ſ. Urt. IV des Geſetzes vom 4. Juni 1848 über bie Minifter- 
Berantwortlichkeit, unten bei Tit. X 8 4 Anm. 111. 

*, Anſtatt Der früheren Faſſung „und ber Yuftimmung ber Lieben und 
Getreuen, der Stände bed Meiches“ tritt jebt folgender Wortlaut: „und der Zu⸗ 
ftimmung der Kammer der Meichgräte und der Kammer der Abgeordneten“ (vergl. 
Tit. I N 2 der Berf.-Urf.). 

) Als Zubehör zu Tit. VIL, auch Tit. VI der Verf.Urk. geben wir nach⸗ 
he nd den Wortlaut des Verfeffungs-Gefees vom 19. Januar 1872 „Ges 

agang des Landtages betr.” *) 


Abſchnitt I. 
gemeine Beitimmuugen. 


Art. 1. Jeder Kammer kommt zu, ihre Geichäftsorbnung ſelbſt feftzuftellen 
und nad) Bedürfnis abzuändern, unter Beobachtung der nachrolgenben und ber 
fonftigen über den Landtag beftehenden verfaſſungsmäßigen Beftimmungen. 


Belondere Veſtimmungen. 
gbteilung L. 
Einberufung und Konftitniernng des Landtages. 


Art. 3. Der Landtag wird durch kgl. Ausfhreibung einberufen, worin 
der Ort und Tag der Serfammlung beftimmt wird. Jedes Mitglied der beiden 
Kammern erhält überbies eine befonbere Mitteilung hierüber, welche bei ber An- 
mefbung in der Kammer vorzulegen if. 

iefe Vorlage erfolgt nach den näßeren Beftimmungen der Geihäftsordnung. 

Art. 8. Der Landtag wird an demjenigen Tage, auf welddem er einbe- 
rufen ift, -eröffnet. Ort und Stunde der Eröffnung, fowie die Formen, unter 
welchen diejelbe ftattfindet, beftimmt der König. 

Art. 4. Sämtliche neu eintretende Mitglieder der beiden Kammern leiften 
bei der Eröffnung den verfafjungsmäßig vorgeichriebenen Eid in die Hände des 
Königs oder in die Hände des von Ihm zu der Eröffnung des Landtags Be- 
vollmächtigten. 


*) Durch diefed Geſetz ift das Beleh gleichen Betreff vom 25. Juli 1850 aufgehoben. ©. 
unten die Schlußdeſtimmungen bei Geſehes vom 19. Jannar 1872. 
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Die jpäter eintretenden Mitglieder haben dieſen Eib in die Hände des 
Bräfidenten abzulegen. 

Urt. 5. Nah der Eröffnung des Landtages beginnt bie Prüfung der 
Legitimationen der Kammermitglieder in der durch die Geichäftdorbnung borge- 
fchriebenen Weije. 

Ueber erhobene Beanftandungen entjheibet die Kammer. Die Regierung 
ift berechtigt, Bennftandungen zu erheben und an allen Verhandlungen über bie 
erhobenen Bedenken oder Beanftandungen teilzunehmen. 

Dad Hecht der Beanftandung IR ferner einem jeden Wahlberechtigten 
beaüglich ber in feinem Wahlbezirfe gewählten Abgeordneten zu. 

ahlbeanftandungen, welche ſpäter als zehn Tage nach der Eröffnung bes 
Landtags und bei Nachwählen, die während der Seſſion ftattfinden, nad Feft- 
ftellung bes Wahlergebnifies erfolgen, bleiben unberüdjichtigt. 

Die zu Abgeordneten Gewählten treten, wenn fie den Beitimmungen ber 
Geſchaͤftsordnung über die Vorlage ihres Einberufungsichreibens genügt haben, 
fofort in die Kammer und behalten in berjelben bis zur Ungiltigfeiterllärng 
ihrer Wahl Sit und Stimme. 

Abgeordnete, deren Wahl beanftandet ift, Dürfen in Beziehung auf ihre 
Wahl alle ihnen nötig, icheinenden Wufllärungen geben, nicht aber an der Ab⸗ 
ſtimmung über diefe Wahlbeanftandung teilnehmen. 


Urt. 6. Sobald die Anmejenheit einer bejchlußfähigen Anzahl von Mit- 
liedern einer Kammer teitgeftellt ift, wählt diefelbe und zwar die Kammer ber 
eichöräte ihren zweiten und die Kammer der Abgeordneten ihre Präſidenten. 

Die Wahl erfolgt in gejonderten Wahlhandlungen durdy Stimmzettel nach abſo⸗ 
Iuter Mehrheit. 

Hat fi eine abjolute Mehrheit im erften Wahlgange nicht ergeben, fo find 
diejenigen drei Kandidaten, mweldye die meiften Stimmen erhalten haben, auf bie 
engere Wahl zu bringen. Wird auch bei diefer Wahl feine abjolute Mehrheit er- 
reicht, jo find diejenigen beiden Kandidaten, welche die meiften Stimmen in ber 
engeren Wahl erhalten haben, auf eine zweite engere Wahl zu bringen. Tritt in 
diejer lebten Wahl Stiinmengleichheit ein, fo enticheibet das Los. Bei Aus- 
mittelung derjenigen Kandidaten, welche nad) den vorftehenden Borichriften auf 
Die engere Wahl zu bringen find, enticheidet bei Stimmengleichheit ebenfalls das Los. 

Auf die Wahl der Präfidenten folgt diejenige der Schriftführer nad An- 
leitung ber Geſchäftsordnung, bei Stimmengleichheit enticheibet auch hier das Los. 

Bon der vollaogenen Zuſammenſetzung des Direltoriums gibt jede Kammer 
dem Sefamtminifterium und der anderen Kammer Nachricht. 

Sodann beftellt jede Kammer die nad den Beſtimmungen eines Geſetzes 
oder der Geſchäftsordnung erforderlichen Ausſchüſſe oder Mbteilungen. 


Hbteilung II. 


Bolizei im Sitzungsgebände. Negiftratur-, Kanzlei: und übriges Dieuſtperſonal 
ber Kammer. YAndgaben. 


Art. 7. Während der Dauer der Berfammlung gebührt jeber Kammer bie 
Bolizei in ihrem Situngsgebäube und wirb in ihrem Namen ausjchließend von 
dem Bräfidenten nad den Beftimmungen der Geſchäftsordnung ausgelibt. 

Den Präfidenten ber Kammern wirb zu Diefem Zwecke eine Militärwache 
zur Berfügung geftellt. 

Art. 8. Die Bräfidenten der Kammern find berpflichtet, die Ruhe in den 
Sigungen aufrecht zu erhalten, Leichen des Beifalles und Rinbilfigung den 
Baherem nicht zu geftatten, nötigenfalls jeben berfelben, welcher die Ruhe der 

igungen in irgend einer Weiſe jtört, aus dem Situngdjaale wegzumeilen und 
nad Umftänden an die zuftändige Behörde abführen und eintretendenfallß bie 
Gallerien räumen zu lafien. Im alle der Räumung ber Galerien kann bie 
Sitzung bis zur Erichöpfung der Tagesordnung fortgejegt werden. 
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Art. 9. Der Präfident ift berechtigt und verpflichtet, jedes Kanımermitglied, 
welches einer in diefem Geſetze oder in der Seihäftsorbnung enthaltenen Beſtimm⸗ 
ung — handelt, ſofort zur Ordnung zu verweiſen und ihm im Weigerungs⸗ 
falle die fernere Wortführung zu unterſagen. Dem Beteiligten ſteht jedoch. das 
Necht der Berufung an bie Kammer zu. 

Art. 10.. Die anweſenden Staatsminifter, Löniglichen Kommiſſäre, ſowie 
alle Mitglieder der Kammer find befugt, den Bräfidenten auf Zuwiderhandlungen 


gegen die Ordnung aufmerkſam zu machen und auf Burüdweilung zur Ordnung 
anzutragen. 


Ürt. 11. Zur Aufbewahrung ber Alten und Dronung der Regiftratur des 
Landtags haben die Kammern einen gemeinfchaftlichen ftändigen Archivar zu be 
nennen, welcher aus ber Staatälaffe beioldet wird. 

Das erforderliche Kanzlei und fonftige Dienftperfonal wird von den in 
ber Geichäftsordnung jeder Kammer zu beitimmenden Organen berjelben aufge- 
nommen und bis zur Wufarbeitung aller Geſchäfte nach Bedürfnis verwendet. 


Art. 12. Die Staatskaſſe beftreitet die fämtlichen Uusgaben des Land» 
tags und leiftet den Kammervorſtänden auf jedesmaliges Begehren die nötigen 


ee, über deren Verwendung nach beendigter Berfammlung Rechnung zu 
ellen iſt. 


Sbteilung I. 


Situngen der Kammern, Beratungen, Abftimmung uud Beſchlußfafſung, Bezich- 
ungen derfelben zur Stantöregierung und untereinander. 
A. Situngen der Kammern. 


Art. 13. Die Sitzungen der beiden Kammern merden nah Maßgabe ber 
Geſchäftsordnung von dem Bräfidenten beftimmt, geleitet und gefchlofien. 

Dieſelben find öffentlich. 

Ausnahmsweiſe findet die Deffentlichfeit der Sigungen nicht ftatt: 

a. auf den Antrag des Direltoriumd oder einer in der Geſchäftsordnung 

zu beftimmenden ‚Zahl von Mitgliedern; ' 

b. wenn ein ne rom oder Löniglicher Kommiflär erllärt, daß er 

ber Kammer eine Eröffnung in vertraulicher Sigung zu machen habe. 

Ueber ſolche Eröfinungen der Megierung darf ohne deren Buftimmung 
iveder eine ofentnde Beratung, noch eine Belanntmachung erfolgen. 

Art. 14. Wenn die Staatöminifter oder königl. Kommilfäre dad Wort 
verlangen, um im Namen de3 Königs Vorlagen zu machen, jo bleibt bie Tages⸗ 
ordnung bis nad) Beendigung des Vortrages hierüber unterbrochen. 

Art. 15. Die königl. Staatdminifter oder königl. Kommiſſäre müſſen über 
jeden Beratungsgegenfland auf ihr Verlangen zu jeder Beit gehört werden, ohne 
dag jedoch dadurch ein Redner in feinem bereits begonnenen Vortrage unter- 
brochen werden darf. 

Urt. 16. Die Staatsminifter und kgl. Kommifjäre find ir ben Kam⸗ 
mermitgliedern berechtigt, bei allen zur Berhandlung fommenben Gejegentwürfen 
Abänderungen oder Unterabänderungen vorzuſchlagen. 

Art. 17. Nur diejenigen Mitglieder der Ausſchüſſe oder Abteilungen, 
weiche Bericht erftatten oder ein Sondergutachten abgeben, dann die Staat3- 
minifter und fgl. Kommifläre find befugt, Vorträge abzuleſen. 

Art. 18. Anfragen (Interpellationen) einzelner Kammermitglieder an die 
Staatsregierung ſind dem Präſidenten kurz motiviert und ſchriftlich zu übergeben, 
welcher ſolche ſofort dem betreffenden Miniſter mitzuteilen hat. 

Die Art. 19, 20 und 21 dieſes Geſetzes haben durch 8 26 des Landtags⸗ 
abichiedes vom 1. Juli 1886 folgende Yafjung erhalten: 

Art. 19. In der Hierauf folgenden nächften ober längſtens in ber zweiten 
Sigung wird die übergebene Interpellation (von dem Interpellanten) verliefen und 
hierauf vor allem die Unterftüägungsfrage geſtellt. 
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Art. 20. Findet die Interpellation bie nötige Unterftügung, jo Hat der 
betreffende Minifter diefelbe entweder gleich zu beantworten oder den Tag zu 
beftimmen, wann dies gejchehen joll oder die Gründe anzugeben, aus meldhen 
die Beantwortung nicht erfolgen Töne. 

Vor der Beantwortung ift der SYnterpellant befugt, feine Interpellation 
mündlich zu begründen. 


Art. 21. An bie Beantwortung der Snterpellation ober deren Ablehnung 
darf fich eine fofortige Beiprechung des Gegenftandes derfelben anfchließen, wert 
in der Kammer der Reichsräte mindeſtens 15, in der Kammer der Abgeordneten 
mindeftend 25 Mitglieder darauf antragen. 

Die Stellung eines Antrages bei diejer Beſprechung ift unzuläffig, es ſteht 
aber jedem Kammermitgliede frei, auf dem von der Geſchäftsordnung vorgeichrie- 
benen Wege in Form eines Antrages den Gegenftand meiter zu verfolgen. 


B. Beratungen. 


Art. 22. Beratungsgegenſtände, deren Bermeifung an einen Ausſchuß in 
der Berfafiung oder einem jonftigen Geſetze vorgeichrieben oder von den Staatd- 
niniftern beantragt ift, müſſen der Vorberatung und beziehungsweife Veſchluß⸗ 
fafjung in einem Ausſchuſſe unterftellt werden. 

In den Ausſchüſſen und Wbteilungen find die Regierungdvorlagen, ſoweit 
nicht, namentlich wegen bejonderer Dringlichleit, mit Zuftimmung der betreffenden 
Staatsminifter oder der Kommiſſäre ein andered von ber Kammer beidloffen 
wird, vor allen übrigen Beratungs-Gegenftänden fowohl Hinfichtlich der Bearbeit- 
ung als ber Beratung zu berüdfichtigen. 

Es ſoll jedoch in jeder Woche ein Tag ber Beratung und Erledigung der 
Anträge der Kammermitglieder und der Beſchwerden gewidmet werden. 

Der Kammer bleibt ed unbenommen, dieſe Beratung und Erledigung zur 
vertagen und eine bereitö begonnene Diskuffion fortzufegen und zu beenbigen. 

Der Ausſchuß oder die Abteilung Hat vor der Berichterftattung Die be⸗ 
treffenden Staatdminifter oder kgl. Kommiſſäre hierüber zu hören. 


Art. 28. Vorlagen der Regierung und gejonberte Anträge, welche ohne 
vorherige Berweifung an einen Ausſchuß (Kommilfion, Abteilung) in der Kammer 
beraten werden follen, find durch den Druck zu vervielfältigen, an die Kammer- 
een zu verteilen und gleichzeitig den Vertretern ber Staatöregierung zu⸗ 
zuftellen. 

Berichte und Gutachten, welche von einem Ausſchuſſe (Rommilfion, Ab- 
teilung) über Negierung3vorlagen, über Anträge ber Kanımermitglieder ober über 
Beichiwerben abzugeben find, müjjen, infoferne nicht mit Buftimmung der Regier- 
ungövertreter etwas anderes beſchloſſen wird, zum Behufe ber eritmaligen Be- 
ratung des Gegenſtandes fchriftlich erftattet, gedrudt und verteilt werden. 


‚Art. 24. Die Beratung über die im Urt. 23 bezeichneten Drudjaden 
fann ohne Zuftimmung ber Regierung nicht früher erfolgen, als nachdem zwiſchen 
dem Tage, an welchem bie Berteilung ftattgefunden Hat und dem Tage der Be 
ratung guei volle Tage verfloffen find. 

ie Gegenftände, welche fi) auf Vorlagen und Mitteilungen der Regier⸗ 
ung beziehen, find vor allen anderen auf die Tagesordnung zu bringen, wenn 
nicht bie betreffenden Staatsminifter oder Regierungskommiſſäre einen Aufſchub 
verlangen oder demjelben beiftimmen. 


C. Abſtimmung und Beſchlußfaſſung. 
Art. 25. Zur giltigen Abſtimmung wird die Gegenwart ber Mehrheit 
jener Mitglieder erfordert, aus welchen verfaſſungsmäßig jede ber beiden Kam⸗ 
mern zu eben bat, mit Vorbehalt derjenigen alle, in welchen gejeglich die 
Unmwejenheit einer größeren Anzahl vorgeichrieben ift. 
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Art. 36. Wenn in Augenblide der Möftimmung biefe Mehrzahl nicht 
verjammelt ift, jo hat der Präfident Die Abweſenden für die nächſte Sitzung per- 
lönlich Taden und die Ladung beicheinigen zu laſſen. 


Art. 27. Jedes Mitglied der Kammer ber Mbgeordneten, welches nach 
eichehener zmweimaliger richtig nachgemwiefener Ladung auf Die dritte unter Un- 
rohung des Ausfchluffes an ihn ergangene unb nachgewiejene Borladung weder 
ericheint, noch fein Ausbleiben Durch genügend dargelegte Gründe rechtfertigt, wird 
als ausgetreten betrachtet. 


Urt. 38. Wenn ein Mitglied der Kammer der Reichsräte nad) ge 
—8 zweimaliger richtig nachgewieſener Ladung auf die dritte unter An⸗ 
drohung des unten feſtgeſetzten Rechtsnachteils an dasſelbe ergangene und nach⸗ 
gewieſene Vorladung weder erſcheint, noch ſein Ausbleiben durch genügend dar⸗ 
gelegte Gründe rechtfertigt, fo wird das betreffende Mitglied für die Dauer des 

andtags als ausgetreten betrachtet. 


Art. 29. An der Abftimmung teilzunehmen ift jedes anweſende Mitglied 

verpflichtet. Dagegen hat ſich der Mbftimmung zu enthalten: 

1) jedes einzelne Sammermitglied, wenn auf deifen Untrag ober infolge 
einer durch die Geſchäftsordnung geftatteten Reklamation über Die 
dauernde oder vorübergehende Berpflichtung oder Berechtigung desjelben 

um Site in der Kammer entichieden werden ſoll; 

2) jedes einzelne Kammermitglied, gegen welches eine nach der @eichäfts- 
ordnung zuläjfige Anklage oder Beichwwerde erhoben wird, oder welches 
eine foldhe gegen ein andere3 Mitglied der Kammer erhebt; 

3) jedes einzelne Rammermitglied, welches in irgend einer von der Ge⸗ 
Ihäft3ordnung vorgejehenen Form bie Enticheibung der Kammer be- 

uͤglich einer rein perjönlichen Ungelegenheit in Anſpruch nimmt. 

Nellamationen, Anklagen und Beſchwerden, welche gegen mehrere Kammer- 

mitglieder zugleid) gerichtet Ind, werden in ber Abftimmung getrennt behanbelt, 
den De der formellen Beanſtandung ber Wahl eines ganzen Wahlbezirkes ab- 
gerechnet. 
Art. 830. Jedem Mitgliede der Kammer fteht frei, Erinnerung gegen die 
Faſſung und Stellung der ragen zu machen. 

Dasſelbe Necht fteht auch den Staatsminiftern und kgl. Kommiffären zu, 
wenn die Fragen eine Vorlage der Negierung oder einen Gegenftand betreffen, 
der an diejelbe gebracht werden joll. 


Art. 831. Die Abftimmung geichieht bei allen Gegenſtänden, welche öffent- 
Lich Beraten werden, öffentlich, und zwar in ber Regel durch Aufitehen und Sitzen⸗ 
eiben. 
Die Kammer kann jeboch die Abftimmung durch Namensaufruf beichließen. 
Ueber das Ganze von Gejegen muß jedenfalls öffentlid, mitteld Namend- 
aufrufes abgeitimmt werben. 


Urt. 323. Giltige Beichlüffe können nur mit Stimmenmehrheit der An⸗ 
weienden gefaßt werben, mit Vorbehalt derjenigen Fälle, in welchen beſondere 
Gefete mehr als einfahe Stimmenmehrheit erfordern. 

Bei Stimmengleichheit wird der in Beratung gezogene Vorſchlag als ver- 
worfen erachtet. 


D. Beziehungen ber Kammern zu der Staatdregierung und 
untereinander. 


Art. 38. Die Kammern fomohl als bie Ausichüffe haben innerhalb des 
Umfanges ihres Wirkungskreiſes das Recht, diejenigen Erläuterungen und Auf—⸗ 
ſchluͤſſe, welche fie erforderlich eradhten, von ben eimichlägigen Staatöminifterien 
zu verlangen und haben legtere ſolchem Anſinnen zu entiprechen. Ba 

Unmittelbares® Benehmen mit anderen Stellen und Behörden ift nicht 
geltattet. 
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Die Ausſchüſſe find ferner befugt, dad mündliche und fchriftliche Gutachten 
von Sachverſtändigen zu erholen. 
ur Abgabe folder Gutachten kann niemand angehalten werden, ebenfo 
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dürfen —* keine eigenen Ausgaben für die Staatskaſſe erwachſen. 


Art. 34. Die von den Ausſchüſſen (Kommiſſionen, Abteilungen) bearbei⸗ 
teten Vorträge ſind den Staatsminiſterien und kgl. Kommiſſären gleichzeitig mit 
der Verteilung an die Kammermitglieder zuzuſtellen. 

Urt. 39. Yür die nah Tit. VII 8 14 der Berfaffungsurtunde zu ernen- 
nenben Kommifläre bat jede Kammer jogleich nad) ber Wahl der Ausſchüſſe bie 
entiprehende Wahl vorzunehmen und gleichzeitig auch einen Stellvertreter zu 
wählen, welcher im Berbinderungsfalle des Kommifjärd in deſſen Befugnis und 
Verpflichtung eintritt. 

Diefe Kommifläre und Stellvertreter haben ihre Funktionen aud) nad 
Berfluß der Wahlperiode und jelbft im Falle der Auflöjung der Kammern bis 
zur Ernennung von Nachfolgern fortzufegen. 


Art. 36. Dieſe Kommiſſäre haben auch nach Beendigung ded Landtags 
über die genaue Einhaltung des gefeglichen Staatsſchuldentilgungsplanes und Die 
Befolgung der über das Staatsjchuldentilgungswejen überhaupt beitehenden geſetz- 
lichen Beſtimmungen fortwährend zu wachen. 

Sie haben zu dieſem Zwecke von den ſänmtlichen Berhandlungen der 
Staatsjchuldentilgungsd-Konmilfion Kenntnid zu nehmen, welche benfjelben über- 
Dies zu jeder Zeit auf Delangen die erforderlichen Alten, Rechnungen, Kafla- 
bücher, Urkunden und fonjtige VBehelfe zur Einfjicht vorzulegen hat. 

Sie haben hiebei insbefondere ihr Augenmerk barauf zu richten, daß leine 
Vermiſchung ber Gelder der Ablöjungsfaffe mit jenen der Staat3jchuldentilgungs- 
kaſſe oder irgend einer andern Staatskaſſe ftattfinde. 

Diefe Mitglieder find befugt, von fämtlihen Berhandlungen ber Kom⸗ 
mijfion, den Sournalen und Hauptbüchern jederzeit Einficht zu nehmen und, im 
Falle die Kommiſſion ihre gegründeten Bemerkungen gegen allenfallfige Ueber- 
jchreitung ber Befugniſſe oder Nichtbefolgung des genehmigten Zilgungsplanes 
unbeachtet laffen würde, hievon dem Staat3minifterium der Sinanzen Mitteilung 
zu machen und dem nädhften Yandtage Anzeige zu erftatten. 

Urt. 87. Weber die Kammern, noch ihre Ausſchüſſe find berechtigt, ohne 
Zuftimmung der Staatäregierung Aufrufe oder Erllärungen an bad Rolf oder 
einzelne Teile desfelben zu richten oder Deputationen oder Ueberbringer von 
Bittfchriften zuzulaffen. 

Urt. 38. Die geihäftlichen Weziehungen beider Kammern werben durch 
Uebereinfunft der Direftorien geordnet. 

Art. 39. Sobald ein Geſamtbeſchluß beider Kammern zu Stande gekom⸗ 
men ift, wird derjelbe dem GejamtftaatSminifterium behufs der Vorlage an den 
König überfendet. Dasjelbe gilt von den Borlagen jeder einzelnen Kammer. 

Art. 49. Der König erteilt ober verweigert den Gejebentwürfen, welche 
die Zuftimmung beider Kammern erhalten haben, feine Sanktion entweder fogleich 
nad ber Borlage eines jeden einzelnen Geſamtbeſchluſſes oder fpäteften® beim 
Schluſſe der Berfammlung im Landtagd-Abfchiede; dasjelbe geſchieht Hinfichtlich 
der Beicheidung der von den Kammern geftellten Anträge. 


Mblchnitt IL. 


1) An bie Stelle des 8 20 Abſ. I Tit. VII der Verfaſſungsurkunde tritt 
folgende Beſtimmung, welche einen Beitanbteil ber Verfaſſungsurkunde bilbet : 
„Jedes einzelne Mitglied hat das Necht, in dieſer Beziehung feine 
Wünſche und Anträge in der Kammer vorzubringen.“ 
2) An die Stelle des 8 21 Abſ. I Tit. VII der Verfafiungsurfunde tritt 
folgende Beftimmung, welche einen Beitandteil ber Verfaſſungsurkunde bildet: 
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Jitel VIII. 
Bon der Rechtspflege. 9!) 


‚.. 81. Die Gerichtäbarfeit geht vom Könige aus.) — Sie 
wird unter feiner Oberauflicht durch eine geeignete Zahl von Aemtern 


„Jeder einzelne Staatdangehörige ſowie jede Gemeinde kann Beſchwer⸗ 
ben über Berlegung der Fonftitutionellen Nechte an den Landtag und zwar 
an jede der beiden Kammern bringen, twelche fie durch den hierüber be- 
ftehenden Ausſchuß prüfen läßt und nad Maßgabe der Geſchäftsordnung 
in Beratung nimmt.“ 


Schlußbeftimmungen. 


Mit der Verkündung des vorſtehenden Geſetzes durch das Geſetzblatt und 
durch das Amtsblatt der —* tritt das Geſetz vom 25. Juli 1850, „den Ge- 
Ihäftsgang des Landtages betr.”, außer Wirkſamkeit. 

Die Geſchäftsbehandlung jeder Kammer richtet ſich in Bezug auf die durch 
das gegentärtige Geſetz der Regelung im Wege der Geichäftsordnung anheim- 
gegebenen Punkte nad) den bisherigen Beitimmungen bis zu dem Tage, an wel- 
chem die revidierte Geſchäftsordnung gemäß Beichluß der Kammer in Wirkſam⸗ 
eit tritt. 


») Hiezu f. befonderd auch das Gejeh vom 4. Juni 1848 „die Grundlagen 
der Gejeßgebung über die Gerichtsorganiſation, über das Verfahren in Eivil- und 
Strafiahen und über das Strafrecht betr.” (Web. 3, 709.) Die durch dieſes 
Berfafjungsgefeg aufgeftellten Prinzipien find durch die bayer. Geſetzgebung von 
1848, ferner von 1861 und 1869 faftiich zur Durchführung gelommen. Durch 
die Reichsjuſtizgeſetzgebung ift jedoch die obengenannte bayer. Geſetzgebung viel- 
fach wieder geändert und bezw. erjeßt worden. Nach Urt. 4 Biff. 6, 11, 12 und 
18 der Reichsverfaſſungsurkunde unterliegen der „Beauffichtigung bes Reiches und 
ber Geſe ebung desſelben“ auch 

8 der Schutz des geiſtigen Eigentums; 

11) Beſtimmungen über die wechſelſeitige Vollſtreckung von Erkenntniſſen 

in Civilſachen und Erledigung von Requiſitionen überhaupt; 

12) fowie über Beglaubigung von öffentlichen Urkunden, bejonberd aber 

13) die gemeinjame Geſetzgebung über das gejamte bürgerliche Recht, 

dad Strafreht und das gerichtliche Verfahren. 

Hiemit ift fo ziemlich die ganze Gejeßgebung in Yuftizangelegenheiten im 
Weſentlichen auf das deutſche Reich übergegangen. 

Maßgebend find demgemäß nunmehr die auf Grund der vorgenannten Be⸗ 
ftimmung der Reihäveriailung erlaffenen Jeichageſere und verweiſen wir in dieſer 
Beziehung vorzugsweiſe auf die im Jahre 1877 erfolgte og. Heid Suftiageiet- 
gebung (jpeziell: Reichs⸗Civilprozeßordnung, Reichs⸗Strafprozeßordnung, Reichs⸗ 
Gerichtsverfaflungsgefeb) und die hiezu erlaſſenen bayeriſchen Ausführungsgeſetze. 

Die bayerijche Gerichtsbarkeit bezw. die hierauf gerichtete bayeriſche 
Geſetzgebung ift noch in folgenden ‚Besiehungen aufrecht erhalten: 

a. für die Familiengerichtsbarleit des Königs nad) Tit. X des Familien- 

fatut3 vom 5. Auguft 1819. ©. oben ©. 475; 

b. für die Militärgerichtöbarfeit. ©. hiezu bad Geſetz vom 29. April 
1869: „die Militärftrafgerihtdordnung für das Königreich Bayern“ 
(Web. 8, 88 ff.; Bamb. 13, 434 ff.) mit den hiezu ergangenen Ab⸗ 
änderungsgejepen vom 28. April 1872 (Web, 9, 377 ff. nebſt Min.-E. 
vom 29. Mai 1872: Web. 9, 406, auch Min.-Bel. vom 1. Januar 
1872: Web. 9, 249), ferner vom 27. Septeniber 1872 (Web. 9, 542), 
auh Art. 77—88 und 111 des baver. nuafabrungänsteben vom 
18. Auguft 1879 zur Reichs⸗Str.⸗Proz.Ordn. (Web. 18, 218 f.). 
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und Obergerichten in einer gejeglich bejtimmten Inftanzen-Ordnung 
verraltet. 98) 


Siehe auch 3 7 des (Meichd-)Einf.-Gei. zum Ger.⸗Verf.“Geſ. vom 27. 

Sanuar 1877. Vergl. hiezu noch 3 39 des Reichömilitärgefege3 vom 

2. Mai 1874: „die befondere Gerichtäbarteit über Militärperjoneu be- 

schränkt ſich auf Straffahen und wird durch Reichsgeſetz geregelt zc. 

(Web. 10, 287 F.); und Hiezu Art. 3 Biff. 12 des Ausfuhrungsgeſetzes 

zur Reichäftrafprozeßordnung vom 18. Auguſt 1879: 

„Bon den bisher geltenden Landes gejeglihen Normen über 

Strafrecht und Strafverfahren bleiben mit den im gegenwärtigen Ge⸗ 

feße enthaltenen Abänderungen und Zujägen in Kraft: 

12) die Beftimmungen der ltd Straf und GStrafprozeßgejee bor- 
behaltlih der Art. 77—83 und 111 des gegenwärtigen Geſetzes fo- 
wie die Beſtimmungen über die Beitrafung der Zuwiderhandlungen 
gegen die Reglements der Feſtungen.“ Vergl. hiezu auch das elek 
vom 29. April 1869: die Einführung des Militärſtrafgeſezbuches 
und der Militärftrafgerichtorbnung für das Königreich 
(Web. 8, 73 und 88 ff., bei. S. 75 Anm. 3 dajelbft, ferner unten 
Unm. 106 ©. 516). 

Näheres über Militärftrafreiht und Militärftrafprogeß |. Bd. III bei 

„Militärweſen“ ſpeziell 8 503; 

c. das Standredt. ©. hierüber den vorerwähnten Art. 3 Biff. 12 des 

Ausf.Geſ. zur Neih3-Str.-Proz.-Orbn. (Web. 18, 198) und Th. II 

des —æ bon 1813 Art. 441 und 448 (Web. 1, 413); 

d. für die nichtftreitige Rechtspflege oder bie fog. freiwillige Gerichts- 

barfeit, da die Borfchriften des Reichsgerichtsverfaſſungsgeſetzes nad) 8 2 

des Einf.-Gejeped zum Reichs⸗Ger.⸗Verf.Geſetz vom 27. Januar 1877 

(Web. 11. 747) „nur auf die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit 

und deren Ausübung Anwendung finden“ ; 

e. für die Gerichtäbarkeit in ftreitigen „erwalkungafachen und Verwalt⸗ 

ungerehtajachen nad) Maßgabe des Geſetzes vom 8. 

den Berwaltungsgerichtähof ſowie bei SKompetenztonflilten nad 
bayer. Gejeg vom 18. Auguſt 1873 „die Enticheidung der Kompetenz 
konflikte zwiſchen den Berichten und den Verwaltungsbehörden ober dem 
Berwaltungdgerichtähofe”. S. oben 8 6la ©. 307; 
endlich auch für Die Ar der revid. Rheinichiffahrtsafte vom 
17. Oktober 1868 (Web. 7, 489) gemäß Urt. 9 des Ausf.Geſ. zum 
Ger.⸗Verf.⸗Geſetz (Web. 12, 640). 

Sera bieher auch noch für den Fall einer Juſtizverweigernng in 
einem Bundesftaate die Beitimmung des Art. 77 der Reihö-Kerf 

Dben ©. 125. 

*) An dem Grundfage, daß bie —— — „vom Könige” ansgeht, 
wird durch die in Anm. 91 erwähnte Reichsgeſetzgebung nichtd geändert. 

Vergl. hiezu im allgemeinen oben 88 32 und 33: das Verhältnis Bayerns 
zum Neiche, ferner nadjitehende Anm. 93. 

*” Das die ftreitige ordentlihe Gerichtsbarkeit regeinde 
Reichsgerichtsverfaſſungsgeſeß vom 27. Jannar 1877 (Beb. 11, 710 fi.) Hat nur 
die Grundſätze über die Einrihtung, Beſetzung ſowie die Uebereinanderfolge der 
ordentlichen Gerichte feftgeftellt. Den Einzeljtanten, alſo ſpeziell Rt Bayern, 
teht es vollftändig frei, innerhalb des vom Neichägejege gegebenen Rahmens Be- 

immungen über die Organiſation der Gerichte, die räumlichen Grenzen ihrer 
Bezirke ꝛc. jowie über die Borbildung der Richter zu treffen und befonders aud 
die Richter und fonftige gerichtliche Beamte für die einzelnen Gerichte zu er 
nenne 


ac) 


n. 
Die Gerichtsbarkeit wird von den bayeriſchen Gerichten nach wie vor Im 
Namen Seiner Majeſtät des Königs von Bayern“ ausgeübt. Der 8 15 Abſ.1 
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8 2. Alle Gerichtzjtellen find verbunden, ihren Urteilen Ent- 
ſcheidungsgründe beizufügen.) 

3. Die Gerichte find innerhalb der Grenzen ihrer amtlichen 
Befugnis unabhängig ,9) und die Richter können nur durch einen 
Rechtsſpruch von ihren Stellen mit Verluft des damit verbundenen 
Gehaltes entlafjen — oder derjelben entfegt werden.) 9% =) 


ir GetVerf·Geſ ſpricht ausdrüdiih aus: „Die Gerichte find Staats- 
geri e.“ 

Eine Ausnahme hievon iſt nur dadurch ſtatuiert, daß das Reichsgericht in 
—— Angelegenheiten für das ganze Reich, alſo auch für Bayern kom⸗ 
petent iſt. 

(6 12 und 88 125—141 des Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſ. und Reichsgeſetz vom 
11. April 1877 über ben Sit bes Neichögerihts, Web. 11, 734 Annı. 48.) — 

Die Privatgerichtsbarfeit ift nach 8 165 Abſ. 2 des Reichs⸗Ger.⸗Verf. Geſ. 
aufgehoben. Für Bayern gibt e3 nur die eine Ausnahme nach Geſetz vom 
29. Wpril 1869: „die fürftl. Thurn» und Taxis'ſchen Eivilgerichte in Regensburg 
betr.“ bezüglidy der nichtftreitigen Gerichtsbarkeit des Yürften von Thurn und 
Taris S eb. 8, 68). 

m übrigen |. bezüglich der jeßt in Bayern beftehenden Gerichte und beren 
Organifation das mehrgenannte Reichs⸗Ger.⸗Verf.Geſ. vom 27. Januar 1877 
(Web. II, 710 ff.) und da3 bayer. Ausf.» Gef. Hiezu vom 23. Februar 1879 
(Web. 123, 638 ff... Ein Verzeichnis der Gerichte in Bayern findet ſich oben in 
8 59 ©. 304—306. (Berorbn. vom 2. April 1879 — Web. 13, 759 ff. — über 
die Beftimmung der Gerichtsfige und Bildung der Gerichtsbezirke.) 

+, Siehe hiezu folgende Geſetzesſtellen: 

a. 88 282 und 284 Bilf. 4, ferner 8 513 Ziff. 7 der Reichs⸗Civ.⸗Proz.⸗ 

rd. vom 30. Januar 1877; 

b. —*— der Reichs⸗Str.⸗Proz.Ordn. vom 1. Februar 1877; 

c. Urt. 21 Abſ. 2 des Geſetzes von 8. Auguſt 1878 über den Berwaltungs- 
gerichtähof: „Jeder Endbeicheid, ſowie jeder Zwifchenbeicheid, gegen 
welchen auf rund beionberer geſetzlicher Beſtimmung felbftändig Be⸗ 
jhwerde erhoben werden kann, ift mit Enticheidungsgründen zu 
verjehen.“ 

») Hiezu |. 81 des Reichs⸗Ger.⸗Verf.Geſ.: „Die richterliche Gewalt wird 

durch unabhängige, nur dem Geſetze unterworfene Gerichte ausgeübt.” 

»*) Siehe 8 8 Abſ. 1 des Neichd-Ger.-VBerf.-Gei.: „Richter können wider 
ihren Willen nur fraft richterlicher Entjcheidung und nur aus den Gründen und 
unter den Formen, welche die Geſetze beitimmen, dauernd oder zeitweile ihres 
Umtes enthoben oder an eine andere Stelle oder in Ruheſtand ya werben.“ 
©. auch $ 128—131 des Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſ., ferner 3 13 des Einf.-Gel. hiezu 
(eb. 11, 750) und zu lekterem das bayer. Gejeß vom 26. März 1881 „Disziplinar: 
gejeg für richterlihe Beamte“ (Web. 15, 3 ff.) nebit Art. 68—75 des Ausf.⸗Geſ. 
zum Ger.⸗Verf.⸗Geſ. vom 23. Februar 1879 (Web. 13, 651 f.) und Art. 103 ff. 
des Ausf.Geſ. zur Neich8-Str.-Proz.-Ordn. vom 18. Auguſt 1879 (Web. 13, 
225 ff.); und hiezu wieder Die allgemeinen Vollz.⸗Vorſchr. zum Disziplinargeſetz 
vom 24. Mai 1881 (Web. 15, 198 fi.) nebſt den Min.Bek. vom 2. Juni und 
27. Suni 1881, fowie vom 21. Juni 1885 (Web. 15, 217 und 270 und 18, 
136 Anm. 1 lit. c). 

Bergl. auh 8 23 ber 9. Berf.-Beilage, endlich auch 8 8 Abf. 2 und 
8 des Reicd-Wer.-Berf.-Bei. 

»262) Bu den Nichtern gehören auch die Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
richtöhofes,, |. Art. 2 des Gefehes vom 8. Auguſt 1878 über ben Verw.⸗Ger.⸗ 
of: „Die Mitglieder bes Berwaltungägerichtägofes genießen die den Richtern 
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8 4. Der König kann in ftrafredgtlihen Sachen Gnade er- 
teilen, die Strafe mildern oder erlaſſen; ) — aber in feinem —* 
irgend eine anhängige Streitſache, oder angefangene Unterſuchung 
hemmen. 

8 5. Der königliche Fiskus wird in allen ſtreitigen Privat⸗ 
rechtsverhältniffen bei den füniglichen Gericht&höfen Recht nehmen. 98) 


zuftehenden Rechte und haben gleichen Rang und Gehalt mit ben Mitgliedern bes 
oberften Landesgerichts.“ — 
) Auch das Begnadigungdredht des Königs ift durch die Reichsgeſetz⸗ 
gebung im allgemeinen nicht berührt worden. Nur fteht in benjenigen Sachen, 
in welchen das Reichsgericht in 1. Inſtanz erfannt hat, nad) 8 484 ber Reichs- 
Str.⸗Proz.Ordn. vom 1. Februar 1877 das Begnadigungsrecht dem Kaijer zu. 
Bergl. oben 8 35a ©. 104 Anm. 46 zu Art. 11 ber Reichs⸗Verf. ” 
Ras Begnadigungsrecht des Königs ift — abgejehen von zwei Fällen — 
im übrigen ein völlig unbeſchränktes. Beſchränkt ift es nur 
a. durch Art. 454 bes Str.-Gef.-B. von 1813 XI. II bei Verurteilungen 
im Standredte (Web. 1, 416); 

b. durch Urt. XII Abſ. 1 des Geſetzes über die Minifterverantwortlichteit 
vom 4. Juni 1848: „Bezüglich der in Art. IX vorgejehenen Strafen 
(gegen Staat3minifter ober beren Stellvertreter) wird ber König von 
dem Rechte der Begnadigung feinen Gebrauch machen.“ 

Eine ſpezielle Art der Begnadigung regelt dad Verfafſungsgeſetz vom 
10. Juli 1861 „die ae der Straffolgen betr.“, deſſen weitere Giltigfeit 
ſowohl dur Art. 3 Hilf. 9 des Bollzugögejebed vom 26. Dezember 1871 zum 
Reichd-Str.-Gei.-B. (Web. 9, 235) ald dur Art. 3 Ziff. 8 des Ausf. Geſ. zur 
Str.⸗Proz.⸗Ordn. vom 18. Auguſt 1879 (Web. 13, 196) ausbrüdlid ausge 
ſprochen murde. 

Diejes Gele Tautet: 

Art. 1. Die Wiedereinjegung eine wegen Verbrechens oder Vergehens 
Berurteilten in die bürgerlichen und politiichen Rechte, welcher infolge der rechts⸗ 
kräftigen Beurteilung emäß ber hierüber im Strafgefeßbuche oder in anderen 
Geſetzen enthaltenen ekunmungen verloren hat, kann durch Tönigliche Gnade ge- 
währt merden. 

Art. 2. Bon dem Tage der Eröffnung des kgl. Begnabigungd-Heitrintes 
an tritt der Berurteilte in alle durch die Berurteilung verlorenen echte wieder 
ein, ſoweit nicht das Reſtript eine Beſchränkung verfügt. 

Mit dieſem Wiedereintritt ift jedoch ein Redtsanipru auf Wiedererlangung 
der infolge des Strafurteil3 verlornen Yemter, Dienfte, Würden und Auszeich- 
nungen und der von folchen abhängenden oder aus dem früheren Beſitze derjelben 
berrührenden Rechte, ferner auf Wiedererlangung Tonfiszierter oder zur Unter- 
drüdung oder Sernichtung beitinmter Gegenftände oder eingezogener Gewerbs⸗ 
und ähnlicher befonderer Rechte, endlich auf Wiedererlangung des Adels und der 
davon abhängenden Rechte nicht verbunden. 

Art. 8. Ein von dem Könige abgewiefened Geſuch um Wiebereinjegung 
kann erſt nad) Ablauf von drei Jahren, von dem Tage der abweijenden Ent⸗ 
ſchließung an gerechnet, erneuert werben. 

Art. 4. Dieſes Geſetz tritt ꝛc. 2c. mit dem Tage feiner Bekanntmachung ꝛc. 
in Wirkſamkeit. 

**, Hiezu beitimmt 8 4 des Einf.Geſ. zur Reichs Civ. Proz. Ordn. vom 
80. Januar 1877: „ür bileger che Nechtäftreitigfeiten, für welche nad bem 
Gegenftande oder ber Art des Anſpruchs der Rechtsweg zuläffig ift, Darf aus dem 
runde, weil ald Partei der Fiskus, eine Gemeinde oder eine andere öffent- 
liche Korporation beteiligt ift, der Rechtsweg durch die Landesgeſetzgebung wicht 
ausgeſchloſſen werben.“ 
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8 6. Die Vermögens - Konfifation hat in feinem alle (den , 
der Delerim ausgenommen) 99) ftatt. 
7. Es fol für das ganze Königreich ein und dasſelbe bürger- 
fihe und Strafgefeßbuch beftehen.100) 


Jitel IX. 
Bon der Militär-Berfaflung.*) 


5 1. Jeder Bayer ift verpflichtet, zur Verteidigung feines 
Baterlandes nach den hierüber beftehenden Gejegen mitzuwirken. 101) 


Ueber den Gerihtäftand des Fiskus beitimmt 8 20 ber Reichs-Civ. rag 
DOrdn.: „Der allgemeine Gerichtsſtand des Fiskus wird durch den Sig ber 
hörbe beftimmt, welche berufen ift, den Fiskus in dem Nechtöftreite zu vertreten. * 

Siehe auch 8 74 der Civ. Proz. Ordn. über bie ee des Fiskus. 

Bergl. hiezu Dr. Becher, bayer. Landescivilrecht ( 3, Söweger2 | erlag, 
Drünchen 1836) ©. 272 über die Perfoönlichkeit bes —3 — 7 über den 
Gerichtsſtand desſelben und S. 299 über die Vertretung bed Fiskus. Bezüglich 
Ie Eu wird bemerlt: Nach 8 92 der Form.-Berorbn. vom 9. Dezember 1825 
(Web. 3, 278) obliegt die oberfte Leitung und Bertretung de3 fiskaliſchen In⸗ 
terefjed dem Finanzminiſterium. In unmittelbarer Unterordnung unter dieſem 
Fan find zur Wahrung dieſes fisfalischen Intereſſes zwei Kronanmälte 
aufgeſtellt; außerdem befteht bei jeder Regierun Sfinanztammer zur „eitung und 
Führung der fisfalifchen Prozeffe ein Kreisfiskalat 120 bj. 1 der Form.» 
Verordn. vom 17. Dezember 1825, Web. 3%, 314). Eigene Fisfalate zur Ver⸗ 
tretung des Fiskus beitehen noch bei der tgl. @eneraldireltion der Staatseiſen⸗ 
bahnen, ferner beim Sriegöminifterium. Das SKreisfisfalat von Oberbayern ift 
zugleich Fiskalat der — 

Ueber den Reichsfiskus |. oben $ 21 ©. 58, beſonders Anm. 1 dafelbſt. 

”, Die Konftsfation des Bermögend Be Defertion gt ſchon durdy Art. 90 
des Wehrvegagunosg⸗eve⸗ vom 80. Zanuar 1868 (Web. 7, 177) weggefallen. 

Vergl. hiezu oben 8 44 ©. 163, beögl. $ 140 aſ. 3 des Reichs Str.⸗ 
Geſ.⸗B. und 8 5 bes Einf.⸗Geſ. zu demfelben. Das Reichsrecht Tennt feine Ver⸗ 
mögenäfonfiäfation. 

100, Dieſe „Einheit“ befteht zur Zeit für das bürgerliche Geſetz nur be- 
züglic) des Yanbeld- und Wechſelrechtes, wird aber vom 1. Januar 1900 an auf 
—* der allgemeinen deutſchen bürgerlichen Geſetzgebung beſtehen. Das neue 
bürgerliche —** vom 18. Auguſt 1896, welches am 1. Januar 1900 in 
Kraft tritt, ift mit feinem Einführungsgefege vom gleichen Tage bereits publiziert. 
Die mit ihm ur Ein rung weiter gelangenden bürger!. Geſetze find in Vorbe⸗ 
reitung begri eht beftimmt zu erwarten, daß das große, gewaltige 
beutfche R. Glen nebungewert 5 ur Herbeiführung eines ‚oürgert. Rechtes in Deutich- 
land bis Ende bien SahrFunderta vollendet vorlie it. 

Auf dem Gebiete der Strafgefeßgebung ift die Forderung des 87 L.c. er- 
füllt, einerſeits durch das bayeriiche Polizeiſtrafgeſetzbuch vom 8 Dezember 1871, 
andrerſeits durch das —— — vom 16. Mai 1871 (81. Fri 1870) 
bezw. in der neuen Faſſung desſelben vom 26. Februar 1876 
nebft feinen weiteren Kovellen vom 10. Yebruar * (Stra * en WW 
Konkursordnung), 14. Mai 1879 ——— etz), u Mai 1880 ( oe: 
55 9. Juni 108 KBprengkofige 22 * 1888 Sog lſchutzgeſetz), 9 

26. März 1 19. Zuni 1868 änzun ucherg ge, 2 ‚ Sul 
1898 Berrat —E Geheimniſſe), 1a. rz 1894 at 2, und 5 des Gefey 
vom 16. 33. 18 A Abzahlungẽgeſchafte betr.“). Web. 2. 423 f. und Sr 

*) Ra erüber ſ. unten bei „Militärweſen“ en 

) — —2 Viilitarverfaffung iſt ihrem Weſen reichsgeſeglich 


VPohl, Haubbuch. I, 83 
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Bon 20.102) 


8 2. Der Staat bat zu feiner Verteidigung eine ftehende 
Armee, welche durch die allgemeine Militär-Konjfription ergänzt, und 
auch im Frieden gehörig unterhalten wird. 

98 3—5.10%) 

8 6. Die Armee handelt gegen den äußern Feind!) und im 
Innern nur dann, wenn die Deilitär- Macht von der kompetenten 
Civil⸗Behörde formlich dazu aufgefordert mwird.105) 


57. Die Militär-Perjonen ftehen in Dienftjachen, dann wegen 
Berbrechen oder Vergehen unter der Militär - Gerichtöbarfeit, 19%) in 


Art. 57 und 59 der Reichs⸗Verf.⸗Urk. (f. oben $ 35a ©. 118 ff.) und gemäß 
Biff. III 8 5 bes Berfailler Bündniövertrages (}. oben 8 3 ©. 88 Hilf. 6) — 
nad) Geſetz vom 9. Rovember 1867, „die Verpflichtung zum Kriegsdienfte betr.“, 
das aug ji zayern gu Ni Zinfübrung gelangte, durchge eführt. 
rt. 4 der Reichs⸗Verf.⸗Urk. unterliegt der Beauffichti 
jeitens for —E und ber Geſe — desſelben „das Militärweſen des —2* 
und die Kriegsmarine“. Dieſe Beſtimmung gilt auch für Bayern, od) hat letz⸗ 
tere8 auf Grund des Berjailler Bündnisvertrages vom 23. November 1870 ii. 
oben 834 ©.88 Bilf.6 und 7) in Bezug auf das Heerweſen mannigfache Borredhte, 
welche die Militärhoheit des Königs von Bayern ‚Beat ich feiner Armee fidhern. 
Die auf Grund ded genannten Urt. 4 at er Neichd-Berf. erlaflenen 
geiefiche n Beftimmungen find im Reichömilitärgelege vom 2. Mai 1874 und einen 
vielen Novellen, bejonderd ber vom 11. Februar 1888, ferner im Reichsgeſetz d 
12. Februar 1875 über den Landiturm, Reichägeje vom 15. Februar 1875 über 
die militärijche Kontrolle ꝛc. (alle dieſe Geſetze |. unten Bl), deögleichen in ben 
Neichömilitärpenfions-, Kriegd- und fonftigen Heeres a enthalten. 
Sn Bayern wurde Speziell auf Grund bed Reichsgeſetzes vom 11. Februar 1888 
„betr. Uenberungen ber Wehrpflicht“ eine Mr ehrorbnung unterm 19. Januar 1889 
und eine Heerordnung unterm 26. Januar 1889 erlaflen (j. 8 491). 


0») Die hier ftatuiert geweſene Befreiung der Beiftlichen vom Milttärdienft 
ift in Wegfall gelommen. (Vergl. Art. 1 des —— vom 9. November 1867.) 
N Eömifch-fafhoftfchen Studierenden der Theo! ode Hat das Reichägefes 
vom 8. Februar 1890 beſondere Beftimmung getroffen: * itärpftichtige — 
katholiſcher Konfeſſion, welche ſich dem Stubium der Theologie widmen, 
Friedenszeiten während ber Dauer dieſes Studiums bis zum 1. April des 7. 
Militärjahres zurüdgeftellt. Haben biejelben bis zu dem vorbezeichneten Beitpunkte 
bie Subdiatonatöweihen empfangen, jo werden bieje Militärpflichtigen der Erfap- 
referve überwielen und bleiben von Uebungen befreit.“ (Weiteres | 8 496.) 

ı) Dieje Beitimmungen über Neferve und Landwehr 2c. wurden ſchon 
durch das bayer. Wehrverfaſſungsgeſetz vom 30. Januar 1868 n Gnliänzeiepe an 
Stelle des Iebteren find die in Anm. 101 erwähnten deutſchen Militä 
getreten. 

) Die Mobilmadung erfol g duch den König auf Veranlaſſun 
a Siehe Berjailler Vertrag Ziff. III 8 5 Abſchn. III rg 5 

e 

08, Giehe hiezu Geſetz vom 4. Mai 1851 „das Einfchreiten der bewaffneten 

Macht zur Erhaltung der geſetzlichen Ordnung betr.“ (Web. 4, 247). Unten 8 307. 
Siehe hiezu nunmehr 8 89 Abſ. 1 des Neichd- Militärgefeges vom 
2. Dat 1 14: „Die beiondere —— über Militärperſonen beihräntt 


geregelt. Die in Bayern giltige aigemeine — —— iR: — auf rund bes 


Kue 


R 
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Real⸗ und gemiſchten Rechtsſachen aber unter den bürgerlichen Ge⸗ 
richten. 17) 


Titel X. 
Bon der Gewähr der Berfafinng. 


8 1. Bei dem Negierungs-Antritte ſchwört der König in 
einer feierlichen Berfammlung der Staats- Minifter, der Mitglieder 
des Staats⸗Rats, und einer Deputation der Stände, wenn fi zu 
der Zeit verfammelt find folgenden Eid: Ä 

„sch ſchwöre nach der Verfaſſung und den Geſetzen des 
Reichs zu regieren, jo wahr mir Gott helfe, und fein heiliges 
Evangelium.“ 


‚ Ueber diefen Akt wird eine Urkunde verfaßt, in das Reichs⸗ 
Archiv hinterlegt und beglaubigte Abjchrift davon der Stände - Ber- 
fammlung mitgeteilt. 

8 2. Der Reichs⸗Verweſer Ieiftet in Beziehung auf die Er- 
haltung der Berfaffung den in Tit. II 8 16 vorgefchriebenen Eid. 

‚ Sämtliche Prinzen des königlichen Hauſes leiften nad) erlangter 
Bolljährigfeit ebenfalls einen Eid auf die genaue Beobachtung der 
Berfajlung. 


fih auf Strafſachen und wird durch Reichsgeſetz geregelt." Ferner Berfailler 

Bündnidvertrag vom 23. November 1870 Hiff. III 8 5 Abſchn. I: „Bayern be» 

Im zunächſt jeine Militärgefebgebung ꝛc. bis zur verfafiungsmäßigen Beſchluß⸗ 
affung über die ber Bundesgeſetzgebung anheimfallenden Materien 2c.“ (eb. 
fi . 

Da nun eine Neichämilitärftrafprogeß ordnung bis jegt noch nicht er- 
ifjen ift (fie ift jeboch fchon in Borbereitung), jo gilt in Bayern noch die bayer. 

litärftrafgerichtsordnung vom 29. Upril 1869 mit ihren Novellen. (S. hiezu 
oben Anm. 91 lit. b. 

Sn materieller Beziehung ift die Regelung des Militärftrafrechtes be» 
reits dom Neiche erfolgt durch das Neich3 - Militärftrafgefegbuh vom 20. Juni 
1872 (Web. 9, 417 ff.), welches laut Einführungsgefeg vom gleichen Tage mit 
1. Oftober 1872 im ganzen Umfange bes Bundesgebietes in Kraft getreten ift. 

Siehe hiezu jedoch 8 2 Abi. 2 des Einf.-Gef. zum Reichs⸗Mil.⸗Str.⸗Geſ.⸗B. 
(Web. 8, 75 Anm. 3). Vergl. auch oben ©. 509 f. Anm. 91. 

on In bürgerlichen Nechtsfachen gibt e3 feinen privilegierten Gericht3- 
ftand ber Offiziere mehr. Schon das Yeje vom 15. Auguſt 1828 (eb. 2, 
415 ff.) über die Militärgerichtöbarkeit in bürgerlichen Rechtsſachen beftimmt 
prinzipiell in 8 1: „bie Militärperjonen ftehen in allen ihren bürgerlichen Rechts⸗ 
angelegenbeiten, fie mögen zur ftreitigen oder nichtitreitigen Gerichtsbarkeit ge- 
hören, unter den bürgerlichen Gerichten.“ 

Allein dieſes ebenerwähnte Geſeß enthält auch „Borichriften, nad) welchen für 
Zruppenteile, die nad der Mobilmahung ihre Garniſon verlaſſen 

aben oder ſich dauernd im Auslande aufhalten, die Ausubung der ſtreitigen oder 

eiwill igen Gerichtsbarkeit einem inländiſchen Gerichte ober den Auditeuren ein⸗ 
für allemal übertragen iſt.“ Und dieſe Beſtimmungen des vorgenannten Ge— 
ſehes find nach 8 7 bes Reichs⸗Einf.⸗Geſ. zum Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſ., beſonders 
aber durch 8 39 Ubi. 3 des ReichSmilitärgefeges vom 2. Mai 1874 (Web. 10, 
288) aufrecht erhalten geblieben. 


38* 
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8 3 Alle Staatöbürger108) find bei der Anfäffigmahung und 
bei der allgemeinen Landes = Huldigung, ſowie alle Staatsdiener bet 
ihrer Anftellung verbunden, folgenden Eid abzulegen : 109) 

„Ich ſene Treue dem Könige, Gehorſam dem Geſetze und 
Beobachtung der Staats-Verfaſſung; ſo wahr mir Gott 
helfe, und Kin beiliges Evangelium! 110) 
4. Die königlichen Staats - Minifter und ſämtliche Staats⸗ 
Diener jind für die genaue Befolgung der Verfaffung verantwortlich. 211) 
5. Die Stände haben das Necht, Beſchwerden 112) über die 
durch die königlichen Staat3-Minifterien oder andere Staatsbehörden 
geichehene Verlegung der Berfafjung in einem gemeinfamen Antrag 
an den König zu bringen, welcher denfelben auf der Stelle abhelfen, 
oder, wenn ein Zweifel dabei obwalten follte, fie näher nad Der 
Natur des Gegenjtandes durch den Staatsrat oder die oberfte Juſtiz⸗ 
Stelle unterfudhen, und darüber enticheiden laſſen wird.11®) 
8 6.114) Finden die Stände fich durch ihre Pflichten aufge- 


. »%, „Staatöbürger” ift Hier — ebenjo wie Tit. III 84 und Tit. VIE 
8 21 — glei „Staatsangehöriger”. 

ı0®) Ueber Die aoleiftung des GStaatöbürgereides vergl. au das Edikt 
vom 6. Januar 1812 (Web. 1, 378 f.). 

110%) Ueber „Staatöbürgereib“, hier Ubleiftung zc. f. bie ausführlichen Er- 
Örterungen oben 8 45 ©. 174—177. Ferner Krais 1, 148 f. (4. Aufl.1, 149 f.). 

1) Weber die Berantwortlichleit fpeziell ber Diinifter dem Landbtage unb 
dem Lande gegenüber |. das Gele vom 4. Juni 1848 über die Minifter- Ber- 
antwortlichleit oben Anm. 13 ©. 466 |. Bezüglich biefer Verantwortlichkeit dem 
Könige gegenüber vergl. die 9. Berfajiungs-Beilage, beſonders 88 9 ff. derſelben. 

2, Das Beichwerberecht des Landtages nach Tit. X 8 5 untericheibet ſich 
von der oben Tit. VII 8 21 genannten Beſchwerde wegen Verletzung konſtitu⸗ 
tioneller Nechte befonders dadurch, daß der Landtag als ſolcher ſich nur en 
Berfafiungsverlegung in objettiver Beziehung beichweren kann, während bie 
letterwähnte Beſchwerde der Staatsangehörigen die Verlegung eines jubjeltiven 
Nechtes des Beſchwerdeführers vorausſetzt. ©. oben Anm. 76 und 77 S. 500 f. 

m) Die Frage, wie es gehalten werden muß, wenn die Kammern mit 
biefer Enticheidung des Staatörates ober ber oberften Zuftiz-Stelle nicht zufrieden 
find, ift durch die bayer. Berfafjung nicht entfchieden. Es dürfte demgemäß in 
einem ſolchen Falle, in welchem ein entftandener Berfaflungsftreit zwiſ Land⸗ 
tag u one nicht beigelegt werden kann, die Beſtimmung des Art. 76 Abſ. II 
ber Reihnerielungaurkunde zur Anwendung fommen: 

„Berfaffungsftreitigkeiten in folchen Bundesſtaaten, in deren Berfaflun 
nicht eine Behörde zur Enticheidung ſolcher Streitigfeiten beftimmt ift, bat auf 
Anrufen einen Teile —S— ganic aus ngleichen ober, wenn das —5— 

elingt, im Wege der Sgejeßgebung in Erledigung zu bringen.“ 1. 
iloty, —* ©. 52. 

10, Die Beftimmungen bes 8 6 über bie Dinifter » Binflage find nunmehr 
teild abgeändert, teils erſetzt durch das Gele vom 4. Juni 1 über die Mi⸗ 
nifter-Berantwortlichleit (f. oben Anm. 13) und Geſetz vom 30. März 1860 über 
ben Staatsgerichtshof unb das Verfahren bei Anflagen gegen Minifter (Web. 4, 


Pedtgenanntes Geſetz iſt durch Art. 31 Abſ. 8 und Art. 34 bes Einf. Geſ. 
zum Str.Geſ.BV. vom 10. November 1861, ferner durch Art. 64 und 67 bes 
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% 


fordert, gegen einen höheren Staats-Beamten 114) wegen (vorfäglicher)115) 
Berlegung der Staatöverfaffung 119) eine fürmliche Anklage zu ftellen,117) 
jo find die Anklags » Punkte beitimmt zu bezeichnen, und in jeder 
Kammer durch einen befondern Ausſchuß zu prüfen. 

Bereinigen fich beide Kammern hierauf in ihren Beſchlüſſen über 
die Anklage, jo bringen fie diejelbe mit ihren Belegen in vorge 
ſchriebener Form an den König. 

Dieſer 118) 

8 7. Abänderungen in den Beſtimmungen der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde, oder Zuſätze zu derjelben können ohne Zuſtimmung der 
Stände nicht gefchehen.119) 

Abſ. I. — 120) 


Vollz.Einf.⸗Geſ. vom 26. Dezember 1871, endlich durch Urt. 8 Ziff. 7 des Aus- 
brungögejeges vom 18. YAuguft 1879 zur Str.⸗Proz.⸗Ordn. vorbehaltlich der 
enderung be3 Art. 72 1. c. aufrecht erhalten worden (Web. 13, 196 und 217). 

Nah Art. IX (oben ©. 467) de3 Minifter - VBerantwortlichleitägeiepes find 
nicht mehr — wie 8 6 Tit. X beftimmte — „höhere Staatsbeamte“ überhaupt, 
jondern nur „Staatöminifter und deren Stellvertreter” dem Landtage verantimort- 
fi, dieſe aber nicht mehr blos wegen „vorjfäglicher“, fondern wegen jeder 

Verlegung der „Staatsgeſetze“, nicht blos der Verfaſſung, mag dieje Verlegung 

durch Handlungen oder Unterlafjungen gejchehen. 

18, Das Erfordernis der „Borjäglichteit“ ift weggefallen, |. Anm. 114. 


ue) An Stelle des Wortes „Staatsverfaſſung“ ift „Staatsgeſetze“ getreten, 
f. Anm. 114, 


um Hiezu |. Urt. IX, X und XI bes in Anm. 13 abgebrudten Dinifter- 
Verantwortlichleitägefeges (oben S. 467 und 468). 

0, Diefer Abſ. 3 des 8 6 ift ganz weggefallen durch die Einrichtung, 
eines befonderen Staatögerichtähofes auf Grund bed Geſetzes vom 30. März 1850. 
©. oben Anm. 114. 

1, Die VBeftimmung bes 8 7 Abſ. 1 Hat durch die Meichöverfaflung (Urt. 2, 
4, 5 und 78, |. oben ©. 95 f., 98 f., 100 und 125—127) eine mejentliche Ein- 
ſchränkung bezw. Abänderung dadurch erfahren, daß auf Grund der vorgenannten, 
in peraffungömäbiger Form angenommenen Reichsverfaſſungsurkunde, welche burch 
diefe Annahme gleichfalls bayer. Verfafſungsgeſetz geworden ift, nunmehr in allen 
äur Stompetenz des Reiches gehörigen Fällen Abänderungen ber Berfalfung auch 

urch Neichögejege erfolgen können. Dieſe Reichsgeſetze werben aber ohne die 
weitere Buftimmung des bayer. Landtages erlaflen und gehen als Reichsgeſetze 
den bayer. Zandesgejegen vor. Weitered hierüber |. oben Anm. 58, ferner 88 26 
bis 23 ©. 66 ff, " e ©. 125 f. 

20) Nach der früheren Faſſung diejes nicht mehr giltigen Wbf. II bes d 
ingen die Vorſchläge zur Verfaſſunggänderung allein vom Könige aus. Un 
telle diejer Beſtimmung ift nun dad nachitebende Geſetz vom 4. Juni 1848 über 

die ſtaͤndiſche Initiative getreten: 

Art. I Das Hecht der Initiative für Geſetze, die Teine Verfaſſungsgeſetze 
find, fteht jeder der beiden Kammern zu. 

Urt. I. Das nach Tit. X 8 7 der Berf.-Urf. dem Stönige ausfchließend 
zuſtehende Recht, Wbänderungen in den Beſtimmungen der Verfaffungsurfunbe 
oder Bufäge zu bderjelben in Borichlag zu bringen „rest der Initiative), wird in 
Anſehung ber in ben Tit. IV, VIJ, VIII und X 88 1-6 der Verf.⸗Urk. ent⸗ 
baltenen VBeftimmungen und ber hierauf Bezug nehmenden Verfafſungsbeilagen 
und Gelebe auch den Ständen bes Reichs eingeräumt. 
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Bu einem giltigen Beſchluſſe in dieſer höchſt wichtigen Ange⸗ 
fegenheit wird wenigſtens die Gegenwart von Drei Vierteilen Der bei 
der Verſammlung anmwefenden Mitglieder in jeder Kammer und eine 
Mehrheit von zwei Dritteilen der Stimmen erforderlich.121) 1%) 

Gegeben am ſechs und zwanzigften Mai Eintaufend achthundert 


d achtzehn. 
und achtzehn Marimilien Joſeph. 


Art. III. Das Recht, die Kammern in der von ber Verfaſſung feitgefeiten 
Beit zufammenzuberufen, diejelben zu eröffnen und zu fchließen, biejelben zu ver- 
längern und zu vertagen, oder die ganze Berfammlung aufzulöjen, bleibt jebod) 
ber Krone nad) ben bisherigen Beſtimmungen vorbehalten. . 

Urt. IV. Bezüglich ber in Tit. VI der Berf.-Urk. enthaltenen Beftimm- 
ungen fteht, joweit je ie Kammer der Reichsräte betreffen, biejer, joweit fie bie 
Kammer der Abgeordneten betreffen, ber letzteren das im Art. II bezeichnete Recht 
ber Initiative ebenfalld zu. 

Art. V. Anträge zur Abänderung ber in rt. II unb IV bezeichneten 
Verfaſſungs⸗Geſetze find fofort nach ihrer Einbringung einer vorläufigen Berhand- 
lung zu unterwerfen; wenn biejelben hienach nicht von der Hälfte der anweſenden 
Mitglieder der betr. Kammer unterftügt werden, jo fünnen fie zu keiner weiteren 
Beratung gelangen. 

Im alle der Unterftügung werden bie Ausſchüſſe auf die Doppelte Zahl 
ihrer Mitglieber verftärft. 

Urt. VI. Bei allen von den Kammern vorgeichlagenen Abänberungen der 
Berfaffungs-Urfunde oder Bujäben zu derjelben, den Beilagen und Berfaffungs- 
Gefegen, ift in Zwiſchenräumen von wenigſtens acht Tagen eine breimalige Br- 
ratung und Beichlußfaflung in Gegenwart von drei Bierteilen der bei ber Ver⸗ 
fammlung anweſenden Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit von zwei 
Dritteilen der Stimmen erforderlich. 

Art. VIL Dem Stönige bleibt das Recht an Seine definitive 
Entichliegung über die alſo gefaßten Gejamtbeichlüffe auf ein Jahr zu vertagen, 
of inzwiſchen die noch notwendig erſcheinenden Erhebungen und Vernehmungen 
pflegen zu laſſen. 

Art. VIII. In Bezug auf ein infolge gegenwärtiger geſetßlicher Be 
ftimmungen erlaffenes Verfaſſungs⸗Geſetz darf bie ftänbifche Initiative vor Ablauf 
bon 12 „Jahren nicht twieder geübt werben. 

. Art. IX. egenwärtigen Geſetz tritt mit dem heutigen Tage in Wirkſam⸗ 
feit und wird zum Staats⸗Grundgeſetze wi 

21) Diefe Vorſchrift des Abi. 3 8 7 ift unverändert geblieben; vergl. 
Art. VI des in vorftehender Anm. 120 abgebrudten Geſetzes. 

2) Den einichränfenden VBeftimmungen des 8 7 1. c. beziv. bes Geſetes 
über bie andiſche Initiative unterliegen alle Verfaſſungs geſetze, aber auch 
nur dieſe. 

Verfaſſungsgeſetze im Sinne dieſer Vorſchrift find außer ber Ber- 
fafjungsurfunde ſelbſt und ihrer Beilagen alle älteren Geſetze, welche don ber 
Berfaflungsurfunde als Beſtandteile von ihr erflärt werden, fowie alle fpäteren 
bonn weichen die Eigenjchaft ald Berfajfungsgejepen beigelegt worben 
it beziv. wird, 

Die Beobachtung der Veitimmungen bes Tit. X 8 7 wirb von der Ver⸗ 
faffungsurfunde für Verfaſſungsgeſetze gefordert und wird bie ftattgehabte Be 
achtung dieſer Form auch regelmäßig am Eingange bes Gefeges ausgebrüdt. 
Außerdem wird in der Regel den Geſetzen, welche Verfaſſungsgeſetze fein follen, 
noch ein bejonderer Beiſatz beigefügt, wie 3. B.: Gegenwärtiges Geſetz wirb als 
Staatsgrundgeſetz erklärt, ober zum Staatögrundgeieß erhoben ⁊c. zc. 

‚ Siehe hiezu Send. 1, 481 f. über die Behandlung ber Abänderungen von 
Beftimmungen der Berfaflungsurkunde. 
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8 Wa. 
Die Beilagen zur Berfaflungsnrktunde. 


Erfie Beilage 
zu der Berfafjungsurfunde Tit. IV $ 1. 
Edikt über das Indigenat!) vom 26. Mai 1818. 


‚8 1.) Zum vollen Genuffe aller bürgerlichen öffentlichen und 
Privatrechte in Bayern wird das Indigenat erfordert, welches ꝛc. —®) 


88 2—6.%) 


) Die Beftimmungen bes Indigenats Ediktes — ganz befonbers die 
88 1—6 bdesjelben — find vielfach erjegt bezw. geändert durch die Beſtimmungen 
des Meichögejepes vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verluſt Der 
Bunbdes- und Staatsangehörigfeit. Hierüber fiehe oben 88 41-43 und 8 46a 
©. 147—159 und 182—226. 

In ben betr. Anmerkungen zu den einzelnen Baragraphen dieſes Geſetzes 
find au bie einjchlägigen verwaltungsrichterlihen Entſcheidungen 2c. angegeben. 
Hier ericheint der wiederholte Hinweis auf diejenigen bezw. die Zufammenftellung 
derjenigen Enticheidungen als zwedmäßig, welche ipeziell auf rund bed Indi—⸗ 
genatd-Ediltd oder direkt in — auf dasſelbe ergangen ſind. S. Anm. 4. — 

Vergl. auch oben ©. 482 Tit. IV 8 1 der Bert Ui, ferner 88 2—5 bes 
Greizügigfeitögejeges vom I. November 1867, unten 8 248. 


‚9, 8 1 if beſonders noch berührt durch Urt. 3 der Neichd-Berf. in deilen 
Beltimmung über das für ganz Deutichland geichaffene gemeinfame Indigenat. 
Giehe oben 8 35a ©. 96 f. 

) Diefer Nachſatz, der beftimmte, daB das Indigenat „entweder burch 
Geburt oder durch Naturalifation erworben wird“, ift aufgehoben bezw. erſetzt 
dur) 88 1 und 2 des Staatsangehörigkeitägejeged. S. oben $ 4da ©. 184 f. 


) Die 88 2—6 behandelten ſpeziell die einzelnen Arten des Erwerbes und 
Berluftes des Indigenates und find erjeßt durch die 88 8 ff. bezw. 8 13 ff. des 
Staatsangehörigkeitsgeſetzes. S. oben 8 44 ©. 186 ff. bezw. ©. 201 ff. 

Bu den 88 1—6 find befonder3 folgende Enticheibungen des Verwaltungs- 
gericht3hofes ergangen, welche auch jebt noch praftiichen Wert haben, weil bekannt⸗ 
lich Diejenigen e von Erwerb und Berluft der Staatdangehörigfeit, welche der 
Zeit vor der Giltigkeit des Staatsangehörigfeitögefeges vom 1. Juni 1870 an- 
gehören, nach dem vor biejem letztgenannten Geſetze giltigen Hecht, alfo für die 
geit von 1818 bis Ende 1870 nach dem bayer. Indigenatsedikt zu beurteilen find. 
* Ey Daher aud bie Beſtimmungen der 88 2—6 dieſes Ediftd unten in 

nmert. *): 


RR. Dermdge der Geburt ſteht jedem daB bayer Indigenat zu, beffen Vater ober 
Mutter zur Zeit feiner Geburt die Rechte bieled Indigenats beieffen haben. 
5 8. Dur‘) Naturalifation wird das Indigenat erlangt: 
n. wenn eine Muslä n einen Bayern beiratet, 
b. wenn Fremde in daB Königreih einwandern, ih darin anſäffig machen, und bie Ent» 
laffung aus dem fremden perfönlichen Unterthanenverbande beigebradt haben, 
c. u ein befonderd nad erfolgter Vernehmung bes Gtaatärats auggeſertigtes Fal. 


4 4. Durd ben bloßen Beftg ober eine zeitliche — liegender Sründe, dur An⸗ 

legung eines Handels, einer Fabrik oder durch bie Teilnahme an einem bon beiden, ohne ſbrmliche 
Alederiaffan und Kal gmadung werben die Indigenats. Rechte nicht erworben 

. Huf gleiche Weife !önnen die Sremben, weiche in Bayern fi aufbalten, um ihre 

a ae Rum ienfie er ae y ale fi in 58* häften di ee 

rivat-Dienften befinden, ohne ml an e oder eine Anftellung er- 

langt zu haben — (über ben Begriff Unftelung nad da more & Auffaffung |. Verf. Bel. vom 
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8 7. Das Indigenat ift die wefentliche Bedingung, ohne welche 
ıc. —5) und ohne welche man das bayer. Stantöbürgerredht nicht aus- 
üben fann.®) ?) 


a. Entſch. vom 28. Juni 1881 Bd. 8, 126: das bayer. Inbigenat ging 
nach dem Edift über das Indigenat vom 26. Mai 1818 durch einen, 
wenn auch noch jo langen Aufenthalt im Auslande ohne vehtsförmliche 
Auswanderung nicht verloren, 3 ebenſowenig dadurch, daß ein bayer. 
Staatsangehöriger ſich feiner geſetzlichen Militärpflicht entzog. *** 

Dur heimliche Auswanderung wurde nach dem angeführten Edi 
der Berluft des bayer. Indigenates nur dann bewirkt, wenn der Aus 
wandernbe ein fremdes Indigenat erwarb. 

b. Entfch. vom 15. Juni 1883 8b. 4, 509: durch ben Eintritt eines 
bayer. Stantsangehörigen in fremde Kriegäbienfte ging das Indigenat 
für nesas ben nad ben Beſtimmungen ber I. Berf.-Beil. nicht ver- 
oren. 

Die Zuerkennung ber Stantdungebörigteit in einem Staate des 
Auslandes kann in rechtswirkſamer Weiſe nur durch die zuftändigen 
Behörden des betr. Staates felbft erfolgen. 

c. Entſch. vom 12. November 1886 Bd. 8, 161: eigenmädtige Aus—⸗ 
mwanderung nach den Bereinigten Staaten von Nordamerifa hatte vor 
dem 18. Mai 1871 (d. 5. vor Eintritt der Giltigleit des Staatsange⸗ 
horigkeitsgeſetzes) für ſich allein feinen Einfluß auf bie Heimatsbered)- 


figung. 

d. Entſch. vom 8. Oftober 1886 Bd. 8, 132: Berluft der bayer. Staat: 
angehörigteit nach 26 Biff. 3 der 1. Verf.-Beil. trat für eine Bayerin 
nur im „alle der Nechtögiltigleit der von ihr mit einem Auslänber 
a Hl Ehe ein. 

ür die Frage ber Rechtögiltigkeit der Ehe find in diefem Falle die 
Geſetze ded Staates, welchem der Ehemann angehört, maßgebend. 
Giehe jept 8 5 bes Stantöangehörigeitägefebed, oben 8 Aba ©. 202 f.) 
iehe auch die oben zu 8 44 ©. 169-171 angeführten Eitate der BL. für 
abmin. PBr., ſpez. hieger 8, 177, 9, 394; 18, 78; bejonders: 40, 321 ff., 353 
f., 857 ff. auch 81, 280 ff 
) Der hier eingefügte Zwiſchenſatz „ohne welche man zu Kron-Dber-Hof- 
ämtern, zu Civil-Staatödienften und zu Kirchenämtern ober Pfründen nicht ge 
langen und“ ift durch 8 9 des Staatsangehörigfeitägejeges erjept, nach welchem 
„für Ausländer oder für Angehörige eined anderen Bundesftaates bie Anftellungs- 
urkunde, foferne in derjelben nicht ein entgegenftehender Vorbehalt ausgedrüdt 
wird, die Gtelle ber Naturalifationdurtunde vertritt“, demnach mit der Beſtallung 
bie Ba Fe verliehen wird. (S. oben 8 4ba ©. 1% f.) 
Der Hofdienft, welcher niht Staatsdienſt ift, wird durch 89 L cc. 
nicht berührt. Bezüglich der Kronoberhofämter zc. |. oben Tit. IV 8 4. 
9) Auch die bayer. Gemeindeordnung ericheint in ihrer Veitimmung bed 
Urt. 14 als Berfafjungsänberung im vorliegenden Sinne. 








15. Uuguft 1828, „die Beftimmungen bed 9 5 der 1. Verſ.Beil. betr.”, «BL. ©. 87, über bie 
jenlge dagegen $ 9 des Gtaatsangehdrigfeitägejegcd, oben $ ddr ©. 196 1.) — ; ober ’oldie Je 
ipibnen, welde mitt ihrem Domizil ben an andere Eouveränd Übergegangenen Bandeteilen ange 
hören, vorbehaltlich ber vertragmäßigen Rückwanderung, auf bie Rechte eines Einheimiſchen feine 
Anfpräde maden. 
8 6. Das erworbene Sndigenat gebt verloren: 
1) —* xvung ober Beibehaltung eine8 fremden Indigenats ohne beſondere gi 
ung, 
2) durch Auswanderung, . 
8) durch Verheiratung eitter Bayerin mit einem Wuslänber. 
**) Bergi. dagegen 9 21 bed Staatdangehdrigkeitägejehet, oben $ 45a ©. 218 ff. 
N st Siehe dagegen 95 20 und 22 des GtantKangehdrigleitägefegeß, oben 5 45a ©. 2I8 
un . 
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8 8. Nebit dem Indigenat wirb zu letzterem erforbert:®) 

a, die geie iche Toljährigfeit ;9) 

b, bie njaifgtei im Königreiche entweder durch ben Beſitz be- 
euerter Gründe, Renten ober Rechte, oder durch Ausübung be= 
euere Gewerbe, ober durch ben Eintritt in ein öffentliches 
mt; 

c. bet den Reueinwanbernden!!) ein Zeitverlauf von ſechs Jahren, 
vorbehaltlich 12) der zur Ausübung gewifler vorzüglicher fiaats« 
bürgerlicher Rechte in Eonftitutionellen Geſetzen enthaltenen be» 
fonderen Beftimmungen. 


8 9. Nur derjenige Bayer, welcher ben oben bemerkten Bebingungen 
Genüge geleiftet bat, erhält den politifchen Stand eines Staatsbürgers 
im Konigreiche, —12) 


8 10. Das Staatsbürgerrecht gebt verloren: 

1) mit dem Indigenate; 

2) durch die ohne Tönigliche ausdrüdliche Erlaubnis gelchebene An⸗ 
nahme von Dienſten, oder Behalten ober Penſionen, oder Ehren⸗ 
eichen einer auswärtigen Macht, vorbehaltlich ber verwirkten 

ef em Strafen; 14) 


Diefer Art. 14 der (rehtsr .) Gemeindeordnung, welcher unter Beobadhtun 
der Form bes Tit. X 8 7 der Verf.Urk. erlaffen ift, beitimmt, baß „bie na 
Art. 12 und 13 autäffige Verleihung des Bürgerrechte an Nichtbayern erft wirkſam 
wird, wenn dieje die eher. Stantsangehörigfeit erlangt haben”. Näheres hierüber 
f. unten bei Gemeindeordnung Band IL 8 95 Art. 12—14. 

”) Hiezu |. Tit. IV 88 2-4 der Berf.-Urt. 

Weiter |. über Staatöbürgerrecht oben 8 45 ©. 177-179. 

®, Bergl. hiezu Tit. IV 8 8 der Verf.Urk. 

d. 5. das vollendete 21. Lebensjahr. 

Vergl. Edit vom 26. Oktober 1818 (Web. 1, 445); Reichsgeſetz vom 
17. Februar 1875 über bie Großjährigkeit (Web. 10, 607); end id bürger!. 
Geſetzbuch 8 2. 

20) Siehe Hiezu oben 8 45 ©. 178 Biff. 4 und 5. 

i „Neueinwanbernbe” im Sinne ber vorliegenden Veitimmung find nach 
dem jetzigen Stande des Verfafſungsrechtes nur „feitherige Nicht - Meichdange- 
—* weiche bie bayer. Stautdangehtrigfeit erworben haben“. ©. oben ©. 178 

if. 6; ferner Art. 8 der Neichd-Berf. 

Bergl. dagegen Piloty, Comm. ©. 66. 

a9) Vergl. hiezu bie nachfolgende Anm. 13. 

2) Die Schlußmworte bes.$ 9 „und die verfaffungsmäßige Teilnahme an 
ber Ständeverfammlung“ find gegenſtandslos geworden durch dad Landtagswahl⸗ 
gejeg vom 4. Juni 1818 bezw. 21. März 1881, nach welchem weder das aftive 
noch das paifive Wahlrecht vom Beige des Staatöbürgerrechtes mehr abhängt, 
vielmehr die bayer. Staatdangehörigkeit zur Ausübung diefes Wahlrechtes genügt. 
Siehe Art. 5, 10 und 11 1. c., oben 8 51. 

16) Siehe oben 8 45 ©. 179; ferner 8 14 Abf. 2 Tit. IV der Berf.-Urf.; 
weiter 8 360 Biff. 8 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B.; endlich vergl. 88 22 und 25 bes 
Staatsangehörigfeitögejepes, oben 8 45a S. 323 f. 

Durch die Beſtimmung der Ziff. 2 8 10 wird nicht die Staatsange⸗ 
hörigteit, fondern nur das fpez. bayer. Staats bürgerrecht berührt. 

8) Die bier noch angeführte Strafe „bes bürgerlichen Todes“ ift ſchon 
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2 11.29) Diejenigen bayerifchen Unterthanen, welche mit ausbrüd- 

oflint dniglicher Erlaubnis in —8* Dienſte getreten find, bleiben ver⸗ 

pflichtet: 

a. in vr Baterland wuridaufehren, fobald fie entweder durch einen 
an fie gerichteten direkten Befehl oder durch eine Beneral-Ber- 
ordnung zurüdberufen werben; 

b. der fremden Macht, in deren Dienft fie übergehen wollen, ben 
Dienftes-Eid nur unter bem Vorbehalte zu leiften, nie gegen 
ihr Vaterland zu dienen; 

c. auch ohne bejonbexe Zurüdberufung den fremden Dienft zu ver- 
laſſen, jobald dieſe Macht in Kriegsſtand gegen Bayern tritt. 

8 12. Bayerische Unterthanen können Befiungen in einem andern 
Staate haben und erwerben, aud an Hanbdels-Etabliffements und Fabriken 
teilnehmen, wenn feine bleibende perjönliche Anjäffigkeit in dem Fremden 
Staate damit verbunden ift, und es unbejchadet ihrer Untertbanspflichten 
gegen das Stönigreich geichehen Tann. 

13.17) Auswärtige Unterthanen können in dem Slönigreide 
Bayern Grundeigentum gleich ben an Untertbanen befiten. Sie 
unterliegen hiebei den Pflichten der Tyorenjen. 17) 

8 14. Den Stanbesherren, welche Yes Aufenthalt in den zum 
deutichen Bunde gehörenden ober mit bemjelben in Trieden Lebenden 
Staaten wählen, bleiben alle durch die königliche Deklaration zugeftan- 
denen Rechte vorbehalten.!E) 

8 15. Sie find dagegen wie jeber anbere Forenfis gehalten : 

a. alle nach den Gefeben des Rönigreichs auf ihren Gütern Haften- 

den Staatslaften und Berbinblichkeiten genau zu erfüllen; 


mit Geſetz vom 18. November 1849 „die Abichaffung der Strafen bes bürgerl. 
aobea, Der nfientficgen Ausstellung und der Brandmarkung betr.“ befeitigt worden 
(Web. &, 71). 

1e) Die ſpeziell bayerifhen Beitimmungen des 8 11 gelten neben ben 
Veltimmungen der 88 20, 22 und 23 des Staatdangehdrigleitägejeges fort. ©. 
oben $ 45 ©. 179 Ziff. 3 und Anm. 31 bezw. 8 45a Anm. 87, 119, 126, 127 
und 133 ©. 213, 223, 224 und 225. 

ih) Die 88 13 bis 19 behandeln die Fremden d. h. (im Sinne diefer Be- 
flimmungen) die Nichtbayern — gleichviel ob Deutiche oder Nichtbeutiche —, weldie 
in Bayern fih aufhalten. Die 88 13 bis 15 ſprechen jpeziell von den fogen. 
Forenſen, b. h. denjenigen Nichtbayern, welche in Bayern Grundbefig haben. Es 
ift nun zu unterfcheiden zwiſchen den deutſchen und den nichtdeutf n. 
Die letzteren oder die eigentlichen Ausländer haben kein Hecht zum Aufenthalt in 
Bayern. Die Befugnid zur Ausweifung der Ausländer ift duch das Heimat⸗ 
geſetz gereaet; ſ. 8 248. Dagegen haben die deutſchen Nichtbayern ein Kecht 
zum Aufenthalt in Bayern nach Art. 3 der Reichöverfaffung unb 8 1 bes Frei⸗ 
zügigkeitsgeſetzes ſ. ebenfalls 8 248. Vergl. auch Tit. IV 8 1 der Verf.Urk. 

=), Es ift dies bie kgl. Delaration von 19. März 1807 „die Beftinm- 
ung ber künftigen Berhältniffe der der kgl. Souveränität unterworfenen Fürften, 
Prof en Herren zu den verichiedenen Zweigen ber Staatögemalt betr.” (Web. 
‚126 ff.). 

Die 88 14 und 15 handeln von ben nicht bayer. in Bayern mit Grund⸗ 
heſtz angeſeſſenen Standesherrn, während Tit. V 8 2 der Verf.Urk. und bie 
4. Berf.-Beilage fi nur auf die ba ye riſchen Standesherrn beziehen. 
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b. in Hinficht auf dieſe Verbindlichkeit eine Stellvertretung, und 
in Anjehung der Behengüter einen Lehenträger aus bayerifchen 
Unterthanen anzuordnen; 

c. fie können ſowohl von bem Fiskus als von ben königlichen 
Unterthanen nit nur in Real⸗, fondern aug in Perſonal⸗ 
Klageſachen, inſoweit die in Bayern gelegenen Güter einen zu⸗ 
reichenden Exekutions⸗Gegenſtand bdarbieten oder dafür ange- 
nommen werden wollen, vor den geeigneten königlichen Berichten 
belangt werben.!?) 

beh en den übrigen Berhältniffen find die Forenfen als Fremde 2%) zu 
ehandeln. 

8 186.29 Den a wird in dem Königreiche die Ausübung 
derjenigen bürgerlichen Privatrechte zugeftanden, bie der Staat, zu welchem 
ein jolcher Fremder gehört, den Zöniglichen Unterthanen zugefteht. 

8 17. Werben in einem auswärtigen Staate durch Geſetze ober 
bejondere Verfügungen entweder Fremde im allgemeinen, ober bayerifche 
Unterthanen insbejondere von den Vorteilen gewiſſer Privatrechte ausge⸗ 
hloffen, welche nach den allda geltenden Gejegen den Einheimifchen zu⸗ 

eben, jo ift gegen bie Unterthanen eines ſolchen Staates berfelbe Grund⸗ 


aß anzumwenben. 
5 18. Zur Ausübung eines ſolchen Retorfiong-Rechts muß allezeit 
die befondere königliche Genehmigung erholt werden. 

19, Fremde, welche mit Töniglicher Erlaubnis in dem König- 
reihe fich aufhalten, genießen alle bürgerlichen Privatrechte, ſolange i 
allda zu wohnen fortfahren und jene Erlaubnis nicht zurüdgenommen ift. 


München, ben 26. Mai 1818. 


Zweite Beilage 
zur Verfaſſungsurkunde. Tit. IV*) 8 9. 


Edißkt vom 26. Mai 1818 Über die Außeren RechtsBer- 
Bältniffe der Ginwoßner des Königreihs Bayern in DBe- 
ziedung auf Religion und Rirliche Gefellfaften.**) 


19) Weber den Gerichtäftand |. 88 24 und 25 der Reichs⸗Civ.⸗Proz.Ordn. 
7 Jedoch nicht, wenn fie die deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen. ©. 
nm. 17 a. €. 
1) Die 88 16—19 gelten nicht für deutſche Reichdangehörige ; vergl. vor- 
ftehende Anm. 20, auch Anm. 17. 
Ueber „bie fremden“ ſ. v. Seybel 1, 341 ff., (vos, 
*) Bei ber Sitierung von Enticheidungen zur 2. Be 
wir uns bier zunächft auf die Angabe der Entſch. des Beriw.-Ger.-Hofes. eitere 
„tirchenrechtliche Enticheidungen bes Neichögerichtes und der bayerischen oberften 
——— aus dem Gebiete des bayeriſchen Staatskirchenrechtes“ werden wir 
bei der ſpeziellen Behandlung der einzelnen kirchenrechtlichen Materien im Band II 
Sp 193—239) im Auszuge citieren und zwar vorzugsweiſe unter Benugung des 
t jüngft im Berlage von J. Schweißer, München, erichienenen bezw. noch im 
Ericheinen begriffenen trefflicden Sammelmwerles obengenannten Betreff von Dr. 
jur. Gg. Schmidt, auf welches wir wegen feiner außerorbentlihen Bedeutung für 
die Praxis auf dem hier berührten Gebiete ſchon jeßt ganz beſonders aufmerkſam 
machen möchten. 
**) Bergl. hiezu das Edilt vom 24. März 1809 „über die äußeren Rechts— 


344. 
rf.»Beilage beichränfen 
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I. Hbfgnitt. 
Allgemeine Beftimmungen über Religiond:Verhältniffe.21=) 


Erſtes Kapitel. 
Religions- und Gewiſſensfreiheit. 


8 1. Jedem Einwohner bes Reichs iſt durch den 9. Des IV. 
—* as „ey aflungß-rlinbe eine vollflommene Bewifjensfreiheit ge- 
ichert. ⸗ 


verhältniſſe der Einwohner des Königreichs Bayern in Besiehung auf Religion 
und kirchliche Gejellichaften zur näheren Beftimmung der 88 VI und VII bes 
eriten Titeld der Konftitution” (Web. 1, 282 ff.), welches wohl durch die 2. Ber⸗ 
fafjungsbeilage vollftändig erſetzt, aber doch von rechtshiftoriicher Bedeutung ift, 
zumal die meiiten Beftimmungen ber beiden Edikte — fogar im Wortlaute — 
mit einander übereinftimmen. 

3 Bor allen Dingen iſt hieher zu konſtatieren, daß bie 2. Verfafſungs⸗ 
Beilage oder das jog. Religionsedift nad der allerhöchiten Entihtiebung vom 
7. Rovember 1818 „Erflärung an ©. päpftl. Heiligleit über einige Artikel ber 
Verf.Urk. und bejonder3 das derfelben beigefügte Edikt in Beziehung auf bie 
Religionsverhältniffe betr.” (Web. 1, 745) für jämtlihde Einwohner bes 
Königreich3 ohne Rückſicht auf die Berichiedenheit des Glaubensbelenntnifſes 
ein allgemein verbindliches Stantögrundgejeß ift, alfo nicht blos für die Ange⸗ 
hörigen der öffentlich anerlannten, ſowie der Privat⸗Kirchengeſellſchaften, fonderz 
auch für diejenigen Anwendung zu finden hat, welche gar feiner Glaubensgenoſſen⸗ 
ſchaft angehören; während dagegen einerjeit8 dad Konforbat vom 5. Juni 1817, 
anbrerjeit3 das Edikt über die inneren Tirchlichen Angelegenheiten der proteftan- 
tiihen Gefamtgemeinde vom 26. Mai 1818 (da ſogen. Proteſtanten⸗Edikt) als 
bejondere bie fatholiiche bezw. bie proteftantiiche Kirche ſpeziell betreffende 
Staatsgeſetze zu betrachten find. 

Daraus ergibt ſich wieder, zumal im Hinblid auf die Beſtimmung bes 

103 Abſ. 2 und bei. Abi. 3 der 2. Berf.-Beil., daB dad alle Einwohner des 
Staated gleihmäßig bindende unb berechtigende Religionsedikt als allge: 
mein gilkt e3 Staatsgrundgeſetz in erfter Zinie zur Anwendung fommt und 
bie beiden Spezialgeſetze — Konkordat und Broteftantenedit — nur in- 
foweit in Betracht kommen fönnen, al3 fie in unzmeideutiger Weiſe ſpezielle 
Beftimmungen einerfeitd für bie katholiſche, andrerjeits für die proteftantifche 
Kirche treffen, fo daß alſo im Zweifel die betr. Beitimmung des Religions- 
ediktes entſcheidet. ©. auch den Schluß⸗Abſatz der obengenannten Entſchließ⸗ 
ung vom 7. Rovember 1818. Weiteres ſ. unten bei Konforbat, bejonderd and) 
über die hier einjchlägige Entſchließung vom 20. November 1873 „den Bollzug 
des Konkordats betr.” (Web. 10, 155 f., Kult.-Min.-BL. 445). 

Berg. weiter die Anm. 137 zu 8 103 der 2. Berf.-Beil. 


15) Das oben bei Tit. IV 8 9 ©. 485 Anm. 48 abgebrudte Reichsgeſetz 
vom 8. Juli 1869 betr. bie Gleichberechtigung ber Konfeſſionen in bürgerlicher 
und ftaatSbürgerlicher Beziehung (Web. 8, 318") betrifft lediglich daB perfönliche 
tubjektive Necht ber Anhänger der verjchiedenen Glaubensbekenntniſſe im ganzen 
Reiche d. h. alfo aller beutichen Neichdangehörigen in Bezug auf Die Freiheit 
ihre® Glaubens und Gewiſſens, es bezieht ſich Dagegen keineswegs auf bie redht- 
liche Stellung der in einem NBundesftaate vorhandenen einzelnen Religions⸗ ober 
Stirchengejellichaften (jei e3 zu einander oder zum Staate). Diele rechtliche Stell- 


, *) Vergl. aud) das Belek vom 1. ga 1884 (Web. 2, 741), Art. I, oben &. 485 Unm. 41. 
Dieles Befeh iR dur das obengenannte tet vom 8. Juli 1869 überholt und baber gegen 
ſtandalos. ©. oben bei Tit. 1V 5 9 Ubf. 2 der Berl. 220 


⸗Urk.; ferner unten 8 220. 
Vergi. auch BI. für abmin. Pr. 18, 17 ff. 
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8 2, Er darf demnach in GBegenftänden bes Glaubens unb Ge- 
wiflens feinem Zwange unterivorfen,21*) auch darf niemandem, zu welcher 
Religion et fich befennen mag, die einfache Hausandacht unterfagt werben.??) 


8 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung Ihrer Reli⸗ 
g 


gion ſich verbinden wollen, jo wird jederzeit hiezu die königliche aus⸗ 


ung wird vielmesr nach wie vor durch die Landesgeſetzgebung geregelt.**) Die 
diedbezügl. Beſtimmungen des Religionsediktes bleiben daher in Giltigkeit. 

10) Was Speziell die Anwendung bed Vereinsgeſetzes auf die hier ein- 
Schlägigen Verhältniſſe betrifft, jo fpricht eine Enticheidung des Verw.Ger.⸗Hofes 
vom 5. Auguft 1881 Bd. $, 222 aus: „Die verfafiungsmäßigen Ve 

immungen über Bujammentünfte zum Zwede ber ®otteöverehrung haben durch 

ad Geje vom 26. Februar 1850 „die Berfammlungen und Vereine betr.” eine 
Aenderung nicht erfahren.” Vergl. hiezu Seyd. 3, Bl und Anm. 43 und 44 da- 
jelbft; ferner Bayer. Gemeindezeitg. 1. Jahrg. 1891 ©. 18. Auch der Art. 4 
Ziff. 16 der Reichs⸗Verf. bezieht fih nicht auf die Veſtimmungen über bie 
®laubendgejellihaften im Sinne der bayer. Verfaſſung, da ja 
dem Reiche überhaupt eine Geſetzgebungs⸗ (oder Aufſichts⸗ Befugnis bezüglich ber 
Negelung der rechtlichen Berhältniffe dDiejer Glaubensgeſellſchaften nicht 
zulommt; bagegen eritredt ſich dieſe Kompetenz bes Reiches jehr wohl auf poli- 
tijche oder Brivatvereine mit kirchlicher oder religiöfer Tendenz, joferne fie nicht 
zu den vorgenannten Blaubend- oder Religionsgenoſſen Safer gerechnet werben 
müffen oder können. (S. Seyd. 8, 481 f.) Ueber dad Verhältnis zum bayer. 
Vereinsgeſetz j. näheres unten 8 303, 

Vergl. ferner auch, und zwar bezüglich ber bürgerlichen Rechtsfähigkeit ber 
Neligiondgejellichaften, den Art. 84 des Einf.Geſ. zum bürgerl. Geſetzbuch: „Un⸗ 
berührt bleiben die landesgeſetzlichen Borichriften, nach welchen eine Religions⸗ 
gejellichaft oder eine geiftliche Geſellſchaft Hechtsfähigleit nur im Wege der Gejeg- 
gebung erlangen kann.“ — Aus diejer Vorſchrift lee daß 3. ®. eine der 
in legterwähntem Urt. 84 genannten Gefellichaften, ſoferne landesgeſetzliche Be⸗ 
fimmungen entgegenftehen, durch die bloße Eintragung ind WBereindregifter nad) 
$ 21 be3 bürgerlichen Geſetzbuches die Nechtsfähigkeit nicht erlangen Tann. 

214) Es ift auch niemand gezwungen, überhaupt einer Konfelfion anzu- 
gehören; es darf daher keiner, ber voljährig ift, genötigt werden, in eine Reli⸗ 
giond- oder Kirchengejellichaft einzutreten. ©. Bi.-WEntih. ded Verw.Ger.⸗Hofes 
vom 28. Oftober 1889, oben 8” ©.484 Anm. 46, ferner Tit. IV 8 9 der Berf.-Urt. 

Vergl. hiezu auch v. Seyb. 8, 483 f. und Anm. 9 und 10 dafelbft. 


29 Unter „Hausandacht“ ift lediglich die Abhaltung von Gottesdienft ober 
von @ebet3übungen, überhaupt von G ottesverehrung unter ben Angehörigen 
ein und der nämlihden Familie — init. der in der Familie aufgenom- 
menen (im Haufe wohnenden) Dienftboten, Gewerbegehilfen, hauen xx — 
zu verftehen. „Hausandacht” ift alfo die auf den Kreis ber Ha usgenofien be» 
ſchränkte Gotteöverehrung. 

Bergl. Me bed Berw.-Ber.-Hofed vom 5. Auguſt 1881, Bd. 8, 222: 
Mitglieder einer beitehenden ifraelitifchen KHultusgemeinde, welche an den Gottes» 
dienften dieſer Gemeinde nicht weiter teilnehmen wollen, dürfen, wenn nicht einer 
Familie angehörig, ſich nicht zur Abhaltung von Separatgottesdienften, wozu auch 
Gebetsübungen zählen, vereinigen, ſondern haben fich auf die einfache Hausandacht, 
ee en euiend ift mit häuslicher Gottesverehrung, im Kreiſe der Yamilie 
zu beichränten; 

ferner Entfch. des Verw.⸗Ger. Hofes vom 16. Ottober 1895, Bd. 17, 72 
unten Anm. 24. 


**) Vergl. hiezu Ziff. II deB Gchlußprototolls zum Bexrſailler Wertrag (Mdeb, 8, 679). 
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drüdliche Bene en In nad) den im II. Abfchnitte folgenden näheren Be- 
ftimmungen erfordert.2? 

84. Nlle beim en Zufammentünfte unter dem Vorwande bes 
Gäusfißen Gottesdienftes find verboten.?*) 


* Die durch Die Fl; ſelbſt anerlfannten Religionsd- oder Kirchen⸗ 


ejelicnflen für ſich bebürfen bezw. beburften zu ihren ——eS Ber- 
Kmmlungen dieſe Gene ur nicht; letztere iR in der Anerkennung ſchon mit 
ent a, Bergl. 8 9 it. IV der Verf.⸗Urk. und 88 24 und 25 diefer 


Bezüglich der übrigen Religiondgenofenfchaften fiehe 

a) Iiraeliten: Ebilt vom 10. Juni 1813 88 23—834 (eb. 1, 417 ff.) 
über die Berbältniffe der jüdiichen &laubendgenofien im Königreiche 
Bayer. — Soweit dieſes Edikt Feine Seimmungen keit, Mh auch 
für bie Jiraeliten das Religionsedikt. Näheres 88 2 

b. Mennoniten (Wiedertäufer): Entichließung vom 1. September 1807 
(Web. 1, 148), ferner Min.-E. vom 12. Oltober 1847 (Web. 8, 671) 
und vom 9. Rovember 1835 (Web. $, 47). Unten 8 212; 
ein uter: Allerh. Entichl. vom 29. April 1813 (Beb. 1, 411). 


8 
d. Ishingianer: Min.E. vom 28. Mär; 1862 (Web. 5, 611). ©. 
1 


e. eutiätat oliten oder freie Gemeinden: WMin.-E. vom 
20. Ottober 1848 (Web. 8, 732 ſowie bie dajelbft 782741 weiter 
noch angeführten Entichiehungen, bejonders die vom 5b. November 1861 
— über den Schulunterricht — ©. 738 f.); ferner Min.E. vom 
2. Rovember 1851 (eb. 4, 300); Entih. vom 4. Februar 1865 
Web. 6 49. endlich vom 22. Juni 1867, letzter Abſ. (Web. 7, 38). 
. 8 212 ergl. Seyd. 8, 484 Anm. 10; 
f. Austitaniide Kirche: Min.-E. vom 19. März 1844 (Web. 8, 
F Ne: bie Yltfatholiten unten 8 211. 
ie Beitimmungen der 88 3 und 4 der 2. Berf.-Beil. werben gleichfalls 
* BA Eee nicht berührt. S. oben Anm. 20**, ferner unten 8 303; 
auch Seyd 
Borgenannte Veltimmungen (88 3 und 4) gelten jelbiiverftändlich auch 
für diejenigen, welche einer beitimmten Kirchengeſellſchaft angehören. Auch 
Dieje find — abgejehen von ber Hausandacht — eigene, von den SKirchengefell- 
Ihaftögotteddienften gejonderte Zuſammenkünfte zu Fe weden der Gotteöverehrung 
verboten. Vergl. Hiezu bie in vorftehender Anm. 22 angeführte Entf nei. bei 
Berw.-Ger.-Hofes vom 5. Auguſt 1881, ferner die in ng ghehender Aum. 24 an⸗ 
geführte Min.-E. vom 3. Juli 1836 und 15. Sanuar 1837. 
Siehe auch unten die Anm. 64a zu 88 26 und 27 der 2. Verf.-Beil. 


2%, Siehe hiezu Min.-E. vom 3. Zuli 1836 „die außerordentlichen Bufam- 
menkünfte zur chriftlihen Erbauung und Belehrung und zur näheren Kenntnis 
ber heiligen Schrift betr.“ (Web. 3, 67). Vergl. ferner Oberfonfiftorial-Entfchließ- 
ung vom 14. Juli 1836 gleichen Betreffs bei DU. Up. 8, ©. 1724, femer 
Min.E. vom 15. Januar 1837 „Läuteration der Min.-E. vom 3. Juli 1836 
betr.“ (Web. 3, 67 Unm. * 

Entſch. des Verw oc „Hofes vom 16. Oltober 1895 Bd. 17, 72: Reli 
giöje Berfammlungen, welche, ohne bie ftaatliche Genehmigung Hiegu erhalten zu 

aben, Die Grenzen der einfachen erh überfchreiten, find als verbotene 
Sufantmenfünfte im Sinne ded 8 4 ber 2 Beil. zu erachten. (NB. Hier 
handelte es nd um Abhaltung von fogen. Bibelftunden). 

Vergl. die am Ende der vorftehenden Anm. 23, ferner bie in Anm. 20** 
und unten Anm. 64a gemachten Sonftatierungen. 
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Aweites Kapitel, 
Wahl des Glaubens-Bekenntniſſes.?) 


8 5. Die Wahl des Glaubens-Belenntniffes ift jedem Staats⸗ 
einwohner nad feiner eigenen freien Weberzeugung überlafjen.?®) 


8 6. Derfelbe muB jeboch das biezu erforderliche Unterfcheidungs- 
alter, welches für beide Geſchlechter auf die gejegliche Volljährigkeit ?7) 
beftimmt wird, erreicht haben. 38) 29) 3%) 


25) Ueber Anwendbarkeit ‚der Beltimmungen in 88 5—11 auf Angehörige 
nichtchriſil. Konfejfionen |. Min.-E. vom 14. Mai 1820 (Web. 3, 89), Neligions- 
wechſel eines Siraeliten betr.; über das Verfahren beim Religionswechſel und die 
Borausjegungen zu jolhem: Min.-E. vom 7. Juli 1833 (Web. 3, 694): Ueber- 
tritt von ber proteftantiichen zur fatholiichen Kirche, und vom 28. September 1833 
(Web. 2, 705): Verfahren beim Uebertritt von einer Konfeifion zur andern betr. 

Ueber Religionswechſel bei brobenber Gefahr: Min.-E. vom 17. Oktober 
1840 (Web. 3, 348): Todesgefahr; Min.E. vom 7. September 1842 (Web. 3, 
465): Sterbende und ferner die von ihrem Domizil auf längere Zeit Entfernten; 
ſ. auch Min.-E. vom 4. Februar 1834 (Web. 3, 714) und Win.-E. vom 11. und 
26. Sanuar 1844 (Web. 3, 529 und 632: Religionswechſel minderjähriger Per⸗ 
fonen), endlih Min.-E. vom 4. November 1843 und vom 26, April 1845 (Web. 
8, 623 und Anm. *, ferner 3, 609 Anm. *). 

Ueber Religionswechſel der Sträflinge: Min.E. vom 11. Juli 1889, 
2. September 1845 und 14. Februar 1849 (Web. 8, 291, 592 und Anm. **, 
4, 20). Näheres hierüber $ 218. 


nf Es ift auch jedem Großjährigen getattet, fi gar feinem Glaubens⸗ 
befenntnilfe, bezw. gar feiner Neligionsgejellihaft anzuſchließen; vergl. hierzu 
Vienar-Entic. des Verw.Ger.Hofes vom 23. Oktober 1889 Bd. 11, 18, mit- 
geteilt oben 3 9 ©. 484 Unm. 46. 

Siehe auch Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 15. Juni 1881 Bd. 3, 108 
nnten in Anm. 28, ferner Anm. 21. 


2) Ueber Volljährigkeit |. oben Anm. 9. 


20) (Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 15. Juni 1881 Bd. $, 108: „ba3 
Necht der freien religiöfen Ueberzeugung und des Welenntniffes derſelben (Ge⸗ 
wiffensfreiheit im Sinne der Verf.⸗Urk.) ift ein ganz perjönliches Recht und ſetzt 
jedenfalls voraus, daß bei einer Perſon eine jelbftändige Weberzeugung be- 
ftehen fann. &3 kann daher für Perſonen, bei welchen vermöge des oöpflgen 
Alterd und der Nichtvollendung der religiöjen Erziehung eine Selbftändigleit ber 
Meberzeugung ausgefchloffen ift, nicht in Anfpruch genommen werden. Für Die 
Neligtonsverhältniffe derartiger Perjonen haben nicht die Beftimmungen in Kap. 
I und II, fondern lediglich jene in Kap. III des Abſchn. I der 2. Verf.Beil. 
maßzugeben. 


29) lieber Erteilung des Neligiondunterrichtes an unfelbftändige oder min- 

verlährige Mitglieder anderer Konfellionen |. die Min.-E. vom 8. U 1 

(Web. $, 283), desgl. über eine folche Unterrichtderteilung an Minderjährige 

überhaupt die allerh. Entſchl. vom 22. April 1846, Ziff. IIL, bezw. Entihl. vom 

26. April 1845 (Web. 3, 609 und Anm. * dafelbft), ferner Min.E. vom 29. 

April 1846 Ziff. 2 (Web. $, 610); meiter ſ. BL. für admin. Pr. 4, 81 fi. 
Näheres über dieje Materie 38 218 und 219. 


2e) Weber bie Beſtimmung des Glaubenäbelenntnifjes für Deinberjährige 
aus gemijchten Ehen f. unten bei Rap. III 12 ff. diefer 2. Verf.Beil., 
und bezüglich der Kinder au ungemifchten Chen jpeziell Anm. 86 ©. 628. 
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8 7. Da diefe Wahl eine eigene freie Meberzeugung vorausſetzt, 
jo Tann fie nur ſolchen Individuen zuftehen, welche in feinem Beiftes- oder 
Gemüts-Zuftande ſich befinden, ber fie derjelben unfähig macht.31) 

8. Keine Partei darf die Mitglieder ber andern durch Zwang 


oder eh zum Uebergang verleiten. 

8 9. Wenn von beriemigen ‚ welche bie Religiond-Erziehung zu 
leiten haben ) eine ſolche Wahl aus einem ber obigen Gründe ange» 
ochten wird, jo hat bie betreffende Regierungsbehörbe den Fall zu unter- 


den und an das königliche Staatömintjterium bes Innern zu berichten.®) 


‚8 10. Der Uebergang von einer Kirche zu einer andern muß 
allezeit bei dem einjchlägigen Pfarrer oder geiftlichen Borftanbe,t) ſowohl 
der neu gewählten, als der verlafjenen Kirche perfönlich erklärt werben.%4*) 


8 11. Durch die Religionsänderung gehen alle Firchlichen Elle 
ſchaftsrechte der un ons Kirche verloren; diefelbe hat aber feinen Einfluß 
auf bie allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Rechte, Ehren und Würben; —35) 


Drittes Kapitel, 
Neligionsverhältniffe der Kinder aus gemijchten 
Ehen. 96) 86» )87) 88) 


12. Wenn in einem giltigen Ehevertrage zwiſchen Eltern, die 
verichiedenen Glaubens⸗Bekenntniſſen zugetdan find, beftimmt worden iſt, 


*ı) Vergl. hieber das in Anm. 28 und 29, auch 25 Angeführte. 

*) Bur Leitung der Religiond- Erziehung find biejenigen berufen, 
welche aergaupt die Erziehung der betreffenden Minderjährigen zu leiten 
aben. Bergl. hiezu 88 1631 und 1666, aud 1635 bes bürger!. Geſetzbuches, 
erner auch 88 1779 und 1801 ebenda, fomwie Art. 134 des Einf.-Gef. zum bür- 
erlihen ®ejegbuche, nach welch' Iegterem „die landesgeſetzlichen Borjchriften über 

ie religiöfe Erziehung ber Kinder unberührt bleiben.“ 
iehe ferner unten die Anmerkungen 51 ff. zu 8 23 dieſer 2. Beilage, 
fowie Anm. 86. 

*®) Meber die Kompetenz der Berwaltungsbehörden und bed Verw⸗Ger.⸗ 
Hofes |. unten bei 8 23 Anm. 51 und 60, aud 61. 

+) Siehe hiezu Entih. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 17. Dezember 1886, 
Br. 8, 193: Wenn eine ber altlatholifchen Glaubensrichtung angehörige Perſon 
u einer anberen Konfeſſion übertritt, fo entipricht eine bei Dem Borkonde Der 

etr. altlatholifchen Gemeinde perfönlich abgegebene Austrittserklärung der An- 
forderung des 8 10 der 2. VBerf.-Beil. (©. 8 211). 

*‘a) Siehe hiezu Anm. 26. 

Ebenfo wie ber Uebergang von einer Kirchengefellichaft zur andern 
muß auch der bloße Eintritt in eine Tolche bezw. Austritt aus ſolcher perfönl 
erflärt werben. Xergl. biezu das in Anm. 26 angeführte Erl. des Verw. Ger. 
Hofes vom 23, Oktober 1889. 

®*) Der hier noch angefügt geweſene Schlußfag „ausgenommen es geichebe 
ber Uebertritt zu einer eligiondpartei, welcher nur eine beſchränkte Teilnahme an 
dem Staatöbürgerrecht geitattet it“ wurde durch das oben Anm. 20° genannte 
Rn ’ vom 83. Juli 1869 über die Gleichberechtigung der Konfeſſionen gegen- 

andslos. 

se, Bezüglich der religidſen Erziehung ber Kinder aus ungemiſchten 

Ehen hat bie 2. Verf.Veilage feine Veitimmung getroffen. Die Borichriften ber 
58 12 ff. 1.c. haben daher bei den von Anfang an ungemiſchten und bis zum. Tode 
e3 einen Ehegatten ungemiſcht gebliebenen Ehen keinerlei ar feine andloge 
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oder finngemäße —) Unwendung zu finden. Hier ift ausfchließlich dad Erzieh⸗ 
ungsrecht der Eltern maßgebend und dieſes richtet ſich Tediglih nad den Be- 
fimmungen de3 einjchlägigen bürgerlichen Rechtes. Das Recht, über die zeligiöfe 
oder konfeſſionelle Erziehung des Kindes zu beitimmen, bat demgemäß bei Ford 
ungemifchten bezw. ungemilcht gebliebenen Ehen immer derjenige, welchen bie 
Ausübung des vollen Erziehungsrechtes nach bem betr. Civilgeſetze zufteht -- 
und zwar für Die ganze Dauer dieſes Erziehungsrechtes. 

wergl. oben Anm. 32, ferner Entidy. des Bertv.-Wer.-Hofes vom 23. Juni 
1882 Bd. 4, 111: „Eine Uebertragung ber Vorſchriften in 88 14 ff. der 2. 
Verf.⸗Beil. über die religiöfe Erziehung der Kinder aus gemiichten Ehen auf 
die religiöfe Erziehung der Kinder aus ungemijchten Ehen iſt unzuläſſig.“ 

a3 Hecht der zerhgiöten Erziehung der ehelichen Kinder aus einer unge- 
mifchten Ehe bildet einen Beftandteil des nach civilrechtl. Grundſätzen zu bemefien- 
ben gemeinjamen Elternrechtes. 

Tritt während ber Dauer einer ungemifchten Ehe zwiſchen ben Eltern 
eine unaudgleichbare Meinungsverichiebenheit über die religiöfe Erziehung ber 
Kinder ein, jo überwiegt der Wille bes Baterd. — 

Bergl. Hiezu auch Min.-E. vom 13. Juli 1838: die Beligionserziehung 
von Kindern aus ungemijchten Ehen (Web. 3, 246). 
un tr die religiöfe Erziehung von Kindern aus ungemilchten Ehen 

202) Iſt aus einer ungemijchten Ehe durch den Webertritt des einen Ehe⸗ 
gatten zu einer anderen Neligiondgefellichaft eine gemifjchte geworben, fo find 
von diejem Zeitpunkte an für die religidfe Erziehung ber Kinder aus diejer Ehe 
bie Beftimmungen des dritten Kapitel® des Abſchnities I der 2. Verf.Beil. über 
die „Religionsverhältnifie der Kinder aus gemijchten Ehen“ maßgebend. 

Sind demnach zu diefer Zeit Kinder bereit in einer den Beſtimmungen ber 
Berfafiung entiprechenden Weije durch, Kommunion oder Konfirmation in eine 
Religlomagetellicheft aufgenommen, jo haben fie gemäß 8 18 I. c. daſelbſt bi 
zur Uenbung bea 21. Lebensjahres zu verbleiben. 

Siehe Entich. des Berw.-Wer.-Hofes vom 25. Mai 1880 Bd. 1, 831: 
„Wenn in einer ungemijchten Ehe ein Ehegatte zu einem anberen Religions. 
befenntnifje übergeht, fo wird dadurch die Ehe eine gemiſchte mit den verfaſſungs⸗ 
mäßig ftatuierten rechtlichen Folgen für die religidje Erziehung der Kinder. 

Ein rechtäwirkjamer Uebergang im Sinne ber ein hlägigen Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen iſt aber nur dann anzunehmen, wenn mit dem Austritte aus der 
bisherigen Kirchengeſellſchaft auch der Eintritt in eine andere ſtaatlich anerkannte 
Kirchengeſellſchaft erfolgt ift. — Näheres hierüber |. 8 219. 

*') Nur bezüglich ber religiöfen Erziehung ber Kinder aus gemijchten 
Ehen bat die 2. Berf.-Beilage Beitimmung getroffen. Bären in den Kap. 1 
und 2 des I. Abichn. der 2. Verf.-Beil. dad inbivibuelle Recht der Religions⸗ 
und Gewiſſensfreiheit, die unbeichränfte Wahl des Glaubensbekenntniſſes gewähr- 
leiftet wird, ift im Gegenſatze hiezu im Kap. 8 biejes J. Abichn. zunächſt auf 
rund der elterlichen Erziehungsgewalt das Recht der Eltern, weiche ver- 
jhiedenen Glaubensbekenntnifſen angehören, feftgeftellt, vertragämäßig 
dasjenige Glaubensbelenntnis zu beftimmen, in wel ihre Kinder erzogen 
werden jollen, und jobann für den Wall, daß die Eltern von biefem echte 
feinen Gebrauch machen, im Betreffe ber religidfen Erziehung ihrer Kinder 
geſetzl iche Borforge getroffen. 

Die Dauer der Anmwendbarfeit der Veſtimmungen bed Kap. 8 1. c. (88 12 
—23 ber 2. Berf.-Beil.) bat fih naturgemäß auf die Dauer ber religidjen Er- 
ziehung der Kinder felbft zu erftreden. Die religidfe Erziehung eined Kindes tft 
aber keinesfalls vor Ablauf des Beitraumes der allgemeinen Schulpflicht ald bes 
enbigt anzufehen: Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 5. Rovember 1880 Bd. 2, 149, 

Im allgemeinen ift hier noch auf folgende Beſtimmungen zu verweilen: 

a. Verordn. Bin 18. Mai 1803 (Web. 1, 68) bezw. Verordn. vom 

Pohl, Handbuch I. 34 
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in welcher Religion die Kinder erzogen werben follen, jo hat es biebei 
fein Bewenden. 3°) 

8 13, Die Giltigkeit folcher Eheverträge ift jowohl in Rüdficht 
ihrer Form ) ala der Zeit der Errichtung lediglih nad) den bürger- 
lichen Geſetzen zu beurteilen.*1) 


11. Mai 1815 (ken, 1, 472) „die religiöfe Erziehung ber Kinder aus 
emifchter Ehe betr.“ ; 

b. Min.E. vom 31. Januar 1830 (Web. %, 526); vom 81. Mai 1838 

(Web. 3, 243), vom 17. und 22. Juni 1838 (Web. 8, 244 unb 245) 
gie va le Kindererziehung betr.”, desgl. vom 3. Juni 1842 (Web. 

Ueber die Brage, welche Ehen als „gemiſcht e“ anzujehen find, ſ. nach- 
ftehende Unm. 44. Näheres Bb. III 8 219. 

Beſonders zu betonen ift, daß „im Bereiche der en gemifcdhten 
Ehen die Beitimmungen im Abjchn. I Kap. 3 der 2. Berj.-Beil. unbedingt, 
ſonach audy dann maßgebend find, wenn unter den Eltern über die religiöje Er- 
ziehung ihrer Kinder fein Streit befteht” : Entich. des Verw.Ger.Hofes vom 
27. Ta ad der —* 7, Verw ſes beziehen ſich bie Beftumungen 

) Nach der Praxis des Ger.⸗Hofes beziehen ſich die i 

bes Abſchn. I Kap. 3 der 2. Berf.-Beilage nicht blos auf das Recht und bezw. 
bie Pflicht der in gemifchter Ehe lebenden Eltern, das Glaubensbekenntnis ihrer 
Kinder reip. die Zugehörigkeit derjelben zu einer Religiondgejellihaft zu beftim- 
men, ſondern auch auf deren weitere Berpflichtung, ihre Kinder zugleich auch im 
den Slaubendjägen biefer Religionsgejellichaft zu erziehen; ferner auch auf das 
Necht des Staates, dieſe Verpflichtung der Eltern zu kontrollieren event. zu er- 
zwingen: Entſch. des Berw.-Ber.-Hofes vom 28. Zanuar 1880 Bd. 1, 109; vom 
11. Januar 1884 Bd. 5, 107; vom 29. Zuli und vom 9. Dezember 1881 8b. 8, 
210 und 438. ©. 8 219. 

) In biejer Beziehung befteht fir beide Elternteile volle Freiheit und 
gleiches Recht. Wird eine Einigung nicht erzielt, d. 5. ein Vertrag zwiſchen 
ihnen nicht vereinbart, jo treten eben Die Beſtimmungen bed 8 14 1. c. ein. 

Derartige Verträge können aber nur von ben leiblichen Eitern abge- 
ichloffen werben. 

Entſch. des VBerw.-Ger.-Hofes vom 9. Dezember 1881 Bd. 3, 488: Ver- 
träge über die religiöfe Erziehung eines Kindes nah Maßgabe der 88 12 unb 
13 ber 2. Berf.-VBeilage mit Öffentlich-rechtliher Wirkſamkeit können nur zwiſchen 
ben leiblichen Eltern dieſes Kindes abgeichlofen werben. 

Hiezu Entſch. des Berm.-Ger.-Hofes vom 15. Juni 1881 Bd. 8, 102: das 
in 8 12 der 2. Berf.-Beilage den Eltern in Bezug auf die veligiöfe Erziehung 
ihrer Kinder eingeräumte Hecht erftredt fich nicht auf die Stiefeltern (natürlich 
noch weniger auf die Pflegeeltern). 

) Für die Form Pocher Eheverträge ift zur Beit die Vorichrift des 
Geſetzes vom 5. Mai 1890 Urt. 1 Abi. 1 we. 20, 155) maßgebend. Nach 
berjelben ift für einen Ehevertrag im Sinne dieſes Geſetzes die notarielle Beur- 
funbung erforderlich. ©. BL. für admin. Br. 42, 17 ff.: über Eheverträge und 
fonftige Verträge. Vergl. hieher auch die Abhandlung Dr. Stangl’3 „zur Lehre 
von den Berträgen über religiöfe inberergiehung nah bayer. Rechte und nad 
dem bürgerl. Geſetzbuche“ in der juriftiihen Monatsichrift (J. Schweiger erlag, 
Münden), Jahrg. 1897 ©. 66 ff. 
©. weiter Anm. 41, bejonders bie daſelbſt angeführte Entich. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes vom 16. ae 1891, ferner vergl. Anm. 58. 

y Nach Entich. des —— — vom 19. Auguſt 1882 Bd. 4, 161, 
beögl. vom 6. Dezember 1882 Bd. 4, 255 „können vertragämäßige Veftimmungen 
über die religiöje Erziehung von Kindern aus gemilchten Ehen ausnahmslos nur 
in der nach den bürgerlichen Geſetzen für den Abichluß von Eheverträgen 
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8 14. Eind feine Ehepakten ober jonftige Derträge hierüber er⸗ 
richtet 41°) oder ift in jenen über bie religiöfe Eniehung der Finder 
nicht verordnet worden, jo folgen die Söhne der Religion bes Vaters; 
Die Töchter werden in dem Glaubensbelenntniffe der Mutter erzogen. 


8 15. Uebrigens benimmt die DBerjchiebenheit bes Krhlihen 
Glaubensbekenntniſſes keinem der Eltern die ihm fonft wegen ber Er⸗ 
ziehung zuftehenden Nechte.12) 

8 16. Der Tod ber Eltern ändert nichts in ben Beitimmungen 
der 88 12 und 14 über bie religiöje Erziehung ber Kinber.“?) 


vorgejchriebenen Form giltig getroffen werden. ©. Anm. 40, ferner noch folgende 
Entiheidung des Berw.-Ber.-Hofes vom 28. Januar 1891 Bo. 12, 458: 

‚ ,.,Im @eltung3bereiche des bayer. Landrechtes konnten Bereinbarungen über 
religidfe Kindererziehung durch pfarramtliche Beurkundungen rechtswirkſam nicht 
abgeichloffen werben;*) 

ganz befonders aber die Entich. vom 15. Juli 1891 Bd. 18, 195: 

„Seit dem Inslebentreten des Geſetzes vom 5. Mai 1890 „bie gormen 
einiger Nechtögeichäfte betr.” find nur folhe Verträge über religiöfe Kinder⸗ 
erziedung als giltig zu erachten, welche notariell verlautbart wurden. Durch vor- 
genanntes Geſetz find bie zahlreichen Nechtöverichiedenheiten, welche bis dahin im 
rechtörheinifchen Bayern bezüglich ber Form bes Abſchluſſes von Eheverträgen, 
mittelbar daher auch von Sindererziehungsperträgen beftanden haben, bejeitigt und 
ift an die Stelle derſelben der für das ganze rechtörheinische Bayern endet 
geltende Grundſatz gejegt worden, daß nur folche Berträge über veligidfe 
erziehung auf Giltigleit Anipruh machen Tönnen, welche notarie 
wurden.” 


Bezüglich der vor Biltigfeit des Gejekes vom 5. Mai 1890, alfo vor 
dem 1. Juni 1890 abgefchlofjenen Eheverträge find die jeweiligen Beſtimmungen 
des einfchlägigen bürgerlichen Geſetzes bezüglich der für den Abſchluß von Ehe- 
verträgen vorgejchriebenen Form maßgebend. 

Qierüber äheres unten in 8 219, 

ie zur Entſcheidung berufenen Werwaltungsbehörden Haben die Recht⸗ 
beftändigfeit ſolcher Verträge felbitändig zu prüfen. Vergl. hiegu Entich. des 
Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 17. November 1882 Bd. 4, 281: Durch Abſchluß eines 
jelbftändigen Vertrages über bie religiöfe Erziehung von Kindern aus einer ge 
mifchten Ehe erlöfchen bie früher hierüber getroffenen gegenteiligen Bereinbarungen.**) 

Die zur verwaltungsrechtlichen Enticheibung der GStreitigleiten über bie 
religiöfe Erziehung von Kindern aus gemijchten Eoen berufenen Behörden haben 
auch die Rechtmäßigkeit der in Bezug auf dieſe Erziehung abgejchloffenen Ver⸗ 
träge jelbftändig zu prüfen. 

ta) Eine ſolche Vertragsſchließung ift auch nach bereitd erfolgter Ehe- 
ſchließung noch zuläffig, nicht blos vor und bei Zingehung der Ehe: DMin.-E. 
vom 81. Mai und vom 17. Juni 1838 (Web. 8, 243 und 244). 

2) Bergl. hiezu 8 1631 des bürgerl. Geſetzbuches. 

+) Entif, bes Verw.⸗Ger.Hofes vom 15. Juni 1881 2. 8, 102: bie 
Be kimmungen der 88 12 und 14 der 2. Verf.⸗Beilage bleiben Hinfichtlich der 
religiöfen Erziehung der Finder aus einer gemilchten Ehe auch dann maßgebend, 
wenn einer der beiden Ehegatten mit Tod abgeht. 


inder⸗ 
verlautbart 


WR eu f. au | 
ein recht ge Uebereinfommen A| der religidfen Kindererziehung kann nicht durch eine 
2 eändert werben; ferner 


eitige Willenkerflärung, Tondern nur bu everträge nad bem eins 
Klägipen Civilrechte vorgeſchriebenen Formen beachtende Vereinbarung a 

Ente. des Berin..Ger.-Hofeb vom 4, Dezember 1889 Bd. 11, 525 über den Abſchluhß von Kinder⸗ 
ergiehungsverträgen durch Minderjährige, 
34° 
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8 19. Die Ehefcheibungen oder alle fonftigen rechtsgiltigen Auf- 
Töfungen ber Ehe fönnen auf die Religion der Ki nie feinen rt haben. 
18,4) Wenn ein daß ie der Kinder be 


3 
menber Ehevertrag vor } vorganben ift, jo bewirkt ber Uebergang ber 
zu einem anderen Gl ensbelenntnis barin infolange feine Veränderung, 
als die Ehe noch gemifcht bleibt; geht aber ein Get zur Reli 
bes andern über und bie &be hört dadurch auf gemilcht zu köln, fo fo 
die Fi ber nun gleichen Religion ihrer Eltern, ausgenommen fie 
waren — bem bejtehenden Ehevertrage gemäß — burd die Konfirmation 
oder Kommunion bereit in bie Aicde einer anderen Konfeffion aufge- 
nommen, in In A alle fie bis zum erlangten Unterſcheidungsj 
darin zu belaffen 


Entſch. des Verw.-Wer.-Hofes vom 14. Dezember 1883 Bd. 5, 76: eime 
Yenberung in ber Tonfeffionellen Erziehung von Kindern aus gemijchten Ehen if 
nach dem Tode eines der beiden Ehegatten auch für den Fall ausgeſchloſſen, daß 
der überlebende Zeil bie Kinder ftatt in feiner eigenen Konfeſſion in jener des 


verortenen — erzi — win: 
bes Verw. Ger.Hofes vom 27. November 1885 


Bd. 7, 11; on — Eu, 
“) 8 18 findet wie gı2n bis 8 28 wer ber jegigen Praxis des Verw.- 
Ger. Sole in allen Fällen Anwendung, in welden die Eltern überhaupt ver⸗ 
ſchiedenen Konfeſſionen angehören, ganz ich vi fe nur Ph 1 den Drei jogen. 
anerfannten Meligiondgejellichaften des 8 9 rt. gehören ober 
nicht, aljo ohne Unterichied, ob fie Ehriften ober uber ob Se Angehörige einer 
öffentlich anerlannten (riftlichen) Kirchengeſellſchaft oder einer Privatlicchen- 
geleligeft find. (Bergl. hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 23. Oltober 

889 unten Anm. 49. 
ur Tg der Altkatholilen bezw. Ehe zwifchen Katholiken und Altkatho⸗ 
ven 42 

) Selbſtverſtaͤndlich gilt dieſer Schlußſatz nur für bie Kirchengeſellſchaften, 
welche das Inſtitut der Kommunion eben or akton befigen. Hier einfchlägige 
Entich. des Berw.-Ger.-Hofes find: 

a. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 5. November 1880 Ub. 3, 149: 

Die zhatiache ber vollzogenen Kommunion ober Konfirmation eines 

Kindes und die hiemit erfolgte Aufnahme bedfelben in bie betr. Kirchen- 

geſch daft iſt für die künftige religiöſe Erziehung dieſes Kindes nicht 

lein und an und für ſich, ſondern nur dann maßgebend, wenn 

fi diejetbe mit den verfaffungsmäßigen Vehimmungen 

über dDieje Erziehung im Eintlange befindet. Gegen- 

teiligen Falles entbehrt dieſe Thatjache für bie rel igidle Erziehung ber 
—— und zwar auch in kirchlicher Beziehung. 

Der vorſtehend ausgeſprochene Grund as über bie vechtliche Birl- 
ung der Kommunion oder Konfirmation i zug zum Ausdruck gelorg 
in ber Entich. des Verw.⸗Ger.-Hofes vom 15. Juni 1881 ®.$ ‚18 
jomie in der Entſch. vom 29. Zuli 1881 ar ‚210, desgl. 

nti. vom 4. Mai 1883 Bd. des: die ben —— 


* 


vom —X der maßgebenden Beftimmnngen des iondebiltes 
aus die kacdline Unerfennung und ben flaatlichen Schuß die Er⸗ 
iehung diefes 

dh. vom 21. September 1883 Bd. 4, 550: der Kommunion oder 
Konfirmation eines Kindes ift bie in $ 18 ber 2 Berj.-Veilage aus- 
gejprochene Wirkung, daß das Kind bei dem Uebergange eines Ehegatten 
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5 19. Pilegelinder werben nad jenem Glaubensbekenntniſſe er- 
zogen, in welchem Be in ihrem vorigen Stande zu folgen hatten.*) 
8 20. Durch Heirat legitimterte natürliche Kinder werden in 
Beziehung auf ben Religionsunterricht ehelichen Kindern gleich geachtet.17) 
8 21. Die übrigen natürlichen Kinder, wenn fie von einem Vater 
anerkannt find, werden in 2 der Religtonserziehung pleichtalie 
wie die ehelichen behandelt,*) find fie aber von bem Vater nicht aner- 


zur Religion bed andern in feiner bisherigen Konfeſſion zu belaften fit, 
nicht nur dann zuzuerfennen, wenn ſich Die religidje Erziehung dieſes 
Kindes bi zu gedachten Beitpunfte nach Maßgabe eines Ehever- 
trages vollzogen hatte, fondern auch dann, wenn die religidfe Erzieh- 
re auf Grund der gefeglihen Vorſchrift des 8 14 c. er- 
olgt war; 

d. Entſch. vom 15. Juni 1892 Bd. 18, 526, bei. 527: ift ein Kind im 
Eintlange mit den verfaffungsmäßigen Beſtimmungen durch bie Kon- 
firmation oder Kommunion in bie Kirche einer beitimmten Konfeſſion 
aufgenommen worden, fo ift e8 in berjelben bis zum gejeglichen Unter- 
ſcheidungsalter auch dann zu belafien, wenn die übrigen Borausfegungen 
des 8 18 der 2. Berf.-Beilage nicht gegeben find, d. 5. auch dann, 
wenn die Ehe eine gemifchte geblieben ift. 


0) Es enticheidet demnach bei den Pflegefindern das einichlägige Verhältnis 
isrer leiblien Eltern; wenn fie aljo aus ungemilchter Ehe ſtammen, das ein- 
ſchlaͤgige bürgerliche Bejeß; wenn aus gemifchter die Beſtimmung der 88 12—14 
bezw. 18 1. c. und wenn fie außerehelich find, die 88 20—22 1. c. 

Bezüglich der Adoptivkinder |. unten 8 219. 


) Diefe Gleichſtellung der durch nachfolgende Ehe legitimierten Kinder 
mit den ehelichen bezieht fich nicht blos auf den Meligionsunterricht, ſondern es 
Hi vielmehr hier mit dem Ausdrucke „Religionsunterricht" bie gejamte religidje 

rziehung zu en wie auch dad Wort ehelich gleichbedeutend ift mit „ehelich 
geboren, jo daß aljo bezüglich diefer Kinder, weil fie leibliche Kinder find, auch 

heverträge geichlofjen werden können, was bezüglich ber Adoptivfinder nicht der 
Fall ift, da folche Eoeverträge über religiöfe Erziehung nur leibliche Eltern 
abjchließen können; |. oben Anm. 89. 

) Bezüglich der religidfen Erziehung unehelicher Kinder fiehe zunächſt Die 
Min -E. vom 9. Dar 1818 '„bie religidje Erzie ung unehelicher Kinder —* 
een. 1, 553), ferner nachftehende auf rund der 2. Berf.-Beilage ergangene 

in.&E. vom 14. Juni 1835 (Web. 3, 29), vom 7. Oltober 1885 (Web. 3, 85), 
vom 17. Juni 1838 (Web. 8, 244) und vom 20. Auguft 1852 (Web. 4, 684). 

Bet dieſen unehelichen Rindern ift aljo zu untericheiden, ob fie vom Water 
anerfannt find oder nicht; die vom Water anerfaunten werben wie die ehelichen 
behandelt — alfo wenn Bater und Mutter verichiedenen Religiondgeien aften 
angehören, nach Maßgabe der 88 12—18 1. c., fiehe hiezu Min.-E. vom 17. 
Juni 1838 (Web. 8, 244); — die nicht vom Vater anerlannten find nach der 
Religion ber Mutter zu erziehen. 

Siehe hiegu die Berw.-Ger.-Hofd-Entich. vom 15. Februar 1884 Bd. 5, 
138: unepeliche inder, deren Eltern einem und demjelben Glan. 
bendbeleuntnifje zugetban find unb in einem derjenigen @ebietsteile 
Bayerns wohnen, in welchem das preußifche Landrecht gilt, müflen bi3 zum be- 
endigten 14. Lebensjahre in bem Blauben ber Mutter erzogen werden; ferner 
vom 10. Yuni 1881 VBd. 8, 88: die Beftinmung über die veligiöje Erziehung 
eines unehelichen Kindes fteht in der Megel der tter zu. ©. auch Anm. 49. 

Das dur i 21 ber 2. Berf.-Beilage dem natürlichen Bater eingeräumte 
Mecht zu dieſer Beſtimmung tritt nur ausnahmsweiſe, nämlich dann ein, wenn 
ſeitens des natürlichen Waters eine Anerlennung bes Kindes in rechtswirkſamer 
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fannt, jo werden fie nad) dem Glaubensbelenntniffe ber Mutter er- 


zogen.‘® 
22. Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter unbefannt 
ift, folgen der Religion beejenigen, welcher das Kind aufgenommen Hat, 
[elerne er einer der öffentlich ie. Kirchen angehört, ober ber 
eligions»-Partei des Yindlings- Snitituts, worin fie erzogen werben. 
Außer diefen Fällen richtet fich ihre Religion nad) jener ber Mehrheit 
der Einwohner bes Tyindlingsorts.?®) 


Weiſe erfolgt if. In legterer Beziehung haben die Grundſätze der einfchlägigen 
bürgerlichen Gejehe Maß zu geben. 

m rechtsrheiniſchen Bayern ift die Anwendung des 8 21 ber 2. Berf.- 
Beilage jedenfalls als auBge\hfoffen zu erachten, wenn bei einer freiwilligen An- 
erfennung der Vaterſchaft von Seite des natürlichen Vaters die diesbezügliche 
Erflärung nicht in einer Öffentlichen Urkunde vor bem zuftändigen Gerichte ober 
dem Standesbeamten ftattgefunden hat, fondern nur eine ‘Privaterflärung ober 
eine Erflärung dor einer Berwaltungsbehörbe erfolgt ift. 

Näheres über die Erforberniffe diefer „Anerlennung” ſeitens des natür- 
lichen Vaters |. Bd. III 8 219. Außereheliche Kinder, deren Mutter unbekanut ift, 
werben wie die Findlinge behandelt; |. Anm. 60. 

) VBezüglih der Erziehungsrechte ber außerehelihen Mutter |. enblich 
Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 25. Mai und Plenarbeichl. vom 23. Oktober 
1889 8b. 11, 18: Die Beſtimmungen in Abſchn. I Kap. 3 der 2. Berf.-Beil. 
beichränfen ſich nicht auf bie Erziehung der Kinder in der Glaubenslehre einer 
anerfannten Kirchengefellichaft. 

Einer unverehelichten, ber freireligiöjen Gemeinde angehörigen Mutter ann 
nicht verwehrt werden, ihr außereheliched, vom Water nicht anerfanntes Kind im 
den Lehren der freireligiöfen Gemeinde zu erziehen. 

Entich. des Beriw.-Ger.-Hofes vom 23. Dezember 1890 Bd. 12, 442: die 
der außerehelichen Mutter über ihre Kinder durch dad preußiiche Landrecht ein- 
geräumte Erziehungsgewalt wird durch die Spezialbeftinmung dieſes Geſetzes dahin 
eingejchränft, baß dieje Kinder bis zum geenbigien 14. Lebensjahr in dem Glauben 
ber Mutter zu erziehen find. 

Entic. erw.⸗Ger⸗Hofes vom 23. Juni 1896 Bd. 17, 317: im 
Geltungsbereiche de3 gemeinen Rechtes fteht der außerehelichen Mutter Die Be— 
rechtigung, über die religisſe Erziehung ihres Kindes zu verfügen, nur mit Ge- 
nehmigung ber Bormundaft zu. Im Falle der Meinungsverichiedenheit zwilchen 
dem Bormunde und der Vormundſchaftsbehörde ift der Ausipruch der letzteren 
maßgebend. 

’°, Bu den Findlingen können auch ehelidhe Kinder gehören; Findlinge 
im Sinne vorliegender Geſetzesbeſtimmung find überhaupt alle Kinder, deren 
Vater und Mutter unbefannt if, alfo bie Kinder „von unbelannter Herkunft”. 

Bei diefen find dreierlei Fälle zu unterfcheiben: 

a. berjenige, welcher fie aufgenommen bat, gehört einer „Öffentlich ein- 
geführten a an; 

b. die Findlinge find in einer Anftalt aufgenommen, welche einer be- 

immten Religionspartei gehört ; 

c. ber fie Aufnehmende gehört feiner „öffentlich eingeführten Kirche”, das 
Inſtitut, in dem fie erzogen werben, gehört nicht ſpeziell einer beftimm- 
ten Religionsgeſellſchaft an. 

Im Galle a, welcher fi dem Wortlaute bes Geſetzes nach nur auf die 
anerlannten chriftlichen Konfeſſionen bezieht, werden fie in ber Religion des Unf- 
nehmenden (alfo wenn fie von einem in gemilchter Ehe Iebenden Ehepaar 
aufgenommen werden, in ber Religion desjenigen Eheteils, welcher den Findling 
faftifch aufnimmt bezw. erzieht); 


8 Ma, Die Beilagen zur Verfaſſungsurkunde. 2. Beilage. 535 
8 28.51) Die geiftlichen Obern,‚52) bie nächſten Verwandten ‚5°) 


im Yale b, welcher fi im Gegenſatz zu Fall a auf alle Glaubensbekennt⸗ 
nifje bezieht, in ber Religion der betr. Religionsgenoffenichaft ; 

im Falle c in dem Belenntniffe derjenigen Refigionäge ellichaft — gleich⸗ 
viel, ob chriſtlich oder nicht —, beren Unhänger die (relative) Mehrheit der Ein- 
wohner besjenigen Ortes ausmachen, an welchem fragliches Kind gefunden wurde, 
erzogen. 

Den Findlingen gleich behandelt werben auch diejenigen außerehelichen, 
vom Water nicht anerlannten Kinder, deren Mutter unbelannt ift, wenn auch ber 
Bater bekannt ift. 

61) Der 8 28 1. c. bezieht fich felbftverftändfich nur auf bie Beſtimmungen 
ber 88 12—22, alfo nit auf ungemifchte Ehen. Bezüglich ber letzteren 
fallt baher das Auffichtörecht bed 8 23 1. c. hinweg. 

a8 hier ftatuierte Auffichtörecht erftredt fi) auf die Bauer der reli- 
giöfen Erziehung ber Kinder aus gemifchten Ehen, der unehelichen Kinder 
und der Yindlinge, demnach mindeſtens bis zum Ublaufe des Zeitraumes der allge- 
meinen Schulpflicht: ſ. Entich. des WBeriw.- Ger.» Hofes vom 5. November 1880 
Bd. 2, 149, fpez. ©. 160 f. 

Das den in 8 23 1. c. genannten Berjonen und Organen übertragene 
Ueberwachungsrecht ſchließt vor allen Dingen das Recht in —* bei den ein⸗ 
ſchlägigen Behörden I. Inſtanz — kgl. Bezirl3amt, unmittelbarer Stadtmagiſtrat — 
Antrag auf Entſcheidung der bier einjchlägigen Fragen zu ſtellen und gegebenen 
Falles gegen dieſe erjtinftanziellen Ver —* innerhalb der 14 tägigen Be⸗ 
ſchwerdefriſt die Beſchwerde zur II. Inſtanz, dem kgl. Verwaltungsgerichtshof, zu 
erheben: ſ. Entſch. des Berw.-Ger.- Hofes vom 5. November 1880 Up. 2, 149, 
ſpez. ©. 161 und Art. 8 Biff. 4, ſowie Art. 9 des Geſetzes vom 8. Auguft 1378 
über den Verwaltungsgerichtshof. 

Ueber das Verfahren bezw. bie Zuftändigfeit |. weiter Anm. 59—61, be- 
ſonders aber unten 8 219. 


32) Nah Min.-E. vom 11. September 1837 (Web. 3, 104) gehören zu 
diefen aufjichtöberechtigten geiftlihen Oberen auch die Pfarrämter und deren 
Drgane, d. h. die zuftändigen Pfarrer. 

Unter dem zuftändigen „Pfarrer“ ift der in dem betr. Bezirk oder Ort zur 
Seelforge berufene Geiſtliche zu verfiehen. Vergl. Entich. des Ber.» Ger.» Hofes 
vom 19. Rovember 1886 Bd. 8 S. 164/165. 

Den Lokalſchulinſpektionen fteht ein Beſchwerderecht in Streitigfeiten über 
die religidje Ergiehung von Kindern nicht zu: Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 
17. November 1 b. 4, 229, 

Bu den „geiftlichen Oberen“ gehören auch bie Rabbiner der Siraeliten. 

Diegegen gehören nicht zu dieſen geiftlidhen Oberen bie Vorſtände von 
Erziehungs- oder fonftigen Unftalten, in denen das Kind untergebracht ift, auch 
wenn biele Borftände dem geiltlicden Stande angehören. 

Nach Entich. bes Verw.Ger.⸗Hofes vom 5. März 1886 Bd. 7, 175 kommen 
die Befugniſſe des 8 23 1, c. den geiftlichen Obern bezw. ben Pjarrämtern nur 
dann zu, wenn „bie betr. Kinder, beren religiöje Erziehung in ge ift, ober 
deren Eltern in ihrem Sprengel wohnen“; fonft aljo nicht. — Wußerdem ift nad) 
Entſch. des Berw.-Ger.-Hofed vom 27. November 1885 Bd. 7, 16 unb vom 
11. Juni 1886 8b. 8, 89 ein Einfchreiten ber geiftlichen Oberen nad 8 23 1. c. 
„im allgemeinen erft mit dem Eintritt eines Kindes in das Alter der dffent- 
lichen Schulpfct, Dagegen vor biefer deit nur dann veranlaßt, wenn das Kind 
in et ih Erziehungsdanftalt mit ausſchließlich konfeſſionellem Eharafter unterge- 
rat if. 

se, Das bier in Frage ftehende Aufſichts⸗ reſp. Antragsrecht haben in 
erfter, Par bie Eitern, ſowohl der Water gegenüber der Muttter, als auch 
umgekehrt. 
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die Bormünderdt) und Paten’d) haben das Hecht, darüber zu wachen, 
daß vorftehende Anordnungen?s) befolgt werden. Sie lönnen zu biefem 
Behufe die Einficht der betreffenden Beitimmungen der Eheverträge®”) und 
der übrigen auf die Religionserziehung fich beziebenden U n5°) 


Pflegeeltern und Stiefeltern fteht dieſes Hecht nicht zu. 

Entidh. des Berw.- Ger.» Hofes vom 17. November 1882 Bd. 4, 229: 
Pflegeeltern find zur Beichwerbeführung gegen inftanzielle Entſcheidungen über Die 
religiöfe Erziehung ihrer Pflegelinder nicht berechtigt. 

Entidy. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 9. Dezember 1881 Bd. 8, 438: 
Streitfachen, bei welchen es fich um bie Feſtſtellung ber zeligiöfen Erziehung eines 
Kindes auf Grund bes Abichn. I Kap. III der 2. Berf.-Beil. handelt, jinb weder 
Pflege noch Stiefeltern des Kindes als Beteiligte im Siune bed Gefehed nrit Dem 
Rechte der Beſchwerdeführung zu erachten. 

Dagegen gehören zweifellos zu diejen „nächſten Verwandten“ bie Großeltern 
und die Geſchwiſter; jedoch nicht diejenigen eines natürlichen (außerehel.) Waters, 
weicher die Baterfchaft nicht anerfannt hat. 

*) Durch Min.-E. vom 8. Februar 1844 „die religidfe Erziehung ber 
Kinder durch ihre Vormünder betr." (Web. $, 535) ift angeoränet, baß bei Aus- 
wahl eines Vormundes darauf zu jehen tft, daß derſelbe mit dem zu Bevor⸗ 
mundenden dem gleichen ®laubensbetenutniffe angehdre. 

Nicht zu den Auffichtsberechtigten bes 8 23 1. c. gehören bie Bormunb- 
ſchaftsbehörden, wie eine desbezogli e Einmiſchung der Civilgerichte überhaupt 
duch Min.E. vom 23. März; 1836 (Web. 3, 60) als unzufäffig erflärt wurbe. 

Bergl. auch Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 10. Juni 1881 Bd. 8, 86; 
ferner vom 14. November 1894 Bd. 16, 77, nach welch letzterer „bie Dbervor- 
mundjchaft3behörde in Streitigfeiten megen religidjer Kindererziehung nicht be⸗ 
ichwerbeberechtigt ift". 

Dagegen iſt e3 nicht audgeichloffen, daß die Staatdanfficht Aber ben richtigen 
Vollzug der 88 12—23 1. c. durch bie weltlichen Behörden geübt wird; letztere 
find vielmehr gegebenen Tyalled berechtigt und verpflichtet, auch von Amtswegen 
einzufchreiten, und zwar nad) Min.-E. vom 12. April 1842 (Web. $, 4565), ferner 
Min.-E. vom 3. $uni 1842 (Web. $, 459), jowie $ 34 Abi. 1 der Form.⸗Verordu. 
vom 17. Dezember 1825 (Web. 2%, 290). 

Kompetent ift nah Min -E. vom 20. September 18386 (Web. 8, 71) bie- 
jenige Berwaltungsbehörbe, in deren Amtsbezirke die beteiligten Eltern mit dem 
zu erziehenden Rinde in dem Beitpunfte wohnen, in welchem bie Enticheidung . 
treffen it. Vergl. hiezu Entich. des Berm.-Ger.-Hofes vom 17. Juni 1887 Bb. 9, 
178 in Anm. 61. 

Siehe zu dem in Anm. 54 Gefagten auch noch Entich. bes Berw.-Ger.- 
Jofes vom 11. Yebruar und 27. Mai 1887 8b. 9, 19: Dem Bormunde einer 

oppelmwaife fteht eine jelbtändige Verfügung über eine Aenderung bed Religionz- 
befenntniffes feiner Münbdel nur dann zu, wenn das betr. Civilrecht demſelben 
dieje Verechtigung ausbrüdlich und vorbehaltlos zuerkennt. (Das bayer. Landrecht 
räumt dem Bormunde eine jolche Befugnis nicht ein, begleichen auch utcht bas 
Bamb. Landrecht; f. Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 11, 86; ferner Entic. 
des Verw.⸗Ger. Hofes vom 6. Dezember 1898 Bd. 15, 87.) 

*) Der $ 23 1. c. fpricht von „Paten“ ohne Unterichieb. Es gehören alfo 
hieher ſowohl die Taufpaten als die Tyirmpaten. 

*) D. h. die Anordnungen der 88 12—22 der 2, Berf.-Beil. 

7) Bergl. hiezu oben Anm. 40 und 41. 

»*, Bu diefen „Urkunden“ zählen vor allen Dingen die in 8 14 genannten 
„Sonftigen Verträge”, welche neben den Eheverträgen ba in Frage famen, wo nad 
Landesgeſetz die Verträge über religiöje Sindererziehung nicht in Eheverträgen 
bezw. in deren Form errichtet werden mußten. ©. hiezu Anm. 40 und 41. 
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Für dad rechtöcheiniiche Bayern gilt aber jegt — feit 1. Zuni 1890 —, 
wie oben Anın. 41 bereit3 gejagt, die Beitimmung, daB ein fürmlicher Abſchluß 
eines unter notarieller Berbriefung vereinbarten Ehevertrages trzu nötig iſt. 

5 ee Entich. des Berw.-Ger.- Hofes vom 15. Juli 1891, Bd. 18, 195, 
oben Anm. 41. 


»*), Diefes „Forderungs“⸗Recht können die in 8 23 Berechtigten durch 
diesbezügliche Anträge bei den Tompetenten Berwaltungsbehörden (1. Inſtanz: 
kgl. Vezirksämter und unmittelbare Stabtmagiftrate) geltend machen. 

) Was fpeziell die ſachliche Zuſtändigkeit zur Verbeſcheidung von 
Gtreitigfeiten je ap. 3 Abſchu. I der 2. Verf.-Beil. anbelangt, jo ift vor allem 
zu bemerken, dap jedem Einwohner des Königreiches durch Tit. V89 
er Berf.-Urf. die vollkommene Gewiſſensfreiheit gefichert ift, alſo gleichviel, ob 
Bayer oder Nichtbayer, ob Inländer oder Ausländer. 

Es erftreden ſich demnach in Konfequenz dieſes Prinzips bie Beftimmungen 
ber 88 12—23 auf alle Kinder von allen Eltern, welche in Bayern wohnen, 
und zwar auch dann, wenn bieje Kinder im Auslande erzogen werben. Bergl. 
hiezu Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 18. April 1884 Bd. 5, 179: „Berträge, 
welche einem auswärtigen deutſchen Bundesſtaate angehörige Eltern verfchiebener 
Konfeſſionen über die religiöfe Erziehung ihrer ehelichen Kinber während ihrer 
W un itznahme in Bayern abfchließen, find, wenn fie während der Dauer bes 
Wohnſi tzes der Eltern in Bayern ftreitig werden, nach ben Beſtimmungen ber 
88 12 ff. der 2. Verf. Beil. zu beurteilen.“ 

In analoger Anwendung dieſes Grundſatzes der Territorialität ift auch die 
Buftändigkeit der bayer. Behörden für die Enticheidung von GStreitigfeiten über 
religidöfe Erziehung für alle Kinder gegeben, welche fi) dauernd in Bayern auf» 
halten, bezw. Deren Eltern in Bayern wohnen, ohne Nüdficht auf deren Staats⸗ 
angebörigleit. — Ein nur vorübergehender Aufenthalt in Bayern begründet natür- 
lich dieſe Zuſtändigkeit nicht. 

Vergl. weiter Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 25. Mat und Plenar⸗ 
Entſch. vom 23. Oktober 1889 Bd. 11, 17: „Die Zuſtändigkeit der bayer. 
Behorden zur entf&eibung über die religiöfe Erziehung eines Kindes wird burd) 
deifen Aufenthalt außerhalb Bayerns jedenfalls dann nicht aufgehoben, wenn bie 
Eitern desjelben in Bayern wohnhaft find,” 

Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 21. Januar 1891 Bd. 13, 449: „Die 
Buftändigteit der bayer. Behörden ir Entſcheidung eines Streitfalled nad) 


Kinder, welche dem bayer. Staatöverbande nicht angehören, Ta le dag bie- 
n einem ber- 


*') Ueber bad Vollftredungdverfahren |. Entich. des Berw.-Ger.-Hofed dom 
17. Juni 1887 Bd. 9, 178: „Die Berwaltungsbehörbe ift in Sachen ber reli- 
gidjen Kinbevergiehung berechtigt, einen von ihr erlafienen rechtsträftigen Beſchluß 
au ohne Anregung der Barteien in Vollzug zu ſetzen.“ u 

Weiter |. über die Zwangsvollſtre ung in Sachen ber religiöfen Kinder⸗ 
erziehung Art. 46 bes Verw.Ger.⸗Hofs⸗Geſ. und die in 8 219 bezw. 513 näher ange⸗ 
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II. Sbfgnitt, 
Bon Religions: und Kirchengeſellſchaften. 


Grfes Kapitel, 
Ihre Aufnahme und Beftätigung. 


24.62) Die in bem Königreiche beftehenben brei chriftlichen Glaubens⸗ 
Konfeffionen find als öffentliche Kirchen⸗Geſellſchaften mit gleichen bürger- 
lichen und politifhen Rechten, nad ben unten folgenden näheren Be— 
ftimmungen anerlannt. 


8 25. Den nicht chriftlichen Glaubensgenoſſen ®) ift zivar nach 
88 1 und 2 eine volllommene Religions- und Gewifjens- Freiheit geftattet ; 
als Religiong-Befellfchaften aber find fie nach ben beſonderen Geſetzen und 
Verordnungen zu behandeln.*) 


8 26.%) Religions oder Kirchen-Befellfchaften, die nicht zu ben 


gebenen Entich. bes Verw.⸗Ger.Hofes, beionders vom 23. Januar 1880 Bd. 1, 
109; vom 15. Juni 1881 Bd. 8, 103 und 107; vom 11. Januar 1884 Bd. 5, 
107; vom 29. Mai 1885 Bd. 6, 174; vom 16. Mai 1888 Bd. 9, 464; vom 
31. Oktober 1891 8b. 18, 291. 

*) Die in biejem $ 24 genannten drei Öffentlichen Kirchengeſellſchaften 
find: die römiich-fatholifche, Die proteftantifche und Die reformierte. 

Durch das Verfaffungsgefeh vom 1. Juli 1834 (Web. %, 741) „die bürger- 
lien und politiichen Rechte der griechiſchen Glaubensgenoſſen betr.”, deffen hier 
in Betracht fommender Wortlaut oben ©. 485 Anm. 47 mitgeteilt ift, wird die 

riechiſche Kirche nicht als „öffentliche Religionsgefellichaft“ anerlannt. (Much durch 
ein anderes Geſetz ift Dies geihehen.) Dieſes Geſetz vom 1. Juli 1834 bezwedt 
vielmehr nur die Gleichſtellung Der griechiichen Glaubendgenofien mit ben Be- 
fennern der römiich-fatholiichen unb der evangeliichen Kirche in Bezug auf „bür- 
gerliche und politifche” Nechte. Es ift daher dieſes Geſetz durch das Reichsgeſetz 
vom 3. Juli 1869 (f. oben Anm. 20, ferner ©. 485 Unm. 48) „betr. die Gleich⸗ 
enehtigung der Konfeffionen in bürgerlider unb ftaatöbürgerlicher Beziehung“ 
eb. 8 218) gegenſtandslos geworden. Siehe hiezu v. Seyd. Bod. 5 ©. 4 
nm. 32, 


2) Bezüglich der Siraeliten f. Geſetz vom 29. Zuni 1851: die bürger- 
lien Rechte der ifraelitiichen Glaubensgenofien (Web. 4, 266 f.) und das Ebift 
vom 10. Juni 1813 (Web. 1, 417 ff.). Näheres unten — 213, auch $ 235. So- 
weit diefed Edift und das vorgenannte Gejeg nicht Beſtimmungen treffen, gilt 
auch für die Sfraeliten das Religionsedikt; |. oben Unm. 19. 

*“) Bergl. Tit. IV 8 9 Abſ. 8. Die Schlußtworte bes 8 25 beziehen fidh 
bejonder8 auf das fogenannte Judenedikt vom 10. Juni 1813 und das weiter in 
vorftehenber Anm. 68 genannte Geſetz vom 29. Juni 1851. Letzteres wie erfteres 
find abgedrudt unten bei $ 213 „die ifraelitiihen KRultusgemeinden“. 

) Die Beitimmungen der 88 26 unb 27 ber 2. Verf.-Veil. — zu deren 
Ergänzung auc auf die 88 3 und 4 I. c. hinzuweiſen ift — beziehen fi) auf das 
fogenannte jus reformandi des Königs. 

v. Bözl (Verf.-Recht 5. Aufl. S. 436) bezeichnet das jus reformandi ala 
„die Geſamtheit der Hechte, welche bem Staatsoberhaupte in Anjehung der Auf- 
nahme neuer Religionsgefellichaften zuftehen“. 

Außer den oben zu 88 3 und 4 in den Aum. 202, 22 und 24 angeführten 
Entf. des Berw.- ®er.- Hofes f. auch noch die Entich. vom 18. Februar 1880, 
Bd. 1, 145: „Zur Entiheidung von Streitigleiten über bie Bildung neuer 
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bereit gejeblich aufgenommenen gehören, dürfen ohne ausdrüdliche fönig- 
liche Genehmigung nicht eingeführt werben. 6) 


5 27. Sie müfjen vor der Aufnahme ihre Glaubensformeln und 
Innere Tirchliche Verfaſſung zur Einfiht und Prüfung dem Staatsminifterium 
des Innern ®®) vorlegen. 


Bmeites Kapitel, 


Nechte und Befugnifjfe der aufgenommenen und 
beftätigten Religions- und Kirchen-Geſellſchaften. 


8 28. Die mit ausdrüdlicher Töniglicher Genehmigung aufges 
nommenen Kirchen Gejellichaften genießen die Nechte öffentlicher Kor= 
porationen. 7) 


: 29. Die dur Ausübung ihres Gottesbienftes gewidmeten Ge— 
bäude jollen, wie andere öffentliche Gebäude, geſchützt werden. °®) €*) 


Rultusgemeinden oder Religionsgefellfchaften, fowie über die Beränderung be- 
ftehender, ift der Verwaltungsgerichtshof nicht zuftändig.“ 

Eine derartige Enticheidung gehört zur Auftänbigfeit der altiven Ver⸗ 
waltung: |. 8 5 Biff. 4 der Berordn. vom 27. Februar 1847 „die oberfte Leitung 
ber Kirchen- und Schulangelegenheiten betr.” (Web. 3, 660). 

*, ‚Deffentliche Kirchengeſellſchaften“ find außer den geſetzlich nach Tit. IV 

9 Abi. 2 aufgenommenen drei chriftlichen (Katholiken, Proteſtanten, Reformierte) 
ine mebr aufgenommen mworben. 

PBrivatreligiondgefellichaften find: Siraeliten, Mennoniten, Herrenhuter, 
Unglifaner, Irwingianer, Methodiſten, bie griechiiche Kirche (j. Anm. 62 a. E.), 
die Altlatholifen, die Deutich-Katholiten und freireligiöfen ®emeinden. 

Hierüber Näheres 88194, 211 und 212, auch 234; ferner oben Anm. 23. — 

Die tgl. Genehmigung als „öffentliche Religiond- oder Kirchengejellichaft“ 
kann ben als folche anerfannten Glaubensgenoſſenſchaften auch wieder entzogen 
werden, und zwar, wenn dieſe Auerkennung durch gl. Entichließung erfolgte, 
wieder durch ſolche; wenn aber durch Geſetz ober gar Verfaſſungsgeſetz, wieder 
nur auf dem gleihen Wege der Gefebgebung. 

*) Nunmehr kgl. Staatsminifterium des Innern für Kirchen- und Schuls 
angelegenheiten. 

Meberhaupt find Gejuhe um Aufnahme neuer Kirchengeiellichaften durch 
Igl. Genehmigung beim kgl. Kultusminifterium einzureichen. 

Eine Glaubensformel, d. h. gewiſſe Glaubensſätze, welche jedes Mitglied 
binden, muß jebe Gtaubendgeielihaft haben. Ohne eine ſolche, bie Mitglieder 
verpflichtende Glaubensformel ift feine Glaubens⸗ ober Kircheugejellichaft gegeben. 

*, Die beionderen Rechte der „dftentlichen Kirchengeſellſchaften“ find in 
den 88 29—81, ferner 88 44 und 88 der 2. Berf.-Beil. fpeziell angegeben. Bu 
benjelben gehört ganz bejonder® das Necht zur Wbhaltung öffentlicher Gottes⸗ 
dienfte; das echt ber juriftiichen Perfönlichkeit und demgemäß das Recht, Eigen- 
tum erwerben und befiten zu können (8 44 1. c.); enblid das Recht zur freien 
eigenen Gemeindebildung, foferne nur die Vorausſetzungen des 8 88 1. c. 
gegeben find. Ihre Geiftlihen und Weligionslehrer find öffentliche Beamte 
(8 80 1. c.). Bergl. ſtonkordat Urt. XIV. 


“ Das Reichsſtrafgeſetzbuch Hat den „zum Gottesdienfte beſtimmten Ge⸗ 
bäuben“ lan alſo auch denjenigen der PBrivatlirchengejellichaften, einen er- 
höhten Rechtsſchutz gewährt. 

Siehe 8 248 Abſ. 1 Ziff. 1 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. (einfacher Kirchen- 
biebftahl ift Verbrechen). 
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3 30. Die zur eier ihres Gottesdienftes und zum Religlons- 
Unterrichte beftellten Perfonen genießen die Rechte und Achtung öffent 
licher Beamten.) 

& 00 *. Ihr Eigentum ſteht unter dem beſondern Schutze des 
taats. 

8 32. Eine Religions-Geſellſchaft, welche bie Rechte öffentlich 
aufgenommener —— aften bei ihrer Genehmigung nicht erhalten 
bat, wird nicht als eine öffentliche Korporation, ſondern als eine Privat- 
geſellſchaft gerätet..) 

33. Es ift derfelben die freie Ausübung ihres Privat-Gotteg- 
bienfte3 gejtattet.) 

534. Bu bieler gehört bie Anftellun gottesbienftlicher Zuſammen⸗ 
fünfte in gewiſſen dazu beſtimmten Gebäuden, und die Ausübung der 
ihren Religions» Grunbjägen gemäßen Gebräuche jowohl in dieſen Zu- 
fommenfünften, als in den Privatwohnungen der Mitglieder. 

8 35. Den Privat» Kirchengejellihaften ift aber nicht geftattet, 
fi) der Gloden?‘) oder fonftiger Auszeichnungen zu bebienen, welche 
Geſetze oder Gewohnheit den öffentlichen Kirchen angeeignet haben.?!) 

8 36. Die von ihnen zur eier ihrer Religionshanblungen be» 
ftellten Perfonen genießen als folche feiner beſondern Borzüge.’*) 

8 37. Die ihnen suftepenben weiteren Rechte müfjen nad) bem 
Inhalte ihrer Aufnahms-Urkunde bemeflen werben.’®) 


Rah 8 304 1. c. find „Gegenftände der Verehrung einer im Staate be» 
ftehenden Religiondgefellichaft oder Sadyen, die dem Gottesdienfte gewidmet find,“ 
bejonderd gegen Berhädigung geihübt, deögleichen wird Die ae eines 
zu gottesdienftlichen Berfammlungen beftimmten Gebäudes nad 8 306 Biff. 11. c. 
als Brandftiftung im Verbrechensgrade beitraft. 

15. Auguſt 1828 


6, . 
*.) Nach 8 2 des Hausfteuergejehes vom 19, Wai 1881 find von ber 


Hausſteuer befreit: „alle Staatögebäude, Kirchen 2.“ Hiezu kommt dann 
Art. 44 Abf. I Hiff. 2 der Gemeindeordnung: „Yu Umlagen fünnen nicht beige- 
gogen werden Gebäude und Grundſtücke, welche unmittelbar zu Zwecken des Staates, 
er Gemeinde, des Gottesdienſtes ıc. dienen zc.” 

*) Das Kirchen- bezw. Tirchliche Stiftungsvermögen wird unter befonderer 
ftaatlicher Aufficht verwaltet. Ä 

Näheres |. 8 200; ferner v. Seydel, Staatsrecht 8, 599 ff.: „das Örtliche 
Kirchenvermögen der öffentlichen Glaubensgeſellſchaften.“ 

Bergl. Konkordat Art. VIH. 

e) Die Brivatlirchengefellichaften find nur zur Ausübung von Privat⸗ 
gottedbienft berechtigt, welcher in feiner Weife in die Deffentlichleit treten darf. 

arum kann ihnen auch nicht der Gebrauch der Sloden geftattet werden. 

) Was durch die Berfafiung als fpezielles Vorrecht ber Öffentlichen 
Kirchengefellichaften bezeichnet ift, Darf auch durch beiondere Genehmigung (bezw. 
durch die betr. Aufnahmsurkunde) den Privatgejellichaften nicht gewährt werben. 
Vergl. weiter Anm. 73. 

) Im Gegenfate hiezu beftimmt 830, baß die Geiftlichen der öffentlichen 
Kirchengejellichaften die Rechte und Achtung öffentlicher Beamten genießen. 

’*) Vergl. hiezu Anm. 71. Dagegen fann den Privatreligionsgejellichaften 
aber auch durch die Aufnahmsurkunde kein Recht vorenthalten werden, welches 
ihnen durch die Verfaffung garantiert ift. 
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5 38. Jeder genehmigten Privat- oder öffentlichen Kirchen-Gefell- 

Fat ommt unter ber oberjten Staats » Aufficht nach den im III. Abs 

nitte enthaltenen Beftimmungen die Derugnis u, nach der gounel und 
er von der Staatögewalt anerlannten erfaffung ihrer Kirche, alle 

inneren Stirchenangelegenheiten”t‘) anzuorbnen. 
Dahin Cer die Gegenſtaͤnde: 

er Glaubenslehre, 75) 

. der Form und Teier des Gottesdienftes, 7°) 

. der geiftlichen Amtsführung, 

. des religidjen Bollzunterrichts, 77) 

. der Kirchendisziplin, 78) 

. der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 7°* ) 

. der Einweihung der zum Gottesbienfte gewibmeten Gebäude und 

ber Kirchhöfe, 

. ber Ausübung ber Gerichtsbarfeit?9) in rein geiftlichen Sachen; 
nämlich des Gewifſſens oder ber eülung der Religiond« und 
Kirchen- Pflichten einer Kirche, na ihren Dogmen, fymbolifchen 
Büchern und darauf gegründeten Berfafjung. 


129 Die in 8 88 aufgezählten „inneren Sirchenangelegenheiten* find teils 
rein geiftlicher Natur, teil beziehen fie fich auf innere Angelegenheiten ber Kirchen⸗ 
ejellichaft,; zu den erfteren gehören die @egenftände der Glaubenslehre, der 
Form und eier des Gottesdienftes, des religiöfen Volksunterrichtes und der Ein- 
nes der zum Gottesdienfte gemidmeten Gebäude und Kirchhöfe; alle anderen 
in 8 38 aufgeführten Gegenftände betreffen die Orbnung innerer gejellichaftlicher 
Aingelegenheien. 
ie Aufzählung des 8 38 ift eine erichöpfende; andere „innere Kirchen⸗ 
angelegenheiten” als die hier angeführten gibt es nicht. 

"») Siehe hiezu fpeziell die Beftimmung bed 8 42 ]. c. 

Bezüglih der a eiehne tritt jeboch die Beſchränkung ein, daß dem 
Könige nah 8 50 1. c. das oberite Wuffichtörecht zufteht und daß berfelbe daher 
nad 8 57 1, c. berechtigt ift, von bemjenigen, was in den Berjammlungen der 
Kirchengejellfchaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntnis zu nehmen, ferner daß 
na 58 1. c. Geſetze, Berordnungen oder fonftige Anordnungen der Kirchen⸗ 
gewalt ohne allerhöchſte Einfiht und Genehmigung (dad fogen. Plazet) nicht 
Le vollzogen werden dürfen. S. auch 88 52—56 I. c., ferner Anm. 92 
zu . © 

’"*) Jedoch kann nach 8 56 1. c. der Regent bei feierlihen Anläffen er 
die geiftlichen Behörden Bffentliche Gebete und Dankfeſte anordnen. Bergl. au 
Urt. XII lit. g des Konkordats. Weiter gehören nad 8 76 Abſ. 2 lit. a Die 
Anordnungen über ben äußeren @ottesbienft, deſſen Ort, Beit, Zahl zc. zu den 
Gegenftänden gemilchter Natur. 

’) Ueber Neligionsunterricht |. Urt. V Ubf. 4 und XII lit. e bes Kon- 
kordats; ferner Näheres 8 444 bei Volläichulunterricht und Lehrplänen; f. bort- 
felbft auch die einfchlägigen Enticheidungen und Abhandlungen. 

’*) Siehe Big Anm. 80 zu a: 89 1. c. 

220) Vergl. Konkordat Urt. XII lit. b. 

’») Berg. Hiezu 8 15 Abſ. 8 des Meichd-Ger.-Verf.-Bei.: „die Ausübung 
einer geiftlichen Gerichtsbarkeit in weltlichen angelegen been ift ohne bürgerliche 
Wirkung.” Died gilt insbefondere bei ie und Beriöbnisjachen. Hiezu 8 76 
des Perjonenftandögefeges: „An ftreitigen Ehe- und Verlobnisſachen find die bür- 
gerlichen Gerichte ausichließli zufänbie: Eine geiftliche oder eine durch die Zu⸗ 
gehörigkeit zu einem Glaubensbekenntnis bedingte Gerichtsbarkeit findet micht ſtatt.“ 

Vergl. Hiezu auch Art. XII lit. c des Konkordats, ferner Anm. 98. 
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8 39.50) Den kirchlichen Obern, Dorltehern oder ihren Repräfentanten 
kömmt demnach das allgemeine Recht der Aufficht mit den daraus hervor⸗ 
gehenden Wirkungen zu, bamit die Stirchengejeße befolgt, der Kultus biejen 
gemä aufrecht erhalten, der reine Geift der Religion und Sittlichkei 
ewahret, und deſſen Ausbreitung befördert werde. 

Der Anteil, welcher jedem einzelnen an diejer Aufficht zulömmt, 
wird durch feine Amtsvollmacht bejtimmt. 


8 40. Die Kirchengewalt übt das rein geiftlicde Korrektionsrecht 
nad geeigneten Stufen aus. 

8 41. Jedes Mitglied einer Kirchengefellichaft ift ſchuldig, Der 
darin eingeführten Kirchenzucht fich zu unterwerfen. 

5 42, Keine Kirchengewalt ift aber befugt, Glaubensgeſetze gegen 
ihre Dlitglieder mit äußerem Zwange geltend zu machen.®1) 


8 43. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen 
eine Verachtung des Gottesdienftes und der Religionsgebräuche zu erfennen 
eben, oder andere in ihrer Andacht ftören, jo iſt Die Kirchengefellidhaft 
efugt, dergleichen unmvürdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre Deriamane 
lungen zu verjagen. 
8 44. Die in dem Königreiche als öffentliche Korporationen aufe 
enommenen Kirchen find berechtigt, Eigentum zu efigen, und nad den 
ierüber bejtehenden Gejegen auch fünftig zu erwerben.®2) 8%) 


*) Die 88 39 bis 43 1. c., beögleichen 8 71 1. c. treffen Die näheren Be- 
ftimmungen über die Ausübung der Kirchendisziplin. 

Vergl. hiezu au Art. XII lit. d des Konkordats über Kirchendisziplin 
gegen Geiftliche und Gläubige, ferner Konkordat Art. V Ubi. 4. 

Für Zwecke der Seeljorge darf jedoch „die Anwendung weltlichen Zwanges“ 
„ohne befondere Ermächtigung” nicht ftattfinden. ©. hiezu Min.-E. vom 8. Juni 
1854 „bie Vorladung von Parochianen vor ihre Seeljorger betr.“ (Web. 4, 636), 
ferner vergl. Min.-E. vom 19. Oktober 1831 „bie Disziplinarunterfuchung gegen 
den Pfarrer N. zu N.” (Web.2, 565). ©. aud 8 71 und 8 42 der 2. Berf.-Beil. 

ei) Siehe vorftehende Anm. 80, ferner 8 71 1. c. unb Tit. IV 8 9 Wbf. 1 
der Berf.-Urf. 


en du dieſen Geſetzen gehören auch die ſogen Amortiſationsgeſetze. 
Siehe Mandat vom 19. Auguſt 1701 nebſt dem einſchlägigen Amortiſation 
8 1, 2 f. und Anm. * hiezu), ferner vom 13. Dftober 1764 (Web. 1, 6 f.). 

ad dem Inhalt der fogen. Umortijationdgejege follen von Kirchen, geiſtlichen 
Anftalten und Korporationen Immobilien ohne landesherrliche Genehmigung nicht 
erworben werden können; auch follen denjelben Schenkungen über eine befti 
Summe hinaus ohne Fönigliche gneymigans nicht gemacht werden. Bezüglich 
der immer nod) gegebenen Giltigleit der Amortiſationsgeſetze ſ. obigen Bee der 
2. Berf.-Beil.; ferner 8 34 Ubi. 3 der Form.Verordn. vom 17. Dezember 1826 
(Web. 3, 290); allerh. Entichl. vom 16. Juni 1836 (Web. 8, 64); Verordn. vom 
27. Februar 1847 8 5 Ziff. 4 (Web. 8, 659) „Die oberfte Leitung der Kirchen- 
und Schulangelegenheiten betr.““ Min.-E. vom 4. Mai 1869 b. 8, 127): 
„Vollzug der Amortiſationsgeſetze betr.”; Erf. des D.-A.-G. vom 15. September 
und 18. Juni 1856 (BI. für R.A. 92, 431 und 96, 362). 

Erweiterungen, Zuſätze und Erflärungen haben bie obengenannten Jogen. 
Amortifationdgejege von 1701 und 1764 erhalten durch die bei Web. 1,2 Anm. * 
Abſ. 2 aufgeführten Mandate vom 16. September 1730 (Web. 1, 4) „einfchichtige 
Güter betr.“ ; 12. Januar und 30. Juni 1759 (Web. 1, 4 und 5); 16. — 
1760 (Web. 1, 5); 10. Mai 1765 (Web. 1, 8); 4. Februar 1768 und vom 


a 
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8 45. Die GEigentumsfähigkeit der nicht öffentlichen Kirchengeſell⸗ 
aften wird nach ihrer Aufnahmsurkunde, oder wenn in biejer darüber 
nichts fejtgeftellt ift, nach den Rechten ber Privatgefellichaften bejtimmt.st) 


8 46. Allen Religionsteilen ohne Ausnahme ift dasjenige, was 
fi an Eigentum gefehmähig befiten, es jei für den Kultus oder für 
en Unterricht bejtimmt, es beftehe in liegenden Gütern, Rechten, Kapi⸗ 
talien, barem Gelde, Pretiofen, oder fonjtigen bewenlichen Sachen durd) 
den 8 9 im IV. Titel der Verfaſſungsurkunde des Reichs garantiert. 


8 47. Das Kirchenvermögen darf unter feinem Vorwande zum 
Staatövermögen eingezogen und in der Subjtanz zum Beften eines andern 
als des beitimmten ——— ohne Zuſtimmung der Beteiligten, 
und ſoferne es allgemeine Stiftungen betrifft, ohne Zuſtimmung der 
Stände nicht veräußert oder verivendet twerden.8°) 


48,5%) Wenn bei bemfelben in einzelnen Gemeinden, nad) hin⸗ 
länglicher Dedung der Sotal-Rirchen-Bebürfnitfe, Ueberſchüſſe fich ergeben, 


7. Auguft 1769 (Web. 1, 10); 23, April 1792 und vom 14. November 1793 
(Web. 1, 37); 23. Dezember 1794 (Web. 1, 39); 4. September 1799 „Erläu- 
terungen über die WUmortifationdgejege betr.” (Web. 1, 44); 12. März 1800 (eb. 
1, 48) und 27. April 1807 Ziff. 3 (Web. 1, 137). 

Auch dad Mandat vom 9. Februar 1787 „Berbot der Stiftungen außer 
Landes betr." (Web. 1, 34, nebft der daſelbſt genannten Belanntmadhung vom 
10. Rovember 1811) Tann Ep: gerechnet werden. 

Nah 8 5 Nr. I Ziff. 4 der Verordn, vom 27. Yebruar 1847 „bie oberfte 
Zeitung der Kirchen» und Schulangelegenheiten” (Web. 3, 660), ferner Berorbn. 
vom 16. März 1849 gleichen Betreff (Web. 4, 27) gehört die Handhabung der 
Umortifationggejege, Ypeziell die Erteilung ber Tanbeaherrlichen Genehmigungen 
bezw. Befreiungen nach Maßgabe diejer Geſetze, zur Zuftänbigfeit des Fgl. Staats⸗ 
minifteriums für Kirchen- und Schulangelegenheiten. 

Giehe Hiezu Art. 86 des Einf.⸗Geſ. zum bürgerl. Geſetzbuch. 

Näheres über Amorkijationd ejege j. unten 8 201. 

Vergl. auch Art. VIIL des Konfordats. 


**) Die drei Öffentlichen Religionsgeſellſchaften befiten als öffentliche Kor- 
porationen die juriftifche Perſonlichkeit. 
Siehe hiezu dv. Seyd., Staatsreht Bd. 3 ©. 599 ff.: „da3 örtliche Kirchen- 
vermögen ber öffentlichen Glaubensgeſellſchaften.“ 
Vergl. ferner 8 89 des bürgerl. Geſetzbuches, ſowie Art. 168 des Einf.Geſ. 
zu bemfelben. 


*) Den Brivatlicchengejellichaften ift alfo die juriftiiche Berjönlichleit durch 
bie Berfafjung nicht verliehen. 


°®) Siehe hiezu 8 10 Tit. IV, auf Tit. VII 8 17 ber Verf.Urk.; ferner 
Art. 67 der rechtörhein. Gemeindeordnung. 
(Siehe Anm. 68, oben ©. 486 f. bei Tit. IV 8 10.) 


) Bu den 88 48 und 49 1. c. find durch die Min.⸗E. vom 24. Upril 
1857 „Vollzug der 88 48 und 49 der 2. Verf.Beil. betr.” eingehende Inſtruk⸗ 
tionen erlaffen worden (Web. 5, 47 ff.). 

Diejelben behandeln: 

1) die Sorge für die Erhaltung und wirtfhaftlihe Behandlung des Kirchen» 

iftungsvermögens; 
2) die Rentenüberſchüſſe und deren Verwendung; 
3) die Geſchäftsbehandlung im allgemeinen. 
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b ollen diefe zum Beſten des nämlichen Religionsteils nad folgenben 
eftimmungen bverivendet werden: 
| a. aut Erhaltung oder abieberherftelung der Kirchen und geift- 
ichen Gebäude in andern Gemeinden, die dafür fein hinreichendes 
eigenes Vermögen befiben 
b. zur Ergänzung bes Unterhalts einzelner Kirchendiener, oder 
c. zur Yunbation neuer notwendiger Pfarritellen ; 
d. zur Unterjtüßung geiftlicher Bildungsanftalten; 
e. zu Unterhalt3= Beiträgen der durch Alter ober Krankheit zum 
Ricchenbienft unfähig gewordenen geiftlicden PBerfonen. 


8 49. Sinfofern für diefe Zwede vom Kirchen-Bermögen nach einer 
pollftändigen Erwägung etwas entbehrt werben fann, wird vieler Ueber- 
ſchuß im Einverftändniffe mit der betreffenden geiftlichen Oberbehörbe 
vorzüglich zur Ergänzung von Schul-Anjtalten, dann der Armenftiftungen 
(wohin auch jene der Krankenpflege zu rechnen find) verwendet werben. 


III. Abfgnitt, 


Berhältuiffe der im Staate aufgenommenen Kirchen-Geſellſchaften 
zur GStaatögewalt. ?7) 


Erſtes Kapitel, 
In Religions und Kirhenjaden. 


8 50,3%) Seine Majeftät der König haben in mehreren Verord- 
nungen Ihren ernitlichen Willen ausgeſprochen, daß bie geiftliche Gewalt 


Bezüglich der Gebührenfreiheit von Duittungen und Beicheinigungen über 
Konkurrenzbeiträge einer kirchlichen Stiftung an eine andere |. Art. 236 (233) 


guf 1844 „bie Konkurrenz ber 
ed Lyzeums zu Eichftätt betr.” 


*) Hiezu vergl. bie höchſtlandesherrl. Verordn. vom 7. Mai 1804 „die 
Berhältniffe zur geiftlichen Gewalt betr.” (Web. 1, 88 f.). 


°*, Zu 88 50-52: Den im Staate aufgenommenen Sirchengefellichaften ift 
durch die Berfaflung wohl der ftaatliche Schuß, ſowie die völlige freie eigene Drb- 
nung ihrer inneren Ungelegenheiten, d. 5. der Religions- und Rirhenjahen ge⸗ 
waͤhrleiſtet; doch hat ſich der Staat einerſeits fein ea vorbehalten und 

emährt andrerjeitö feinen Schu nur dann, wenn die geiftliche Gewalt fid, inner- 
—* er von der Verfaſſung gezogenen Grenzen beiwegt. 

Die Ueberſchreitung biefer Grenzen würde ald Verlegung ber Berfaffung 
ericheinen. Als ganz bejonders einzuhaltende Beftimmungen find bie Vorſchriften 
des 8 42 (Rihtanwendung von äußerem Zwang in Glaubensſachen), 8 58 (Gr- 
bolung bes !gl. Plazet3 zum Erlaß von Geſetzen, Verordnungen oder fonfligen 
Anordnungen der Kirchengewalt), der 88 76 und 77 (Mitwirkung des Staates 
beim Erlaß von Anordnungen ꝛc. in Sachen gemifchter Ratur) zu —8 — 

Der 8 51 1. c. gewährt ber Kirchengewalt als ſolcher das Recht, ben 
Schuß ber Staatögewalt gegen jede Ser Tekung der Rechte und Gelee der Fi 
verlangen zu konnen, joferne und jomweit diefe Rechte von der Berfafjung garantiert, 
bezw. biefe Geſetze in verfaffungsmäßiger Yorm ergangen unb demgemäß ftaatlid 
anzuerkennen find. (Schub ber geiftlichen @ewalt.) 
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in ihrem eigentlichen Wirkungskreiſe nie gedemmt werben, und bie fönig- 
liche weltliche Regierung in rein geijtliche Gegenſtände des Gewiſſens und 
der eligionslehre fi nicht einmiſchen folle, als inſoweit das Tönigliche 
oberfie Schutz⸗ oder Auffichtsrecht dabei eintritt. Die königlichen Landes⸗ 
ftellen werben wiederholt zur genauen Befolgung berfelben angewiefen. 

8 51. So lange demnach bie Kirchen» Gewalt die Grenzen ihres 
eigentlichen Wirkungskreiſes nicht überfchreitet, kann biejelbe gegen jede 
ung ihrer Rechte und Geſetze den Schuß der Staatsgewalt anrufen, 
der ihr von den Töniglichen einjchlägigen Lanbesitellen nicht verjagt 
werden bar]. 88.) 

8 52, Es fteht aber auch ben Genofſen einer Sirchengefellichaft, 
welche durch Frag ber geiftlichen Gewalt gegen die feftgejehte 
Ordnung) beſchwert werden, die Befugnis zu, bagegen den Löniglichen 
landesfürftlihen Schuß anzurufen. 

8 53. Ein folder Rekurs gegen einen Mißbrauch der geiftlichen 
Gewalt kann entweder bei der eins Lay en Regierungs- Behörde, welche 
darüber alsbald Bericht an das könig Ir Staatsmintfterium des Innern 
zu erftatten hat, oder bei Seiner Majeftät bem Könige unmittelbar an- 
gebracht werben.89*) 


8 54. Die angebrachten Beichwerben wird das königliche Staats⸗ 
minifterium bes Innern) unterfuchen laffen, und, eilige Fälle ausge- 
nommen, nur nad) Bernehmung der betreffenden geiftlichen Behörde, das 
Geeignete darauf verfügen. 


3 55. Der Regent kann bei feierlichen Anläffen in den verfchie- 
denen Kirchen Seines Staates durch die geiftlicden Behörden öffentliche 
Gebete und Dankfefte anordnen. 1) 


un 


Dagegen behandelt 8 521. c. das a anf ben ftaatlichen Schub, welchen 
bie einzelnen Mitglieber der verichiebenen Sirchengefellichaften anrufen Tönnen, 
wenn fie durch bie geifliche Gewalt, beziv. durch allgemeine ober jpezielle An⸗ 
orbnungen, Berfügungen oder fonftige Handlungen derjelben, welche der im Staate 
giltigen Rechtsordnung ober auch der zu Recht beftehenden Ordnung der inneren 

ngelegenheiten ber betr. Kirchengeſellſchaft widerjprechen, beichwert werben. (Schuß 
egen die geiſtliche Gewalt oder recursus ab abuau.) Dielen Schuß gewährt 
ie Staatöregierung, indem diesbezügliche Beſchwerden in ber Regel durch das 
fgl. Staatöminifterium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten verbe- 
ichieden werden. (Vergl. biezu 8 58 1. c.) 

*“.) Bergl. biezu bayer. Gemeindezeitung 2. Jahrg. 1892 ©. 223/224, 
S. 260 und 344 f. „Ausübung der Hausordnung in Birden und bei Gottes- 
dienften”. 

**) Unter „feſtgeſetzte Orbnung” find einerſeits diejenigen Rechtsnormen zu 
verfteßen welche all — für jeden bindend im Staate find, andrerfeit3 auch 
die für die betr. Kirchengefellichaft und ihre Mitglieder ſpeziell gegebenen rechts⸗ 
giltigen Anordnungen oder Borfchriften und in Ienterer esiehung insbeſondere 
auch diejenigen, welche die inneren — ſowohl rein geiſtlichen als geſellſchaftlichen — 
Angelegenheiten der betr. Religionsgenoſſenſchaft ordnen. 

ee) Dieſe Beſchwerden find entweder bei ben kgl. ———— K. d. 
J., oder beim kgl. Kultusminifterium ober auch direkt beim Könige anzubringen. 

**) Jetzt das kgl. Staatsminifterium bed Innern für Kicchen- und Schul» 
angelegenbeiten. 

») Bergl. Unm. 76, ferner Art. XII lit. g des Konlordat3. 

VBohl, Sandiud. L 85 
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8 56. Auch ift Derfelbe befugt, wenn Gr wahrnimmt, daß bei 
einer Kirchen⸗Geſellſchaft Spaltungen, Unordnungen oder Mißbräuche ein- 
gerijjen find, zur Wiederherftellung der Einigkeit und kirchlichen Orb 
unter Seinem Schuße Richen-Berfammlun en zu veranlafjen, ohne iedo 
in Gegenftände der Religionslehre Sich felbft einzumijchen. 


8 57. Da die hoheitlicde Oberauffiht über alle innerhalb ber 
Grenzen bes Staates vorfallenden Handlungen, Ereigniffe und Berbätt- 
niffe fich eritredt, fo ift die Staatsgewalt berechtigt, von demjenigen, was 
in den DBerfammlungen ber Klirchen=Befellfchaften gelehrt und verhandelt 
wird, Kenntnis einzuziehen.?1*) 


8 58.92) Hiernach dürfen feine Belehe, Verordnungen oder jonftige 
Anordnungen der Kirchen=- Gewalt nach den hierüber in ben köntglichen 
Banden jchon Längft beftehenden General-DMandaten ohne allerhöchite Ein- 
fiht und Genehmigung publiziert und vollzogen werden. Die getftlichen 
Obrigkeiten find gehalten, nachdem fie die königliche Genehmigung zur 
Bublilation (Plazet) erhalten haben, im Gingange ber Pualreidungen 
ge Berordnungen von derjelben jederzeit ausdrücklich äbnung 
zu thun. 


Bezüglich eined angeordneten Trauergeläutes jehe Enticheibung bed Verw 
Ger.Hofes vom 17. Yebruar 1888, oben 8 87 ©. 134 Anm. 7; ferner Entidh. 
des Verw.-Ger.-Hofed vom 28. Dezember 1891 Bd. 18, 334: „Der von ber 
Kirchenvorſtandſchaft mit der Bornahme des Trauergeläuted betraute Kirchendiener 
kann fich desfelben nicht ſchlechthin entichlagen, ift bagegen im allgemeinen als be- 
rechtigt zu erachten, für bie ihm übertragene Leiftung eine Bergütung aus Kirchen⸗ 
Riftungsmitteln zu beanfpruchen.” 

Die Frage, in welchem Betrage eine folche Vergütung jeweils zu leiften 
fei, bildet, wenn fie im Rahmen eines Werwaltungsftreites nach Art. 10 Biff. 33 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. auftaucht, eine ber lebtinftanziellen Würdigung des 
Berwaltungsgerichtähofes unterftellte Thatfrage, welche an fich unter 
tigung aller konkreten perjönlichen und örtlichen Verhältniſſe zu beurteilen if. 


ta) Bergl. Anm. 75. 


» Durch die Beitimmung bes 8 58 1. c. foll der Staatöregierung bie 
Möglichkeit geboten werden, von allen hier einichlägigen „Geſetzen, Berorbnungen 
oder fonftigen Anordnungen der Slirchengewalt“ vor deren Erlaß Kenntnis zu er- 
langen und fie auf ihre geieh- und bezw. verfaffungsmäßige Suläifigteit u prüfen, 
um auf diefe Weife in den Stand geſetzt zu werden, überhaupt bie eröfrentlichung 
von Geſetzen 2c., welche mit ber Berfafjung nicht im Einflange flehen, indern 
und in foldher Art gleich von vorneherein die allgemeinen ftaatlidhen In en ben 
Kirchengefellichaften gegenüber wahren zu lönnen. — Das Plazet erftredt ſich auf 
alle Tirchlichen Ungelegenheiten, ganz beſonders auch auf Anordnungen über innere 
firchliche Angelegenheiten, und erfcheint fonach getwifiermaßen al3 eine durch bie 
eerfaflung feipft (Tit. IV 8 9 Abi. 5) ftatuierte Ausnahme von der Regel, ba 
fih der Staat in bie inneren Kirchenangelegenheiten nicht einmiichen fo 

Ueber das Plazet vergl. folgende Beſtimmungen: 

a. 3 4 der geiltl. Ratsordnung vom 16. Auguſt 1770 (Web. 1, 22); 

b. Belanntmadhung vom 18. Februar 1804 (Web. 1, 87): „die ohne Bei- 

fat der landesherrl. Betätigung erichienenen —— — 

c. Ziff. I der Verordn. vom 7. Mai 1804 (Web. 1, 89): „die Verhäaltniſſe 

r geiftlichen ®ewalt“ ; 
der geiftlichen Gewalt“ 
d. RS 66-68 des Neligionsedilts vom 24. März 1809 (Web. 1, 282); 
e. Tit. IV 8 9 Abſ. 5 ber Berf.-Uxf.; 
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8 59. Ausfchreiben der geiftlichen Behörden, bie ſich bloß auf 
bie ihnen untergeordnete Geige een und aus genehmigten all- 
gemeinen Verordnungen hervorgehen, bebürfen feiner neuen Genehmigung. 


8 60. Die Ausübung der geiftlihen Gerichtsbarkeit) Lömmt 
zwar nach 8 38 lit. h ber Klirchengewalt zu; die dafür angeorbneten @e- 
richte, fowie ihre Verfafſung müflen aber vor ihrer Einführung von dem 
Könige bejtätiget werden. Auch follen die einfchlägigen Töniglichen 
Bandesftellen aufmerkfam fein, damit die föniglichen Unterthanen von den 
geiftlichen Stellen nicht mit geſetzwidrigen Gebühren?®*) beichwert, oder 
in ihren Angelegenheiten auf eine für fie Läftige Art aufgehalten werben. 


8 61. Die vorgeichriebenen Genehmigungen lönnen nur von dem 
Könige ſelbſt mittelft des königlichen Staats-Minijteriums des Innern %) 
erteilt werden, an welches die zu publizierenden kirchlichen Geſetze und 
——— en eingeſendet und ſonſtige Anordnungen ausführlich angezeigt 
werden müllen. 


— — — — 


f. Min.E. vom 20. Sanuar 1823: Placetum regium (Web. 2, 131), 


11. Dezember 1843: Placet —* 8, 526), 

21. Dezember 1844: die Faſtendispenſe Rn de⸗ k. Arilitär 
ed. 8, ⸗ 

3 Entihl. „ 23. Januar 1845: Placetum regium (Web.$,573 1.574), 

Mine. „ 12. Februar 1849: Placet (Web. d, 20). 

Weiteres über das Placet |. unten 8 222 und ER 

Siehe v. Seydel 8, 543 ff. Bergl. auch Art. XII lit. e des Konforbats. 


». Serbftve apdlich rann ſich ſolche nur auf rein geiſtliche Sachen be⸗ 
iehen. Ver it. h I. c. 
sieh Diet Serichtöbnfeit ftehen auch keine weltlichen oder äußeren Zwangs⸗ 
mittel zu, jonbern nur moralifche. nerpl. 88 42 und TIL ce. 

Siehe ferner oben bei Anm. 79 8 15 Abſ. 8 des Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗ 
Geſetzes, ferner 8 76 des Perjonenftanbögefeged und 60 und 69, fowie 64d 
der 2. Berf.-Beilage. Vergl. auch Urt. XII lit. c des Konlordats. 


a) Gebühren (jogen. Taxen für päpftliche Dispenfen) finden —— m 
in der Min.-E. vom 25. März 1841 „Rommunilation der bayer. Biſchöfe mit 
dem apoftolifchen Stuhle betr.” (Web. $, 372), vielmehr in der im Bollzuge biefer 
Min.-E. vom 25. März ergangenen Min.-E, vom 29. März 1844 gleichen Betr. 
(ee . 8, 372 Unm. *), ferner in der Min.-E. vom 25. November 1841 gleichen 

. (Beb. 8, 387) und in ben dafelbft in Anm. **) angeführten weiteren Enſchl., 
befonders der allerh. Entichl. vom 16. November 1821. 


*), Staatöminifterium bed Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten. 
35* 


n „ 14. Februar 1824: n „ (eb. 23, 206), 
n „ 27. Yuni 1824: n n„ (Web. 2, 218), 
n „ 19. Juli 1824: „ n (Web. 3, 214), 
n „ 24. Sanuar 1826: n n (Web. 3, 338), 
n „ 16. Mai 1826: „ „ (Web. 2, 348), 
n n 29. November 186: „ „ (Meb. 3, 866), 
" „ 17. September 1829: Placetum, Grenzen gei L Gewalt 

ed. 2 ⸗ 
„ „ 30. September 1829: " (Web. 2, 18) 
n „ 14. Dezember 1829: „ (Web. 2%, 485), 
" „ 21. September 1882: „ (Web. 2, 3 
n 27. März 1888: b. 2 
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Bweites Kapitel. 
In ihren bürgerliden Handlungen und Beziehungen. 


8 62, Die Religiong- und Kirchen⸗Geſellſchaften müflen fich in 
Angelegenheiten, die fie mit anderen bürgerlichen Geſellſchaften gemein 
haben, nad) ben Geſetzen des Staats richten.?5) 

63. Dielen Geſetzen find in ihren bürgerlichen Beziehungen 
(enoit ie Obern ber Kirche als einzelne Mitglieder derjelben auf — 8 
rt unterworfen.?°) 
64. Zur Befeitigung aller künftigen Anftände werden nad 
ſolchen Begiekungen ala we Hide Begenftände erklärt: 
a. alle Verträge und letztwillige Dispofitionen der Geiftlichen;; 
b. alle Beftimmungen über liegende Güter zc., fahrende Habe, 
Nutzung, Renten, ned: ber Kirchen und Eirchlichen Perfonen ; 25) 

c. Verordnungen und enntnifje über Verbrechen unb Strafen 

ber Geiftliden, welche auf ihre bürgerlichen Rechte einen Ein- 


flu ae en ;?7) 

d. ao eſetze, ne fie den bürgerliden Vertrag und beffen 

irtungen betreffen ;*%) 

e. Privilegien, Dispenfationen, Jmmunitäten, Eremtionen zum Beften 
anzer east Ihaften, einzelner Gemeinden ober Geſell⸗ 
chafts⸗Genofſen, oder der dem Religionsdienfte getwidmeten 
brne infoferne fie politiſche oder bürgerliche Verhältniffe 
erühren; 

f. allgemeine Normen über die Verbindlichkeit zur Erbauung und 
Erhaltung der Kirchen und geiftlichen Gebäude ;) 

g. Beitimmungen über die Zulafjung zu Sirchenpfründen ; 100) 


8) Vergl. hiezu 88 65 und 66 I. c. und Tit. IV 8 9 Ubf. 6 der Berf.- 
Urf., auch Urt. XI 1. c. des Konforbats, 

»0) Hieher gehört auch bie Feſtſtellung der Stolgebühren, welche durch bie 
ſtaatlichen Behörden erfolgt. 

—— hiezu Min.E. vom 19. Dezember 1839 „bie Stoigebühren der 
proteftant. Borftadtpfarreien von Nürnberg betr.“ (Web. 8, 826 die daſelbſt 
in Anm. * angeführten Beftimmungen). 

7) Vergl. hiezu Ziff. II der Verordn. vom 7. Mai 1804 „bie Berhältifie 
ber geifttigen Geimarı betr.” (Web. 1, 89), auch 8 38e ber 2. Berf.-Beilage, feruer 
Art. XII lit, d bes Konlorbats. 

) Bergl. biezu Ri 39—41 bes Perſonenſtandsgeſezes vom 6. Februar 
1875 (Web. 10, 574). Unten 8 241. 

”, Hiezu fiehe dad Mandat vom 4. Dfltober 1770 „In puncto ooncur- 
rentise zu ben Kirchen und Pfarrhöfen“ (Web. 1, 10 und Anm. *** bafelbft, 
bezw. bie in dieſer Anm. angeführten Beftimmungen). 

Näheres |. 8 208. 


00, Vergl. Verorbn. vom 28. September 1854 (Web. 4, 648 f.) über die 
Konkursprüfung der Zatholiihen Pfarr- und Predigtamtslandidaten, hiezu 
Ziff. 8 der Min.-E, vom 8. April 1862 (eb. 4, 880); 

ferner Verordn. vom 27. Oktober 1820 „die neue Rebaltion der Beför- 
ee Drug der proteftautifchen Geiftlichen betr.” (Web. 2, 51 und Anm. 1 

a . 
Siehe Hiezu auch Art. XI des Konlorbats. 


N 
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h. Vorſchriften über die Einrichtung ber Kirchenliften als Quellen 
der Bevölkerungs⸗Verzeichniſſe, als Regiſter des Civilſtandes 
und über die Legalität ber pfarrlichen Dokumente!) 


8 65. Sn allen dieſen Gegenftänden kömmt ber Staatsgewalt 
allein die Geſetzgebung und Berichtäbarteit zu. 


8 66. Hiernach find alle Beiftlichen in bürgerlichen Perjonal- 
Klagefachen, in allen aus bürgerlichen Kontrakten FA enden Streit 
laden, in den Verhandlungen über ihre VBerlaffenfchaften zc. einzig den 
weltlichen Gerichten untergeben. 


8 67. —ım 


5 68. Bei Sterbfällen ber Geiftlichen joll darauf Rücdficht ges 
nommen werden, daß die hen Verrichtungen, wenn ber Berftorbene 
dergleichen verjehen hat, nicht gehemmt werben; alles, was darauf Bezug 

at und zum Gottesbdienfte gehört, als heilige Gefäße zr. joll von der 

perre ausgenommen und mittelft Verzeichniffes entweder dem Nachfol er 
im Benefizium ſogleich verabfolgt oder andern fichern Händen einſtweilen 
übergeben werden, wenn nicht zu ihrer Uebernahme ein Abgeordneter der 
? iftlichen Behörde fich einfinbet, welche au biefem Ende von dem welt- 
ichen Richter bei jedem Sterbefalle eines Im Benefizium ftehenden Geift- 
lichen davon in Kenntnis zu jeßen ift. 10) 


8 69. Die Kriminalgerichtsbarleit auch über Geiftliche kömmt 
nur den einjchlägigen Löniglichen weltlichen Gerichten zu. 


8 70, Dieſe follen aber bie ein{&lägige geiftliche Behörde jeder. 
zeit. von dem ssefolge ber Unterſuchung in Kenntnis ſetzen, um auch von 
ihrer Seite gegen die Perfon des Verbrecher in Beziehung auf feine 
geiftliden Verhältniffe das Geeignete darnach verfügen zu können. 1%) 

8 71. Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend ein Einfluß 
auf das gefellichaftliche Veben und die bürgerlichen DVerhältniffe, ohne 
Einwilligung ber Staatsgewalt im Staate gejtattet.!05) 

8 72, Das Verfahren ber weltlichen Gerichte in Gegenftänben, 
welche nad) den obigen Beltimmungen zu heer Gerichtsbarkeit gehören, 
darf durch die Einſchreitungen geiſtlicher Stellen weder unterbrochen, noch 
aufgehoben werden. 





m, Die diesbezügl. Vorſchriften find nunmehr im Perſonenſtandsgeſetz 
vom 6. Februar 1875 enthalten. S. hierüber 88 241 und 244. 

Bergl. auch Verordn. vom 81. Januar 1808 (Web. 1, 60) bezw. die bort- 
jelbft gemachten Bemerkungen. 

Die „Kirchenliften“ find jebt feine Givilftandsregifter mehr. 

2) Der den Geiftlichen durch biefen 8 67 eingeräumt geweſene jogen. be- 
freite Gerichtsſtand ift aufgehoben. ©. Tit. V 8 4 Biff. 3 und 8 5 ber Berf.- 
Ur. und oben ©. 489 Anm. 46. 

"*) Hiezu vergl. Berorbn. vom 12. Dezember 1809 „die Teſtameuts- 
Erelution bei Sterbefällen der @eiftlichen” (Web. 1, 319 f.); ferner Verordn. vom 
3. September 1814 „die in vorkommenden GSterbefällen Pen ontiiher Pfarrer 
vorzunehmende Verlaſſenſchafts⸗Verſieglung betr.” (Web. 1, 461). 

10%, Berg. Konlorbat Art. XII lit. d. 

m, Vergl. Hiezu 8 42 1 c. und Konlordat Urt. XII lit. c und d. 
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8 73. Die Kirchen und Geiftlichen können in Anjehung des ihnen 
zuftehenden Vermögens weder von unterthänigfeit, weder von Ge⸗ 
Be tebarkeil, noch von Öffentlichen Staatslaften 1%) irgend eine Befreiung 


8 7A. Alle älteren Befreiungen, bie hierüber mögen verliehen 
worden jein, werden als nichtig erklärt. 

8 75. Die Berwaltung bes Kirchenvermögens fiehet na ben 
üierübe t gegebenen Gefegen unter dem königlichen oberften Schuge und 
niglicder oberfter Aufficht. 19) 


Drittes Bapitel. 
Bei Gegenftänden gemiſchter Natur.1%) 


76, Unter Begenftänden gemijchter Ratur werben biejenigen 
verftanden, welche zwar geiſtlich find, aber die Religion nicht we me ich 
betreffen unb zugleich irgend eine —A auf den Staat und das 
weltlicht —328*— der Einwohner desſelben habe 
in 
a, alle Krönung über den äußern Gottesdienft, deffen Ort, 


Zeit, Zahl ꝛc.; 


un mmung wird jeb Ib aͤndlich di über 
die —* der Fer ber ir —— 5 —— — en und 
grunbhäde von Hausſteuer bezw. Bemrindeumiagen nicht berührt. ©. oben 
) Ueber „ba3 Finanzweſen ber Glaubengsgeſellſchaften“ ſiehe v. Seyd. 8, 


75 gilt in alei Wei öffextfi j 
Brunn 8 gilt in gleicher Weile für öffentliche wie für 


ber Bermaltung des Kirchenvermögens |. 8b. II 8 200. 
—* ſetz v. Sep. 5 6524 2 fi „die Verwaltung der Slaubensgefell- 
Ichaften” ſowie Bo. II 222; ferner vergl. über die Gegenftände ge 


milchter Ratur folgende —27 
a. game Ratdordnung vom Int 1779 (16. Arntemonat_ 1779: 


Berimmung en berjelben haben immer noch praftiiche Baar . 
b. Religiongedift vom 


würdigte Feiertage, über —* e, über Brube ü 
j. auch Min.E. a sen PR ri ee akt. 
über das Blodengeläute, über abgeſcha de —— über Erorcifieren, 
über Verkunden von Wundergeichichten, über bie fogen. ewige Anbetung 
und über die Feuerweihe), endlich 8 84 ber yorm.-Berorbn. vom 
17. Dezember 1826 über bie Zuftändigleit der Sreisregierung, Kammer 
bes Innern. 

29 Die Form und Beier bes Gottesdienſtes gehört dagegen nad) z 38 

abſ. 2 lit. b zu dem inneren angelegenbeiten res get i 

. des Berw.-Ger.-Hofes vom 12. Mai 1893 ®d. 14, 977 f.: „mod 

8 76a, 88 77 unb 78 dürfen insbefondere feine einfeitigen Anorbnungen 

der Lirchengewalt o ne twirtung ber weltlichen Obrigleit über den äußeren 

Gottesdienft, defien Ort, Zahl und Beit 2c. geichehen. Der einfeitigen Anord⸗ 

nung iſt rechtlich bie Henderung beftehender gottesbienftlicher Berhältwifie 
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b. Befchränfung ober, Aufhebung der nicht zu ben wejentlichen 
Zeilen des Kultus gehörigen Feierlichkeiten, Bro eifionen, Neben⸗ 
andachten, Zeremonien, Kreuzgänge und Bruderichaften ; 109“) 

c. Errichtung getftlicher Seel aften und fonftiger Inſtitute und 
Beitimmung ihrer Gelübde ; 110 

d. organtiche eftimmungen über geiftliche Bildungs, Verpflegungs- 
und GStrafanjtalten ; 111) 

e. Einteilung der Diözejen, Delanats- und Pfarr-Sprengel ;?11) 

f. alle Begenftände der Geſundheitspolizei, inſoweit dieſe Tirchliche 
Anftalten mit berühren.112) 


3 77. Bei dieſen Gegenſtaänden bürfen von ber Kirchengewalt 
ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit Leine einfeitigen Anorbrnungen 
geichehen. 118) 

8 78. Der Staatögewalt I die Befugnis zu, nicht nur bon 
allen Anordnungen über dieſe Begenjtände Einficht zu nehmen, jonbern 
auch durch eigene Verordnungen dabei alles basjenige zu hindern, was 
dem öffentliden Wohle nachteilig fein könnte. 1:4) 


grei zu achten, wenn durch die betr. firchenbehördliche Verfügung die Gottes⸗ 
ienftordnung einer Kirche und Sirchengemeinde befeitigt werden foll, mo fie zur 
eit der Cirkumſtription der Didzejen im Königreihe gemäß der Bulle Dei ac 
mini nostri vom 1. April 1818 bergebradhtermaßen bereitö in Hebung war 
und bei Erlaffung des angeführten Religions⸗Ediktes vom 26. Mai 1818 noch bie 
Norm der örtlichen Gottesdienfte bildete. — zc. ıc.” 

0a) Vergl. für Sreuzgänge, Bruberichaften ꝛc. vorftehenbe Anm. 108 
lit. b; ferner zu 8 76b bi? 8 78 1, c. die Art. V, VII und XII lit. f. g. des 
Konkordats. 

220) Vergl. Anm. 108; ferner unten 8 229, auch 8 286. 

iezu |. das Gefeh vom 4. Yuli 1872 „betr. den Orden der Geſellſchaft 
Sefu” (Web. 9, 462, nebft den bdajelbft in Anm. 1 lit. a und b genannten Be⸗ 
kanntmachungen des Reichskanzlers (Bundesratsbeſchl.) vom 5. Juli 1872 unb 
20. Mai 1873), ferner die Vollz⸗Vorſchr. zu dieſem Geſetz vom 6. September 
1872 (Web. 9, 583 f.), fpeziell beaaglich des collegium anicum in Nom 
die Min.-E. vom 29. Auguft 1873 (Web. 10, 112), endlich die Bekanntmachung 
des Bundesrat3 vom 18. Juli 1894 (Web. 23, 664) bezüglich der Nebemptoriften 
und der Priefter vom heiligen Geift. Näheres 8 229. 
a 1b Vversl. zu lit. d und e Konkordat Art. V Abſ. 8 und Art. XII 
it. du . 

Ueber Bor- und Ausbildung der Geiftlichen f. 88 228 und 282, desgl. 
über Bfarramtöfprengel, deren Bildung und Abänderung. 

‚12, Meber Beerbigungen, Anlegung 2c. von Begräbntspläßen ꝛc. fiehe unter 
Geſundheitspolizei 8 377. Bergl. auch Grill, „Leichen- und Begräbnispoligei“ 
(Schweiter’8 Verlag Münden 1897) 8 11 S. 23—25. 

118) Meber ben — „einſeitige Anordnung“ ſiehe die in Anm. 109 mit- 
geteilte Berw.-Ber.-Hofs-Entich. vom 12. Mai 1893 Bd. 14, 277 f. 

0, Hiezu |. Min.-E. vom 20. Zuni 1851 „die Abhaltung außerorbent- 
licher kirchlicher eierlichleiten” (Web. 4, 264) ferner Min.-E. vom 6. November 
1861 gleichen Betreffs (Web. 4, 801) über die Tragweite und bezw. Wuslegung 
der vorgen. Normativentſchl. vom 20. Juni 1851; 

ferner Kult.-Min.-E. vom 23. Juni 1851 „Abhaltung einer Bollamilfion 
durch die P. P. Redemptoriften” (Web. 4, 264 Anm. 1 lit. a, fowie die unter 
lit. b daſelbſt genannte Kult.-Min.-E. vom 5. Juni 1847, desgl. die unter lit. c 
angeführte im gleichen VBetreffe ergangene Kult.-Min.E. vom 17. April 1846); 
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8 79. Zu außerorbentlichen Eirchlichen Feierlichkeiten, beionbers. 
wenn pieletben an Werktagen gehalten werben wollen, muß allezeit Die 
fpezielle Tönigliche Bewilligung erholt werben. 115) 


IV. abſq; nitt. 
Bon bem Berbältnifie berjhiehener 3 Religions-Gefellichaften gegen 
einande 


Erſtes Kapitel, 
Allgemeine Staatspflidten der Kirhen gegen 
j einander. 


8 80. Die im Staate beitehenden Religions» Gefellichaften find 
fh mei) —* chſelſeitig gleiche Achtung ſchuldig; gegen deren Verſagung kann 
er tie ug aufgerufen werben, der nicht verweigert werden 
darf; dagegen I aber auch feiner eine Seilbfthilfe erlaubt. 


8 81. Jede Kirche kann für ihre Religiond-Danblungen von den 
Gliedern aller übrigen Religionsparteien volllommene Sicherheit gegen 
Störungen aller Art verlangen.t15*) 


8 82. Seine Kirchen⸗Geſellſchaft Tann verbindlich gemacht werden, 
an dem äußeren Bottesdienfte ber andern Anteil zu nehmen. Sein Reli- 
iongteil ift demnach ſchuldig, die befonderen Tyeiertage bes andern u 
Feiern, ſondern e8 ſoll ihm yei ſtehen an ſolchen Tagen gen ®e 
und feine Handtierung auszuüben, jedoch ohne Störung bes otteöbienftes 
des andern Teils, und ohne daß die Achtung babei verleht werde, welche 
nad 8 80 jebe Religions-Gefellichaft der andern bei usübung ihrer 
religiöfen Handlungen und Gebräuche ſchuldig 1ft.116) 


5 83. Der weltlichen Staatspolizei kömmt je: , infoweit, als 
bie Erhaltung ber öffentlichen Ruhe und Orbnung —* den berfcjiebenen 
Religionsparteien e8 erfordert, Vorfchriften für Außere Handlungen, 

nur zufä nur qufälfigen Bezug zum kirchlichen Zwecke haben, zu geben. 


hie Biff. 12 der Kult.-Min.-Entihl. vom 8. April 1862, Den 1 Bolkpg 
des Konkordats betr., (Web. 4, 381) und Abſchn. II Biff. 5 „Ber Kult.-Min.- 
Entſchl. vom 20. November 1873 gleichen Betreffs (Web. 10, 1 

Meber die Leitung geiftlicher en durch ansländifiie Geiſtliche |. 
Mint. vom 4. Dezeniber 1844 (eb 


10 Dies ; Bi die Normativ-Entihl. vom 20. Juni 1851 in vorftehenber 
Anm. 11 l. bejonders he die bei Seyd. 62 Anm. 48 ermäh 

Nin.-E. om 18. "Februar 1 [. Min.-E. vom 31. U uf —* ben 
Empfang der dad heilige Saframent je Firmung fpendenden Bilchöfe“ a 8, 
567), und Min.-E. vom 2. Juni 1887 gleichen Vetreifs (Web. 18, 358 

8a) Bergl. Hiegu 8 167 bes Reichs⸗Str.Geſ.⸗Buches; ferner Bayer 

Beitung 1892 ©. 828 „Störungen bes Gottesdienftes“ (Entich. des —ã* 
in Strafſachen ED. 17, "316). ©. auch unten 8 239. 

Hiezu S. die Verordn. vom 21. Mai 1897 „die eier der Sonn. und 
geftage tr." el ⸗und Berorbn.-Bl. 1897 S. 197 ff.; mit $ 366 Biff. 
Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗Buches und an. „a 2 ZU 6 des Bol. ‚Str. Geſ. ⸗Buches. ©. 

8 322, ferner oben ©. 485 f. A 
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8 84.117) Religionsverwandte einer öffentlich aufgenommenen 
Kirche, welche keine eigene Gemeinde bilden, Tönnen fich zu einer ent 
fernten Gemeinde ihres Blaubene innerhalb der Grenzen bes Reichs halten. 

85. Auch ift ihnen freigeftellt, von dem Pfarrer ober Prediger 
einer andern FKonfeifion an ihrem Wohnorte jene Dienfte und Amts- 
funktionen nachzuſuchen, welche fie mit ihren eigenen Religiondgrundfäßen 
bereinbartich glauben und jene nach ihren Religionsgrundfägen leiſten können. 

86. Syn dergleichen Fällen follen dem Pfarrer oder GBeiftlichen 
der fremden Konfeffion für bie geleifteten Dienfte die feftgejegten Stol- 
gebühren entrichtet werben.118 

87, Diefen auf folge Art der Ortspfarrei einverleibten frem⸗ 
den Religionsverwandten darf jeboch nichts aufgelegt werden, was Ihrem 
Sewitlen ne der jedem Staats» Einwohner garantierten Hausandacht 
entgegen ift. | 

8 88.119) Den Mitgliedern ber öffentlich aufgenommenen Kirchen⸗ 
geiellihaften jteht die Bildung einer eigenen Gemeinde aller Orten frei, 
wenn fie das erforderliche Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener, 

u den Ausgaben für den GBottesdienft, dann zur Errichtung unb Gr 
Yaltım der nötigen Gebäude ei oder wenn fie die Mittel hiezu 
auf gefeblich gejtattetem Wege aufzubringen vermögen.!?9) 


— 





1) Die 85 84—88 treffen Beftimmungen über die Berhältnifie der Reli⸗ 
giondverwandten einer Öffentl. aufgenommenen Kirche, welche feine eigene Ge— 
meinde bilden. Unter den bier aufgezählten Rechten ift aber die Befugnis, fo 
oft fie wollen und die Koften hiefür aufzubringen vermögen, in einem pafienden Lokale 
gemeinjame ‚öffentliche ®ottesdienfte abzuhalten, nicht inbegriffen. Der $ 88 

ehandelt nur dad Recht, unter gewiſſen Borausjegungen eine e igen e Ge⸗ 
meinde bilden zu können. ©. Min.E. vom 27. April 1845 (Web, 3, 584). 

"e) Hiezu |. die Verordn. vom 19. März 1812 „die wigebübren-ient- 
rihtung an Pfarrer einer fremden Konfeilion betr.” (Web. 1, f., Reg.⸗Bl. 
©. 537); ferner Win.-E. vom 24. Rovember 1837 (Web. 1, 386 Anm. *).. 


1109) Du 8 88: 
8. — —z8 vom 23. April 1846: „bie Beſchwerde in der Beeinträchtigung 
der durch 8 88 der 2. Verf.⸗Beilage bezüglich der Bildung neuer 
—— bi Kirhen- und Pfarrgemeinden gewährten Mechte betr. 
eb. 8, ; 
b. allerh. Entſchl. vom 27. April 1845: „Beſchwerden über verfaſſungs⸗ 
widrige Beſchränkung der Ausübung des proteftantiichen Gottesdienftes 
betr." (Web. 1, 584 f.); 
c. Min.E. vom 10. April 1846: „bie von den Mitgliedern der General⸗ 
Ipnoben zu Ansbach und Bayreuth im Jahre 1844 vorgebrachten 
eichwerden (Web. 8, 605 bei. 606). Hiezu vergl. — bezüglich der 
Errichtung von Filialgemeinden — die Min.«E. vom 13. Juli 1811 
„Die Behandlung der katholiſchen Pfarrei-Dismembrationd-Gegenftände 
betr.“ (Web. 8, 351), ferner 8 76 lit. e ber Berf.-Urk.,; Art. XII lit. f 
des Konforbats, 8 35 Abſ. 5 der yorm.-Berorbn. vom 17. Dezember 
1825, deögl. Min.-E. vom 20. September 1810 (Web. 1, 337) und 
vom 18. Dezember 1844 „bie Behandlung ber Pfarrpurififationen betr.” 
Web. 8, 562 nebit den daſelbſt Anm. * angeführten Borfchriften). 

Siehe hiezu dv. Seyd. 8, 521 Anm. 50 und 61. 

120%) Durch den 8 23 bes Sanbtageob| ieded vom 28. Mai 1892 „bie Ber- 
hältniffe der Kirchengemeinden diesſeits bes Rheins betr.” (eb. 21, 381) ift mit 
Beiepedtraf, in proviſoriſcher Weiſe bis zur Publikation eines in Ausſicht ftehen- 
den Geſetzes über bie Kirchengemeinbeordnung folgendes beitimmt worden: 
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8 89. Das Verhältnis der Staatseintvohner, welche einer Reli- 
ion angehören, deren Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur ein 
—— geſtattet 9 muß aus dem Inhalte der Ronzejfiond- 
Urkunde beurteilt werden. Sie dürfen von ben Dienern der Stirchen- 
gewalt bes Ortes, wo fie wohnen, gegen ben Sinn und Zwed der Kon⸗ 
jelfton weber bejchräntt noch beeinträchtigt werden. Da fie mit der Oris- 
irche in feiner Verbindung ftehen, jo Tönnen von derielben feine pfarr- 
lichen Rechte gegen fie ausgeübt werden; bagegen haben fie aber auch 
feinen Anteil an ben Rechten und dem Eigentum ber Kirche. 


Bneiles Kapitel. 
Bom Simultan-Gebraude der Kirchen.!2) 
8 90.12) Wenn zwei Gemeinben!2) verfchiedener Religions- 


I. Un die Stelle der SKirchengemeindeverfammlung kann auf Autrag ber 
Rirhenvermaltung eine Kirchengemeinderepräfentation treten. ze. zc. 
e Art. 105, 109, 117 und 165 der Gem. Ordn. für die Laubes- 
teile diesfeits des Rheins finden auf bie Hichengemeinderepräfentationen 
analoge Anwendung mit ber srraßgabe ‚dab im Falle des Art. 109 
Abf. III ftatt des Magiftrats die Kirchenverwaltung zu beichließen Bat. 
II. Die Kirchengemeindeumlagen werden von ben Ronfeffionögeno en, weldhe 
im Kirchengemeinbebezirte wohnen und bafeibft mit direfter an 
gelegt find, nad Verhältnis diefer Steueranlage aufgebracht. Behufs 
eitreibung rüditändiger Umlagen und Ionfliger Leiftungen für kirch⸗ 
liche e finden Art. 48 und Art. 54 Ubi. 1 und 2 der Gem⸗ 
Ordn. für bie Landesteile diesfeits des Rheins, dann Art. 8 des 
vom 23. Yebruar 1879 zur Ausführung der Reichs Civ.⸗Pro 
und Konkursordnung mit der Maßgabe entipreigenhe Unwenbung, ba 
an Stelle der &emeindeverwaltung die Sirchenverwaltung unb au 
Stelle bes Bürgermeiſters ber Vorſtand der Kirchenv tung tritt. 
Bon der legteren wirb mit Genehmigung der vorgeſetzten Verw 
behörbe auch der Betrag der Mahngebühr feftgejebt. — 

Siehe hiezu Krais „bie Kirchengemeinde in Bayern“ in der . 
Gemeindezeitung 1. Jahrgang 1891 ©. 845 unb 2. Sabrgang 1892 ©. 3901. 
er über Kirchengemeinde und SKirchengemeinbeumlagen 8b. II 88 19% 
u . 


N Nach Urt. 10 Biff. 11 des Verwaltungsgerichtähofs Ai ift ber Ber- 
waltungsgerichtähof auch zuftändig zur lebtinitanziellen Beier g von Be- 
ichwerben gegen Befchlüffe oder Verfügungen der kgl. Kreisregierungen in Ange⸗ 
legenheiten über kbirchliche Simultanverhäftniffe. ©. hiezu Entidh. des Berw.- 
Ger.-Hofes vom 18. November 1887 in Anm. 125. Ueber bad Simultanenm 
f. v. Seyd. 8, 582 ff., ferner W. Krais, kirchliche Simultanverhältnifie, insbei. 
nad) bayer. Hechte, Würzburg 1890. 
ber Simultanverhältniffe |. näheres unten 8 223. 

‚m Die bayer. Verfaſſung behandelt nur das Simultaneum an Kirchen 
(88 90—97), ferner die Abteilung des mit einem foldyen Simultaneum etiva ber- 
bunbenen gemeinfchaftlichen Kirdpenvermägend (88 98 und 99), fpeziell noch bie 
gemeinfgaiil en Friedhofe (88 100—102) und die Gloden dafelbft (8 108). 

ie übrigen Simultaneen werden von ber Berfafjung gar nicht berührt, richten 

fih alfo lediglich nach den bürgerlichen Geſetzen. 

Hier kommen natürlich nur Die in 88 90—103 der 2. Verf.Beilage be⸗ 
handelten Fälle von Simultaneen in Betracht. Soweit übrigens für dieſelben 
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parieien zu einer Kirche 12%) berechtigt find, fo müfjen die Rechte einer 
jeden hauptſächlich nad) den vorhandenen befonberen Geſetzen oder Ber- 
trägen beurteilt werben. 

8 91. Mangelt e8 an ſolchen Beftimmungen, jo wird vermutet, 
daß eine jede diefer Gemeinden mit der andern gleiche Rechte habe. 


8 92. Die Entioeibung ber über Ausübung biefer Rechte ent⸗ 
ftehenden Streitigleiten, wenn die Beteiligten fie durch gemeinfchaftliches 
&inverftändnis nicht beigulegen vermögen, gehört an das Gtaatsmini- 
fterium des Innern, welches die Sa ha Verhältnis der Umftände 
vor den Staatsrat bringen wirb. 125) 


in diefen Vorfchriften Beſtimmungen nicht getroffen find, kommen auch für dieſe 
Fälle die Normen be3 bürgerlichen ®elehes zur Anwendung. 


ıs®, Hier find die „Bemeinben“ als bie bereshtigten Gubjelte bezeichnet. 
Unter diefen „Bemeinden“ find offenbar diejenigen Rechtsſubjekte zu verftehen, 
welche für die betr. Religiondgenoflenichaften — feien es Öffentliche oder Privat- 
genofienichaften — die Geſamtheit aller vermögenärechtlichen Intereſſen ber betr. 
örtlichen Bereinigungen (Bfarrverbände) au wahren bezw. zu vertreten haben. 
Bei öffentlichen Heligionsgefellichaften find Dies in ber Regel die Kirchenftiftungen 
bein. Kirchenverwaltungen desjenigen katholiſchen, proteftantiichen oder refor- 
mierten Pfarriprengels, welchen das betr. Simultaneum zufteht; doch auch das 
Pfarramt bezw. der Pfarrer, wenn feine Qukanbigteit als rector ecclesiae (Kirchen- 
orfteher) gegeben ericheint. S. unten Bd. II 8 223, ferner über das erfahren 

nm. a. 


Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 9. Juli 1890 Bd. 12, 256: „Die prote- 
ftantifchen Kirchenvorſtände find nicht legitimiert, in einem Nerwaltungftreitver- 
fahren nach Art. 10 Hiff. 11 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 über den Berw.- 
Ger.⸗Hof eine Barteiftellung einzunehmen“ ; ferner Entich. des Verw⸗Ger.Hofes 
vom 2. März; 1888 Bd. 9, 425, bei. 427, unten 8 223. 

e Das Wort Kirche“ jpricht dafür, daß es fih hier — im Gegen- 
—X 8 100 „Kirchhof“ — lediglich um chriſtliche Religionsgeſellſchaften 
andelt. 


»c) Nunmehr iſt ber Inſtanzengang derart, bag — wenn es ſich um 
die Ausübung der Simultanrechte, nicht um dieſe tern handelt — in erfter 
Inſtanz das kgl. Bezirksamt, in zweiter die Tönigliche eisregierung, Kammer 
bes Innern, und in legter Inſtanz ber Verwaltungsgerichtshof enticheidet. 

Siehe Anm. 121. Art. 10 Biff. 11 und Urt. 45 Ubſ. 4 des Geſetzes 
vom 8. Auguft 1878 über den Verw.Ger.⸗Hof. 

Hiezu Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 18. November 1837 Bb. 9, 271: 
ein Streit zwiichen einer politischen Gemeinde und einer kirchlichen Gemeinde in 
Bezug auf die Benügung einer Simultankirche fällt nicht in den Rahmen des 
Art. 10 Biff. 11 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. (Vergl. auch Entſch. vom 23, März 
1892 Bd. 18, 467 in Anm. 186 a. E.) Eine Shreitfadhe im Sinne dieſer @e- 
feßesbeftimmung ift dagegen dann gegeben, wenn eine Kirche, zu deren Benützung 
Katholifen und Proteftanten gleihmäßig berechtigt find, durch letztere für eine 
ihnen zukommende Benügungsftunde den dortigen Altkatholiken zur Vornahme 

ottesdienftlicher Verrichtungen überlafien werden will und die Katholiken diefe 

usübung des Beligrechtes der Proteitanten als unguläilig beftreiten.. Eine 
derartige Geſtattung der Kirchenbenügung ift ald eine den Welibftanb der Be⸗ 
rechtigten thatjächlich beeinfiuffende und fchmälernde Gebrauchöneuerung zu 


erachten. 

Entid des Verw.⸗Ger.Hofes vom 10, Oftober 1888 Bd. 10, 181: in- 
ſoweit bei neieibun von Streitigfeiten über Ausübung von Simultanrechten 
Mebung und Beſitzſtand in Betracht kommen, ift nicht unbedingt und aus- 
ſchließlich die jüngfte Zeit maßgebend. 
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: 8 93, Wird aber barüber geftritten, ob eine oder die andere Ge⸗ 
meinde zu ber Kirche wirklich berechtigt jei, fo gehört die Entſcheidung 
vor den wirklichen Richter. 126) 


Ä — 94. Wenn nicht erhellet,126*) daß beide Gemeinden zu der Kirche 
wirklich berechtigt find, fo wird angenommen, daß diejenige, welche zu 
dem gegenwärtigen Mitgebrauche am fpäteften gelangt ift, benjelben als 
eine widerruffiche Gefälligfeit erhalten habe. 127) 


Entich. des Verw.Ger.Hofes vom 15. April 1891 Bd. 18, 63: „ber kgl. 
Verwaltungsgerichtshof ift zur Beſcheidung einer Beſchwerde, weiche bie Wieder⸗ 
berftellung eines von der zweiten Inſtanz wegen mange ber Zuftändigleit ber 
Berwaltungsbehörde aufgehobenen, in einer kirchlichen Simultanangelegenheit er- 
laffenen erftinftanziellen Beſchluſſes anftrebt, dann nicht zuftändig, wenn letzterer 
als eine PBrovifionalverfügung fich darſtellt.“ 

Siehe auch Entich. des Berw.-Ger.-Hofes von 17. Mai 1898 Bd. 14, 291 
in Unm. 126. 

„Hinfichtlich der Art und Weife, wie bie Kirchenverwaltungen im einzelnen 
die ihrem Wirkungskreiſe anheimfallenden Obliegenheiten zu erfüllen haben, müſſen 
bei dem Range! bieöbezüglicher neuerer formeller Vorichriften immer noch Die 
einjchlägigen Beftimmungen der Bollzugsnormen vom 31. Oftober 1837 zum re- 
vidierten Gemeindeedikt in den Ziff. 136—146 (eb. 8, 150 ff.) und folgeweiſe 
auch gemäß Biff. 143 in Anfehung der Kompetenz und des Geſchäftsganges die 
Verordnungen vom 21. und 24. September 1818 über bie Sejchäftsführung der 
Magiftrate und der Landgemeinbeverwaltungen (Web. 1, 720 ff. und 727 fi.) als 
maßgebenb erachtet werben: Entſch. des Vertv.-Ger.-Hofed vom 2. März 1888 
Bd. 9, 427 a. E., ferner Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 21. Mai 1880 Bb.1, 
310 f., unten 88 197 und 223. 

N? Wenn alfo nicht — wie in 8 92 vorausgeſetzt — lediglich Streit 
darüber befteht, wie oder auf welde Art und Weiſe zwei oder mehrere 
einander Berechtigte ihre an fih und nach ihrer Ausdehnung unbeftritten feR- 
ftehenden (Simultan⸗)Rechte neben, nach oder mit einander ausüben follen, wenn 
vielmehr dieſe echte ſelbſt nad; Inhalt oder Ausdehnung ftrittig find, 3. 8. Streit 
darüber befteht, ob Miteigentum ober auch überhaupt nur eine Mitberechti 
ob Mitberehtigung zur Hälfte oder nur zum dritten oder vierten Teil zc. ht: 
dann haben die ordentlichen Berichte zu enticheiden. 

Entf. des Werm.-Ger.- Hofe vom 25. November 1891 Bb. 13, 319: 
„Wird über die gejchichtliche Grundlage des Simultaneums geitritten, fo liegt ein 
Streit Aber den der eitigen Rechtsbeſtand des letzteren felbft, nicht aber über 
die Ausübung des Rechtes vor.“ 

Entich. ded Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 17. Mai 1893 Bd. 14, 291: „Be 
ftrittene Rechtsanſprüche auf den Genuß oder Mitgenuß eines fimultaneuen 
Stiftungdvermögens oder in Betreff der Verwaltung ſolchen Vermögens fallen, ſo⸗ 
weit fie überhaupt dem Gebiete des öffentlichen Rechtes angehören, unter Art. 10 
Ziff. 11 bes Geſetzes vom 8. Auguft 1878.“ 

Die Buftändigfeit der Verwaltungsbehörden iſt ausgeichlofien, wenn die 
Verwaltung eines firchlichen Vermögens von ber einen der beiden zu einer Kirche 
berechtigten Religiondgemeinden mit der Behauptung beaniprucht wird, daß das 
jelbe überhaupt nicht Gegenftand bed Simultaneums, ſondern ihr ausſchließliches 
Eigentum fei. | 

1204) Siehe hiezu v. Seyb. 8, 634: 

„Wenn nicht erhellet 2c.” ift gleichbedeutend mit „wenn e8 beiden Zeilen 
nidyt gelungen ift, ihre Bee tigung (zu der betr. Kirche) nachzuweifen.” Krais, 
kirchliche Simultanverhältniffe ©. 11. 

1), Vergl. hiezu auch die Entidy. des Verw.-Ger.-Hofed vom 10. Dftober 
1888 Bd. 10, 181 in Anm. 126. 
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8 95. Selbſt ein vieljähriger Mitgebrauch kann für I allein bie 
Erwerbung eines wirklichen Rechtes dur Verjährung Fünftig nicht be= 
grünben. 128) 

8 96. Wenn jedoch außer vielem Mitgebrauche auch die Unter« 
haltung der Kirche von beiden Gemeinden beftritten worben, fo begründet 
dies bie Sermubung ‚ daß aud ber —*— zum Mitgebrauch gekommenen 
Gemeinde ein wirkliches Recht darauf zuſtehe. 

8 97. Solange eine Gemeinde den Mitgebrauch nur bittweiſe hat, 
muß fie bei jedesmaliger Ausübung einer bisher nicht gewöhnlichen gottes- 
bienftlicden Handlung die Erlaubnis der Vorfteher dazu nachjuchen. 


8 98. Den im Mitgebrauche einer Kirche begriffenen Gemeinden 
Net es jederzeit frei, bu Freimiige Uebereintunft —528 aufzuheben, 
und das gemeinſchaftliche Kirchenvermögen unter königlicher Genehmigung, 
welche durch das Staatsminiſterium des Innern 128*) einge poll werden mu 

abzuteilen, und für jede eine gejonberte gottesdienjtliche Anftalt zu bilden. 


‚8 99. Auch Tann eine folche Abteilung von ber Staatsgewalt aus 
polizeilichen oder adminiftrativen Erwägungen, oder auf Anfuchen der Be- 
teiligten verfügt werben. 


F 100.129) Wenn ein Religionsteil 130) feinen eigenen Kirchhof 120) 
befitt, oder nicht bei ber Teilung des gemeinichaftlicden Kirchenvermögens 
einen folchen für fih anlegt, fo ift ber im Orte131) befindliche als ein 
gemeinichaftlicher Degräbmiäplah ür fämtliche Einwohner des Orts „a 
etrachten, zu defjen Anlage u nterhaltung aber auch ſämtliche Reli⸗ 
gionsverwandte verhältnismäßig beitragen müſſen. 192) 


28) Bu 88 94 und 95 vergl. au Min.-E. vom 13. September 1843 „das 
©eläute der Glocken katholiſcher Kirchen bei Begräbniſſen verftorbener Broteftanten 
betr.“ (Web. 8, 518). 

284), Staatsminifterium des Innern für Sirchen- und Schulangelegenbeiten. 

2 Bu 8 100 bergl.: 

Min.E, vom 12. Dezember 1827: „bie Anfpehhe ber Broteftanten in N. 
auf den Gebrauch des Kirchhofes bafelbit“" (Web. 3, 396); 

Min.-E. vom 8. Mai 1850 (Web. 4, 114): „die Beerdigung von Katho- 
liken auf proteftantifhen und von Proteftanten auf Tatholiichen Kirchhöfen betr.” ; 

Min.⸗E. vom 12. Oktober 1847 (Web. 8, 671): „die Beerdigung ber 
Mennoniten betr.” ; 

Min.E, vom 7. Juni 1851 (eb. 4, 260): „den Mitgebrauch bed Neu⸗ 
ftadt-Erlanger Friedhofs von Seite der freien Gemeinde (Deutichtatholiten) betr.“ ; 

Min.-E. vom 5. Dezember 1862 (Web. 6, 129): „die Berhältniffe ber 
Irvingianer in Schwaben und Unterfranlen betr.“ 

180) Der A 100 bezieht fi auf alle Neligiondgenofien, db. 5. die Ange⸗ 
börigen aller Weligionsgefellichaften, ohne Unteridieb ob chriſtlich oder nicht- 
chriſtlich. Vergl. dagegen Anm. 124. 

101), Nach Art. 88 der rechtörheiniichen (Art. 29 der pfälzifchen) Gemeinde⸗ 
ordnung gehört die Herftellung und Unterhaltung der öffentlichen egräbriispläße 
zu ben Obliegenheiten aller politifchen Gemeinden. 

Dies ſchließt natürlich nicht aus, deß einzelne Religionsgeſellſchaften für 
ſich beſondere, ihnen Ipegiel zugehörige Friedhöfe befigen. 

Iſt dies der Fall, dann dienen diefe beſondern Friedhöfe felbftverftänblich 

unächſt nur zur Beerdigung ber Angehörigen ber betr. Religionsgeſe foeft. r 
Ben Fall nun aber, daß „ein Religionsteil keinen befondern Kirchhof befigt”, Hat 
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8 101, Sein Geiftlicher kann gezivungen werben, dad Begräbnis 
eines fremden Reli „ponsverwanbten nach den ierlichteiten jeiner Reiche 
zu verrichten. 133) 1 

8 102, ieh berfelbe darum erſucht, und er findet feinen Anftanb, 
dem Begräbnifle beizumohnen, jo müfjen ihm auch die dafür hergebradhten 
Gebühren entrichtet werden. 1%) 


5 103. Der Glocken auf den Kirchhöfen Tann jede öffentlih auf- 
genommene Kirchen emeinbe bei ihren Beichenfeterlichleiten gegen Bezahlung 
er ver Gebühr fi bedienen. 185) 


8 100 allg 100 allgemein für alle Beſtimmung getroffen, und zwar in ber Urt, daß „ber 
ım Orte befindliche als ein RE a re räbriöplag für jämt- 
liche Einwohner dieſes Ortes zu etenhten if“: ohne Rue auf deren Slaubens- 
befenntnid. Und zwar tritt diefe allgemeine Reg bloß in dem an ſich 
jelbftverftändlichen Fall ein, daß dieſer Friedhof ee gem notice ; ſondern auch 

r den, daß ein gemeindlicher nicht a en und ber betr. icchhof einer 

eligionsgefellihaft fpezielt gebött beziv. in deren Eigentum ſich 
findet. Und gerabe — beſonders fü ytern Fall iſt die Beſtimmung des 
8 100 ne ie nachftehende m 13 
Siehe biezu die Plenar⸗Entſch. des Verw.Ger. Hofe vom 9. März 
1888 0.9 ‚428: „m allgemeinen fchließt die Zuteilung von Religiondgenoſſen 
u einem —— —* Verbande i FR Konfeilion auch das Necht zur 

a an der Begräbnidftätte jenes Tirchlichen Verbandes in fich.“ 

der 2. Berf.-Beil. bezieht fi nur auf die Friedhöfe einer beſtimmten 

Rerigionaparter 

Als Begräbnisplatz des Ortes im Sinne der eben angeführten g 
Beſtimmung ift diejenige Begräbnisftätte zu erachten, woſelbſt bie FE Dei 
jenigen araligen Verbandes beerdigt zu werben pflegen, welchem der Friedhof 

Die Berechtigung eines Religionsteiles zu einem folden Kirchho 
anderen Beligiondte ed wird dadurch niet ausgeichloflen, daß erfterer Beligione 
teif einer auswärtigen ®emeinde feiner Konfeflion zugeteilt ift, welche eine eigene 
Vegräbnisftätte befikt. 

Ueltere bezügliche örtliche Mebungszuftände, welche den voraufgeführten 
Grunbfäßen tiberipredhen,, find durch die in Rede ftehende verfaſſungsgeſetzliche 
Beſtimmung außer Kraft ‚ge eſetzt. — 

Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 24. Oktober 1884 Bd. 5, 313: „Das 
in 8 100 8 2. Verf.Beil. in Bezug auf konfeſſionelle Friedhöfe geregelte Simul⸗ 
taneum ijt von ber Vorausſetzung abhängig, daß ein an bem betr. Orte befind- 
licher Neligiondteil feinen eigenen Friedhof befitt, d. i. daß dieſem Reli teife 
ein Rechtsanſpruch auf VBenübung eines anderen Sgriebhofs nit zu it 

Vergl. auch noch über die Kompetenz bezüglich der Streitigleiten über Be- 
neun bon Kirchhöfen überhaupt: Entich. des Ber. - Ger.- Hofes vom 1. Juli 

18, 6543, mitgeteilt ®b. III 8 377. 

, Giehe hiezu Min.- €, vom 2. Dezember 1836: „bie Befugnis ber 
Pfarrer, alle anderen —* von og en Funktion in ber ihnen anver- 
trauten Kirche auszuſchließen“ (eb. 8 ferner Min.-E. vom 28. Jımi 
1840: „bie Taufe eines fath. Kindes in Chur etr.“ (Web. 8, 343). 

186) du 88 101 und 102 |. die Min.-E. vom 8. Mai 1850: „die Beer: 
— —* er auf proteftantiichen und von Broteftanten auf tatholifchen 

hören" (We 

Vergl. auch dein. x vom 19. Januar 1837 (Web. 4, 114 Anm. **). 

128) Vergl. bien die oben in Anm. 128 genannte Min.-E. vom 13. Sep 
tember 1843, ferner Min.-E. vom 8. Auguſt 1844 na srieigerung ded Grabge⸗ 
läutes bei proteftantifchen Beerdigungen“ (Web. 8, 565). ©. hiezu aud die bei 
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‚ ‚Diejed allgemeine Staatögrundgefeh beftimmt, in Anjehung ber 
Religionsverhältniffe der verichtedenen Kirchengeſellſchaften, ihr te 
und Verbindlichkeiten gegen den Staat, die unveräußerlicden Majeftäts- 
techte des Regenten, und die jedem Unterthan zugeficderte Gewiſſensfreiheit 
und Religionsausübung. 136) 

In Anjehung der übrigen inneren Stirchenangelegenbeiten find bie 
weitern Beitimmungen, in ehebung auf die fatholifche Kirche in dem 
mit dem päpftlicden Stuhle abgeſch an Konkordat vom 5. Junius 
1817 und in Beziehung auf bie protejtantifche Kirche in dem hierüber 
unterm beutigen Xage erlafjenen eigenen Ebifte enthalten. 136) 


Münden, ben 26. Mai 1818. 


ne 8, 556 Anm. ** angegebenen weiteren Entfchließungen, beſonders die dom 
. Juni . 

Vergl. ferner zu 8 103 Entſch. des Beriw.-Ger.-Hofe vom 19. Januar 
1883 Bd. 4, 296: „aut Entfheidung uber Anſprüche eines Neligionsteiles auf 
den Mitgebrauch der Kirchengloden eine anderen Religionsteiles find, wenn ber 
Mitgebrauh auf Grund bes Miteigentumes an ben Glocken beaniprucht wird, die 
Berwaltungsbehörden nicht zuftänbig.“ 

Die Beſtimmungen in 8 103 der 2. Berf.-Beil. über ben Gebrauch ber 
Gloden auf den Kirchhöfen bei Leichenfeierlichleiten bezieht ſich nur auf Leichen- 
feierlichleiten, welche auf dem für die verfchiedenen Meligionsteile gemeinichaft- 
lichen Begräbnisplatze ftattfinden. 

Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 2. März 1888 Bd. 9, 425: „In einem 
Streite gemäß 8 108 ber 2. erf.-Beil. über bie Benützung von Kirchhofglocken, 
weiche fi im Eigentum einer Sirchenftiftung befinden, ericheint außer dem Kirchen⸗ 
vorftande auch die Verwaltung diejer Kirchenftiftung als ur Sache beteiligt.“ 

Entich. des Berm.-Ger.-Hofes vom 9. Juli 1890 Bd. 12, 256: „In Er- 
mangelung bejonderer Beitimmungen, welche über Benügung der Glocken von 
Simultanfirchen bei Beerdigungsfeterlichleiten ın den das betr. Kirchliche Simul- 
taneum begründenden Spezialgejegen oder in bejonderen Berträgen ausdrüdlich 
niedergelegt find, müſſen die in einem Simultanverhältniffe befindlidden Kirchen- 
gemeinden verfiglich des Gebrauches ber ihnen gemeinichaftlichden Glocken bei 

erdigungsfeierlichleiten als gleichgeftellt erachtet werden.” 

Entich. des Verw.Ger. Hofes vom 23. März 1892 Bd. 18, 467: „Der 
tgl. Verwaltungsgerichtshof ift zur legtinftanziellen Enticheibung eines zwiſchen 
einer politijhen und einer kirchlichen Gemeinde beitehenden Streites über 
ein Gebrauchsrecht an Kirchengloden zu einem kirchlichen Bivede nicht zuftändig.” 

80), Vergl. hieher das oben in Anm. 21a auf S. 524 Gefagte. Hiezu 
fügen wir noch bei: Das Verhältnis von Konfordat und Broteftantenedift zur 
2. Berf.-Beil. geht au aus dem Wortlaute des Abſ. 2 und bezw. Abſ. 3 des 

103 1. c. hervor. Nach Abi. 3 dieſes s 108 fol nur in Unfehung der übrigen, 
.b. der nicht in Abf. 2 desjelben aufgezählten und im Religionsedikte überhaupt 
nicht behandelten inneren Sirchenangelegenheiten einerſeits das Konkordat 
(bezüglich der Tatholiichen Kirche), andrerieitd das Proteftantenebift (bezüglich ber 
proteftantiichen Kirche) Beftimmung treffen. Daraus folgt, dat Konlordat und 
Broteftantenebitt — da fie die nicht im Neligiondedifte geregelten Dinge zu 
ordnen haben — den Beitimmungen des letzteren weber vorgehen noch fie ab- 
ändern können bezw. wollen. 

Konkordat und Proteitantenedikt, welche Hinter der 10. Berf.-Beil. abgebrudt 
jind, werben Durch den bj. 3 1. c. als Beſtandteile der Verf.⸗Urk. erflärt. Vergl. 
hiezu Art. XVIII des Kontorbats, nach welddem der König die Verpflichtung über- 
nahm, das Konkordat als Stantägeien su erllären. Letzteres ift jewop burch die 
Faſſung des Ubf. 3 8 103 der 2. Berf.- Beil. als auch „neuerdingd” durch die 
allerh. Entichl. vom 15. September 1821 (Web. 3, 65) — die fogen. Tegernieer 
Erflärung — geſchehen. S. Anm. 1 zum Konlordat auf ©. 598. 
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Dritie Beilage 
zu der Verfaſſungs-Urkunde. Tit. IV $ 11. 


dit über die Freiheit der Freſſe und des Buchhandels 
vom 26. Mai 1818 


81 bis 12,°) 


Bierte Beilage 
zu der Verfaſſungs⸗Urkunde. Tit. V8 2. 


Edikt vom 26. Mai 1818, die ſtaatsrechtlichen Berhältniſſe 


der vormals reich⸗tandiſchen Sürften, Orafen und 
Herren Betr. !) 


L 
Bon den Jerjönlichen Borzügen, allgemeinen R aud ner Minbiiipleiten 

* vormaligen reichsſtändiſchen FJürſten, Grafen und Herren. 

1. Die mittelbar gewordenen ehemals reichsſtaͤndiſchen, fürſtlichen und 
gatigen Häuſer behalten bie Ebenbürtigkeit in dem bisher damit verbundenen 
egriffe, und gehören zum hoben bel. 

82 Sie — den Titel, den ſie een geführt haben, jedoch mit 
Weglaſſung ‚aller au „re vormaligen reicheftändi hen Berhättniffe fi begichen- 
den Beifäge und Würden. Sie benennen ſich demnach von ihren uriprüngli 
Stammgütern und Herrichaften. Der Erfigeborene, welcher im Befige berfelben 
fi befindet, nennt jich zur Unterſcheidung von den Nachgebornen in öffentli 
Schriften und Handlungen, die nicht an ben Souverän ober an bie Bönigli 


ie *) Dieied Edikt ift durch das Preßedikt vom 4. Juni 1848 (Web. 8, 696) 
eriegt wor 
Ueber die Freiheit der Breile beftimmt jebt bad Me 
in 7. Mai 1874 (Web. 10, 299 ff.); liche erner 28.6 oe —— Yen 
A Fe , aud) Art. 35 ed bayer. Ausführungdg 
vom 23. Februar 18 endlich 8 8 des vorgenannten Preßedikts * *7 
1848 und Art. 6 ferner 12 bis 14 des bayer. Ausführungögefeged zur PR 
Str.⸗Proz. Ordn. vom 18. Auguft 1879. 
Die Behandlung biejer angen rs — 50 Abdruck bed Preßgefehes 
vom 7. Mai 1874 — befindet A 3b 
) Bezüglich der —— Okanbesterren fiehe auch die Della- 
ration vom 19. Dar Web. 1, 126 nebſt ben b eigefügten \ Anmerkungen) ; 
vergl. ee eis. 3: ferner oben 8 49 ©. 239/240 
fiehe über bie Stanbeöherren: Dit. V 82 und Tit VL8S 3257, 48 ff. 4 der 
Berf.-Url.; 8 14 und 15 der I. Berf.-Beil., 36 ber VI. 
102 ber VIL. Berf.-Beil. ; ferner Bl. für hen. Er. 8, 277: ee igenat * 
tandeßherren“ unb 7, 78 beög 
Die Häupter der enbesterrlicien Familien find erbliche Ditglieber 
der Kammer der Reichöräte, vorausgeſetzt natürlich, daß fie die bayeri taati- 
ange drigfeit befigen, ferner, daß fie im Beſitze ihrer_vormaligen Pr 
im nigreiche Bayern gelegenen Herrſchaften find. S. oben 849 ©. 2 
um. 
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Behörden - Feehret werden, Furſt und Herr, auch Graf und Herr, 
Praͤdikate „Wir“, wogegen fi die Rachgebornen nur bes Titeld eines "eachen 
oder eines "Grafen zu bedienen haben. *) 


8.5. Denfelben wird ein ihrer Ebenbürtigfeit angemeffenes Sanzlei- 
Zeremoniel erteilt, In den Ausfertigungen ber töniglichen Stellen wird im Kon- 
terte den Fürften das Brädilat „der durchlauchtig „anägeborne Herr art“; 
und den Grafen „der hochgeborne Herr Graf“ gegeb en werben.”) In ihren 
Schriften, die entweder an den Souverän, an die Töniglichen Sin teminißeien 
oder an bie übrigen höheren Landesftellen a find, müſſen fie nad dem 
bis jetzt beftehenden Kanzlei-Beremoniel fich achten. *) 


8 4. In allen Städten, Märkten und Dörfern, welche ben ftanbeöherr- 
lien Häufern gehören, foll das SKirchengebet nad dem Souverän aud für das 
Haupt Kur Hauſes und für deſſen Familie verrichtet werben. 

Auf gleiche Weile wird Hinfichtlih ber Zrauerfeierlichkeiten geftattet, Daß 
das Trauergeläute für den Herrn, jeine Gemahlin und für jeinen nächſten Nach⸗ 
folger drei Wochen, für einen Nachgebornen aber vierzehn Tage lang von dem 
amten eine & niſſe an beobachtet werde ; daß die ftandesherrlichen Stellen und Be⸗ 
amten eine Zrauer von ſechs Wochen anlegen und daß alle öffentliche Luſtbar⸗ 
feiten in den ftandesherrlichen Gebieten bis nach Beendigung der Erequien ein- 
geitellt werben. ®) 


8 5. Den Stanbeöherren fteht für ihre Perfonen und für ihre Samilien 
die unbejchränfte freiheit zu, in einem jeden zum deutichen Bunde gehörigen oder 
mit bemfelben im Friedensſtande befindlichen Staate ihren Aufenthalt wählen, %) 
und ebenjo in die Dienfte besfelben zu treten. Diejenigen, welche fich entweder 





2) Den Titel „Bring“ dürfen bie Nachgeborenen nicht führen (Min.-E. vom 
5. Januar 1887, Web. 1, 615 Anm. 3). 


) Die Fürften führen das eabifat Para (Beichl. der Bundesverſ. 
bom 18. Auguft 1825, Web. 1, 6 die Grafen das Prädikat „Er- 
ud (Verordn. vom 22. April 1829, re Sieb}, 468). Siehe hiezu Min.-E. vom 

—A 1835 „Zitulaturen ber Stanbeaherren, Reichäräte , el de und 
Bilchöfe betr (Web. 8, 36), ferner Min.-E. vom d onemb er 1 die An- 
wendung der Titulaturen ber Stanbesherren betr.“ eh. 4 ‚801 unb die in der 
Anm. “ bafelbit angeführte Min.-E. vom 20. Auguſt 1821, "weiche anorbnet, daß 
bei Ausfertigung an einen Fürſten auf der Adreſſe bad Bräbifat „burchlauchtig 
bochgeboren“, im Konterte aber abwechſelnd die Bräbifate „ber burchlaudtig hoch⸗ 
geborene Herr -Fürft” und „der Herr Fürſt“ gebraucht werben ſollen). 

*) Siehe hiezu bie Inſtruktion für jämtliche in adminiftrative Lan⸗ 
beöftellen und Juſtizkollegien gyom 1. Januar 1806 Form ihrer Berichte 
betr.“ (Web. 1, 111), oben 8 37 ©. 182 f.; ferner af vom 6. April 1874 
über die Bereinfachung des dienftlichen ſchriftlichen Verkehrs (Web. 10, 240), oben 
8 63 ©. 313 Anm. 1 


) Bu 84 iſt zu bemerten, daß bie Standesherren, wenn fie Kirchen⸗ 
patrone find, wohl bie Ehrenrechte ber legteren anjprechen tönen, (f. hiezu 8 48 
der 4. und g 24 ber 6. Berf.-Berl.), daß aber im übrigen die Ehrenrechte dieſes 
Paragraphen, beſonders bes Abf. I in Zegan gekommen ſind, da es einerſeits 
ſtandesherrliche Beamten und Stellen im Sinne dieſer ejeliihen Beftimmung, 
desgl. andrerjeitd „Mandedherliche Bee nian mebr dr gibt 

Siehe Anm. 7 zu 8 24 der 6. Berf.-Beil., au nm. 19 zu Art. XI bes 
Konkordats und Anm. 23 zu 8 19 I Boteftanten diktes. 

) Diele Aufenthaltofrei eit ſteht nunmehr auf Grund bes Freizügigkeits- 
geſetzes edem Staats⸗ bezw. Sangehörigen zu. Andrerſeits find bie Standes⸗ 

Pohl, Hanbbuch. I. 36 
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in löniglichen Dienften befinden oder aus Töniglichen Staatskaſſen eine Penſion 
beziehen, haben fich nach ben besfallfigen Verordnungen zu verhalten. 

86. —') 

Sollten bei einem ber ftanbeöherrlihen Häuſer Durch Familienverträge be- 
fondere Anjträgafgerichte eingeführt fein, jo wird der Souverän diefelben näher 
unterfuchen laſſen und wegen ihrer Betätigung bejondere Entichließung erteilen.*, 


8 7. Verlaſſenſchafts⸗Verhandlungen, welche Mitglieder ber Familie be- 
treffen, Tann dad Haupt des Hauſes buch jeine Kanzlei vornehmen und er- 
fedigen laſſen, folange kein Rechtöftreit darüber entfteht, in welchem alle fie an 
fen) vorge Gericht zum geeigneten rechtlichen Berfahren abgeliefert werben 


88. —9) 

8 9. Ihre nad den Grundſätzen der frühern beutichen Berfoflung nod 
fteßenben Yamilienverträge bleiben aufrecht erhalten, und fie haben die Befugnis, 
über ihre Güter und Familienverhältniſſe verbindliche Verfügungen zu treffen, 
welche dem Souverän vorgelegt werden müfjen, worauf fie, jomweit fie nicht gegen 
die Verfafiung enthalten, durch Die oberjten Landeöftellen zur allgemeinen Kennt⸗ 
nis und Nachachtung gebracht werden. '') 


8 10.9 Die Vormundichaften der ftanbesherrlihen Yamilienglieder 
fönnen von dem Haupte des Haufes beftellt werden. Iſt dasſelbe dabei beteiligt 
und ein Vormund oder Kurator von obrigleitäwegen aufzuftellen, fo eihieht 
dieſes burch das Appellationdgericht *) des einicylägigen Regierungsbezi 
Vorbehalt des Rekurſes an bad Oberappellationsgericht. *) 





perzen auch den polizeilichen Aufenthaltsbeichräntungen wie bie übrigen Landes- 
ohner unterworfen. 

Siehe weiter zu & 5 das in Web. 1, 616 Anm. 7 Ungeführte. 

86 Satz 1 ift weggefallen, da der privilegierte Gerichtäftand aufgehoben 
ift. Urt. 2 des Grundlagengejfe te vom 4. Juni 1848 und Art. 76 bed Ger.- 
Berf.-Gei. vom 10. November 1 

®) Bergl. hiezu 3 7 des Einf.Geſ. ‚um Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſ.: „Das 
—— ben Standesherren gewährte Recht auf Austräge wird d 

Ger.⸗Verf.Geſ. nicht berührt”. Dieſe Auſträgalgerichte Tönnen demnach für 
ſachen noch beſtehen, dagegen nicht mehr für Strafſachen („peinliche EA 

) Duch Art. 81 bes Ausf.Geſ. zum Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſetz vom 
23. Februar 1879 (Web. 123, 654) ift ber Art. 76 Ubi. 3 des bayer. Ger.-Berf.- 
Gel. vom 10. November 1861 aufrecht erhalten worden. Den Wortlaut des Ie- 
teren fiehe oben 8 90 Anm. 46 zu 8 4 Tit. V der Berf.-IUrf. ©. 489. 
su e) 2 8 ift mit Aufhebung be3 privilegierten Gerichtsſtandes weggefallen. 

nm. 

) Sie Erlafjung derartiger autonomer Verfügungen kann nur in Bezug 
auf bayeriſche Deieheabeiimmungen, d. h. auf folche, welche der ſpeziell Bayer 
Deiengehung vorbehalten find, nicht aber in Bezug auf veidpegeiehliche erfolgen. 

eich s gefeßgebung gegenüber haben bie bayer. Standeöherren ba3 in vor- 
Viegenben 5, 9 — Selbfigejengebungeredt nicht. 

9— 9 auch noch den 8 8 des ba * Rrztheegorgere⸗ vom 
1. gun. Te (Be 2, 85); ferner fr 102, au 1 7, Berf.-Beilage, fowie 
Art. 14 der Bunbesafte. 

29 Bu 8 10 Sf. Anm. 9 a. E. Das hier genannte Recht in Bezug auf 
Bormundichaften befteht aljo noch. 

*) Jetzt Oberlandesgericht unb bezw. oberfte3 Landesgeridht. 
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Die Oberaufſicht über ftandesherrlihe Vormundſchaftsſachen wird dem 
töniglichen Staatsminifterium ber ui Para ara welches zu dieſem Ende von 
der getroffenen Anordnung einer Vormundſchaft in Kenntnis zu ſetzen if. 


8 11. Die Stanbeöherren genießen für ſich und ihre Familien die Be⸗ 
freiung von aller Militärpflichtigkeit. '*) 


8 123. In den Schlöffern, welche fie bewohnen, follen fie, außer dem 
Notfalle, von der Eingquartierung der Königlichen Truppen befreit fein. '*) 


8 18. Ihnen ift geftattet, eine Ehrenwache aus Eingebornen, welche dem 
Souverän den Huldigungseid elöiftet haben und nicht in den Jahren der Mili- 
tär-Pflichtigleit find, in den &hiöflern ihres Wohnſitzes zu halten. 


14. Die Standesherren find berechtigt, von ihren Beamten einen 
Dienſteid fich Teiften zu laffen — ꝛc. 2c.'®) 

8 15. Die Stanbesherren find befugt, jene Angelegenheiten an die Regier- 
ungen auswärtiger Staaten zu bringen, welche fie mit denjelben rüdfichtlich ihrer 
darin befindlichen Befigungen und allenfalljigen Zeben- und Dienftesverhältnifie 
zu verhandeln haben. 

Sie dürfen jedoch nicht Agenten mit diplomatiichem Charakter aborbnen. 

8 16. Sie können beſondere Anordnungen und Verfügungen über Gegen- 
ftände erlaffen, welche die Verwaltung ihrer anbeäherrlichen und Eigentums- 


Rechte bereffen. Dieſe dürfen aber den allgemeinen Geſetzen nicht entgegen 
ſein; — 


817. —'') 


ID. 


Netöpfiege.'*) 
8 18-3. 





22) Dieſes Hecht beitept mod: ©. 8 1 bed Geſetzes vom 9. November 1867 
über die Verpflichtung zum Kriegsdienft (Web. 7, 129). 

36) Siehe jeht 8 4 Abſ. 2 Biff. 1 des Geſetzes über die Ouartierleiftung 
vom 25. Yuni 1868 (eb. 7, 339), welcher beftimmt : 

Bereit (von der Ouartierleiftung) find nur: 

1) die Gebäude, welche 

a. fih im Belite der Mitglieder regierender Yamilien befinden, 

b, zu den Standeöterrichaften ber vormals reichäftändifchen 2c. Häufer 
gehören 2c. 2c., infoferne dieſe Gebäude für immer oder zeitweiſe 
zum Wohnſitze ihrer Eigentümer beftimmt find. — 

129 Weggefallen durch Aufhebung der ftandesherrlihen Gerichtsbarkeit und 
ehe Bergl. Urt. 1 des Geſetzes vom 4. Juni 1848 und oben Anm. 5, ferner 

nm. 18. 

0, Der lebte Satz dieſes Baragraphen, welcher von den Formen der öffent- 
den Verwaltung handelte, ift weggefallen, da mit dem Wegfall der ftandesherr- 
li Gerichtsbarkeit es auch keine ſolche Verwaltung mehr gibt. 

—— mit der Aufhebung der ſtandesherrlichen Gebiete. 

29 Die Beſtimmungen in Abſchnitt II „Nechtöpflege” und Abſchnitt III 
„Polizei“ find gegenftandslos, da durch das mehrgenannte Gejeg vom 4. Juni 
1 (Art. 1) über die Aufhebung der jtandes- und gutäberrlichen Gerichtsbarkeit 
—8 8, 697) jede hier in Frage kommende ſtandesherrliche Rechtspflege und 

olizeiverwaltung in Wegfall gelommen if. (Urt. 1 Sa 1 1. c. beftimmt: „Die 
ſtandes⸗ und gutäherrliche Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt geht mit dem 
1. Oltober 1848 an ben Staat über“.) 


36* 
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IH. 
Polizei:Beriweltung. '*) 
8 26-42. 
IV. 
Nirchliche Augelegenheiten 
848-46.*9) 


847. Die Verwaltung des Kirchen⸗ Schulen⸗ und milden Stiftungs- 
Vermogens bleibt unter der unmittelbaren eh und ee der Bediat- 
behörbe, jedoch unter genauer Beobachtung der hierüber beftehenden WBerorb- 


nungen. *°) 

48. em Standesherrn ftehet in feinem Gebiete, — — die Uns 
übun Dr —E ») Ye fie —— find, zu; über die Qualifikation 
der Gubiette nräffen bie koniglichen Gefege beobachtet werben. **) 

Die Inftallation der Piarrer ꝛc. —”*) 
V. 
Grundherrliche Rechte und Beſtenerung der Etandesherren. 


8 49. Den Standesherren verbleiben alle aus ihrem Eigentumsrechte her- 
rührenden Einkünfte, Nugungen und Befugniffe, namentlich ihre uud 
Hüttenwerke, Forften, Slößereien, Behenten, (Jagden),“) Fiſchereien und Waid- 
erechtigleiten;, ferner alle aus ber Gutsherrlichleit entipringenden Renten und 
Rubungen, als: Binfe, (Dienfte) **) und andere Reichniffe jeder Art nit Aus- 





Bezüglich der ber Familie Thurn und Taxis verbliebenen freiwilli 
Gerichtsbarkeit |. dad Geſetz vom 29. April 1869 über die Thurn- und Taris’ihen 
Sioilgerichte (Web. 8, 68; Geſ.⸗Bl. 1866/69 ©. 1229) und Hiezu die königliche 
effaration vom 27. März 1812 (Reg.⸗Bl. 841). 

m), Siehe Anm. 18. .. 

") Sind gegenftanbalos. Siehe Kult.-Min.-E. vom 24. Mai 1851 (Web. 
4, 256) über die Mebiatlonfiftorien. (Solche beftehen nicht mehr.) 

1) Vergl. 8 96 der 6. Berf.-VBeilage und hiezu bie Min.-E. vom 14. Juti 
1849 „den Fortbeſtand der von den Gutsherren bisher ausgeübten niederen 
Kuratel und Verwaltung der Stiftungen“ (Web. 4, 37 f). 


28) Vergi. hiezu Verordn. vom 28. September 1854 (Ben. 4, 648) „bie 
Rontursprüfung ber katholischen PBfarr- und Prebigtamt3-Randibaten“ und Min.-E. 
vom 8. April 1862 (Web. A, 8380) über den Vollzug des Konkorbats, ferner 


deöherrlichen behörblichen Organe, durch wel e Snftallation der Pfarrer vor- 
enommen wurde, weggefallen find, ift die bier im lebten ar Ai nie Sufal- 
‚Min. ons 


20) Das Sappreäit auf frembem Grund und Boden ſowie die Frohndienſte 

RO ER 

uryebung De omie er au mg, igterung u von 
Grundlaften (Eh. 8, 697 und 708). s s 
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Sem ber aus perjönlicher Leibeigenichaft herrührenden und geſetzlich aufgehobenen 
e. 


8 50. —*‘) 
851. —”) 


5%. In Anſe ber jänıtli landesherrlichen Gefälle bleibt es bei 
den Bekmrungen —— — vom Jahre Don na vn — beobachteten 
Entihädigungsnormen.?”) Jedoch wirb | 


58 ben Stanbeöherren als Ehrenvorzug die bisher nur ben Mitgliedern 
bes no li Hauſes zugeſtandene Selen von allen Berfonalfteuern **) für fie 
jelbt und ihre Familie, wie auch die Befreiung ber Schloßgebäube, welche ie be 
twohnen, von ber Hausfteuer bewilliget. Ihre übrigen Beſitzungen insgeſamt bleiben 

war infolge der bereit im Jahre 1807 vollzogenen Aufhebung aller Stener- 

beiten im Sönigreidhe, den ſämtlichen Staatsaufla ohne Unterſchied und 
Ausnahme unterworfen; — da jeboch die beutfche Bundesafte Art. 14 die Stan- 
desherren für bie privilegiertefte Klaſſe insbeſondere in Anſehung der Beſteuerung 
erflärt Hat, fo ſoll ihnen zur Entihädigung für das ihnen Hierin zugenacte Vor⸗ 
recht entweder eine beftändige Rente, welche dem dritten Zeile bed Vetrages ber 
ordentlichen ——* , dausſteuer und Dominikalſteuer von ihren vormals 
reichsſtaͤndiſchen Beſitzungen gleichtommt, bei einem königlichen Rentamte en 
wieſen, ober es foll von den Schulden, welche ihnen bei ber Abteilung Anette en 
ind, ein dem mit 20 erhöhten Kapitalftod einer ſolchen Rente gleichlommenber 

nteil auf bie Staatskaſſe übernommen werben. *°) 


8 54. Bu allen außerordentlichen Umlagen ſowohl auf das ganze König- 
rei, als auf den Bezirk, *") in welchem ihre Beſitzungen liegen, haben bie Stan- 
des n gleihmäßig nach dem allgemeinen Steuerfuße beizutragen. 

8 55. Bon Gemeinde-Umlagen find fie rückſichtlich ihrer dermaligen 
Beſitzungen befreit, woferne fie nicht Vorteile aus bem Gemeindeverbande ziehen. "*) 





»*, 8 50 ift weggefallen durch bie Aufhebung ber ftandeöherrlichen Berichte 


barkeit. 
2) Die in 8 51 behandelte Erhebung ber Nachfteuer feitend ber Standes⸗ 
herren ift in Wegfall gelommen. Durch, Min.-E. vom 8. Oktober 1848 (Web. 1, 
95 Anm. *) ift —— daß durch Art. 6 bes Geſetzes vom 4. Juni 1848 
alle rein perfönlichen, nicht auf Grund und Boden haftenden Abgaben, ſohin 
auch das ftandes- und gutäherrliche Nachfteuer-VBezugsrecht ohne Entichädigung 
aufgehoben worden find. 
Geb Re fiehe die Lönigliche Deklaration vom 19. März 1807 lit. H 
eb. 1, . 
1) Siehe Hiezu die Ausführungen bei Web. 1, 623 Anm. 26: danach find 
die Standesherren zur Kapitalrenten-, nicht aber zur Einlommenftener verpflichtet. 
©) Hiezu fiehe aller. Entichl. vom 29. April 1820 „bie Entichäbigung 
der Standeöherren für das ihnen im Art. 14 ber deutſchen Bundesalte zugedachte 
Vorrecht in Betreff der Beſteuerung“ (Web. 2, 37). 
98) D. i. im Regierungsbezirke. Siehe überhaupt zu 8 54 Web. 1, 624 


e) Unter diefen Borteilen find beſondere“ privatrechtliche Vorteile 
verftanden, nicht diejenigen, welche — wie 3. B. bie Benußung von Straßen, 
Bafferleitungen, Beleuchtungsanftalten, überhaupt von gemeindlichen Einrichtungen 
— im allgemeinen jedem ®emeinbeeinwohner ober Bemeindebürger zuftehen. Vergl. 
allerh. Entſchl. vom 30. November 1841: Web. 1, 624 Anm. 29. ðLergl. ferner 
die dortjelbft angeführten Abhandlungen in den BI. für admin. Pr.: 1, 140, 6, 
241 ff., 248, 254, 267, 269,269; 11, 94; 18, 401; 15, 206; 16, 30. 


Anm. 
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856. ®ie in der föniglichen Deflaration vom Jahre 1807 den Stambei- 
herren eingeräumte Freiheit von Boll und Weggeld **) wird beflätiget. Auch rR 
ihnen geftattet, ihre Naturalprobufte und Gefälle aus ihren im Auslanbe gelegene- 
Ka an u“ biesfeitigen Herrſchaften angrenzenden Vefigungen mdutfrei einzm- 

ren. ® 

57. Die Altiv⸗Lehen werden ihnen ferner befaffen; 
ie Nitterdienfte können nur für den Souverän g orbert werben, alle 


übrigen Lehengefälle bleiben dem Mebiatherrn. 

8 58. Die Standesherren find befugt, auch neben andern . 
beamten ein eigene® Kollegium für bie Verwaltung ihrer ntöherrlichen Gimtänfie. 
unter dem Namen DBominilal-Kanzlei **) anzuordnen. 

8 59. Alle Medint-VBehörben haben in ihren „Ausfertigungen bie ®or- 
ichriften der Töniglichen Stempelordnung zu beobachten. **) 


VI. 
Ausſcheidung der Schulden. 


G0.) Die verfaſſungsmäßig kontrahierten Schulden, welche auf deu 
mebinti ierten Yürftentümern, —— aften und Herrſchaften haften, werben, jofern 
nicht gejchehen ift, zwiſchen dem Souverän unb ben mebiatifierten Herren 
a erhältnts der Einkünfte geteilt, welche jener erhält, und diefen verbleiben. 


Hiernach 
a. muß der Stand folder Schulden vor allem hergeſtellt, dann eine genane 
Bilanz zwiichen den Einkünften des einen und andern Teiles gezogen, 
und nad) bem Berhältniffe der reinen Einkünfte die Verteilung gemwad: 


werden 
b. find alle Gemeindeſchulden davon zu fondern und den @emeinben, 
welche fie treffen, zuzuweiſen; 
c. auch bleiben dem Standeöherrn feine perfönlien Schulden zur Laft. 
vo. 
Berpältniffe der ſtandesherrlichen Diener. 
8 61.°%) Den Standesherren wirb geftattet, ihren bei ben Mebiat-Sanz- 





Seite: j. zu $ 55 den rt. 44 der rechtörhein. Gemeinbeorbnung. 
Der 8 5 bezieht fi auch auf die Umlagen der Diſtrilts Gemeinden, i. 
Web. 1, 624 Anm. 29. 
Das Weggeld befteht nicht mehr. Im übrigen vergl. zu 8 56 bie 
if 12 lit. H ber Vellaration vom 19. März 1807 (®eb. 1, 133) und die in 
nm. * dajelbft angeführten Bemerkungen, jpeziell 9 28 lit. c bes Zollgeſeges vom 
17. November 1837; ferner vet 15 Abſ. 2, audy Abſ. 3 des Bollvereinävertraget 
vom 8. Zuli 1867 (eb. 7, ‚nad weichen Beſtimmungen allenfallfige Ent- 
Ihädigungen oder Ausfälle * Ban‘ welche infolge dieſer noch beftehenben Boll- 
befreiung der Standesherren etwa zu leiften find bezw. entftehen, ber Zoll⸗Vereine 
gemeinjdaf nicht in Rechnung gebracht werben können, alſo vom baheriſchen 
Stonte ‚erbft zu tragen find. 
”) Vergl. Een Geſetz vom 4. Juni 1848 über bie Ablöfung des Lehen- 
verbanbes ed. $, 706). 
telmebr „Bomanial-Ranzlei". ©. Web. 1, 625 Anm. 32, 
3 Seht eieh über Gebũhrenweſen in der Faffung bom Jahre 1892. S 


ergi. biezu + «eich vom 1. Juni 1822 über die Staatsſchuld 


ng 
(Web. 2, 128), bejonders A 
Siehe Hiezu —2 vom 16, Februar 1838 (Web. 1, 625 Anm. 35): 


“*) bi 
Führung des Titels „fürftlicher Nat“ durch einen praft. Arzt. 


oben 
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feien angeſtellten Räten und Beifigern die geeigneten Zitel, als: Vorſtand, Direktor, 

Rate, zu geben. Wenn dieſelben ihren Dienern zur Belohnung lange geleifteter 

Dienfte einen höhern Titel verleihen wollen, muß biezu die Lönigliche Bewilligung 
nachgefucht werden. 


8 62. Die Verpflichtung der Mediatbeamten ſoll mit dem Dienfteide für 
den Stanbesheren auch bie Huldigung gegen den Souverän verbinden, und bas 
Protokoll darüber muß an das einichlägige Staatd-Minifterium eingejendet werben. 


8 63 und 64. —"”) 


vi. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
8 65. Sn allen durch gegenwärtige Verordnung nicht abgeänberten Be⸗ 
me bleibt es bei ber Zöniglichen Deklaration vom 19. März 1807. 


Münden, den 26. Mai 1818. 


Fünfte Beilage 
zu der Berfafjungs-Urkfunde. Tit. V 8 4. 


Edikt Über den Adel im Königreihe Bayern vom 
26. Mai 1818.*) 


Titel I. 
Von Erlangung des Adels. 


8 1. Der Abel wird durch eheliche Abſtammung von einem adeligen Vater 
ererbt, oder durch königliche Verleihung erworben.) 


8 2. Die durch nachfolgende Ehe Legitimierten werden den ehelich Ge⸗ 
bornen gleich geachtet. Durch Legitimation mittelſt königlichen Reſtripts, durch 
Adoption oder irgend einen andern Privatakt kann der Adel nur mit ausbriid- 
licher Pöniglicher Bewilligung übertragen werden, welche dann für eine neue Ner- 
leihung gilt 

Soll der Legitimierte, der Adoptierte, den Beſitz der adeligen Titel und 
Wappen der Familie deöjenigen, von welchem er fein Recht ableitet, erlangen, jo 
ift überdies die Einwillung der Agnaten erforderlich. 


88. Die Verleihung gefchieht durch Adelsbriefe. 





Uebrigens ift, da die hier in Betracht Tommenden Beamten in Wegfall ge- 
fommen find, 8 61 zur Zeit als gegenftand3los zu erachten, ebenjo wie 8 62. 


»") 88 63 und 64 find gegenjtandslos feit Aufhebung der ſtandesherrlichen 
Gerichtsbarkeit. 


*) Siehe — Dr. Ludwig Hoffmann: „das Recht des Adels und ber 
Fideikommiſſe in Bayern“. Münden 1896. J. —— Verlag. 

Vergl. auch das Adelsedikt vom 28. Juli 1808 (Web. 1, 109); ferner bie 
Ausführungen oben 8 49 ©. 237 — 241. 

Die 5. Verf. Beil. Handelt nur vom bayerijhen Adel, und zwar vom 
jogen. niederen, lanbjäßigen, zu welchem auch die ehemalige Reichäritterichaft ge- 
hört, welche bezw. ſoweit fie gunter Saheriſche Herrſchaft gekommen iſt. 

Vergl. oben S. 237 

) Der bayeriſche aber ve ben Befig der bayerifhen Staatdange- 
Hirigteit Fe Mit der legteren wird auch der bayer. Abel verloren. Giehe 
oben 
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Die Geſuche um einen Adelsbrief müſſen mit den Angaben und Be⸗ 
fheinigungen der ——— der —— bes Bittſtellers und feimer 


8 
aan außgefertigt, * die — 9— Adels durch das ie Dec nen 
blatt = Reichs "bekannt gemacht. 


Dasſelbe gilt von Erhebungen auf eine höhere Adelsſtufe. 


Die Erteilung des Militär⸗ oder Civil⸗Verdienſtordens au Inlaͤnder 
ichließt d hie —— des. Adels in ſich.“) 
nabigte Die Ir Abel beichräntt ſich für die Zukunft nur auf bie Perfon bed Be 
’ Ein Orbensmitglied, defien Water und Großvater fich ebenfalls biefe Aus- 
—— ten e3 erworben hatten, hat Anſpruch auf —— Ben Verleijung 


6. Der bayeriiche Abel hat Grabe: u 
8 ud Furſten, 2) Ben , — Seriberren 4) Ritter, 5) Adelige mit dem 
räbilate „vo 
Bu der Bliterflffe gehören alle mit einem Verdienſtorden begnabigten In: 
länder, welche nicht vorher jchon einer höhern Adelsklafſe einverleibt waren. 
tern ps einer höhern Adelsſtufe zu gelangen, wird der vorherige Befiß ber 
un 
Ausnahmen fönnen jedoch aus bejonderer Gnade bes Königs fattfinden. 


87. —9 


Yitel IL 


Ben Deu Auszeichnnugen und Reiten Des Abels. 


88 Ein baperiicher Unterthan kann nur dann, mann befien Adelstitel 
in der angeordneten Adelsmatrikel eingetragen ift, die dem Abel im Königreiche 
Bayern „juhebenben Nechte ausüben. 

Beglaubigte Auszüge aus der Adelsmatrikel geben volllommenen Beweis 
für den Wdeldftand einer immatrikulierten Yamilie.*) 





—8 en auch 206 und 208 bis 210 bes Gebähren- 
geiehes bon 1 oben ©. 43 


2) Seht Geſ.⸗ und —* Siehe 8 2 Biff. 6 der Verordu. vom 
29. Dftober 1873 (Web. 10, 149). 

*) Bergl. Verordn. vom 1. März 1806 und vom 19. Mai 1808 (Web. 1, 
118 und 166). ©. oben 8 49 ©. 288. 


°*) Der im 8 7 für die 3 bezw. für Rechtsſtreite über den Abels- 
ftand gewährt geweſene bejonbere Gerichtsſtand eziftiert nicht mehr. 

Uebrigen® wird bie Frage, ob bie Boraudfegungen zum Eintrag des Abels- 
titel3 einer ilie in die Adelsmatrikel gegeben find, nicht von den Gerichten 
verbelhieben, 10 ‚ jonbern ausichließlih vom kgl. Stantsminifterum des kgl. Haufes 
un 

Siehe auch nachftehende Anm. 6. 


2 Vergl. hiezu: Edit vom 28. Juli 1808 (Web. 1, 199); 
erordn. vom 22. Mai 1812 (Web. 1, 893); 
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89 Alle nah 88 1--5 bereditigten Mitglieder einer immatrikulierten 
abeligen Familie haben bie Befugnis, ſich in den eingetragenen Diplomen be- 
zeichneten Titel und Wappen zu bedienen. 

Anmaflungen nicht gebührender Titel und Wappen können ſowohl von den 
beitellten Kronfisfalen, als den Mitgliebern ber beteiligten Familie, entweder zur 
unmittelbaren Abftelung bem Staatöminifterium bes Töniglichen Hauſes angezeigt, 
oder nad) Umftänden gerichtlich verfolgt werden. ”) 

810 und 11. —) 

8 12. —) 

8 18. Rur zum beiten abeliger Berfonen und Samilien können Familien⸗ 
Fideikommiſſe nach den Borfchriften des Edikts über die Yamilien-Fibeilommifie 
errichtet werben.'®) 

8 14. —") 

‚815. Den Anteil der abeligen @rundbefiter an ber Reichsſtandſchaft 
beftimmt die Berfafjungs-Urkunde.'*) 

8 16. Ueber bie grundberrlichen Nechte des Adels enthalten bie ein- 
ſchlagenden Ebdilte die näheren Beftimmungen. '”) 


ditel II. 


Bon Dem VBerlufte Des Adels 
817. —9 





Berordn. vom 12. Oftober und 23. Dezember 1812 (Web. 1, 400 und 408); 

Min.-E. vom 3. Dezember 1815 (Web. 1, 485) und 

Min.E. vom 12. Mai 1841 (Web. 8, 377): „Adelsmatrikel betr.”. 

Ueber bie Gebühr für Eintragung in die Adelömatrifel |. Art. 204 des 
Gebübrengejehed von 1892, oben ©. 433. 

Die Adelsmatrikel wird vom kgl. Staatsminifterium des Aeußern geführt 
gemäß 88 10 lir. a (Reichs⸗Herold), 42 und 43 der Yorm.-Verorbn. vom 9. De- 
zember 1825 (Web. 2, 268 und 267); hiezu Verorbn. vom 27. November 1825 
& 8 (Web. %, 258) über die Auflöfung des Neichäherolbenamtes und Tit. II 8 11 
Ziff. 11 und 12 des organ. Edift3 vom 1. Rovember 1808 über die Unordnung 
des Neichäheroldenamtes (Web. 1, 250). 

iehe Hiezu auch vorftehende Anm. 6. 

) Siehe 8 360 Ziff. 8 des Reichs⸗Str. Geſ.⸗B. 

) 8 10 und 11 find gegenftanb3los, da das Hecht der Siegelmäßigkeit 
und be3 befreiten Gerichtäftandes für ben Adel in Wegfall gelommen if. 

) Gegenſtandslos. Wergl. Art. 96 des Wehrverfafiungs -Bejeges vom 
30. Januar 1868. 

ꝛ0) Hiezu |. die VII. Berf.-Beil.; vergl. oben ©. 289 Anm. 7. 


») Gegenſtandslos. Die gutöberetiche Gerichtöbarkeit ift durch Art. 1 bes 
Abldfungsgefehes vom 4. Juni 1 aufgehoben. 

ı Das Lanbtagswahlgejet vom 4. Juni 1848 hat ber Vertretung ber 
3 alſo auch des Adels als ſolchen in der Abgeordnetenkammer ein Ende 
gemacht. 


Dagegen vesäglich der Neichöratölammer duch Tit. VI 8 8 ber Berf.- - 
r 


Urf. beftimmt, ba dnig das Recht der Vererbung der Reichsratswürde nur 
abeligen Gutsbeſitzern verleihen wirb. ©. hiezu Art. II des Geſetzes vom 9. März 
1828, „die Bildung der Kammer der Reichsräte betr.“, oben ©. 491 Anm. 53. 
's) Siehe hiezu Verf.⸗Veil. VI. 
‚*) Gegenftandslos. Das Reichoſtrafgeſetzbuch hat den Verluſt bes Adels 
als —— nicht mehr. (Vergl. Art. 2 Ziff. 24 des Einf.⸗Geſ. vom 26. De- 
zem 
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8 18. Auf den Adel kann freiwillig verzichtet werben. Bon einem joldhes 
ausdrüdlichen Berzicht muß jebocd dem Könige durch dad Staatsminiſterium 
königlichen Haufes die tormiiche Anzeige geichehen. 

Der Verzicht ift ohne Nachteil für die bereitö nebornen Kinder bes Wer- 
zichtenden, und noch mehr für andere Mitglieder der Yanıilie. 

8 19. Durch bloßen Nichtgebrauch erliiht das Hecht auf einen imma 
tritulierten Adelstitel nicht, weder für den Nichtgebraudyenden, noch für Die Nach⸗ 
fommenjchaft. ’*) 

8 20. Ein durch wenigftens zwei Senerationen fortdauernder Nichtgebrauch 
verbindet jedoch die nachfolgenden Mbtömmtinge einer immatrifulierten abelt 
Familie, um euerung bes Adels unter Worlegung der Beweiſe ihrer 
flammung in der oben 8 3 bei Nachſuchung eines neuen Adels vorgeichriebenen 
Urt einzulommen. 

ie Erneuerung, welche unter dieſer Borausfeßung nicht verweigert werben 
kann, wird ſodann in der Abelsmatrikel bei der bereit immatrifulierten Familie 
vorgemerkt, und im Falle, daß ber frühere Adelsbrief verloren gegangen, ein nener, 
ſonſt nur ein Zeugnis über die gefchehene Erneuerung auögefertigt. 

8 21. Sufpendiert wird der Gebrauch bes Adelstitels burch bie Ueber⸗ 
nahme nieberer, bloß in Handarbeit beftehender Lohndienfte, Durch bie Ansübung 
eine Gewerbes bei offenem Kram und Laden, oder eines eigentlihen Hand⸗ 
mwerfes. '*) 

Diele Berfügung befnt ſich jedoch nicht über die Dauer jener Sufpenfions- 
Gründe, noch auf die Kinder aus, welche fich nicht in gleichem Falle befinden. 

8 22. —)) 


Münden, den 26. Mai 1818. 


Sechſte Beilage 
zu der Verfaſſungs⸗Urkunde Tit. V $ 4 Nr. 1. 


Edikt über die guisherrliden Rechte und die gutsherrfiche 
Seridtsbarkeit!) vom 26. Mai 1818. 


81. Sedem Guts-Eigentümer find durch die Verfaflungs-Urkunde bes 





Vergl. auch Art. 2 des Geſetzes vom 10. Zuli 1861 über die Aufhebu 
der Straffolgen, oben ©. 512 Anm. 97. * 
29) Dagegen erliſcht der Adel durch Verehelichung einer Adeligen mit einem 
Nichtadeligen, ferner durch Aufgabe oder Berluft ber bayeriichen Stantsangehörig- 
feit. Rergl. biezu oben Anm. 1. 
2e) Siehe hiezu Min.-E. vom 20. Dezember 1818 (Web. 1, 747): „bie 
Ausübung der Adelsrechte“. Nach derfelben find von der die Sufpenfion bes 
Adels betreffenden Verfügung diejenigen ausgenommen, beren Betrieb entiweber 
a. (ſchon durch die Iandesherrliche Konzeffion) ald Fabrik erflärt iR und 
mobei auch (nach ben allgemeinen Beitimmungen ber Fabrilen) kein 
Detail-Verlauf ausgelbt wird, ober 
b. wo ein Handwerk oder Gewerbe nicht von dem Inhaber felbft, ſondern 
von einem eigens beftellten @ejchäftsführer ohne des erfteren perjönliche 
Einmengung beforgt wird. 

Huch die fogen. freien Künfte: Kupferftecher, Bildhauer, Maler x. 
find ausgenommen, dagegen nicht Diejenigen Wpotheler, welche an dem 
Tetail-Berlaufe der Arzneimittel perfönlich teilnehmen. 

2) Weggefallen mit dem Wegfall der gutöherrJihen @erichtäbarteit. 
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Neihe, Tit. V 8 4, feine gutöherrlichen Nechte nach den gejeglichen Beſtimm⸗ 


ungen gefichert. 
Erſter Mbſchnitt. 
Bon deu gutsherrlichen Rechten. 


Yılel I. 
Bon den Rechten der Gutsherren, welche ſich auf Das Eigentum beziehen. 
A. Bolles Eigentum. 

8 2. Die Gutsherren haben fich in denjenigen Fällen und @eichäften, 
weldhe das Eigentum ihrer Güter und deilen Erhaltung, Benügung, Verbeſſerung, 
Veräußerung ober Verſchreibung an Britte betreffen, nach den bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzen zu achten. 

8 3. Bei der Ausübung ihrer Eigentumsrechte und insbeſondere ber 
Fiſcherei, des (Jagd⸗),) Yorft- und Bergrechtes find fie verbunden, die hierüber 
beftehenden Berordnungen und Polizei⸗Geſetze zu beobachten und ben Beſtimm⸗ 
ungen ber etwa erforderlichen Iandesherrlichen Konzeflionen nachzukommen. 


B. ®eteiltes Eigentum. 
8 4-20. — ) 


Titel I. 
Bon einigen beſonderen Rechten der Gutsherren. 


8 21. Die Errichtung neuer Schulen fteht den Gutöherren, injoferne das 
Dedürfnis Hiezu aus dem allgemeinen Schul-Organismus hervorgeht, mit Be- 
willigung der DOber-Schulbehörde zu. Schon beftehende gutsherrliche Schulen 
können ohne eben diefe Bewilligung weber unterbrüdt och verjegt werden. 

Den Gutöherren bleibt die Anftellung der Schullehrer, wo fie diefelbe her⸗ 
gebracht haben, vorbehalten, mit der Beichräufung, daß der ernannte Kandidat 





1) Hiezu |. beionders das Geſetz vom 4. Juni 1848 (Web. 8, 697 ff.) 
über die ufbebung ber ftandes- und gutgsherrlichen Gerichtäbarleit, dann die 
Ne er Fixierung und Ablöfung ber Grundlaften. Nach Art. 1 desſelben ift 
die ſtandes⸗ und gutäherrliche Gerichtsbarkeit und Bolizeigewalt mit 1. Oftober 
1848 an ben Staat übergegangen; ferner find nad Urt. 2 f. und bezw. Art. 
21 ff. die Grundlaſten teil3 aufgehoben, teil für ablösbar erflärt, jo daß bie 
: Beftimmungen der Beilage VI zum gedkten Zeil in Wegfall gelommen find, 

Bergl. hiezu noch Geſetz vom 28. April 1872: „die Srundentlaftung betr.” 
(Web. 9, 381; Geſ.⸗Bl. 1871/72 ©. 849); 

ferner das Gejeh vom 4. Yuni 1848: „Die Ausübung bed Yagdrechtes auf 
fremdem Grund und Boden betr.” (Web. 8, 708), durch welches jedes Jagdrecht 
anf fremdem Grund und Boden aufgehoben wurde; 

dad Geſetz vom 28. Mai 1862 über die Ausübung und Wblöjung bes 
Weiderechts auf fremdem Grund und Boden (Web. 4, 457); endlich audy noch 

das Geſetz vom 28. Mai 1862: „die Sicherung, Yirierung und Ablöjung 
der auf dem Zehentrechte Taftenden kirchlichen Baupflicht betr.” (Web. 4, 467). 
Dur die vorgenannten Geſetze ift bie Grundherrlichkeit der Gutsherrn 
und mit ihr die aus der Grundherrſchaft Tommenden (gutöherrlihen) Rechte zu 
&rabe getragen worden. 


a ) Das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden ift aufgehoben ; fiehe 
nm. 1. 

*) Diefe Beſtimmungen find teils aufgehoben, teils erjegt durch das in 
Anm. 1 genannte Geſetz vom 4. Juni 1848, Dader gegenſtandslos. 
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ber betzeffenben rde präfentiert werben mn, welche unterfucdht: ob derſelbe 
—— — ——ã— — unb nad dem 


Ge Ne udyung entweder bie Betätigung erteilt oder dem 
, —— — Bewerber zu ſtellen.) 

8 22. Ebenfo verbleiben den Gut die Patronatörechte, im deren 
Ed A| befinden , mit Beobachtung ber und insbefonbere i 

m —* geiſtuchen Rand beftehenben ) 

8 24. Gutöbefiger, welche als Mirdenpatroue gewifie Ehrenrechte her- 
gebradyt haben, ’) 

Bweiter Mblıhnitt. 
Ben ber gutsherrlichen Geridtöäberleit.®) 
Bapitel IV. 


Bon den Schul⸗ und Kirgen-Angelegenheiten. 
8 98. Die Rechte der Sutöherren in Anjehung der Schulen find in $ 21 
bezeichnet worden. 

A ber in den 88 22—24 net nat3- und 
damit : Gen ———ù — Gaben bie — — — —3* Aufträge 
ihrer Gutsherren zu befolgen; — 

8,8 —' F 


Lapite 
Bon ben Stiftungs⸗ und Gemeinde⸗Augelegenheiten. 
8 96. Wo über gewiſſe beftimmte Stiftungen den Gutsherren aus einem 





Di tsherrl te be d 18 
——— * — der fal. Rreiörägierung prüfntiert nah 
von t 

Sie —7* ine. vom 29. März 1835 (Web. 8, 20): „bie Batronats- 
fchuien“, und vom 23. September 1851 (Beb. 4, 297) gleichen VBetreiid. Leber 
Bellen näheres Bb. III 8 44 

—— Entſchl. vom 12. Deyember 1809: „Präfentation der Brivat- 

patrone“ (®eb. 1, 8iy) ieje Bräfentation muß, innerhalb 6 Monaten erfolgen. 

Tifctiter Fein ME. vom % Dezember 1838 (Web. 8, 274): „Präfentationsredht, 
i 


Ri. E. vom 14. Februar 1843 (Web. 8, 480): „Brivat-PBräjentationsredhte“; 
Min.-E. vom 21. Mai 1876 (Web. 1, 648): „Pfründepräfentationen. 
Anzeige der Beftätigung“ ; 
—* Verordn. vom 17. Dezember 1825 88 20, 34, 36 (Beb. 8, 285 ff.). 
8 in 8 23 genannte ae ift gegenftandslos, da es feine 
stetige en Behörden, welche bie Inſtallation vorzunehmen. Bätten, mehr gibt. 
iehe Min. .E. vom 2. April 1829 (Web. 3, 469): „St 
Trauer, ichmgebete und Biff. 7 der Bollz.-Borichr. vom ir Oftober 183 zur 
VI. Berf.-Beil. (Web. 1, 632 Anm. 8). Bergl. Anm. 5 st ber IV. Berf.- 
Beil., ferner Anm. 19 zu Urt. XI des Ronforbat und Anm. 23 zu 8 19 bes 
Brotchantenebifih 
*) Sämtliche Beftimmungen der 88 25—92 der VI. Berf.-Beil. find gegen- 
ſtandslos —— da die gutsherrliche Gerichtsbarkeit und Polizeiverwaltung 
in wegh gekommen und bezw. auf den Staat übergegangen iſi. 
Gegenſtandsſlos, vergl. Anm. 6. 
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beionberen Privat⸗Rechtstitel die niedere Kuratel und Verwaltung zufteht, verbleibt 
ihnen diefelbe, und fie haben ſolche nach den beftehenden Verordnungen und all- 
gemeinen Verwaltungs⸗Vorſchriften, mit Vorbehalt der Unterordnung unter bie 
obere Kuratel felbft oder durch ihre Beamten auszuüben. Sie haften aber als- 
dann für das verwaltete Vermögen perjönlich, find zur vollftändigen Inventari⸗ 
jation, fowie zur Nachweiſung über bie Erhaltung und forgfältige Vewirtichaftung 
der Fonds verpflichtet und bleiben insbeſondere verantwortlich, daß dieſelben nicht 
mit a rigen ermögen vermiücht, noch zu frembartigen Zwecken verwendet 
werben. 
8 97-110. - 
Rapitel VI, 

Bon den gerichtöherrligen Gefüllen und dem beſonderen diesfallſigen Rechten. 


8 111. Alle Abgaben, welde zu den Domanial- und Privat-Befällen 
le! insbeſondere diejenigen, weile aus Bergwerken, (Jagden), Forſten, 
chereien u. |. w. fließen, verbleiben den Gutsherren auch ohne Gerichtsbarkeit 
allenthalben, wo fie biejelben hergebradyt haben. '*) 
8 112. — 18) 
118. bi. 1 weggefallen ; ſ. Anm. 13. 
en Gutsherren überhaupt verbleiben ferner, auch abgejehen von der 
Gerichtöbarleit, die Tagen für ſolche Ausfertigungen, welche bei Ausübung ber 
— im ‚gesemärtigen Edikte zugejtandenen gut3berrlichen Rechte (88 4 bis 24) 
anfallen. 
In beiden Fällen tft fich jedoch nach den beftehenden Taxordnungen zu achten. 
8 114 und 115. Gegenſtandslos. 
8 116. Weg- und Brüdengelder, dann Zölle ftehen dem Gutsherrn 


nicht zu. 

Desgleichen darf er weder die aus ber perfönlichen Leibeigenichaft her⸗ 
rührenden durch das Edilt vom 31. Wuguft 1808 aufgehobenen Getälle beziehen, 
noch hat er Anipruch auf das Heimfallsrecht, die Konftisfation der Güter und das 
erblo8 gemworbene Privateigentum. Die fich hierauf beziehenden Verhandlungen 
werden von ben föniglichen ®erichtäftellen vorgenommen. 


8 117-128. Gegenſtandslos. 


Yitel VL 
Bon dem Der li Geriggtöbarteit andere ‚ 
e son der a — Dem Aufhoren —2 Beide 


8 129—134. Gegenſtandslos. 





19, Diefer 8 96 über bie privatrechtlidde Stiftungsfuratel der Gutsherrn 
ilt noch. Vergl. Min.-E. vom 14. Juli 1849 (Web. 4, 37 und Anm. *** da- 
—**— „gutöherrlihe Stiftungen“ ; 

er ſ. ie noch Ziff. 106-108 der Vollz.⸗Vorſchr. vom 18. Oktober 
1837 zur 6. Berf.-Beil., abgebrudt (eb. 1, 648 Anm. 13.) Xergl. audy Anm. 21 
zu & 47 der 4. Berf.-Beilage. 

11) 88 97—110 gegenftand3lo3 geworden durch Aufhebung ber gutäherr- 
fichen Gerichtsbarkeit, 8 der guteherr 
) Bergl. jedoch hiezu Art. 6 bed Grundlaſtenablöſungsgeſetzes vom 
4. Juni 1848, nach welchem „alle rein perſonlichen, nicht auf Grund und 
Boden haftenden Abgaben ohne Entihädigung aufhören“. 

Weggefallen mit Aufhebung ber gutsherrlichen Gerichtsbarkeit. 

29 Hat noch Bedeutung für die Ausuͤbung von Praͤſentations⸗ und Patro⸗ 
natsrechten. Vergl. 88 21, 22 und 24 diefer 6. Beilage. 
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8 135. Uebrigens ift den mit ber Gerichtöbarfeit und mit dem Pfänb- 
ungsrechten nicht verjehenen Gutsherren in Beibringung ihrer gutsherrlichen 
Forderungen auf Anrufen fchleunige Amtshilfe zu leiften. 


VBeſondere Beitimmungen. 


136. Nach dem gegenwärtigen fortan allein giftigen Edilte über bie 
utäßereliken Rechte und bie gutöherrliche Gerichtsbarkeit find auch die guts- 
Bertlichen Rechts⸗ und Gerichtäverhältnifje des vormals unmittelbaren Reichsadels 
und der vormals reichöftändiihen Fürſten, Grafen und Herren im allgemeinen, 
jedoch infoweit zu beurteilen und zu behanbefn als rüdjichtlich der erftern in ber 
Dellaration vom 31. Dezember 1806 und rüdfichtlich der letztern in dem Edilte 
vom heutigen Tage feine anderweitigen Beftimmungen getroffen find, und vor- 
behaltlich der benjelben in jener Deklaration und in dem bejagten Editi⸗ zuge⸗ 
ſtandenen beſondern und höhern, mit der Verfaſſungs⸗Urkunde * Reichs verein⸗ 
barlichen Rechte. 


Siebente Beilage 
zu der Verfaſſungs⸗Urkunde. Tit. V. 


Sit über die Samilienfideikommifle!)?) vom 26. Mai 1818. 


I. Litel. 
Ben Familien⸗Fideilommiſſen überhaupt. 

8 1. Familien-Fideilommifle, kraft weldher ein Vermögen für alle ober 
doch für mehrere Geſchlechtsfolger als unveräußerliches Gut ber amitie beſtimmt 
wird, können künftig nur zum Vorteil adeliger Perſonen und Familien errichtet 
werben. ®) 

8% Zur Errichtun 18 eines Familien -Fibeilommilles wirb ein Grund⸗ 
vermd * erfordert, von welchem an Grund⸗ und Dominikalſteuer“) in simplo 
wenigftens fünfundzwanzig Bulden*) zu entrichten find. 





) Hiezu ſ. Inſtruktion vom 8. Mär; 1867 (Web. 5, 89 ff.) über die 
Bebanblung der SFideitommiffe. 

Siehe auch Tier. VI 8 3 der Berf.-Urk. und 8 13 der 5. Beilage. 

Außerdem vergl. 88 8 und 22 Hiff. 2 und 131 bed Oppothelengefehes vom 
1. $uni 1822; 8 45 der Reichs⸗Konkurs⸗ Ordn. und 8 5 des a eengeieteh 
hiezu; Art. 4 der a ; Art. 36 des 213 (de ngögefe 
Ger.-Berf.-Bei.; Art. 65—69 (Gamitienfbeitommifle), 213. (Beilger —* 
gebühr) au 116 (Gebühr für Erbverträge) des —A von 1892. 

e. Yujommenfielung der bayer. an lien-Fibeitommifle j. Weber Un- 

hangband ©. 697 Ff., is ent oben 8 49 © 239. 


* Fr 5, 7, 8, 13, 20, 26, 40, 69 bemerkt werden. Der a des genann- 

eſetzes, welcher die ibeifommiffe behandelt, mit welchen infol res 
—— — —z— eichsratswurde verbunden iſt, iſt oben bei vigB 

gedrudt. 

ig ergl. j 109 1. c.; ferner Geſetz vom 22. Februar 1866 (Web. 4, 679) 
über die landwirtſchaftlichen Erhgüter. übere® über lebtere in 8 465. 

*) Un Stelle der Dominilalien treten gemäß Art. 84 des Ablöfungägef 
vom 4. Juni 1848 nad) erfolgter Wblöfung die dafür erlegten Ablöfungsfchuldbriefe. 
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8 38. Unter diefes Grundvermögen find zu rechnen:*=«) 

1) alles im Königreiche gelegene Landeigentum ſamt den mit Demfelben in 
natürlicher Verbindung ftehenden Iandwirtfchaftlicden Inbuftrialanftalten, 
in3befondere ben Brauereien; 

2) die Früchte des Obereigentums, als Gilten, Stiften, Grundzinfen, 
Laudenien, —; | 

3) — fruchtbringende Realrechte auf fremdem Eigentum, injonderheit — 
— — das Filhreht in fremden Waldungen oder Öffentlichen Flüſſen 
und Seen, wenn fich dieje Dr mit einem zum Fideikommiß beftimmten 
Gute im Bufammenhange befinden. ®*) 


8 4. Ein Grundvermögen, welches als Lehen- — Gut im Lehend- — 
Berbande fteht, kann nur mit Einwilligung des sebenäberen zum Fideikommiſſe 
verwendet werden, jedoch muß bei dem Lehen diejelbe Erbfolgeordnung, wie bei 
dem zu errichtenden Fideikommiſſe ftattfinden. 


8 5. Das Örundvermögen, welches bem 5 2 gemäß zur Errichtung eines 
Fideikommiſſes erfordert wird, muß frei von ulden und Laften fein. Haften 
darauf unablösbare Laften oder foll das Fideikommiß durch bejondere Dispo- 
fitionen des Stifter ober mit Schulden belaftet werben, jo wird außer jenem 
Örundvermögen noch ein Fond erfordert, aus defjen Rente jene Bürden und 
Laſten beitritten werden können. ®) 


8 6. Ein auf Grunbvermögen (8 3) fonftituiertes Fideikommiß kann fo- 
wohl bei der Errichtung, als in der Folge durch jede Art von beweglichem oder 
unbeweglichen Vermögen vermehrt werden. Insbeſondere ift geitattet, Häuſer 
und Gärten, Gelb und Kapitalien, Kleinodien, Sammlungen von Gemälden, 
Kunftfachen, Büchern u. dgl. und die Hauseinrichtung zu Ddiefem Yyideilommiß- 
Ueberſchuſſe mit gleicher fideikommiſſariſchen Eigenichaft zu beitimmen. 


87. Dad Bermögen, welches zu dieſem Ueberſchuſſe verwendet wird 
muß, wenn e3 mit Schulden belaftet ift, aus deſſen Früchten in 20 Jahren fchul- 
denfrei gemacht werden (8 69). ”) 


8 8. Wußer den auf beſonderen Dispofitionen g 6) beruhenden Buge- 
—* eines Fideikommiſſes find kraft des Geſetzes als Zugehörungen desſelben 
anzuſehen: 
1) bei Oekonomien das Vieh und die ſogenannte Fahrnis; 
2) bei Brauereien das Braugeſchirr jeder Gattung; 
8) bei anderen Snbuftrinlanttalten die hiezu gehörigen Majchinen und 
Werkzeugen aller Art. 





’) Jetzt 42 Marl 86 Pfennig. 


sa) Es iſt wohl felbftverftändlich, dat die durch dad Grund⸗, fowie das 
Lehensabloſungsgeſetz, desgl. das Geſeß Über die Aufhebung des Jagdrechtes auf 
frembem Grund und Boden aufgehobenen Rechte Beſtandteile eines Fideilommiſſes 
nicht mehr fein können. 

Bergl. hiezu 8 1 Sa 1 und 2 des in Anm. 1 cit. Geſ vom 11. 
September 1826: ei 

8 1. Die Konftituenten ober Stifter eines Fideilommiſſes find nach 88 5 
und 24 Nr. 3 nur nachzuweiſen verbunden, daß die auf dem Fideikommiſſe haf- 
tenden Schulden aus bem Ueberienuffe bezahlt werben können. 

8 2. Siehe oben bei Tit. VI 8 3 Berf.-Urt. ©. 491 Anm. 62. 

’) Hiezu 8 1 Saß 2 des Gefepes vom 1. September 1825: „die im 8 7 
ausgebrüdte — ber wirklichen Tilgung und Vorlage eines Tilgungs⸗ 
dlanes bezieht ſich, dem darin angeführten 8 69 gemäß, bloß auf ben Fidei⸗ 
kommiß⸗Folger. 
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Dieſe jollen, wie die mit dem Fideikommiſſe bei befien Errichtung ver⸗ 
bundenen Mobilien ($ 6) gehörig verzeichnet, abgeichägt, und dem Fibeilonmiß- 
Nachfolger in dem Umfange, welchen jenes Verzeichnis ausipricht, in vollfonmen 
brauchbarem Stande hinterlaffen oder in eben derfelben Qualität erfegt werden. °) 


9. Beſteht das Familien⸗Fideikommiß in einem Gutskomplexe, jo find 
ferner ertinenzftdt e besjelben mit gleicher Eigenichaft :: 
1) bei nomien ber nötige Samen und Das bis zur nächſten Ernte 
ginveicpenbe Speife-@etreide, dann 
2) dei Brauereien ein nach dem zur Beit ber Fideikommiß⸗Folge ſich be- 
zeigenden Betrieb des Brau-Geichäftes notwendiger balbjähriger Vorrat. 


819. Kann ein Fideikommiß auf das dazu beftimmte Vermögen nicht 
— gegründet werden, fo iſt bie Dispoſition giltig, wenn dasſelbe ans dem 
ermögen entweder für ſich ſelbſt oder mittelſt der inzwiſchen anfallenden und 
als —— anzulegenden Früchte und Zinſen längſtens in 20 Jahren hergeſtellt 
werden kann. 

Bis zur Erfüllung dieſer Bedingung ſoll ein ſolches Vermogen gleich dem 
Vermögen ber Minderjährigen unter Aufficht des zuftänbigen Gerichts verwaltet, 
das bare Geld gegen gupotgetarifche Sicherheit verzindlich angelegt unb von dem 
Appellationsgerichte, ei welchem dieje Dispofition in die Yıdellommik-Matrifel 
einzutragen ift, dafür gejorgt werben, daß innerhalb der vorbemerften 20 ce 
bag Fideikommiß durch Ankauf eines dazu geeigneten Vermögens ober durch defien 
Freimachung von Laften und Schulden volllommen gegründet werde. 


8 11. In einer Familie können neben bem Fideikommiſſe für die erfi- 
geborene Linie noch mehrere Fideilommiffe für die nachgebornen Linien errichtet 

en. 

812. Mit einem Fideikommiſſe können befondere Dispofitionen 
Vorteil einzelner Mitatieber des Geſchlechts, 4 B. für den Geidlehtö-Neltehten, 
Kt bie nadgeboren hne, für Wusftattung der Töchter, für den Unterhalt ber 

itwen und dergleichen verbunden werden. Diele Anorbnungen find als Laften 
bes Fideikommiſſes zu betrachten, für welche nach 8 5 ein befonderer Fond aus 
geworfen werben muß. 


8 13. Die Rechte und Verbinblichleiten des Fibeilommip-VBefigers und 
ber Mitglieder der Familie in Anſehung bes Fideikommiſſes find hauptſächlich 
nach dem erllärten Willen bes Stifters, ſoweit deflen Anordnungen dem gegen- 
wärtigen Edilte nicht zumwiderlaufen, zu beurteilen. *) 

Eine Abänderung biefer Dispofitionen findet nur unter den Boraus- 
feßungen und aus den Gründen flatt, unter welchen die Auflöfung des Fidei⸗ 
fommifjes (8 97) geftattet if. 

8 14. Wille Handlungen, welche fih auf die VBeftätigung bes Fideilommifles 
beziehen oder jonft die Genehmigung des Gerichts erfordern, fowie bie Yührung 
der Fideilommiß⸗Matrikel find bem pelutiondgerichte Jugetvielen, in befleu Be- 
irt das Yibeilommiß-VBermögen gelegen ift. Liegen bie Güter unter verichiebenen 

ppellationd-@erichten, '*) fo ift dasjenige zuftändig, in deſſen Bezirk fi das 
Haupt-Dbjelt des Fideikommiſſes befinden, 





9 Siehe 8 4 bes Bejepen vom 11. September 1825: „die Beftimmung 
beö 8 8, daß bie zum Fideikommiſſe gehörigen Mobilien —— und abge⸗ 
ihägt werden ſollen, findet auf ben Stifter bes Fideilommiſſes feine Anwendung.“ 

) Siehe 8 3 des def vom 11. September 1825: „ber Konftituent ober 
Stifter eines —* ikommiſſes iſt nach 8 13 anzuordnen befugt, daß ein beſtimmter 
oder unbeftimmter Teil des Fideikommiß⸗Ueberſchuſſes zur Tilgung der auf bem- 
jelben bei befien Konftituierung haftenden Schulden von dem Fideikommißbeſitzer 
veräußert werden fünne ober jo.“ 
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Sn Fideikommiß⸗Sachen follen bie Wppellations-Berichte **) durch Vor⸗ 
rufung Der Beteiligten in Berjon oder dur Spezial-Bevollmächtigte in kommiſ⸗ 
fionellen Bujammentritten alle weitläufigen Verhandlungen abzuichneiden {uden. 

Gegen bie Entichließungen der Appellations-Gerichte in Fideilommiß⸗Sachen 
finden Rechtsmittel, wie in ftreitigen Nechtsfachen ftatt. 

8 15. Andere Nechtöftreitigleiten, welche über ein Familien-Fibeilommiß 
oder über die dazu gehörenden Güter entftehen, bleiben den jonft zuftändigen Ge— 
richten überlaffen. 

8 16. Bei jedem Appellations-Gerichte'*) wird eine eigene Matrifel ge- 
führt, welche die in deſſen Bezirk — Familien⸗Fideikommiſſe mit einer 
vollftändigen Anzeige des dazu gehörenden, ſowohl Grund» als andern Vermögens, 
defien Ab- und Zugänge, die darauf haftenden Laften und Schulden, die zur 
Tilgung der Schulden und Ergänzung oder Vermehrung der Subftanz feftgejegten 
Friſten, dann alle an dem Fideikommiſſe mit Genehmigung des Gerichts vorge 
gangenen Veränderungen enthält. Jeder Beteiligte kann die Einſicht dieſer 

atriten —— ai ß ber 3 Sat für die A ab 
a3 Staats-Minifterium der Zuftig hat für die Anlegung unb Yortfegun 
derjelben bejonderr Obſorge zu tragen. h vung 


Yitel IL. 
Bon Errichtung der Familien⸗FJideilommiſſe. 

817. Familien-Fideilommifle können nur durch eine ausdrüdliche Er- 
flärung entftehen. 

8 18. Ron Seite des Konftituenten wird zu dieſer Erklärung bei einer 
Handlung unter ben Lebenden das freie Dispoſitions⸗Recht über fein Vermögen 
und bei einer legtwilligen Verfügung die Fähigkeit zu teftieren erfordert. 

819. Wer ein Yamilien-Fideilommiß gründet oder vermehrt, darf den 
Anteil berjenigen, welche darauf nach den Geſetzen ein Recht haben, nicht 
verlegen. 

8 20. Der Plichtteil wird erft bei bem Tobe bes Konftituenten beftimmit, 
wie fi in dieſem Zeitpunkte deſſen Kinderzahl und befien Bermögen, mit Ein- 
Ichluß des zum Fideikommiſſe gewidmeten Vermögens, verhält. ’*) 

8 21. Den zum Pflichtteil Berechtigten Tann dasjenige, was ihnen durch 
das Fideikommiß zugeivielen wird, in den Pflichtteil angerechnet und felbft ber 
ganze Pflichtteil des erſten Inſtituierten mit ber Yideilommiß-Eigenichaft belegt 
werden, wenn biejes jo geichieht, daß er die Wahl Hat, ob er das Fibeikommi 
mit Belaftung des Pflichtteild oder ben Puigtteit allein ohne Belaſtung, aber 
auch ohne die Fideikommiß⸗Folge annehmen will. 

8 22. Ein Familien⸗Fideikommiß wird erſt 

1) durch gerichtliche Beſtätigung und 
2) durch die Eintragung in die Fideikommiß⸗Matrikel wirkam. 

8 28. Die Betätigung wird in einer bei dem betreffenden Appellations- 
Gerichte von den Beteiligten oder im Fall eines durch letzten Willen beftimmten 
Fideikommiſſes von denjenigen, welchen deſſen Vollzug obliegt, zu übergeben- 
den Borftellung nachgeſucht. 





ie An Stelle der Apellationägerichte find nun die Oberlandesgerichte ge- 
treten (Mrt. 36 des Ausführungsgeſetzes zum Reichs⸗Ger.⸗Verf. Geſ.). Siehe auch 
Web. 1, 651 Anm. 10, 
"2 Vergl. hiezu die oben in Anm. 1 angeführte Inſtruktion vom 8. 
März 1867. 
8 a6 1 Bergl. 8 7 des Geſetzes vom 11. September 1825, unten in Anm. 14 
zu .c 


Vohl, Hanböug, L 37 
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8 234. Mit dieſer Vorftellung ift: 

1) die Urkunde, welche Die fibeilommifjarische Dispofition enthält, entweber 
in Urfchrift oder in einer — beglaubigten Abſchrift und eine 
umftändlihe Anzeige aller Veſtandteile des Fideikommiſſes vorzulegen, 


Dabei 

2) gerichtlich zu beurfunden, daß der Fideilommiß-Stifter bisher der un- 
beftrittene Eigentümer des zum Fideikommiſſe beftimmten Grunb- 
vermögend war; ferner 

3) nachzuweifen, daß das zum Fideikommiſſe beftimmte Wermögen ſchon 
dermal, oder menigfien in der Zulunft zur Gründung eines Familien⸗ 
Fideikommiſſes (8 —7) gesignet fei, worüber in Anjehung bed Grund⸗ 
Vermögens beglaubigte Auszüge aus den Steuer-Pegiftern beizufegen 


find; 

4) bei den Durch letztwillige Verfügung errichteten Fideikommiſſen ift zu 
beweifen, Daß dieſe Verfügung von ben Beteiligten als rechtögiltig an⸗ 
erfannt, und kein Rot-Erbe an feinem Pflichtteil verlegt fei; enblich find 

6) die erforderlichen Beweiſe der perjönlichen Fähigkeit derjenigen, zu berem 
Vorteil das Fideikommiß errichtet wurde, beizulegen. 


8 25. Beigen fich bei ber vorläufigen Prüfung diefes Gefuches Anftänbe 
und Mängel, fo follen fie den Beteiligten eröffnet, und diefe zur Hebung der An⸗ 
fände und Ergänzung des Mangelnden innerhalb eines beftimmten, jedoch auf 
Anſuchen zu verlängernden Termins aufgefordert werben. 


8 236. Das Uppellationd-Gericht hat von den ®erichten und —A 
Aemtern, in deren Bezirke die zum Fideikommiß beſtimmten Güter liegen, ⸗ 
niſſe abzuverlangen, ob und mit welchen Hypotheken ſie belaſtet ſeien, auch den⸗ 
jenigen, welche hinſichtlich des zum Fideikommiſſe beſtimmten Vermögens perjön- 
liche oder hypothekariſche Forderungen zu machen haben, und zwar ben unbekannten 
Blänbigern durch Ediktal-Zadımg, zu deren Angabe einen präflufiven Termin von 
ſechs Monaten unter dem Rechtd-Rachteile vorzufeben, daß nach Berftreichung bes- 
—— — obge i te nermögen alt ein —— i —— würde Me nit m iert 
werden, folglich diejelben wegen der nicht angezeigten Forderungen ſich nicht mehr 
an bie Subſtanz des Fideilommiß-Bermögens, fondern nur an das —E 
mögen des Schuldners, oder in deſſen anglung an bie Früchte des Fidei⸗ 
kommiſſes zu ve berechtigt fein follten, und jelbft hier nur unter der Be- 
ſchränkung, daß fie denjenigen Gläubigern nach hen, welche ſich innerhalb bes 
gedachten Termind gemeidbet haben. Die Ediktal- Ladung foll dreimal in zwei⸗ 
monatlichen Zwiſchenräumen in Öffentliche Blätter eingerüdt werden. ’*) 





0 Siehe 8 1 bes Geſetzes vom 11. Septeniber 1825, oben Anm. 6. 

1) Vergl. Art. 70 des Ausf.-Gei. zur Civ.⸗Proz. Ordun. ferner 8 6 und 7 
des Geſetzes vom 11. September 1826: 

86. Die Beltimmuug des H 26, wornad die perjönlicdden und hypo 
fariihen &läubiger unter dem Nechtönachteile, dab fie ſich nicht mehr an bi 
Subftanz des Fideilommiß-Bermögend zu halten berechtigt feien, vorgelaben 
werben jollen, ift auf bie von den Berichten und Hypothekenämtern angezeigten 
Gläubiger, ſowie auf die von bem Stifter bes Fideikommiſſes benannten Fidei⸗ 
tommiß-@läubiger nicht anwenbbar, fondern es find biejelben erforderlidhen Falles 
unter dem Wechtänachteile vorzuladen, daß ihre Forderungen dergeftalt, wie fie 
angezeigt find, auf das Fideikommiß eingetragen werben follen. 

8 7. Die Kinder des Konftituenten ober bie ihnen zu beftellenden Kuratoren 
bürfen, wenn er jelbft die Inſtruktion zur Eintragung in die Matrikel veranlaßt, 
nur in dem alle fpeziell hiezu vorgeladen werben, wenn dieſes nad 8 26 auch 
bei anderen Perfonen zuläffig hy und bedarf es inöbejonbere wegen des Pflicht- 
teils, gemäß bes 8 20, feiner Borlabung ber Kinder. 


8 %a. Die Beilagen zur Verfaſſungsurkunde. 7. Beilage. 579 


8 37. Werden nach erfolgter gerichtlicher Bekanntmachung Yorberungen 
vorgebracht, für welche das zum Fideikommiß beftimmte Vermögen haftet, fo Sl 
das Gericht den Släubigern den Zuftand dieſes gend eröfinen, und fich be- 
ftreben, zwifchen ihnen und den Fideikommiß⸗Folgern eine Uebereinkunft zu ftanbe 
u bringen. Die Forderungen, welche ein Sranbiger auf dem Sibeifommifle ſtehen 
Tat, Lönnen die Eigenfchaft einer Fibeilommiß-Schuld erfter Kaffe erhalten; je- 
doch muß nicht nur das im 8 2 beitimmte Grund-Bermögen unbeichwert bleiben, 
fondern auch für diefe Schulden ein Zilgungsplan ($ 69) enttworfen und nad er- 
folgter gerichtlicher Veftätigung der Fideikommiß⸗Matrikel einverleibt werben. 


8 238. Wenn fich entweder gleich bei ber Errichtung, ober bei ben nur 
bebingt beitätigten Sibeifommiflen (8 29) in der Folge ein Mangel an dem zur 
Sründung eined Familien - Fideilommifles notwendigen Vermögen bezeigt, fo 
konnen biejenigen, welche zum Fideikommiſſe berufen find, da3 Mangelnde entweber 
aus eigenem Vermögen, oder durch Verwendung der Früchte zur Vermehrung ber 
Subftang nach der im 8 10 enthaltenen Beftimmung ergänzen, und hiedurch bie 
fideikommiſſariſche Dispofition aufredht erhalten. Kann die Dispofition als Fa- 
milien-Fideitommiß nicht beftehen, jo bleibt fie als eine fideikommiſſariſche Sub- 
ftitution (8 109) giltig. 

8 29. Nach geendigter Imftruftion ift bie Errichtung des Fideikommiſſes 
in wiederholte und nähere Prüfung zu nehmen, und von dem Uppellations - 
richte **) die VBeitätigung, wenn e8 an einem weſentlichen Erfordernifje mangelt, ab- 
zufchlagen, ober, wenn es daran nicht mangelt, zu erteilen. Dieje Beſtätigung 
wird im Falle der 88 10 und 28 unter der Bedingung, daß innerhalb bes be- 
ftimmten Zeitraumes das zur Errichtung eines Fideikommiſſes erforderliche Grund- 
Vermögen hergeftellt werbe, im alle des 8 20 aber mit Vorbehalt der Rechte der 
Rot-Erben auf den Pflichtteil, erteilt. 


880. Im alle der nad) 8 29 zu erteilenden Beftätigung wird darüber 
eine Urkunde audgefertigei, welche jämtliche Beſtandteile und Bedin ngen des 
Fibeilommifies enthalten muß; Diefe wird ſodann in die —*z* atrikel 
eingetragen, durch das Allgemeine Intelligenz⸗Blatt bekannt gemacht,’*) und deren 
Bormerkung in den Hypothefen-Büchern des Orts, wo ein zum Fideikommiß ge- 
höriges Gut gelegen ift, von dem Appellationd-@erichte'?) veranlaßt. 


8 81. Bei ben durch Königliche Dotation gegründeten oder vermehrten 
Fideikommiſſen wird das Erteilungd-Delret nebft dem Verzeichnis der das Fidei⸗ 
Tommiß Tonftituierenden Güter dem Staats. Minifterium der Juſtiz zugefertiget. 
Diejem Liegt ſodann ob, hiernach die Fideilommiß-Urkunde auszufertigen, und ſo⸗ 
wohl wegen Öffentlicher Belanntmahung, als wegen der Immatrikulation das 
Geeignete zu verfügen. 


titel IIL 


Bon Bildung neuer Familien⸗Jideilommiſſe ans Den vorigen 
und Stamm⸗ . 


8 82. Wenn in einem Gebietäteile, worin die vormals giltigen Familien⸗ 
Fideikommiſſe durch die ingtmächen eingetretenen Geſetze oder Verordnungen aufge 
hoben wurden,') bei einer abdeligen Familie ein Familien⸗Fideikommiß, oder ein 
Diefem gleich geacdhteted Stamm - But beftanden Hat, und daran feit jener Ab⸗ 
änderung der Gejege nad) den eingetretenen Beränderungen neue Rechtsverhältniſſe 





29 Die Belanntmadung erfolgt jebt im Geſ. und Verorbn.-Bl. Näheres 
über dieſe Belanntmachung |. Web. 1, 654 Anm. 18. 

ıe) Beat. Ebilt vom 28. Juli 1808 und von 22. Degember 1811 (Web. 
1, 199 und 


37* 


580 8 0a, Die Beilagen zur Berfaffungsurlunde. 7. Beilage. 


zwilchen den Familiengliedern, ober mit —— oder mit andern Dritten 
durch Erbteilungen, Vergleiche, richterliche 75 ftige Urteile, oder andere rechts- 
giltige —— feſtgeſetzt worden, jo ſollen dieſelben ihre Rechtsgiltigkeit un- 
widerruflich behalten. 


8 88. Soweit dieſe Rechte nicht verletzt werben, und das vormali 
Sibeilommiß-Bermögen, ober bie Stamm-@üter bei ber Familie noch in ber S 
ftanz erhalten worben, Tönnen bie gegenwärtigen Befiger ſolcher Güter aus ben- 
ſelben nad ihrem @utfinden neue Fideikommiſſe unter folgenden Bedingungen bifben. 

8 34. In Unfehung bed zur Errichtung eines Fideilommiſſes notwendigen 
Vermögens kommen die Vorfchriften des erften Titels zur Anwendung. 

8 85. Bei der Bilbung eines ſolchen Fibeilommifjes ift der Konftituent 
aus dem vormaligen Fideikommiß⸗Vermogen, ſoweit er daran die fideilommifjarifche 
Eigenfchaft erneuert, feinen Rot-Erben zwar feinen Pflichtteil ſchuldig; ihnen ge 
bührt jedoch in Ermanglung eine andern Vermögens aus dem Fideikommifſe nicht 
nur eine verhältnismäßige Alimentation, fondern auch deſſen Töchtern bei ber 
Verehelichung eine anftändige, den vormaligen Yideilommiß- Btechten angemeffene 
Ausfteuer. 


8 86. Dagegen dürfen zum Schaden bed Pflichtteiles, welcher den Rot- 
Erben aus dem übrigen Vermögen des Konftituenten gebührt, die Schulden des⸗ 
ſelben nicht auf das Allodial-Bermögen allein Hingeiiejen, ondern fie foflen, was 
die Ausmeflung des Pflichtteiles angehet, zwiſchen Dem Vermögen, an weldyem 
der Fideikommiß⸗Verband erneuert wird, und dem übrigen Bermögen in folgenber 
Art verteilt werden: 

1) die alten Fideikommi ulden und die nach gegenwärtigem Ebilte als 
Fideikommiß⸗Schulden I. Klaſſe anzuſehenden, bürfen von dem Allobial- 
Vermögen nicht abgezogen werden; 

2) von den übrigen Schulden des Ktonftituenten aber wird nach bem Ver⸗ 
hältnifle, in welchem das Allodial⸗ gen und da3 zum neuen Fidei⸗ 
fommiffe verwendete vormalige Sibeifommib Bermögen gegen einanber 
ftebt, ausgeichlagen, wie viel davon auf das Fideikommiß⸗ oder auf 
das Allodial-Bermögen fällt, und hiernach wird ber Pflichtteil berechnet. 


8 37. Die Erneuerung vormaliger Fideikommiſſe findet blos für bie 
Deszenbenten der dermaligen Konftituenten ftatt; auch tritt unter diejen Deszen- 
benten bie bei dem vorigen Fideikommiſſe beftandene ueceiliond-Drbmung wieder 
ein, ſoferne nicht Die igten fi zu einer andern Gucceifiond-Orbnung 
verftehen. 
ehe Wenn jedoch mehrere Linien einer Familie vormals verichiedene Fidei⸗ 
tommiffe unter einem gemeinfchaftlidhen fideitommiffariihen Verbande beſeſſen 

ben, und dieſen Verband unter fich wieder heritellen, oder die vormaligen ver- 
chiebenen Fideikommiſſe in ein Familien⸗Fideiklommiß vereinigen wollen, fo kaun 
die Erneuerung des Fideikommiſſes auch darauf erftredt werden. 


8 38. Alle andern Subftitutionen und Regrebient-Anf —*— welche durch 
die frühern Geſetze mit Aufhebung der Familien⸗-Fideikommiſſe für erloſchen er- 
Härt wurden, bleiben erloſchen, wenn auch and dem vormaligen yibeilommiffe 
dem gegenwärtigen Ebilte gemäß ein neues Yibeilommiß gebildet wird. 


89. Die Gläubiger bes Konftituenten können bei diefer Erneuerung 
an Dam gebilbete Sidetlommiß in ve Art Halten, 8* 

1) jene Forderungen, welche entweder nach den vormaligen Kbeitommiß- 
Rechten, oder nach dem gegenwärtigen Edikte auf ubſtanz bes 
Fıdeitommifles haften, deögleichen jene Schulden, welche nach ber ge- 
jeglichen Aufhebung der Familien⸗Fideikommiſſe unter ausdrädit 
Verpfändung eines bormaligen Fideikommiß⸗Gutes Tontrahiert wurben, 
als Fideikommiß⸗Schulden I. Klaſſe; 

2) ve übrigen Schulden aber als Fibeilommiß - Schulden II. Mlafle an- 
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8 40. Bei Bildung diefer neuen Fideikommiſſe tritt die im Tit. II 
$ 233—30 vorgeichriebene gerichtliche Inftruftion und VBeitätigung ein. Mit dem 
ejuche um die VBeftätigung ift der Beweis zu verbinden, '”) daß das zum neuen 
Fibeikommiß beftimmte Vermögen vor Aufldſung der Fideilommiſſe die gern 
eines Fideilommiß⸗ oder Stamm-Gutes an fi) getragen habe, umb die Erbfolge 
anzuzeigen, welche dabei vormals ftattgefunden hat, ober fünftig ftattfinden foll. 
8 41. Die im gegemwärtigen Titel enthaltene Begünſtigung ber Fidei⸗ 
tommiß-Erridytung ans dem bormaligen Stamm«- ober Sipekommiß-Kermd n ift 
auf die Dauer von zwei Jahren, von Belanntmachung des gegenwärtigen Ediltes 
an gerechnet, dergeftalt beſchränkt, daß nur diejenigen Fibeilommifie hienach be» 
urteilt werben, bei welchen ber Beſitzer innerhalb diejes Beitraumes entweder bei 
Gericht durch das Geſuch um Veftätigung (8 24) erflärt hat, daß er aus dem vor⸗ 
maligen Yideilommiß-Bermögen ein neues Fideikommiß bilden wolle, ober für 
welche der Befiger, wenn er während der zwei Jahre fticht, die beftimmte fchrift- 
lihe Erflärung hinterläßt, daß aus dem vormaligen Fibeilommiß-Bermögen ein 
neues Yideilommiß gebildet werden foll. 


Jitel IV. 
Son deu Nechten und VBerbindlichleiten, welche aus Dem Yideitsmmiß- 
Verbande entipringen. 


8 42. Das Eigentum bes Fibeilommiß-Bermögens fteht nicht dem jebeö- 
maligen Beliger desſelben allein, ſondern aud den übrigen zur Nachfolge Be⸗ 
rechtigten (Anwaͤrtern) zu. 

8 43. Vermöge bed Mit⸗Eigentums find bie Anwärter berechtigt: 

1) zu verlangen, daß alle zum Fideikommiß gehörigen Sachen in ein or- 

Hr Verzeichnis gebracht und darin die beweglichen nach ihrer 
Beicha enbeit, Zahl, Größe, Gewicht oder Wert genau beichrieben 
werden. Diejed Verzeichnis dient bei jeder VBejigveränderung und bei 
Abfonderung des Fideilommiffes vom Allodium zur Richtichnur; 

2) zu verlangen, daß die Schuldbriefe über die zum Fideikommiß gehöri- 
en Kapitalien auf den Namen bes Fideilommifles ald Gläubiger ge- 
ellt und bei Gericht zur Bewahrung hintertegt werben ; 

8) eine üble Berwaltung ber Fideilommiß⸗Güter dem Gerichte anzuzeigen; 

4) überhaupt ſowohl für Erhaltung ber Subftanz, als für Erfüllung der 

fideilommiflarifhden Anordnungen zu machen und darüber in ben ge 
eigneten Fällen die gerichtliche Hilfe nachzufuchen. 

8 44. Der Fideikommiß⸗Beſitzer hat alle Nechte und KBerbinblichleiten 
eined Rupungs-Eigentümers; ihm gebührt alfo die Verwaltung und der Genuß 
des Fideikommiſſes; er trägt dagegen audy alle LZaften und 4 verbunden, die 
Fideikommiß⸗Guter in gutem Stande zu erhalten und hierauf den Fleiß eines 
guten Hausvaters zu verwenden. 

& 45. Dur Willens-Erflärung des Konftituenten kann dem Beſitzer des 
Vibeilommifjes der Genuß gänzlich auf nicht länger als zwanzig Jahre entzogen 
und nach diefem Beitraume vom Konftituenten nicht weiter beſchränkt oder belaftet 
werben, als fo, daß dem Beſitzer der volle Genuß bes zur Gründung eines 
Fideikommiſſes erforderlichen Vermögens (8 2) unbeichwert bleibe. 

8 46. Wenn der Konftituent feine bejondere Verfügung zum Vorteil der 
Yamilien-Glieder (8 12) gema t bat, fo ift der Fideilommi iger verbunden, 
feinen Geſchwiſtern und der Witwe ſeines Vorfahrers im Mangel eined andern 





29 Vergl. 8 5 des Geſetzes vom 11. September 1826: „bie Dispofition 
des 8 40 in Betreff des Beweiſes, dab das zum neuen Fideikommiſſe mte 
Bermögen vor Auflöfung der Fideikommiſſe die Eigenfchaft eines Fibeilommiſſes 
oder Stammgutes an ſich getragen habe, ſchließt nicht aus, daß auch Vermutungen 
ald Beweismittel genügen.” 
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Bermögens oder Einfommens die nötige und nach den Umftänden zu beftimmenbe 
Alimentation, auch feinen Töchtern und Schweftern unter eben biefen Boraus- 
ſetzungen bei ihrer Werehelichung eine anftändige Ausſteuer zu geben. 

847. Fi bem Beliger bes Fideilommiſſes der Genuß dur Willens- 
Erflärung bes Konftituenten entzogen, jo fällt aud für biefen Zeitraum jeber 
Anfpruch der Witwen und anberer Familien⸗Glieder auf einen Bezug aus dem 
Fideilommifje hinweg. 

8 48. Der Fideilommiß-VBeliger kann eigenmächtig das Fideilommiß mit 
einer neuen bleibenden Bürde oder Dienftbarfeit nicht belegen, ebenjowenig bie 
zum Fideikommiſſe gehörigen Güter durch Tauſch, Verlauf, Vergleich oder auf 
anbere Weiſe veräußern. ’") Werpachtungen, bie auf mehr als neun Jahre ab- 
geichlofien find, verbinden den Nachfolger nicht. 


8 49. Bu allen Veräußerungen, beögleichen zu allen Veränderungen an 
der Subftang des Fideikommiſſes, 3. B. durch Anlauf eines Gutes aus ben vor- 
handenen Fideilommiß-Kapitalien durch Ablöfung fruchtbringender Realrechte wird 
nach Vernehmung ber Unwärter die Genehmigung des @erichtö erfordert. '*) 


8 50. Sind mit einem Fideilommiſſe lehen- (erbzins- ober erbredjtö)bare 

@üter verbunden, jo muß auch noch die Einwilligung des Lehen⸗ (ober Grund⸗) 
n unb — der durch königliche Dotation gegründeten Fideilommifſſe die 
nigliche Einwilligung vorher erholt werden. 

8 51. Das Seriht muß alle bekannten Anwärter unb wenn fie minber- 
jäbrig oder abweiend find, ihre Kuratoren, dann ben Bertreter bes Fideilommifſes, 
wenn einer beftellt ift, darüber vernehmen, alle Berhältniffe genau prüfen und 
nach reifer Erwägung der Gründe die Genehmigung erteilen ober abichlagen. 


8 52. Sebe Veräußerung oder Belaftung der Subftanz bes Fibeilommiffes 
ohne Genehmigung bed Gerichtes ift wichtig unb fann nicht nur von jedem Yibei- 
fommiß-olger, fondern auch von jedem Anwärter, ſowie von dem Bertreter bes 

i eitommiftes, wenn einer beftellt ift, felbft von jenen Anmwärtern, weldye in bie 
äußerung oder Belaftung eingemwilligt haben, unb von ihren Nachfolgern an- 
gefochten, und da3 Beräußerte, wenn e3 in unbeweglichen Gütern befteht, von jebem 
ritten Inhaber zurüdgefordert werben. Inwieferne bie Bindilation beivegli 
Sachen gegen den dritten Inhaber ftattfinde oder der Schuldner eines zum Fiber 
fommifje gehörigen Kapitals durch Zahlung an den Fideikommiß⸗Beſitzer von der 
a bereit werde, ift nad) den Civil⸗Geſetzen zu beurteilen. Die vinbizierten 
anbdteile des Fideikommiſſes jollen wieder mit demſelben vereinigt werden. 


8 58. Für die Mllodialfhulden bes Fideilommiß⸗Beſitzers haftet die 
Subftanz de3 Yideilommifles nicht und felbft defien Früchte können dafür nicht 
weiter in Anfpruch genommen werden, als jie dem fchuldenden Befiber nach 
der Fibeilommiß-Laften zulommen, und mit Vorbehalt der Kompetenz Bi 
Tibellommiß-Folger können daher um die Allodial-Schulden bed Borgängers mr 
infoferne belangt werben, al8 fie entweder zugleich deſſen Allodial-Erben find oder 
fi für eine Schuld befonderd verbürgt h 





29 Siehe dagegen Urt. I Abf. 2 (auch Art. X) des Zwangsenteignungs- 

geieses vom 17. Rovember 1887: „die Lehens-, Fideikommiß⸗- oder Stammguts- 
igenſchaft ftebt der Zwangsabtretung nicht entgegen 

Bergl. au; Art. 27 des Weibeablöfungsgeiebes vom 28. Mai 1852 (Web. 

4, 461); desgl. tyorftgeieh in ber Faſſung vom 4. Juli 1896 Abt. 2; Geſ. unb 
Berorbn.-Bl. ©. 829 vergl. auch unten 8 66 ]. c. 

(eb 1 Berg. A 5 und I Me na an vom 29. Mai 1886 

. un „ vergl. au rt. 8 Bwangsenteignungsgefehed vom 

17. November 1837 (Beh, 8, 213). gbenteignunges 
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8 54. Die Fibeilommi ulden haften entweber ji der Subftang und ben 
Früchten bes ganzen Fideikommiſſes zugleich ober nur auf den Früchten allein 
und werden hienad in Fideikommiß⸗Schulden I. oder II. Klaſſe abgeteilt. 


8 55. Die Yiveilommiß-Schulben I. Klaſſe gehen den Schulden II. Alaſſe 
vor; bie Schulden jeber Klafie unter fich Haben ben Vorzug nad) ber Zeit ihrer 
Eintragung in die Fideikommiß⸗Matrikel. 


8 56. Unter bie Fideikommiß⸗Schulden I. Klaſſe werden diejenigen ger 
zent, welche zum Nutzen des Fideikommiſſes felbft fontrahiert und verwendet 
wurden. 

Sieber gehören: 

el) diejenigen, welche bei der Errichtung bes Fideikommiſſes auf dasſelbe 
mit ausdrüdlicher Beftimmung biejes Borzugs an emien wurden, ins⸗ 
befondere die Pflicht⸗Teile der Not-Erben des erften Konftituenten, ſo⸗ 
ferne fie nach Uebereinkunft der Intereſſenten als ein Kapital auf dem 
Fideikommiſſe Tiegen bleiben; 

2) diejenigen, welche zum Anlauf eined dem Fideikommiſſe einverleibten 
Gutes verwendet oder mit demjelben übernommen wurden; 

8) bie Fl notwendige Prozeß⸗Koſten in Streitigleiten, welche bie Subftanz 
bes Fideikommiſſes betreffen und zur Erzielung gerichtlicher Vergleiche, 
zu deren Beendigung oder 

4) zur Abführung der in Rüdficht bes Fideikommiſſes erlegten feindlichen 

ntributionen, beögleichen 

6) auf Herftellung notwendiger oder *°) nüßlicher Gebäude, endlich 

6) zur Abführung einer von den vorbenannten Schulden vertwenbet wurben. 

8 57. Diefe Schulden follen vom Gerichte erſt nad) vorläufiger Unter- 

ſuchung, ob fie überhaupt und in dem verlangten Maße ji zu einer ſolchen 
Fideikommiß⸗Schuld eignen und in zweifelhaften Fällen nach Vernehmung der 
Anwärter in die Fideikommiß⸗Matrikel eingetragen werden. 


Ri 58. Bu ben Fibeilommiß-Schulden II. Klaffe werben außer ben im 
8 39 Kr. 2 bemerkten Schulden diejenigen gerechnet, welche das Gericht, ben 
folgenden Beftimmungen gemäß, nad) Bernehmung der Unmwärter genehmigt bat. 


8 59. Ein beftebendes Fideikommiß kann mit einer De - Sqe 
IH. Klafje nur dann beſchwert werben, wenn der Fideikommiß⸗Inhaber zur Be- 
fireitung notwendiger und unvermeidlicher, die Subftanz des Fideikommiſſes jelbft 
nicht betreffender Ausgaben (8 56) in Ermangelung "Fineidenben Allodial-Ber- 
mögens einer Kapitald-Aufnahme bedarf, und wenn bei dem Fideikommiſſe außer 
dem erforberlichen Betrage des Grund-Bermögens ($ 2) noch ein weiteres frucht- 
bringenbes Vermögen (85 5 und 6) vorhanden it, biefer Ueberfhuß en 
Abzug aller darauf bereits Haftenden Laften und Schulden burch die neue Schuld 
nicht über ein BDritteil beſchwert wird, vorbehaltlich defien, was der Konftituent 
beionbers verfügt Hat. 

Dabei ift in Anſehung der unbeweglichen Güter nicht der Schätzungs⸗Preis, 
fondern das Steuer-Kapital zur Richtſchnur zu nehmen. 


8 60. Zu die zur Aufnahme einer Fideikommiß⸗Schuld II. Klaſſe ſich 
eignenden Ausgaben gehören bie erweislich durch Krankheit, höhere ——— für 
Erziehung oder Berforgung mehrerer Kinder, Ausftattung der Töchter, Antritt 
eined Civil- oder Milttär-Dienftes, eintretende Verehelichung, Unglüdsfälle in 
der Delonomie oder ſchwere Kriegs⸗Laſten verurſachten außerordentlichen Koften, 
welche weder aus den rückten bes Fideilommiffes, noch aus dem Allodial-WBer- 
mögen beftritten werden können. 





*°) Siehe hiezu Web. 1, 659 Anm. 19 (beaügtich ber Lesart „und“ ftatt 
„oder” in der amtlihen DOktau-Wusgabe ber Berf.-Urt.). 
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‚8 61. Das Gericht hat bei jebem eu um Bewilligung einer Fibei⸗ 
fommiß-Echulb II. Mlafje hierüber den nächſten Fideilommip-Rachfolger, die Ant- 
wärter unb ben Vertreter des Fideilommifles, wenn einer beftellt ift, nach 8 51 
zu vernehmen und, wenn fie in die Schuld einwilligen, an erhebliche Grunde 
die Genehmigung nicht zu verjagen, dagegen aber auch dieje im Falle eines von 
benjelben erfolgten Widerſpruchs ohme hinreichende Grunde nicht zu erteilen und 
dabei beſonders auf die Veranlafjung der Schuld, auf den Betrag bed noch um- 
beſchwerten Vermögens unb die dadurch gegründete Erwartung ihrer früherer. 
Tilgung, auf die im Zahlungs⸗Plan beitimmten kürzeren oder längeren Friſten 
und auf die Veichaffenheit des Widerſpruchs ihr Augenmerk zu richten. 


8 62. Für Fideilommiß-Schulben, fie jeien I. ober II. Klaſſe, haftet das 
Alodial-Bermögen des Beſitzers, außer den ihm zulommenden Früchten nicht, 
onbern fie gehen mit dem Kibeitomraife auf jeden Nachfolger über, dem jebodh 
er Regreß gegen das Allodium bes Borgängers vorbehalten bleibt, wenn biejer ent- 
weber mit den im Tilgungs-Blane beftimmten Friſten im Nüdftande geblieben ift 
ober bei Fideilommiß-Schulden II. Klaffe zum Erſatz aus feinem Wllodial-Ber- 
mögen fi ausdrüdlich verpflichtet Hat. 


8 68. In Unfehung der mit einem Fideilkommiſſe verbundenen Lehen 
tommen die Beltimmungen des Lehen-Ediftd über Lehen-Schulden zur Un- 
wendung. *') 

8 64. Die vorhandenen Fideilommiß-Kapitalien önnen für jolde Aus- 
lagen, welche unter die Fideilommiß⸗Schulden I. Klaſſe gehören, mit Genehmig⸗ 
ung des Gerichts nach Bernehmung der Anwärter, deögleichen in den & 61 be- 
ftimmten Fällen unter den bortfelbft enthaltenen Beſchränkungen und Boraus- 
jeßungen, vorbehaltlich der im 8 69 beftimmten Rüdzahlung, eingezogen und ver: 
wendet werben. 

8 65. Die Veräußerung ber zu einem Fideikommiſſe gehörenden Grund⸗ 
tüde und Realrechte kann nur mit Einwilligung bed Gerichts ji dem Falle flat:- 

nden, wenn Die Bläubiger wegen Fideilommiß⸗Schulden I. Klafie auf die Zahl- 
ung dringen und nad Vernehmung der Anwärter ſich bezeigt, daß fie auf andere 
Weiſe nicht befriedigt werden Tönnen. 

Insbeſondere darf dad Grund-Bermögen, worauf das Fideikommiß ruft, 
nicht veräußert werden, folange noch unter dem Fideikommiß⸗Vermögen andere 
zur Zahlung diefer Schulden Hinreichende Objekte ſich befinden. **) 


8 66. Außer diefem Falle können ſolche Immobilien und Deaivehte mi 
anders al3 mit Einwilligugg aller befannten Anwärter und des Fidei i 

Bertreterd, wenn einer beftellt ift, fobanı mit Genehmigung des Gerichte ver 
äußert, und diefe Genehmigung kann nur alddann erteilt werden, wenn die Ber- 
äußerung dem Fideikommiſſe einen beträchtlichen unb bleibenden Ruten gewährt. '*) 


(8 67. Die zum Yideilommifje gehörigen grundherrlichen Rechte können 
zwar durch gemeinfames Einverftändnis bes Grundherrn und bes Grundholden 
abgelöft, fie jollen aber womöglich in eine beftändige Rente an Getreide ver- 
wandelt werben.) ***) 

8 68. Im Falle des 8 66, fowie, wenn im Falle bes 8 67 ein Ab- 
Bjungs-Kapital bedungen worden, muß der Kauf⸗Preis oder das Abloſun 
Kapital zum Beſten bes Fideikommiſſes befonders zum Anlauf fruchtbringen 
Realitäten verivendet, und, bis es geichehen Tann, gegen hypothelariſche Sicherheit 
FE angelegt werden. Insbeſondere barf ſich weder ber Fibeilommiß- 

iger, noch ein Anwärter babei einen Privat-Borteil bedingen. **) 





) Bergl. Sepenenit vom 7. Juli 1808 Stapitel 8 88 144 ff. (Web. 1, 185). 
*) Bu 88 66-68 vergl. 88 48 und 49 I. c. nebit Aum. 
9a) Gegenſtandslos getworden durch den Wegfall der Grundherrlichkeit. 
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8 69. Mit jeder Fideilommiß Schuld und mit jeder bie Subftanz des 
eikommiſſes verminbernden Handlung ift ein Blan zu verbinden, wie aus den 
chten des Fideikommiſſes bie Darauf gelegten Schulden getilgt ober die an ber 
Subftanz deafelben geichehenen Berminderungen durch beftimmte und von dem 
dermaligen Beſitzer fowohl, ald von ben Nachfolgern zu entrichtenden Friſten er- 
gänzt werben follen. **) 

‚ Diefer Tilgungs- und Ergänzungs-Plan ift mit Nüdficht auf ben Betrag 
und die Laften des Yideilommiffes jo einzurichten, daß in iepeigen Friſten, ſo⸗ 
bald es geſchehen kann, insbeſondere für die zur Ausſteuer der ter verwen⸗ 
deten Summen in ſolchen Raten, welche dem vorigen Unterhalts⸗Bezuge gleich 
ſind, die uden getilgt und die an der Subſtanz geſchehenen Verminderungen 
ergänzt werden. 

Niemals dürfen die jährlichen Friſten weniger als fünf vom Hundert am 
Kapital betragen; der Fideikommiß⸗Beſitzer muß ſich aber höhere Summen ge- 
fallen laſſen, jolange ihm ber Ertrag bes normalmäßigen Srund-Bermögend übrig 
bleibt. Dad Gericht kann die einmal beitimmten Friſten nur aus beſonders er- 
beblichen Urſachen verlängern. 

8 70. Sn allen Fällen, wo bie friftenmweife NRüdzahlung einer Yibei- 
——— oder die Wiederherſtellung eines eingezogenen Fideilommiß- 
Kapital oder ber fonft verminderten Subftanz vorgeichrieben ober eine Mehrung 
desjelben durch friftenmweife Zahlungen des Fideikommiß⸗Beſitzers von dem Kon- 

tuenten angeordnet ift, lönnen nicht nur die Anwärter von dem Beſitzer den 

is der geleifteten Friftzahlung verlangen, fondern auch die Gerichte denfelben 

anhalten, daß er ſich wegen gelei Nüdzahlung ausweije ‚oder für die wieder 

herzuftellende oder zu vermehrende Subftanz entweder das bare Geld oder hypo⸗ 
thekariſche Schuldbriefe bei Gericht Hinterlege. 

8 71. Beigt fidh bei einem Fideilommig-Befiger eine bem Fideikommiſſe 
verderblihe Wirtihaft, fo kann und joll das Fibeillommiß auf Anrufen ber 
Snterefienten ober bes benannten Yideilommiß-Vertreterd vom Gerichte in Ad⸗ 
miniftration gejeßt werben. 

Läßt ſich aus der erwielenen übeln Wirtichaft des Beſitzers nur eine Ge⸗ 
jahr für die in deſſen Hänben befindlichen beweglichen Bugehörungen bes Fidei⸗ 
ommifjes befürchten, jo können ihm auf Unrufen ber Intereſſenten dieſe abge- 
nommen und einem Yamiliengliede zur Verwahrung übergeben oder nad Um- 
ftänben felbft in gerichtlidhe Berwahrung genommen werden. 

8 7%. Die vorbemerkte Adminiftration des Fideikommiſſes Tann auch ald- 
dann eintreten, wenn der Beſitzer Hinfichtlich der fchuldigen Leiftungen an bie 
Tamilienglieder oder für zigung der Fideikommiß⸗Schulden oder für Die Wieder- 
be —* der geminderten Subſtanz oder für deren Mehrung ſeine Obliegenheiten 
ni t. 

Die Adminiſtration des Fideikonmiſſes ſoll in allen Fällen, wo es ge- 
ichehen Tann, einem Familien⸗Glied übertragen werben. 

8 73. Jeder Fideitommiß-Beliger ift verbunden, feinem Nachfolger das 
Fideilommiß jamt HYugehörungen ohne irgend eine aus feinem Verſchulden ber- 
rührende Schmälerung zu binterlaflen. 

Dem Nachfolger haftet demnach die Allodial-Maffe jeines Borgängerd für 
jede auf das Fideikommiß ſich beziehenbe Pflichtverfäummis ſeines Borgängers 
und für jede hieraus entftandene Deterioration oder Berminderung der Subftanz. 

8 74. Hinfichtlic) bes Zuwachſes, ſowie der Teilung der hängenden und 
ausftändigen Früchte zwiſchen ben Wllodial-Erben und dem eitommiß- 





29) Vergl. Urt. 34 des Grundabloſungsgeſetzes vom 4. Juni 1848 und die 
oben Anm. 19 benannten Geſetzesſtellen, allenfalls auch Seritgeieh in der Yaflung 
vom 4. Juli 1836 Urt. 29— Bl, Geſ.- und Berorbn.-Bl. S. 382. 

2) Siehe oben 8 7 und Anm. 7 hiezu. 
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Folger treten, infoferne nicht hierüber befondere Dispofitionen vor find, bie 
Beftimmungen der bürgerlichen echte über die gegenjeitigen iſſe des 
Eigentümers und Rupnießers ein. 


5. Eben dieſes gilt Hinfichtlich der Berbefierungen der S edoch 
mit ber Hehögckutung da R 5 der Gen ommihtfolger —* en Ken aptehen 
kann, weldye ber nn bem 8 69 zufolge, noch während feines Genufied als 
Rüdzahlungs-Friften hätte entrichten müflen, wenn er wegen dieſer Meliorationen 
eine Fideikommiß⸗Schuld kontrahiert hätte. 


8 76. Den Mlobial-Erben ftebt für ben Anteil bei der Früchtetei 
und für den Erſatz der Meliorationen das Atententionsrecht an dem be euife i 


nicht zu. 
ditel V. 
Ben der Erbfolge im Familien⸗Fideilommiſfe. 
870. Das Recht zur Erbfolge im Familien⸗Fideikommiſſe grünbet ſich Ne 
der Anorbnung des Konftituenten und geht von ihm oder von demi 
beffen Borteil er das Fideilommiß errichtet hat, auf die ehelichen wi 
er. — 
Die durch nachfolgende Ehe Legitimierten werden den ehelich Gebornen 
gleich Pr 
Nur adelige R äbig, das Fideiko erlangen. 
_ N. bem —— sn —— Bere —— —— 


die Familien⸗Fibd — Ber als adel — ſei und wie der 
Adel verloren werde, iR Ir dem Editte über den cn Übel beit 


8 79. Zritt bei dem zur Nachfolge Berufenen ber Ba biefer i 
oo: Fee he der Racfolge je * hat ee ten Hecht Kam Antent en 
* Verluſt nach erfolgtem Antritte des Fideikommiſſes, fo 
ANY: —8 eur t des bisherigen Beſi auf und dem nächſten R folger 
rd bie Erbfolge in ns Sheifommi eröffnet, weicher jedoch fubfidiarif 
mi ift, dem vorigen Befiter die Kompetenz zu geben. 


8 80. Hamilien-Fibeilommifje werben in ben Pflichtteil nicht eingerechnet, 
auch können die Noterben des Befiterd daraus einen Pflichtteil verlangen, 
vorbehaltlich defien, was in Anſehung der Roterben des eriten Kon — im 
8 19 und 21 beftinmt ift. 


88 Der Beliper eines Familien⸗Fideikommiſſes an F ſolange der 
fideitenſeiic Verband dauert, darüber nicht durch letzten Willen verfügen. 


8 82. Der Fideikommiß⸗Folger iſt die Allobial- ** feines Vor⸗ 
gängers, ſelbſt wenn dieſer fein Vater war, auszuſchlagen berechtigt. 


888. Ein Mitglied der zur Erbfolge in das Fideikommiß berufenen 
Familie kann zwar für fi, jeboch keineswegs für feine, mwenngleih noch nicht 
geborne Nachkommenſchaft auf das Recht zur Nachfolge Verzicht leiſten. 


8 84. Ein Fideilommiß kann nicht nur zum Vorteil einer Familie, fon- 
dern auch nad; Abgang ber erften Familie oder des Mannd-Stammes berjelben 
zum Borteil einer andern Familie errichtet werden. 

In dieſem alle hat bie legte Familie, folange die erde noch nicht er- 
loſchen iſt, zwar alle aus dem Biteigentum ($ 43) fließenden, die —— der 
Subſtanz bezielenden Rechte, aber die übrigen Rechte ruhen, bis an fie bie Nach 
folge gefallen ift. 

885. Mit einem Familien-Fibeitommiffe kann auf den Fall, daß die 
‚jamifie oder in derfelben der Manns⸗Stamm erliſcht, eine Subftitution ver- 
bunden werden. 

Bei dem Subftituierten geht nad bem Anfall das Familien⸗Fideikommiß 
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in Allodinm über; bie aus folden fibeitommiflariichen Subftituti ing- 
enben Hefte find nad ben Giilgefegen zu Deutellen. Subſanntlenen ertprms 


8 86. Sind in einer Familie nebft dem Tideilonmiffe für die erft- 
geborne Linie noch eines ober mehrere für die nachgehornen Linien errichtet, fo 
gelangt der Beſitzer des eriten Fideikommiſſes und deſſen Nachkommenſchaft erft 
dann zum Beſitze eined andern Fideilommifjes, wenn in den übrigen Linien keine 
zu dem Fideikommiſſe berufenen Nachkommen vorhanden find. 

Solche Fideikommiſſe bleiben nur folange in einer Berjon vereinigt, bis 
wieder zwei oder mehrere Linien entftehen, foferne von dem erften Sonftituenten 
nicht eine andere Dispofition getroffen worben. 


8 87._ Bei Familien⸗Fideilommiſſen, welche neu errichtet werden, kann 
feine andere Succeffiond-Orbnung als die Erſtgeburts⸗Folge eintreten, vermöge 
deren die weibliche Rachlommenichaft, folange noch männlide Nachkommen vor- 
handen find, von der Succeflion auögefchloffen bleibt, und immer ber Erftgeborne 
in der älteren Linie zum Fideikommiß gelangt, fo daß ber Bruder des letzten 

ters deſſen Söhnen, Enfeln und meitern männlichen Descendenten weichen 
muß; vorbehaltlich defjen, was wegen der mit einen: Fideikommiſſe verbundenen 
Anordnungen zum Borteil einzelner Samilienglieber im 8 12, dann wegen ber 
ans ee Hideilommiß- oder Stammgütern gebildeten Fideilommifje in 8 37 
verordnet if. 


8 88. Die übrigen Succeffions-Ordnungen, foweit fie bei Fideilommiffen 
dem gegenwärtigen Ebdilte gemäß noch ftattfinden können, richten fich nach den 
vorigen Geſetzen. 


8 89. Hat der Stifter des Fideikommiſſes nur erflärt, daß das Fidei⸗ 
kommiß nad) Erlöfhung des Manns-Stammes an bie weibliche Nachkommenſchaft 
fallen foll, fo ift diefe Dispofition als eine fibeilommifjariiche Subkitution giltig 
und bat die Wirkung, daß das Fideikommiß vom letzten Befiter mit Allodial- 
Eigenſchaft an die weiblihen Nachkommen nach der Erbfolge-Örbnung übergeht, 
welche in den Civilgeſetzen beitimmt ift. 


8 90. Hat aber ber Stifter bie weibliche Descendenz nad) Abgang bes 
Mannd-Stammes zum Fideikommiſſe mit fortdauerndem fibeilommifjartidhem 
Berbande un ‚ to bleibt e8 auch unter den weiblichen Ablömmlingen bei ber 
Lineal» und eburt3-Yolge mit Vorzug ihrer männlidhen Nachkommen der⸗ 

eftalt, daß bei Abgang ded Manns⸗Stammes das Fideikommiß an die ältefte 

ter des legten Beſitzers und deren Descendenz fällt und die Sncceffion immer 
nach den Regeln der Eritgeburt auch unter ihren weiblichen Descendenten injolange 
fortgebt, bis fich unter jenen Descendenten, an welche dieſe Succeflion gelangt ih 


’ 


8 91. Iſt einmal, den vorftehenden Regeln zufolge, ein vom letzten Be⸗ 

durch weiblide Nachlommen abftammender männlicher Deöcendent zum 
Belige des Fideilommilfes gelangt, fo tritt mit ihm unter jeiner Nachkommen⸗ 
— der Vorzug des Manns⸗Stammes nad) den Beſtimmungen des 8 87 
wieder ein. 


Yitel VI. 
Bon der Auflöiuug Der Fideilommiſſe und Den rechtlichen Yolsen Derielben. 


8 92. Der fideikommiſſariſche Verband wird in Anjehung einzelner Teile 
des Fideikommiſſes aufgelöft: 
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1) wenn fie unter den im Tit. IV vorgeichriebenen Bedingungen redht- 
mäßig veräußert worden find oder von dem dritten Beſitzer nicht vin⸗ 
Diziert werden Tönnen; . 

R wenn fie durch einen Dritten als fein Eigentum vinbiziert worden; 

3) durch den gänzlichen Untergang bes Objekts; , 

4) in Anfehung ber mit einem Sbeitommiffe verbundenen Zehen hört Die 
fibeitommifjarifche Eigenfchaft auf und das Lehen muß von dem übrigen 
—— ermögen geſondert werden, wenn entweder die zur Lehen⸗ 

lge berechtigte Nachkommenſchaft ausſtirbt oder nicht mehr eine und 
dieſelbe Perſon Fideikommiß⸗ und Lehensfolger iſt; 

5) duch Abgang des Manns⸗Stammes, wenn das Fideikommiß aus 
einer Fönigl. Dotation entftanden if. 


2) dur 


1) Bun Untergang des ganzen Stbeitommiß-Bermögend ; 
8) dur 


Verminderung unter die gu Errichtung eines Sibeifommriffes 


Einwilligung (8 97); 
5) — den Abgang der zur Succeſſion berufenen Nachtommenſchaft 


8 94. Der Stifter eines Yideilommifles kann dasſelbe auch nad erlangter 
gerichtlicher Veftätigung widerrufen oder abändern, Iolange noch niemand durch 
die Uehergabe oder durch Vertrag daran ein Recht erworben hat. 


8 9. Bird ein ſchon beſtandenes Fideikommiß durch den Untergang 
einzelner Beftandteile, durch deren Veräußerung wegen Fideikommi 

I. Klaffe, durch Vindikation britter Eigentümer, durch andere Unfälle ober durch 
bie 8 92 Nr. 4 und 5 bemerfte Ablonderun fo tief in feiner Subſtanz ge 
mindert, Daß der noch übrige Teil nicht fo viel beträgt, als zur Gründung eines 
Fideikommiſſes erforbert wird, fo können ber Fibeilommiß-Beliber und die Au⸗ 
wärter vereint oder einer bderielben bas Fibeilommiß durch Ergänzung des 
Mangelnden aufrecht erhalten. Hiezu ift demjenigen, der fid) das ngelnde zu 
ergänzen verbindet, auf Berlangen die Friſt eines Jahres zu geitatten. — Erfolgt 
die Ergänzung nicht, fo ift das Fideikommiß erlojchen und dasjenige, waß vom 
Fideikommiſſe nad Tilgung aller Yibeilommiß-Schulden übrig ift, bleibt als Allo⸗ 
dium in den Händen be3 lebten Beſitzers, jedoch muß Ibe bie auf dem er- 
loſchenen Fideikommiſſe rüdfichtlich der Nachgebornen und Witwen bereit haften- 
den Laften noch ferner entrichten, fomweit fie hievon nach ber dem Beliger alddann 
gebührenben Kompetenz beftritten werden können. 


8 96. Iſt aber die Abminderung bes Fibdeikommiß⸗Vermdgens aus eige- 
nem Verſchulben des Beſitzers entftanden, fo können die Antwärter verlangen, daß 
dasjelbe in Wdminiftration geſetzt und ber Rormal-Wert des Fideikommiſſes 
während der Abminiftration wieder hergeftellt werde; jedoch müfjen die den 
Fideikommiß⸗Gläubigern zu leiftenden Zahlungen, begleichen ie auf dem Fidei⸗ 
fommiß bereit3 Tiegenden Alimente und Witthum, foferne Diefe nicht wegen eines 
llebermaßes eine Minderung leiden, während der Ubminiftration verabreicht werben. 


8 9. Durch gemeinſames Einverftändnis aller Familien⸗Glieder mit 
gerichtlicder Genehmigung kann ein Yamilien-Fideilommiß nur alddann aufgelöf 
werden, wenn der Familie durch die Auflöfung ein ausgezeichneter und fort- 
dauernder Nuben zugeht oder wenn folche gebietende Umftände eintreten, welche 
bei einer Familie die Aufldfung des Fideikommiſſes notwendig machen. Dabei muß: 

1) da3 Vorhaben, ben beftehenden Fideikommiß⸗-Verband aufzulöfen, mit 

ben Gründen, aus melden die Auflöfung gejucht wird unb mit bem 
Auflöfungs-PBlane dem einichlägigen Appellationd-Serichte vorgelegt und 
von demſelben nach vollftändiger Inſtruktion der Sache geprüft werben; 
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2) daß Appellationg-@ericht ’*) hat ſämtliche Veteiligte und flatt der Ab- 
wejenden ober Minderjährigen deren ſchon beftellte ober für biefen 
Gegenſtand befonders zu beftellenden Kuratoren, auch den von amt 
wegen für biefen Fall beionders aufzuftellenden Wertreter bes Fidei⸗ 
kommiſſes und ber Nachkommenſchaft vorzulaben, benfelben die Gründe 
und den Plan der Auflöfung umftänblich u eröffnen und ihre Er⸗ 
Härung darüber aufzunehmen. Unter den Beteiligten find nicht nur 
alle zur Fideikommiß⸗Folge VBerechtigten, fondern auch bie Subfti- 
tuierten begriffen; 

3) wenn einer der Beteiligten feine Einwilligung in die Auflöfung des 
Fideikommiſſes verweigert, jo Tann das Fideikommiß nicht aufgeldft 
werden. Ber Widerſpruch des Fideilommiß⸗Vertreters hindert jebocd 
die Auflöfung nicht weiter, als befien Gründe für überwiegend erachtet 


werben; 
4) das Appellationd-Gericht '*) prüft die Sache, erwägt die für ober gegen 
bie Aufldfung vorgebrachten Gründe, berüdfichtigt die babei etiwa ver- 
ochtenen und ungefränft zu belafjenden Rechte Dritter und faßt wegen 
erfagung oder Erteilung der Genehmigung die geeignete Entſchließung. 


8 98. Bei biefer Auflöfung des Fideikommiſſes werden bie rechtlichen 
Solgen derjelben durch Die hiebei feftgefegten Bedingungen beftimmt; dasjenige, 
worüber nichts jefigefeßt wurde, bleibt bei dem legten Beſitzer. 


8 99. Wenn ber legte Beſitzer feine zur Fideikommiß⸗Folge berufene und 
fähige Nachkommenſchaft Hinterläßt, auch für dieſen Yall niemand in das Fidei⸗ 
fommiß fubftituiert ift, fo genießt derfelbe das Recht, darüber von todeswegen frei 
u biöponieren, und es tritt, wenn er hievon feinen Gebrauch macht, nach feinem 

bfterben die gemeine nteftat-Erbfolge ein. 


8 100. Bei jeber —— eines Fideikommiſſes fällt das aus einer 
königlichen Dotation herrührende Vermögen an den Staat zurück und die mit 
elben verbundenen Lehen find nach dem Lehen-Edilte zu beurteilen. **=) 


8 101. Jede Auflöfung eines Familien⸗Fideikommiſſes fol öffentlich be- 
fannt gemacht und bie Löfchung in der Matrilel, wie in den Hypotheken⸗Bilchern 
veranlaßt werben. 


gitel VII. 
Veſondere Beltiumungen. 


8 102. Die — der vormals unmittelbaren Fürſten, Grafen und 
Herren, in Beziehung auf ihre Familien⸗Fideikommiſſe und Stamm-Wüter find in 
einem befonderen Edikte beftimmit. **) 


8,108. Der Konftituent eined nad Aufhebung ber Yamilien-Fibeilom- 
miſſe errichteten Majorats kann dasfelbe nach den in der Majorats-Urkunde be- 
ftimmten Rechten fortbeftehen laſſen oder in ein Yamilien-Fideilommiß nad ben 
Beftimmungen des gegenwärtigen Ebiftes innerhalb zwei Jahren verwandeln. 


8 104. Bei den Fideikommiſſen ber Familien ded vormaligen unmtittel- 
baren Reichs⸗Adels, welche noch in ihrem alten Komplexe beftehen und nicht in- 
zwilhen an andere Beſitzer übergegangen find, treten bie Beftimmungen ein, 
weiche in Anfehung berjelben in ber Bundesalte **) gegeben worden, nach welcher 
in dieſem Falle die beftehenben SFamifien-Berhältnifle aufrecht erhalten werben. 





a), Siehe Lehenebilt vom 7. Juli 1808 (Web. 1, 176 ff.). 

29) Bergi. 4. Berf.-Beilage 8 9, jowie Anm. 11 zu we oben ©. 562. 

20) Bergl. Urt. 14 der beutichen Bundesakte vom 8. Juni 1815 (Web. 1, 
477), ferner vorftehende Unm. 26. 


590 8 0a. Die Beilagen zur Verfafiungsurlunde. 8. Beilage. 


8 105. Bei neuen Dispofitionen zur Errichtung ober Vermehrung eines 
Fideitkommiſſes find Die Mitglieder des vormals unmittelbaren Reichs⸗Adels an 
die im gegenwärtigen Edikte enthaltenen Beſtimmungen gebunden. 


8 106. Die noch beftehenden Fideikommiſſe anderer adeliger Familien 
in jenen Provinzen des Reiches, tworin durch die Gelege und Berorbnungen an 
ben Yideilommiflen nicht verändert wurbe, bleiben auch forthin gug jedoch 
mäfien fie mit den hierauf ſich beziehenden Dispofitionen und Familien⸗ erirägen 
den Appellations-@erichten vorgelegt werben, melde fobann nad Vorſchrift 
8 30 zu verfahren haben. 


8 107. Die in Gemäßheit der 88 104 und 106 noch beftebenben oder 
wieder auflebenden Yamilien-Fideilommifie find, in Anſehung der Hieraus ent- 
fpringenden Rechtsverhältniſſe, infoweit, als bie Dispofitionen ber Konftituenten 
und die YFamilien-Berträge nicht ausdrücklich etwas anderes feſtſetzen, nad) bem 
gegenwärtigen Edilte zu beurteilen. 


8 108. Zur Vorlage diefer noch beftehenden Fideilommiffe und Familien⸗ 
Verträge (88 104 und 106) wird ein Zeitraum von zwei Jahren eſeßt. 

Dieſe Vorlage kann nicht nur von dem dermaligen Beſitzer, ſondern auch 
von jedem Anwärter oder Beteiligten gemacht, auch von dieſen ber Beſitzer zur 
Vorlage angehalten werden. 

Sollten nad) Ablauf des Beitraumd von zwei Jahren, von Bekanntmachung 
gegenwärtigen Ediktes an gerechnet, noch Fideikommiſſe entdedt werben, welche 
nicht zur Anzeige gebracht worden, fo verliert der Inhaber diejer Fideilontnriffe 
für feine noch übrige Lebenszeit, den dritten Tell der jährlichen Fideikommi 
Nutzung, und folder geht an den nächften Fideilommig-Nachfolger über. 


8 109. Jeder bayeriihe Unterthan kann durch rechtägiltige Handlungen 
unter Lebenden oder von todeswegen über fein Vermögen fo verfügen, daß ber- 
jenige, welcher es erhält, verpflichtet iſt, dasſelbe nach feinem Tode oder in an- 
deren beitimmten Fällen dem ernannten Rachfolger zu überlaffen. 

Eine ſolche fideilommiffariiche Subftitutton erftredt fih nicht weiter, ald auf 
einen Subftituten und hört mit demſelben Traft des Geſeßes auf, wenn aud bie 
Dispofition das Gegenteil enthalten fol. 

Am übrigen find diefe fideikommiſſariſchen Subftitutionen nad) den Civil⸗ 
Geſetzen zu beurteilen. *”) 


Münden, den 26. Mai 1818. 


Achte Beilage 
zu der Verfaflungsurtunde Tit. V 8 4 Nr. 4. 


Edißt Aber die Hiegelmäpigkeit.”) 
81-18. 


TU} 


"” Siehe hiegu das Geſetz vom 22. Februar 1855 „die landwirtſchaftlichen 
Erbgüter betr.” (Web. 4, 679). 

Näheres hierüber unten 8 465. 

*), Alle Beftimmungen bes Ebiltes über die GSiegelmäßigleit und ber zu 
denfelben fpäter erlaſſenen Vorſchriften find vollftändig . 

Bergl. Art. 7 Abſ. 2 des Grundlagengefeged vom 4. Juni 1848: „Mit 
dem NRotariatd- und Bro Baejebe det auch bie Siegelmäßigleit als Vorrecht auf- 
zuhören“ (Web. 8, 709, —* ,‚ 667 Anm. 1). 
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Reunte Beilage 
zu Tit. V $ 6 der Berfafjungs-Urfunde. 


Ediſt über die Berhaältniſſe der Htaatsdiener, vorzüglich 
in WBeziedung auf ihren Stand und Gehaflf.1)2)2*) 
8 1. Der Stand eines Staat3bienerd wirb durch das Anſtellungs⸗Reſkript, 
es fei mit einem beſonderen Ernennungs-Delrete verbunden ober nicht, erworben. 
8 2. Die erfte Anftellung im Staatöbienfte ift drei Jahre Hinburch pro- 
viſoriſch, gewährt während diejer Zeit die nachſtehenden Borteile nicht und wird 
erſt mit deren Ablauf definitiv. *) 


8 8. Bei Beförderungen können befinitiv Angeſtellte vorläufig zu Ver⸗ 
wefern der neuen Stelle ernannt werden, jedoch gegen Verabreichung des ganzen 





) Art. 74 ber rechtsrheiniſchen Gemeindeordnung beftimmt: Die für die 

Stelle eines rechtäfundigen Bürgermeifterd oder Magiſtratsrats Gewählten müſſen 
in ber Gemeinde ihren Wohnfig nehmen. Sie erhalten bei ihrer Anftellung eine 
angemefjene Beſoldung und treten nach Drei Fahren, wenn fie zu der- 
felben Stelle wieder gewählt worben find, analog in die Ber- 
bältniffe und Nechte der im VBermwaltungsdienfte definitiv an- 
geftellten Staat3diener, foferne nicht durch bejondere Dienftverträge eine 
andere Beitimmung getroffen if. Es ift daher auch für die Gemeinden, Ge⸗ 
meindebehörden und ®emeindebeamten dad Staatödienerebift (IX. Verf.-Beil.) 
ebenjo wie die oben 8 62 Unm. 2 ©. 309 fi. niedergelegte Dienftespragmatil vom 
1. Zanuar 1805 von ganz bejonderem Intereſſe, da bie genannten Beſtimmungen 
analog auch für die befinitiven Gemeindebeamten Anwendung zu ginden haben, 
ſoweit fie nicht durch ſpezielle Dienſtverträge ausgeſchloſſen find. S. auch 8 110. 
) Die 9. Beilage findet nur Anwendung auf pragmatiſche Beamte, d. h. 

ſolche, welche gemäß 8 1 derſelben durch Anftellungsreftript angeſtellt find. Siehe 
pie Gehaltsregulativ für die pragmatiſchen Staatsdiener Berorbn. vom 11. Juni 
und Bollz.-Borichr. Ne vom 12. Juni 1892 (Web. 31, 398 f. und 466f.); 
stone der nichtpragmatiichen Staatödiener Berordn. vom 26. Juni 1894 (Web. 
' 


22) Siehe Web. 1, 669 Anm. 1: 
a. Tit. II 8 18 der Berf.-Urf.; 
b. Tit. II851c; 
c. Tit. IV 8 4 und 5 und Beil I 8 7 zur Berf.-Urk.; 
d. Art. 8 ber Reichd-Berf.; 
o. 8 des Stastöangehörigteitsgeiehed; 
f. Tit. VII 8 27 der Rerf.-Urf.; 
E- Urt. 30 der Reichs⸗Verf.; 
. Tit. X 8 8 der Verf.Urk. 
ji. Tit. X 88 4—6 ber Berf.-Urf.; 


k. Urt. 5 des Minifterverantwortlichfeitägefepes vom 4. Juni 1848; 
1. Art. 30 und 35 des Landtagswahlgeſetzes vom 22. März 1881; 
m. Urt. 21 der Reichs⸗Verf.; 


n. Ridhterdisziplinargeieh vom 26. März 1881 Art. 71 ff. au Art. 66 ff.; 
o. Ausf.-Gel. zur Str.-Proz-Drdn. vom 18. Anguſt 1879 Art. 108 fi.: 
Disziplinarkrafbeftimmungen. 
Die Beltimmungen der 9. Berf.-VBeilage finden auch auf die Civil. 
beamten ber Militärverwaltung Anwendung. 
9) Bezüglich der Anftellung während ber Neichävermeiung f. oben Tit. LI 
8 18 der Berf.-Url. ©. 478 Anm. 28. 


592 8 Ma. Die Beilagen zur Verfaffungsurfunde. 9. Beilage. 


damit verbundenen Gehaltes unb nicht länger als auf drei Jahre, mit deren 
Ende fie befinitiv eintreten. Leiften dieſelben nad dem Urteile der Borgefegten 
in diejer_Beit ben Sorberungen des Dienftes kein Senüge, fo können fie in ihre 
vorigen Stellen zurüdverfegt werben, aber ohne Verkürzung an Rang und Gehalt 
und ohne Nachteil rüdfichtlich andermweitiger WBeförberung. 


8 4. Ausgenommen von biefen Anordnungen (88 2, 2,2 find alle, Richter⸗ 
amts-yunltionen verjehenden Staatäbiener ſämtlicher Ober- und Unter erichte 
vi untere. Ihre erfte Anftellung und jede Veförberung derſelben if ſogleich 

nitiv. ® 


8 5. Die Beloldungen bed aftiven Dienfted zerfallen in zwei Beftanbteile, 
in den Gehalt ded Standes und in den Gehalt bed Dienftes. *) 


8 6. Iſt die Uusichei eibung biefer Beftandteile in dem Anftellungs-Reftripte 
oder in olgemeinen organiichen Einrichtungen audgedrüdt, jo entſcheidet biefe Be⸗ 


immun 
$ Ermanglung einer folden Beſtinmung wirb bie Ausicheidung auf 
folgende Weiſe bemefien. 


87. Beſteht ber Gehalt bloß in einem SHaupt-Welbbezuge ohne irgend 
einen Mebenbegug, 1° 

a. im erften Sabrzehent des Dienftes jieben Zehentteile; 

b. im zweiten Jahr t bes ie den acht Behentteile; und 

c. nach dem Eintritt in das dritte Jahrzehent des Dienftes für die ganze 
Folgezeitneun Behentteife des Gelamtgehaltes ald Gehalt des Standes 
erflärt unb ber übrige Zeil einer jeden Periode ift zu drei Behent 
—*— zwei Zehentteilen und ein Zehentteil als Gehalt des Dienſtes an- 
zufeben. 


8 8. I ft neben dem Haupt-Geldbezuge noch ein Rebenbezug *) an Geld, 
Raturalgenuß oder an beiden verliehen, fo befteht der Standesgehalt mit gäny- 
licher Wegrechnung der Nebenbezüge: 

a. im erften Jahrzehent Ye Dienſtes in acht Zehentteilen; 

b. nach dem Eintritte in das zweite Fe des Dienftes 

ganze Folgezeit besfelben inneun ntteilen bes Saupt-@elbbe 
We die übrigen zwei Behentteile und ein Zehentteil bilden ben 
geha 


8 9. Die Dienft-Entjegun (Rafjetion) unb die Dienft-Entlaffung mit bem 
Berluft des Dienftranges und Geſamtgehaltes ( Dimiſſion) donen nur nach vor- 
hergegangener richterlicher Unterſuchung durch Erkenntnis der Tompetenten Ge⸗ 
richtsbehorde erfolgen, — 





[. Berorbn. vom 28. Juni 1864 (Web. 6, 304): „bie Berhältniffe 
ber —— Staatsdiener“, ſpeziell 8 6 berieben. Siehe aud Art. 1 des 
Minifter-Berantiortlichteitägefeges vom 4. Juni 1848 

) Siehe Web. 1, 670 Anm. 2: 
a. Urt. 23 ber Militär-Strofg ericht8ordn. vom 29. April 1869; 
b. Urt. 2 Ubi. 1 des Berwaltungögerihtspofägeeheb vom 8. Auguft 1878. 
Siehe auch 8 23 dieſes E 
%) Bu den Nebenbezügen gehören au bie Diäten, hierüber |. Berorbn. 
vom 11. Sebruar 18 mt eb. 10, 590) und Bollz. Korſchr. hiezu vom 2. März 
1875 (Web. 10, 627 A der ai 
Der * ab iſt aufgehoben durch Art. 2 Biff. — 
geſetzes — * fr cu —8 26. Dezember 1871. Bern. 33 
und 85 —— Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗Buches (Abertennung der bürgerli ); 
88 35, 128, 129, 358 "des Reichs⸗Str. Geſ. —*2 (Unfäpigleit zur Velleibung 
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8 10.°), Ein Staatsbeamter und dffentlicher Diener kann auch wegen 
Berlegung der Amtspflicht durch Handlungen und lUnterlafjungen vermittelt 
rechtlichen Erkenntniſſes begrabiert ober entlaflen werden, welche einzeln mit biejer 
Strafe vom Beiehe nicht bedroht find, wenn nad Inhalt des Strafgefegbuches 
eine breimalige Disziplinarftrafe fruchtlos geblieben ift. 


8 11.'%) Um Disziplinarftrafen mit der ſchweren Folge der Stellung vor 
Gericht in Wiederholungsfällen verhängen zu lönnen, wird erfordert, baß (gröbere, 
doch durch das Geſetz als Verbrechen ober Vergeben namentlich nicht bezeichnete 
Fehler ausgenommen) Fahrläſſigkeit, Unfleiß, Leichifinn oder Unfittlichfeit, unge- 
achtet von Borftänden oder höhern Behörden angewanbter Ermahnungen, Ei 
ungen, felbft Berweife und Arreſt, fortgefegt werden, aljo nach ber dritten Stra 
den Charakter ber Gewohnheit oder Unverbeflerlichkeit annehmen laſſen. Jedoch 
zieht nicht jeder einzelne neue Fehler jogleich die zweite oder britte foldhe Dis⸗ 
ziplinarftrafe nach fi außer in dem vom Geſetze ausdrücklich vorgefehenen Falle. 


8 12. Dieje Strafen Tönnen befteben in Berweiſen, Geldbußen, 
Hausd- und Eivil-Urref. Sie find verfchiebener Grade fähig Die Geld⸗ 
frafe kann aber nicht unter fünf und nicht über fünfzig Gulden, ’’) nnd der 
Arreft nur zwiſchen vierundzwanaig Stunden und acht Tagen zugemeſſen werden. 

Dabei kömmt es aber nicht auf den Grad, ſondern auf die Zahl ber 
Strafen an, und damit der Charakter folder Strafen mit ihrer Wirkung erfannt 
werbe, ift jeder berjelben beizufügen, daß es bie erfte, zweite oder britte fei, welche 
zur Vorgerichtſtellung führet. "*) 


8 18. Die Befugnis, Staatsdiener mit Dißziplinarftrafen diefer Art zu 
befegen, kommt nad ben Beſtimmungen des folgenden Paragraphen beim fubal- 
ternen Berjonal dem Vorſtande jeber Stelle, und zwar, wo berjelbe aus mehre- 
ren Berfonen beftehet, dem gefamten Direktorium, gegen bas höhere Berfonal aber 
lediglich ber vorgefegten Amtsbehörde zu. 


14. Die erfte Strafe findet ohne alle Förmlichkeit ftatt. Die zweite 
unb Dritte erfordern vorherige ſchriftliche ehmung des Fehlenden und tollegiale 
Beratung auf fchriftlichen Vortrag, Wenn eine Tollegiale Beratung nicht ange- 
ftellt werben Tann, jo find Die Alten mit ber Vernehmung an Die vorgejegte 
Amtsbehörbe einzufchiden, welche die Strafe zu verfügen Hat. Die britte ların 
überdie® nur von dem einichlagenden Staatöminifterium verhängt werben. — 
Weber jede berfelben ift eine jchrirtliche Ausfertigung mit beigefügter Urſache bem 
Straffälligen zuzuftellen und bie Empfangdbeicheinigung zu den Alten zu bringen. 





Öffentlicher Yemter); 88 81, 88, 84, 87—91, 94, 96 bed Reich3-Str.-Gei.-Buches 
und Art. 108, 109 und 110 bes Ausführungegeieheh gut Reichd-Str.-Broz.-Drdn. 
(Berluft der dffentlihen Aemter); endlich Art. 2 Ubf. 2 ded Geſetzes vom 10. 
Juli 1861 über die Aufhebung ber Straffolgen. Siehe Web. 1, 671 Anm. 4. 

*) Bezüglich der 8 10—15 vergl. Art. 108—121 des Ausführungsgeſetzes 
zur Reicha-Str.-Broz.-Orbn. vom 18. Auguſt 1879 und das in Anm. 2 lit.n an- 
geführte Richterdisziplinargejeh vom 26. März 1881. Siehe hiezu Anm. 10. 

?) Siehe Art. 1083 ff. fpeziell Art. 110 des Ausführungsgeſetzes zur Str.- 
Broz-Drbn. vom 18. Auguft 1879 und nachftehende Anm. 10. 

%) Die 5 11—15 gelten für richterlihe Beamte nicht. Bezüglich dieſer 
„). das in Anm. 8 genannte Richterbisziplinargejeh. 

19 Sept nicht unter 9 und nicht über IO Mark, |. Urt. 1 des Geſetzes 
vom 8. November 1875 (Beſtimmung ber Geldſtrafen nach ber Reihswährung: 
Web. 11, 179). 

19) Bergi. Min.-E. vom 24. September 1824 (Web. 3, 218): „Diszipli- 
narftrafen gegen Staatsbiener.” 


Vohl, Hanbind. 1. 88 
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8 15. ®egen jede dieſer brei nach 8 12 verfügten Disgiplinarfteofen iſt 
ein in drei Tagen bei der ſtrafenden oder inſinuierenden Behörde anz ender 
und in acht bi vierzehn Tagen bei der unmittelbar höheren Amtsbehörde gegen 
von ben Föniglichen Staatäminifterien ausgegangene Strafverfügungen bei dem 
töniglichen Staatdrate einzureichender Rekurs geftattet. 


816. — 9 

817. Die Folgen der erfannten Spezialunterfuhung find im Gtraf- 
Geſetzbuche ausgeiprodhen, "*) 

8 18. Außer dem Falle eines richterlichen Urteils hat ber definitiv ver⸗ 
liehene Dienerftand und Standesgehalt (88 2, 3, 4) die unverlegliche Ratur ber 
Dauer auf Lebenszeit. 


8 19. Die Dienftleiftung bes Dieners und ber Dienftesgehalt finb wider- 
ruflicher Natur. 

Sie Innen, ohne gerichtliche Klage zu begründen, infolge einer admini⸗ 
ftrativen Erwägung oder einer organischen Verfügung mit Belafiung des Stan- 
besgebaltes und bes Titels entweder für immer mitteiſt Dimiſſion oder für eine 
gewiſſe Zeit mittelſt Quieszierung benommen werden. ’°) 

Der alſo Entlaſſene darf ch ber äußeren Zeichen feiner Standesklaſſe (der 


Amtsfleibung) ferner nicht mebr bebienen. 
Der quieszierte Diener behält fie bit zum Wiedereintritte in eine Anıtö- 


verridhtung und die mit berjelben verbundenen Beichen. '*) 


8 20. Berfegung eines Staatsdieners kann aus abminiftrativen Nüd- 
fihten oder infolge organifcher Einrichtungen verfligt werden, wenn damit leine 
Surüdiehum " eziehung auf die Dienftesflafle oder auf den ftändigen Gehalt 
verbunden tft. '”). 





19), Yufgehoben duch Urt. 2 Ziff. 8 des Ausführungsgeſe ur Str.⸗ 
Broz.-Drdn. —* 8 11 des Einführungsgeſetzes zum be und 
Urt. 7 Abſ. 2 des Geſetzes über ben Berwaltungsgerichtshof: „Ber Berw.-Ger.- 
Hof ift nad Maßgabe ber hierüber beftehenden oder zu erlaflenden Geſetzes⸗ 
beftimmungen berufen, in denjenigen Fällen, in welchen ein Beamter wegen ber 
in Ausübung feines Amtes oder in Beranlaffung ber Aupübung feines Amtes 
vorgenommenen Handlungen ftrafrechtlich oder civifrechtlich verfolgt werden fol, 
bie Borfrage zu enticheiden, ob ber Beamte fich einer Ueberſchreitung feiner 
Amtsbeſugniſſe oder der Unterlafjung einer ihm obliegenden Amtshandlung ſchul⸗ 
dig gemacht Hat.“ 

20) Ueber die Folgen ber Einleitung einer ftrafrechtlichen Unterſuchung 
gegen einen Beamten bezw. des Nehmens in Unterſuchungshaft oder der Eröffuung 
es uppafeggepe gegen einen pichen ſ. jetzt Art. 111 des Auaführungsgciepeh 
ur Str.-Broz.-Orbn. und 8 8 Abſ. 2 des Ger.⸗Verf.⸗Geſetzes, desgl. 88 201 

ichs⸗Str.⸗Proz. Ordn. (Eröffnung des Hauptverfahrens). 

8 19 Abſ. 1 gilt nicht für Richter. Bezüglich der Bichterbeamten |. 
88 1 und 8 bes Ger.⸗Verf.Geſetzes und 8 18 des Tinfüprungsgefepes biezu. 
De, auch Tit. VIII 8 8 ber RBerfafiungsurtunde, oben ©. bil Anm. 96 
unb 96a. 

29 Bergl. hiezu 88 25—27 dieſer 9. Beilage. 

7) Siehe auch hiezu die gefeglichen Beftimmungen in vorftehender Anm. 
15; auch 8 20. Abſ. 1 bezieht fi nicht auf Richter. 

2) Web. 1, 539 und Anm. daſelbſt. 

Durch die befondere Nennung ber Berordn. vom 16. Auguſt 1817 ift biefe 
felbft ala ein Teil der Berfaffung erklärt. 
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Ueber Vergütung ber Umzugskoſten gibt bie Verorduung vom 16. Augu 
1817 die zu beobachtenden Normen. '*) „ung guft 


8 31. Der in Amtsthätigkeit ſtehende Staatsdiener bleibt von der Auß- 
übung der ftreng bürgerlichen Gewerbe, von der Führung einer Bank oder ähn- 
hans Slate ‚und von dem ausfchließenden perjönlichen Betriebe einer Fabrik 
au en. 

Dem äußern Juſtiz⸗, Polizei und Finanzbeamten ift außerdem noch 
unterfagt, in feinem Amtsbezirke eine Gutsrealität zu erwerben. *°) 

De übrigen zuläffigen Privatverhältnifie müſſen aber auch in jeder 
Kolliffion mit den Berhältnifien der Amtsverrichtung weichen und önnen in Fällen 
einer Berfegung feinen Grund zu einer Reklamation barbieten. *'). 


8 22. Der Staatödiener hat die Befugnis, aus dem Stantsbienfte zu 
treten und feine Quiedzenz zu verlangen nad) folgenden Beftimmungen: 

A. Der Staatödiener kann zu jeber Leit ohne alle Motivierung feine 
Entlafjung aus dem Staatöbienfte nehmen. 

Er verliert in diefem Falle ben Standes- und Dienftesgehalt mit bem 
Zitel und den Funktionszeichen. 

B. Der Staatödiener kann wegen Dienftedalterd in die Quieszenz treten. 
Hiezu werden durch alle Dienftesflaflen volle vierzig Dienftesjahre erfordert. 

Zur Ergänzung bed Dienftesalters dürfen alle, unter den vorigen Regier⸗ 
ungen aller @ebietöteile des Sönigreiches und in verichiedenen Dienftesflaflen 
zurüdgelegten Jahre, nicht aber die Jahre der Vorbereitungsfiellen gezählt werben. 

Der nad vollendetem Dienftedalter in die Quieſszenz tretende Staats⸗ 
biener behält den Stanbesgehalt mit bem Titel und dem Funktionszeichen und 
verliert den Dienftesgehalt. 

C. Der Staatödiener kann wegen Lebensalterd in die Quiedzenz treten. 

Hiezu werden in allen Dienftesfiafien fiebenzig volle Lebensjahre erforbert. 

Der nach vollendeten fiebenzig Lebensjahren in die Quieszenz tretenbe 
Staatödiener behält den Geſamt⸗Gelbdgehalt, den Titel und das Funlktionszeichen. 

D. Ber Staatsbiener kann vor Erfüllung des feftgejehten Dienftes- und 
Lebendalters , durch phyſiſche Gebrechlichkeit, als FFolge eineß äußern, in ober 
außer der Funktion erlittenen Unglüdes oder der inneren Anftrengung funttions- 
unfähig und dadurch zur Quieszenz geeigenfchaftet werben. 

Ein ſolcher Fall muß durch bie ftrengften Beweiſe bes Faltums und durch 
die beflimmteften Zeugniſſe amtlicher Werzte und Tompetenter Geſchäftsmänner 
Hergeftellt fein. °*) 





29 Bergl. hiezu 8 12 Ubi. II der Reichs⸗Gew.⸗Ordn.; ferner Verordn. 
vom 10. März 1868, bie Webernahme von Nebengeihhäften durch Beamte und 
öffentliche Diener betr. (Web. 7, 199, ſowie Anm. 1 dafelbft). 

20) a die u die Löniglihe Erklärung von 24. Huguf 1818 „bie An- 
wenbung bes $ 21 des Staatäbienerebiltß betr.” (Web. 1, 718 und Anm. 1 ba- 
jelbft). Vergl. auch Art. 196 des Berggeiebes vom 20. März 1869 (Web. 7, 643). 


2 Siehe die in Anm. 19 genannte Verordnung vom 10. März 1868 nebft 
der Min.-E. vom 18. November 1868 „Nebengeichäfte der Beamten unb dffent- 
lichen Diener betr." (Web. 7, 521); ferner 8 bl des Landtagsabichieb3 vom 28. 
a gm ‚ „Beteiligung der Staatsdiener an Induſtrie⸗Unternehmungen“ 
(Web. 9, 376). 
Weiter vergl. hiezu folgende reichögefeglichen Beftimmungen: 
43 bed NReichsmilttärgefebes vom 2. Mai 1874; 
16 des NReichsbeamtengejeged vom 31. Mai 1878; 
91 des Unfallverficherungdgeieges vom 6. Juli 1884; 
& 13 des Patentgeſetzes vom 7. il 1891. " 
38* 
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Bon der Natur bes Hergefteliten einzelnen Falles hängt jedesmal bie be- 
fondere Erkenntnis ab: 

ob der Staat&biener für immer ober nur auf eine gewifle Zeit zu 

auieszieren fei. 


8 28. Die Borflände und Räte ber Sr — mit chluß der 

Kreis⸗ und Stabtgerichte verbleiben in ihrer Eigen ale Richter in Duieb- 

ällen im Bezuge des verliehenen eiamtgehalten. Landrichter, Yanbgeridhts- 
affefioren und Alluare behalten ihren firen @eldgehalt. **) 


8 24. Der Staatödiener, welcher die Befugnis zur Dimiffion mund 
Duieszenz ausübt, darf, in Beziehung auf feinen Dienft, fich in feinem Räd- 
— weder an anvertrautem Staatögute, noch an übertragener i 


8 8. Der infolge einer abminiſtrativen Erwägung oder organiichen 
Verfügung in die Quieszenz geſetzte Staatädiener bleibt verbunden, ber Berufung 
in eine feiner vormaligen Dienftes-Kategorie angemeflene Altivität, welche ihm 
entweber proviforiich ober definitiv übertragen werden lann, zu folgen. 


8 236. Im Falle der Berufung eined Quieszenten zur _proviforif ar 
tivität erhält bderjelbe für die Zeit diefer proviforiihen Yunktion den Gefanıt- 
Geldgehalt feiner vorigen Stelle. 


827. Im Falle ber Wiebereinfebung eines Quiedzenten in eine befimi- 
tive Aktivität tritt berfelbe in den Standes und Dienfteögehalt der neuen Stelle 
ein, wenn der Geſamtgehalt dieſer neuen Stelle ohnehin ebenfo groß ober größer, 
als defien voriger Geſamt⸗Geldgehalt if. 

Iſt der fire Geldgehalt der neuen Stelle geringer, al3 ber in feiner vorigen 
Dienfted-Rategorie bezogene war, fo wird ſowohl bei ber Penfliou ber Witwe und 
Kinder, als bei feiner allenfalld wieder eintretenden Quieſszenz fein vormaliger 
Altivitätögehalt zum runde gelegt. 


8 238. Der Staat übernimmt ed, ein Penſions⸗Syſtem für die Hinter- 
laſſenen Witwen und Waiſen feiner Staatöbiener g begründen, wobei nady ber 
Berorbnung vom 8. Yuni 1807 **) alle aus der Dienftpragmatil vom 1. Jänner 
1805 ?*) erworbenen Rechte unverlegt erhalten werden jollen. Bei einer etwa 
veränderten Einrichtung werben bie durch jenes Geſetz beftimmten Benfionsbezüge 
aus den Staatzeinfünften mit verhältnismäßigen Veiträgen ber Staatöbiener für 
die Zukunft vom Staate garantiert. **) 





*") Hiezu |. folgende Min.Entſchl.: 

2. u, 5 ae 1851 „ärztliche Beugniffe bei der Quiekzierung betr.“ 

b. vom 1. Juni 1854 „Duiesgierungsanträge betr.” (Web. 4, 634) uud 

c. vom 9. April 1870 „Verfahren in Quieszenzfällen betr.“ (Web. 8, 518). 
a ge) Bergi. biezu oben Anm. 15 und 8 8 Tit. VIII der Verf.⸗Urk. ©. 611 

nm. 96. 

29 Web. 1, 142 und Anm. daſelbſt. 

*») Abgedruckt oben 8 62 Anm. 2 ©. 309 fi. Vergl. Anm. 1 zu biefer 
9. Beilage. 

20) Nach dem Haren Wortlaut bes 8 28 1. c. fowie bed 8 1 ber Dienfes- 
pragmatil vom 1. Januar 1805 (oben S. 809) fleht die Ben einerfeitd nur 
ben Witwen (bezw. Kindern) des Staatöbienerd zu, anbrerfeits ericheint fie als 
ein Ergängungsteil des Gehaltes bed Staatsbienerd, weldyer nur auf bie 
Witwen und Rinder bes betr. atsdieners — mit defien Tod — übergeht 
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8 29. Alle dem Inhalte diefes fonftitutionellen Ediktes zuwiderlaufenden 
Berfügungen ber Abminiftrativftellen begründen als Eivilrechtö-Berlegungen eine 
Klage vor den: Tompetenten Richter. r muß vorher die Beſchwerde bei den 
einſchlagenden oberen Abminiftrativbehörden vorgetragen und entweder die Ent- 
fchließung verzögert oder die Abhilfe verweigert worden fein, ehe das Bericht bie 
Klage annehmen darf. 

Münden, den 26. Mai 1818. 


Behnte Beilage 
zu der Verfaſſungs-Urkunde Tit. VI 8 10. 


Edilt Über die Htände-Berfammlung.”) 





Anhang I 
zu 8 103 des Ediktes über die äußeren Nechtöverhältniffe der Ein- 
wohner des Königreich® Bayern in Beziehung auf Neligion und 
kirchliche Gefellichatten in der Beilage I zu dem Tit. IV 8 9 der 
Berfaffungs-Urfunde des Königreichs. 


Daraus folgt: 

a. daß die Ehefrau felbft fein Hecht auf die Penſion d. H. auf dieſen 
Ergänzungsteil bes Gehaltes für fih erwirbt, fondern daß nur ber 
betr. Staatsdiener den Rechtſanſpruch „gegen den Staat Bar zu ver- 
langen, daß ber — in der Form ber Witwenpenfion bezahlte — Er- 
gänzungdteil feines Gehalte feiner Witwe bezw. feinen Kindern ge- 
währt werde, und daß daher nicht der Ehefrau, fondern nur ber Witwe 
ein Klagerecht auf dieſe Gewährung geboten wird und zwar mit dem 
Momente des Todes des betr. Beamten, mit welchem fie zur Beit 
Des Todes rechtsgiltig verheiratet war; 

b. daß — nachdem die Ehefrau bei Lebzeiten ihres Mannes Tein er- 
worbenes Recht auf Penfionsbezug befibt, basfelbe für fie vielmehr 
erft mit dem Tode ihres Gatten entfteht, fie auch ein folches nie- 
mals befigen oder geltend machen Tann, wenn bie Ehe, weldye die not- 
wendigfte Borausfekung zur Entitehung dieſes Mechtes beim Tode des 
Ehegatten ift, beim Eintritte dieſes Momentes nicht mehr befteht; 

e. daß der sub a genannte Rechtsanſpruch des betr. Beamten nur auf 
diejenige Frauendperfon übergeben fann, welche bei feinem Tode —* 
rechtmaͤßige attin iſt, alſo auch nur allein und ausſchließlich 
mit ſeinem To —* Wit we werden kann; 

d. daß daher eine dem Bande nach, alſo für immer geſchiedene 
(nicht blos von Tiſch und Bett oder zeitlich getrennte) 3 keinen 
Anſpruch auf Penſion haben dann, ba fie eben mit der rechtskräftigen 

Scheidung dem Bande nad aufgehört hat, wrhe des betr. 
Beamten zu fein und auch bezüglicd der Benfion jo angeſehen wird, 
ald ob fie vor dem Ehegatten verftorben wäre. Gleichgiltig für die 
Beurteilung dieſer Frage ift es, ob die betr. Frau für den jchnldigen 
Teil erflärt wurbe oder nicht. 

Bergl. Hiezu Seyd. 2, 252. 
*) Dieſes Edikt ift vollftändig aufgehoben durch das Landtagswahlgeſe 
von 1848 beam. 1881 und ba3 wc über den Geipeitegang des Fee 

1850 bezw. 1872, oben 8 51 ©. 244 ff. und 8 90 Anm. 90 ©. 508 ff. 
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Das die inneren katholiſchen Kirchen⸗Augelegenheiten ordnende 
Ronkordat 
mit feiner päbftlihen Heiligkeit Pins VII. 
vom ö. Juni 1817.1) 


Art. L Die römifchekatholifch-apoftoliihe Religion wird in bem 
engen Umfonge des Königreichs Bayern und in den dazu gehörigen 
ebieten unDertehrt mit jenen Rechten und Prärogativen erhalten werben, 

art Ne nad) göttlier Anordnung und ben kanoniſchen Sabungen zu 
genießen ba 


Art. II. Seine päbftlide Heiligleit werben mit Beobachtung Der 


’) Berg. hiezu oben Unm. 21a auf ©. 524 und Anm. 186 zur 2. Berf.- 
Beilage bezüglich des Verhältnifies des Konkordats zum Religionseditt. 
Der Beſtimmung des Art. XVIII bes Konlorbats entiprechend if durch 
8 108 Abſ. 3 der 2. Berf.-VBeilage das Konkordat als ein Teil ber Berfaffung, 
alfo als Staatsgrundgeſetz erflärt. Beide — Neligionsebilt und Konlorbat — 
erhalten ihre verfaffungsmäßige Giltigkeit vom gleichen Tage und find daher in 
gen Beſtimmungen an fich gleichwertig. Doch gilt für die Auslegung von 
eftimmungen beider Berfafjungsgejete, welche mehrfacher Deutung fähig wären, 
dad oben in Anm. 21a und 136 zur 2. Berf.-Beilage Geſagte. Wohl Iprady ein- 
mal die Min.-E. vom 8. Upril 1852 „ben Bollzug des Konkordats betr.“ (Web. 
4, 379) in Ziff. 1 auß: „Bei Auslegung und Anwendung mehrbentiger unb 
zweifelhafter Stellen der 2. Berf.-Beilage ift jene Interpretation anzunehmen, 
welche mit den Beftimmungen des Kontorbats übereinftimmenb ift oder fi den⸗ 
jelben annäßert.” Allein diefe Min.-E. vom 8. April 1852 ift durch bie jpätere 
Kultus-Min.-E. vom 20. November 1873 gleichen Vetreffs (Web. 10, 155 f.) 
außer Wirkſamkeit gefebt und beſonders ausgeiprochen worden: Es follen in 
allen bei den Berwaltungsftellen und Behörden vorkommenden Geichäftägegen- 
nden Tirchliher und Hirchenpolitifcher Natur, wie e8 der Staatöver- 
affung entfpridt, die beftehenden Grundgeſetze des Staates, 
omwie die übrige hieher bezügliche Geſetzgebung bes Landes bie 
Rorm geben und nad den Regeln des Rechtes ihrem ganzen Inhalte nad 
zur Anwendung gebracht werben.“ 
In gleicher Weife behält es bei den auf Grund biefer Gefehgebung er- 
Iofienen Verordnungen und Snftrultionen fein Bewenden. ©. Biloty Berf.-Urt. 


Dur allerh. Entihl. vom 19. Januar 1822 (Web. 3, 72) murde aus 
drücklich ausgeſprochen, daB „bas Konkordnt und alle auf bie Vollziehung des 
jelben fich beziehenden Anordnungen Tebiglich auf die katholiſche Ki 
und die ——— der Tatbolifchen Religion ſich e en und die ver- 
faffungemäßi en echte der proteftantifchen Kirche und ihrer Glaubens⸗ 
genofien n dt berühren.” — 

Weiter |. hiezu: allerh. Entichl. vom 12. März 1818: „die Verhältniſſe der 
proteftantifchen e in Bayern betr.” (Web. 1, 554); vom 7. November 1818: 
„Erllärung über einige Artikel der Berf.-Urk. und beſonders das berfelben bei- 
gefügte Edift in Beziehung auf die Religionsverhältniffe betr.” (Web. 1, 745 und 
oben ©. 6524 Unm. 21a und S. 559 Anm. 136 zur 2. Berf.-Beil.) und vom 
15. September 1821 : „die Tegernfeer Erflärung über das Konlordat” (Web. %, 65). 

Sn Deaug auf die Tatholifche Sie übt der König nicht (mie bei ber 
pro ifchen) irchenregiment aus, ſondern nur die Sirchenhoheit, inbem 
er bie Rechte des Staates der Kirche gegenüber wahrt bezw. auf Grund der Ber- 
faffung durch die Igl. Staatsregierung wahren läßt. — 
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erforderlichen Rüdfichten die Didzeſen des Königreichs Bayern in fol« 
gender Art beftimmen: 

Der biichöfliche Sig von Freiſing wird nach München verlegt und 
um Metropolitan-Sife erhoben. Sein Sprengel bleibt der damalige 
mfang ber Deeifinger Didzes und die —** dieſer Kirche werden 
den Namen eines Ko zu Münden und Freifing führen. 

Diefem Erzbiſchofe werden bie bifchöflichen Kirchen von Augsburg, 
goflan und Regensburg, letztere mit Aufhebung ihrer Dtetropolitan- 
igenichaft als Suffragan-Kirchen untergeorbmet. Jedoch ſoll der jeßt 
lebende Biſchof von Baflaı das Privilegium der Eremtion auf jeine 

Bebensdauer genießen. 

Die — 28 — Kirche von Bamberg wird zur Metropolitankirche 
erhoben und derſelben werden die biſchöflichen Kirchen von Würzburg. 
Eichſtätt und Speyer als Suffragan⸗-Kirchen zugeleilt. 

Das vormals zur Mainzer, gegenmürtig zur Regensburger Didzes 
gehörige Gebiet von Ajchaffenburg und der Anteil ber Fuldaer Didzes 
in Bayern werden mit der Würzburger Diözes vereinigt. 

er in Bayern gelegene Teil der Diözes Konftanz wird nebft bem 
eremten Bezirke von Kempten der Augsburger Diözes einverleibt. 

Auf gleiche Weife wirb der baperifche Teil der Salzburger Didzes 
und das Gebiet der eremten Probftei Berchtesgaden teils mit der Pafjauer, 
teil8g mit der Münchener Diözes vereinigt werben. Mit lebterer wird 
au ber Bezirk des Bistums Ehiemjee, welches ganz aufgehoben wird, 
verbunden. 

Die neuen Grenzen der einzelnen Diözefen werben, joweit es nötig 
befunden wird, noch beitimmter ausgejchieben werden. ?) 


Art. III. Die Kapitel der Metropolitankirchen beitehen aus zwei 
Dignitarien, nämlich dem Probfte und dem Dechanten und aus zehn 
Kanonilern. Auch die Kapitel ber bifchöflichen Kirchen werben zwei 
Dignitarien, nämlich einen Probft und einen Degant und acht Kanoniker 
daben. Nebit diefen werben bei jedem, ſowohl Metropolitan⸗ als bijchöf- 
ichen Kapitel wenigftens ſechs Präbendierte ober Vikare angeftellt werden. 
Sollten aber in Zufunft die Renten diefer Kirchen durch neue Stiftungen 
oder fjonftige Vermehrung ihres Butes einen foldhen Zuwachs ber 
daß mehrere Präbenden errichtet werben können, jo wirb die Zahl ber 
Kanoniker und Bilare noch weiter vermehrt werden. 

Bei jedem Kapitel werden die Erzbiſchöfe und Biſchöfe nach Vor⸗ 
ſchrift des heiligen Konziliums von Trient aus den Kanonikern einen 
als Theologen und einen zweiten als Pönitentiar aufftellen. 

Alle Dignitarien und Kanoniker werben nebft dem Chordienſte ben 
Erzbiichöfen und Biſchöfen in Verwaltung ihrer Didzefe als Räte dienen. 
Do ſoll e8 den an belen und Bifchöfen frei ftehen, deren Verwend⸗ 
ung zu den einzelnen bejonderen Verrichtungen und Gefchäften ihres 
Amtes nach Butbefinden zu beftimmen. Ebenſo werden fie auch ben 
Bilaren ihre Amtsverrichtungen anweiſen. 

? Siehe hiezu die Cirkumſtriptionsbulle (Bulle: Dei ac Domini nostri 
Jesu isti) vom 1. April 1818 und bie in vorftehender Anm. 1 genannte 


allerd. Entichl. vom 15. tember 1821. 
Die vorftehend genannte Eirfumffriptionsbulle ift abgebrudt bei Döllinger 


DB. 8, ©. B61— 04. 
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⸗ Seine königliche Majeftät werben übrigens denjenigen, welche bie 
Stelle eines Beneralvifars befleiben, jährlich 500 fl., jenen aber, welchen 
das Amt eines bijchöflichen Sefretärs übertragen iſt, 200 fl. ausiwerfen. 

At. 1V. Die Einkünfte zum Unterhalte ber biihöfe und 
Biſchöfe werben auf Güter unb ftänbige Fonds —— —— welche 
der freien Verwaltung ber Erzbiſchöfe und Biſchöfe übergeben werben. 

Sn gleicher Art werben auch die erzbiichöflichen und biſchöflichen 
Kapitel und bie bei benfelben angeftellter oder — 
ihre Ausſtattung mit dem Rechte ber Selbſtverwaltung erhalten. 

Der Betrag ber jährlichen Einkünfte nach Abzug der Vaſten wird 
folgenber fein: 

Didzes Münden: 


t ben —32 20.000 fl. 
r den Prob 4000 fl., 
ür den Dechant 4000 fl, 


r jeden der fünf ältern Kanoniker 2000 fl., 
ür jeden der fünf jüngern Kanoniker 1600 Fi., 
ür jeden ber brei ältern Vikare 800 fl. 
r jeden der drei jüngern Vikare 600 fl.; 


Didzges Bamberg: 


t ben a 15000 
r den Probit 3500 
r den Dechant 8500 


r jeden der nl ältern Kanoniker 1800 fl., 
r jeden ber fünf jüngern Kanoniker 1400 fl. 
r jeden der Drei Altern Vikare 800 fl. 
r jeden der drei jüngern Vikare 600 fl.; 


Didzejen Augsburg, Regensburg und Würzburg: 


r den Biſchof 10000 fl. 
r den Ey ft 8000 
t den Dechant 3.000 


r jeden ber vier ältern Kanonifer 1600 
t jeden der vier jüngern Kanoniker 1400 
r jeden der drei ältern Vilare 800 
r jeden der brei jüngern Bilare 600 fl.; 


Didzefen Paffau, Eichftätt und Speyer: 


8 9 . ® (2 
7 = a S “ 


r den Biſchof 8000 fl., 
r den Probſt 2500 fl., 
r den Dechant 2500 fi., 

jeden der vier ältern Kanoniker 1600 fl., 


r jeden der drei Altern Vikare 800 
r jeden ber brei jüngern Vikare 600 


Alle dieſe Einkünfte follen in ihrem Betrage ſtets vollftändig und 
ungefeämälert erhalten werden und bie Büter unb Fonds weder veräußert 
noch in Geld⸗Beſoldungen verwandelt werden koönnen. Zur Zeit ber Gr- 
ledigung eines erzbifchöflichen ober bifchöflicden Stuhls, der Dignitäten, 


r jeden der vier jüngern Kanonifer 1400 i 


r 
. 
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Kanonikate, Präbenden oder Vikariate wird der Betrag ber vorerwähnten 
Einkünfte zum Beften ber betreffenden Kirchen erhoben und erhalten. ®) 


Sowohl ben Erzbtichöfen und Bilchöfen als den Dignitarten, den 
ältern Kanonilern und den ältern Bilaren wirb eine ihrer Würde und 
ihrem Stande entſprechende Wohnung angewiejen werben. 

Für bie erzbiichöfliche und bifchöfliche tie, für das Kapitel und 
das Archiv werben Seine Diajeftät ein geeignetes Gebäude beſtimmen. 

Zu dem Vollzuge bes Geichäfts der Anweiſung biefer Einkünfte, 
Fonds und Güter, welches innerhalb eines Vierteljahr nach Ratifilation 
gegenmmürtiger Uebereintunft, wenn es thunlich ift, oder wentgftens inner- 
bald eines halben Jahres beendigt fein fol, wirb jeber der beiden kon⸗ 
trabierendben Teile Kommifſarien ernennen, und Seine Majeftät werben 
von dem förmlichen Alte ber vorerwähnten Anmweifung drei Exemplare in 
authentifcher Form ausfertigen laffen, eines für das königliche Archiv, 
das anbere fr den apoftotiigen Nuntius, das dritte endlich für die 
Archive der betreffenden Kirchen. 

Andere Benefizien werben, wo foldhe vorhanden find, erhalten 
werben. 

Da für die Didges Speyer wegen bejonberer Verhältniſſe gegen- 
wärtig feine Güter und ftändbigen Fonds angewiejen werden können, jo 
werben Seine Majeftät einftweilen und bis eine folche een mögli) 
fein wird, durch ma pen Sabresgehalten Sürlorge treffen, nämlich: 

ifcho “ 


ı hen ft 1500 
r den Pro “ 
ür den Dean 1500 ff, 
ür jeden ber acht Kanoniker 1000 fl., 
r jeden der ſechs Vikare 600 


Die Fonds, Einkünfte, beweglichen und unbeweglichen Güter der 
bifhöflichen Kirchen und ihrer Fabriken werben erhalten werden, und 
wenn biefelben gut Unterhaltung ber Kirchen, zu den Ausgaben für den 
Gottesdienft und zu den Behalten der nötigen Diener nicht zureichen 
werden, jo werben Seine Majeftät ben Abgang beden. t) 


) Die vorftehend in Art. IV garantierten Einkünfte werben aus ber 
Staatskaſſe geleiftet. Siehe Hiezu die allerh. Entichl. vom 16. November 1821: 
„bie neuerrichteten Erzbistümer und Bistümer betr.“, fpeziell Biff. 2 (Web. 2, 
67); vom 8. Juli 1824: „den Amtsantritt des neuernannten Herrn Erzbiichofs 
von Bamberg betr.”, ſpeziell Si 8 (Web. 2, 214); vom 10. 3 1826: „die 
Ausgaben des Staatsärars auf die Bistümer und Kapitel betr.“ (Web. 3, 342); 
ferner (beſonders zu Art. IV Abſ. 4) Verordoung vom 27. September 1829: 
„die Berechnung und Verwendung der Snterlalargefälle bei biichöflichen und 
Domkapitel ihen Bräbenden betr.” (Web. 3, 482); endlih Min.E. vom 3. Juni 
1880: „bie Bewilligung eines Sterbmonats bei den Tobesfällen der Erzbifchöfe und 
Bifchdfe, dann der Mitglieder der neuerrichteten Domkapitel betr." (Web. 3, 638 f.): 
ein Sterbemonat wird nicht bewilligt. 

) Auf Weinbifchdfe werden die Beſtimmungen des Art. IV über Dota- 
tion und a ntation nicht außgebehnt, |. Min.-E. vom 9. Juni 1823 (Web. 1, 
6 nm. 3); 

ferner vergl. noch zu Art. IV außer den in Anm. 8 genannten Min.⸗E. 
noch diejenige vom 16. November 1821: „die neuerrichteten Erzbistümer und 
Bistümer betr." (Web. 3, 67). 
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Art. V.5) In jeder Didzefe follen bie bifchöflichen Seminarien 
erhalten und mit einer hinreichenden Dotation in Gütern und ftändigen 
onds verjehen werben ; in jenen Diözefen aber, in welchen joldde An- 
alten nicht vorhanden find, follen fie ebeftens mit einer Dotation der 
nämlichen Art hergeftellt werben.) ) 

Sn die Seminarien werden jene Kandidaten aufgenommen unb 
darin nach Vorjchrift des Heiligen Konziliums von Trient gebilbet und 
unterrichtet, deren Aufnahme die Erzbiſchöſe und Bilchöfe nach dem Be- 
bürfniffe oder Ruben ber aidgele ür gut finden werden. Die immere 
Einrichtung, der Unterricht, die Leitung und bie Verwaltung der Semi- 
narien werden nach den Tanonifchen Formen ber volllommen freien Auf- 
fiht der Erzbiſchöfe und Biſchöfe untergeben. 

Die Vorfteher und Lehrer in dieſen Seminarien werden von ben 
Erzbifchöfen und Bilchöfen ernannt und, fo wie fie es für nötig oder 
nüßlich erachten follten, auch wieder entfernt werden.®) 

Da den Bilchöfen obliegt, über die Glaubens⸗ und Sittenlehre zu 
wachen, fo werden fie in Ausübung dieſer Amtspflicht auch in Beziehung 
auf die Öffentliden Schulen Teineswegs gehindert werden. 


Art. VI. Seine Majeftät werben mit Beirat ber aaa und 
Si dfe für die Herftellung eines inlän lich dotierten Haufe forgen, in 
welchem kranke und alte wohlverdiente Geiftliche Unterftübung und Zu⸗ 
flucht finden können. ?) 


Art. VII. Seine königliche Dajeftät werden in Anbetracht ber 
Vorteile, welche die religiöfen Orben der Kirche und dem Staate gebradjt 
haben und in ber deig auch noch bringen könnten, und, um einen Be— 
weis allerhöchft Ihrer Bereitwilligleit gegen den heiligen Stuhl zu geben, 
einige Klöfter ber geiftlichen Orden beiderlei Gefchlechts entiweber zum 
Unterrichte der Jugend in ber Religion unb ben Wiffenfchaften ober zur 
Aushilfe in der Geeljorge oder zur Krankenpflege, im Benehmen mit dem 
heiligen Stuhle mit angemeffener Dotation eritellen Laffen. 10) 





») Bu Urt. V vergl. 8 76 lit. d, 77 und 78 der 2. Berf.-Beilage. 

% Die Errichtung folcher Anftalten fällt unter die Beſtimmungen ber 
Berordn. vom 18. April 1878, fpeziel 8 1 und 8 2 Biff. I (Web. 9, 748 f.) 
Siehe unten 8 457. Bergl. ferner vorftehende Anm. 6. 

) Ueber Priefter- ober Klerilal-Seminarien überhaupt und das Georgi⸗ 
anum in München insbefondere |. Entichl. vom 5. Auguſt 1806: „Uufnahme der 
Kandidaten in das georgianiiche Seminar betr.” Web. 1, 104 und die bafelbR 
in Anm. * befindlichen Ausführungen und Entichließungen. 

) Berg. hiezu Nr. II Biff. 6 der Min.-E. vom 20. November 1878: „ben 
Vollzug des Konkordats betr.” und Min.-E. vom 4. Juni 1846, nach weldy 1 
terer die Beſtimmung des Art. V Abſ. 3 des Konkordats für jede erzbiſchöfli 
reip. bifchöfliche Ernennung von Vorſtehern und Lehrern bei ben betr. Mlerikal- 
Seminarien ihre volle Geltung haben folle (Web. 8, 632 und das in Anm. *** 
daſelbſt Angeführte). 

®) Bergl. hiezu Min.-E. vom 27. Dezember 1842: „die Grünbung von 
Berforgungd-Anftalten für emeritierte latholiſche Beifllidhe der Didzefe Mündhen- 
Breifing mebf Statuten „für die Emeriten-Anftalt der Erzdibzeſe München⸗Frei⸗ 
fing“ (Web. 3, 469 ff. und das in Anm. 1 ©. 469 f. daſelbſt Angeführte). 

9 Hierüber |. vor allen Dingen bie ausführliche „Ueberficyt über bie in 
Bayern beftehenden Klöſter und Höfterlichen Niederlafſungen (nad dem Stande 
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Art. VILLN) Die Güter ber Seminarien, Pfarreien, Benefizien, 
Kirchen⸗Fabriken und aller übrigen Kirchen-Sttftungen werben * und 
ungeihmälert erhalten und können weber veräußert, noch in Penfionen 
verwandelt werden. 

Die Kirche wird auch das Recht haben, neue Befißungen zu er- 
werben, und was fie neu erwirbt, ſoll ihr Eigentum und gleicher te 
mit ben älteren Kirchenſtiftungen teilhaftig fein, welche jo wenig als bie 
Anftig zu errichtenden ohne Zuftimmung des apoftoliichen Stuhles je- 
mals eingezogen oder vereinigt werben können, jedoch mit Vorbehalt der 
5 — welche den Biſchöfen nach dem heiligen Konzilium von Trient 
zuſtehen. 

Art. IX. Seine Heiligkeit werben in Erwägung der aus gegen« 
wärtiger Webereinkunft für die Angelegenheiten der Kirche und ber Reli- 
gion hervorgehenden Vorteile Seiner Majeftät dem Könige Marimilian 
oje und Seinen katholiſchen Nachfolgern durch apoftoliiche Briefe, 
welche b lei nad der Ratifikation diefer Uebereinkunft ausgefertigt 
werden jollen, auf ewige Zeiten das Indult verleihen, zu den erlebigten 
erabifchöflichen und bifchöflichen Stühlen im Königreiche Bayern würdige 
und taugliche Beiftliche zu ernennen, 12) welche die nach ben kanoniſchen 
Satzungen dazu erforderlichen Eigenſchaften befigen. le wirb 
Seine Heiligkeit nad) den gewöhnlichen Formen die kanoniſche Cinjeh- 
ung!?) erteilen. &he fie aber diefe erhalten haben, follen fie fa auf 
feine arg in die Leitung oder Verwaltung der Kirchen, zu welchen fie 
ernannt find, einmifchen können. Die Annaten und Kanglei-Knzen 8) 
werben nad) dem Maßſtabe der jährlichen Einkünfte eines jeden Bilchofs 
von neuem feitgejeßt werden. 


Art. X. Die Probfteien, ſowohl bei den Metropolitan» als ben 
bifhöflichen Kirchen wird Seine Heiligkeit verleihen. P Die Ernennun 
der Dechanten fteht Seiner königlichen Majeſtät zu, allerhöchſtwelche au 


von 1893)“ in Weber, Anhangband 1894 ©. 768—796, aus welcher nicht nur 
fämtliche Klöfter ꝛc. Bayerns, fondern auch deren Hauptzwed, außerdem ihr Be- 
Hand an Mitgliedern und ihre Lage nad) Didzeſe und Negierungdbegirt chtlich 
find. Vergl. ferner: Geiſtliche Ratsordnung vom 16. des Urntemonats 1779 
le 32 bid 35 (Web. 1, 28 f. und die bafelbft in den Anmerkungen beigefügten 
emerlungen); weiter 8 76 lit. c, desgl. 88 77 und 78 der 2. Verf.Beilage. 

12) Bu Urt. VIII f. 8 81, auch 44 der 2. Berf.-Beil., ferner die oben bei 
diefen Veftimmungen ©. 542 Anm. 82 zu 8 90a erwähnten Amortifationdgejebe ; 
ferner 46—49 der 2. Berf.-Beilage und die bajelbft citierte Min.-E. vom 
24. April 1857 (Web. 5, 47) „den Bollzug der 88 48 und 49 der 2. Berf.- 
Beilage betr.“. Siehe auch Gebuͤhrengeſetz Art. 235 Hiff. 10, oben Seite 444. 

29 Der König bat allo daB Hecht der Ernennung oder Romination, da⸗ 

egen + bem Babite dad Recht der Einfegung ober Inftitution der bayeriſchen 
zbiichöfe und Biſchöfe zu. 

"*) Bezüglid der fogenannten Annaten (bezw. deren Höhe für die ein- 
— Did en) ſ. Web. 1, 698 Anm. 9. Diefe Annaten fließen in die Kaffe ber 
romiſchen e. 

Siehe hiezu auch Art. 199 des bayer. Gebührengeſetzes von 1892 oben 
©. 481 bezüglich der ſtaatlichen Anftellungsgebühr. 

0, Hiezu |. Min.-E. vom 14. April 1881 „die Belebung der Domprobfleien 
betr.“, nach welcher auch dieje Berleifungen nur an folche erfolgen können, welche 
biezu vom Könige empfohlen find. 
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zu ben Kanonilaten in ben ſechs apoftolifchen oder päbftlichen 5) Monaten 
ernennen werben. Don ben übrigen ſechs Monaten werden in brei die 
ergbi1höfe und Bifchöfe, in ben andern brei aber bie Kapitel zu den⸗ 
ſelben In die Rapit 1d biſchöflich d biſchöflichen Kirche kön 
ie itel der erzbiſchöflichen und bi ichen Kirche können 
nur Bandeseingeborne aufgenommen werben. Dieſe ſollen neben den vom 
heiligen Konzilium zu Trient geforderten Eigenſchaften in ber Seelſorge 
und andern Stirchendienften rühmlich gearbeitet oder ben Erzbifchöfen und 
Bilchöfen in der Verwaltung ber Diögele Beibilfe geleitet ober fi fonft 
durch gen und Wißſenſe aften Verdienſte und Auszeichnung erworben 
paben. ie Stellen der Bilare an den Metropolitan- und Stathebral- 
irchen werden von ben Erzbiſchöfen und ben Bifchdfen frei _bejegt. 
IJedoch wird für ben gegernnürtigen Tall, wo bie Kapitel noch 
nicht beftellt find, folglich die Beftimmungen dieſes Artikels noch nicht 
ümtlic) beobachtet werden können, ber apoſtoliſche Runtius im Ginver- 
han mit Seiner Majejtät und mit Rückficht auf die einfchlägigen 
y tere en die neuen Kapitel einſetzen. Das nämliche gilt auch von 
ren. 

So wie den Dignitarien, Kanonilern und allen zur Reſidenz ver- 
pfliteten Benefiziaten ber Befig mehrerer Benefizien für eine on 
nad) ben Tanont|&en Satungen unterjagt ift,1%) fo find fie auch nad) 
Strenge le orſchriften zur Refidenz, unbefchadet jedoch der Autorität 
des apojtoliichen Stuhles, burchaus verbunden. 


Art. XI. Der König von Bayern wird auf alle Pfarreien, Kurat- 
und einfache Benefizien präfentieren, auf welche Seine Vorfahrer bie 
Herzoge und Aurfiichten aus giltigem Patronatsrechte, e8 mag fich dieſes 
bb en Dotation, Fundation oder Bauführung gründen, präfentiert 
aben. 
Außerdem werben Seine Majeftät zu allen jenen Benefizien präfen- 
tieren, zu welchen geiftlicde Korporationen, bie gegenwärtig nicht mehr 
beſtehen, präjentierten. 18) 
Die Untertdanen Seiner Majeſtät, welche fi im rechtmäßigen Be» 
[ie bes Patronatsrechts nach obigen Titeln befinden, werben ferner zu 
en Pfarreien, Kurat- und einfachen Benefizien, bie unter ihrem Patro- 
natsrechte jtehen, präfentieren.!®) 


20) Diefe find: Januar, März, Mai, Juli, September, Rovember. 

29 Siehe hiezu Min.-E. vom 10. Auguft 1831: „bie VBenefizien des Dom- 
Klerus betr.“ (Web. %, 568). 

7 Ueber die königlichen Präfentationen |. Form.⸗Verordn. vom 17. 
Dezember 1825 8 20 bi. 1 lit. g und 8 86 Abi. II (Web. 3, 285 und 291) 
Berg. auch Min.-E. vom 10. Dezember 1831 (Web. 3, 567: „bie Burüdgabe 
der Privatpatronate betr.“ 

19 Vergl. Min.-E. vom 9. April 1828 (Web. 3, 204). 


r einde-Kbitt 
vom 81. Dftober 1837 (Web. 8, 166 f.). Siehe unten 9b. II $ 111 (Bräfen- 
tationdrechte der Gemeinden); desgl. Min.-E. vom 11. Rovember 1819 . 
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Die biſchoſe und Biſchöfe aber werben den präfentierten Geiſt⸗ 
lichen, wenn fte die erforderlichen Eigenfchaften Defiken, nad) vorgängiger 
Prüfung über Wiſſenſchaft und Sitten, welche bie 'koöfe feiht vorzu⸗ 
nehmen haben, wenn es um Pfarreien oder Kurat⸗Benefizien handelt, 
bie Tanonifche Einſetzung erteilen. ?%) 

Uebrigend muß die Präfentation zu allen diefen Benefizien inner- 
halb der nach den kanoniſchen Vorſchriften beftimmten Zeit gejchehen, 
a oen fie frei von den Erzbiſchöfen und Bilchöfen vergeben 
werben. 

Alle übrigen Pfarreien, Kurat⸗ und einfachen Benefizien, welche 
die vorigen Bilchöfe der nunmehrigen acht Kirchen in Bayern frei beſetzt 
geben, werden von den Grzbiichöfen und Biſchöfen an Perfonen, bie von 

einer Majeftät genehmigt werben, frei vergeben. 2?) 


Art. XII. In Leitung ber Deögefen find die Erzbiſchöfe und 
Biſchoöfe befugt, alles dasjenige auszuüben, was ihnen vermöge Urs 
Hirtenamted Traft der Erklärung oder Anordnung der Tanonifchen ⸗ 


ungen nach der gegenwärtigen und vom heiligen Stuhle —ã 
Kirchendisziplin zuſteht, und insbeſondere: 
a. 1 Vikaren, Ratgebern und Gebilfen in ihrer Berwaltun 
ne e immer hiezu tauglich finden werben, auf 
auftellen; 

b. alle diejenigen in ben geiftlichen Stand aufzunehmen und mit 
den kanoniſchen Titeln zu den höhern Werhen zu beförbern, 
welche fie ihre Didzeſe notwendig und nüßlich erachten, 
wenn biefelben vorher bie von den Erzbiſchöfen und Bifchöfen 
jelbft oder ihren Vikaren mit Beiziehung der Synodal-Erami- 
notoren vorzunehmende Prüfung beitanden haben, ?*) bagegen 
diejenigen, welche fie unmürdig finden, vom Empfange der 


3, 31); fiebe Hiegu befonders Anm. 28 zu 8 19 des Broteftantenebilts, ferner 

Min.-E. vom 5. Dezember 1838: „bie Ausübung der Privatpräfentationsrechte 

auf geiftliche Pfründen betr.“ ee 3, 274) und Min.-E. vom 14. Februar 1848 

gleichen Betreffs (Web. 8, 480); endlih Min.-E. vom 21. Mai 1876: „bie An⸗ 

a ve ee von Präfentationen auf katholiſche Kirchenpfründen betr.“ 
eb. 11, . 


*°, Siehe allerh. Entſchl. vom 12. Rovember 1808: „die Prüfung ber 
Geiftlichen von den Biſchofen und biichöflichen Bifariaten betr.” (Web. 1, 252). 

ei) In dieſer —5 beſtimmt eine Min.E. vom 12. Dezember 1809 
(®eb. 1, 319): „in Zukunft —* feinem Privatpatron über bie geſetzliche Friſt 
von ſechs Monaten die Präjentation zu verzögern geftattet und bei Verſäumung 
dee Friſt zur Präfentation von landes aftswegen nad dem Devolutiond- 
rechte gefchritten merben.” Hiezu Min.-[E. vom 22. März; 1850 (Web. 4, 108), 
nad) welcher der Berluft des entationgrecdhtes durch Ablauf der ſechs Monate 
davon abhängig fein ſoll, daß zuvor eine Erinnerung an ben Säumigen ergangen iſt. 

29 Hiezu |. Min.-E. vom 20. Dezember 1821: „die bifchöflichen Kollations- 
rechte betr.” (eb. 3, 69 und bie bafelbft in Anm. ** angeführten Entfchließungen. 

**) Siehe Art. X Abſ. 2 a. €. 

26) Berordn. vom 28. September 1854: „die Konkurspräfung der Tathol. 
Pfarr⸗ und Brebigtamtslandibaten betr.” (Web. 4, 648) und Ziff. 8 der Min.-E. 
vom 8. April 1862: „den Bolgug bes Konlordats betr." (Web. 4, 380). 

Bergi. 8 88 lit. f der 2. Verf.-VBeilage. 
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Weihen auszujchließen, ohne daß fie hierin unter irgenb einem 
Vorwande gehindert werben künnen; 

c. geiftlihe Saden und insbeſondere Eheſachen, welche nad) bem 
anon 12 Seſſ. 24 des heiligen Konziliums von Xrient vor 
ben geiftlihen Richter gehören, bei ihrem Gerichte zu 
verhandeln und zu entfcheiden. 25) Ausgenommen davon find Die 
rein bürgerlichen Anger enbeiten ber @eijtlichen, 3. B. Ber- 
träge, hulb- und Bihaftsfochen ‚ worüber den weltlichen 
Richtern die Verhandlung und Entſcheidung zufteht; 

d. gegen @eiftliche, welche eine Ahndung verdienen oder keine ehr⸗ 
are geijtliche, ihrem Stande und ihrer Würde anfländige 
Kleidung tragen, die von dem beiligen Konzilium von Trient 
beftimmten oder ihnen jonft zwedmähig ſcheinenden Strafen 
unter ‚Dorbehalt bes Tanonijchen Relurjes zu verhängen unb 
biefelben in Die Seminarien oder andere dazu beftimmte Häufer 
a verfegen, aud gegen jeden ber Bläubigen, welche ſich der 

ebertretungen der nee und der heiligen Slanonen 
ſchuldig machen, kirchliche Zenſuren anzumenben ;*7) 

e. nach Erfordernis des geiſtlichen Hirtenamts ſich dem Clerus und 
dem Vollke der Didzeſe mitzuteilen und ihren Unterricht und 

ihre Anordnungen in kirchlichen @egenftänden frei fund zu 
machen ;2®) übrigens bleibt die Kommunikation ber Bilchöfe, des 
Glerus und ded Volkes mit dem heiligen Stuhle in geiftlichen 
Dingen und kirchlichen Angelegenheiten völlig frei;2®) 

. im Ginverfländniffe mit Seiner Töniglichen Majeftät, befonders 
wegen Anweifung angemefjener Bezüge, Pfarreien zu errichten, 
zu teilen und zu vereinigen ;°9) 

g. Öffentliche Bebete und andere fromme Webungen vorzuſchreiben 
und anzufagen, wenn diefes da8 Wohl der Kirche, des Staates 
ober bed Volkes erheijcht, 3!) und darauf zu fehen, baß bei ben 
kirchlichen VBerrichtungen, beſonders aber in ber Meſſe und ber 
Ausfpendung ber Salramente die lateiniſchen Kirchenformeln 
gebraucht werben. 


Art. XIII Wenn die Erzbifchöfe und Biſchöfe der Regierung 
Anzeige erftatten. daß Bücher in bem Königreiche gebrudt oder einge 
worben feien, deren Inhalt dem Glauben, den guten Sitten oder der 
Kirchenzucht zuwider ift, jo wird dieſelbe Sorge tragen, daß bereu Ber- 
breitung in der gejehlichen Weife verhindert werde. 9?) 


Beil ”*) Bergl. 5 38 lit. b, aud 88 89, 60, 70, TI und 72 ber zweiten Berf.- 
ilage. 
a Siehe ferner 8 76 des eſebes über Beurkundung bed Perſonenſtandes 


— 


2 Vergl. 88 55, 76 lit. a und 79 ber 2. Verf.⸗Beilage. 
29) Siehe biezu Junmehr bie Beſtimmungen des Reihögeiepes über bie 
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Art. XIV. Seine Majejtät werden nicht zugeben, baß die fatho- 
liſche Religion, ihre Gebräuche und Liturgie durch Worte, Thaten oder 
Schriften veraͤchtlich gemacht, oder daß die Vorfteher oder Diener ber 
Kirche in Ausübung ihres Amtes, befonderd in Wahrung ber Glaubens» 
und Sittenlehre und der Kirchenzucht gehindert werden. Da feine fünig- 
lie Majeftät ferner wollen, daß ben Dienern der Religion die ihnen 
nach göttlichen Geboten gebührende Achtung bezeigt werde, jo werben 
allerhöchftdiefelben nicht geftatten, daß irgend etwas zu beren Herab⸗ 
würdigung oder Verachtung geichehe, jondern vielmehr verfügen, daß 
ihnen von allen Obrigfeiten bei jeder Gelegenheit mit befonderer Achtung 
und in der ihrem Stande gebührenden Art begegnet werbe. 83) 


‚ Art. XV. Die Erzbifchöfe und Biſchöfe werden in die Hände 
Seiner königlichen Majeftät ben Eid der Treue in folgenden Morten 
egen: 

„sh ſchwöre und gelobe auf Botted Heilige Evangelien Gehorjan 
und Treue Seiner Majeftät dem Könige. Ebenfo veripreche ich, feine 
Kommunikation zu orte en, an feinem Aaticloge teilzunehmen und 
feine verbächtige Verbindung, weder im Inlande noch auswärts, zu 
unterhalten, welche ber ofenttichen Rube wablic fein tönnte, und 
wenn ich von einem Anſchlage zum Nachteile des Staates, fei es in 
meiner RN oder fonft irgendwo Kenntnis erhalten follte, Tolches 
Seiner Mageftät anzuzeigen.“ 


Art. XVI Dur gegenwärtige Uebereintunft werben die bisher 
in Bayern gegebenen Oelete. Derordnnungen und Verfügungen, infoweit 
fie derjelben entgegen find, als aufgehoben angejehen werden. 


Art. XVII. Alles übrige, was Tirchliche Begenftände und Per- 
— betrifft, wovon in dieſen Artikeln nicht ausdrüdliche Meldung ge⸗ 
chehen ift, wird nad) der Vehre ber Kirche und nad) der bejtehenden und 
angenommenen Disziplin derjelben behandelt werden. Sollte aber in Zu⸗ 
kunft fi ein Anftand ergeben, fo behalten fi Seine Heiligkeit und 
Seine königliche Majeſtät vor, Sich darüber zu benehmen und die Sache 
auf freundichaftliche Weiſe beizulegen. 3%) 


Art. XVII. Beide Tontrahierenden Teile Denhrecen für Eid 
und Ihre Nachfolger die genaue Beobachtung alles defien, worüber mar 
in biefen Artileln gegenfeitig überein gekommen ift, und Seine königliche 
Majeſtät merden gegenwärtige Uebereintunft als Staatsgeſetz erklären. 25) 

Derner beriprechen Seine Ponigfiche Mojeftät für und Ihre 
Nachfolger, nie aus irgend einem Grunde den Artikeln dieſer Meberein- 
kunft etwas beizufügen oder daran etwas abzuändern oder dieſelben aus« 
zulegen ohne Dazwiſchenkunft und Mitwirkung des apoftollihen Stuhles. 


Art. XIX. Die Auswechslung der Ratifilationen gegenwärtiger 


— 





— — — — 


e) engl. 88 80 und SL, auch 30 und 50 ber 2. Berf.-Beilage und Tit. 
IV 8 9 Abſ. 5 der Berf.-Urk., ferner desgl. Art. 44 des Bol.-Str.-Bei.-Buches 
und 88 166, 167, 196, auch 389 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗Buches. 

29) Bergl. hiezu 8 38 ff. der 2. Berf.-Beilage. 

—3 Vergl. oben Anm. 21a auf ©. 524 und Anm. 136 zu 8 108 ber 
2. Berf.-Beilage. 
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Hebereintunf‘ ſoll innerhalb vierzig Tagen von Tage ber Unterzeichnung 
an ober früher, wenn es gejchehen kann, erfolgen 
Gegeben zu Rom den 5. des Monats Funius i im Jahre 1817.*) 


Anhang I 
zur 2. Berfaflungs-Beilage 8 103. 


Edit Über die inneren Rirhlihen Angelegenheiten der 
protefiantifden Gefamt-Gemeinde.!)?2) 


” Näheres über katholifhe Kirche und Kirchengemeinde |. unten 88 194, 


7 In Bang, 0 auf die geſamte proteftantifche Kirhe in Bayern ſteht Dem 
Könige die volle Ausübung ber Kirdhdengewalt, des Kirheuregimentes 


ſel bſt 
dr „roteflantiiche Kirche in Bayern zerfällt in: 
bie evangeliſch⸗lutheriſche Kirche des rechtsrheiniſchen Bayern; 

b bie evangeliſch⸗reformierte Kirche des rechtsrheiniſchen Bapern; 

c. die protehlantifch”edangelifc- chriſtliche Kirche ber Pfalz (für It Ientere, bi bie 
wir hier nicht weiter zu behandeln haben, ſ. bie 
einigung beider brotehantifgen Konfell ionen mit allerh. tier vom 
10. Oltober 1818 ( (Web. 1, 736 

Das „Proteſtanten⸗Edikt“ (einhann II zu 8 103 der 2. Berf.-Beilage) be- 

zieht fich ſowohl auf Die evangelifch-Iutheriiche, wie auch auf bie evangeliſch⸗ 
reformierte Kirche. 

) Bum Proteftanten-Edilt fiehe: 

1) Berfaſſungs⸗Geſetz vom 4. Juni 1848: „die proteflautiihen General- 
er und den Konfiftorialbezirk Speer betr.“ (Web. 8, 711), 
welches lautet 

tt. 1. Dem 5 7 des Ediltes über bie inneren kirchlichen Mnge- 
le — der proteſtantiſchen Kirchen in dem Sönigreiche vo 
ai 1818 ift der Zu 2 beifufügen : 

Die allgemeinen Syno ber Konfiftorialdezirte UAnsbad und 
Bayreuth konnen auf Antrag bed Oberfonfiftoriums mit Eöniglicher 
Genehmigung in eine ungetrennte, an einem geeigneten Orte in 

einem biefer Bezirke abzuhaltende Berfammlung vereinigt werben.“ 


Urt. II. In demjelben 8 7 find die Worte: 
„zur Beratung über innere Kirchenangelegenheiten” 
durch die Worte: 
„zur Beratung über Angelegenheiten ber proteftantiichen Kirche 
des Königreichd Bayern“ 
u erſetzen. 
Art. III. Die Staatsregierung ift ermädtigt, den * 
bezirk Speyer nad Ne bes A en Oberko 
Pr —— ei ie def —— une pmen und dem ua den 
nangelegenbeiten auftragten Stantsminifteriumn unmittelbar 
unferzuorbnen, wenn die General-Synode bes enannten Konfiftorial- 
bezirkes einen Hierauf „gerichteten Antrag ftellen jollte 
In diefem Falle d das proteftantijche Konfiftorium in Speyer 
mit einem felbftändigen Vorſtande verjehen unb, foweit nötig, wit 
geiftlihen Mitgliedern verftärkt. *) 
R Min⸗G. vo 4 
Be TR Ta De Berne Dat rastet 
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Das fogenannte 
Proteſtanten-Edikt. 


I. Berfofiung des proteſtantiſchen Kirchen-⸗Regiments. 


8 1. Das oberite Episfopat und die daraus —— Leitung 

ber proteſtantiſchen innern Kirchen-Angelegenheiten ſoll künftig durch ein 

jerbftändige bersfonfiftorium ausgeübt werden, welches dem Staats⸗ 
inifterium des Innern unmittelbar untergeordnet ift.3)3*) 


8 2, Dasſelbe beſteht: 
a. aus einem Präfidenten bes proteftantifchen Glaubens-Bekennt⸗ 


niſſes 

b. aus bier geiftlichen Ober-KRonfiftorialräten, unter welchen einer 
der reformierten Religion ift; 

c. aus einem weltlichen Rate; 

d. aus dem notwendigen Unterperjonal mit Einjchluß eines Rech⸗ 
nungsverftändigen zur Superrevifion der Piare-gaffionen unb 
5 Rechnungen über die Pfarr⸗Unterſtützungs- und Witwen⸗ 
aflen. 


h 8. Die Ober-Konfiftorialräte haben den Rang der Gentralräte; 
die Gehalte und reſpektive Funktionszulagen des Geſamt⸗Perſonals werden 
auf die Staatskafje übernommen. 


8 4. Statt ber bisherigen Beneral-Delanate follen drei Konfi- 
ftorien, in Ansbach, Bayreuth und für den Rheinkreis zu Speyer er- 
richtet werden. 

Diefe follen künftig beftehen: 


Urt. IV. Gegenwörtiges Geſetz tritt bezüglich der Art. I und UI 
mit dem heutigen Tage, in Unfehung des Art. III nad) Eintritt der 
darin bemerkten Borausfegung in Wirkſamkeit und wird zum Staate- 
grundgefeße erhoben; ferner 

2) allerh. Entichl. vom 12. —J 1818: „die Verhaͤltniſſe ber proteſtan⸗ 
tifhen Kirche im Königreiche betr.” (Web. 1, 554); 

3) Min.-E. vom 1. Oktober 1834 und 15. Januar 1842: „die Bezeich⸗ 
nung „proteſtantiſche“ ftatt „evangeliſche“ Kirche betr.” (Web. 3, 760 
und Anm. *** bafeldft, ferner 3, 480); 

4) Verorbn. vom 7. März 1838: „bie Bildung der proteftantiichen Kon⸗ 
fiftorialbezirfe diesſeits des Rheins betr.“ (Beh. 8, 282); 

5) allerh. Entſchl. vom 12. Januar 1829: „bie Se inäftäguftändigteit betr.“ 
(Web. 2, 0) und allerh. Entſchl. vom 2. Juli 1881: „die Geichäfts- 
uandigteit es tgl. proteſtantiſchen Oberkonſiſtoriums betr.“ (Web. 2, 


Weiter ſ. unten Anm. 26. 

) Im rechtsrheiniſchen Bayern durch das Oberkonſiſtorium in München, 
in der Pfalz durch das Konſiſtorium Ai Speyer; vergl. vorftehende Anm. 2 und 
die in Anm * biezu genannte Kult.-Min.-E. vom 17. Mai 1849. 

°%a) Bezüglich der evangelifch-reformierten Kirche fpeziell ift noch zu vers 
weifen auf allerh. Entichl. vom 26. Februar 1853 (Web. 4, 583 Anm. 8 über 
die Synodalverhältniſſe der reformierten Pfarrgemeinden; (Bünther: Amts⸗ 
An 9194 bie proteftantifchen @eiftlichen 1883 Bd. 1, ©. 828 ff.). Näheres 
unten 
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a. aus einem PVorftande ber proteftantifchen Konfeffion; biefe 
Funktion fol dem Negierungs-Direltor oder dem älteften Re— 
gierungsrate derjelben Konfelftion übertragen werden; 

b. au zwei geijtlien und einem weltlichen proteftantijchen Hate, 

ann 

ce. aus dem notwendigen Unterperfonal. 


8 5. Die Konfiftorialräte haben den Rang der vormaligen Kreis⸗ 
Kirchenräte. Die Beloldungen und rejpeltive Funktionszulagen bes 
Konfiftorial-Perfonals werden gleichfalls auf die Staatskaſſe übernommen. 


8 6. Die Fred e Verfafiung der Diftritts-Delanatet) und 
Difmitts Söulin peltionen,d) fowie der übrigen Mittelorgane 
wird beibehalten. 

8 7. Zur Handhabung ber Kichenverfoffung fol in jedem Dela- 
nate eine jährliche Bifitation®) und am Dekanats⸗Sitze jährli eine 
Didzefan-Spynobde, dann alle vier Jahre eine allgemeine Synode am Eike 
des Konfiftoriums unter der Leitung eines Mitgliedes des Ober-Slonfi- 
Koriumg zur Beratung über Angelegenheiten der proteftantifchen Kirche 

es Königreichs Bayern?) in Gegenwart eines Töniglichen Kommiffärs, 
welcher jedoch an ben Beratungen ſelbſt feinen Anteil zu nehmen bat, 
gehalten werden.®) 

8 8. Die theologifche Prüfungs-FKommiffion für die Aufnahms- 
Prüfung der — —— — bleibt in Ansbach 
mit dem Konſiſtorium daſelbſt, ſowie in Speyer mit dem dortigen Kon⸗ 
Uli: für die Kandidaten aus dem Rheinkreiſe, verbunden. Derſelben 

nd auch die Anftellungs- Prüfungen in den jährlich außzufchreibenden 
Konkurd-Terminen übertragen. 

Es joll dabei rüdfichtlich der Tragen und Aufgaben, der Zenfur 
und Klaffifikation ein analoges Verfahren, wie bei den Prüfungen 
Kandidaten für den Staatsdienft nach der Verordnung vom 9. Dezember 
1817) beobachtet und eingeleitet werben. Im übrigen verbleibt es bei 


*) Hiezu |. 88 15 und 16 des Edikts vom 17. März 1809 (Web. 1, 280): 
„die Bildung der Mittelftellen für die proteitantifchen Kirhenangele enheiten betr.“ 
und „die Spezial⸗Inſtruktion für die Diftrifts-Delane vom 8. September 1809 
(Web. 1, 311). Siehe unten 8 231. 

°) Bergl. die Amts⸗Inſtruktion für die Diſtritts⸗Schul⸗Inſpektoren vom 
15. September 1808: Web. 1, 224 (au die Amts⸗Inſtruktion für die Lofal- 
Schul ⸗Inſpektoren vom gleihen Tag, (Web. 1, 230), Siehe unten 8 433. 

®) Ueber dieſe Bifitationen |. allerh. Entſchl. vom 6. Dftober 1850: „bie 
Bifitation der Kirchen und Pfarreien durch die proteftantiihen Delane betr.“ 
(Web. 4, 186 f.). Ueber die Gebühren in Reichswährung für dieſe Bifitationen 
\. Rult-Min.-E. vom 26. Dfltober 1876 (Web. 11, 659). 

) Ueber diefen jetigen Wortlaut |. Anm. 2: Urt. Il des Geſetzes vom 4. 
Juni 1848. 

®) Ueber den hieher gehörigen Zuſatz zu 8 7 |. oben Anm. 2: Urt. I des 
Geſetzes vom 4. Juni 1848. Die Vereinigung der beiben Synoden gemäß dieſes 
Bufopes it nunmehr eine bauernbe geworden. ©. allerh. Entſchl. vom 1. Auguſt 
881 Nr. II Web. 15, 386. Näheres unten 8 199. 

) An Stelle derielben ift die Berorbn. vom 6. März 1830 (Web. 3, 526) 
getreten. 





8 90a. Die Beilagen zur Berfaflungsurfunde. Proteftanten-Edit. 611 


ber Inſtruktion über die Prüfung der proteftantijchen Pfarramts-Ran- 
Didaten und deren Beförderung dom 23. Yänner 180910) und deren 
Modifikation vom 8. November 1813.11) 


8 9. Die allgemeine Unterftügungs - AUnjtalt für proteftantifche 
Beiftliche des Obermain-, Rezat⸗, Ober- und Unter-Donau=, Iſar⸗ und 
Regenfreijes, dann bie Verjorgungs-Anftalt für Pfarrers-Witwen diejer 
Kreife, bleibt mit ihrer Adminijtration in Nürnberg unter der Leitung 
des Konfiftoriums zu Ansbach und der Oberaufficht des Ober-Ronfifto- 
riums nach der bißderigen Verfaſſung diefer beiden Synftitute, 12) 


IH. Wirkungskreis des Ober-Konfiftorinms und der dieſem unter⸗ 
geordneten Konfiftorien. 


£ 10. Alle Gegenftände, welche die Aufrecäthaltung der Neli- 
ions⸗Edikte und der Verordnungen über die Öffentlichen und bürgerlichen 
erhältniffe der religiöjen Gemeinden und Körperichaften; die Hand- 
habung der gejeglichen Grenzen zwiſchen weltlicher und geiftlicher Gewalt; 
die, Bewahrung und Vertretung der landesfürftlicden Rechte und Inter: 
effen in Bezug auf die Kirchen aller Kontelionen und deren Anftalten 
und Güter; die Handhabung der gejamten Religions» und Kirchen- Polizei 
in allen Beziehungen und befonderd in Rüdficht auf alle äußeren Hand— 
lungen der Kirchengemeinden und ihrer Angehörigen betreffen, gehören 
ur Kompetenz der Kreisregierungen und des Staatsminijteriums bes 
8 nern, 2 nad den näheren Beitimmungen ber gierüber erlaſſenen be= 
fonderen Verordnungen über die Yormation und den Wirkungskreis ber 
oberſten Berwaltungsftellen in ben SKreifen vom 27. März 1817, dann 
über den Geſchäftskreis der Staatsminifterien vom 15. April 1817.14) 


811. Der Wirlungsfreis des Ober-Ronfiftoriums fomwie der ihm 
untergeordneten Konfijtorien in den Kreiſen ift demnach bejchränft auf 
die Gegenftände der inneren Kirchenpolizei; auf die Ausübung des mit 
der Staatögewalt verbundenen Episkopats und die Leitung der innern 
a ee ed jteht ihnen hiernach zu: die Auffiht über 
Kirchenverfaflung, Kirchenordnung, Disziplin, Behrvorträge, Amtsführung 
und Betragen der Geiftlichen, Prüfung, Ordination, Anttellung und Bes 
förderung der Kandidaten, Erteilung des Religiond-Unterrichts in ben 


0) Web. 1, 262. 

2) Hiezu ſ. die „neue Redaktion der Befördberungsordnung ber proteftan- 
tiichen Beikligen" vom 27. Oktober 1820 (Web. 2, 51). 

2) Hiezu |. bie Verorbn. vom 26. Juni 1827: „bie Ordnung der allge- 
meinen Unterftügungsanftalt für die proteftantiihen Pfarreien des Königreichs 
Bayern biesfeitd des Rheins betr." (Web. 3, 381 ff.) ; vergl. auch Berorbn. vom 
25. März 1812 (Web. 1, 386). 

Ueber die Pfarrwitwenkaſſe und Bfarrwitwen-Penfionsanftalt : allerh. Entſchl. 
vom 31. Dftober 1826 (Web. 3, 367 und Anm. * daſelbſt); vergl. auch Verordn. 
vom 8. Februar 1814 (Web. 1, 449). 

29) Jetzt: Staatsminifterium des Innern für Kirchen- und Schulange- 
legenheiten. 

120) Web. 1, 514 ff. und 528 ff. bezw. jeht Form.⸗Verordn. vom 17. 
Dezember 1825 (Web. 3, 279 ff.). 
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Schulen, Kultus, Viturgie und Ritual, Purifilationen und Dismem- 
brationen der Pfarreien, Erledigung und Wieberbefegung der Pfarrftellen 
unb anderer Kirchendienſte, Anveffitur der Geiftlihen, Synobal- unb 
Didzefan-Verhältniffe, Dispenjationen, Pfarr-Witmen- und Pfarr-Pen- 
flond-Anftalten, Fatierung und Veränderung der Pfarr-Einkünfte. 

Sn Anfehung des Beichäftskreifes des Ober-Ronfiftoriums und der 
untern Konfiftorien wirb e8 im allgemeinen bei den Beftimmungen belaffen, 
welche hierüber in ben früheren Edikten, nämlid): 

a. in der Anordnung einer Sektion in Sirchengegenftänden vom 

8. September 1808,15) insbefondere im 8 VI; 

b. in ben Inſtruktionen für da8 General» Konfiftorium und für 
die General-Kreis-Kommiljariate, in Beziehung auf das Kirchen⸗ 
wejen ber proteftantifchen Geſamt⸗Gemeinde des Königreichs 
Bayern vom 8. September 1809; 16) 

e. in dem Edilte über die Bildung ber Mittelftellen für die prote- 
ftantifchen Kirchen⸗Angelegenheiten vom 17. März 180917) ent- 
halten find. 

8 12 Sn Ainjehung der Dermaltung des Stiftungs-Dermögens 
und der Oberauffiht über die Erhaltung un amedmäßige Derwenbung 
des Vermögens der a Kirche und Kicchen-Stiftungen ver- 
bleibt es bei den bisherigen gejeglichen Beftimmungen. 1) 


13. Dem Ober-Ronfiltorium ift bie Auffiht über bas prote- 
antiſch⸗theologiſche Studium auf der Univerfität Erlangen in Anfehung 
er Behren übertragen, auch wird bei Bejegung ber theologiichen Behr- 

ftellen dasfelbe mit feinem Gutachten vernommen. 


8 14. Demijelben, ſowie ben untern Konfiftorien in ihren Be 
—57 — verbleibt, wie ſchon in den gienderen Edikten verordnet war, die 
uffiht über den proteftantiichen Religions-Interriht in den Schulen. 
Die Aufficht und die Anordnungen über den übrigen Unterricht, fowohl 
in ben Volksſchulen als Studienanftalten, ‚gehören als ein Staatspolizei⸗ 
Gegenstand Lediglich zur Kompetenz der Kegierungen und des Staats- 
minifteriums des Innern!) nad) ben darüber beftehenden geſetzlichen Ein- 
rihtungen. In ben Streifen, in welchen die größere Beni der Ein⸗ 
wohner proteftantijcher Konfeffion ift, foll jedoch das Referat in Schul: 
Angelegenheiten einem Rate von biefer Konfeffion übertragen, aud ſoll 
unter den Ober-Studienräten jederzeit Einer von ber proteftantijchen 
Konfeifion angeftellt werben. 


III. Berhältuiffe des Ober:-Ronfiftoriums zu den untern Koufifterien 
und diefer zu den Negierungen und andern weltlichen Behörden. 


8 15. Die Konfiftorien behalten in allen Beziehungen gegen bas 
Ober-Stonfiftorium bdasfelbe Verhältnis, in welchem die zeitherigen Bene 
tal-Delanate zu dem General-Ronfiftorium geftellt waren. 


129 Web. 1, 296 fi. 

19 Web. 1, 278. 

Dies find die Veftimmungen in ben H 59 Abſ. 3—5 und 4 U. 
7. Mai 1818 (Web. 1, 566 und 571). 


3 Web. 1, 217. 
5—8 des revidierten Semeinde-Ebiltö vom 1 
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8 16. Die Konfiftorien find in ihrem Wirkungstreije gegen die 
Regierungen als koordinierte Stellen zu betrachten, wonach fie ſich wechjel- 
jeitig gegen einander zu benehmen haben ; in Staats=, Polizeis und andern 
nach dem Edikte über die äußern Nechtöperhältnifie zur weltlichen Res 
gierung gehörigen Gegenſtänden aber find fie den Regierungen unter- 
geben; dieſe haben jedoch in ihren Ausfertigungen an biejelben ſich jeber- 
zeit einer geziemenden Schreibart zu bedienen. 


8 17. Den Konfiftorien find in Gegenftänden ihres Wirkungs- 
freifes die Diftrikts-Delanate und Pfarrer untergeordnet; Verfügungen 
an weltliche Behörden können fie nur durch die Regierung bewirken, 
welche ihnen zur Unterftüßung in der Ausübung ihrer Amt3befugnifle 
nicht verweigert werden bürfen, folange fie in den gejeßlichen Schranten 
ihres Wirkungskreiſes verbleiben; auch werden bie Landgerichte1?) und 
übrigen Polizeiftellen en angewiejen, denjelben hiezu jederzeit den 
erforderlichen Beiftand zu leiften. 


IV. Berhältniffe des Ober: Konfiftoriums zu dem Staatöminiiterinm 
des Ynnern.1) 


& 18. Das Ober-Ronfiftorium ift ein dem Staatöminifterium des 
Annern!3) unmittelbar untergeordnete Kollegium ; es empfängt hiernad) 
von demfelben Aufträge und Befehle durch Rejtripte und erftattet an 
dasſelbe Berichte. 


19. Dasfelbe bat hiernach an genanntes Staatsminijterium 
utachtliche Berichte zu erftatten und durch dieſes die allerhöchfte Ent⸗ 
Nie ung zu erholen: 

a. in allen Begenftänden neuer organischer kirchlicher Einrichtungen 
und allgemeiner Verordnungen ; 

b. bei Anorbnungen allgemeiner öffentlicher Bebete und außer- 
FE Kirchenfeſte oder Abſchaffung beftehender Feſte und 

eiertage; 

c. in Fällen, wo es auf Beitimmung ber Verhältniffe zwiſchen 
katholiſchen und proteſtantiſchen —** und einzelner Ein⸗ 
wohner verſchiedener Glaubensbekenntnifſe ankömmt, nad) SS 47 
und 48 der Konfiftorial-Ordnung, ?!) wohin insbeſondere die 
PBurifilationen gemifchter Pfarreien gehören; 

d. bei h ispenjationögejuchen wegen verbotener Verwandtſchafts⸗ 

trade ;*?) 





— 


19) It: Tönigl. Bezirlsämter und unmittelbaren Magiſtrate. 

m) aatsminifterium des Innern für Kirchen⸗ und Schulangelegenheiten. 
2) Konfift.-Ordn. vom 8. September 1809 Tit. II: Web. 1, 302 f. 

2 Vergl. hiezu 88 28, 33, 35 und 50 Abſ. 1 des ae iehen 
vom 6. Yebruar 1875. Die im obigen 8 19 lit. d angeführte Dispenfation 
wegen verbotener Verwandtſchaftsgrade ift nunmehr weggefallen. Außer den Dis- 
penfationen nach 88 28, 85 und 50 Abſ. 1 des Berfonenftandögejepes gibt ed nur 
noch Dispenfation nach 8 33 Hilf. 5 1. c. (Diöpenjation von dem Verbote ber 
Ehe zwifchen einem wegen Ehebruch Seichiedenen und feinem faul en) und 
au diefer tft nach 8 1 der Verordn. vom 15. Dezember 1875 (Web. Il, 260) 

ntſcheidung des Königs erforderlich. Näheres Bb. II $ 240. 
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e. über alle Anftellungen und Beförderungen in geiftlidden Amts- 
—5 Derjeßungen, Degradationen, Suspenftonen vom Amte, 
enftonterungen, tfegungen ober Ausjchliegungen vom geift- 
ihen Amte; 

bei Einteilung der Pfarriprengel und Errichtung neuer Pjarr- 

eien oder Vereinigung mehrerer Gemeinden in eine Pfarrei; 

B- bei Anordnungen außerordentlier Synodal-Berfammlungen ; 

. über die Reſultate gehaltener allgemeiner Synobdal-VBerfamm- 
ungen; 

. über die Annahme neuer Stiftungen zu kirchlichen Zwecken mit 
Vorbehalt der Kompetenz der Kreisregierungen in Anjehung ber 
abmintftrativen Degiehungen; 

k. kn re ni ein Benehmen mit andern Staatöminifterien er- 

orderlich ift. 

Nebitdem hat dasſelbe am Schlufje eines jeben jahres eine allge- 
meine Weberficht des kirchlichen Zuftandes der proteftantiichen Gefamt- 
Gemeinde mit ben im Laufe des Jahres darin vorgegangenen wichtigen 
Beränberungen mit guiachtlicden Bemerkungen vorzulegen. 


V. Geſchäftsgang. 


8 20. Die Leitung der Geſchäfte Liegt bei dem Ober-Konfiftorium 
dem Präfidenten und bei ben untern Ronfifforien dem Borftande und in 
Abwejenheit oder Verhinderung desfelben dem erſten Rate ob. 


8 21. Aller Ginlauf wird von dem Vorſtande geöffnet und 
präfentiert. Derjelbe hat zu forgen, daB alsbald die Eintragung in das 
mit dem Bejchäfts-Protofolle verbundene befondere Einlauf: Jonenal be= 
wirft und die Produkte mit den Voralten an diejenigen Referenten ver⸗ 
teilt werden, welche er entweder durch eine allgemeine Repartitions⸗Vor⸗ 
ſchrift oder in einzelnen Füllen beſonders benannt hat. 


5 22. Sämtliche Gegenftände werden mittelft gemeinfchaftlicher 
Beratung in förmlichen Sigungen behandelt; in jeder Woche foll eine 
Sißung nad der Beftimmung des Vorſtandes gehalten werden. 


& 23. Der Borftand hält wie in andern Kolegien die Umfrage, 
ſpricht die Beichlüffe nach der Einheit oder Diehrheit der Stimmen aus 
und läßt dieſelben in das Sitzungs⸗Protokoll eintragen. Bei er⸗ 
gebender Stimmengleichheit iſt die Stimme des Vorſtandes entſcheidend. 


8 24. Sämtliche Entwürfe werden von dem Proponenten unter⸗ 
zeichnet und von bem Vorſtande mit bem Exrpebiatur verfehen; der Sefre- 
tär bemerkt auf bemjelben den Tag ber Sikung mit Hineilung auf die 
Nummer de3 Sikungs-Protofolls und jorgt fodann für die Reinſchrift. 


— — — — — 


29 Vergl. hiezu Anm. 5 zu 8 4, ferner 8 48 der 4. Berf.-Beilage über 
das Patronatsrecht der Standbesherren und 8 22 ber 6. Berf.-Beilage über das 
leiche Recht der Butäherren; weiter Anm. 19 zu Art. XI des Konkordats über 
das Bräfentationsrecht der Gemeinden, befonderd bie bajelbft angeführte Min.-E. 
vom 11. Rovember 1819 (Web. 3, 81) und Ziff. 152-154 der Bollz.-Borfchr. zum 
Gemeinbe-Edilt vom 31. Dftober 1837 (Web. 8, 156 f.). Näheres 8 111 über 
Bräfentationsrechte der Gemeinde. 
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